


5 
h 


<36611435600012 


<36611435600012 


Bayer. Staatsbibliothek 


\ 


7 


* 
[4 
. 
- 
* 
Ey 
. 
* * 
, 
Ei - 
— 
⸗ N 
- 1 
= * 
x . 
⸗ ” 
x ‘ 
. . - 
” 
“ 
% 
[2 
“ 
0 ü 
. 
- 
- 
“ 
— 
- 
D 
. 
— 
J J 
a 


Digitized by Google 








Handbuch 


Verfaſſung, Gerichtsordnung 





geſammten Verwaltung 
pfalz. 
Von 


Dr. Siebenpfeiffer. 





Fortgeſetzt 
von 
Luttringshauſen, 


Regierungs⸗Secretär. 


1. Band, 





Biertes, fünftes und fehstes Bud. 


ö— — — — — — 


Speyer, 1846. 
8.08 Neivhbard’8 Buchhandlung. 





BIBLIOCAECA 
REG AL 


MONACENSIS. 
— 









— ee — — — — — 


Buchdruckerei von Daniel Kranzbühler. 


Inhaltsanzeige 
des zweiten Bandes. 
Siehe die Bemerkung bei der Inhaltsanzeige des erſten Bandes. 





Seite 
Biertes Buch. Volkswirt aft. 


Erſte Abtheilung. Landwirthſchaft und Viehzucht. 


Erſter Abſchnitt. Landwir 


Erſtes Capitel. Meberhbaupt © 0 2 2 2 072008 
Zweites Capitel. Obfbaumsudt . » 2! 2. 2. — 
Drittes Sapitel. Weide. 2:2 2 2 2 0 2 0 
Biertes Capitel. Sümpfe 2 0 0 
Fünftes Capitel. Schädliche und nüglihe Thiere 

und Ungesiefer © - oo 2 v2 2 2 02. 1% 
Sechsſtes Sapitel. Jagd » : 2: 2 ve ı vr 
Siebentes Eapitel. Feldhut, Aerndtie ». 2.2.2 — 
Achtes Sapitel, Privatwalbungen . x. 2... — 


Zweiter Abſchnitt. Viehzucht. 


es Capitel. Beförberungsmittel . . .„. 17 


Zweites Capitel. Tpierärzte und Tpierfranf- 


eiten ° ” . ⸗ ⸗ ⸗ * ” ⸗ — 18 


Drittes Capitel. Viehmärkte Tr Tr Tr a hr 26 
Viertes Capitel. Zuchtvieh Z_ L . + f} J — 
Zweite Abtheilung. Handel und Gewerbe — 


Erſter Abſchnitt. Ueberhaupt. ie 


Erſtes Capitel. Polytehnifher Unterrihbt . . 26 
Zweites. Capitel, Zünfte und Innungen . . . — 
Drittes Capitel, Handelstammern. . 2» 2... 9 
‚ Biertes Capitel. Sahverffändige in Handels: 


. ‚und Fabrikſachen. »,. men error — 








Seite 
Fünftes Capitel. Handelsbörfen . . 2. 2. 2. 2. — 
Scehötes Capitel. Induftrieausftellug ... — 
Siebentes Sapitel. Erfindungen und Entdedun- 


Achtes Sa itel, Märkte, Haufirhbandel, . . . Ai 


ehntes Capitel. Anfchlagzettel . 2 2.2.2 — 
Eiftes Sapitel. Tax der Lebensmittel , x... — 
Zwölftes Eapitel. Maaß und Gewidt . . . . 126 
Dreizehntes Eapitel, Straßen und Wege; Baus 

Be er en ae N 
Erfter Titel. Ueberhaupt; Behörden . . „138 
Zweiter Titel. Eintheilung der Straßen | 








Dritter Titel. Staats- und Departemental 138 


‚Bierter Titel, — Bizinal⸗, 5 und 
efdwege . . Ps 150 





‚Fünfter Titel. . Abtretung von & enthum; Bauftoffe 154 


Sehster Titel: Bergebung ; ber. Arbeiten; Straßen 
durch Feſtungen. * 


Siebenter Titel. Straßenpolizei u A 
— . . 181 








Bierzehntes Capitel. Gewäſſer 7. ten. 234 

Erfter Titel. Schiff⸗ und for ‚Stafe und — 234 

‚I MUeberhaupt . . r on. 234 

$. I. Holzflößereien a. 236 
$. IL Goldwaſchen am Rhein . Fur 

$. WV. Schifffahrt, Fähren, Rheinoctrosi.. 242 

xx Titel. Unſchiffbare Gewã er .42. 209 














Seite 


Fünfter Titel. Arflegung neuer Waflerwerle . .. — 


Sechster Titel. Verlorenes Gut im Waflr . . . — 
-Siebenter Titel. Mineralbrunnen — 


Achter Ditel. Kanäle [7 * * + * . * “ “ I 304 
ünfzehntes Capitel. o ſt⸗ und Botenwe en. .„ 8231 


Erfter Titel. Poftbebörden 2 2 2 0 0. 924 
Zweiter Titel. Sonftige allgemeine Berfügungen . 322 
Dritter Titel, Pofwagen 2 2 2 2 0 20. 333 
Bierter Titel. Poſtfreiheit in Amtsfahen . . . . 334 


Fünfter Titel. Diligencen und Miethfutfhen . . . 335 
Sechster Titel. Briefpolt - 2 2 22 42335 
Siebenter Titel Landboten . ». 2 2 202... — 


Sechs zehntes Capitel. Münzen . 2 2 2 02 0. 8397 
Siebenzehntes Eapitel, Zoll-, Mautb= und Hans 


delsverträge 


Achtzehntes Capitel. Wegaelb 2 2 2 0 0. 354 
Neunzehntes Capitel. Oewerb- und Fabrifzeihen 355 


weiter Abſchnitt. Einzelne Klaffen von Gewerben . 358 


es Capitel. Jfraeliten ; ir 
Zweite Gapitel. Berg» und Dättenwefen .. — 
Drittes Capitel. Schauſpiele, Buchhändler, 











Buhdruder. . .. 0.2 — 
Bierted Capitel, Yapierfabriten,. ‚Sumpeufans 
mel ...x. eo 00. 958 


Fünftes Capitel. J  Susıline‘. 361 
Sechstes Capitel. Klingewaaren . 2 2 2 220 — 
Siebentes Gapitel. Lei R — 
Achtes Capitel. Glasfabriften . . 2 2: 2 2 2 — 
Neuntes Capitel. Waffenfabrifen . . » 2.2. — 
Zehntes Kapitel. Bäder... . . — 


Elftes Capitel. Hazardſpiele; — — 
Zwölftes Capitel. Leibrentengeſellſchaften — 


Dreizehntes itel. otafhfieden. . 2: 2.21 — 


Vierzehntes Capitel. Müller und Mühlen... — 





IV 


Dritte Abtheilung. Armenwefen - 2 2 2 0. . 468 


Anhan 


Seite 
Fünfzehntes Capitel. Bauhandwerker . . — 
Sechszehntes Capitel. on und Affe: 
furanzgefellfhaften . . . 00%. 364 
Siebenzehntes Capitel. Die Bayer. otheken⸗ 
und Wechſelbank.....2428 
457 









Erſtes Capitel. Bettler; Kolleften . 2 2. . 583 


' Zweite Sapitel. Armenhaug in Franfentbal . 533 
' Drittes Capitel. Findels und verlaffene Kinder 586 
" Biertes Capitel. Leihhäuſer und Syarfaffen . 592 


“ Fünftes Capitel. Taubftummez; Blinde - . . „ 620 


Schötes Eapitel. Hülfskaffe. © 2 2 2 2... 622 
Siebentes Capitel. Armenbad in Wiesbaden . — 
Achtes Capitel. Barmherzige Schwefern .. — 
Neuntes Bapitel. Fremde Armen 2 2 2...626 


Zehntes Sapitel, Theuerung und Mangel ; . . 636 


Eiftes Sapitel. Hofpisien . - 2 2 22 2020 


Anhang. Karolinenfiftung © > 2 2 2 637 





Fünftes Bud. Militärwefen. 





Erfter Abſchnitt. Stehendes Heer. 


Erftes Eapitel, Ueberbaupt © 2 2 2 2 2 2 2 64 
Zweites Capitel. Ergänzung des Heeres. . .„ 643 


. Drittes Capitel. Einftellungen, Handgeld, Ein- 


anbsfapitalien. . . R ; z 648 


Viertes Capitel. Militärpflictigkeit — Aus: 


wandbernden 05 0 nn 656 
ünftes itel. Beurlaubte „2 2 2 2 2....656 


Sechstes Kapitel. Berfegung, Bertaufgun . — 


Siebentes :Capitel, Vermögen der Soldaten . „ 657 


V 


Seite 
Achtes | Deferteurg, Widerſpenſtige, 
Gariel 2 1 0 x j 
Neuntes Capitel. Monturfoffe, Pferde Fe 


Zweiter Abſchnitt. Yanbwehr . 22 0 0% 
Dritter Abſchnitt. Vorſpann und V ung . .. 
Vierter Abſchnitt. Feſtungen und Kriegsplätie eh 
Zünfter Abſchnitt. Militärgerichtsbarteit . - . . . 
Sechster Abſchnitt. Miltärpoliii 2 2 2.2. 


Erftes Capitel. Waffen und Montur EEE 
Zweites Capitel. Pulver und Salpeter ; 








IıBıIBRBERIIE 


Vierte Gapitel. Rrie 8 efan 1. Zee 


Siebenter Abſchnitt. Militärpenfioniften, — 
Invaliden, Militärverwaltungsffond....668 


Achter Abſchnitt. Militäriſche Auszeichuungen... 669 


Schstes Bug. Staatswirthſchaft. 
Erſte Hauptabtheilung. Einnahmen. 
Erſter Abſchnitt. Domänen. | 
Erſtes Capitel. Staatsgut 22.068 
Er er Titel, Ueber au = FREE 





$.1 Mahrung des Eigenthums ———— . — 


g. IL. Veräußerung von Stantnalvunge . je 
DE Buluin: > 0’’% 2’. ’ 5. 6% 


$. IV. Nubungen Can Holz, Jagd ıc. ... 2... 673 
uk u BR vr 











$. = Schäadliche und. nüglihe Thiere : . u. — 








s. X. — len I un u 


Vierter Titel. Torfflecherein - © 2 2 2 2 2% 698 
ün er Titel, R dämme > * 0) * « * 9 me 
Sechster Titel, Tloßbähe - oo 0.0 eu 0. 


weites Capitel. Berg- und Hüttenwefen . . 718 


Drittes Capitel. Renten oder Grundzinfe .. — 
Biertes Bapitel, Staatsfapitalien „ 2. 2. . 719 


ünftes Capitel. Salsresie 2 a 2 2 0. . 70 


Sechstes Capi.el. Lotterien . . . .. 722 
Siebentes Capitel. Geldfirafen; Gäadenerfak: 


Achtes Capitel: a und Erhebung der 
Domänengefälle:. 2 2 2 — 


Zweiter Abſchnitt. Steuern und aben. 


Erfte Unterabtheilung. Behörden - 2 2 2 2 22. 728 
Zweite Unterabtheilung. Direkte Steuern. | 

Erſtes Capitel. Grundlage und Bertheilung . 725 

Erfter Titel. Grunde und Häuferfteuer 2... 72 


weiter Titel. Perſonal ⸗ und Mobiliarftuer . — 
Dritter Titel. Thür- und denen! euer . 


Vierter Titel. Gewerbfteuer 0. — .731 


Zweites Capitel. Erhebun der — . 139 
Drittes Capitel. Steuerbefhwerden PR 748 


Biertes Capitel. KRatafter . En . 748 
Dritte Unterabtheilung. Indirekte Steuern und Abgaben. — 


Erfies Sapitel. Enregifirement. . 2 2 2 2... 786 
Zweites Gapitel. Stempelgebühren . . . . . 796 
Drittes Capitel. Gerihtsfhreibgebühren. . . — 
Biertes Eapitel, Inferiptiong= und Trangferip- 


tionsgebühren .. + * . 8 8 en, 5 “ — 
Bierte Unterabtheilung. Umlagen . . 2 2. 0... 








vu 


Seite 
Erſtes Capitel. Zuſatzkreuzer 4 —— 
Zweites Capitel. Außerordentlihe Umlagen. . — 
Zweite Hauptabtheilung. Ausgaben. 
Erfter Abſchnitt. Ueberbup 2 2 2 2 200. Bid 
Zweiter Abſchnitt. Staats- und Landesjchulden ; 
Staatdpapiere © 2 2 2 2 42814 
Dritte Hauptabtheilung Staatsbüdget und Red- 
nungsweſen. 
Erſter Abſchnitt. Staatsbüdget.......815 
Zweiter Abſchnitt. Rechnungsweſen u. ſ. w. 
Erſtes Capitel. Ueberhaupt..8834 


Zweites Capitel. Zahlungsanweiſungen und 


Quittungen 2 2 02 0... 88 
Drittes Eapitel, Arreft auf Staatsgelder . . — 


Bierted Capitel. Oberſter Rebnungshof . ». ». — 
Fünftes Capitel. Befoldungen und Penfionen. — 


Anhang: Das Zollweien bir 2 2 2 2 2 0 0. 848 


-r 
.. 
” 


“rt. 

* 

J 

CIERr SE 
“ 

FAR! Due“ 

’ ." 
. 

Ih,” 
. 


* 


— rg, . Fr 
.. f} —A Ye ta we 
r * * er 3 
3 J 2 Te . 
“ 
W Br - 
Ip . . . ‚ J 
—V — A 
J * or . 
u B] .. * \, 
— ⸗ J 
Sr: 1.5. ® ... 1 LE * i 
.r + 7 * 
ef 
·* PL? Ber 1 "f N - Mu r, 
Kuh 


“0. — an 2 


D 
.s “ 
„u. 

.. 

.. 
bs 

.’ I. 

* .. 


. 


Digitized by Google 


Viertes Buſch. 


— 


Volkswirthcehart. 


Dr. ee een Berfaffung ac. 1 


Digitized by Google 


Biertes Bud. 
Yolfswirthbfhaft 


Erftte Abtheilung. 
Landwirthſchaft und Viehzucht. 


Erfter Abſchnitt. 
Landwirthſchaft. 


Erſtes Capitel. 
uUeberhaupt. 
4. Band, p. 1. 


$. 1. Erlaß des Königl. Minifteriums des Innern vom 1. 
Drtober 1835, Amtsbl. Ma 49, p- 469, die Reorganifation des land⸗ 
wirtbfchaftlichen Vereines betr. 


Staatsminifterium des Innern. 

Nahdem die Zeitverhältniffe eine Revifion der Statuten des landwirth⸗ 
fhaftlihen Vereins für Bayern zur abfoluten Nothwendigkeit gemacht und 
dringende Borftellungen von Mitgliedern aus allen Kreifen ber Monarchie eine 
folhe Revifion insbefondere aber eine Herabfeßung der Beiträge als erfle und 
unabläßige Bedingung höheren Auffhwunges und tief eingreifender Wirkſamkeit 
dieſes hochwichtigen Inftituts bezeichnet hatten, fo haben nachflefende bie ges 
äußerten Wünfche der Mitglieder forgfältig beachtende revidirte Satzungen bes 
genannten Vereins auf den Anirag des in Gemäßpeit der Statuten gehörig 
ermächtigten Generaltomite’s und im Folge des von den Anmwälden nad ben 
Satzungen gefammelten und konftatirten Abftimmungsrefultates die allerhöchfte 
Königliche Beftätigung erlangt. 

Indem das unterfertigte Staatsminifterium biefes für Bayerns landwirth⸗ 
fhaftlihe Intereffen fo wichtige und erfreulige Ereigniß zur öffentlichen Kunde 
bringt, gibt fich felbes dem feften Vertrauen hin, es werde der ſchon bisher als 
ſo heilfam erprobte Berein durch die Hinzutritte der bemfelben bioher noch fern 
gebliebenen größeren Gutsbefiter aller Kathegorien, durch ben Beitritt des 
Regierungsperfonals, der Diſtrikts⸗, Lokal- und Polizeibeamten und des Pfarr- 


Herus der verfchiedenen Konfelfionen, der zahlreichen Gemeinden, und durch 
T 1 * 
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ſofortiges kräftiges Verfolgen ſeiner ſchönen Aufgabe bald jenes volle Maaß 
ſegenvollen Wirkens erreichen, wozu die Stimme ſeines Monarchen ihn beruft, 
wozu die Intelligenz der Nation und der wiederholt bewährte Schutz ihn in 
vollem Maaße befähigt, und wozu die Verhältniſſe Bayerns die lauteſte Auf⸗ 
forderung in ſich ſchließen. 


Satungen des Iandwirthfchaftlichen Vereins in Bayern, 


I. Abſchnitt. 
Zwed und Mittel des landwirthfhaftlihden Bereins. 

$. 1. Der Iandwirtpfchaftliche Verein in Bayern iſt eine zur Belebung 
und möglichfien Emporbringung der Landwirtbfchaft von Seiner Majeftät 
dem Könige genehmigte und -unter dem Allerhöchſten Schuße ſtehende Ge⸗ 
fellfchaft. 

$. 2. Der Berein fucht feinen Zwed zu erreichen: 

a) durch mündliche und fehriftliche Mittpeilung der Mitglieder unter fich, 
durch möglichft fchnelle Kundgabe der merkwürdigften Entdeckungen und Erfin- 
dungen auf dem Gebiete der Landwirthfchaft und der damit in nächfter Ber- 
bindung ftehenden Gewerbe, fowie durch Ankauf und Mittheilung wichtiger und 
gemeinnütziger Schriften; 

b) durch Ankauf und Verbreitung landwirthſchaftlicher Geräthe, Maſchinen, 
Modelle, nützlicher Sämereien und Gewächſe; 

c) durch Veranlaſſung auf den Landbau und die damit zunächſt zuſam— 
menhängenden Gewerbe fih beziehender naturwiflenfchaftlicher Berfuhe von 
Seite erfahrner Landwirthe und Gewerbsfeute; 

d) durch Belehrungen, Unterftüßungen und Bertheilung von Preifen an 
diejenigen, welche wichtige landwirthſchaftliche Verfuhe mit Fleiß und entfchie- 
denem Erfolge ausgeführt haben, fowie an die Berfafler von dem Vereine ver- 
anlaßter gelungener Schriften. 


u Abſchnitt. 
Mitglieder des Vereins. 

6. 3. Der Berein befteht aus: - 

a) ordentlichen, 

b) korrefpondirenden und Ehrenmitgliedern. 

$. 4. Als ordentlihe Mitglieder können außer den wirklichen Gutsbefigern 
und Landwirthen auch Beamte, Seelforger und alle jene Perfonen aufgenom«- 
men werden, deren Kenntniffe, Stellung oder Wirkſamkeit dem Bereine nüglich 
werben bürften. 

Die begüterien ordentlichen Mitglieder wirken vorzugsweife durch Verſuche 
mit landwirthſchaftlichen Geräthen und Maſchinen, fowie durch Anbau von Sä- 
mereien und Gewächſen überhaupt, oder durch Beifpiel und Belehrung auf die 
landwirthſchaftliche Intelligenz ihrer nachbarlichen Umgebung; fie theilen dem 
Dereine ihre Erfahrungen und Rasprichten über die Eigentpümlichfeiten und 


Erſte Abtheilung — Landwirthſchaft und Viehzucht. 5 


Merkwürdigkeiten der Iandwirthfchaftlichen Produktion und des Betriebs ihrer 
Gegend, fowie Borfchläge zur Beförderung des Zweckes des Vereins über- 
haupt mit. 

Die unbegüterten ordentlichen Mitglieder fördern die Zwecke des Vereins 
durch Ermunterung und Mittheilung nütslichet theoretifcher und praftifcher 
Renntniffe, fowie der Refultate ihrer Forſchungen und ihrer Korrefpondenzen, 
ferner durch thätige Theilnahme an der Gefhäftsleitung und Berwaltung des 
Bereines. 

Die ordentlihen Mitglieber Teiften einen jährlichen vorauszubezahfenden 
Geldbeitrag von 2 fl. 42 fr., fie genießen alle Rechte und Bortpeile, welche der 
Berein barbietet, namentlich : 

a) Antheil an deſſen Bermögen, 

b) Benüßung ber dem Bereine angehörigen Sammlungen, 

c) Theilnahme an der Bertwaltung des Vereins nach den hierüber beflehen: 
den befondern Beflimmungen, 

d) das Recht, den jährlichen öffentlichen Berfammlungen beizuwohnen, 

e) das Recht des unentgeldlichen Bezuges des Centralvereinsblattes, 


$. 5. Als korrefpondirende und Ehrenmitglieder können ausgezeichnete 
Beamte, Schrififieller, Künftfer, Landwirthe und Gewerbsleute auswärtiger 
Staaten in der am Octoberfefte zu haltenden öffentlichen Sigung des General» 
fomites ernannt werben. 


8.6. Die Aufnahme der ordentlichen Mitglieder gefchicht durch die Kreis- 
fomitds ihres Wohnortes. Die Aufnapmsurkunde wird durch den Borftand 
des Generalfomitis kontrafignirt und ihr das Folium und Nummer des 
Generalverzeichniffes der fämmtlihen Mitglieder des Vereins beigefeßt. Ueber⸗ 
dies wird die Aufnahme ber Mitglieder durch die Bereinsblätter zur allgemeinen 
Kenntniß gebracht. 


$. 7. Der Austritt eines Mitgliedes aus dem Bereine muß, um gültig 
and wirkſam zu ſeyn, fohriftlih und zwar drei Monate vor Ablauf des Rech» 
nungsjahres dem Kreistomitl, und durch diefes dem Generaltomitd angezeigt 
werden. 
m Abſchnitt. 


Berwaltungsorganismug, 

$. 8. Für den Gefammtverein befteht in der Haupt» und Refidenzitabt 
München ein Generallomitd (welches zugleich Kreistomitd für den Iſarkreis ift), 
für jeden der übrigen Kreife des Königreiches aber in jeder Kreishauptftabt ein 
Kreistomite. | 

$. 9. Das Generaltomitd beſteht aus 24 Mitgliedern, und dieſe werden 
je zur Hälfte aus den Bereinsmitgliedern des Iſarkreiſes und zur Hälfte aus 
des übrigen Kreistomitds aus den in der Haupt» und Reſidenzſtadt München, 
oder in der auf drei Stunden berechneten Umgebung bderfelben wohnenden Ber 
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einsmitgliebern gewählt, und dieſe Wahl wird von 3 zu 3 Jahren zur Hälfte 
erneuert, 

Die erfte derartige Erneuerung erfolgt im Sommer 1837, indem 6 ber 
aus der Wahl der Bereinsglieder. des Zfarkreifes und 6 der aus der Wahl der 
übrigen Kreisfomit?s hervorgegangene mittelft Bezeichnung durch das Loos 
austreten, 

Für die Folge und von dem 2ten Erneuerungsfalle anfangend, bedingt ſich 
der Austritt durch die Funktionsdauer, fo daß die in der Funktion älteren 12 
Mitglieder den Neugewählten Pla machen. Die Ausgetretenen find wieder 
wählbar und ihre Funktionszeit wird von der neuen Wahl an gerechnet. 


Der Eintritt der zur Hälfte durch die Mitglieder des Iſarkreiſes und zur 
Hälfte durch die übrigen Kreistomites gewählten Erfagleute findet nur für den 
Fall gänzlichen Austrittes eines Mitgliedes und nur bis zu dem Zeitpunfte 
ftatt, in welchem diefe Mitglieder der Austritt getroffen hätte. ö 


$. 10. Jedes Kreisfomite befteht aus 12 Mitgliedern, welche durch bie 
Bereinsmitgliever des Kreifes aus ber Mitte der in der Kreispauptfladt ſelbſt, 
oder in deren auf 3 Stunden berechneten Umgebung wohnenden Bereinsgliever 
gewählt werden. Bon dieſen tritt von 3 zu 3 Jahren, und zwar in dem erfien 
Falle (Sommer 1837) durch Bezeichnung mittelft des Loofes und in Zukunft 
nach der Funktionodauer die Hälfte der Mitglieder aus, 

Die ausgetretenen Mitglieder find wieder wählbar. 

Bezüglich ver Erfaßmänner gilt die Analogie. des $. 10 Feftgefegten. 


$. 11, Das Generalfomitd ift das Organ des Gefammivereind; in ihm 
fonzentrirt fi) die ganze Maſſe der von den Bereinsgliedern gefammelten Er» 
fahrungen. Bon ihm aus wird bie durch Entdedungen und Erfindungen auf 
dem Gebiete der Naturmwiffenfchaften bereicherte Intelligenz mittelſt der Kreig- 
fomites bis auf die Fluren des Yandmannes geleitet, um bort in einer ben 
örtlichen Berhältniffen entfprechenden Anwendung der Landwirthſchaft Sicher: 
heit, Kraft und Ausdehnung zu verfchaffen. 


Das Generaltomite forgt: | 

a) dafür, daß die jeweiligen Fortfchritte der Landwirthſchaft und der da» 
mit in Berbindung flehenden nationalöfonomifchen und fonfligen Wiffenfchaften 
mit Benüßung der von der phyfifalifch-mathematifchen Klaffe der Akademie der 
Wiſſenſchaften auf dem Gebiete der Phyſik und Chemie und Mechanik geſam⸗ 
melten, der Landwirthſchaft nüßlichen Entdeckungen und Erfindungen, und ine» 
befondere der Bemerkungen, wozu diefe Klaffe in den ihr mitzutheilenden Zah: 
resberichten der Kreistomitds bezüglich der genannten Sphäre etwa Anlaß fin- 
den könnte, durch das von ihm rebigirte Centralblatt den fämmtlichen Vereins» 
mitgliedern befannt gemacht werben; basfelbe gilt für 

b) die dur das Staatsminifterium. des Innern veranlaßten Gutachten, 
ebenfo 
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ce) beantwortet felbes ſowohl die von. den Kreislomites, als die durch biefe 
Komitds von einzelnen Mitgliedern übergebenen Anfragen; dasſelbe erftattet 

d) alljährlich, auf den Grund der von den Kreistomitis eingefendeten 
Jahresberichte, einen. Generalbericht über den Stand ber Landeskultur Bayerns, 
über die Wirkſamkeit der Kreistomitls, fowie einzelner ausgezeichneter Lande 
wirtfe und um den. Berein verbienter Beamten, auch fortan in dem bisherigen 
Naaße. Ihm liegt 

e) die Anordnung bes alljährlich auf der Thereſienwieſe bei München zu 
haltenden, zugleich das Kreisfeſt des Iſarkreiſes im ſich ſchließenden landwirth⸗ 
ſchaftlichen Nationalfeſtes (Octoberfeſtes) Bayerns ob. Es leitet 

f) die Thätigkeit der Kreiskomites, verwaltet 

g) das für den Berein bereit6 erworbene und noch zu eriwerbende Ber- 
mögen und übt 

h) auf den gefammten Iandwirthfchaftlichen Unterricht den durch die aller- 
höchſte Verordnung vom 16. Februar 1833 feſtgeſetzten Einfluß. 


$. 12: Zur wirkfameren Berfolgung ber fagungsmäßigen Zwecke des Ber- 
eins und um deſſen Beftrebungen ohne hemmende Bielfcpreiberei die nöthige 
Bollzugsgewähr zuzumenden, hat in Folge allerhöchſter Genehmigung ber je- 
weilige Staatsminifter des Innern, oder in deſſen Abwefenpeit deſſen Gtellver- 
treter die 1. Vorſtandſchaft des Generallomite zu übernehmen. 


Der 2te Borfland, welhem alle von dem Minifter des Innern als Aſten 
Borkande nicht felbft beforgte Gefchäfte zulommen, und bie beiden Sekretäre 
des Generalfomitds werden von den Mitgliedern diefes Komitess gewählt, und 
deren Wahl wird, fo ferne keine befondern Umflände in der Zwiſchenzeit einen 
Austritt herbeiführen, von drei zu drei Jahren erneuert. 

Der Gefhäftsgang richtet ſich nach der gewöhnlichen Kollegtalorbnung. 


$. 13. Das Generaltomit? und bie Kreistomitis können auch einzeln in 
ihrer Mitte nicht gewählte Vereinsmitglieder zur Theilnahme an ihren Sitzungen 
einladen, und ebenfo im befonderen Falle dem Bereine nicht angehörende Sach⸗ 
verfländige einberufen. 

Erfpeint die Zuratheziehung der in die Kreistomitös nicht gewählten Mit- 
glieder über eine von der Staatsregierung dem Gutachten des Gefammtvereins 
unterftellte Angelegenheit oder über diftriftive landwirthſchaftliche Intereflen er- 
ſprießlich, fo Kann folhe auf Antrag des Generaltomitis von dem Staatsmi- 
nifterium des Innern angeorbnet werben, welches in folhen Fällen den Zu— 
fammentritt nach Iandwirthfchaftlich verwandten Bezirfen verfügt, und die Vor⸗ 
flände jedes folchen Bezirkes bezeichnet. 

$. 14. Das Generaltomitd führt in feinem Siegel einen filbernen Pflug 
im bfauen Felde mit der Umfchrift: „Generaltomit des landwirthſchaftlichen 
Bereins in Bayern.” 

$. 15. Die Kreistomitis bieten den Kenntniffen, Erfahrungen und DBe« 
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mühungen ber Bereinsmitglieber einen fpeziellen Dittefpunft ihres Wirkens dar. 
pre Aufgabe umfaßt insbefondere: 

a) Verbreitung nüßliher Kenntniffe in dem Kreife durch Vertheilung des 
von dem Generaltomit? herausgegebenen Bereindblattes, durch Abfaffung und 
Verbreitung von Auffägen über fpeziele Landwirthſchaftsverhältniſſe des Kreifes 
durch eine alfen Mitgliedern zugängliche Sammlung nützlicher Bücher, Modelle, 
Mafchinen u, dgl. und fo weit ed angemeflen erfheint, und unbefchadet des 
Gfeichgewichtes zwifchen Einnahme und Ausgabe gefehehen kann, durch Heraus: 
nabe eines lediglich mit Spezialifirung resp. Yofalifirung der in dem allge 
meinen Bereinsblatt enthaltenen allgemeinen Entwidelungen und mit reinen 
Kreislandwirtpfehafts-Angelegenheiten fich befaſſenden Kreisblattes ; 

b) Beantwortung der von dem Generaltomit oder ber Kreisregierung ges 
Rellten, dann der Anfragen einzelner Mitglieder oder Vorlage der letzteren an 
das Generalfomitd und Hinausgabe feiner Antworten; 

c) Erftattung des Zahresderichtes an das Generalkomité; 

d) Anordnung des vor dem’ Centralfefte jährlich abzupaltenden landwirth⸗ 
fchaftlihen Kreisfeſtes; 

) Einwirkung auf den difiriftiven und Iofalen Landwirthſchaftsbetrieb; 

N) Berwaltung bes in dem Kreife befindlihen oder noch zu erwerbenden 
Bereinsvermögend, insbefondere auch Erpebung fümmtliher Beiträge und Ab» 
lieferung der treffenden Rate an das Generaltomit? in dem von demfelben be» 
flimmten Termin; 

g) Handhabung des durch die Verordnung vom 16. Februar 1833 begrün- 
deten Einfluffes auf die Landwirthſchaftsſchulen des Kreifes, 

$. 16. Die Kreisfomites führen als Siegel einen filbernen Pflug in 
blauem Felde mit der Umſchrift: „Landwirthſchaftlicher Verein Bayerns, KRomite 
des N, Krelſes.“ 

$. 17. Die erſte Vorſtandſchaft jedes Kreisfomites hat aus dem im $. 12 
angebeuteten Motive und auf den Grund erfolgter allerhöchſter Genehmigung 
der jeweilige Generaltommiffär und Regierungspräfident des betreffenden Krei« 
fes, mit der Befugniß fih in dem ſelbſtbeſtimmten Maaße durch den zweit ge- 
wählten Vorſtand vertreten zu laffen. — Der zweite Vorſtand und die zwei 
Sekretäre werden nach Analogie des $. 12 von dem Kreistomitd gewählt, und 
diefe Wahl wird von 3 zu 3 Jahren erneuert. 

$. 18. Die Berrichtungen in dem Generaltomitd ſowohl, als in den Kreis— 
fomitds find für die durch Wapl dazu berufenen Mitglieder eine unentgeldlich 
zu erfüllende Verpflichtung. Bedienftete des Vereins können fortan in ftändiger 
Eigenfgaft nicht aufgenommen werben. 

vv. Abſchnitt. 
Berfammlungen. 
$. 19, Das Generalfomite und die Kreisfomitis find ‚gehalten, ſich mo⸗ 
natlich mindeſtens einmal in förmlicher Sitzung zu verſammeln. 
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$. 20. Zu den Sitzungen des Generaltomitis und der Kreiskomités kön⸗ 
nen auch Bereinsmitglieder, welche nicht Mitglieder der Komites find, beige 
zogen werben. Ebenfo können einzelne in das Komitk nicht gewählte Mitglie- 
der zu Bearbeitung befonderer Aufgaben eingeladen werben. 


$. 21. Zäprlih Hält jedes Kreistomitd zur Befprechung allgemeiner Ber- 
einsintereffen während des Kreisfeftes eine öffentliche Sigung, welcher alle zur 
Zeit des Feſtes in der Kreishauptflabt anmwefenden Mitglieder beizuwohnen be- 
rechtigt find, ° | | 

$. 22, Ebenfo Hält das Generallomitd jährlich während des Dctoberfeftes 
eine Öffentliche Sißung, an welcher ſämmtliche Abordnungen des Kreisfomitds, 
fowie alle in der Haupt» und Refivenzfiadt eben anmwefende Vorſtände und Mit- 
glieder diefer Komites Theil zu nehmen die Befugniß haben. 


$. 23. Ueberdies können, fo oft die mündliche Zuratheziehung auch der 
in den Komites nicht gewählten Bereinsmitglieder einzelner Diſtrikte oder gans 
zer Kreife, oder der Öefanımtmonardie, über von der Staatsregierung dem 
Butachten des Gefammtvereines unterftellte Angelegenpeiten, oder über allge- 
meine und biftriftive Intereffen erfprießlich erfcheinende, von dem Königl. 
Staatsminiferium des Innern auf Antrag des Generaltomitis bifriftive Zu⸗ 
fammentritte nad Tandwirtpfchaftlich verwandten Rayons und unter dem Bor» 
fige der von dem benannten Staatsminifterium benannten Vorflände angeord- 
net werben, 

Die wirkliche Berufung folder Diftritsverfammlungen, fowie die Inſtruir⸗ 
ung der Borflände und die nähere Präcifirung der in Gemäßheit des Beruf: 
ungszwedes ausfcließend zur Beratpung zu bringenden Gegenflände reffortirt 
in folden Fällen zu dem Wirkungsfreife des Generalfomitds, 


V. Abſchnitt. 
Vermögen des Vereins. 

$. 24. Das Vermögen und die jährlichen Einkünfte des Vereins werben 
von jedem Komite für feinen Kreis, von dem Generalkomité für den Gefammt- 
verein verwaltet. 

Ueber die mit den erforderlihen Nachweiſen verfehene jährliche Rechnungs: 
flellung jedes Komites wird unter gleichzeitiger Borlage die jährlich revidirten 
Snventarien bei der Berfammlung am Bereindfefle und durch entfprechende 
Ueberſichten in den Bereinsblättern öffentliche Rechenfchaft gegeben. 


$. 25. Das Vermögen bes Bereinesd ift untheilbar. Als folches erfcheint 
alles, was jedes Komit? an Gebäuden, Gründen, Sammlungen, Fahrniß, Ka- 
pitalien u. dgl. befißt. Das Bermögen eines fih auflöfenden Kreistomites 
geht zur Verwaltung und Verwendung für den Gefammtverein bis zur Bildung 
eines neuen Komités an das Generaltomite über, 

$. 26. Die Einkünfte des Generaltomite beftehen aus: 

1. dem Ertrage feines Eentralblattes, 
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2. aus der auf 42 fr, feſtgeſetzten Rate von dem Beitrage jedes: ordent⸗ 
lihen Mitgliedes ($. 4), 

3. den Unterflüßungsbeiträgen der Staatsregierung, 

4. den etwaigen Gefchenten und fonfligen zufälligen Einnahmen. 


$. 27. Die Einfünfte jedes Kreisfomitis: befiehen: 

1. aus 2 fl. von ben Beiträgen jedes orbentlichen in feinem Kreife wop- 
nenden Mitgliedes, | 

2. den von der Staatsregierung und Kreisfonds genehmigten Zufchüffen, 

3. aus Geſchenken und fonftigen Einnahmen. 

Der Berein glaubt auf den Grund biefer die Berüdfihtigung der an ben» 
felben gebraten vielfeltigen Wünſche in fich fchlteßenden Saßungen einer fegend- 
reichen Folge entgegenfehen zu dürfen. Indem er fih verpflichtet fieht, den 
aroßen folgreichen Zweden feine vollen Kräfte mit wärmftem Eifer und ächter 
Baterlandsliebe zu widmen, fieht er bei den auf Ein Viertel herabgefeßten Bei- 
trägen, zahlreichen Beitritten, indbefondere auch von Seite der mit Förderung 
national⸗ökonomiſcher Intereffen beirauten Staatd- und Gemeindebeamten, 
dann des vermöge feiner edlen Stellung das Gedeihen alles Guten zunächſt 
bedingenden Pfarrklerus aller Konfeffionen vertrauungsvoll entgegen. 


$. 2. Abänderungen und Zuſätze zu den Sabungen bes Iand- 
wirthſchaftlichen Vereins in Bayern vom 3. Auguft 1839, Amtsbl. Ms, 
40 vom Jahre 1839, p. 342. 


Der $. 12 lautet nunmehr wie folgt: 


Das Generaltomite hat einen erften und einen zweiten Vorſtand. 

Beide werden je auf drei Jahre von Seiner Majeflät dem Könige 
aus den Mitgliedern des Generaltomit? ernannt. 

Das Generaltomitt wählt aus feinen Mitgliedern zwei Sefretäre, und er- 
neuert biefe Wahl von drei zu drei Sahren, fofern keine befondern Umftände 
in ber Zwifchenzeit einen Austritt herbeiführen. 

Der Gefhäftsgang richtet ſich nach der gewöhnlichen Kollegialordnung. 

Diejenigen Angelegenheiten, welche das Generaltomitd in feiner Eigenfchaft 
als Kreistomitt yon Oberbayern berühren, werden unter ber Leitung des erften 
ober bes zweiten Borftandes ausſchließend von den nad $. 9 von den Bereind- 
mitgliedern von Oberbayern gewählten zwölf Mitglievern, unbefchabet ihrer 
Theilnapme an den Berathungen über die allgemeinen Angelegenheiten bes 
Generaltomite, in befondern Situngen behandelt. 

Der $. 23 erhält folgenden Zufaß: 

Es bleibt aber auch den Kreistomitds unbenommen, die Bereinsmitglieder 
des Regierungsbezirkes oder einzelner Theile desfelben, ſo oft fie es erforderlich 
finden, in ſolchen diſtriktiven Zufammentritten zu vereinigen, dieſe Bezirköver- 
fammlungen mit Gutachten zu vernehmen, und von benfelben Anzeigen: und 
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Aufſchlüſſe über die Iandwirtpfchaftlichen Zuftände, Berhältniffe und Bedürfnifle 
ihres Bezirkes zu erholen, 

Es wird den Kreisftomites zu diefem Zwecke geftattet, mit Zufimmung der 
betreffenden Königl. Regierung, Kammer bes Innern, die landwirthſchaftlich 
verwandten Bezirke, nach welchen die Zufammentritte erfolgen follen, feflzu- 
feßen, die Borftände der Verfammlungen zu befimmen, und über die Art und 
Weiſe des Zufammentrittes und ber Berathung die geeigneten Anordnungen zu 
treffen. 

Den Borfländen folder Berfammlungen ift geftattet, nach ihrem Ermeffen 
auch ausgezeichnete Landwirthe, welche Feine Bereindmitglieder find, zu den 
Berathungen beizuziehen. 


Der $. 24 Tautet nunmehr folgendermaaßen: 


Das Bermögen und bie jährlichen Einkünfte des Vereins werben von je— 
dem Komite für feinen Kreis, von dem Generalkomité für den Gefammtverein 
verwaltet. 

Jedes Kreisfomite hat vor Anfang des Jahres einen wohlbemeflenen Etat 
feiner Einnahmen und Ausgaben feftzuftellen, der die Grundlage feiner Ber» 
waltung bildet. 

Das Seneraltomitd hat den Etat feiner jährlichen Einnahmen und Aus» 
gaben jedesmal rechtzeitig zu entwerfen, denfelben fofort den Kreisfomites zur 
Erinnerung mitzutheilen, und nad forgfältger Prüfung biefer Erinnerungen 
feßzuftellen, alsvann aber den Kreistomitls fund zu geben. 

Ueber die Berwaltung ded Vermögens und die Berwendung der zugemie- 
fenen Einnahmen ift von jedem Kreisfomitd, ſowie von dem Generaltomits 
unter Anfügung der mit den erforderlichen Nachweifen verfehenen Jahresrech- 
nung und unter gleichzeitiger Vorlage der jährlich zu revidirenden Inventarien, 
bet der Berfammlung am Bereindfefte und durch entfprechende Ueberſichten in 
den Bereinsblättern öffentliche Rechenſchaft zu geben. 

Werden bezüglich der Verwaltung bed Vermögens oder der Verwendung 
der Einnahmen von einzelnen Bereindmitglievern oder Komites Befchwerden 
erhoben, fo find diefelben durch das Miniflerium des Innern zu prüfen und zu 
entfcheiden. ' 


Der $. 25 lautet nunmehr folgendermaaßen: 


Das Bermögen des Bereins ift untheilbar. 

Als ſolches erfcheint alles, was jedes KomitE an Gebäuden, Gründen, 
Sammlungen, Fahrniffen, KRapitalien u. dgl. befißt. — Das Vermögen eines 
fich auflöfenden Kreisfomitd wird, bis zur Bildung eines neuen Kreistomits, 
von dem SPräfiventen der betreffenden Königl, Kreidregierung, oder befien 
Stellvertreter, unter Zuziehung zweier Mitglieder dieſes Komitd verwaltet, 
und die Nußungen besfelben zur Förderung ber Landwirthſchaft des Kreifes 
verwendet, 
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Zum fünften Kapitel, 
Schädliche und nüßlide Thiere. 
4. Band, p. 33. 


$. 3. Verfügung der Kreisregierung vom 3. April 1834, die 
Bertilgung der Feldmäufe betr., Amtsbl. M 19, p. 184. 


Da die Feldmäufe, dur den äußerfi gelinden Winter begünftigt, in mans 
eu Gegenden des Kreifes ſich fo fkark vermehrt haben, daß große Gefahr für 
die dießjährigen Feldfrüchte zu befürchten ift, fo werden die Landfommiffariate 
und Bürgermeiflerämier angeiwiefen, der Abwendung dieſes Uebels ihre vorzüg⸗ 
liche Aufmerkfamfeit zu widmen, und die geeigneten Maaßregeln unverzüglich 
‚au ergreifen, bamit dort, wo es die Umflände erfordern, mit aller Tpätigkeit 
auf die Bertilgung diefer den Feldfrüchten fo Shädlihen Thiere hingewirkt werde. 


Die Landlommiffariate haben fich Hiebei im Wefentlihen nah den unterm 
10. Juli 1822 (Intelligenzbl. von 1822 As 111) gegebenen Berhaltungsnor- 
men zu achten, und hienach zu veranlaffen, daß die Bürgermeifter und Gemein» 
deräthe derjenigen Gemeinden, auf deren Gemarkungen ein bedenfliches Weber- 
handnehmen der Feldmäuſe fich zeigt oder zu beforgen ift, über die dagegen an- 
zuwenden Mittel fogleich Berathung pflegen und ihre Beichlüffe den Landkom— 
miffarlaten zur Genehmigung vorlegen. 


Gegen die fäumigen Gutsbefiger, welche ben polizeilichen Aufforderungen 
in diefer Beziehung binnen der ihnen vorzufeßenden Frift nicht nachkommen, ift 
fodann die gerichtlihe Befrafung auf den Grund des Art. 475 AM 12 des 
Strafgeſetzbuches unnachſichtlich zu provociren und die Bertilgung der Mäufe. 
auf ihren Grundflüden auf ihre Rechnung vollziehen zu laſſen. 

Die Wahl der PVertilgungsmitiel muß im Allgemeinen den betreffenden 
Gemeinden und Qutsbefißern nach Maaßgabe der Fofalverpältuiffe und der be— 
reits bewährten Erfahrungen überlaffen werden, 

Man hat in den Kreisintelligenzblättern deren mehrere, namentlich in der 
Ausfchreibung vom 22. November 1822 (Intelligenzbl. vom Jahr 1822 As 211) 
den Gebrauch des Erdbohrers empfohlen, worauf bier wiederholt aufmerk⸗ 
fan gemacht wird. 

Der Gebrauch des Giftes zur Mäufevertilgung ift zwar wegen deſſen 
Gefährlichkeit durch die eben angeführte Verordnung im Allgemeinen unterfagt 
worden; da indeflen in den Fällen, wo ber Gebrauch biefes Mittels bisher 
ausnahmeweife geflattet worden ift, fid dasfelbe als das wirkſamſte zur ſchnel— 
Ien Erreihung des Zwedes bewährt hat, und durch Beobachtung gewiſſer Bor« 
fihtsmaaßregeln der Gefahr vorgebeugt werden kann, fo will man geftatten, 
daß die Landlommiffariate da, wo die Anwendung fohnell wirffamer 
Mittel geboten if, und andere Maafregeln ungureihend be- 
funden werden, bie Bürgermeiflerämter zur Anwendung bes — Mit⸗ 
tels ermaͤchtigen. 
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In Bezug auf den Gebrauch des Giftes zu beſagtem Zwecke findet man 
jedoch für nöthig, folgende Vorſchriſten zu ertheilen: 

1. Das zur Mäuſetödtung benöthigte Gift darf von den Apothekern nur 
unter genauer Veobachtung der über den Giftverkauf beſtehenden Verordnungen 
an bekannte oder ſolche Perſonen abgegeben werden, die ſich durch bürgermei- 
feramtliche Zeugniffe über den Zwed der Verwendung des Giftes gehörig zu 
legitimiren vermögen. Die abzugebende Quantität Gift muß forgfam ge 
padt, verfiegelt und mit Ueberſchrift verfehen feyn. 

2. Die Mifhung des Mäufegiftes, beſtehend aus einem Theile Gift, vier 
Theilen Mehl nah Gewicht und der nöthigen Menge Waſſer hat unter genauer 
Auffiht des Ortsvorſtandes oder eines von demfelben hiezu belegirten Mitglie- 
des des Gemeinderaths zu gefchehen, und es ift dabei Sorge zu tragen, daß 
bievon Fein Rüdftand bleibe. 

3. Ebenſo darf das Legen des Giftes in die nach vorherigem Zutreten 
frifh geöffneten Mäufelöcher unr unter gehöriger Aufſicht vorgenommen 
werden, womit die Ortsvorflände einige Gemeinderäthe zu beauftragen haben, 
unter deren Auffiht und Leitung das Gift durch verläßige Männer anzu- 
legen if. 

Diefen Individuen, fowie den mit der Auffiht beauftragten Gemeinde» 
räthen dürfen angemeflene Remunerationen vorfchußweife aus den Gemeinde» 
kaſſen bewilligt werden, welde von den betreffenden Qutsbefigern nach ben 
Maaßftabe ihrer Grundfleuer auf den Grund erefutorifh erklärter Hebrollen 
den Gemeindekaſſen zu erfeßen find, 

4. Die biezu gebrauchten Gefchirre find nach gefchehener Benüßung ſogleich 
zu zertrümern und an einem abgelegenen Orte zu vergraben. 

Die Königl. Landtommiffariate und Kantonsphpſikate haben über die ge» 
naue Beobachtung biefer VBorfihtsmaagregeln zu wachen und leßtere die betref⸗ 
fenden Apotheker gehörig hienach anzuweifen. 

Zugleich werben die genannten Behörden aufmerffam gemacht, ein wach» 
fames Auge darauf zu haben, daß nicht andere unbefugte Individuen fih mit 
Gifthandel befaffen. 

$. 4. In dem Amtsbl. M 24 vom Jahre 1834, p. 257, wird 
das einige Tage fortgefeste Zutreten der Löcher und Gänge auf einer 
ganzen Gewann als erprobte BVertilgungsmittel der Mäufe ange 
rühmt. 

$. 5. Berfügung der Kreisregierung vom 25. Mär; 1837, 
Amtsdl. M 20, p. 162, Lofalverordnungen über die Vertilgung ber 
Sperlinge betr. ° 

Der unterfertigten Stelle wurden Lokalreglements, die Bertilgung der 
Spelinge bezwedend, zur Genehmigung vorgelegt, in welden feftgefegt werden 
mwolte, daß jeder Grundeigenthümer im: Berhältniffe des Blächenraumes feiner 
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Grundbefißungen eine beflimmte Anzahl getödteter Sperlinge an bie Lokalbe— 
börden abliefern, oder im Unterlaffungsfalle einen beflimmten Betrag an Geld 
zu zahlen verpflichtet feyn follte, 

Sofalverorbnungen ber Art überfchreiten den Wirkungskreis der Verwal- 
tungobehörden, und konnten daher die Genehmigung ber unterfertigten Stelle 
nicht erhalten, da zum Vollzuge diefer Maaßregel immerhin die fchilichfte Zeit 
gewählt werden muß. 


Die Bertilgung oder mindeſtens die Verminderung ber Ueberzahl dieſer 
dem Erndteertrag nachtheiligen Bögel kann mit Erfolg nur vom Mat an bie 
Ende Auguft bewirkt werben, in welcher Zeit fie drei- bis viermal brüten, und 
jevesmal 3 bis 6 Jungen probuziren. Da fie in der Negel unter den Dächern 
und in Mauerlöchern der Wohn» und Defonomiegebäude niften, fo kann bei 
einiger Aufmerkſamkeit der Ort, wo fie ihre Nefter, und die Zeit, wann fie ihre 
Zungen ansgebrütet haben, leicht beobachtet werden. In dieſem Zeitraume 
kann die Vertilgung der Jungen leicht gefchehen, unb ihrer zu flarfen Ber- 
mehrung dadurch Einhalt gethan werben, 

Wenn daher, wie es hinſichtlich der Vertilgung der Raupenneſter vorge- 
ſchrieben iſt, durch Lokalreglements angeordnet wird, daß jeder Eigenthümer 
von Wohn- und Oekonomiegebäuden bei Vermeidung einer Polizeiſtrafe gehal- 
ten feyn foll, die jungen Sperlinge ehe fie flid werden, in den in feinen Ge— 
bäuden befindlichen Neftern zu vertilgen, fo wird der vorgeſetzte Zweck, fo viel 
als möglich und räthlich ift erreicht. 

Die Auffiht darüber, ob jeder Eigenthümer von Gebäuden die beftehende 
Lokalverordnung befolgt, kann den Gemeindedienern oder Schüßen übertragen 
werben, welde letztere die Nichtbefolgung der gegebenen Verordnung durch 
Protokolle zu konſtatiren, und ben Polizeigerichten zur Befrafung anzeigen 
können. 

Die Wichtigkeit des Gegenſtandes dürfte es ſogar räthlich machen, für dieſe 

Aufſicht beſondere Individuen anzuſtellen, wozu arme arbeitsunfähige Leute ge⸗ 
gen eine mäßige nach der Zahl der entdeckten Kontraventionen zu bemeſſende 
und auf die Gemeindekaſſe zu übernehmende Entſchädigung verwendet werden 
können. 
Die Lokalbehörden haben daher, da wo es räthlich erſcheint, in Folge des 
Gefeßes vom 16. — 24, Auguft 1790, Tit. 11, Art. 3, „16 6, Poltzeireglements 
in biefem Sinne, mit den von den Lokalitäten allenfalls gebotenen Nodifika⸗ 
tionen zu erlaffen, und diefelben den Königl. Landlommiffariaten vor Ablauf 
des fommenden Monates zur Genehmigung vorzulegen. 


$. 6. Entſchließung der Regierung vom 21. Jänner 1838, 
Amtsbl. M 7, p. 39, die Bertilgung der, der Landwirthſchaft ſchäd⸗ 


lichen Thiere betr. 
Mit Bezugnahme auf die in dem Amtsblatte des Zahres 1833, er 9, 
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1834, 42 19, befannt gemachten Verfügungen, als auch auf die in A 24 des 
Amtsblaites 1834 angegebenen Maaßregeln zur Vertilgung jener der Land- 
wirtbfchaft Shädlichen Thiere, ald: Mäufe, Sperlinge, Raupen, Nebftecher und 
anderen, werben die Königl. Landlommiffariate, die Königl. Baubeamten und 
die fämmtlichen Lokalbehörden zur genauen Befolgung diefer Borfchriften an- 
gewiefen, und man gewärtiget, daß bdiefelben diefem Gegenftande ihre volle 
Aufmerkſamkeit widmen werben, 

Man macht bei diefem Anlaffe wiederholt auf das im Amtsblatte 1834, 
Seite 257, empfohlene Mittel zur Bertilgung der Feldmäufe aufmerkfam, 

Es Hat ſich befonders dann als fehr wirkfam bewährt, wenn die Löcher 
und Gänge der Feldmäufe gur Zeit. wann. bie Erbe zugefroren ift, mit 
Rotthacken feſt zugeſchlagen werben. 

Die Ortsvorſtände haben ungeſäumt dieſes Vertilgungsmittel auf ihren 
Bännen anzuordnen, und wenn die Gutsbeſitzer und Pächter verſäumen, dieſe 
Arbeiten auf ihren Feldern in der vorgeſchriebenen Zeit ſelbſt vorzunehmen, die⸗ 
ſelben auf ihre Koſten vornehmen zu laſſen. 

Im verwichenen Zahre haben beſonders die Engerlinge (Maikaͤferlarven — 
gewöhnlich Kappesſtößer genannt), ſehr bedeutenden Schaden an den Feldpro⸗ 
dulten verurfarht. 

Durch planmäßiges Abfchütteln der Mailäfer von ben Obfibäumen, welches 
gleich Anfangs im Mat vor ihrer Paarung gefihehen müßte, könnte ber Der» 
mehrung der Engerlinge oder Kappesftößer, welde von ihnen herrühren, ſchon 
fehr wirkfam begegnet, und das Abfreffen der Blätter und Blüthen der Obft- 
bäume, welches in manchen Jahren fo verberbli if, als jenes der Raupen 
verhütet werben. 

Da aber in ver Nähe von Waldungen, in denen bie Maikäfer in großer _ 
Menge ſich einfinden, biefes Mittel mindeftens zur Bertilgung ber; Engerlinge 
auf den Feldern allein nicht ausreichend ift, indem der Eigentpümer dadurch nur 
feine Bäume vor den Berheerungen ber Mailäfer fchügen könnte, feine Grund- 
ftüde aber nicht vor jenen ber Engerlinge, welche von den auch von fremden 
Bäumen Zommenden Maikäfern dahin gebracht werben, und bis zu ihrer Um⸗ 
geftaltung in Mailäfer 4—5 Jahre im Boden bleiben, fo erfcheint das Auflefen 
der Engerlinge pinter dem Pfluge, durch den fie in großer Menge zu Tag be» 
fördert werben, als eines ber wirkfamften Mittel zur Bertilgung biefes ſchäd⸗ 
lichen Snieltes, 

Die Ortsvorftände werben baher aufgefordert, zu dem Ende geeignete %o- 
talverordnungen zu erlaffen, und den Bollgug berfelben durch die Feldſchützen 
fireng iberwachen zu laffen. 

Bar den Guisbeſitzern läßt fih um fo mehr guter Wille in Befolgung 
diefer Inorbnungen erwarten, als jeder zunächft nur bie Abwendbung des ihm 
droheiden eigenen Schadens zu berüdfichtigen hat. 

$. 7. Unterm 10. April 1841, Amtsbl. M 27, p- 219, wer- 
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den die Drtsvorftände auf die Bertilgung der Maifäfer und Enger- 
linge aufmerffam gemacht und das planmäßige und fortgefegte Ein- 
fammeln und Bertilgen der Maifäfer vor der Paarung derfelben als 


befonders erfolgreich empfohlen. 

$. 8. Regierungsverfügung vom 14. März 1842, Amtsbl. M 
24, p. 213, die Bertilgung des Sauerwurms oder der Traubenmotte 
in den Weinbergen betr, 

Es {ft zur Anzeige gelommen, daß in einigen weinbauenden Gegenden -des 
Kreifes der fogenannte Sauerwurm (die wurmartige Raupe eines Heinen 
Nactichmetterlings, der Traubenmotte, tinea uvella) bedeutende Befchädigungen 
in den Weinbergen anrichtet und deren Ertrag fehr beeinträchtigt, und daß 
auch dermal wieder. in ben Weinbergen mander Gemeinden, namentlich in 
den Gemarfungen von Ruppertsberg, Deidesheim und Forft fih die Puppen 
diefes Inſektes fowohl an den Wingertsfliefein und Balfen, wie an den 
Weinſtöcken, befonvders in dem Baft an den Schenkeln ber. alten Weinflöde 
in fo großer Menge vorfinden, daß eine ungewöhnlide Vermehrung des In⸗ 
fettes und damit ein bedeutender Nachtheil: für die dießjährige Weinerndte zu 
befürchten ſteht. 

Da die Bertilgung des Wurmes felbft, befonderd wenn er in Menge er» 
ſcheint, große Schwierigkeit darbietet, ſo kann ein wirffames Mittel zur Ber- 
hinderung bes Ueberhandnehmens desſelben nur entweder in ber Bertilgung 
der Schmetterlinge, namentlich im Frühlinge, oder der Puppen während bes 
Winters (vor dem Monate Mat) gefunden werben, welches letztere günftigeren 
Erfolg verfpricht, da die Bertilgung der Schmetterliuge nur des Nachts mittelft 
Seuer bewirkt werden könnte, welches Mittel nicht zur allgemeinen Anwendung 
geeignet erſcheint. 

Da aber auch die Maaßregel der Einfammlung und Bertilgung der Pup⸗ 
pen nur dann den beabfichtigten Erfolg erwarten läßt, wenn fie im Großen 
und durch gemeinfames Zuſammenwirken der Weinbergsbefiger ausgeführt wird, 
fo findet fich die unterfertigte Stelle veranlaßt, zu verfügen was folgt: 

1, Die Maaßregeln, welde das Gefeß vom 26, Ventöse Jahrs IV. zur: 
Bertilgung der Raupen vorfchreibt, finden aud auf die Bertilgung tes Gauer- 
wurms durch Bernichtung der Puppen der Traubenmotte Anwendung. 

2. Die Ortsvorftände der weinbauenden Gemeinden werden angewieſen, 
ohne Verzug die Befißer von Weinbergen oder Weingärten aufzufordern, inner» 
halb längſtens 8 Tagen bei Vermeidung ber geſetzlichen Strafen die fraglichen 
Puppen forgfältig von ihren Reben und Nebengeländern abzulefen um zu ver- 
nichten. Der genaue Bollzug diefer Anorbuung ift von den Gemeindewrfländen 
firengfiens zu überwachen und es find die Kontravenienten den Polheherigtfn 
unnachfichtlich zur geſetzlichen Beftrafung anzuzeigen. 

3. In Zukunft Hat die Bertilgung der Puppen der Traubenmotte innerhalb 
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der für die Abraupung der Bäume, Zäune und Gebüſche geſetzlich vorgefchrie- 
benen Friſten zu geſchehen. 

4. Den Bürgermeifterämtern bleibt überlaffen, wenn fich deffen ungeachtet 
ber Sauerwurm in ihren Gemarkungen in bedenklicher Bermehrung zeigen follte, 
durch geeignete Lokalbeſchlüſſe befondere nach: den ⸗Umſtänden zweckmäßig er- 
fheinende Maafregeln anzuordnen, und es wird. zu biefem Zwede und zur 
nötpigen Belehrung ‚über: die naturgefchichtlichen Verhältniſſe dieſes Infektes 
auf ben in der Beilage abgedrudten Auffaß aus ber Zeltſchrift über ben, Wein⸗ 
bau von Freip! v. Babo aufmerkfam gemacht. 

— Die Abbandlung des Herrn von Babo über den Sauerwurm, 
ſiehe Beilage zu Na 24 des Amtsbl. vom Jahre 1842, 


$. 9. Regierungsverfügung vom 2, November 1843, Amtsbi. 
Ma 58, P- 534, die. Bertilgung deg weißen Kornwurmeg betr, 

Bon Dr. med, Mey er zu Kalbenfteinberg iſt eine Drudigrift:- Deob⸗ 
achtungen über den weißen Kornwurm und Vorſchläge zu deſſen Ausrottung, 
Nürnberg 1843” erſchienen, welche ſich durch zweckmäßige und nügliche Anleit- 
ungen zur Bertilgung. diefes Wurmes amszuzeichnen fcheint, 


Indem man diefe Drudfcrift, in Gemäßheit döchſten Minifterialreferipts 
vom 24.9. M., den Landwirtpen zur Vornahme eigener Verſuche über die vor» 
gefchlagene Bertilgungsweife empfiehlt, werden zugleich die Gemeinden ermäch- 
tigt, Eremplare derfelben für die teutfhen Schulen zur geeigneten Belehrung 
der Schuljugenb ar Koſten der Gemeindekaſſen anzuſchaffen. 


Zweiter Abfhnitt. 
Viehzucht. 
Erſtes Capitel. 
Beförderungsmittel. 
Zum $. U. Laudesgefüt, 4, Band, p. 54. 

F. 10. Ueber das Landgeftüt finden fih außer nachftehender Ver 
fügung in den Amtsblättern nur die jährlichen Bekanntmachungen über 
die Vertheilung der Beſchäler des Geſtütes auf die Beſchälſtationen, die 
Reſultate der jährlichen Preiſevertheilungen und in den Lanbrathaai- 
ſchieden die Reſultate des Rechnungsweſens vor. 

F. 11. Durch Erlaß der Kreisregierung vom 14. Auguſt 1839, 
Amtsbl. M Al, p. 359, wurde verfügt, daß auch vierjährige, traͤch⸗ 
tige oder nicht trächtige Stuten bei der jährlichen aeg) au 
Zweibrüden — können. 


Dr. Gichenpfeifen Da ber Berfafftung ı«. 2 
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Zweites Capitel. * 
ai und Tpiertrantpetten. 
vn! | 4. Band, p. 58. 


g 12.. ‚Die Königl. Verordnung vom 6. Detober 1838, Amtsbi 
67, P: 602, den Unterricht in der Hufbeſchlaglehre an ver Vete⸗ 
rinäranſtalt zu Würzburg, ſiehe 8. Buch, $. 205 a. 


g$ 13. Im Amtsblatte vom Sabre 1833, M57, p. 551, wirb 
vor dem Gebrauche der Buchelölkuchen als Pferdefutter gewarnt, in⸗ 
dem ſolche ſchon in Feiner Quantität fähig find, ein Pferd unter hef⸗ 
tigen Krämpfen zu tödten, 


$. 14. Im Amtsblatte vom Jahre 1834, Ms I, p. 11, ift eine 
Anweifung, um bie landwirthſchafllichen Hausthiere ſowohl gegen die 
Lungenfeuche, als auch gegen jene Einzelnfranfpeiten, welche im Kreife 
am häufigften vorkommen, zu ſchützen, enthalten. | 


F. 15. Das Amtsblatt vom Jahre 1834, Mr 36, enthält auf 
p-- 271: eine rn: zur Verhütung der —— des 
Rindviehs. 


F. 16. In dem Amtsblatte M 56 vom Jahre 1834 iſt in der 
Beilage eine Abhandlung über Strengel-, Dryfen=- und Rotzkrankheit 
der Pferde enthalten, auf welche hier verwieſen wird. 


$. 17. Bekanntmachung der Kreisregierung vom 21. Mai 1835, 
Amtsbl. NM. 24, p. 265, die Ausbreitung der Räudekrankheit unter 
den Schafen betr. 


Bei der fortwährenden Ausbreitung der Räudekrankheit unter den Schafen, 
und insbefondere unter denen zwifchen dem bayerifchen einer» und dem würtem⸗ 
bergifchen-und churheſſiſchen Gebiete anderfeits hin« und herziehenben Heerden, 
hat, das Königl. Staatsminifierium des Innern eine analoge Anwendung ber 
von ber ‚würtembergifchen Staatsregierung bereits ergriffenen Maafregel auch 
für Bayern nöthig erachtet. In Folge eines durch Minifterlalrefeript vom 27. 
v. DM. erhafteneit Auftrages ' wird ‘die hierüber ertheilte Inftruftion mit Bet 
‚lagen nachfolgend zur öffentfihen Kenntniß gebraht, und es werben ‚bie 
Sandlommifferiate, Kantonsphpfilate und Bürgermeifterämter zu deren — 
Vollzug angewieſen. 

‚Zugleich wird die von dem Königl. Staalsminiſterium des — mitge« 


theitte „turze und faßlihe Belehrung über bie Kennzeichen der Schafräube" in 
beifofgendem Abdrude befannt gemacht. 
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Snftruftion. 


Allgemeine Maaßregeln zur Verhütung der Schafräude und gegen 
die Ausbreitung derſelben. 


Tit. . Maaßregeln gegen die Einfhleppung der Räude dur‘ 
ausländifhe Schafe. 


Abfchnitt 1. Bon den Weide- oder Wanderfihafen. 


$.1. Seder ausländifche Schafbeſitzer, welcher in dem Königreiche Bayern 
das Recht Schafe zu weiden erworben hat, ift verpflichtet, feinen Schäfer 


a) mit einem Gefundpeitszeugniffe der Heerde (Beilage 7 1) 

b) mit einem Paffe oder mit einem Dienftbuche verfeben, und denfel- 
ben anzuweiſen, daß er beide vor dem wirklichen Eintritte in das Bayeriſche 
Gebiet der Difriktspolizeibehörde, d. hd. dem Königl. Yandfommiffariate, über- 
gebe, zu deſſen Bezirke der beabfichtigte Eintrittspunft gehört. 


Heberdies find bie aus bem Königreihe Würtemberg fommenden Schäfer 
gehalten, auch die dortfelbft eingeführte Wander-Urfunde (Beilage HE 2 
vorzulegen. 


$. 2. Nichtvorlage diefer Urkunde zieht die unfehlbare Zurüdweifung nach 
ſich. Gleicher Fall tritt bei Nichtübereinfiimmung der in der Urkunde angege- 
benen mit der wirklichen Schafjahl ein, wenn der Schäfer nicht durch obrig- 
keitliche Zeugniffe nachweist, daß die mangelnden Stüde ohne Krankpeitsfpuren 
an fih zu tragen, unterwegs zurüdgelaffen wurden, 


$. 3. Jede Heerde muß indbefondere zur Conſtatirung des Gefundpeits- 
jufandes durch den Bezirksthierarzt (in Abgang eines folchen, durch einen be- 
nachbarten, hiezu eigens requirirten) unterfucht werben. 


Damit diefes opne Berzug gefchehen kann, iſt es den Eigentpümern folder 
Heerden geftattet, durch vorgängige fchriftlihe Meldung den Tag ihres Eintref- 
fens anzuzeigen, wonach die Behörde vie, wegen des Thierarztes, etwa noth⸗ 
wendige Vorkehrung treffen wird, 


$. 4. Findet es ſich, daß eine Heerde mehr oder minder von der Räude 
behaftet ift, fo ift derſelben der Eintritt auch troß der Gefundheitszeugniffe und 
fonftiger Urkunden unbedingt zu verfagen; den Fall ausgenommen, daß die 
Krantpeit von dem Tpierarzte und auf deffen Meldung von dem Kantonsarzte 
als die fogenannte Regenfäule (m. f. die 3. Beilage As IL.) erfannt werde, 
In welhem Falle die betreffende Heerde im foferne eingelaffen werden darf, als 
der Heerbebefiger fich verpflichtet, von Amtswegen aufgeftellte Auffeher zu 
bezahlen umd zu verpflegen,; welche die Heerbe bis an ihren Beſtimmungsort gu 
begleiten, unterwegs jedwede Gemeinfchaft der kranken Heerde mit andern 
Schafen forgfältig zu verhäten, bei jeder Ankunft in einer Nachtſtation der Ortd- 
voligeibehörde, und bei der Ankunft an dem Beflimmungsorte an die betreffende 

2 * 
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Diſtriktspolizelbehörde, und an das betreffende Phyſikat alsbald genaue Meldung 
zu tun, und firengftens darauf zu fehen haben, daß aus einer folhen Heerbe 
fein Stüd weder vertaufrht, noch verkauft oder verfchentt werde. 

$. 5. Gefund erfundene Heerden müffen, wenn bie Entfernung bes Be— 
fimmungsortes über 5 Tagreifen (zu 3 bis 5 Stunden) beirägt, je am fünf 
ten Tage der thierärztlichen Beſchau unterzogen, und daß diefes geſchehen, durch 
ein Zeugniß nachgewiefen werden, 


$. 6. So oft eine Heerde, fie fey gefund oder Frank, unterwegs übernachtet, 
bat der Führer derfelben die Wander⸗Urkunde, oder flatt biefer das Geſund⸗ 
beitszeugniß, dem Ortsvorſtande zur Einfiht und Unterſchrift vorzulegen. 


$. 7. Unmittelbar nah dem Eintreffen an dem Beflimmungsorte muß ber 
Schäfer opne Berzug Wander-Urkunde, Gefundpeitszeugnifie und Paß oder 
Dienſtbuch dem Ortspolizeibeamten übergeben, bei welchem bie Urkunden bis 
zur Abreife der Heerde in einen andern Bezirk, oder in die Heimath aufbewahrt 
werben. 


$. 8. Die Ortspolizeibehörde des Beftimmungsortes ift gehalten, fogleich 
nach Ankunft einer Heerde der Diftriftspoltzeibehörde und dem Kantonsphpfitate 
Meldung zu erflatten und auf folche Weife die aldbaldige Bifitation zu veran- 
laffen. Gleiches ift bezüglich, nach kürzerem oder längerem Aufenthalte, in einem 
andern Landkommiſſariatsbezirke bei einwandernden Heerden zu beobachten. 

Die über den Befund flets augzuftellenden Zeugniffe find ber Ortspolizei- 
behörde zu behändigen, unter deren Beauffihtigung die Heerde fortan ſteht, 
nnd welche zur unverweilten Anzeige bei der Diftriftspolizeibehörde verpflichtet 
ift, fobald ſich Spuren welch immer einer Krankheit in der Heerde zeigen. 

Damit diefe Behörden insbefondere in genauer Kenntniß der Symptome 
ausbrechender Räude ſich befinden, wird felben unter Ziff. 3 gegenwärtiger 
Anordnung eine kurze Befchreibung dieſer Krankpeit nach ihren Hauptlennzeichen 
mitgetpeilt. 

$. 9. Die mit der Räude behaftet, an ihrem Befimmungsorte ankommen⸗ 
den ober erft fpäter davon befallenen,, Heerden,, find fogleich unter befondere 
Auffiht des Diftrikts-Thierarztes zu flellen, welcher diefelben mindeflend von 
8 zu 8 Tagen bis zum gänzlihen Verſchwinden der Krankheit zu vifitiren und 
fein darüber zu führendes Tagbuch nach jedem Befuche der Ortspolizeibehörde 
zur Kenntnißnahme und der Diftriftspolizeibehörde, dann dem Kantonsphyſikate 
zur Einſicht und Befcheinigung und zu gemeinfamer Erlaffung der etwa weiter 
nöthigen Berfügungen vorzulegen hat. 


$. 10. Falls die Schäfer ihre räudekranken Schafe felbft behandeln wollen, 
müflen die anzuwendenden Mittel von dem Thierarzte für zuläßig erfannt fepn ; 
berfelbe hat den Erfolg genau zu beobachten und bei entdeckten nachtpeiligen, 


bie Seuche vermehrenden Gefahren fogleich die polizeiliche Einfchreitung zu 
veranlafien. 
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$. 11. Der Verkauf räudefranfer Schafe an Bu Biehhändler und 
Mebger 2c. iſt firenge verboten, 


$. 12. Ausländifche Heerden, fie mögen nach — Weidezeit in die 
beimath zurückkehren oder vertragsgemäß in Bayern überwintern, unterliegen, 
unter allen Borausfeßungen,, vor ihrem Abgange von dem Weideplate einer, 
auf Anzeige der Drispolizeibehörde von der Diftriftspolizeibehörde und dem 
Pppfitate gemeinfam angeordneten, firengen thierärztlichen Unterfuchung über 
deren Ergebniß, in dem Falle gänzlich befrievigenden Gefundheitszuftandes, ein 
Zeugniß auszuftellen und den gedachten Behörden Meldung zu erftatten, widrl« 
genfalls über ein befonderes Befinden, von der Räude oder fonfligen epivemifchen 
Krankheiten befallener Heerden, förmlich zu berichten if, und bezüglich der Aus⸗ 
treienden, für den Fall des beabfichtigten Wiederaustrittes, nach Analogie ber 
im $. 4 für die von der Negenfäule befallenen Heerden ertheilten Borfchriften, 
iu dem Falle des beabfichtigten Meberwinterns, nah Analogie der $$.9 und 10 
gegenwärtiger Inſtruction zu behandeln, 


Abſchnitt 2. Bon den für den inländifhen Bedarf einzuführenden Schafen. 


$. 13. Jedes für den inländifchen Bedarf, gleichviel ob zur Zucht oder 
jur Eonfumtion von dem Auslande eingeführte Schaf, unterliegt der thierärzt- 
lichen Unterfuchung. 

$. 14, Räudig befundene Stüde find fogleich abzufondern und zurückzu— 
weilen, die übrigen aber einer zehntägigen Kontumaz unter Beigebung eines 
ju den, $.4 genannten, Obliegenheiten verpflichteten Auffehers, zu unterwerfen. 


Das Sichtbarwerden der Krankheit während biefer Zeit hat die Zurüd- 
weifung der Heerde zur Folge, wenn der Eigentümer nicht eine wiederholte 
Ausmufterung und Fortfeßung der vorbemerkten Kontumaz bezüglich der übrigen 
nachſuchen follte, 

6, 15. Den in dem Auslande zur Beredlung inländifher Schäfereien er- 
kauften und während des Transported von der Räude befallenen Schafen, ifl 
bis an ihren Befimmungsort ein Auffeher zur Begleitung nah obigem $. 4 
beizugeben und fofort weiter nach $$. 4, 5 und 6 zu verfahren. 


Abſchnitt 3. Bon den tranfitirenden Schafen. 


$. 16, Die dur Bayern tranfitirenden Schafe unterliegen an der Gränze 
gleichfalls der thierärztlichen Unterfuhung. — Ueber das Ergebniß if ein Zeug- 
niß auszuftellen und die weiter zu paffirende Straße in dem Reifepafle oder 
Dienfidbuche des Schäfers genau vorzuzeichnen. 


$. 17. Wäprt ein folder Durchtrieb länger ald 5 Tagereifen (zu 3 bis 
d Stunden) dann ift die Heerde gleich einer Wanderheerde nah $$. 5 und 6 
gu behandeln. 


$. 18, Wird unter den tranfitirenden Schafen bei ihrer Ankunft an ber 
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Gränze die Räude in dem oben $. 4 als Regenfäule bezeichneten Grabe wahr- 
genommen, oder kömmt diefe Krankheit während des Transportes innerhalb des 
Landes zum Ausbruce, fo ift denfelben ein nach den $$.4.und.5 zu inſtruiren⸗ 
der Auffeher bis zum Austritte an die Gränze beizugeben, welcher nad Maaß—⸗ 
gabe der Entfernung der Austrittsftation ein oder mehrmal durch einen andern 
Begleiter. abgelöst werden kann. . 


Fit. I. Maafregeln gegen Entflepung und Ausbreitung der 
Räude unter den inländifhen Schafen. 


§. 19, Jeder Schäfereibefiger ift 


a) wenn feine Heerde auf dem eigenen Örunde gehütet wird, verbunden, 
die etwa von der Räude behafteten Stüde bis zu ihrer volllommenen Heilung 
im Stalle zu behalten ; 


b) wenn ‚aber die Heerde auf gepachtetem fremden Grundeigenthume oder 
auf einer Kommuntrift geweidet wird, den Beflimmungen bes $.20 gegenwär⸗ 
tiger Inſtruktion unterworfen. 


$. 20. In Orten, wo mit dem Beginnen der Weidezeit Gemeindeheerden 
gebilvet werben, hat jederzeit vor Eröffnung des Weidganges eine firenge thier- 
ärztliche Bifitation flattzufinden. In Folge diefer Bifitation find bie von der 
Weide audzufchließenden räudefranfen Stüde in eine genaue, nach den Häufern 
verfaßte Lifte zu bringen, und diefe Lifte ift der Ortspolizeibehörde zur fıhärf- 
fen Wachſamkeit gegen Unterfchleife zu übergeben. " 


$. 21. Schäfer und Schäfereibefißer find fchuldig, den Gefundpeitszuftand 
ihrer Schafe genau zu beauffichtigen, und bei jeder Spur vorhandener oder 
dropender Räude fogleih und zwar bei Bermeidung der im Strafgefeßbud 
(Art. 459) vorgefehenen Strafe der Haftung für allen Schaden ſchriftliche An» 
zeige an die DOrtspolizeibehörde zu erftatten. 


$. 22. Alle innerhalb eines Gemeindebezirfed weidenden Schafe, flehen 
zunächft unter der Auffiht des Scmeindevorfiandes, der die Wahrnehmung ald- 
bald zur Kenntniß des Königl, Landfommiffariates und des Kantonsphyſikates 
bringt. 


$. 23. Die in einem andern Bezirke außerhalb der Heimath zur Weide, 
Schur oder Heberwinterung wandernden Privat » oder Gemeindeheerden, find 
glei den ausländifhen Heerden nach den $$. 4, 5, 6, 7, 8 und 9 zu bean» 
dein und bie Schaffnechte mit den Gefundpeitszeugniffen,, fowie mit den allge» 
mein eingeführten Wander» und Dienftbühern zu verfehen. 


S. 24. Auf inländifche für eine Schäferei des In- oder Auslandes erfaufte 
Schafe finden auf dem Transporte die Beflimmungen ver $$. 16 bis 18 An- 
wendung, bie für die Konfumtion befimmten aber find nach der jedesmaligen 
Drisfleifchbefhausrdnung zu behandeln. 
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$. 25, Die Peilung zäudelzaufer inländifcher Schafe Fire nr va: deu 
$. 10 gegebenen Direftiven. 


Beilage 1. 
Formular für die Gefundheitszeugniffe Cin Birtinseg), . 
(N. B. Iſt in Ouer-Duart-Format gebrudt,) u N 
Dberamt, Gemeinbe-Begirk 
Dem Borzeiger diefer N, N. BR F 


wird hiemit beurlundet, daß bie ee 
— Siude (fiat eine —2 genaue Befcpreibung * Sdef⸗ x). 


— er am mattzen zu» von hier nad , ; ; 
abfährt. Re R ü . | 
zaleht längere Zeit fih auf der Markurg vom . ' a — 
aufgehalten haben, und während dieſer Zeit 
auch dieſelben am 
LET, .befſichtigt, 
und hiebei r ; —— Br RE SER TE 
‚den ten ‚ F 8. 
N, N. 
Beilage 2. 
Sormular für bie Wander-Urkunden Cin Würkmberg). 
(N. B. Iſt ein ganzer Bogen in dolio⸗Format.) 
Seite 1. 
Wander-Urkunde. 


Da der Schäfer NN. : 
gefonnen it, am heutigen Tage mit ber aus 


Süden . \ Ze: A 
Shafe —— Hesrbe des N. N. (fat. eine N — Befreiun 
der Schafe 2.) . . . . . « . 
Degen a . . oo. . . . a . io ,- 


über . D . J 5 D D . 444 
4 4 or #8 1 - 
ꝛ ® « * % ra I I .» 4, WII. „.?’ 
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abzuflihren, ſo wird demſelben hierüber gegenwärtige mit dem fügen 


ausgeftellt, daß die gedachten Schafe R . ; e ; 
zuletzt längere Zeit fi auf der Markung von . . rom * 

ER NEE ECT TIONEN. ‚aufgehalten haben, und während 
diefer dei a) Gu, en FR 
auch biefelben am I TEE U, SEAT 
Bahr i- 1159 


N und biebei 1 ROE Fr e 

Der Inhaber gegenwärtiger Urkunde hat mit der, feiner Führung anver- 
trauten Heerde täglich wenigſtens 3 bis 4 Stunden Wegs, in möglich geradefter 
Richtung, zurüdzulegen, und zu dent Ende überall, wo er übernachtet, ſolches 
pierunten durch den Ortsvorftand bejeugen zu laſſen, nach feiner Ankunft am 
Drte der Beflimmung aber bie Ustunde dem dortigen Oriöoorfande zu über 
geben. 

Auf der Fahri von der Binterung auf die Sommerweide und umgekehrt, 
iſt den Schäfern die Beweidung der auf dem Wege gelegenen Ortsmarkungen 
in dertömmlichem Maaße geftattet, — Sollten jedoch zwei oder mehrere ſolcher 
Wander heerden auf einer Markung zuſammentreffen „ fo iſt die zuletzt ankom⸗ 
mende ſogleich weiler zu fahren verbunden. Den Pfaͤrch iſt der Schäfer auf 
Verlangen in derjenigen Markung, wo er zuletzt geweidet, jedenfalls aber un» 
entgeldlih aufzufhlagen verpflichtet. Wenn eine Schafheerbe während. ber ge⸗ 
ſchloſſenen Zeit aus irgend einer Urſache von einem Orte zum andern zieht, 
fo ift ihr das Weiden und Pfärhen nur mit befonderer Erlaubniß des Weide⸗ 
inpabers geſtattet. 

N. N, den sen 2 er AR 


Seite 2 und 3, 
(Ieer.) 

F. U8. Ueber die Verhütung von Viehſeuchen und insbefondere 
über den Nuten und Gebrauch des Viehſalzes enthält die Beilage von 
No. 27 des Amtsblattes vom Jahre 1835 eine, von Königl. Regier— 
ung unterm 29. Juni d, 3. jur Beachtung empfohlene Abhandlung. 

$- 19. Bekanntmachung der Kröisregierung vom 10. Auguft 
1835, Amtsbl. M 38, p. 383, den Milzbrand betr. 

Nachſtehend wird der Inhalt einev Königl. hohen Ninifterialentfchliefung 
vom 29. 9. M., unter. Bezugnahme auf die im Kreisintelligenzbl. 1823, Stüd 


25,. enthaltene infiruftive Berorbnung zur — der — Be⸗ 
hörden bekannt gemacht: 


„Laut Erfahrung entſteht der Milzbrand nie durch Anſteckung, fonberi 
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lediglich aus Witterungs⸗ und diätetiſchen Schädlichkeiten. Weil aber Fleiſch, 
rohe Häute, rohes Unſchlitt, der an Milzbrand verſtorbenen Thiere, durch Ver⸗ 
giftung lebensgefährlich werden, ſo iſt der Handel damit, wenn fie aus Orten 
fommen, wo die Milzſeuche ausgebrochen if, ſtrenge zu verbieten,“ : 


$. 20. Entihliefung der Kreisregierung vom 5. October 1838, 
Amtshl. Mo 52, p. 405, die Maul- und —— unter dem 
Rindvieh betr. 


Seit einiger Zeit herrſcht in — Gegenden des Rreifes, obwohl 
mit gutartigem Charakter, unter dem Rindviehe die Maul- und Klauenſeuche. 
Die unterzeichnete Behörde findet. fih daher veranlaßt, Folgendes zur allge» 
meinen Kenntniß und Darnahadhtung zu bringen: 


1. Diefe Seuche ift höchſt anſteckend, aber felten tödtend, Die äußeren 
Erſcheinungen biefer Krankpeit find Blafen auf der Zunge und im Maul (Maul⸗ 
weh) und auf den Kidhendtüfen (Klauenweh), begleitet von Roöͤthe ünd Hitze 
im Maul, Scleimausfluß aus demfelben und aus der Nafe, Verminderung ber 
Freßluſt, Schwierigkeit im Gehen u. ſ. w. Sie ift ſchnell verlaufend, denn 
fhon 24 Stunden nach dem erfien Fieberanfalle bilven ſich die Blaſen; 


2. Den erkrankten Thieren gebe man leichte Mehl» oder Klelentränke zum 
Genuß, und waſche ihnen öfters das Maul mit ſäuerlicher Flüſſigkeit (am 
beſten Gerſtenwaſſer mit Eſſig oder verduͤnnter Schwefelſäure) aus, Bei dem 
Alauenweh find Ueberſchläge von einer Miſchung von Lehm mit Waſſer und 
Eſſig am zwedmäßigften. Innerliche Arzneien find ſelten nöthig; 


3. Um die noch geſunden Thiere vor der Seuche zu verwahren, reihe man 
denfelben gutes gefundes Futter mit Kochſalz, und: waſche die Klauen öfters Im 
Tage mit frifhem Waſſer, Maul und Zunge, aber mit Effig und Salzwaſſer; 


4. In einer Gemeinde, wo die Krankheit ausgebrochen ift, darf fein Vieh⸗ 
handel ftattfinden, es können daher: in einer foldhen keine Viehmärkte abgedalten 
und Kein Thier ohne vorhergegangene Zuftimmung eines Thierarztes geichlachtet 
werden. Der Genuß von Milch, Butter und Käfe von erkrankten Thieren iſt 
ebenfalls als ſchädlich unterfagt, indem durch diefelbe öfters beim Menſchen 
Gefhwüre im Mund. erzeugt werben; 

5. Wenn die Seuche einmal in einem Stall ausgebrochen if, % bürfen 
weber gefunde, noch kranke Tpiere mehr aus demfelben gelafien werben. Sollte es 
aber wegen niederer Stallungen und zum Genuß der freien Luft nothwenbig 
werden, die Gefunden ſowohl, als die Kranken auszutreiben, fo darf dies nur 
dahin gefchehen, wo fein gefundes Vleh hinkommt, und dürfen biefelben dur 
aus nicht an den Ortsbrunnen getränkt werden, 

6. Wenn kranke Thiere fallen oder geſchlachtet werben, fo darf hur bie 
Haut; wenn fie fogleich in eine: Gerberei — wio⸗ al ans an 
aber muß tief eingefcharrt werden. 
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Drittes Eapitel, 
Bicehmärtftie 
— Die Ueberfiht über die im Rheinfreife beftehenden ältern Ver- 
ordnungen und Gewohnheitsrechte in Bezug auf die redhibitorifchen 
Mängel und bie Zeit der Gewährleiftung bei dem — fi ie 
oben 2. Bud, $. 47. 


— Die Unzuläßigfeit der Abhaltung von VBiehmärften an Sonn- 
und Feiertagen, fiehe oben im 1. Buch, $. 220, 





Zweite Abteilung. 
Handel und Gewerbe 


Erfer Abfhnitt 
Ueberhaupt. 


Erſtes Capitel. Be 
Der polytechniſche unterricht. 
4. Band, p. 71. 


F. 21. Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 28. März 
1833, Amtsbl. M 21, p. 217, die Vorbedingungen zur Uebernahme 
eines Lehramtes an einer Gewerb⸗ oder polytechnifchen Schule betr. - 


Ctaatsminifterium ded Innern. 

* Vollzuge der allerhöchſten Verordnung vom 16. Februar d. und 
um dem Staate ſowohl, als den nach jener allerhöchſten Verordnung zum Prä⸗ 
ſentationsrechte gelangenden Gemeinden die genaue Keuntniß aller zur Webers 
nahme von Lehrſtellen an den polytechnifhen und Gewerbſchulen ——— 
Individuen zu verſchaffen, iſt beſchloſſen worden, was folgt: 

1. Die Uebernahme eines Lehramtes an einer Gewerb- oder polytechniſchen 
Säule R durch bie vorfehriftmäßige und mit Erfolg beſtandene Prüfung es 
dingt. 

2. Wer für das betreffende Lehrfach nicht bereits den Lehramtstonkurs be⸗ 
flanden hat, iſt gehalten, dem Lehramtskonkurſe für bie Gewerb- oder polytech— 
niſche Schule ſich zu unterwerfen. | 

: Dispenfirt: vom Konkurfe wird nur, wer up wiſſeuſchafiliche — in 
dem betreffenden Fache ſich bereits öffentlich legitimirt und eine wiſſenſchaftliche 
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Eelebrität erworben hat, Solche Bewerber werben übrigens wohl thun, bie 
Diepensgefuche alsbald an die Kreisregierung, Kammer des Innern, gelangen 
zu lafien, damit ihre Geſuche mit Scholarchatsgutachten ungefäumt an das 
Staatsminifterinm des Innern gelangen, und bie Entſchließung ihnen nor. vor 
Eintritt des Konkursterming eröffnet werden könne, 


3. Diefer Konkurs umfaßt nicht, wie jener für das Fehramt an den Ia- 
teinifhen Schulen und Gymnaſien die Gefammtpeit aller an der Gemwerb- ober 
polgtechnifhen Schule vorzutragenden Gegenflände, vielmehr wird, um ben 
Gemeinden und Kreiefonden die Auswahl ber Lehrer möglichft zu erleichtern‘ 
und jedem Talente die Konkurrenz möglich zu machen, eine eigene Prüfung für 
jeden einzelnen Gegenftand angeordnet, und für jeden ſolchen Gegenfland auch 
eine eigene Prüfungsnote ertpeilt. Jedem Konkurrenten ſteht jedoch frei, bie 
Prüfung aus mehreren, oder aud allen jenen Gegenftänden zu befichen, wozu 
er fih befähigt erachtet, und es iſt deßhalb Eorge zu tragen, daß bei jedem 
Konkurfe die verfchiedenen Lehrfächer an gefonderten Tagen mit angemeffenen 
Zwifchenräumen vorgenommen werben. 

4. In der Folgezeit wird bie Zulaffung zu beflimmten Lehrfächern durch 
günftige Zeugniffe über abfolvirfen Gewerb» und polpterhnifchen Unterricht de— 
dingt werden, zur Zeit aber wird auch von biefer VBorbedingung Umgang ges 
nommen, und ohne Nüdficht auf ſolche Vorſtudien jedem fich befähigt Erachten⸗ 
den der Zutritt zu den Prüfungen geftattet. 

Die dermalige Umgangnahme von dem Nachweiſe vollftändiger wiſſen⸗ 
fhaftliher Borbildung gilt jedoch auch für diesmal nur für das Lehramt der 
Gewerbfehufe, nicht für jenes an der polytechnifhen Schule, bei welcher er 
Nachweiſung ausdruͤdllich erfordert wird. 


5. Die Staatsregierung behält fi vor, feiner Zeit und nad vollftändig 
organifirten polytechnifhen Schulen die Lehramtsfonkurfe für die Gewerbſchulen 
den 3 polytehnifchen Schulen zu übertragen; zur Zeit jedoch finden fämmtliche 
Prüfungen in der Haupt- und Reſi denzſtadt München ſtatt, und zwar an fol⸗ 
genden Zeitabfchnitten: 


(Die Angabe diefer Zeitabfchnitte bleibt ald nunmehr überflüffig weg.) 


Diefe Prüfungen haben fi ſowohl 

a) auf das gründliche Inhaben des Gegenflandes, als auch 

b) auf die Lehrgabe zu erftreden, und die Note wird aus der Komputation 
beider Faktoren gebildet. 

6. Gleichzeitig mit diefen Prüfungen fol auch eine Prüfung für das Lehr- 
amt der Landwirthſchaft dahier ftatt finden, welche die Lehrgegenftände derſel⸗ 
ben, namentlich die Probuktenlehre, die Dekonomie der Landwirtpfehaft und 
landwirtpfchaftlihe Technologie umfaßt, und vom 1. bis 6. Mat gleihfalls von 
einer eigenen Prüfungstommiffion abgehalten wird. 

T, Die Konkursnoten find jene der „vorzüglichen“, der „fehr guten”, der 
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„guten“, ber „mittelmäßigen“ und der „ſchlechten“ Befählgung. Die Noten werden 
durch die Rommiffion per majora beſchloſſen. und die Zeugniſſe werden dem betref- 
fenden Individuum in der Form Anlage I. zugeftellt. Einem Gefuhe oder 
einer Präfentation kann die nähere Würdigung nur in fo ferne zu Theil wer- 
den, als felbe dur den Nachweis der genügend beflandenen Prüfung für das 
treffende Sach belegt find. oo 

8. Jeder mit günftigem Erfolge Geprüfte Tann zu jeder entfprechenden 
Stelle ſowohl fonkurriren, ald von einer Gemeinde präfentirt werden. Den 
Gemeinden ift hiebei durchaus Feine Kombinirung von Lehrfächern vorgefchrie- 
ben, vielmehr ſteht ihnen frei, je nah Maaßgabe der Dertlichkeit fo viele oder 
fo wenige Lehrer zu beantragen, als fih mit dem nachhaltigen Unterrichte ver» 
einbaren laſſen. Insbeſondere ift in feiner Weife zu beanftanden, wenn fhon 
anfäßige Männer eines Ortes, Apotheker u. dgl, fih zu Uebernahme beſtimm⸗ 
ter Lehrfächer geeignet erklären, und die Gemeinde hiedurch denſelben Zwed 
gegen geringere Leitung zu erreichen vermag. Eben fo wenig ifl zu him 
bern, wenn ſchon vorhandene Schullehrer und fonflige Individuen, unbefhadet 
ihres übrigen Berufes, zu dem Konkurfe für irgend ein Lehrfach der Gewerb⸗ 
ſchule fih zu melden gedenken, vielmehr ift folden Individuen der Urlaub zu 
diefer Reife unweigerlich zu ertheilen, | 

9, Bei den zum Lehrkurfe fi Begebenden bedarf es durchaus feiner vor» 
läufigen Anmeldung, vielmepr find felbe lediglich gehalten, rechtzeitig in Mün» 
chen einzutreffen, und am Tage vor Beginn der fie treffenden Prüfung fich, 
was den Zeichnungsunterricht betrifft, in der Kanzlei der Königl, Akademie der 
bildenden Künfte, und was die übrigen Gegenftände anbelangt, bei dem 2ten 
Borflande der polptechnifhen Schule zu Münden, Königl. Oberingenteur und 
Profeffor Pauli, zu melden, und durch eine nach Anlage II. verfaßte Erklärung 
ihren Taufnamen, Zunamen, Geburtd- und Wohnort, Stand und Berpältniffe 
ihrer Eltern, ihrer eigenen Familienverhältniffe, ihrer genoffenen Borbildung und 
ihres gegenwärtigen Berufes zur Kenntnig zu bringen, worauf alsbald ihre 
Bormerkung erfolgen, und ihrem Zutritte zur Prüfung fein weiteres Hinderniß 
im Wege flehen wird, 
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$. 22. Die Borfriften zum Vollzuge ber allerhöchſten Ver⸗ 
ordnung vom 16. Februar 1833, Handb. a. Band, p. 77, die Ger 
werb⸗ und polytechnifchen Schulen betr., d. d. 28. Mai 1833, Amtsbl. 
vom Jahre 1833, M 35, p. 325, find durch die nachftehende vom 4. 
April 1836 erfebt. : 

$. 23. Inftruftion des Minifteriums des Innern vom 4, April 


1836, Amtsbl. Mi 24, p- 231, die techniſchen Unterrichtsanftalten betr. 
Staatdminifterium des Innern. 

Als Seine Majeftät der König dur allerhödfte Berorbnung vom 
16. Februar 1833 (Reggsbl. Jahrgang 1333, 46 9, p. 177 u. ff.) den geſamm⸗ 
ten technifchen Unterriht nach einem umfaffenden Syfleme zu reorganifiren und 
auf der Grundlage woplbemeflenen Ineinandergreifens aller verwandten, mit 
den übrigen Bildungsanftalten der Monardie in entfprechende Wechſelwirkung 
zu ſetzen geruhten, fonnte e8 den fo wohlmeinenden Königl. Befehlen an freu. 
digem Entgegentommen nicht fehlen. Und in der That, faum war der großar: 
tige Gedanke des erhabenen Monarchen durch die Bollzugsvorfchrift vom 28. 
März 1833 durch die Erläuterungen vom 24. Juli desfelben Jahres, dann 
durch die generalifirten Weifungen vom 4., 5. und 30. Dezember 1833, 4. Au- 
guft und 5. November 1834, 9. März, 14. Suni und 15. September 1835 
Berwaltenden und VBerwalteten in feinem vollen Umfange klar geworben, fo 
reiften auch allentpalben feine Folgen zur fegenvollen Frucht. Die kurze. Frift 
zweier Jahre reichte hin, ohne Erhöhung ber öffentlichen Auflage, ohne Inan 
ſpruchnahme des Neichs-Refervefondes, auf dem einfachen Wege möglichſt zwed- 
mäßiger Verwendung ber verfügbaren Mittel eine Schöpfung berborzurufen, 
deren fich in gleicher Boufändigfeit kaum ein anderer teutſcher Staat erfreuen 
möchte, Stolz und Dankgefühl erfüllen jede Daperbruft bei dem Anblide folder 
Ergebnifle. 

Sollte aber dem zu Stande gebrachten eine nachhaltige Dauer zugewendet 
werben, fo fonnte der primitive Vollzug nicht genügen, Es galt vielmehr bie 
im Ganzen bewährten Anordnungen der Gründungs-Epochen auch rüdfict- 
Lich ihrer einzelnen Wirkungen einer genauen Prüfung zu unterfellen, 
und dem Bereiche der örtlichen und provinziellen Erfahrungen jene ergänzende 
Momente zu entnehmen, welche etwa erforderlich feyn konnten, dem Spfteme 
auch in allen feinen Spezialitäten eine ächt praftifhe Entwidlung zu 
gewähren. | Tr 

Diefer Zweck fehien wichtig genug, im Angefihte der II. Induſtrieausfſtel⸗ 
lung einen Zufammentritt fämmtliher Regierungsreferenten über Gegenſtände 
des Bauweſens, der Yandiwirthfchaft, des Handels, der Induflrie, der Gewerbe 
und der Gtatifif, dann der Vorſtände und Zeichnungslehrer fämmilicher Schul- 
Iehrerfeminare und fämmtlicher bis zu jenem Tage entflandenen technifchen 
Schulen in Münden zu veranlaffen; und ‚drei. wefentliche Berathungen biefer 
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würdigen, in ber Beilage I. namentlich aufgeführten Männer feßen das unter» 
fertigte Staatsininifterium nunmehr wirklich in die angenehme Lage, die bisher 
zerfireuten BollzugssDirektiven durch nachftehende, die örtlichen Wahrnehmungen 
und namentlich aud die Wünfche der Gemeinden * — > von 
nun an allein gültige 

Bolfyugsinfkenttion | 
zu — 


Tit. I. Bon dem Spfteme des techniſchen Unterrichtes in Bayern 
überhaupt. 
(Zu Ziff. I. II. III. IV. V. VI. VIL VIII. X. XL XII. der allerhöchſten) 
Verordnung vom 16. Februar 1833.) 
S. 1. Natur des techniſchen Unterrichts. 

Der technifhe Unterricht in Bayern umfängt alle jene unterrichtsweige, 
deren Grundlage und Zweck lade bem Gebiete der exakten Wiffenfhaften 
angehört. 

$. 2. Hauptzweige des technifchen Unterrichtes. 
— Unterricht zerfällt in 4 weſentliche, verſchiedene Richtungen, BAER 
. in das Befähigen gu bem reinen Runftberufe; 

J in das Befähigen zu den techniſchen Zweigen des öffent» 
lihen Dienfteg, als: | 

a) zu dem öffentlichen Baudienfle, fombinirten Land», Wafler-, Brüden- 
und Straßenbaumwefen;. 

b) zu dem Bergmwefen; 

ce) zu dem Salinenwefen; 

d) zu dem Forfiwefen. 

IE. Sn das Befähigen zu den techniſchen Hälfszweigen für 
das bürgerliche Leben, aldi: zu dem Stande der ‚Eivil» Ingenieure (der 
Mafchienenbauer) u. f. w. Ä 

IV. In das Befähigen zudem rein bürgerlihen Berufe, alo: 

a) zu dem rationellen Betriebe von Fabriken und Manufakturen; 

b) zu dem rationellen Betriebe probuftiver Gewerbe, insbeſondere der - 
Baugewerbe; 

c) zu dem gefleigerten Beiriche bed. Grundes und Bodens. 


$. 3. Gliederung des ſechniſchen Unterrichts und Stellung besfelben in dem 
Gefammtunterrihts-Spfieme des Bayerifhen’ Staates. - 

Der technifche Unterricht bildet zufolge der, der ureigenften Idee Seiner 
Majeftät enifproffenen alferhöhflen Verordnung vom 16. Februar 1833 ſeit 
drei Sahren einen ſelbſtſtändigen Af des Bayerifhen Gefammt- 
unterrihtes. Unabhängig von der rein wiffenfchaftlichen, wie von der rein 
populären Erziehung, in Milte zwifchen beide hineingeftelt, bewegt er ſich auf 
feiner eigenen, klar vorgezeichneten und fireng individualiſirten Bahn. Seine 
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erſte Grundlage fucht er während ber Periode der lateinifhen Schule und der 
damit verwandten Werktagsihulpflichtigkeit, nicht in eigenthümlichen Anftalten, 
fondern in dem möglichft verbreiteten einleitenden Linear- und 
Drnamenten-Zeibnungs-Unterridte, dann in ber, den ſoge— 
nannten gemeinnüßigen Gegenfänden an den Elementarfohulen 
des wiffenfhaftliden fowopl, als des populären Unterrichtes 
(lateinifhen Schulen, teutfhen Werktagsfhulen) gewordenen mehr prak— 
tifhen Unterlage. Seine gefonderten Anftalten beginnen mit der Periode 
des Gymnafialtudiums und der parallel laufenden Sonn- und Feiertagsfhul- 
pflicht mittel der, den wiffenfhaftlihen Gymnafien gegenüber 
geftellten tehnifhen Gymnaſien (Landwirthfihafts- und Gewerbsſchu⸗ 
len); fie feßen fich fort in ben, den wiflenfchaftlihen Lyceen korrefpondirenden 
tecpnifchen Lyceen (polytechniſchen Schulen) und kulminiren in der den wif- 
fenfhaftliden Hochſchulen entfpredenden tehnifhen Hochſchule 
zu Münden. | 

Mittelfi diefer Kombination ift der technifche Unterricht beſtimmt, den aus 
der Tateinifhen Schule tretenden Studirenden die Wahl zwifchen der fireng 
wiffenfchaftlihen und einer gleichfalls höhern, aber mehr praktifchen Lebensbil- 
dung barzubieten; ebenfo den, die Werktagsfchule verlaffenden Zünglingen den 
Doppelweg der gewöhnlichen Sonn- und Feiertagsfchule und eines gefteigerten 
Berufsunterrichtes anzubabnnen, ſonach die früheren (weſentlich planlofen) höhern 
Bürgerfhulen durch mwohlbemeffene, nah beſtimmten Richtungen abzielende 
Reallepranftalten und die oberflädliche Bildung der Mittelftände durch eine ber 
Bayerifchen Nation und ihres Königs würdige Beredlung namentlich der guts- 
befigenden und gewerbtreibenden Klaffen zu erfeßen, den propädeutifchen Infti« 
tuten des wiflenfhaftlichen Unterrichtes hinwieder ungeftört ihre fpezielle Be— 
flimmung vorbereitender Geiftesgymnaftit zu erhalten, in biefer Weiſe den lang- 
jährigen Kampf zwifchen Humanismus und Realismus nicht durch ausfchließende 
Begünfligung des einen Prinzips, fondern durch die gleichzeitige Ent- 
faltung beider auf ihren gefonderten Bahnen einer befriebigendern 
Löfung entgegenzuführen. Diefer feiner Natur und Befimmung zufolge ift der 
techniſche Unterricht : 

I. im Befentlichen fakultativ und nur dort geboten, wo er als unerläßliche 
Borbedingung fpezieller Anftelungen oder Ermächtigungen fi darftellt; 

II. in fi ſelbſt abgefchloffen für alles feine Spezialitäten Berührende; 

II. bezüglich diefer Spezialitäten aber wefentlich konzentriſch in fih, d. h. 
bie Pflege der verfchiedenen technifchen Unterrichtszweige nicht in. der koſtſpiel⸗ 
igen und ifolirenden Vervielfältigung der Anftalt, fondern in der Mannichfal- 
tigkeit des Unterrichtes an derfelßen Anfalt fuchend; 

IV. bezüglich der allgemeinen Kenntniffe Hand in Hand mit den übrigen 
Unterrihtsanftalten gehend, fomit die Lehrkräfte der wiſſenſchaftlichen in Volks— 
ſchulen benügend, wo ein Heberfluß an Fonden nicht beſteht (allerhöchſte Ber- 
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ordnung vom 16, Februar 1833, Ziff. XIL) und parallele Lehrmittel nur dort 
auftellend, wo die Subfidien zu einer folhen Aufftelung unbefchadet der we» \ 
fentlihen Zwede bereits vorliegen, oder von Stiftungen und Gemeinden freie 
willig dargeboten werden, wie dies alles die Anlage 2 näher zu entnehmen 
gibt. Die Beilage 2 wird feinerzeit nachfolgen. 

Als oberfter Leitern gilt übrigens dem technifhen, wie allen Unterrichts« 
zweigen in Bayern der feierlich ausgefprochene und unwiderruflich feftfiehende 
Bile Seiner Majeftät des Könige, mit dem Bilden auch das Erziehen 
verbunden, der geifligen bie fittlihe Beredlung angereiht, den Studienernſt durch 
alle Lehrzweige durchgeführt, und nirgends dem Biellernen das gründliche Ler⸗ 
nen geopfert zu wiffen, 

Der ganze Lehrplan ift demnach dahin gerichtet, mit den Kenntniffen auch 
fittlihes Gefühl und ächte Religiöfität in den Schülern zu entwideln, ihre 
Herzen feft an Thron, Dynaflie, Baterland und Geſetze zu fnüpfen, den in» 
duftriellen und gutsbefißenden Klaffen bei Entwidlung ihrer geifligen Kräfte 
auch das Kleinod teuifchen Fleißes und teutfcher Sitte zu bewahren, und in ben 
Zugenden, dann in der Intelligenz der Nation die Aufgabe wahrer Jugend» 
bildung und die Bürgſchaft einer dauernden glücklichen Zukunft aufzuſuchen. 


Tit. I. Von dem einleitenden techniſchen Unterrichte in der Periode 
des allgemeinen Elementarunterrichtes der teutſchen Werktags- und 
der forrefponbirenden Yateinifchen Schule. 


Abſchn. I. Bon dem einleitenden (Elementar) Zeihnungsun- 
terrichte an den teutfhen und lateinifhen Schulen. 
5.4. Zwed und Richtung des technifchen Zeichnungsunterrichtes überhaupt. 
As die wichtigfte Grundlage und zugleich ald eines der wefentlichften Ele- 

mente der gefammten technifchen Bildung erfcheint zunächſt der Zeichnungsun⸗ 
terricht. 
Wie das gewöhnliche Schreiblehren die Spracefchrift, fo fol er die tech» 
nifhe Schrift auf alle, namentlih aber auf die der Technik be» 
bürfenden Theile der Ration übertragen, er fol ihnen das richtige 
Darftellen der tehnifhen Gedanfen, und durch diefesDarftellen 
binwieder das richtige technifhe Denken lehren, er foll frühzeitig dem 
fünftigen Künftler die funftgerechten Formen zu Offenbarung feiner Ideen, dem 
fünftigen techniſchen Beamten, dem Eivil-Ingenieur, dem Architekten das tiefere 
Berfländniß der Konftruftionen, dann der damit in Berbindung flefenden ma« 
thematifhen und technifchen Aufgaben, dem Fabrikherrn und Manufakturiften 
das Begreifen der größeren Mafchinerien, dem künftigen Gewerbsmanne das 
Benützen verbeflerter Werkzeuge, dem künftigen Landwirthe die kompetente Be— 
urtheilung landwirthfchaftlicher Gebäude und Geräthfehaften, Allen endlich das 
Aufgreifen der Dimenfionen und das Eindringen in das Leben der Technik 
möglich maden ; er foll endlich den Uebergang ber Kunft in die Gewerbe be» 
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wirken, nicht minder durch die glüdliche Wahl feiner Vorlagen zur Ausbildung 
und Vorbereitung richtigen Gefchmades, als durch die Genauigkeit diefer Bor- 
lagen zum treuen Wiedergeben ber terhnifchen Anfchauungen leitend. Eben 
barum ift aber au abfolut nöthig, daß diefer wichtige Aft des technifchen Ge- 
fammtunterrichtes 

I. fih fo rafıh als möglich über alle Dertlichfeiten verbreite, felbfi in der 
kleinſten Gemeinde dem Talente die Gelegenheit zur Selbfterfenntniß und dem 
Derufsmanne die erforderlichen Fertigkeiten zu rationellerem Betriebe feines 
Berufes darbietend; 

I. allentpalben forreft behandelt; 

II. mit Befeitigung jeder Spielerei fireng innerhalb der Grenzlinien des 
eigentlichen techniſchen Hülfsgebietes, alfo innerhalb der Grenzlinien des Linear: 
und Ornamentenzeichnens fefgehalten werde, 

Zur Erreichung dieſes Zweckes wird Folgendes fefgefeßt: 

$. 5. Begründung bed Elementar» Zeichnungsunterrichtes, 

Um dem Efementarunterrichte in dem Finear- und Ornamentenzeichnen die 
von Seiner Majrftät dem Könige angedeutete großartige Ausdehnung zu 
fihern, foll diefer Unterricht nicht nur als integrirender Lehrgegenftand der Efe- 
mentarfchulen für die wiffenfchaftliche Erziehung Clateinifhe Schulen) beibehal- 
ten, fondern auch auf jede, mit einem folchen Unterrichte zur Zeit nicht ver- 
febene teutſche Schule (Schulfprengel) ausgedehnt werben. 

$. 6. Drganifation des Elementar- Zeichnungsunierrichtes an den teutfchen 
Säulen. 

Der Elementar-Zeichnungsunterricht an den teutfchen Schulen Kegt in ben 
mit eigens dotirten Zeichnungsfchulen nicht bereits verfehenen, und mit ſolchen 
nicht freiwillig fich verfehenden Gemeinden den Schullehrern kraft ihres 
Dienftes ob, ohne für diefen einen Anſpruch auf Gehaltsmehrung oder auf 
fonfige Einnahmen zu begründen, 

Um die Befähigung der von nun an angeftellt werdenden Lehrer zu Er- 
füllung dieſer Berpflichtung zu fihern, hat bereits die aus der Anlage 3 erficht« 
liche Fürforge flattgefunden. 

Gegenwärtig find des Zeichnen kundige Apflanten vorzugsweife ſolchen, 
eines Adftanten bedärfenden Schulfprengeln zuzutheifen, deren bereits angeftellte 
Lehrer der nöthigen Befähigung zum Elementarunterrichte in dent Zinear- und 
Ornamentenzeichnen ermangeln, und in deren Mitte kein des Zeichnens fun- 
diger Maurermeifter, Zimmermeifter oder fonfliger patriotifher Einwohner fich 
zu interimiftifcher Fürforge verpflichtet. Jedenfalls it, und zwar nöthigen 
Falles fogar, durch angemeffene, keinerlei Härte in fich fehließende Berfegungen 
zu forgen, daß die Städte und Märkte, dann bie durch Gewerbothätigkeit ſich 
auszeichnenden Gemeinden vor Beginn des Schuljahres 18°%;, in den Genuß 
eines vollſtändig organifirten Zeichnungsunterrichtes treten. — Ebenfo ift fähr- 
lich bei Bertheilung der aus dem Schullehrerfeminar neu austretenden Schul» 
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dienfterfpektanten auf: die, eines organifirten Zeichnungsunterrichtes noch ent⸗ 
befrenden Schulorte vorzugsweiſe Rüdficht zu nehmen. 


Alle diesfallfigen Anordnungen werden In mündlichem Benehmen des Kreig- 
fhulreferenten, des Kreisbaurathes und des NRegierungsreferenten für Gegen- 
flände der Landwirthſchaft, des Handels, der Induflrie, der Gewerbe und ber 
Statiſtik zur Beichlußfaffung des Königl. Generallommiffärs und Regierungs- 
präfidenten bereift. 

Der Zeichnungsunterricht an den teutſchen Werktagsſchulen iſt anenigeltlich; 
bie Borlagen werben von Seite der Schule angeſchafft und der Bedarf bürf- 
tiger Schüler an Papier und Material deckt fich nach der in gleichem Detreffe 
für die übrigen Zweige des teutfchen Schulunterrichtes beſtehenden Borfchriften. 

Die Benützung diefes Unterrichtes felbft bleibt dem freien Willen der Schü- 
ler anheimgeftellt, ven Diftrikts:, Lokal⸗, Polizei- und Schulbehörden, dann den 
Schullehrern Tiegt aber ob, die Schüler und deren Eltern bei jeder entfprechen« 
den Gelegenheit und insbefondere bei den jährlichen Prüfungen über die Wich— 
tigfeit des ihnen Dargebotenen zu belehren, und insbefondere talentvolle Kna⸗ 
ben, dann einflige Uebernehmer größerer Gewerbe oder Güter in jeder Weife 
zu deren Benüßung aufzumuntern; auch liegt ihnen fpeziell ob, die voraus» 
fihtlih einem Baugewerbe fih widmenden Jünglinge auf das Bedürfniß dieſes 
Unterrichtes für ihre künftige Berufsrichtung und darauf aufmerkſam zu machen, 
daß das Unterlaffen diefes linterrichtes tn ber Periode der Werktagsfchulpflicht 
ein gebotenes Nachholen desfelben während der Lehrlingsjahre, fohin möglicher» 
weife fogar eine Verlängerung ber Lehrzeit nach fich ziehen würde. 


$. 7. Drganifation des Zeihnungdunterrichtes an den lateiniſchen Schulen. 

Der Zeichnungdunterriht an ven Elementarfhulen des wiffenfchaftlichen 
Unterrichtes Clateinifhe Schulen) wird wie bisher durch eigene Lehrer gegeben, 
und bleibt fehulorbnungsgemäß Beftandtheil des dortigen Gefammtunterrichtee. 


$. 8. Umfang des Elementar- Zeichnungsunterrichtes. 

Der dem Stadio der teutfchen Werktags- und der damit korreſpondirenden 
lateiniſchen Schule zugewieſene Elementar » Zeichnungsunterricht beſchränkt ſich 
übrigens auf die erfien Anfangsgründe der Linear- und OÖrnamen- 
tenzeichnung, ſonach 

a) auf das Darfiellen einfacher geometrifher Figuren mit Zirkel und Lineal, 

b) auf einfache Grundriffe, 

ce) auf bie Eontouren einfacher Aufriffe und Ornamente, und 

d) auf das Nachbilden körperlicher Vorlagen Cgeometrifcher Körper, Leicht 
nahahmbarer Reliefs u. f. w., 
und zwar bis zum Erfcheinen der bereits angeordneten uthographiſchen und 
körperlichen Vorlagen nach der unter Ziff. 4 anruheuden näheren Anleitung. 

$. 9. Prüfung und Befähigungsausweis der Zeichnungslehrer. 
Der Narhweis über die Prüfung und über den Befähigungsausweis ber 
| 3* 


36 Viertes Bud. — Volkswirthſchaft. 


den Zeichnungsunterricht gebenden Schulleprer und Schuladſtanten richtet ſich 
nach der obigen Beilage Ziff. 3. Jener der einen Schuldienſt nicht belleidenden 
Elementar-Zeichnungslehrer. bemißt fich ſowobl, 

a) was die teutfihen Schulfprengel betrifft, nah der Anlage 5, 

b) was bie Lehrer an lateinifhen Schulen anbelangt, nad ber Anlage 6, 


Abfhn I. Bon dem einleitenden Realienunterridte an ben 
teutfhen und lateiniſchen Schulen, 
$. 10, Einleitender Realtenunterricht an den teutfchen Schulen, 

Der früher unbefimmte und jeden praftifhen Endzweckes entbehrende Un⸗ 
teericht in den fogenannten gemeinnüßigen Gegenftänden an den teutfchen Schu- 
len ber Monarchie ift dem durch Ziff. IL. lit. b. der allerhöchſten Verordnung 
vom 16, Februar 1833 fund gegebenen allerhöchften Befehle gemäß, auf Antrag 
ber für die Abfaffung neuer Schulbüher angeorbneten Kommiffion in den zum 
Theil bereits unter der Preffe befinplichen neuen Lefebuch durch einfache: pofitive 
Notizen in der Art erfeßt worben, mwie-foldhes die Anlage 7 ausweist. 

$. 11, Einleitender Realienunterricht an den lateinifhen Schulen. 

Ebenſo ift dieſe allerhöchft gebotene einleitende Natur desfelben Unterrich- 

te8 an den Iateinifchen Schulen nad Maaßgabe der Anlage 8 gefihert worden. 


Tit. II Bon dem technifchen Gymnaſium (der Landwirthſchafts⸗ 
und Gewerbsfchule,) 


Abfhn. L Allgemeine Befimmung über Zwed, Eintheilung 
und Dotation des tehnifhen Gymnaſiums. 
$ 12. Bon den Landwirthſchafts- und Gewerboſchulen (technifche Gymnaſien.) 

Der eigentliche technifche Unterricht beginnt in den technifhen Gymnaſien, 
d. h. in den vereinten Landwirthfihafts- und Gemwerbsfchulen. 

$. 13. Spezielle Aufgabe der Landwirtpfchafte- und Gewerboſchulen. 

Die Aufgabe der Yandwirtpfchaftse- und Gewerbsſchulen ift: 

1. den zu dem technifchen Lyceo (polytechnifchen Schulen) und zu der tech« 
nifhen Hochſchule nicht adfpirirenden Schülern die erforderlichen theoretifchen 
Kenntniffe zu einem den Fortfähritten der Technik entfprechenden rationellen Be» 
triebe des Aderbaues und der Gewerbe mit fleter Belefruug über die An» 
wendung bdiefer Kenntniffe zu geben, und auf folhe Weife theoretiih und 
praftifch gleich gebildete, ihrem künftigen Berufe wahrhaft gewachfene Land⸗ 
wirthe und Gewerbsleute zu erziehen. _ 

2. die zu dem technifchen Lyceo und zu der technifchen Hochfchule afpiriren« 
den Zünglinge für ihren höhern Beruf in gleicher Doppelrichtung vorzubereiten. 
$. 14. Eintheilung der Landwirtpfchafts- und Gewerbefchulen, 

Jeder Kreis befigt jedenfalls eine vollfändige, d. h. mit fämmtlichen drei 
Kurfen verfehene Landwirthſchafts- und Gewerbsſchule. Diefelbe führt den 
Namen „Kreiolandwirthſchafis und Gewerbsſchule“, falls deren Sig für den 
are, Unterdonau-, Regen, Oberdonau⸗, Ober» und Untermaintreis die Kreis⸗ 
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bauptſtadt, für den. Rezatkreis Nürnberg, und für den Rheinkreis Kalferslautern 
feßgefegt bleibt. 

Reben der Kreislandwirthſchafte⸗ und Gemwerbsfchule follen wo möglich in 
jever größern Stadigemeinde Landwirthfchafts » und Gewerboſchulen beftehen, 
melde nad Maafgabe der verfügbaren Mittel den Charakter entweder einer 
voQlRändigen, d. h. mit drei Kurfen verfehenen, oder unvollfländigen blos auf 
die untern Kurfe, oder auf den unterfien Kurs befchränften Landwirthſchafts⸗ 
und Gewerbs'hulen annehmen, Die vollfändigen mit 3 Kurfen begabten ſtehen 
in jeder Beziehung den Kreislandwirthfchafts » und Gewerbsfchulen parallel, 
und führen den Namen „Landwirtpfehafts- und Gewerbsfchulen I. Klaſſe“; die 
blos mit dem untern und mittleren Kurfe begabten werden „Landwirihſchaſts⸗ 
und Gewerboſchulen IE. Klaffe” genannt; und fiehen dem linter- und Mittel- 
kurfe der Kreislandwiribfchafts » und Gewerboſchule gleih; die blos auf ven 
unterfien Kurs befchräntten führen den Namen „Landwirthſchafts⸗ und Ge- 
werbsfchulen II, Klaffe“ und äquivaliren dem unterfien Kurfe der Kreidland- 
wirhſchafts · und Gewerboſchule. Ein zweiter Kurs kann übrigens nur entfliehen, 
wo die vorichriftismäßige Kehraufgabe des unterfien Kurfes gänzlich gebedt er- 
ſcheint. Ebenfo fann nur zu Errichtung des dritten Kurfes geſchritten werben, 
wo der 1, und 2, Kurs in ihrem vollen Umfange begründet find, und es ift an 
diefer Beftimmung um fo firenger zu halten, als gerade bie technifchen Schüler 
einem Wechfel des Aufenthaltsortes vorzugsweife unterworfen find, hier alfo ein 
allenthalben gleichförmiger, den Mebertritt von der Anflalt des einen zu ber 
Anſtalt des andern möglich machender Stufengang des Unterrichts durch die 
heiligen Interefien der aderbauenden und gemwerbtreibenden Klaſſen geboten 
wird. 
$. 15. Landwirthſchaftliche und gewerbliche Kurfe an den Tateinifhen Schulen 

der mit keiner Landwirthſchafis⸗ und Gewerbefchule verfehenen Orte. 

Uebrigend bleibt allerdings geftattet, daß dort, wo aus ganz befonders 
fireng nachzuweiſenden Gründen neben der Iateinifhen Schule weder eine voll- 
Mändige noch eine unvollſtändige Landwirthſchafts und Gewerbeſchule zu ent⸗ 
fteben vermag, an der lateiniſchen Schule für die ber wiflenfchaftlihen Er- 
ziehung nicht beflimmten und defhalb von der griechiſchen Sprache bispen- 
firten lateiniſchen Schüler ein umfaflenderer Realien⸗Unterricht begründet werbe. 
Diefer Unterricht muß jedoch: 

1. die Benennung „Landwirthſchafilicher und gewerblicher Realkurs“ führen, 

2. zwar nit alle -@egenflände des untern Kurfes einer Landwirtpfchafts- 
und Gewerböfchule, wohl aber neben der jedenfalls unerläßligen Encyklopädie 
der Landwirthſchaft und der Gewerbe nur ſolche Gegenflände geben, welde in 
der Landwirthſchafts⸗ und Gewerböfchule felbk dem untern Kurfe ber Land⸗ 
wirthfhafts und Gewerboſchule angehören, und 

3. von dem Subrector der Iateinifchen Schule geleitet werden, ferner darf 

4, mit. Ausnahme der auch von Dritten gegeben werben lönnenden beiden 
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Encyklopädien, der Unterricht nur von ben zu deſſen Uebernahme gegen eine 
feine Remuneration bereiten Lehrern der lateiniſchen Schule ausgehen. . 

Auch behauptet diefer vor erfolgtem Austritte aus der Tatein- 
ifhen Schule genoffene erweiterte Realien⸗-⸗Unterricht für: ven 
betreffenden Jüngling lediglich die. Natur des freiwilligen Privatunterrichtes 
und resp. eines präparatorifhen Hofpitirens, ohne bei etwaiger Fortfeßung bes 
techniſchen Studiums irgend einen Anfpruch auf Dispens von dem unterfien 
Kurſe der Landwirthſchafts- und Gewerbsfchule zu begründen, 

$. 16. Dotation der Landwirthſchafis nnd Gewerbsſchulen, deren 
Kathegorien. | 

Die Dotation der Landwirthſchafts⸗ und Gewerbefchulen fließt: 

1. aus den Fonden der bereits allentpalben in Lanbwirtpfehafts - und Ge- 
werböfchulen umgemwandelten ehemaligen höheren Bürgerfchulen ; 

II. aus Kreisfonde- Zufchüffen ; 

IM. aus den verfügbaren Ueberſchüſſen der Unterrichtsfiftungen ; -. 

IV. aus den freiwilligen Beiträgen der betreffenden Gemeinde; 

V. aus den etwa dargebotenen, in jeder Weiſe zu ermunternden freiwilligen 
Beiträgen von Bereinen und Privaten, endlich fubfiviar 

VI. aus einem jedenfalls fehr mäßig feftzufegenden Schulgelde ber bemit« 
telten Schüler. 

$. 17. Etat der Landwirthſchafts⸗ und Gemwerbsfchulen. 
I. Sonde der höhern Bürgerfchulen. 

Die Zonde der höheren Bürgerfehulen find bereits allentpalben dem tech⸗ 
nifchen Unterrichte zugewendet, und gewähren laut der Anlage 9 eine jährliche 
Rente von 23,017 fl. 4 fr. 

$. 18, Dotation der Landwirthfchaftse- und Gemwerböfchulen. 
I. Zufchüffe aus Kreisfonden. 

Die Zuſchüſſe der Kreisfonde ſind bei der Unzureichenheit der Kreisſchul⸗ 
dotation für den Zweck der rein wiſſenſchaftlichen und der populären Erziehung 
auf Antrag der Landräthe ausfchließend den fakultativen Kreisfouden entnom⸗ 
men worden. Ihre bisherige Größe erhellet mach der Anlage 10. Ihre bei» 
bende Geftaltung bleibt dem Büdget für die IV. Finanzperiode vorbehalten. 

$, 19. Dotation der Landwirthfchafts- und Gewerbsſchulen. 
II. Berfügbare Ueberfchüffe der Unterrichtsftiftungen, . 

Die verfügbaren Ueberſchüſſe der Unterrichtöftiftungen: werden nad Maaß⸗ 
gabe der beſtehenden Geſetze von den Königl. Kreisregierungen, Kammern des 
Innern, ermittelt und repartirt. 

$. 20. Dotation der Landwirthfchafts- und Gewerboſchulen. F 
IV. Freiwillige Beiträge der Gemeinden. 

Freiwillige Beiträge der, eine unvollſtändige oder vollſtändige Landwirth⸗ 
ſchafts⸗ und Gewerbsſchule beſitzenden oder erhaltenden Gemeinden, laſſen ſich 
um ſo mehr mit vollſtem Rechte erwarten und anſprechen, als dieſen gerade 
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aus ben techniſchen Interrichtsanftalten neben dem nächften Bortpeile größerer 
Srequenz, auch eine Gelegenheit zu höherer Ausbildung ihrer Bürgerföhne, und 
fomit zu agrikolem und induftriellem Auffhwunge erwächst. Die Beiträge felbft 
richten ſich, was ihre Feftflellung betrifft nach $. 25 und 123 des revidirten 
Gemeinde · Ediktes. 
$. 21. Dotation der Landwirthſchafte- und Gewerbefchulen. 
V. Freiwillige Belträge von Vereinen und Privaten. 

Die freiwilligen Beiträge von Seite der Iandwirthfehaftlichen und polytech- 
nifhen Kreisvereine, ber Gewerbövereine und ber. Privaten find augemeflen zu 
vereinbaren, und falls fie Ratt finden, dem Königl. Staatsminifterium des In— 
nern zur Kundgabe mittelfi des Negierungsblattes anzuzeigen. Uebrigens if 
namentlich bezüglich dieſer Hülfdquelle jeder direlte oder indirefte Zwang zu 
vermeiden, und insbefondere Sorge zu tragen, daß nicht der von dem Gtaate 
aus fo großartiger Abficht begründete technifhe Unterricht durch ſcheinbar frei» 
willige, der That nach aber abgebrungene Opfer der einzelnen Gewerbsleute, 
in der öffentlihen Meinung verbunfelt und auf folde Weife vom kräſtigen 
Burzeln abgehalten werde. 

$. 22. Dotation der Landwirthſchafts⸗ und Gewerboſchule. 
vi. Schulgeld. 

Der Lehrunterricht foll unentgeldlich ſeyn. Die Einführung eines Schul⸗ 
gelves darf baper blos: 

1. in Ermanglung aller fonfigen Mittel, alfo wo deſſen Einführung die 
unerläßlide Bedingung der Möglichkeit eines technifchen YUnterrichtes bildet ; 

2. blos temporär bis zur Auffindung anderer Mittel ; 

3. in höchſt mäßigen Säßen ; und 

4. blos für die Söhne wohlbemittelter Eltern Pla greifen ; 
auch fordert deffen Einführung flets eine fpezielle minifterielle Genehmigung. 

$. 23. Zährlicher Etat. 

Die Fonds der Landwirthſchafts- und Gewerbefehulen müffen von ben be— 
treffenden Behörden jährlich, und zwar im Laufe des Sommers für das nächfle 
Schuljahr neu etatifirt, mit den Anforderungen des Unterrichts bilanzirt und 
der betreffenden Kreisregierung fpäteftens mit Ende Julius vorgelegt feyn. 
Dieie faßt ihre Befchlüffe, unterfiellt felbe mittelft einer in der Form: Anlage 
11 verfaßten, fpäteftens am 10. Auguſt zu dem Einlaufe des Staatsminifteriums 
ded Innern gebrachten Ueberſicht der höhern Würdigung, und hat ihre Anträge 
als ſtillſchweigend genehmigt zu vollziehen, wenn am 10. September feine mo- 
difizgirende Weiſung eingetroffen ift. 

$. 24. Gefichtspuntt bei Feſtſtellung der Fonde. 

Uebrigens if bei Feſtſtellung der Dotationen feſt an den in Abfchnitt IL 
und IV. des gegenwärtigen, dann in Abfchnitt IL und IV. des V. Titels ge⸗ 
genwärtiger Inſtruktion näher entwidelten Gefichtöpunkten der Vermeidung je- 
des unnötpigen Aufwandes, des ausfchließenden Strebens nah dem wahrhaft 
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Nüglichen, und dann an dem großen Gedanken fetzuhalten, daß Bayern unter 
der Leitung feines edlen kunſtſinnigen Königs der Ruhm vorbehalten if, zu 
beweifen, wie ohne wefentliche Beläftigung der Gemeinden und mit verhältniß- 
mäßig unglaublih geringen Mitteln bie große herrlihe Aufgabe der fort- 
ſchreitenden Bildung des teutſchen Bürger > und  Banerufannes durchgeführt 
werden kann. 
Abſchn. I. Von dem uUnterrichte und den Unterrichtsmitteln 
des techniſchen Gymnaſiums. 


1. Cap. Allgemeiner Geſichtspunkt. 

$. 25. Der techniſche Unterricht als ſolcher, beſchränkt ſich allenthalben auf 
die ſpeziellen Fächer beſtimmter techniſcher Berufsrichtungen. Mit ihm Hand 
in Hand geht aber zugleich der Unterricht in den allgemeinen Kenntniſſen 
(Realien). 

U. Cap. Bon dem rein technifchen Unterrichte. 

$. 26. Der technifche Unterricht an einem vollftändigen technifchen Gym- 
nafio (Kreislandwirthfchaftse- und Gewerbsfchule, Landwirthſchafts⸗ und Ge- 
werbsfchule I. Klaffe) umfaßt: 

A. Für die Gewerboſchüler. 

1. Die Encyklopädie der Gewerbe, d. h. die fpflematifirte Heberficht ämmt- 
licher Gewerbe, 

a) nach ihrer Hauptabtheilung in produktive und nichtprobuftive, 

b) nach ihrem gegenfeitigen Fneinandergreifen, und 

e) nah dem von jedem Gewerbe verarbeiteten Rohſtoffe mit genereller 
Angabe der fpeziellen Beredlungsweife diefes Rohfloffes und der Berwendung 
des veredelten Produktes fammt Andeutungen über das große Medium und die 
Wechfelfälle des Hanbeld und mit beiehrendem Befuche der in dem Orte be- 
findlihen Werffätten ; 

II. die Encyklopädie der Landwirthſchaft, d. h. die Meberficht der verfchie- 
denen animalifchen und vegetabilifchen Iandwirthfchaftlichen Produkte ihrer Ber- 
wendbarkeit (mit Bezug auf die näheren Entwidlungen der Encyklopädie ber 
Sewerbe) der verfchiedenen Produktions» und Bewirthſchaftungoweiſen, und der 
bei der Wahl der Produkte und der Methode zu beobachtenden kommerziellen 
und induftriellen Kombinationen ; 

II. die erforderlichen mathematifchen Kenntniffe einſchlüſſig der Elementar- 
Geometrie, der defcriptiven Geometrie und der Algebra bis zu den Gleichungen 
bes IL. Grades; 

IV. den Zeichnungsunterricht ; 

V. das Boffiren und Modelliren; 

VI, die Anfangsgründe der Bewegungslehre (Mechanid) ; 

VU. die Naturgefchichte ; 

VI. die Naturlehre; 
IX. die Borbegriffe der Chemie mit den entſprechenden Andeutungen. 
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X. bie Buchhaltung in Verbindung mit Stplübungen, enblich 

XI. die Gewerbslehre im weitern Sinne, d. h. die umfaflenden Entwid» 
lungen der in der Encyklopädie der Gewerbe bereits generell berührten Ge- 
genfände. 

B. Für die Landwirtpfchaftsfchüler. 

I. Die Encyklopädie der Landwirthfchaft, (f. oben Gewerboſchüler Ziff. I.); 

U. die Enepklopädie der Gewerbe, (ſiehe oben Gewerboſchüler Ziff. 1.); 

IM. die Mathematik; 

IV. den Zeipnungsunterricht; 

V. das Modelliren (ohne Boffiren) ; 

VI. die Anfangsgründe der Bewegungslehre (Mechanik); 

VII. die Naturgefchichte; 

VII. die Raturlepre; 

IX. bie Borbegriffe der Chemie mit den entfprechenden techniſchen An⸗ 
deutungen; 

X. die Buchhaltung mit Stylübungen; 

XI. die Grundzüge der thierifhen Anatomie und ter Tpierheiltunde; 

XII. Landwirthfchaftslehre im weiteren Sinne, d. h. die umfaffendere Ent- 
widlung der in ber Encyklopädie der Landwirtpfhaft bereits — berührten 
Gegenſtände. 

$. 27. Da dem techniſchen, wie dem wiſſenſchaftlichen und — Un⸗ 
terrichte als oberſter Geſichtspunkt gelten muß, die geiſtigen und phyſiſchen 
Kräfte des Jünglings zu entwickeln und zu erſtärken, nicht zu erſchöpfen, und 
da dem zufolge die Zahl der Unterrichtsftunden in dem techniſchen GOymnaſio 
mit Einfchluß des Realienunterrichtes in der Woche nicht über 36 betragen darf, 
fo find für die einzelnen technifchen Unterrichtsfächer folgende Darima feftgefeßt: 

A. Für die Gewerboöſchüler. 
1. Kurs. 

Um die Landwirthfchafts- und Gewerbsfchüler fchon bei ihrem Eintritte in 
das fpeziellere Berufsftudium mit dem Standpunkte diefes Studiums zu be- 
freunden, ihren Gedanken fogleih an ber Schwelle diefer neuen Bildungspe- 
riode, die in biefem Unterrichtsgweige fo. nöthige pofltive und praftifche Ric- 
tung zu gewähren, und fie namentlich über den Zufammenhang mehr abfiratt 
fcheinender Gegenflände mit iprer künftigen Lebensaufgabe zu belehren, ſoll der 
1. Kurs mit einleitenden Vorträgen über das techniſche Studium überhaupt, 
und das Bekanntmachen diefer Zünglinge mit dem großen Gebäude des land⸗ 
wirthfchaftlichen, induftriellen und kommerziellen Lebens, als dem Rahmen be- 
ginnen, in welchem alle Speziallehrpläne des dreijährigen Kurfus ihre Stelle 
und ihre Bedeutung finden. Diefe einleitenden Vorträge, welche auch dem 
Yubliko, oder bei Befchränttheit des Raumes, mindeflens den Eltern, den Land⸗ 
wirthen und Gewerbsmeiflern, dann den. Lehrlingen des Ortes zugängig feyn 
follen, füllen ausfchließend die L und IL. Woche des Unterrichtes, wie folgt: 
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Die J. Woche incl. als Einleitung in das Fachſtudium, 
1. Encyklopädie des technifchen Studiums überhaupt, vorgetragen von dem 





Rektor der Anftalt- 1 Tag. 
2. Encyklopädie der Gewerbe in ihren Grundzügen 5 Tape. 
1. Bode, 
Enchklopädie der Landwirthfchaft in ihren Grundzügen 4 bis 5 Tage. 
Bon der II. Woche anfangend, 
Arithmetik 8 Stunden, 
in Linear⸗ und Ornamenten⸗Zeichnen 8: u 
Modelliren und Boffiren 4 u 
Naturgefchichte 4 u 
fpeztalifirte Encyllopädie der Gewerbe 2 u 
ſpezialiſirte Encyflopädie der Landwirthſchaft 2 » 
in Summa 23 Stunden. 
IL, Kurs. 
Geometrie 6 Stunden, 
Zeichnungsunterricht 6 u. 
Modelliren und Boffiren, dann Mechanik 2 u 
Raturgefchichte 2 " 
Raturlehre 2 u 
Borbegriff der Chemie mit den entfprechenden techniſchen An- 
beutungen 2 M 
fpezialifirte Encyllopädie der Gewerbe 2 w 
fpezialifirte Encyklopädie der Landwirthſchaft 2 u 
in Summa 24 Stunden, 
III. Kurs. 
Algebra 4 Stunden, 
deferiptive Geometrie 4 u 
Zeihnungsunterricht \ 6 u 
Boffiren, Modelliren, Mechanik 3 u. 
Fortfegung der. VBorbegriffe von Chemie. mit den entfprechenben 
technifchen Andeutungen 2 u 
Buhhaltung mit Stylübung 2 " 
Gewerbötunde (zugleich Technologie) 3 u 
in Summa 24 Stunden. 
B. Für die landwirthſchaftlichen Schüler. 
I. Kurs. 


1. und IL. Woche Einleitung in das Fachſtudium, wie oben. 
Bon der III. Worhe anfangend : 
Arithmetil 6 Siunden, 
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Unterricht im Linearjeichnen 8 Stunden, 
Mopdelliren (ohne. Boffiren) . 2 u 
Naturgefchichte 4 
ſpezialifirte Encyklopädie der Landwirihſchaht | 2: 
fpezialifirte Encyklopädie der Gewerbe 2 u» 


fpezielle Anwendung des täglich. gehörten naturgelchichtlichen Un⸗ 
terrichtes auf die Landiwirthfchaft 0 
in Summa : 26 Stunden. 
Die fo dringend nöthig und ausdrüdlich gebotenen Erkurfionen unter Lei» 
tung des Landwirthfcpaftslehrers zum Beſuche großer Oekonomien, zu fpezieller 
Befihtigung der Felder, Wiefen, Weinberge ꝛc. Wälder, Heerben u. f. w. find 
in dem I. Kurfe .ald den Abenden und den frühen Morgenflunden des Som⸗ 
merd, dann den freien Balanznachmittagen der übrigen Zeit vorbehalten, in 

die Stunbenzafl des I. Kurfes nicht eingerechnet. 


II. Kurs. | 

Geometrie 5 Stunden. 
Modelliren, Mechanik 3 
Naturgefchichte - 3 u 
Raturlepre 2 
Borbegriffe der Chemie mit den entfprechenden techniſchen An- 

deutungen 2 
ſpezialiſirte Encyllopädie der Landwirtpfchaft 2 
fpezialifirte Encyklopädie der Gewerbe 2 u 
Anwendung des täglich gehörten Unterrichts über Naturgefchichte, 

Naturlehre und Ehemie auf die Landwirthfchaft 5 u» 


in Summa 24 Stunden 
Die fo dringend nöthig und ausdrücklich gebotenen Erkurfionen unter Auf- 
fiht des Landwirthfchaftslehrers zum Befuche großer Defonomien, zu fpezieller 
Befichtigung der Felder, Wiefen, Weinberge ꝛc., Wälder, Heerben u. ſ. w. find 
auch in. dem IL Kurfe an den Abenden und den frühen Morgenflunden bes 
Sommers, dann ben freien Vakanznachmittagen der übrigen Zeit — 
in der Stundenzahl des EI. Kurfes nicht eingerechnet. 
IH. Kurs. 
An zwei Tagen 
a) Mechanik, insbefondere Yandwirtpfchafte-, Bau- und Ma- 
ſchinenkunde 2 Stunden. 
b) Fortſetzung der Vorbegriffe der Chemie mit den entſprech⸗ 
enden techniſchen Andeutungen 
e) thieriſche Anatomie und Heilkunde 
d) ſpezielle landwirthſchaftliche Botanik 
e) Buchhaltung und Stylübungen 


Du ww w 
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in Summa Stunden. 
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An vier Tagen Landwirthſchaftolehre mit Beſuch wodlbewirthſchafteter Gü⸗ 
ter, und landwirthſchaftliche botanifche Exkurſionen unter Leitung des Yard» 
wirtpfchaftslehrers mit fletem Hinblide auf die Verwendbarkeit der landwirth⸗ 
fhaftlihen Produkte zu gewerblihen Zweden und wegen der Erfurfionen ohne 
Zeitmaaß. 

$. 28. Der Unterricht der Landwirthſchafts- und Gewerbsſchüler iſt, fo: 
ferne die örtlihen Wünfche eine Scheidung ausdrücklich erbitten. und botiren 
unbefchadet der übrigen Zwede, gemeinfam für alle von beiden gleichförmig zu 
börende Gegenflände, fonad: Ä 
Sn dem I. Kurfe, 

Sn der I. Woche für die Encyklopädie der Gewerbe, und 

in der H. für die Encyllopädie der Landwirthfihaft, in dem: ferneren Ber» 
laufe des Kurſes: 


Arithmetik 8 St. resp, b St 
Zeichnungsunterricht 8 u 
Modelliren 2 u 
Naturgefchichte 4 „ resp. 3 ©t. 
umfaffendere Encyklopädie der Landwirthſchaft er 
umfaflendere Encyklopädie der Gewerbe 2: 

26 St. resp. 23 St. 


in dem II. Kurfe, 
Geometrie 6 St. resp. 5 St. 
Modelliren und Mechanik 
Naturgefchichte 
Raturlehre 
Borbegriffe der Chemie mit den entfprechenden Andeutungen 
umfaffendere Encyklopädie der Landwirthſchaft 
umfaflendere Encyklopädie ber Gewerbe 


vvovtube%!Nnv 
= 


18 St, resp. 17 St. 
in dem II. Rurfe; 


Sortfeßung der Borbegriffe der Chemie mit. den entſprechenden techniſchen An» 
beutungen 2 Stunden. 
Buchhaltung und Stylübungen ur 


4 Stunden. 
Getrennt if der Unterridt. 


In dem I. Kurfe. 
Für die Landwirthſchafisſchüler. 
Spezielle Anwendung des täglich — naturgeſchichtlichen Unterrichts auf 
die Landwirthſchaft 2 Stunden. 
Für bie Gewerbafpäler, 
Boſſiren 2 Stunden. 
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In dem II. Kurfe, 
Für die Landwirthſchaftoſchüler. 
Anwendung des täglich gehörten Unterrichts über Naturgeſchichte, Naturlehre 
und Chemie auf die Landwirthſchaft 5 Stunden. 
Für die Gewerboſchüler. 


Zeihnungsunterricht 6 Stunden. 

. In dem III. Kurſe. 

Für die Landwirtpfchaftsfchüler. 
Mechanik, insbefondere Landwirtpfrhafte-, Bau- und Maſchinen⸗ 
funde 2 Stunden, 

fpegielle landwirthſchaftliche Botanik mit Erkurfionen Tr 
Landwirthſchaftslehre 4 Tage. 

' Für die Gewerböfchüler. 
Algebra 4 Stunden. 
deferiptive Geometrie 4 u 
Zeihnungsunterricht 6 u 
Boffiren, Modelliren, Mechanik 4 u 
Gewerböfunde Im 





- 21 Stunden. 


$. 29. Der technifche Unterricht ſoll nicht blos theoretiſch, fondern au 
zugleich, und: zwar wefentlich praktifch fepn. Insbeſondere follen die ben Ueber⸗ 
gang an die polytechnifhe Schule und an bie technifche Hochfchule nicht beab« 
fihtigenden Zünglinge in der Art ausgebildet werben, baß fie nach vollenbeter 
Landwirthſchafts und Gewerbsfchule als ehrenpafte, iprem Berufe tüchtig ge- 
wachfene Staatsbürger und als wahre Lichtpunkte technifchen Fortfchreitens in 
das bürgerliche Leben einzutreten vermögen. Kein Landwirthfehafts- und Ge» 
werboſchũler ift berechtigt, fih einem oder verſchiedenen Unterrichtögegenftänden 
willführlicy zu entziehen. Wohl aber muß der technifche Unterricht von höherer 
Hand den zahllofen Spezialitäten der technifhen Berufsarten nnd den bürger- 
lichen Berhältniffen der Familien möglihft angepaßt, und von jenem Pedantis- 
mus frei gehalten werden, der Zalente abichredt, und oft über dem Zufäl- 
ligen das Wefentlihe zu Grunde gehen läßt. Insbefondere ift Sorge zu ira» 
gen, daß die fo wichtige Klaffe der Lehrlinge und der übrigen. bereits in 
praftifchen Verpflichtungen begriffenen Zünglinge nicht faftifch von den Wohl» 
tpaten ausgefhloffen werde, melde der Buchſtabe der Königl. Verordnungen 
ihnen fo großfinnig barbietet. 

Dispenfen find daher nicht zu verweigern, wo 

1. ein dem künftigen Berufe und über feine volle Zeit verfügender Jüng⸗ 
ling ferner den Gegenfland durch verflärkten Zeitaufwand auf einen andern, 
+ B. ein künftiger Handeldmann dem Interricht in rein merhanifchen Fertigkel⸗ 
ten mit der forgfältigen Pflege lebender Sprachen, ein fünftiger Zimmermeifter 
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den Unterricht in der Chemie und Raturlepre. durch verboppelten Zeichnungs⸗ 
unterricht u. f. w. aufwiegen will, ober 

2. ein nur für gewiſſe Stunden von feinem Meifter freigegebener Lehrling 
nur die feinem Berufe direft verwandten Gegenflände zu hören. vermag. - 

Indispenfabel bleibt jedenfalls für die Fünftigen Yandwirthe die einleitende 
ſowohl, als die erweiterte Encyklopädie der Gewerbe, und für die fünftigen 
Gewerbemänner die einleitende ſowohl, als die erweiterte Encyliopädie der 
Landwirthfchaft, da 

1. der Aderbau auf dem Lande in der ‚Regel en ergänzendes Elemeut ber 
Familieneriftenz bildet, die Kenntniß der Landwirtpfchaft fonach häufig das Fort- 
fommentönnen des induftriellen Mannes bedingt, und da Ä 

2. der Landwırtd ohne Kenntniß der Verwendung und Bereblung feiner 
Erzeugniffe, fowie der Gewerbsmann opne Kenntniß der Entſtehungsweiſe 
feiner Rohftoffe nie zu einer höhern wahrhaft a) EIER zu 
gelangen vermag. 

$. 30. Dem Unterrichte in jevem einzelnen technifchen — iſt ein 
nach Anhörung des betreffenden Lehrers, des Rektorats in gemeinſamen Zu⸗ 
ſammenwirken des Regierungsreferenten für Gegenſtände der Landwirihſchaft, 
der Induſtrie, des Handels und der Gewerbe, dann des Kreioſchulreferenten 
von der Königl. Kreisregierung zu beantragendes und von dem Königl. Staats⸗ 
miniſterium des Innern zu genehmigendes Lehrbuch zu Grunde zu legen. 

Der Unterricht in der Eneyklopädie hat ſich bis zum Erſcheinen des ange— 
deuteten Leitfadens nach der von jedem einzelnen Lehrer zu entwerfenden und 
ſchleunigſt zur Genehmigung vorzulegenden Skizze zu richten. 

III. Cap. Bon dem Realienunterrichte. 

$. 31. Der den techniſchen Schülern allenthalben zu ſichernde Realien⸗ 
unterricht umfaßt: 

1, die Religion, . 

2. die Gefchichte, 

3. die Geographie, 

4, die teutfche Sprache. 

Diefer Unterriht wird ausfchließlich des ——— den techniſchen 
Schülern 

1. den aus den lateiniſchen Schulen mit einem zum Webertritte an ein 
Gymnaſium Habifitirenden Abfolutorio an die Landwirthſchaft⸗ und Gewerbs⸗ 
ſchulen übergetretenen Schülern, an dem Opmnafio gemeinſam mit den Gym- 
naftalfchülern ; 

2. den übrigen Landwirthfchaftse- und Gewerbsfchülern an der beireffenden 
Sonn» und Feiertagsfihule dargeboten, 

$. 32. Bon den. auf: folde Weife den Realienunterricht ber a 
— Landwirihſchafis ⸗ und Gewerböfpülern hören 

1. jene des I. Kurſes ‚der Landwirthſchafis- und Gewerbsſchulen mit der 
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1. Gymnaſialklaſſe, Gefhichte, Geographie und teuffchen Sprache in den vier 
fhulordnungsmäßig dafür feftgeftellten Bocenfunden; 

2. jene bes II. Kurfes der Landwirtbfchafts- und Gewerbsfchulen mit ber 
2. Gpmnaſialklaſſe, Gefhichte und Geographie in den ſechs; dann Theorie der 
redenden Künfte mit Uebungen in teutfcher Sprache in den vier ſchulordnungs⸗ 
mäßig feftgefegten Wochenflunden ; endlich 

3. jene bes II. Kurfes der Landwirthſchafts- und Gewerbefchulen mit ber 
3. Opmnaftalklaffe, Gefhipte und Geographie in den ſechs; dann Theorie der 
redenden Künfte fammt den Stylübungen in den fohulorbnungsmäßig befimmten 
Vochenſtunden. 

Und da der Unterricht in der Theorie der redenden Künſte ſchulordnungs⸗ 
mäßig erfi in der IV, Gymnaſialklaſſe fich endet, für welchen die Landwirth⸗ 
ſchafts und Gewerbsichule keinen parallen Jahrkurſus darbietet, fo ift Vorſorge 
ju treffen, daß die Profefforen der IV. Gymnafialklaffe diefen gefteigerten Un- 
terricht den genannten Schülern in außerordentlihen Stunden gegen eine, ihnen 
zu bewilligende befondere Remuneration ertheilen. 

$. 33, Da der Realienunterridt an den Gymnafien ſchulordnungsmäßig 
jedenfalls von dem Unterrichte in den Haffifihen Sprachen firenge und unbe» 
dingt getrennt bleiben muß; da ferner für diefen Unterricht jedenfalls eigene 
zufammenhängende Stunden zu beflimmen find, fo bleibt e8 Obliegenheit des 
Rektorates der Landwirthſchafts- und Gewerbsfchulen, die technifchen Unter⸗ 
rihtsgegenftände in der Art einzutheilen, daß die den Nealienunterriht am 
Gymnafium befuchenden Landwirthfchafts- nnd Gewerböfhüler zu dem nur ein« 
mal des Tages au dem Gymnaflum ftattfindenden zufammenpängenden Realien- 
unterrichte rechtzeitig erfcheinen können. 

Da übrigens wefentlich daran gelegen ift, daß bie technifchen Lehrftunden 
an den Landwirthſchafts⸗ und Gewerbsſchulen auch ben gebildeten Lehrlingen 
und Gefellen zugänglich feyen, und dba bie Stunden, in welchen letztere von 
ihren Meiſtern entbehrt werben können, vielfah nach örtlichen Rückſichten 
wehfeln, fo haben die Rektorate beider Anftalten die Stunden für den Realien- 
unterricht des Gymnafiums in einer Weife zu bemeflen, welche dem Geber der 
tehnifhen Lehrgegenflände in der dem Lehrling örtlich verfügbaren Stunde fo 
wenig als möglich hindernd in den Weg trete. 

Im. Falle nicht eintretender Bereinigung entfcheidet die Kreisregierung. 


$. 34, Mebrigens wäre die Abficht der allerhöchften Verordnung vom 
16. Februar 1833 durchaus verfehlt, wollte der Gpmnaflalunterricht in den 
Realien ob den denſelben befuchenden technifchen Schülern von feiner edlern 
Höhe Herabgezogen werben. Bielmehr fol gerade die Teilnahme an ben 
minder erklufiven Unterrichtsgegenftänden einer höhern Lehranftalt einerfeits 
diefen mit den Borbedingungen zu dem Gymnafialunterridte 
derfehenen und deßhalb zur Theilnahme an dem Gymnafialun— 
terrichte befähigten Zünglingen die Weihe höherer wiflenfchaftlicher 
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Bildung erhalten, und andererſeits bewirken, daß nicht ferner, wie bisher auch 
zu häufig geſchah, auch der Realienunterricht des Gymnafiumsd in die Gpm- 
naftik der alten Sprachen hineingezogen, und der abfolvirende Gymnaſiſt fogar 
ohne gründliche Kenntniß feiner Mutterfprahe und feines Vaterlandes auf die 
Univerfität gefendet wurde. Es ift daher der Realienunterricht ohne Rüdficht 
auf die Theilnahme oder Nichttheilnahme einzelner, die lateiniſche Schule ab» 
folvirt habender Landwirthfchaftdee und Gewerbsfchüler an allen Opmnafien mit 
fireng wiſſenſchaftlichem Ernfle, aber noch in der fchulorbnungsmäßigen Rein» 
beit zu geben; die teutfche Sprache und die damit verbundene Theorie der re» 
denden Künfte in dem durch die Schulordnung gewählten Umfange von bem 
Unterrichte in der Geographie getrennt zu halten, und der Geographie ſowohl, 
als der Gefchichte ift die gebotene Zeit von wörhentlih drei Stunden zu wid⸗ 
men, und der geograppifche Unterricht in den beiden untern Klaffen als poli- 
tifhe, in den beiden obern als mathematifch-phyfitalifhe Geographie von dem 
Gpmnafialprofeffor der Mathematik zu konzentriren. 


$, 35. Sollte durch den Hinzutritt der aus der lateinifhen Schule her⸗ 
vorgegangenen Landwirthfchafts- und Gewerbsfchüler die Schülerzapl für die 
Reallen fi) wefentlih mehren, fo ift der Fall der Errichtung von Parallel- 
Haffen gegeben. 


$, 36. Der Realunterriht an ber technifchen Schule umfaßt alle, plan« 
mäßig den Unterricht der teutfhen Sonn» und Feiertagsſchule konſtituirenden 
Gegenftänbe. 

$. 37. Das Hören der Nealien an Sonn- und Feiertagsfhulen if auch 
denjenigen nicht unterfagt, welche nach Abfolvirnng der kateinifchen Schule die 
Befähigung zu deren Erlernung an dem Gymafio erworben haben. Da aber 
der große Zweck dahin gerichtet ift, die lateinifche Schule fich mehr und mehr 
als die Werktagsfchule der Gebildeteren überhaupt konftituiren zu ſehen, 
und namentlich den Notabilitäten des Gutsbeſitzes und der Induſtrie unter 
der fireng pofitiven Berufsrichtung mittel einer Eaffifchen Unterlage und eines 
mehr wiffenfchaftlihen Realienunterrichted auch die enifprechende foziale Ent» 
widlung zu fihern; da ferner diefes Abfoloirthaben der Tateinifchen Schule und 
biefer höhere Realienunterricht nach Ziff. V. und XI. ber allerhöchſten Ver⸗ 
ordnung vom 16. Februar 1833 die unerläßlihe Bedingung des Uebertrittes an 
bie technische Hochſchule bildet, fo bleiben die Vorſtände der Landwirthſchafts⸗ 
und Gemwerbsfchule fowopl, als die Lolal- und Difrikts-Schulinfpeltoren und 
unmittelbaren Schullommiffäre, dann bie Rektorate und Subreftorate der Gym⸗ 
nafien und Lateinifhen Schulen verflichtet, namentlih die Söhne bemittelter 
Eltern über die eben berührten Gefichtspuntte auf das Eindringlichfie zu be» 
Ichren und mit aller Kraft dahin zu wirken, daß fie ihren Söhnen burd die 
Wahl der Werktagsichule des wiflenfchaftlihen Unterrichtes, dann durch den 
wiſſenſchaftlichen Realienbetrieb mindefiens die Möglichkeit der Benützung jener 
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höhern Bildungsquelle offen Halten, welche ber Baperifche Staat mit unüber- 
troffener, vielleicht unerreihbarer Großartigkeit feinem Mitteltande darbietet. 

$. 38. Der Religionsunterricht wird jedenfalld an der Landwirthſchafts⸗ 
und Gewerboſchule ſelbſt, und zwar in wöchentlichen zwei Stunden für alle den 
Iateinifchen und den deutſchen Schulen entnommenen Landwirthſchafis und Ge⸗ 
werböfchüler durch die befonderd zemunerirten Ortsgeiſtlichen, oder durch befon- 
ders approbirte Religionslehrer der beireffenden Konfeffionen gewährt. 

$. 39. Uebrigens wird gerne geftattet, ja inhaltlich des Ziff. V. der aller- 
höhften Berorbnung vom 16, Februar 1833 fogar gerne gefehen, daß an ben 
mit entfprechenden Mitteln verfehenen Landiwirtbfchafts- und Gewerbsfchulen ber 
Realienunterricht des Gymnafiums und ber teutfchen Schule durch einen eigens 
organiſirten Realienunterricht erſetzt werde, ſoferne 

1. der daher anzuſtellende, oder gegen Remuneration mit feiner Einwillig- 
ung zu verwendende, ſchon angeftellte Lehrer die volle Befähigung zum Gpm⸗ 
nafiallepramte (wenn auch mit Ausnahme der griechifgen Sprache) befigt; 

2. der Unterricht fireng innerhalb des für das Gymnaſium vorgeißgriebenen 
Umfangs und Stundenmaaßes gegeben wird, und ſonach 

3. in jeder Beziehung die Borausfeßungen ber Ziff. XU. Abfchn. 2 der 
allerpöchften Berordnung vom 16. Februar 1833 erfhöpft, in welchem Falle 
dann diefer auch den Lehrlingen und den aus ben teutſchen Schulen gelommenen 
Landwirthſchafts ⸗ und Gewerboſchülern augängige Realienunterricht, die, die 
Iateinifche Schule abfolvirt habenden Landwirthſchafts⸗ und Gewerböfhüler ebenfo 
zu dem Uebertritte an die technifche Hochſchule berechtiget, als hätten fie die ge- 
fammten Realgegenflände in einem Gymnaſio felbft gehört. 

Den zum Befuhe der Realien an den Gymnafien befähigten Landwirth⸗ 
fhafts- und Gewerbsſchülern iſt auch die Theilnapme an dem Gpmnafialunter- 
richte in Iebenden fremden Sprachen in foferne geftattet, ald an der Landwirth⸗ 
ſchafts- und Gewerbsfchule eine eigene unentgeldlihe Gelegenheit zur Erlernung 
diefer Sprachen nicht begründet werben Tann. 

‚IV. Cap. Bon dem Lehrapparate. 

$. 40, Der unerläßliche aus der Dotation zu befireitende Lehrapparat 
einer kandwirthſchafts⸗ und Sewerbeſchule I. ſowohl als IL. und ILL. Klaſſe 
befieht : 

1. in einer: möglich vollfändigen Sammlung entſprechender und von ber 
Alademie der bildenden Künfte vorläufig oder bleibend approbirter Borlagen 
für das Linear- und Ornamenten- Zeichnen, insbefondere auch körperliche Bor- 
lagen landwirthſchaftlicher Guts-, Earton- und Bauplane ; 

2. in einer Sammlung der erforderlichen Bücher, insbefonbere woniſger 
Journale und Encypyklopädien; 

3. in einem Heinen Naturalienkabinetie; 

4. in einer Sammlnng von, nach Analogie der Ziff. 1 approbixten, Mo⸗ 
dellen zum Boffiren ; 

Dr. Gichenpfeiffer’s ee der Derfaffung ». 4 
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5. in dem unenibehrlichen phyſikaliſchen und chemiſchen Apparate; 

6. in einer Sammlung von Vorlagen für den Unterricht der darſtellenden 
Geomeitie und Mechanik. 

Die Zeichnungsvorlagen ſind bis zum Erſcheinen des zur Anlage 12 bereits 
in der Ausarbeitung behandelten Vorlagewerkes einſtweilen aus der großen 
Zahl der für das techniſche Zeichnen beſtimmten Unterrichtswerke zu entnehmen. 
Auch ſind hier die Bauwerke des Königl. Geheimen Raths v. Klenze und des 
Königl. Profeſſors Gärtner ganz vorzugsweiſe zu empfehlen. Die unter Ziff. 
5 und 6 genannten Sammlungen find durch Beſtellungen bei einer der 3 polp⸗ 
techniſchen Schulen bes Reiches zu beziehen. Allmählig wo es zuläffig, fol 
anittelft Pachtes oder Kaufes eine Heine Mufterwirtpfchaft für die Landwirth⸗ 
ſchaftsſchule Behufs des täglichen Unterrichtes, und ebenfo ein Herbarium vivum 
für die forft- und kandwirtpfchaftlihe Botanik zu gewinnen verſucht werben. 
Auch iſt im Wege des Wunfches und freundlichen Uebereinkommens Sorge zu 
tragen, daß die in beim Orie oder beffen Nähe befindlichen. Sammlungen. ber 
landwirihſchaftlichen und polpteshnifchen Kreisvereine der Modellenfammlungen 
von Korporationen und Privaten, die Iandwirtpfihaftlichen Gärten und Muſter- 
anftalten und die Werkftätten ausgezeichneter Meifter, ben Landwirthſchafts⸗ 
und. Gemwerbsfchulen und ihren Zöglingen zugängig gemacht werbe: 

Ab ſchn. U. BonderEintpeilung des Schuljahres, der Aufnapme, 
dem Aufſteigen, der Prüfung und dem Reiſen der Zöglinge. 
§. M.. Das Schuljahr der Landwirthſchafto⸗ und UUOEIOINEIER beginnt 
und-endet mit jenem der Gymmaſien. 

$. 42, Der Eintritt in das technifche Gymnaſium (Landwirthſchafts⸗ und 
Gewerbsſchule) findet in der Regel nicht vor zurüdgelegtem 12. Lebensjahre 
flott. Ansnahmen von diefer Negel können nur in Verüdfihtigung ganz be 
fonderer Umflände, und auch hier nur von der betreffenden Königl. Kreisregier 
ung, Kammer des Innern, bewilliget werben. 

Vebrigens fett die Zulaffung zu den Landwirihſchafts⸗ und Gewerbsſchulen 
das Bollendethaben der rein wifienfchaftlichen Erziehung Clateinifhen Schule) 
nur bezüglich derjenigen Zünglinge voraus, welche fich das einflige Auffleigen 
an die tehnifche Hochſchule offen ‘zu halten gedenfen. 

Jedem diefe Abficht nicht hegenden Schüler einer Tateinifchen ſowohl, als 
teutſchen Schule fieht von dem Augenblide des überfchrittenen 12, Yebensjahres 
an die Meldung zu Admiſſion an die Landwirtpfehafts- und Gewerbsſchule und 
jeder Admiffionstermin frei und die erfolgte, dem Subrektorate der betreffenden 
lateinifchen, oder dem Lokalinſpektor der betreffenden Schule amtlich zu notifi⸗ 
zirende Admiffion zieht Cin dem Falle noch nicht erlofchener Werktagsſchulpflicht) 
von felbfi deren Suspenfion bis nach erfolgter erfter Kommunion oder Konftt- 
mation und fofort den Webertritt des betreffenden Zünglings in bie Reihe der 
Sonn- und Feiertagsfchüler nach firh. | 

$. 43. Das Rektorat der Landwirihſchafts⸗ und Gewerboſchule ift befugt, 
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die Admiſſion der weder mit dem Abfolutorium einer Iateinifchen, noch mit einem 
Heberweifungsfcheine ‚aus der teutfchen Sonn» und Feiertagsfchule verfehenen 
Zünglinge durch das Beftehen einer Admiffionsprüfung zu bedingen, welche ſich 
über die Religionslehre, die Fertigkeit im Lefen, Schreiben und in den vier 
Rehnungsarten, dann über die Fertigkeit zur Anfertigung eines einfachen fprache 
rüptigen Auffaßes und zur Anwendung ber vier Nechnungsregeln auf bie ge 
wöhnlihften Fälle des bürgerlichen Lebens zu erfireden hat, Ferner iſt der 
Uebertritt aus der nicht abfoloirten Tateinifchen an die Landwirthſchafts⸗ und 
Gewerbsfchule durch eine von dem Rektoraie den Landwirtpfchafts- und Ges 
werboſchulen zu ertheilende Protofollarbelehrung des Zünglings, feiner Eltern 
oder Pflegeeltern über die Befiimmungen der Ziff. V. und XIL der allerhöchſten 
Terorduung vom 16. Februar 1833 und über den $. 37 und 42 gegenwärtiger 
Inſtruktion und dadurch bebingt, daß fie auf ihrem Entichluffe beharren, nad» 
dem ihnen beutlich erklärt worden ift, daß das Auffleigen an bie technifche Hoch» 
füule nur auf dem Grunde der abfolvirten Iateinifhen Schule möglich iſt. 

6.44, Der bie Admiſſion Nachſuchende ift gehalten, ein Zeugniß feiner 
bieherigen Schulbehörde über den genoffenen Unterricht, über den bisher ent⸗ 
widelten Fleiß, Forigang und über das bisherige fittliche Betragen beizubringen, 

$. 45. Die kraft ihrer Urkunde (Abfolutorium der Tateinifchen Schule oder 
Ueberweiſungszeugniſſe aus der Werktage » in die Feiertagsfchule) eintretenden 
ſowohl, als die fonft Admittirten erhalten Inferiptionszeugniffe nach Anlage 13, 

Zugleich werben bie zum einfligen Auffteigen an der terhnifchen Hochſchule 
Aſpirirenden dem betreffenden Gpmnaflalreltorate mit Angabe der Tpatfache, 
ob felbe den Realienunterricht an dem Gymnaſium, oder an ber Landwirth⸗ 
ſchaft⸗⸗ und Gewerbsfchule bei einem für das Gymnafiallehramt habilitirten 
Lehrer hören werden, befannt gemacht und gleiche Eröffnung mit gleichmäßiger 
Aufflärung über das Hören der Realien an der Anflalt oder an ber Feiertags⸗ 
ſchule ergeht bezüglich der übrigen Schulen an den betreffenden Diſtriltsſchul⸗ 
infpeftor oder Lokalſchulinſpektor. 

$. 46. Uebrigens bleibt Behufs des genauen und zugleich wohlwollenden 
vollzuges der Ziff. V. der allerhöchſten Verordnung vom 16. Februar 1833 
dad bereits angeordnete Tranfitorium aufrecht erhalten, wonach jedenfalls ein 
für das Gymnaſiallehramt habilitirter Lehrer oder Lehramtekandidat bis zu dem 
Jahre 1840 jene Landwirthfehafts- und Gewerbsfchüler, deren Werktagsichul« 
pflichtigkeit ganz oder zum Theile in die Periode vor Erfcheinen der obener- 
wähnten allerhöchften Verordnung fiel, in einem gefonderten Lokale, unter ſteter 
Aufſicht des Gymnaſialrektors fpeziell mit den an dem Gymnaſio zu hörenden 
Realien, dann ſoweit möglich, auch mit den Anfangsgründen der Iateinifihen 
Sprache vertraut macht, um fo mindeflend den ausgezeichnetfien unter ihnen 
auf dem Dispenswege bas einflige Auffleigen an die technifchen Hochſchulen 
möglich zu machen. 

$. 47. Zede Landwirtpfhafts- und Gewerboſchule legt mit Site} jebes 
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Zahres, und zwar, wenn die Schule an dem Site eines Gymnaſiums ſich be» 
findet, in Gegenwart des zu dem Gymnafial- Eramen abgeorbneten in den 
übrigen aber in Gegenwart eines befonders ernannten Regierungstommiflärs, 
dann in Beifeyn des Diftritts-Poltzeibeamten, des Gymnaflalreftors und fänmt: 
licher Ortsfcholarchen unter freiem Zutritte des Publitums in förmlicher öffent 
licher Prüfung Rechenſchaft über ihre Leitungen ab. Die Ergebniffe diefer 
Prüfung, welche über fämmtliche Kurfe zu erfireden und mit der Borlage 
fänmtlicher Zeichnungen und ſchriftlichen Arbeiten zu verbinden ift, entfcheiden 
in ihrem Zufammenpalte mit dem Jahresfortgange über das Auffieigen in den 
höheren Lehrkurs. 

Diefelbe muß den Charakter des Ernſtes und rüdfihtslofer Strenge an 
fih tragen, und es if kräftigft darüber zu wachen, daß kein Kurs verlaſſen 
werde, ohne daß deſſen Lehrſtoff genügend ergründet und begriffen iſt. 

$. 48. Der Prüfung folgt die Vertheilung von Preiſen an bie durch fill 
liches Betragen und vorzüglichen Zahresfortgang ausgezeichneten Schüler bes 
Jahres. Die Zahl diefer Preife fol zur Anzapl der Schüler in dem Berpält- 
niffe von 1 zu 10 fliehen. Diefe Preife können in Gelde Geſchichtsthalern), 
Büchern oder Inſtrumenten beflefen. Bei iprer Auswahl find die näheren Di- 
rektiven der Anlage 14 zu beachten. 

$. 49. Der Austritt aus der Landwirthſchafts⸗ und Gewerboſchule findet 
auf geäußerten Wunfch der Eltern oder der Eltern Stelle vertretenden Per- 
fonen zu jeder Zeit; außerdem | 

1, wegen gänzlich unzureichenden Fähigkeiten ($$. 42 und 43) oder 

2. aus Strafe $$. 67 und 70, ober 

3. nach abfolvirtem Unterrichte, d. h. nach vollendetem Befuche ber drei 
Kurfe, nach genügend beflandener Schlußprüfung des dritten Kurfus flatt. 

$. 50. Die den Unterricht abfolvirt habenden Schüler erhalten ein fürm- 
liches Abfolutorium, welches nad Anlage 15 zu verfaflen ift, uud ſich insbeſon⸗ 
dere darüber zu verbreiten hat, ob der betreffende Schüler der landwirthſchaft⸗ 
lichen oder der gewerblichen Richtung angehört, aus welcher Unterrichtsankalt 
er zu dem technifchen Unterrichte übergetreten ift, welches Zeugniß er von jener 
Anftalt erlangt, wo er während des technifchen Kurfes die Realien gehört, und 
ob er nach $. 31 und 37 die Borbebingungen zum Auffleigen in die techniſche 
Hochſchule erfüllt oder fih im Falle der Subfumtion unter- das Tranfitorlum 
mindeſtens nach $. 46 die Möglichkeit der Dispenfation gefichert hat, wobei ſich 
von felbft verfieht, daß die Note über den Realienunterricht bezüglich der die- 
felben an dem Gymnaſium gehört habenden Zünglinge unbedingt nach Zeug- 
niffen des betreffenden Gymnaſialrektorates in dem Abfolutorium bemeſſen wer- 
ben muß. 

Abfhn. IV. Bon den Lehrern des tehnifhen Gymnafiums, 
$. 51. Jede Landwirthſchafts- und Gewerbsfchule fol ſoviel möglich mit 
volftändigen und tüchtigen Lehrern verfehen werben. 
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$. 52. Als Minimum der felbfiftändig anzuftellenden Lehrer find in ber 
Regel für eine vollſtändige Schule von 3 Kurfen: 

1. zwei Individuen für den Zeichnungsunterridt, dann für die Lehrvor⸗ 
träge über Mathematik, Ppyfit, Chemie, Naturgeſchichte, Encyllopädie der Ge- 
werbe und Gewerbokunde, und 

2. ein Zandwirtpfchaftslehrer zu betrachten. 

Diefes Minimum ſchließt jedoch die Auffiellung einer noch geringeren Zahl 
eigends angeflellter und befolbeter Lehrer für den Fall nicht aus, 
wenn in fonftigen Berhältniffen ſtehende tüchtig befähigte Männer mit der Muße 
auch die Seneigtheit verbinden follten, ſich unentgeldlich oder gegen geringere 
Bezüge die verfchiedenen Lehrgegenſtände in dem vollen Maaße des vor- 
fhriftsmäßigen Lehr- und, Zeitumfangs zu geben, in welchem Falle, 
wie überhaupt alle Berhältniffe der Schulen, fo auch indbefondere Zahl: und 
Bezüge der Lehrer, nach den ſtets vorzugsweife zu beachtenden Lokalverhältniſſen 
und Lokalwünſchen zu bemeffen find, 

$. 53. Die Uebernahme eines Lehramtes an Landwirtbfchafts- und Ge- 
werbsſchulen feßt ben genügenden Beflehen ber Prüfung vom Jahre 1840 an⸗ 
fangend 

a) für Lehrer der gewerblichen Richtung mindeſtens das Abſolvirthaben 

aa) des gewerblichen Unterrichts an einer Landwirthſchafts- und Gewerbs⸗ 
ſchule, dann 

bb) einer polytechniſchen Schule und 

cc) ein Zahr Beſuches der techniſchen Hochſchule (oder bei Zeichnungsleh⸗ 
rern zwei Jahre Elevenftandes an der Königl, Akademie der bildenden Künfte). 

b) für Lehrer der Landwirthſchaft mindeftens 

aa) das Abfolvirthaben des Landwirthfehaftsunterrichtes an einer Land⸗ 
wirtbfchaftd- und Gewerboſchule, 

bb) ein Zahr Befuches der technifchen Hochfihule, und 

cc) drei Fahre Betriebes eines Landwirthſchafts⸗Complexes oder fürmlicher 
Praxis an rationell verwalteten größern Gütern voraus, Bis zu bem Jahre 
1840 genügt das entfprechende Beflehen der Prüfung und überdies bei Land⸗ 
wirthfehaftslehrern der Nachweis einer Landwirthſchaftspraxis. 

$. 54. Diefe Prüfung, welche von den Lehrern der gewerblichen Richtung 
an eine der drei polytechnifchen Schulen für jene der Landwirtdfchaft an ber 
Raatswirtpfchaftlichen Fakultät der Königl. Ludwig- Marimilians-Univerfität als 
Profeſſoren Gremio der technifchen Hochſchule zu beſtehen, und jährlich in dem 
Laufe des Monats September öffentlich auszuſchreiben ift, kann fich bei Kandi- 
daten für Lehrfiellen der gewerblichen Richtung je nach dem Wunſche des 
Eraminaten über eine oder mehrere ober auch über alle Disziplinen des vor⸗ 
gefchriebenen Unterrichtes erfireden. 

Bei den Lehrern der Landwirtpfhaft muß fie bie gefammte dandwirthſchaft 
umfaſſen. 
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Sie bezwedt die Ermittlung 

a) des theoretifch und praktifch gründlichen Innehabens des betreffenden 
Gegenſtandes, nnd 

b) der Lehrgabe, dießhalb Denn auch insbefondere 

zu a) auf die technifche Fertigkeit in Anwendung ber tpeoretifpen 
Notionen und 

zu b) auf die erhöhten Anfprüce zu fehen ift, welche jede Bereinigung 
verfhtedenartig vorgebildeter Schüler an die Mittheilungsfähigfeit 
des Lehrers richten muß. j 

$. 55. Das Ergebniß der Prüfung wird fletd ohne Auffchub in den Kon⸗ 
fursnoten der „vorzüglichen“, „ſehr guten” und „guten” Befähigung nad Stim- 
menmehrheit der die Prüfung vornehmenden Lehrer fogleich ausgefprocden, bem 
Kandidaten durch ein in der Form Anlage 16 abgefaßtes Zeugniß bekannt ge» 
macht, und dem Staatsminifterium des Innern berichtlich angezeigt. 

$. 56. Zu Aufftelung als Realienlehrer”an einer Landwirthfchafts- und 
Gewerbsfchule werden mit Ausnahme der griechifchen Sprache dieſelden Nach- 
weife erforbert, welche die Uebernahme derfelben Fächer an dem Gymnafio be- 
Dingen. Will daher ein zu dem Gymnaſiallehramte nicht bereits habilitirter 
Lehrer einer Landwirthfchafts- und Gewerbsfhule nad Erſcheinen gegenwärtiger 
Inſtruktion auch den Unterricht in der teutfchen Sprache, oder in der Gefchichte 
oder Geographie übernehmen, fo bleibt er verpflichtet, fich bei der laut $. 102 
u. f. der Schulordnung von 2 zu 2 Jahren regelmäßig abgehalten werbenden 
Gpmnafiallepramtsprüfung zu ftellen und daſelbſt die fpezielle Prüfung über 
den von ihm vorzutragenden Realiengegenftand zu beftehen. 

$. 57, Dispenfirt von der vorgefchriebenen Prüfung find kraft ihrer höheren 
Bildung 

a) überhaupt diejenigen, welche den betreffenden Gegenftand an einer Uni— 
verfität als förmlich immatrikulirte Hochſchüler mit IRRE Erfolgzeug⸗ 
niſſe abſolvirt haben, und 

b) was insbeſondere den Zeichnungsunterricht betrifft, die mit günſtigen 
Zeugniſſen entlaſſenen Schüler der Königl. Akademie der bildenden Künſte. 
Berner wird von dem Königl. Staatsminiſterium des Innern auf Anſuchen did» 
penfirt, wer durch litteräre Celebrität oder ausgezeichnete praftifche Leiſtungen 
ungwelfelhafte Beweife eminenter Befähigung abgelegt hat. 

$. 58. Die Gepalte und Remunerationen find dort, wo die Lanbwirth- 
ſchafts und Gewerbsfcpulen von der Gemeinde botirt werden, möglihft nad 
deren Wunfche zu reguliren. 

In der Regel foll ein eigens aufgeftellter, wöchentlich mindeſtens 24 lin» 
terrichtsftunden gebender Lehrer an Geld und fonfigen Emolumenten in Minimo 
500 fl. beziehen. 


$. 59. Uebrigens fömmi nur ben gegen bloße Remuneration für einzelne 
Bäder verwendeten Lehrern ein Anfpruh auf ein beſtimmtes Darimum von 
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dehrſtunden zu. Der förmlich angeftellte Lehrer dagegen iſt gehalten, der Au⸗ 
Ralt feine volle Tpatkraft zugumenden, auf Berlangen des Rektors umd des 
Spezialſcholarchates mit einzelnen Schülern oder ganzen Klaffen außerordentliche 
Repetitionen abzuhalten, und überhaupt alles beizutragen, um bie noch zarte 
Schöpfung fchnel und Eräftig auf die ihr im Intereſſe der National-Woplfahrt 
Aller höchſt vorgezeichnete Stufe zu erheben. 


$. 60. Die Anftellung der Lehrer erfolgt je nach den jeweiligen allerpöc- 
fen Beftimmungen durch allerhöchfte oder durch DMinifterialenifchließung, und 
jwar: 

1. dort, wo nach Art. IX. der allerhödhften Berorbnung vom 16. Februar 
1533 ein gemeindliches Präfentationsrecht nicht Plaß greift, nach gehörtem Bor- 
lage, 

2. im entgegengefeßten Falle nach gehörtem Gutachten der betreffenden 
Kreisreglerung, Kammer des Innern, d. h. bes mit dem gemeinfanen Antrage 
des Kreisſcholarchates, des Baureferenten und bed bas Referat für Gegenftände 
der Landwirtpfchaft, des Handels, der Induſtrie, der Gewerbe und ber Statiſtik 
verfehenden Königl. Generallommiffärs und Regierungspräfidenten. 

Unter gleich befähigten Lehrern behaupten die aus der Technologie mi. 
Erfolge geprüften flets den Borzug. | 

$. 61. Die über die Qualififationsliften des Stubienlehramtsperfonals 
und deren Epidenthalten fefigefeßten Beflimmungen finden auch auf das. Lehr- 
perfonal der Landwirthſchafts und Gewerbsſchulen analoge Anwendung. : Die 
nad der Form Anl, 17 gefhöpften Dualifitationsnoten find daher, wo es nicht 
bereit gefchehen feyn follte, alsbald von dem Rektorate primitiv zu fchöpfen 
und vorzulegen, ebenfo find in dem mit Schlufle jeden Schuljahres zu erſtat⸗ 
tenden Zahresberichte die etwaigen Aenderungen ber Kreisregierung anzuzeigen, 
und von diefer in gemeinfamen Zufammentritte ihres Kreisfcholarcdates und 
ihres Referenten für Bauweſen, dann für Gegenflände der Landwirthſchaft, des 
Handels, der Induftrie, der Gewerbe und ber Statiſtik feſtzuſtellen. 


Abfhn. V. Bon den Schulbehörben, dem Scholarchate und ber- 
Zudt des tehnifhen Opmnafiums, 


$. 62. Die Auffiht und Leitung jeder Landbwirtpfchafts- und Gewerbs⸗ 
ſchule ift an dem Sitze der polytechniſchen Schule mit dem Reltorate.der letz⸗ 
teren verbunden, An den übrigen Orten wird felbe auf Borfhlag ber Kreid- 
regterung von dem GStaatsminiferio des Innern entweder einem ber am ber» 
ſelben angeftellten Lehrer, oder einem fonftigen achibaren und ſachlundigen Manne: 
übertragen, der in diefer Einenfhaft, wenn bie Schule alle 3 Kurfe hat, den‘ 
Titel „Rektor“, außerdem aber nur ben Titel „Subreftor” führt und gleich den 
Opmnafialreltoren der Königl. Kreisregierung unmittelbar. untergeordnet if. 
Bei den diesfälligen Vorſchlaͤgen ift neben der. erforberlichen Bildung auf mög- 
licht unabhängige Stellung des Rektors von dem Lehrperfonal, auf. Einklanb 
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mit dem Gymnaſialrektorat, auf regen Eifer für die große Sache bes techniſchen 
Unterrichtes und auf allgemeines Bertrauen zu fehen. 


$. 63. Den Reltoraten und Gubreftoraten kommt ald Amtefiegel das 
Königl. Wappen in der für die Gymnaſien vorgefihriebenen Form und Größe 
mit der Meberfohrift zu: „Neftorat der Königl. Kreislandwirthſchafts - und Ge- 
werbsfchule zu N.” " 


$. 64. Dem Rektor der Landwirthſchafts⸗ und Gewerbsſchule liegt die 
Auffiht über die ganze Anftalt ob. Er if ganz vorzugsmweife mit der Sorge 
für Zwedmäßigfeit des Unterrichtes, für Fräftige Handhabung der Schulzudt 
beauftragt. Er wacht darüber, daß jede Stunde dem vorgefihriebeneu Unter- 
richte volftändig gewidmet, die Ruhe in dem Schulgebäude und in den Kurfen 
erhalten, die Schulverfäumniffe gerügt, die neu eintretenden Schüler firenge ger 
prüft, jede vorgefchriebene Aufgabe forgfältig Torrigirt, das auf jeden einzelnen 
Schüler fih erfiredende Fortgangsbuch fleißig und gemwiffenpaft geführt werde. 
Er ift ed, der zunächft dafür haftet, daß ber Unterricht neben der theoretifchen 
auch die erforderliche praktifhe Richtung behaupte, daß berfelbe in den Stun. 
ben nicht bloß gewährt, ſondern auch begriffen, und daß in biefem fo 
zahllofen Spezialberufe vorarbeitenden Unterrichtszweige auch in der That jeder 
Züngling nicht nur zu einem religiös- und ſittlich edlen Menfchen und zu einem 
gebildeten in dem Eprenamte des Landes mit Ruhm wirken könnenden Staote: 
bürger, fondern auch zu einer eminenten Spezialität des Landwirthſchafis⸗ und 
fonft techniſchen Wefens herangebildet werde. 


$. 65. Der Rektor verfammelt jährlich mindeft viermal das gefammte 
Lehrerperfonal der landwirthſchaftlichen und gewerblichen Richtung einfchlleßend 
der Religions, Zeihnungs- und Sprachlehrer zu gemeinfamer Berathung, um 
die Wünfche, Bemerkungen und Anträge im Intereffe der Anftalt zu vernehmen 
und darüber gemeinfame Erörterungen zu pflegen. 

Das über diefe Berathungen zu führende, die gemeinfam gefchöpften An- 
fihten ſowohl, ald die erfolgten NReftoratsbefchlüffe nachweifende Protokoll wirb 
von allen Theilnehmern unterfchrieben und den Akten einverleibt. 


$. 66. Die diszipfinären Borfchriften werden von dem Rektor in gemein« 
: famer Beratung mit dem verfammelten Lehrperfonale und dem Spezialfcho- 
larchate, und zwar gleich bindend für die Schüler der landwirtihſchaftlichen unb 
für die Schüler der gewerblichen Richtung fefgeftellt,, der Königl. Kreisregier- 
ung. Kammer des Innern, zur Genehmigung vorgelegt und nad erfolgter Ge- 
nepmigung in Drud gelegt, und nicht nur den Schülern jährlich mit Anfange 
bes Schuljahres neu befannt gemacht, fondern auch. durch. die Königl. Kreid- 
reglerung 

a) den übrigen Kreidregierungen für fih und für fämmtliche Kreisland- 
wirthſchafts und Gewerbefchulen , dann für fämmtliche Landwirthſchafts⸗ und 
Gewerbsſchulen I. Klaffe, und 
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b) in fehs Exemplaren dem Königl. Staatsminifterlum des Innern mit- 
getheilt. 


Gleiche Vertheilung hat bezüglich des von dem Rektorate oder dem Sub- 
reftorate jeder Landmwirtpfchafts- und Gewerboſchule I. und IL. Klaffe, über die 
Leitungen der Anftalten und über die merkwürdigen Borfälle an derfelben Fund 
zu gebenden jährlichen, nach der Anl. 18 fich richtenden, und mit einem Pro» 
gramme zu begleitenden Jahresberichte flatt zu finden. 


$. 67. Die den Realienunterricht der Gymnaſien befuchenden Landwirth⸗ 
ſchafts- und Gewerbsſchüler find in Abficht auf diefen Schulbeſuch ebenfo der 
Auffiht und Disziplin des Gymnaſialrektors, wie in Beziehung auf den tech- 
nifchen Unterricht der Auffiht und Disziplin des Rektors der Landwirthſchafts⸗ 
und Gewerbosſchule untergeben. Erachtet ber eine oder der andere dieſer Rek⸗ 
toren die Dimiffion eines Schülers für nothwendig, fo veranlaßt derfelbe einen 
gemeinfamen Zufammentritt der Profefforen und Rektoren beider Anftalten, bei 
welchem der Gymnaſialrektor den Borfig führt, und den Profefforen beider An» 
falten eine berathende Stimme zufommt. In dem Nichtvereinigungsfalle beis 
ber Rektoren entfcheidet auf gemeinfames Gutachten beider Ortsfcholardhate, 
die Königl. Kreisregierung, Kammer des Innern, resp. ihr Generallommiffär 
und Regierungspräfident auf gemeinfamen Antrag des Kreisfcholarchates, des 
Baureferenten und bed Referenten für Gegenflände der Landwirthfchaft, des 
Handels, der Induflrie, der Gewerbe und der Statifti, Gegen den Ausſpruch 
diefer Stelle findet Feine weitere Berufung flatt. 


$. 68. Dem Rektor der Landwirthſchafts- und Gewerboſchule flehen für 
die Zwede der Anftalt eigene Ortsfcholarchate mit beratpender Stellung und 
mit eben jenem Wirkungskreiſe zur Seite, welcher den für die Gymnaſien an» 
geordneten Scholarchaten bezüglich der letzteren zukommen. Diefe Orisſcho—⸗ 
larhate führen den Titel: „Spezialfholarhat für die Yandwirthfchafts- und 
Gewerbsſchule zu N.“; fie werden von der vorgefegten Kreisregierung gebildet, 
und beſtehen unter dem Vorſitze des Rektors der Landwirthſchafts⸗ und Ge- 
werbefchule aus einem Drtsgeifllichen, einem Abgeorbneten des Magiftrais, 
einem Gemeindebevollmächtigten, einem angefehenen gebildeten, von dem Ma—⸗ 
giftrate gewählten Gewerbsmeifler des Ortes Cim NRheinkreife: aus dem Bür—⸗ 
germeifter oder einem Adjunkten der Stadt, aus einem flädtifchen Geiftlichen, 
aus einem Mitgliede des Stabtrathes und einem angefehenen gebildeten, von 
dem Stadtrathe gewählten Gewerbsmeifter des Orts). Ferner fleht die Teils 
nahme an den Berhandlungen dieſes Scholarchates dort, wo bie Landwirth⸗ 
ſchafts- und Gewerbsſchüler an dem Realienunterrichte des Gymnaſiums Theil 
nehmen, dem Rektor des Gymnaſiums zu. 


Auch find die Landwirihſchafts⸗ und polytechniſchen Vereine und um bie 
Schule hochverdienten Privaten befugt, unter den im Art. IX. ber allerhöchſten 
Berorbnung vom 16. Februar 1833 enthaltenen Beſtimmungen, erſtere durch 
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Abgeordnete aus ihrer Mitte, Ietere in Perfon an ſämmilichen Scholardats- 
verbandlungen förmlichen und fortgefeßten Antheil zu nehmen. 

-$, 69. Jeder Lehrer ift für Zucht und Orbnung ber. ifm anverirauten 
Schüler während des Unterrichtes verantwortlich. Ebenſo iſt jeber Lehrer 
verpflichtet über Fleiß und Sittlichkeit feines Schüler alles Ernſtes zu waden. 
Eben deßhalb ſteht ihm auch über fie, während ber Unterrichtsftunden, die un, 
umſchränkte Aufficht und die Macht zu, ausgezeichnetem Benehmen angemefene 
Belohnungen zu ertheilen, und geringere Orbnungswibrigfeiten innerhalb der 
Schule, durd Berweife, Strafaufgaben und Detention des Schülers in ber 
Schule unter angemeffener Beihäftigung zu beahnden. Gröbere während bes 
Unterrichts eintretende Berfehlungen hat derfelbe dem Rektorate der Landwirth⸗ 
ſchafts- und Gewerbsſchule fogleich anzuzeigen, damit dieſes den Umſtänden 
gemaͤß einzuſchreiten vermöge. 

$. 70. Gleiche Meldung an das Rektorat der Landwirihſchafts⸗ und Ge— 
werbsſchule Hat flattzufinden,, falls der Lehrer in irgend einem Falle fein An- 
fehen, gegenüber den Schülern oder ihren Angehörigen verleßt findet, und das 
Rektorat ift in ſolchem Falle gehalten, alsbald das Erforderliche zu Aufrecht- 
haltung der Authorität des Lehrers zu verfügen oder zu veranlaffen. 


Tit. IV. Bon den Landwirthſchafts- und den Handwerks-, Sonn 
und Feiertagsichulen, 


$.71. Um möglichft auch für die tüchtigere Bildung der der Landwirihſchafts- 
und Gewerboſchule nicht angehörigen Lehrlinge und Gefellen zu wirken, dürfen 
neben biefen Schulen auch eigene Landwirthfchafts- und Handwerks» Feiertags- 
fihulen beſtehen. 

Der Zutritt zu denfelben ift jedem jungen Landwirthe einfchlüffig der mit 
ausgezeichneten Zeugniffen verfehenen und nad einfligem Selbfibetriebe eines 
Gutes firebenden, die Erfenntniß ihrer Fähigkelt nachweiſenden landwirthſchaft- 
lichen Dienfiboten, jedem Lehrlinge und Gefellen geftattet, welchen der Mangel 
an ber den Eintritt in die Landwirthſchafts- und Gewerbsfhule bedingenden 
Borkenntniffen, dann der zum Befuche des Werktagsunterrichtes nötigen Zeit 
von der Theilnahme an dem Unterrichte der Landwirthſchafts- und Gewerbe- 
ſchule abpält. 

$. 72. Der Unterricht findet in der von der Sonn» und Feiertagsfchule 
nicht in Anfpruch genommenen Zeit flatt. Er wird an dem Site der Land— 
wirthichafts- und Gemwerbsfchule unentgeldlih durch die Lehrer biefer Schulen 
gegeben und erfiredt fih auf die Anfangsgründe des Linear» und Ornamenten— 
Zeichneng, auf das Boſſiren und Modelliren, auf die Anfangsgründe der Geo- 
metrie, dann anf populäre Borträge über Phyſik und Chemie, über einfache 
Maſchinen, über die Landwirthſchaft und über die landwirthſchaftlichen Gebäude. 

$. 73. Auch dieſer Unterricht iſt dadurch möglihft zu fpezialificen und ber 
künftigen Berufsrichtung der Betheiligten anzueignen, baß nicht jevem Schüler 
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die gleichmäßige Theilnahme in allen Unterrichtsgweigen zur Pflicht gemacht, 
vielmehr jedem der vorzugsweife Betrieb des ihm fpeziell Wichtigen empfohlen, 
und nicht nur bie Auswahl der Zeichnungsvorlagen für jeden hienach bemeflen 
(4. B. bei jungen Landwirthen auf das Zeichnen Tanbwirthfchaftlicher Geräth- 
fhaften, bei Gemwerbsleuten auf gewerbliche Mafıhinen und Objekte gerichtet), 
fondern auch im Plane für bie Zeit, welche ber künftige Baugewerbsmann mit 
Modelliren und Boffiren ausfült, dem Landwirthe ein anderes nützliches Stu- 
dium vorgezeichnet werde. 

$. 74, Mebrigens bleibt der Zeichnungsunterriht an den Landwirthſchafts⸗ 
und Handwerks Feiertagsfchulen, namentlih auch allen aus ber Landwirt» 
ſchafts- und Gewerbsſchule mit einem Abfolutorio ausgetretenen Lehrlingen und 
fonftigen Zünglingen bis zu dem erreichten 25. Lebensjahre zugänglich, und bie 
Lehrer haben gang befondere Sorge zu tragen, daß bdiefen Kathegorien von 
Theilnehmern eine möglichft eigenthümliche, nach ihrer Zukunft bemeſſene Wahl 
von Borlagen zu Theil werde. Zugleich find derlei jungen Yeuten mit freund» 
lihem Rathe bezüglich ihrer Fortbildung und bezüglich der zu dieſem Zwecke zu 
benüßenden Bücher und technifchen Zeitfchriften zu verſehen. 

Auch wird es fehr gerne gefehen werben, wenn jede Landwirihſchafts⸗ und 
Gewerbsfchule ihre Bibliothek mit der nöthigen Zahl folcher Bücher und Zeit« 
friften verfieht, um ausgetretenen Schülern deren unentgeltlihe Benüßung 
in dem Schulgebäude oder außerhalb besfelben gegen Legfchein barbieten zu 
fönnen. 

Tit. V. Bon ben polytechnifchen Schulen Ctechnifchen Lyceen). 
Afhn IL. Bon dem Zwede der Begründung und Dotation ber 
polytehnifhen Schulen im Allgemeinen, 

$. 75. Der polptechnifche Unterricht umfaßt die höhere Unterrichtoſphäre 
bes technifchen Unterrichts, Sie ift mit Ausfchluß der Tanbwirtpfchaftlichen 
Sppäre allen Zweigen der technifchen Erziehung gewidmet, und fomit als Fort⸗ 
feßung der Landwirthfchafts- und Gewerbsſchule für alle Kathegorien der Ge⸗ 
werbsſchule (im weiteften Sinne) zu betrachten. 

$. 76. Diefelbe zerfällt, wie die Lanbwirtpfchaftd- und Gewerbsſchule ish 
in brei Jahreskurſe. 

$. 77. Auf Koften des Staats beftehen drei Anftalten der Art zu Münden, 
Nürnberg und Augsburg, deren die erftere dem Baugewerfe, bie zweite dem 
Guß⸗- und Metallgewerke, die drite der Woll- und Baummwollfabrilation und 
der Kunftfärberei eine vorzugsweife Pflege zuzuwenden hat, und deren Dotation 
über Abzug der freiwilligen Beiträge der betreffenden Gemeinden, bann ber 
Hofpitantengelder und ber Inſeriptionsgelder zum Hofpitiren fih meldenden 
Ausländer, aus der betreffenden Büdgetspofition beſtritten würben, 

Ueberdies ſteht jeder Stadt frei, neben obigen, von dem Staate gegrün- 
beten Anflalten eine eigene unvollſtändige oder vollſtändige polyterhnifhe Schule 
iu errichten. Jedoch darf 
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1. ein polytechnifcher Kurs überhaupt nur errichtet werben, wo bereits eine 
Kreislandwirthſchafts » und Gewerboſchule oder eine folhe Schule erfter Klafie, 
mit den erforderlichen drei Kurfen und der entfprechenden Perfonalbefellung 
beſteht. 

2. Darf zu Gründung eines höheren polytechniſchen Kurſes nicht überge- 
gangen werben, ehe die nächſt vorangehende vollſtändig organifirt und gefichert 
erſcheint. 

Abſchn. I. Bon dem Unterrichte und den Unterrichtsattributen 
der polytehnifhen Schulen. 

5. 78. Die Unterrichtsgegenflände der polptechniſchen Schule find: 

1. das Zeichnen, 

2. reine Mathematik, 

3. angewandte Mathematil, 

4. defcriptive Geomelrie, 

5. Experimentalphyſik, 

6. technische Chemie, 

7. Baukunde (Eivilbaufunde), 

8. Waſſer⸗, Brüden- und Straßenbau, 

9, Boffiren und Modelliren, 

10. Gefchichte der Gewerbe in Zeutfchland mit befonderer Rüdfiht auf 
Bayern, | 

11. Nationalöfonomie in ihren Grundlinien. 

6. 79. Die Gefammtmaffe diefes Unterrichtsftoffes wird, mit näherer Be- 
zeichnung ihres Umfanges, auf die drei Jahreskurſe vertpeilt, wie folgt: 

I. Kurſus. 1. Zeichnungsunterricht, als: 

a) freie Handgeichnung, Zeichnen menfchlicher Figuren mit Rüdfiht auf 
Anatomie nach Borlegeblättern, in Umriffen und leicht fchattirt. 

b) Architeltonifche Zeichnung, Antiten, Ornamententheile zur Kenntniß ber 
alten Bauftyle, 

ec) Geometrifhe und perfpektivifhe Zeichnung, forkfchreitend mit der de= 
feriptiven Geometrie (gefammter Zeichnungsunterricht in wöchentlich 10 Stunden.) 

2. Reine Mathematik, Fortfeßung der Algebra, die Gleichungen des ziVei- 
ten Grades, Kombinationslehre, binomifcher und polynomifcher Lehrfaß, Reihen, 
Logarithmen, Kreisfunktionen, Trigonometrie, Polygonometrie, analptifche Dar- 
flellung der geraden Linien, die Ebenen, Linien. und Flächen der zweiten Ord⸗ 
nung (wöchentlich in 5 Stunden). 

3, Deſcriptive Geometrie im weiteren Umfange (wöchentlich in 10 Stund.) 

4, Experimentalphyſik in wöchentlich 5 Stunden im ganzen Kurfus, ein« 
fepließlich der Lehre von den Imponderabilien. 

Im II. Kurfe 1. Zeichnungsunterrict, 

a) freie Handgeihnung, Köpfe, Hände und Füße mit vollſtändiger Schat- 
tirung, zuer nad Vorlagen, dann nach dem Runden, 
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b) Architektonifche Zeichnung. Architeltonifche Theile und Ornamente zur 
Neberficht mittelalterliher Baufiyle, ® 

c) Geometrifche Zeichnung. Mafchinerie-Zeihnnng nah Borlagen (Ge 
fammt-Zeichnungsunterricht wöchentlich in 10 Stunden). 

d) Mechanik, Statik der feften und flüffigen Körper, Anwendungen aus 
der Statik beider (wöchentlich 5 Stunden). 

2. Technifche Chemie. Affinität und chemifcher Prozeß, chemifche Opera⸗ 
tionen, Darftellung, Eigenfchaften und Anwendung der einfachen Stoffe auf bie 
wichtigften technifchen Zwede, Hauptgrundfäße dar Stöchiometrie, elementare 
und ſtöchiometriſche Zufammenfeßungen, organifche Berbindangen mit ben wich⸗ 
tigften techniſchen Berbindungen (wöchentlich 5 Stunden). 

3. Boffiren und Modelliren. Mobelliren von Drnamenten analog dem 
Zeidmen der Ornamente. 

4. Gefchichte der Gewerbe in Deutfchland mit befonderer Rüdfit auf 
Bayern (möchentlih 3 Stunden). 

5. Waarenkunde (wöchentlich in 5 Stunden). 

IH. Kurſus. 1. Zeichnungsunterricht. 

2. Mafchinen- Zeichnung. Zeichnung nah Modellen, Mafchinen, Aufnapme 
von Mafchinen (ganzer Iinterricht in zweckmaͤßiger Eintheilung wöchentlich 10 
Stunden). 

3. Mechanik und Mafchinenlepre, Dynamik fefter und Rüffiger Körper, Ans 
wenduug derfelben auf Mafchinen, allgemeine Mafchinenlehre. Geſetze der le⸗ 
bendigen Kraft. Eintpeilung der Mafchinenausprüde, dee Arbeit und Kraft 
für verfchiedene Mafchinen. Durchgehung der wichtigften Arbeitsmafchinen (in 
wöhentlih 5 Stunden), 

4, Defcriptive Geometrie in ihrer Anwendung auf Steinfhnitt, Konftrufs 
tionen und andere Gewerbs-Gegenftände (wöchentlich 5 Stunden). 

5. Gefchichte der Gewerbe in Zeuifchland, mit befonderer Rüdfiht auf 
Bayern (wörhentlih in 3 Stunden). 

6. Waarenkunde (wöchentlich in 5 Stunden). 

7. Boffiren und Modelliren von Köpfen und einzelnen Thellen des menfch- 
lihen Körpers. 

8. Rational-Delonomie in ihren Grunblinien. 

Der Unterricht in freier Handzeichnung, dann im Boffiren und Modelliren 
im IH. Rurfe, wird an der Alademie der bildenden Künfte, und zwar letzterer 
in der Bildhauerſchule derfelben, dann der Unterricht im architeltonifchen Zeich⸗ 
nen im III. Kurfe in der Bauſchule derfelben gegeben, 

$. 80. Jeder Lehrer Hat ein Programm über fein Lehrfach auszuarbeiten, 
welches nach vorgängiger Aeußerung des verfammelten Tehrerraifes Yon dem 
Borftande feftgeftellt,, fofort dem Unterrichte zum Grunde gelegt wird. Diefe 
Programme follen nah Maaßgabe der fortfihreitenden Erfahrungen und des 
Fortſchreitens der Wiſſenſchaft ſelbſt, von Zeit zu Zeit einer Revifion unterwor⸗ 
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fen und in obiger Weiſe neuerlich feftgeftellt, übrigens auch ihre Feſtſtellung 
flets alsbald auf Koften des Staats gedrudt und mit Beginne jeden Kurfes an 
die Zöglinge vertheilt werben. | 

$. 81. Jede den drei auf Staatsloften. gegründeten Schulen durch bie 
allerhöchſte Verordnung vom 16, Februar 1833 vorgezeichnete fpeziele Richtung 
wird dadurch verwirklicht, daß 

J. An der polptechnifhen Schule zu Münden den Kandibaten bed Bau- 
faches 

im 1. Jahreskurſe, der Unterricht im Ornamenten⸗Zeichnen, ber reinen 
Mathematik bis einfchlüffig der Differenzialrepnung und beferiptive Geomeirie: 

im 2. Jahreskurſe, der Unterricht im Situationgzeihnen und der Ber- 
meffungsfunde, in der Statif und Mechanik, Chemie, Phyſik und bürgerlichen 
Baukunſt; 

{m 3. Jahreskurfe, nach firenger Uebertrittsprüfung und Ausſcheidung 
der Adfpiranten des Bauftaatsdienfies, Unterricht in der Baumaterialienlehre, 
in der Anwendung der Statik und Mechanik auf Konfteultion und Mafhinen 
und dem Mafchinenzeichnen; 

in ber einen Hälfte des 4. JZahreskturfes ber Unterricht im Waſſer⸗, 
Brüden- und Straßenbau in der polytehnifhen Schule dargeboten; 

in der andern Hälfte derſelben aber zur Vollendung feiner Studien 
theild an die Akademie ber bildenden Küuſte Cfür den Unterricht in der höhern 
Baukunft), theils an die technifche Hochfchule veriwiefen wird. Ferner daß 

II. Die polptechniſche Schule zu Nürnberg auf die mit ihr zu verbindende 
Gießerei und auf die Beuergewerke, dann jene zu Augsburg auf ben. vorzugs⸗ 
weifen Betrieb der Chemie ein überwiegendes Augenmerk richte und hienach 
den Schülern, deren fpezieller Beruf einer diefer Hauptrichtungen ſich zuwen⸗ 
bet, einen gefleigerten und nach ben Jahreskurſen flufenweife geregelten Unter 
richt gewaͤhre. | 

$. 82. Uebrigens finden die Borfchriften, welche bezüglich der gleichmäßig 
theoretifh und praktifhen Richtung des Unterrichtes in 99. 29 und 40 gegen- 
wärtiger Inftruktion, bezüglich der Landwirtpfchafts- und Gewerboſchule ertpeilt 
wurde, auch auf die polytechnifhe Schule ihre volle Anwendung, und die Bor- 
Hände biefer letzteren Anftalten find fpeziel dafür verantwortlich, daß die applis 
kative (praktifche) Seite mittelft öfteren Befuches der betreffenden MWerkflätten 
und Fabriken und mittelft belehrender Beobachtung und Darlegung der Mani» 
pulationen ihre volle Pflege erhalte, 

$. 83. Jede polytechnifhe Schule hat zum Unterrichte anzulegen: 

1. ein phyſikaliſches Kabinet, 

2, ein chemifches Laboratorium, 

3. eine technifche Bibliothek, 

4. eine vollſtaͤndige Sammlung von Reliefs und Törperlichen oder fonftigen 
Borlagen für ven Zeichnumgsunterricht, 
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5. eine ähnliche Sammlung von Borlagen für das Modelliren und Boffiren, 

6. eine Sammlung der nothwendigen Rohftoffe und Probukte, 

7. eine mechaniſche Werkflätte, 

8. eine Modellenfammlung, insbefondere für befcriptive Geometrie, ' 
Abfhn. IL Bon dem Schuliahre, der Aufnahme, den. Preifen. 

$. 84. Das Schuljahr an der polytechnifhen Schule, beginnt, wie an den 
Lyceen des Königreiches, mit dem 2. November und endigt mit bem 31. Augufl, 

$. 85. Der Eintritt in die polgtechnifihe. Schale wird 

a) durch das erreichte ober überfrhrittene 15. Lebensjahr und 

b) durch das Abfolutortum: einer Lanbivirtpfehafts- und Gewerbsfchule oder 
eines Gymnafiums bedingt. 

Die Infeription findet am 2. November jeben Zahres für Inländer und 
Angehörige der Zollvereinsſtaaten unentgeldlich, für ſonſtige bemittelte Auslän- 
ber gegen ein für jeden einzelnen Jahreskurs zu zahlendes Seieripiiondgete von 
12 fl. ſtatt. 

Bor der Inſcription unterfiegt der Aufzunehmende noch einer, zwifchen den 
24. und 30. October über alle Gegenflände des Gewerbfchulunterrichtes vorzu⸗ 
nehmenden ftrengen Prüfung ander Anftalt. Hofpitanten lönnen nur bei nach⸗ 
gewieſener vollſtändiger Aufnahmsfäpigleit, oder bei befonders guter Befähig⸗ 
ung für die praftifhe Ausübung eines Gewerbes oder‘ einer Kunſt zu einzelnen 
Borlefungen zugelaffen werben, ſie zahlen, fofern- fie bemittelt find, und eine 
befondere Ausnahme von dem Relktorate, nicht benhlofen ‘wird, für jede ihnen 
zugänglich erflärte Borlefung jährlich 6 fl. 

$. 86. Jeder. polytechnifche Schüler if verplichiet, auf Berlangen des 
Rektorates an dem Unterrichte über alle vorgeſchriebenen rn Antheil 
ju nehmen. “ 

Hinfichtlih der Dispenfationen ihrer Gefichtspunfte und ihrer Förderung 
foweit die forgfältig zu beachtende Spezialrichtung fie räthlich erfcheinen Läßt, 
findet auf die polptechnifchen Schüler analoge Anwendung, was in Ziff. VILL, 
Abſatz 2 der allerhöchſten Verordnung und im $.39 gegenwärtiger Inftruktion, 
binfichtlich der Dispenfation des gewerblichen Unterrichts feſtgeſetzt if. 

$. 87. Der Beſuch der polptechnifhen Borträge zu Augsburg und Nürns- 
berg ift auch jenen Landwirtpen zu geftatten, welche nad abfolvirter Landwirth⸗ 
fhafts- und Gewerbsſchule, die technifche Hochſchule nicht befuhen, und doch 
namentlich in der Dynamit, Chemie, Mechanik, Mafchinenlepre und Waaren- 
funde, tiefere Kenntniß zu erwerben gebenten, fie flehen unter der Rektorats- 
disziplin, und es iſt zu trachten, daß felben au der Foribeſuch benachbarter 
größerer Delonomien geflattet, und Gelegenpeit zur möglichſten Ausbildung in 
ihrem fpeziellen Fache dargeboten werde. 

6. 88. In jedem Kurfe der polyterhnifchen Schule findet vor dem Schluffe 
des Jahres eine firenge Prüfung flatt, nach deren Ergebniß das Rektorat über 
die Befähigung zum Uebertritte in den höheren Kurfus der Schule: entfiheidet. 
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Am Ende jeden Kurſes werben Preiſe ober Preisodiplome ertheilt. Jeder mit 
der erften Hortgangdnote bezeichnete Schüler erhält einen Preis ober ein Preis- 
diplom. Das Prüfungszeugniß des III. Kurfes bildet das Abfolutorlum der 
Anftalt. 

$. 89. Diefe dasfelbe bebingende Prüfung wird an ben polptechnifchen 
Schulen, an den Kreislandpwirtbfchafts- und Gewerbsfchulen, dann an ben 
Landwirihſchafts⸗ und Gewerbafchulen I. Klaffe, unter Leitung eines von ber 
ftaatswirtpfchaftlichen Fakultät der Univerfität zu München als technifhe Hoch⸗ 
ſchule abzufendenden, und: mit den Befugniffen und Vollmachten der in gleicher 
Abficht zu den Schulprüfungen der Lyceen und Gymnaſien abgeorbneten Uni» 
verfitäts-Profefforen verfehenen Lehrers der technifchen Hochfchule vorgenommen. 

$. 90. Die Prüfungen an den Landwirthſchafts⸗ und Gewerböfulen II. 
und IH. Klaffe finden unter Leitung des Rektors der polptechniſchen Schule, 
ober eines von ibm kommittirten Profeflors flatt. 

Die technifchen Anftalten der einzelnen Kreife werben unter bie Prüfungs- 
tommiffäre der terhnifchen Hochſchule, dann ber polytechnifhen Schulen Mün- 
hen, Nürnberg und Augsburg dergeſtalt vertheilt, daß 

a) der Iſar⸗, Unterdonau⸗ und Regenfreis 

b) der Oberdonau⸗, Rezat- und Obermainkreis, dann 

c) der Untermain- und Rheinkreis 
als ein felbAftändiger Prüfungsbezirk betrachtet, und einem Kommiflär der Hoch, 
fepule, oder der ihnen zunächft gelegenen polptechnifchen Schule zugewieſen wird. 

Die Prüfungstommiffäre erhalten ald Tags- und Gefährtgelder, nach ber 
Entfernung von ihrem Wohnorte zu bemeffende Averſa, welde aus den Dota- 
tionen der einfchlägigen Schulen zu bezahlen find, 

— IV. Bon dem Rektorate und den Lehrern der polptech— 
nifhen Säulen, 

$. 91. Jede polptechnifche Schule wird in Abficht auf Unterricht und Dis⸗ 
aiplin durch. eine Vorſtandſchaft (Rektorat) geleitet, welche nach Umſtänden 
fowopl einem einzelnen, in⸗ oder außerhalb des Lehrergremiums gewählten 
Manne, oder mehreren, durch bewährte Einfihten und Tebhafte Theilnahme an 
den Intereſſen des technifchen Unterrichts ausgezeichneten Individuen übertragen 
werben kann. Die VBorftandfchaft führt in dem erfien Falle den Namen „Rek⸗ 
torat“, in dem legten die Benennung „Direktion der polptechnifchen Schule 
zu N." 

Die Amtsbefugniffe und die Verpflichtungen der Vorſtandſchaft folgen ge- 
nau der Analogie jener Befimmungen, welche im $. 62, 64 und 65 gegenwär- 
tiger Inftruftion in Anfehung der Rektorate der Landwiripfehafts- und Ge 
werbsfchulen entwidelt worden find. 

$. 92. Das Minimum des Lehrerperfonals einer polytechniſchen Schule 
befieht aus: 

Einem Lehrer für freie Handzeihnung; 
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Einem Lehrer für geometrifches Zeichnen ; 

Zwei Lehrern für Mathematik, Mechanik und deferiptive Geometrie ; 

Einem Lehrer für Chemie fammt einem Affiftenten; 

Einem Lehrer für Boffiren und Mopelliren. 

Civilbaufunde, die Grundlinien der Nationalöfonomie, Gefchichte der Ge- 
werb» und Waarenkunde werden von einem der vorhandenen Lehrer gegeben, 
oder einem dafür geeigneten Litteraten des Orts gegen angemeffene Remune- 
ration übertragen. 

Die Kombination der Lehrfächer ift nach fubjeltiven und objektiven Ber- 
hältnifien zu bemeffen. 

Finden fich einzelne patriotifh gefinnte Männer bewogen, Lehrfäher an 
der polytechnifhen Schule ihrer Stadt unentgeldlich, oder gegen geringe Remu⸗ 
neration zu übernehmen,. fo ift bei vollkändiger Befähigung und genügend 
verfügbarer Zeit ein folder Entfchluß möglihft zu fördern. 

Auch find die fonft an einem Orte vorhandenen Lehrkräfte für deu Zweck 
des polytechnifchen Unterrichts in fo ferne in Anſpruch zu nehmen, als dies un« 
befhadet ihres Hauptberufes und mit vollem Frommen des fo hochwichtigen 
polytechniſchen Unterrichtes gefchehen kann, 


Unter allen Borausfegungen aber iſt fireng darauf zu fehen, daß Lehrvor- 
träge an der polytechnifhen Schule nur Männern zu Theil werden, welche mit 
tühtiger grünbdlicher Bildung, warmen Eifer für die Sache verbinden, und nicht 
nur fähig, fondern auch würdig find, dem Staate einen höheren Gewerbsſtand 
und eminente technifhe Beamten in vollem Sinne des Wortes beranzubilden. 

Eben deßhalb foll 


$. 93. In Zufunft und vom Jahre 1842 anfangend, Niemand zu einem 
etatgmäßig befoldeten wiffenfhaftlihen Lehramte der polptechnifchen Schule be» 
antragt werden, der nicht neben einer der drei polytechnifchen Schulen auch die 
technifche Hochſchule mit Auszeichnung befucht und in der an der technifchen 
Hochſchule zu beſtehenden Lehramtsprüfung die Note der fehr guten Befähigung 
zum Lehramie erlangt hat. 

Ebenfo foll für Zeichnungslehrerftellen Niemand vorgefchlagen werben, ber 
nicht den Unterriht an der Königl. Akademie der bildenden Künfte erfchöpft und 
in der Schlußprüfung die Note der fehr guten Befähigung errungen hat. 

Die Namen der befähigt Erklärten werden nad) Analogie des $. 60 ſämmt⸗ 
id betheiligten Stellen und Gemeinden fund gegeben. 

Ausnahmen greifen nur unter den oben bezüglich der Lehrfiellen an ber 
Sandwirtpfchafts- und Gewerbsfhule aufgezäplten Vorausfeßungen Platz. 


$. 94. Die Lehrer. an der polytechnifchen Schule werden, fofern fie aus 
Staatsfonden befoldet werden, von Seiner Majefät dem Könige im 
Gegenhalt von der betreffenden Gemeinde unter Beftätigung des Königl. Staatd- 
miniſteriums des Innern ernannt, 
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$. 95. Der Gehalt eineg Lehrers an der polptechnifchen Schule bleibt in 

Minimo auf die Summe von jährlicden 600 fl. feſtgeſetzt. 
Abſchn. V. Bon der Disziplin und der Stellung der polyted- 
nifhen Schulen zu der Staatsbehörde, | 

$. 96. Die Disziplin wird von den VBorfänden und Lehrern ber polytech- 
nifhen Schule in derfelben Art und mit benfelben Befugniffen, wie bei ber 
Landwirthſchafts⸗ und Gewerböfhule ausgeübt. Auch Hat jede polytechnifche 
‚Schule ihre Disziplinarvorfchriften nach Analogie des $. 66 gegenwärtiger In⸗ 
iruftion zu verfaffen, und felbe nad erfolgter Genehmigung des Königl. 
Staatsminifteriums des Innern fund zu geben. 

$. 97. Die polytechnifehen Schulen find, wie die Lyceen der unmittelbaren 
obern Aufficht und Leitung der einfchlägigen Kreisregierung untergeben, 


Tit. VI Bon der Akademie der bildenden Künfte, 

$. 8. Die Akademie der bildenden Künfte greift in das technifche Unter- 
richtsſpſtem auf Doppelte gleihmächtige Weife ein, indem fie 

A. als reine Kunftfchule, den von ihr als befähigt erfannten Schülern des 
II. und III. Kurfes der polytechnifchen Schule den Unterricht in freier Hand- 
zeichnung barbietet, und 

B. als Baukunffchule fenen Schülern der polytechnifhen Schule, welche 
den Unterricht des I. Kurfes im architektoniſchen Zeichnen bereits erhalten haben, 
für den Unterricht des architeltonifchen Zeihnens des U. und III. Kurfes ihre 
Bauſchule öffnet. 

Außerdem Teiftet diefelbe dem technifchen Unterrichtsfpfteme entſchiedene Vor⸗ 
theile durch ihre Theilnahme an den Prüfungen für das Lehramt des Zeich- 
nungsunterrichtes an den Schullehrerfeminarien, Landwirthfchafts «», Gewerbs- 
ſchulen und an den polptechnifchen Schulen dur die fortgefegte Kontrolle des 
Zeichnungdunterrichted in allen feinen Abftufungen und durch die gemeinfam 
mit den Borfländen der drei polytechnifchen Schulen zu bewirtenden und peri» 
odifch zu ergänzenden Anordnung der fpfiematifchen Zeichnungsvorlagen. 


Tit. VII. Bon der technifchen Hochſchule. 
Abfhn J. Bon ber Beffimmung und innern Einrichtung der 
tehnifhen Hohfhule, dann von ihren Lehrern und der Stel- 
lung derfelben zu den Univerfitätsbepörben und ben übrigen 
Fakultäten. 

$. 99. Die techniſche Hochſchule bildet den Schlußſtein des techniſchen Ge⸗ 
fammtunterrichtes in feiner höchſten Steigerung, und fie if beſtimmt, nicht nur 
den Landwirthſchafts- und Gewerböfchulen eine Pflanzfchule tüchtiger, theoretifch 
ſowohl, als praktifch gebilveter Lehrer zu fihern, fonbern auch den zu ausge» 
behntern Guts⸗ und Fabriksbetriebe ſich vorbereitenden Zünglingen Gelegenheit 
zur vollftändigen Ausbildung für bie höheren faatsbürgerlichen fowopl, als für 
die fpeziellen Berufsaufgaben den einfligen technifhen Beamten und den bisher 


Zweite Abtheilung. — Handel und Gewerbe. 67 


in Bayern nicht vorhanden gemwefenen Privatingenieuren die Möglichkeit zu 
geben, alles dasjenige ohne Beläfigung der öffentlichen Fonde in der Haupt- 
und Reſidenzſtadt erlernen zu können, was in auswärtigen Staaten noch immer 
mit fehr namhaften Koften durch gefchloffene Infitute bezweckt wird, 

$. 100. Die technifhe Hochſchule konzentrirt fih in der ſtaatswirthſchaft⸗ 
lihen Fakultät der Königl. Ludwig- Marimilians-Univerfität zu München, welche 
in Bezug auf den technifchen Unterricht in allen feinen Beziehungen eine ge- 
ſchloſſene Anftalt bildet, und für die in ihr vereinigten Zweige des Unterrichts 
nachſtehende eigenthümliche Lehrftühle beſitzt. 

1. Für Forftwiflenfchaft 2 Lehrflüple; 

2. für- höhere Mechanik 1 Lehrftupl; 

3. für merhanifhe und chemiſche Technologie 2 Lehrftüple ; 

4. für Landwirthichaft 1 Lehrſtuhl; 

5. für Pharmacie 1 Lehrſtuhl; 

6. für Staatswirthfchaft 1 Lehrſtuhl; 
. für Bergbau 1 Lehrſtuhl; 

8. für Polizeiwiffenfchaft und Polizeirecht 1 Lehrſtuhl. 

$. 101. Außer diefen rein technifchen Vorträgen erfreut ſich die technifche 
Hochſchule auch noch der mitwirkenden Thätigkeit der philofophifchen und juri« 
bifhen Fakultät, in deren erflerer die Borlefungen über Phpſik, Mathematit, 
allgemeine Land» und Bölkerfunde, allgemeine Naturgeichihte, Mineralogie, 
Geſchichte, Logik, Metaphyſik und politifhe Rechenkunſt, in leßterer aber das, 
aller Erörterungen über juridifche und flaatswirthfchaftlihe Theorie ſich enthal- 
tende Kollegium über die auch dem technifhen Beamten und jedem gebildeten 
Staatsbürger unentbehrlihen Grundmomente der Polizei und Gefeßgebung des 
Bayerifhen Staates bereitwillig den Zöglingen der technifchen Hochſchule ge— 
öffnet find. 

$. 102. Die ordentlihen Profefforen der faatswirthfchaftlihen Fakultät 
find fortan, wie bisher, Mitglieder der Hochfchule im vollfien Ginne des Wor- 
tes, bleiben aus den Fonds der Hochfchule befoldet, und behaupten ohnehin von 
Rechtswegen Sik und Stimme in der Fakultät, 

$. 103. Genen Lehrern der übrigen Zakultäten, deren Vorlefungen nad . 
$. 101 gegenwärtiger Inſtruktion auch techniſchen Hochſchülern zugänglich er- 
klärt find, gebührt die Theilnahme an den Verhandlungen der faatswirthfchaft: 
lichen Fakultät in allen jenen Angelegenheiten, welche das Gefammte des Un» 
terrichts an der techniſchen Hochfchule, oder das fpezielle Verhaͤltniß ihrer tech 
nifhen Zuhörer betreffen. 

$. 104. Die ſtaatswirthſchaftliche Fakultät als Mittelpunkt der technifchen 
Hochſchule und die admittirten technifchen Hochfchüler ſtehen zu dem Rektor und 
Senat unbedingt und ohne alle Schmälerung in dem ver Fakultät und ber 
Hochſchule überhaupt zur Pflicht gemachten Verhältniſſe. Ebenfo bleibt es hin- 
fihtlich des jäprlihen Werhfels und der Verwaltung des Dekanates hinfichtlich 
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des Gefhäftsganges der amtlichen Stellung der Fakultät zu den übrigen Fa- 
ultäten und zu der außerordentlichen Minifteriallommitfion bei den bereits be» 
ſtehenden Borfchriften. Gleiches findet endlich auch flatt in Anfehung der Ber- 
leihung des ſtaatswirthſchaftlichen Doktorates, foferne folches in der Fakultät 
überhaupt herkömmlich ift, und in Anfehung der zus Ertheilung desfelden habi- 
litirten oder ſich habilitirenden Profefloren. 

$. 105. Die Königl. Ludwigs-Marimiliand-Univerfität bleibt verpflichtet, 
dafür zu forgen, daß der Aufgabe der flaatswirthfehaftlichen Fakultät als tech« 
nifhen Hochſchule volles Genüge gefchehe, daß die nach $. 100 gegenmwärtiger 
Inſtruktion den technifchen Hochſchülern fpeziell zu widmenden Vorträge in dem 
Vorleſekatalog rechtzeitig angefündiget und gewiffenhaft gehalten, und baß bie 
fonfligen nach $. 101 den technifchen Hocfchülern zugänglichen Kollegien unter 
fih in jenen Einklang gebracht werben, welcher den erwähnten Hochſchülern die 
Einhaltung einer geregelten Studienordnung auch in der That möglich mache. 
Abfhn. U. Bon der Aufnahme der tehnifhen Hochſchüler und 

ihrem Berhältniffe zu den Univerfitätsbehörden. 
$..106. Die Aufnahme an die technifche Hochfchule gebührt außer den mit 
vollſtändigen Gymnaſial- und Lycealabfolutorien verfehenen , fomit zum vollen 
akademiſchen Bürgerrechte befähigten Jünglingen, aud 

A. den von der Königl. Afademie der bildenden Künfle wirflih aufgenom- 
menen Kunft- und Bau⸗Eleven; 

B. den bei der Königl. Akademie der bildenden Künfte nicht inferibirten 
und die dortigen Kollegien nicht, oder nur hofpitando befuchenden Schülern 
ver Baumiffenfhaft; 

€. den Kandidaten ber Sorftoiffenfihaft; 

D. den Kandidaten des Bergweſens; 

E. den Kandidaten des Salinenwefeng ; 

F. den Pharmazeuten ; 

G. jenen Zünglingen, welde eine Kreislandwirtbfchafts » und Gewerbe- 
ſchule, oder eine Landwirthſchafts- und Gewerbsfchule I. Klaffe volltändig ab» 
folvirt Haben, und fich mittel des Abfolutoriums diefer Schule fowohl hierüber 
ald darüber ausweifen, daß fie auf den Grund der abfolvirten Tateinifchen 
Schule, während ihres Iandwirthichaftlichen oder gewerblichen Unterrichts die 
Realien an einem Gymnaſio, oder bei einem zum Gymnafiallepramte befähig- 
ten Öffentlichen Lehrer gehört haben; 

H. den im 4. Jahrkurſe ihres Studiums flehenden Kandidaten des Bau- 
faches. 

$. 107. Die Eleven der Königl. Akademie ber bildenden Künſte werben 
als einer anderweitigen Anflalt nun angehörend, nicht förmlich aufgenommen. 
Sie erhalten blos auf fohriftliche Einladung des Direktors jener Akademie ein 
Zeugniß darüber, daß ihnen geftattet fey, die in jener Einladung bezeichueten 
Kollegien infolange zu hören, als fie fich den Gefegen der Hochſchule gemäß, 
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befragen. Ihr Recht zur Aufnahme iſt durch die Thatfache des Aufgenommen- 
feyns bei der Königl. Akademie der bildenden Künfte ohne Zuläffigkeit weiterer 
Borermittlungen über ihre Borbildung gegeben. 


$. 108. Das Recht der unter G. aufgeführten Sünglinge zur Aufnahme, 
geht aus dem Nachweife der dort aufgezählten Prämiflen und zwar in der Art 
hervor, daß für fie der nicht direkt, fondern durch die polytechnifche Schule be- 
tretene Weg der Borbildung ald Empfehlung, nicht aber als Bedingung gilt. 


$. 109. Diefen Zünglingen in jeder Beziehung ganz gleich geftellt find 
bie unter B. erwähnten Schüler der Bauwiffenfchaft. 


$. 110. Die Aufnapmsfäpigkeit der unter D. E. und F. aufgezählten Ins 
dividuen, richtet fih nach den jeweils für ihre Spezialbildung feſtgeſetzten 
Rormen. 

$. 111, Die Aufnahme fämmtlicher, unter B. C. D. und E. bezeichneten 
Kathegorien von Hochichülern findet in eben jener Weife flatt, welche faßungs- 
mäßig für die Immatrikulation der akademiſchen Bürger vorgefchrieben ift. Sie 
gewährt aber nur das unvollffändige akademifche Bürgerrecht und zieht eben 
deßhald nicht Die gewöhnliche, fondern die fogenannte Heine, gemäß Formular» 
ankage 19 ausgeſtellte Matrikel nach fi. 


$. 112. Durch diefe Heine Matrikel erwirbt der Aufgenommene 

a) das Recht des Aufentpaltes in der Haupt» und Reſidenzſtadt und an 
der Univerfität ; 

Ferner gewährt fie fämmtlichen Zünglingen diefer Katbegorie 

b) das Recht der Theilnapme an dem liniverfitätsunterrichte über die in 
$. 100 gegenwärtiger Inſtruktion aufgezählten eizenthümlichen Borlefungen der 
tehnifchen Hochfchule, dann den in $. 101 erwähnten Spezialkollegien der phi⸗ 
Iofophifchen und juridifchen Fakultät. 

Endlich gewährt fie insbefondere 

e) den Pharmazeuten das Recht der Teilnahme an den Iniverfitäte- 
vorlefungen über medizinifche Botanif und über die verfchiedenen pharmazeut- 
iſchen Gegenflände; 

.d) den Forfifandidaten insbeſondere das Recht der Theilnahme an den 
Univerfitätsvorlefungen über das ganze Gebiet der theoretifchen und praftifchen 
dorſtwiſſenſchaft, über Landwirthſchaft, Staatswirtäfchaft, Poligeiwiflenfehaft und 
Polizeirecht, über höhere Mechanik und Technologie; 

e) den obenerwähnter Weife vorbereitet „Befliffenen der Landwirth— 
haft“ das Recht der Theilnahme an den Univerfitätsvorlefungen über das 
ganze Gebiet der Landwirthfchaft, über Staatswirthfchaft, über theoretifche und 
praktische Forſtwiſſenſchaft, Civilbaukunde, Straßen», Brüden- und Waflerbau- 
kunde, Höhere Mechanik und Technologie; 

f) den in oben erwähnter Weife vorbereitet „Befliffenen der In— 
duſtrie“ das Recht der Theilnahme an den Iniverfitätsvorlefungen über das 
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ganze Gebiet der Land» und Staatswirthfchaft, über Eivilbaufunde, Straßen», 
Brüden- und Baflerbaufunde, höhere Mechanik und Technologie; 

g) den Kandidaten der Baumiffenfchaft das Recht der Theilnahme an dem 
Unterricht der Akademie der bildenden Künfte für die höhere Baufunfl. Ferner 
das Recht der Theilnahme an den Borlefungen über Archäologie, Kunftgefchichte, 
Naturgefchichte, allgemeine Weltgefhichte und National-Defonomie. 

$. 113. Dagegen unterwirft aber auch diefe Kleine Matrifel die technifchen 
Hochſchüler unbedingt der Disziplin und Aufficht des Senates, des Direlto- 
riums, der Univerfitätspoligei und des außerordentlihen Minifterialftommiffärg, 
und überhaupt dem Gefammtumfange der befiehenden Disziplinarvorfcriften 
und Strafbefiimmungen und ihre Stellung zu den genannten Behörden ift ben 
mit den größeren Matritel verfehenen Individuen in jeder Beziehung abfolut 
gleichgeftellt. 

$, 114. Bezüglich des Fakultätenverhältniffes find die Pharmazeuten der 
mebizinifchen, die Forfleleven und die der Landwirtbfchaft, Induftrie und Bau 
wiffenfchaft Befliffenen, der flaatswirthfchaftlichen Fakultät zur befondern Refpt: 
zirung zugewieſen. 

Abfchn. I. Studienordnung für die Zöglinge der techniſchen 
Hochſchule. 

$. 115. Ueber die Studien der Zöglinge der techniſchen Hochſchule wird 
mit Berüdfichtigung der befonderen Berufsarten und Beftrebungen Nachſtehen⸗ 
bed verorbnet: 

A. Eivilingenieurs, 

Der künftige Etoilingenieur vollendet feine Studienzeit an der Hochfchufe 

in 2 Sahren, und hört 
im I. Studienjahre 

1. Semefter, Logik, Metaphyſik, Raturgefchichte, Mathematit. 

2. Semefter, Moral, allgemeine Land» und Bölterkunde, populäres Kol. 
legium über bayerifhe Eivil-Staatsverfaflungs » und Verwaltungsrecht, prat- 
tifche Geometrie und Forftbotanif ; 

im II. Studienjahr 
1. Semefter, höhere Mechanik, Straßen-, Brüden- und Waſſerbaukunde. 
2. Semefter, beide Lehrfächer fortgefeßt, und Staatswirtpfchaft. 
B. Kandidaten der Forſtwiſſenſchaft. 

Für die Kandidaten der Forfiwiffenfchaft bleibt es bei ber dreijährigen 
Studienzeit, und die Innerhalb derfelben zu hörenden Lehrfächer werben auf die 
einzelnen Studienjahre und Semefter in folgender Art vertheilt: 

I. Studienjahr 
1. Semefter, Logik, Metaphyſik, Naturgefchichte, Mathematik, Chemie. 
2. Semefter. Moral, Botanik, Mineralogie, Phyfit, Mathematik. 

I. Studienjahr 
1. Semefter, Forſtwiſſenſchaft, Mathematit auf Forſtwiſſenſchaft ange- 
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wendet,populäres Kollegium über bayerifches Eivilverfaffungs- und Verwaltungs: 
seht, Zoologie, Situationdzeihnungen. 
1. Semefter, Mathematit, befgleichen Land » und Bölkerfunde, Land» 
wirthfehaft,. Fortſetzung der Forſtwiſſenſchaft und Planzeichnen. 
IH. Studienjahr 
1. Semefter, Geſchichte, dann Fortfegung der Forftwiflenfchaft, ver Ma- 
thematit, dann des allgemeinen und befondern Planzeichnens. 

2. Semefter, Polizeiwiſſenſchaft, Polizeirecht, Jagdwiſſenſchaft, Fortſetz⸗ 
ung der Mathematik in Berbindung mit Civilbaukunde und des Planzeichnens, 
C. Kandidaten bes Bergwerk» und Salinenwefens, 

Hinfihtlich der Studien und Studienordnung diefer Kandidaten wirb be- 
fondere Entfchließung noch erfolgen, 
D. Kandidaten der Induſtrie. 
Der Studienkurs der Kandidaten der Induſtrie umfaßt einen Zeitraum von 
zwei Jahren wie folgt: 
1. Studienfapr 
1. Semefter, Logik, Metaphyſik, Naturgefchichte, Mathematik und Chemie, 
Ynalyfis und Differenzial- und Integralrechnnng. 
2. Semefter, desfelben Studienjahres, Moral, Botanik, Hortfeßung ber 
Analyfis mit Differenzial- und Integralrechnung. 
U, Studieniahr 
1. Semefter, höhere Mechanik, Technologie der Gewerbe, Staatswiflen-. 
ihaft, allgemeine und befondere Geſchichte, populäres Kollegium über Privat- 
Staatsverfaffungs- und Berwaltungsrent. 
2. Semefter, Fortfeßung der höhern Mechanik, Landwirthſchaft, Straßen», 
Bafler- und Brüdenbau-, Civilbaukunde, Land» und Völkerkunde. 
E. Kandidaten der Landwirthſchaft. 
Die von den Kandidaten der Landwirthfchaft zu befuchenden Lehrborträge 
gehen durch zwei Jahre wie folgt: 
1. Studienjahr 
1. Semefter, Logik, Metappyfit, Naturgefhichte, Phyſik, Chemie. 
2. Semefter, Moral, Botanik, Mineralogie, allgemeine und befonder 
Geſchichte. 
II. Studienjahr 
1. Semeſter, Landwirthſchaft, Staatswirthſchaft, Civilbaukunde, popu 
läres Kollegium über Bayeriſche Civil ⸗Staatsverfaſſungs und Verwaltungsrecht 
Delonomie des Landbaues. 
2. Semefter, Landwirthſchaft, fortgeſetzte Vermeſſungen, Eucyklopädi 
der Forſtwiſſenſchaft, allgemeine Land- und Völkerkunde. 
F. Die Kandidaten der Bauwiſſenſchaft, 
welde in einer der Hälfte des 4. Zahrkurfes ihr Stuvium an der techniſchen 
bochſchule vollenden, hören In derfelben an letzterer Naturgefchichte, Weltge- 
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ſchichte, Nationalökonomie, Archäologie, und an ber Akademie ber bildenden 
Künfte höhere Baukunſt. 

$. 116. Die vorgezeichneten Yehrweifen find fowopl in Anfehung der all» 
gemeinen Studien, als auch in Anfehung des befonderen Fachſtudiums firenge 
einzuhalten, und insbefondere find die allgemeinen Lehrfächer in der vorgefchrie- 
benen Ordnung jederzeit in dem 1. Studienjahre zu vollenden, der Mebergang 
in das Fachſtudium wird durch eine vor ber flaatswirtpfihaftlihen Fakultät zu 
erfiehende und von den Profefforen jener Lehrfächer aus diefen vorzunehmende 
Prüfung bedingt. Jede willführlihe Nichtbefolgung dieſer Borfchriften zieht 
die Berweigerung des Schlußzeugnifles nach fid. 

$. 117. Nach dem Schluffe des zweiten (bei den Forſtkandidaten des brit- 
ten) Studienjahres tritt die Schlußprüfung ein, welche über alle in diefem Zeit- 
raume vorgefchriebenen Gegenftände fich verbreitet, und genau nach Analogie 
des $. 47 gegenwärtiger Inflruftion vorgenommen wird. 

Das in Folge der Schlußprüfung durch Fakultätsbefchluß zuerfannte Schluß⸗ 
zeugniß wirb von dem Rektor der Iniverfität und dem Dekan der flaatswirtp- 
fhaftlihen Fakultät unterzeichnet und mit dem Siegel der leßteren verſehen. 

$. 118. Die technifhen Hochſchüler find gehalten, die vorgefchriebenen 
Lehrgegenflände bei den Profefioren diefer Hochfchule zu hören. Werden die- 
felben gleichzeitig von mehreren Lehrern diefer Fakultät gegeben, fo ift die Wahl 
bes Schülers frei. Der Beſuch der Borträge über einzelne, dem künftigen Be- 
rufe des technifchen Hochfchülers mehr oder minder verwandte, oben: in den $$. 
101, 112 nicht erwähnte Lehrfäcer, findet ausnahmsweife auf vorgängiges 
Gutachten des Senats, mit Genehmigung des Stantöminiferiums bes Innern 
fatt, 

$. 119. Die techniſchen Hochſchüler find nicht gehalten, Gegenflände, welche 
fie bereits an der polplechnifchen Schule mit Erfolg — haben, an der tech— 
niſchen Hochſchule zu wiederholen. 

Ebenſo ſind dieſelben von dem Beſuche der — über allgemeine 
Naturgeſchichte befreit, wenn ſie mittelſt Spezialprüfung nachweiſen, dieſelbe 
bereits in der Gewerbsſchule ſich vollſtändig angeeignet zu haben. 

$. 120. Civilingenieure, welche Phyſik, allgemeine und techniſche Chemie, 
Analyſis, Differenzial- und Integralrechnung und Civilbaukunde an der poly— 
techniſchen Schule nicht vollftändig gehört haben, find gehalten, den fehlenden 
Unterricht auf der Hochfchule zu ergänzen. 

Defgleihen find auch die Befliffenen der Induſtrie, welche Brücken-, 
Straßen» und Waſſerbaukunde hören wollen, gleich den Eivilingenieurs ver 
pflichtet, den Unterricht in diefen Disziplinen zwei Semefler hindurch zu hören. 

6, 121. Nicht minder werben 

a) die Vorträge über Nationalöfonomie und Finanzen, 

für die Forſt- und Landwirthſchaftsſchüler; 
b) über Encyklopädie der Forfiwiffenfihaft, ; 
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für die Bau» und Indufrie-Eleven; 
e) über allgemeine und techniſche Chemie, oder vielmepr chemifche Techno⸗ 
logie. 
für Landwirthſchaftsſchüler und Eivilingenieure; 
d) über mechaniſche Technologie, 
für die Bauſchüler und Eivilingenieure, 
als verbindlich erklärt. 
Abſchn. IV. Bon den applifativen Borträgen, und ber Benußung 
e ber Attribute. 

Auch van den techniſchen Hochſchülern ift der Standpunkt gleichmäßig 
theoretifcder und praftifher Ausbildung in allen Phaſen des Unterrichtes feft- 
zuhalten, nnd eben deßhalb der theoretifche Unterruht (die eigentlichen Bor- 
lefungen, jederzeit mit applilativen Vorträgen zu verbinden, die einfchlägigen 
Attribute der Hochſchule find auch zu diefem Tpeil des Gefammtunterrichtes ver: 
fügbar. Insbeſondere find die Lehrvorträge über Chemie und Phpfit durd) 
Berfuche zu unterflüßen, die Borlefungen über Forſtwirthſchaft und Landwirth⸗ 
ſchaft durch den Beſuch des in München anzulegenden — auch für Verſuche 
der Schule ſelbſt beſtimmten Forſt- und ökonomiſch-botaniſchen Gartens, und 
bis diefer zu Stande gebracht ſeyn wird, des großen botanifchen Gartens, der 
benahbarten Feldfluren und Forſte, des Iandwirtpfchafflichen Bereinsgarteng, 
der Königl. Obfibaumfchule, des Muftergutes Schleißpeim, größerer, den tech» 
niſchen Schülern zugänglich erflärter Dekonomien, und der Modellenfammlung 
des landwirthſchaftlichen Vereines, jener über Induftrie aber, durch Beſuch der 
Werkſtätten und Fabriken der Stadt und Umgegend, dann der Modellenfamm- 
fung des polytehnifhen Vereins recht eigentlich anfhaulih und fruchtbar zu. 
machen. Durd gegenwärtige Inftruftion treten die VBollzugsvorfchriften vom 
8. März und 24. Juli 1833 zur allerhöchften Verordnung vom 16. Februar 
1833, — die Entfhließung vom 28. März und vom 14, Zuni 1833, die Prüf- 
ung der technifhen Lehramiskandidaten betr., — die Entfchliefung vom 14, Juli 
1833, die Aufnahme der technifhen Zöglinge an die Hochfchule betr., — die 
Entſchließung vom 24. Zult 1833, die Errihtung der Gewerbsfchulen in den 
Kreifen betr., — die Entfhließung vom 1. Dezember 1833, die von den Ge- 
werbefhülern zu abfolvirende landwirthſchaftliche Schule betr., — die Entfchließ- 
ung vom 4. Dezember 1833, den Realienunterricht der Gewerbfchüler betr., — 
die Entfchließung vom 5. Dezember 1833, die Begründung von Landwirth⸗ 
ſchafts⸗ Feiertagsichulen betr., — dann die Entfrhliegung vom 4. Auguft 1834, 
bie technifche Hochſchule betr., — fo wie alle jene befonderen Anorbnungen über 
Gegenftände, über welche die gegenwärtige Juſtruktion dispofitive Befimmungen 
enthält, außer Wirkſamkeit. 

Der durch die allerhöchfte Verordnung vom 16. Februar 1833 und durch 
gegenwärtige Bollzugsweifung vollfändig geregelte technifche Unterricht zählt 
würdig unter die vielen unfhäßbaren Wopltpaten, welche der erhabene Geifl 
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des edlen Monarchen der Bayeriſchen Nation zugewendet hat. Der ureigendſten 
Idee Seiner Majeſtät des Königs entſproſſen und durch Ihn bis in die 
Einzelnheiten des Vollzuges entwickelt, eröffnet er dem Talente bisher kaum 
geahnte Bahnen, und gewährt dem Bayeriſchen Volke als Ausfluß freien Herr- 
feher-Entfchluffes in dem großartigen Maafe, was in fo vielen Ländern noch 
immer Gegenfland unerreihbar geglaubter Wünſche if. Um fo mehr werden 
die Gefammtheit des Lehrerperfonales, dann die zum Bollzuge berufenen Stel- 
Ien und Behörden fich berufen fühlen, lebendig zu vollziehen, was lebendig und 
mit der Wärme eines väterlihen Woplwollens von dem Throne ausging, und 
den großen Königlichen Gedanken zu voller Blüthe der Entfaltung zu bringen, 
und thätig an einer Schöpfung mitzuwirken, welche auf Beredlung des Men— 
ſchen abzielend, dauernder als Erz und den fpäteflen Gefchlechtern noch Ge- 
genftand aufrichtiger Verehrung und ungeheuchelten Dankes ſeyn wird, 


Anlagen. 
Anmerk. Es werden hier nur die weſentlich nothwendigen aufgenommen. 
Anlage III. 
Auszug 


aus der Entſchließung vom 31. Januar 1836, die Bildung der Schullehrer, 
resp. den Zeichnungsunterricht betr. 
Abſchn. m. g. 8. 

Ferner iſt den Schuldienſtpräparanden der ſorgfältige Betrieb des Muflt- 
und Zeihnungsunterrichtes zur Pflicht gemacht, und nach 

Beilage IL haben fi diefelben bei den jährlichen Prüfungen vor ber 
Diftriltd - Schulinfpeltion am Ende bed erſten Jahre darüber aus- 
aumweifen, daß fie die verfchiedenen einfachen Linien und Körper nahbilden und 
über deren gegenfeitige Berhältniffe Rechenfchaft zu geben vermögen; 

im zweiten Jahre bildet fortgefeßte Linearzeichnung und Formenfennt- 
niß, und 

im dritten Jahre Uebung im Ornamentenzeichnen und nähere Auskunft 
über bie verfchiedenen Formen der Körper, ben Gegenfland der bezeichneten 


Prüfung. 
Nah Abſchn. III. Abtheil. 1. $. 16, AS 8, 

Hat der um Aufnahme in das Schullehrerfeminar nachſuchende Schuldienf- 
präparand fich in der Prüfung hinſichtlich des Zeichnungsunterrichtes in der- 
felben Art, wie in der Prüfung vor der Diftrikts - Schulinfpeftion am Schlufle 
des erfien Präparandenjahres audzumelfen, und nach 

Abfchn. III. Abtpeil. III. $. 37, Ziff. 
if der Untericht im Zeichnen und in der Formenlehre ein vorzüglicher Unter 
richtögegenftand des Schulleprerfeminars, und hat fih nach den über den Boll: 
zug ber allerhöchften ale vom 16. ai 1833 erfchienenen Borfchrif- 
ten zu richten ꝛc. 
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Anlage IV., V. und VI. 


Dei dem Zeichnungsunterrichte ift nachfolgender Stufengang methodifch zu 
beobachten : > 


1. Allgemein vorbereitende Hebungen des Hand» wie des Augenmaaßes. 

Es find vorerfi zur bloßen Hebung der Hand, die einfachſten, durch gerade 
tinien begränzte Figuren aus freier Hand zu zeichnen, und zwar auoſchließlich 
mit Beibehaltung der waag- oder fenkrechten Richtung. Diefe Figuren find 
fofort mit waagrechten, ſenkrechten oder fchiefliegenden Parallellinien auszu- 
füllen, wobei es befonders darauf anfommt, daß diefe Linien möglichſt rein, 
parallel und in gleichen Abfländen, doch ohne fich zu durchkreugen, gezogen 
werden. 

Hierauf folgt das Zeichnen folcher, ebenfalls einfacher Figuren, welche theils 
durh gerade, theild durch krumme Linien begränzt find, Auch diefe find mit 
Yarallellinien, und zwar nach ber, die Figur begrängenden frummen Linie, 
auszufüllen. 

Beiterhin find zur Hebung des Augenmaaßes (womit bie Hebung ber 
Hand fortwährend verbunden bleibt) die Seiten einfacher Figuren der obener- 
wähnten Art aus freier Hand durch Punkte in mehr oder weniger Theile zu 
theilen. Durch Berbindung biefer Punkte mittelft gerader oder krummer Zwi- 
fhenlinien und durch fommetrifche Ausfüllung einzelner Felder mit engliegenden 
Parallellinien, find parquettartige Mufter der mannichfaltigfien Art herzuftellen. 
Hierauf wird übergegangen zum Nachzeichnen von (in Pappe) ausgefchnittenen 
Dreieden und Biereden, welche, auf einer Ebene in möglichft verfchiedenen La» 
gen gruppirt, von dem Lehrer fenkrecht aufzuftellen find, dergeſtalt, daß alle 
Schüler gleichzeitig darnach zeichnen können. 


2. Rah vielen Borübungen ift zum Ornamentenzeichnen überzugehen und 
dabei ein genauer Stufengang vom Allereinfahften zum Zufammengefeßteren 
einzuhalten. 

Gleichzeitig wird mit Borübungen im Gebrau von Zirkel und Lineal der 
Anfang gemacht. Diefe Borübungen zielen vorzugsweife auf Genauigkeit und 
Reinheit bei Handhabung von Zirkel und Lineal. Sie beftepen 5. B. in Einthei- 
lung von Rechteden in gleihe Quadrate, im Ziehen von gleichen Kreifen aus ben 
Quadrateden, fo daß die Kreife fih berühren oder beliebig durchſchneiden u. f. w. 


3. Zur Bervollländigung des Freihandzeichnens wird übergegangen zur 
Darftellung von Körpern mit Schatten und Licht. 

Dabei find vorerft einfachere kubiſche Formen, als: Würfel, Prismen, Py- 
ramiden, Kugeln, Eylinder und Kegel; ſodann plaftifch dargeftellte Ornamente 
in Anwendung zu bringen. Zur Vervollſtändigung des Linearzeichnens if zu 
aritetonifchen Darftelungen mittelft Grundriß, Aufriß und Durchſchnitten, 
und ebenfo zur Darfiellung von Mafchinen überzugehen, womit in möglichfter 
Ausdehnung das Borzeigen von Modellen verbunden werden foll, 
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Die Prüfung jener Elementar-Zeichnungsleprer, welche nicht zugleich Schul» 
lehrer find, ift ganz von derfelben Behörde vorzunehmen, welche bie Dualifi- 
kation der Schullehrer in ihrer Eigenfchaft als Zeichnungslehrer fefiflellt. 


Anlage VII. 


Den vorbereitenden Unterricht auf Gewerbs- und landwirthſchaftliche Schu- 
len betr. 

$. 1. Dur die allerhöchite Berorbnung vom 16, Februar 1833 (Reggobl. 
A 179) wird befiimmt, daß der Grund einer tüchtigen technifchen Ausbildung 
fhon in den Elementarfopulen, und zwar dadurch zu legen fey, daß 

a) die Zeichnungslehre und die Ausbildung der Schullehramtsfandidaten 
für diefen Zweig auf die Anfangsgründe des Linear und Ornamentenzeichneng 
zurüdgeführt, und 

b) ber Unterricht in ben fogenannten nüßlichen Gegenftänden nach den ein- 
fachen Bedürfniffen gebilveter Landwirthe und Gemwerbsleute bemeffen, und als 
Borbereitung zu den fünftigen Lehrvorfrägen bei den landwirthſchaftlichen und 
Gewerbsſchulen behandelt werde. 


$. 2. In Gemäßpeit diefer allerhöchften Beflimmung wurde von Seiten 
des Königl. Staatsminifteriums des Innern bei verfehiedenen Veranlaffungen 
(3. B. unter den 28. März 1833, 24, Juli 1833, 11. Dezember 1834, 31. Ja- 
nuar 1836) theild durch Entfchließung, theild durch mündliche Berhandlung 
nachftehende Borfchrift ertheilt. 

1. ad a) 1, den Zeihnungsunterricht in den Bolfsfhulen betr. 

a) Der Zeihnungsunterricht it möglichft zu verbreiten. Wo fich die er— 
forderlichen Mittel dazu finden, follen eigene Lehrer dafiir verwendet werben; 
wo fie fehlen, müflen die Lehrer der teutfchen Schulen ihn ertheilen. 

b) der Zweck derfelben ift nicht bloß Wedung und Ausbildung des Form- 
finnes überhaupt, fondern zugleich eine tiefere Einprägung ber Regeln, inner- 
halb deren fich fpäterhin die Individualität der Schüler frei entfalten foll. 

c) Es foll zu diefem Ende die fo häufig bei diefem Interrichte ſich ein» 
fchleichende Spielerei befeitigt, auf eine beflimmte Richtung und auf vollftän- 
dige Korrektpeit gedrungen und die Grenzlinie des Anfangsunterrichtes in Linear» 
und Ornamentenzeichnung durchaus nicht überfchritten werden. 

d) Demnach hat der Lehrer ſchon in den untern Klaffen der teutfhen Schu⸗ 
len die Kinder mit den verfchiedenen Arten der Linien» und Körperformen be— 
fannt zu machen, ihnen diefelbe an Zeichnungen und Naturlörpern möglichft zu 
veranfchaulichen und fie in deren Nachbildung zu üben, fo weit Zeit und Ge- 
legenpeit es geflatten. Der eigentliche Unterricht für diejenigen, welche ſich dem 
gewerblichen oder Ianbwirthfchaftlichen Berufe zuwenden, beginnt jedoch erft in 
der oberfien Klaffe, und beſchränkt fih auf freies, aber korrektes Nachzeichnen 
einfacher Körperformen, als auf die Grundlage des Linear» und Ornamenten⸗ 
zeichnens. | 
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e) Als Hülfsmittel werden dienen: eine Sammlung von Borlagen, eine 
Sammlung von Körperformen, eine Wandtafel mit den Grundlinien und deren 
Berbindung. 

2. ad a) 2, Die Ausbildung der Schuldienftpräparanden, Se 
minariften und Lehrer betr. 

a) Der Unterricht im Zeichnen bildet fowohl für Präparanden, als Semi- 
nariften einen wefentlichen Theil des ihnen vorgefepriebenen Unterrichtes über- 
haupt, und es follen biefelben wenigſtens fo weit gebracht werben, daß fie den 
eigentlichen Elementarunterrigt in den Volksſchulen zu ertheilen vermögen. 

b) Er ift für Präparanden und Seminariften auf gründliche Behandlung 
des Rinear- und Ornamentenzeichneng zurüdgeführt, und nur denjenigen, welche 
fid in beiden als vollkommen befähigt ausweifen, wird geftattet, ihre ausge— 
jeihneten Anlagen in gefteigerten Uebungen weiter auszubilden. 

c) Bei der Behandlung des Gegenftandes fol auf Konzentrirung aller 
Kräfte für den beabfichtigten Zwed, auf unbedingte Korrektheit und auf mög- 
lichſte ſcharfe und richtige Umriffe gefehen werben. 

d) Zn diefer Abficht müffen die Präparanden des erflen Kurfes die ver- 
fhiedenen einfachen Linien und Körper mit möglichfter Genauigkeit nachbilden 
und deren gegenfeitige Berhältniffe Mar zu erfennen fuchen. Die Präparanden 
des 2. Kurfes feßen diefe Hebungen, fo weit es unbefchadet der Gründlichkeit 
gefhehen kann, fort, und die des 3. Kurfes fügen den Anfang bes Ornamenten- 
zeichnen bei. 

Im Seminar felbft befchäftigt fich der untere Kurs mit einer gefleigerten 
Biederholung der frühern Uebungen, wobei er zugleich auf die Methode Hin- 
gewiefen wird, deren Anwendung er felbft fpäterhin zu machen bat; der obere 
Kurs aber feßt die Linearzeichnung fort, und bildet fich unter beftändiger Err. 
Härung der Formoverpältniffe und Hinwelfung auf die fünftig zu beobachtende 
Metpode darinnen fo weit als möglich aus, 

e) Lehrvorfchriften und Hebungsvorlagen unterliegen nad der Bearbeitung; 
Naturlörper und Körperformen, fowie einzelne Sammlungen von Borlagen 
finden fih vor (Klenze, Normann, Unger ꝛc.). 

3. ad b) Den Unterridt in den fogenannten gemeinnüßigen 
Gegenſtänden (Anfhauungsunterridht, Realien, Weltkunde u. 
dergl,) betr. 

a) Ze größerer Mißbrauch in neuerer Zeit mit dieſen Unterrichtiögegen- 
fänden getrieben worden ift, deſto ernfilicher hat fich die Staatsregierung ange» 
legen feyn laſſen, der eingeriffenen Spielerei und Bielwifferei entgegen zu ar« 
beiten; Alles, was bisher unter dem Namen von Geologie und Kosmologie, 
von Phyfit und Naturkunde, von Anthropologie und Pfychologie, von Techno» 
logie und Völkerkunde u. ſ. w. fich als eigentlicher Lehrgegenſtand in die teut- 
hen Schulen eingefchlichen hatte, aus denfelben zu verbannen und ausdrücklich 
gu verbieten, daß bie weniger notwendigen Kenniniffe aus dem Bereiche ber 


” 


78 Viertes Buch. — Volkswirthſchaft. 


Natur und der Geſchichte nach eigentlichen Kompendien und Lehrbüchern vor⸗ 
getragen werden. 

dv) Vielmehr ſoll es die Aufgabe der teutſchen Schule ſeyn, die Jugend 
früh möglihft auf den Standpunkt zu führen, von welgem aus die innern 
und äußern Erfoheinungen der Welt, des eignen Lebens und bes Fünftigen Der 
rufes angefehen und beurtheilt werden müffen, wenn fie zur Begründung tiefer 
Religiofität, ächt fittlicher Gefinnung, wahrer Liebe zu Beruf und Leben, treuer 
Pflichterfüllung gegen Gott und Obrigkeit und ausdauernden Fleißes beitragen 
follen. 

c) Hiezu bietet dem Lehrer vor allen Dingen der Religionsunterricht, nament⸗ 
Lich die bibliſche Gefchichte eine fee und fichere Grundlage. Außerbem wird ihm in 
dem Leitfaden zu Schönfchreibübungen und Diftaten das erforderliche Material 
in kurzen inhaltreihen Sätzen dargeboten und endlich dient ihm das Leſebuch, 
welches fih zu jenem, wie das Kompendium zum Handbuche verhält, dazu bie 
hauptſächlichſten Erfheinungen in der Natur und im Menſchenleben, der Ju⸗ 
gend im Zuſammenhange vorzuhalten und ſo einzuprägen, daß nicht ſowohl 
das Gedächtniß mit Namen und Zahlen bereichert und der Verſtand zu Falter 
Beurtheilung gereizt, fondern daß vielmehr das jugendliche Gemüth dadurch 
ergriffen, das Herz erwärmt, und ber Wille zur Bekämpfung des Schlechten 
und zur Erringung des Guten belebt und geflärkt werde. 

d) Der Stufengang felbft if dabei, abgefehen von dem, was dem Reli- 
gionsunterrichte angehört, folgender: 


1. In der Vorbereitungsklaſſe benüßt der Lehrer bie in ber biblifhen Ge⸗ 
fchichte, beim Lefen und Schreiben, oder fonft vorfommenden Worte und Be- 
zeichnungen, um den Kindern eine Mare Anfiht ihrer nächften Umgebung und 
ihrer Lebensverpältniffe zu verfchaffen. 


2. In der untern Klaffe feßt er in derfelben Weife den Unterricht belebend 
und belehrend fort, und erweitert allmählig den Geſichtskreis dahin, daß die 
Kinder eine allgemeine Neberficht über die allerwichtigſten dieſer Erfcheinungen 
und Berhältniffe gewinnen. 


3. Nunmehr führen die Diktaten und die 1. Hälfte des Leſebuchs den 
Schüler in der Mitteltlaffe dapin, daß er bie Welt und ihre Erfheinungen 
aber immer mit vorzugsweifer Beachtung feines Baterlandes genauer kennen 
lernt. 


4. bis endlich die zweite Hälfte bes Leſebuchs fammt den Diktaten u. dgl. 
in der obern Klaffe den Unterricht dadurch vollendet, daß er auch mit den wich- 
tigften fremden Ländern und deren Erzeugniffen, fo wie mit einzelnen Denk» 
"würdigfeiten aus der Gefhichte befannt gemacht wird, und den ganzen Kreis 
feines bisherigen Unterrichted nochmals im Zufammenhange und in ber Art 
überblicdt, daß er weiß, wie er fie für feinen Fünftigen Lebensberuf zu feinem 
und dem allgemeinen Beften benüßen und anwenden foll. 


Zweite Abtheilung. — Handel und Gewerbe. 


Beilage XI. 
Erigenz 
der 
Landwirtbfchafts= und Gewerbsſchule 
zu 
F pro 
Einnahme. 


1. Zufhuß aus den Kreisfonden für Induſtrie und Kultur 
2. Zufhuß aus den Kreisfonden für — 
3. Beitrag aus der Gemeindekaſſe . i 
4. Beitrag aus der Kreisfchuldotation 
5. Beiträge aus Lofalftiiftungen, und zwar: 
a) aus der N. Stiftung 


b) ıc. ıc. 
6. Ertrag der Schulgelder . : ; ; ö 
T. Breiwillige Beiträge . . i . . . 


8, ıe. ıc. 
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Anlage XIII. 
ISnfertiptiondzgeugniß. _ 

Der N. R. ift Cauf dem Grunde des von ihm produzirten Schlußzeugnifies 
der vollendeten Lateinifhen Schule) — (des Meberweifungszeugniffes aus der 
Werk» und Feiertagsfchule) — bei der Kreislandiwirtpichafts- und Gewerboſchule 
zu N. N. (Landwirthſchafts- und Gewerboſchule I. und der II. Klaſſe als 
Schüler des I. (IL. III.) Kurfes inferibirt und ihm hierüber gegenwärtiges 
Zeugniß zu feiner Legitimation ausgeflellt worden. 


Königl. Rektorat 2 2 2 Schult zu. 


Anlage XIV. 
Direltiven für die Auswahl der Preisbüker. 

Das numerifche Berpältniß der Preife, fowie die Gegenflände derſelben 
find durch $. 48 der Inftruktion feſtgeſebt. Bezüglich der Auswahl wird be— 
ſtimmt, was folgt: 

1. Aus jedem techniſchen Lehrgegenſtande ſoll, ſoviel möglich, ein Preis 
ertheilt werden. 

2. Was die Realien beirifft, fo konkurriren in der Preisbewerbung diejeni⸗ 
gen Landwirthſchafis⸗ und Gewerbsſchüler, welche die Realien an den Gym» 
nafien hören, mit den Gymnaſialſchülern in jenen Realgegenſtänden, für 
welche fohulorbnungsmäßig befondere Preife gegeben werben. 

3. Aus den Realien, welche an der Landbwirtpfchafts - -und Gewerbsfchule 
felbft gelehrt werden, wird an jenen Schüler, der fich in allen, oder den meiſten 
derfelben durch Kenntniffe vor den übrigen Schülern ausgezeichnet hat, in je 
bem Kurfe ein Preis vertheilt. | 

4. Um das religiöfe Gefühl zu beleben und dem Religionsnnterrichte an 
der Landwirhſchafts⸗ und Gewerbsſchule feinen wohltpätigen Einfluß und feine 
Würde zu fihern, fol auch in dem letzten Kurfe für jede Konfeffion ein, in 
einem Erbauungsbude oder fonft einer Schrift moralifchen Inhalts beftebender 
Preis demjenigen Schüler zuerlannt werden, welcher in ben drei Jahreskurſen 
ein ausgezeichnet fittliched Betragen gepflogen, und die grünblichfien Kenntniſſe 
in der Religion bewährt hat. 

5. Die Auswahl der Preifebücher ftept dem Rektor im Benehmen mit dem 
Lehrerrathe zu. 

6. Die Auswahl ſelbſt richtet ſich theils nad der Größe der verfügbaren 
@eldmittel, theild nah den befondern Studien und Berufsverhältniffen des 
Preisträgers. Bücher und Inſtrumente allzuhohen, die Gränge verfügbarer 
Mittel überfchreitenden Preifes, eignen fich nicht zur Auswahl. Auch ift jeder- 
zeit auf befondere Brauchbarkeit des Buches für den Preisträger zu fehen, und 
daher fo viel wie möglich ein foldes Buch zu wählen, welches entweder als 
Hülfsmtitel für das Studium (3. B. ein Lehrbuch für den nächſt höheren Kurs) 
oder ald Beförberungsmittel der weiteren theoretifchen oder praltifhen Ausbil 
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dung dient, und dann noch von wefentlihem Bortpeile iſt, wenn, ber Schüler 
bie techniſche Schule vollendet, und in einen praktifhen Beruf bereits eingetre- 
ten iſt. 

7. Werke inländifher Berfaffer oder Verlagsartifel inländifcher Buchhand⸗ 
lungen find hiebei vorzugsweife zu berüdfichtigen, und Schriften ausländifcher 
Säriftleller, ober Berlagsartifel ausländifher Buchhandlungen nur dann zu 
wählen, wenn das Inland Säriften von gleichem Werthe nicht darbietef. 

8. Werben die Preife in Geld beſtimmt, fo find hiezu die Geſchichtsthaler 
berordnungsmäßig zu wählen. | 
Es, find jedoch bei jenen Landwirtpfchaftse- und Gewerbsfchülern, bei wel- 
sen die Gemeinden felbft den Aufwand für die Preiſe übernepmen, deren 
Bünſche bei der Auswahl möglichft zu berüdfichtigen. Insbeſondere follen da, 
wo von den Gemeinden bezüglich der Preife mit Genehmigung der Kreisregier- 
ung bereits Verfügungen getroffen worden find (4. B. daß ben Preisträgern 
Ratt der Preife Kapitalbriefe Heineren Betrags mit jährlicher Berzinſung zuge⸗ 

fellt werden) aufrecht erhalten werden. 

9. Jeder bei der Auswahl ſich ergebende Anſtand oder Kotifionefat iſt der 
vorgefeßten Kreisreglerung zur un. anzuzeigen. 

Anlage XV. 
reitet 
für den 
Landwirthſchafts⸗ (Gewerbs-) Schüler N. RN. aus N. im N. Kreife. 

Nahdem der obgenannte Schüler, welcher ausdper . » - . Säule 

in die Kreislandwirthſchafts⸗ und Gewerbsfchule zu N. mit dem Zeugniffe der 

R Befähigung verfehen, eingetreten und daſelbſt als Lanwirtp: 
(Hofe. (Gewerbs⸗) Schüler unterm ten 2 2 20.0. Anferibirt 
worden if, in der unter Leitung eines Kommiſſärs der technifchen Hochſchule 
(der polptechnifchen Schule zu N.) vorgenommenen Schlußprüfung aus den 
tepnifhen Yehrgegenfländen, dann aus den in Folge vorgelegten Zeugnifies an 
dem Gymnafio zu N. (der Landwirtpfhafts - und Gewerbsſchule) mit Benüß- 
ung (ded Tranfitoriums) gehörten Realgegenfländen folche Foriſchritte gezeigt 
und über Fleiß und Betragen folhe Zeugnifle erlangt hat, daß er an eine 
höhere techniſche Lehranftalt aufgenommen zu werben für würdig erflärt werben 
tonnte, fo wird demfelben die Erlaubniß zum Mebertritt an eine polptechniſche 
Säule oder (auf den Grund der Ziff. V. und XIL der allerpöchften Verord⸗ 
nung vom 16, Februar 1833, in Folge des $.46 der Inftruftion im Wege der 
Dispenfation) an der technifchen Hochſchule hiedurch ertpeilt, und ihm darüber 
gegenwärtiges von dem Prüfungstommiffir und Rektor unterzeichnetes Zeugniß 
auögeftellt. 


N. ben ten 183 
Königl. Kreislandwirtpfchafts » und Gewerboſchule. 
Unterfhrift des Prüfungstommiffäre. Unterschrift des Rektors. 


6 * 


84 Viertes Bu. — Volkswirthſchaft. 


Anfage XVI. a. 
Prüfungszeugniß 
für die 
Kandidaten des Lehramts der Landwirthſchafis- und Gewerböſchulen. 


Nachdem der N. N. die Prüfung für die Fehrfiellen der 
an einer Landwirthſchafts⸗ und Gewerbsfchule beftanden hat, fo ift demfelben 
hierüber gegenwärtiges von fämmtlichen Mitgliedern der Prüfungstommiffiou 
unterfhriebenes Zeugniß zu feiner Legitimation ausgefertigt und zugefellt 
worden, 


Anlage XVL b. 
Prüfungszeugniß 

für die 

Kandidaten des Lehramts der polptechniſchen Schule, 

Nachdem der N. N. die Prüfung für die Lehrfiellen der | 

an einer polytechnifchen Schule beftanden hat, fo iſt demfelben hierüber gegen- 
wärtiges von fämmtlichen. Mitgliedern der Prüfungstommiffion unterfpriebenee 
Zeugniß zu feiner Legitimation ausgefertigt und zugeflellt worden. 
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Anlage XVIII. 
Formular— 
für die Abfaſſung der Jahresberichte. N 


Damit in den Japresberichten der Landwirtihſchafts- und Gewerbsfchulen - 
eine gewiſſe Gleichförmigkeit und Mebereinkimmung fihtbar werde, follen diefel- 
ben, fo viel möglich nach folgenden Hauptabfihnitten abgefaßt werben: 

1. Nach einem Turzen, die Lehrkurfe der Schule und die in jedem derſelben 
Unterrricht gebenden Profefforen bezeichnenden Borworte, beginnt der Zahres- 
bericht mit Aufzählung 

a) der in dem Schuljahre behandelten Fehrgegenftände (der technifchen und 
Realien) und der hiebel gebrauchten Lehrbücher, fodann werden 

b) die Namen der Schüler nach der Orbnung der Lehrkurſe, in alphabe- 
tiiher Reihenfolge mit Bemerkung des Geburtsortes, des Alters und Standes 
der Eltern aufgeführt, und der Fortgangsplah eines jeden, mit befonderer Her- 
vorhebung der mit Preifen befchenften Schüler bezeichnet, und endlich am 
Schlufſe 

c) diejenigen Vorfälle und Veränderungen, welche ſich während des Schul⸗ 
jahres in Anſehung des Lehrerperſonals, der innern und äußern Verhältniſſe 
der Schule, ihrer Dotation u. ſ. w. ergeben haben, ſowie jedes merkwürdige 
Ereigniß und jede die Schule betreffende ſpezielle Anordnung der Staatsregier⸗ 
ung aufgeführt. | 

U. Dem Jahresberichte wird ein Programm angefügt. 

Dasfelbe ift der Bearbeitung eines dem technifchen Lehrfloffe der Land⸗ 
wirthichafts- und Gewerbsſchule entnommenen Gegenftandes gewidmet. 

Die Abfaffung desfelben werhfelt unter den Lehrern, nach einer jährlichen, 
durch Einverfländniß derfelben unter fih, oder durch den Schulreltor zu bes 
fimmenden Neihenfolge. Die Wahl des Gegenftandes bleibt jedem Lehrer 
überlaffen, jedoch iſt diefer gehalten, fein Elaborat noch vor dem Drude dem 
Rektor zur Einfiht und Erinnerung vorzulegen. 

Auch darf das Programm einen und einen halben Drudbogen nur dann 
überfpreiten, wenn bie Erigenz der Anftalt eine Meprausgabe geftattet. 


Anlage XIX. a. w 
Zeugniß. 
Dem Kunft- (Baur) Eleven der bildenden Künſte, Herrn 
aus wird auf den Grund 
bed $. 5 der allerhöchften Berorbnung vom 16. Februar 1833 bezeugt, daß ihm ' 
der Zutritt zu nachſtehenden, ihm von dem Direltorio jener Akademie bezeich⸗ 
neten Kollegien der Königl. Ludwig-Marimilians-Univerfität : - 


in fo ferne und in ſo lange geflattet worben fey, als er in den Kollegien und 
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in dem Univerfitätsgebäude den Geſetzen und Borfriften der. Hochfchule und 
den jeweils beftehenden Berorbnungen vollfommen und vollfländig nachlebt, 
und fih fo benimmt, wie ed von einem an dem Unterrichte der DORMIME — 
nehmenden Zünglinge gefordert werden kann und muß. 

München, den 

Königl. Rektorat der Univerſität München. 
der Zeit Rektor. 
Anlage XIX. b. 
Wir Rektor und Senat der NR, Univerfität 
zu N. 
Urkunden und befeunen, 
Unter dem Schutze 
des Allerdurchlauchtigften und Großmächtigſten Fürſten und Herrn Herrn 
Ludwig Königs von Bayern 

ift der Kandidat der Induſtrie (N. N.) 
nachdem. berfelbe durch Handgelübde ſich verbindlich gemacht hat, | 

1. dem Rektor und alademifchen Senate die ſchuldigſte Ehrfurdt zu er- 
weifen und allen ihren Verfügungen und Anordunngen, fowie überhaupt allen 
Geſetzen der Univerfität und allen viefelbe betreffenden Berorbnungen Gehor- 
fam zu leiften; 

2. eines anftändigen Betragend und guter Sitten ſich zu befleißen, endlich 

3. jeder Stubentenverbindung ohne Ausnahme fremd zu bleiben; 
zur Theilnahme an beflimmten Unterrichtögegenftänden der hiefigen Hochfchule, 
und zwar 

a) gleih allen übrigen tecpnifchen Hochſchülern zur Theilnahme an ben 
Borlefungen über. Logik, Metappyfit und Moral, über Naturgefchichte und Bo— 
tanik, über Phpfit und Chemie, über allgemeine und befondere Geſchichte, dann 
über allgemeine Länder» und Völkerkunde, fowie zum Befuche des den tech- 
nifhen Hochſchülern eigens gewidmeten populären Kollegiums über die dem rein 
technifhen Beamten, den größern Gutsbefigern und Fabrifanten, den Land⸗ 
‚wirtden u. f. w. unentbehrlichen Grundmomente des re Civil», Ber- 
faffungs- und Berwaltungsrechtes, und 

b) vermöge feines befondern Berufs zur Theilnahme an den — 
über höhere Mechanik, Straßen⸗, Brücken ⸗und Waſſerbau, Civilbaukunde, Tech⸗ 
nologie der Gewerbe, Land⸗ und Staatswirthſchaft, 
da un zu dem Beſuche der einſchlägigen Attribute zugelaſſen worden. Zu deſſen 
Beurkundung demſelben gegenwärtige, mit ber Unterſchrift des zeitlichen Uni⸗ 
verfitätsreltord und dem Univerfitätsfiegel verfehene kleinere Matrilel ausge- 
fertigt und zugeſtellt worden iſt. 

N. den ten RN, | 

Be zur Zeit Rektor der Univerfität. 
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Anlage XIX c. 


Wir Rektor und Senat der N. Univerfität ® 
zu N. 


Urkunden und befennen, 


Unter dem Schuge 
des Allerdurchlauchtigſten und Großmächtigſten Fürften und Herrn Herrn | 
Ludwigs Königs von Bayern 


ift der Kandidat der Forfiwiffenfchaft (N. N) 
nachdem berfelbe durch Handgelübde ſich verbindlich. gemacht hat, 


1. dem Rektor und akademiſchen Senat die ſchuldigſte Ehrfurcht zu erwei⸗ 
fen, und allen ihren Berfügungen und Anordnungen, fowie überhaupt allen 


Gefeben der Univerſität, und allen diefelbe betreffenden Berorbnungen —. 
zu leiften; 


2. eines anfländigen Betragens und guter Sitten fi zu befleißen; endlich | 
3. jeder Studenten-Berbindung ohne Ausnahme fremd zu bleiben, 


zur Theilnahme an beftimmten Unterrichtsgegenſtänden der hiefigen Hochfchule, 
‚und zwar: 


a) gleih allen übrigen technifchen Hochfchülern zur Theilnahme an den Bor- 
lefungen über Logik, Metaphyfif und Moral, über Naturgefchichte und Botanik, 
über Phyfit und Chemie, über allgemeine und befondere Gefchichte, dann über 
allgemeine Länder» und Bölferfunde, ſowie zum Befuche des ihnen fpeziell ge- 
mwidmeten, jährlich einmal zu Iefenden populären Kollegiums, über die dem rein 
technifchen Beamten, den größern Gutsbefigern und Fabrifanten, den Land» 
wirthen u. f. w. unentbehrlichen Grundmomente des Baperifipen Civil⸗, Ber 
faſſungs⸗ und Verwaltungorechtes, und 


b) insbefondbere vermöge feines Berufes zur Tpeilnahme an den Borfefungen 
über das ganze Gebiet der theoretifchen und praftifchen Borfiwiffenfchaft, über 
Landwirthſchaft, Staatswirthfhaft, Finanzwiſſenſchaft, Polizeiwiffenfchaft und 
Polizeirecht, 
dann zum Beſuche der einſchlägigen Attribute zugelaſſen worden. Zu deſſen 
Beurkundung demſelben gegenwärtige mit der Unterſchrift des zeitlichen Uni— 
verfitätsreftord und dem Univerſitäͤtsſiegel verſehene kleinere Matrikel ausge⸗ 
fertigt und zugeſtellt worden iſt. 


N. den ten 
N. N., 
Zur Zeit Rektor der Univerſität. 


J 
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Anlage XIX d. 


Bir Rektor und Senat der N. Univerfität 
zu N. 


Urkunden und befennen 


Unter dem Schutze | 
des Allerdurchlauchtigften und Großmächtigſten Fürften und Herren Herrn 


| Ludwig Königs von Bayern 


if der Kandidat der Landwirthfchaft (N. N.) 
nachdem berfelbe durch Handgelübde ſich verbindlich gemacht hat, 


1. dem Rektor und akademiſchen Senate die fchuldigfte Ehrfurcht zu er- 
weifen, und allen ihren Berfügungen und Anordnungen, ſowie überhaupt allen 
Gefeßen der Univerfität und allen biefelben betreffenden Verordnungen Gehor- 
fam zu leiften ; J— 


2. eines anfländigen Betragens und guter Sitten ſich zu befleißen; endlich 


3. jeder Stubenten-Berbindung ohne Ausnahme fremd zu bleiben ; 
zur Theilnahme an beſtimmten Unterrichtsgegenſtänden ber hieſigen Hochfihule, 
und zwar gleich allen übrigen technifchen Hochfchülern zur Teilnahme an den 
Borlefungen 


a) über Logik, Metaphpſik und Moral, über Naturgefchichte und Botanil, 
über Phpſik und Chemie, über allgemeine und befondere Geſchichte, dann über 
allgemeine Länder-⸗ und Bölferfunde, dann, zum Befuche des den sechnifchen 
Hochſchülern eigens gewidmeten populären Kollegiums über die dem rein tech⸗ 
nifhen Beamten, den größeren Gutsbefigern und Fabrifanten, den Landwiripen 
u. f. w. unentbehrliden Grundmomente des Bayerifchen Eivil«, Berfaffungs- 
und Berwaltungsrechtes, insbefondere aber vermöge feines befonderen Berufes 
zur Theilnahme an den. Borlefungen über 

b) das ganze Gebiet der rationellen Landwirthfihaft, über Staatswirtp- 
fchaft, Civilbaufunde und über Wirthfchaft der Gewerbe, 
dann zum Befuche der einfchlägigen Altribute zugelaffen worden. Zu deflen 
Beurkundung demfelben gegenwärtige mit der Unterfchrift des. zeitlichen Uni⸗ 
verfitätsreftors und dem Univerfitätsfiegel verfehene Heinere Matrikel ausge 
fertigt und zugeſtellt worben ift. 

N. den ten 


N. N, 
zur Zeit Rektor der Univerſität. 


Zweite Abtheilung. — Handel und Gewerbe. 95 


Anlage XIX e. 


Wir Rektor und Senatder NR. Univerfität 
zu N. 


Urkunden und bekennen, 


Unter dem Schutze | 
des Allerburclauctigften und Großmächtigſten Fürſten und Herrn Herrn 


Ludwig Königs von Bayern 


it der Kandidat ber Pharmazie N. N, 
nachdem derfelbe durch Handgelübde fich verbindlich gemacht hat, 

1. dem Rektor und alademifhen Senate die ſchuldigſte Ehrfurdt zu er- 
weifen und allen ihren Berfügungen und Anordnungen, fowie überhaupt allen 
Geſetzen der Univerfität und allen diefelbe betreffenden Berorbnungen Gehorſam 
zu leiſten; 

2. eines anftändigen Betragens und guter Sitten ſich zu befleißen; endlich 

3. jeder Studenten-Berbindung ohne Ausnahme fremd zu bleiben ; 
zur Theilnahme an beftimmten Unterrichtögegenftänden der biefigen Hochſchule 
und zwar: 

a) gleih allen übrigen technifhen Hochſchülern zur Theilnahme an den 
Borlefungen über Logik, Metappyfit und Moral, über Naturgefchichte und 
Botanif, Phyfit und Chemie, über allgemeine und befondere Gefchichte, dann 
über allgemeine Länder» und Volkskunde, fowie zum Befuche des den technifchen 
Hochſchülern eigens gewidmeten populären Kollegiums, über die, dem rein lech⸗ 
nifhen Beamten, den größeren Gutsbefitern und Fabrifanten, den Yandwirthen 
u. f. mw. unentbehrlihen Grundmomente des Baperifchen Eivil», Berfaffungs- 
und Berwaltungsrehtes, und 

b) vermöge feines befonderen Berufes zur Theilnahme an den Borlefungen 
über die medizinifhe Botanik und über die verfchiedenen pharmazeutifchen Ge- 
genflände, dann zum Beſuche der einfchlägigen Attridute zugelaffen worden fey, 
zu deſſen Befräftigung demſelben gegenwärtige mit der Unterfhrift des zeitlichen 
Univerfitätsreftord und dem Univerfitätsfiegel verfehene Kleinere Matritel ausge: 
fertigt und zugeflellt worden ift 


NR. den ten 
| N. N., 
zur Zeit Rektor der Univerſilät. 
— Die Königl. Verordnung vom 19. Auguſt 1839, über den 
Uebertritt' der Schüler aus den technifchen Unterrichtsanftalten an ber 


Univerjität Würzburg, Amtsbl. M 46, p. 379, fteht oben 3. Bud, 
$. 201. 


$. 24. Königl. Verordnung vom 20. November 1839, Amtsbl. 
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N. 65, p- 585, die Einrichtung der landwirthſchaftlichen Centralſchule 
in Schleißheim betr. | 
Ludwig, K. 

Wir haben auf den Grund’einer fattgefundenen Revifion der, vermöge 
allerhöchfter Verordnung vom 27. April 1822 (Regierungsbl. ©. 515) errich- 
teten Iandwirthfehaftlihen Lehranftalt in Schleißpeim eine theilweife Reorgani« 
fation derfelben mit Nüdficht auf das zeitgemäße Bedürfniß und unter Bezug- 
nahme auf Unfere allerhöchfte Verordnung vom 16. Februar 1833 (Regssbl. 
S. 177), die Gewerbs- und polytechnifhen Schulen betr., Art. VIEL und XI 
befchloffen und verordnen, infolange Wir nicht anders verfügen, wie folgt: 

J.. Die landwirthſchaftliche Unterrichtsanftalt zu Schleißpeim hat von nun 
an unter der Benennung „landwirthſchaftliche Centralfhule“ aus drei 
Unterrichtstlaflen in folgender Weife zu beftehen: 

die erfte Klaffe, für praftifche Anleitung und Hebung mit erläuternder 
Nachhülfe, zur Heranziefung von Baumeiſtern, Auffehern landwirtbfehaftlicher 
Gewerbe, Biehzüchtern und Schäfern, und dergleichen untergeordneten land» 
wirthſchaftlichen Gepülfen; 

die zweite Klaffe, für die Bildung rationeller Oekonomen; 

die dritte Klaffe, für das landwirthſchaftliche Praktikum. 

11. Der wiffenfchaftliche Unterricht der zweiten Klaffe fol in zwei gefonder- 
ten Jahreskurſen ftatt finden, und in gehöriger Steigerung nachfolgende Ge⸗ 
genſtände umfaſſen: 

Arithmetik und’ Geometrie mit praktiſchen Anleitungen zur Feldmeßkunſt; 
Phyſik und Meteorologie; 

Chemie, Agritultur-Chemie und landwirthſchaftliche Technologie; 
Naturgeſchichte; 

Agronomie und Agrikultur mit praktiſchen Uebungen; 

Allgemeine und ſpezielle Pflanzenkultur; 

Landwirthſchaftliche Haushaltslehre und Buchführung; 
Landwirthſchaftliche Viehzucht im vollen Umfange; 

Landwirthſchaftliche Baukunde mit Zeichnungsunterricht. 

Außerdem iſt für fortgeſetzten religiöſen Unterricht der Zöglinge angemeſſene 
Vorſorge zu treffen. 

III. Das landwirthſchaftliche Praktikum als dritte Klaſſe findet, unter ſpe— 
zieller Leitung des jeweiligen Staatsgüteradminiſtrators, bei den verſchiedenen 
Zweigen der Staatsgüterverwaltung nad Maaßgabe der hiefür fich darbieten⸗ 
den Gelegenheit ſtatt, und ſoll ſich in der Regel auf die Dauer eines Jahres 
erſtrecken. 

IV. Bezüglich der Aufnahme wird feſtgeſetzt: 

1. für die erfte Klaffe, zurücgelegtes 16jähriges Alter bei genügender för- 
perlicher Entwicklung; genoflener —— und Schulentlaſſung nach 
erſtandener Prüfung; 
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2. für die zweite Klaffe, zurüdgelegtes 16te8 Lebensjahr, volfländtger Be- 
ſuch der teutfchen und Jateinifchen Schule mit Prüfungszeugniß, oder ftatt des 
lestern wenigftens zweier Kurfe einer vollſtändigen Landwirthſchafis⸗ und Ge- 
werbſchule, endlich befriedigendes Sittenzeugniß. — Die, die Aufnahme in biele 
Klaffe nachſuchenden Ausländer haben eine analoge Borbildung nachzuweiſen. 

3. Landwirthſchaftliche Praktitanten können nur in befhräntter Anzapf, 
infoferne nämlich die Gelegenheit zu ihrer Belchäftigung bei den verſchiedenen 
Zweigen der Staatsgüter-Aominiftration gegeben if, und nur infoferne Aufe - 
nahme finden, als folde die beiden Lehrkurſe der zweiten Kaffe der Tandiw.rtp- 
ſchaftlichen Centralſchule erfianden und günfige Zeugniffe erlangt haben. 

V. Die Zöglinge fämmtlicher drei Klaffen find ber für die Anftalt feſtge⸗ 
festen Disziplinar » und Hausordnung unbedingt unterworfen, deren firenge 
Handhabung Wir anbefehlen. 

VL Für einzelne Borlefungen der zweiten Klaſſe können auch Hofpitanten 
augelaflen werben ; jedoch unter ber Bedingung, daß diefelben fi ebenfalls der 
vorgeſchriebenen Disziplinar- und Hausordnung, ſowie den periodiſchen Präf- 
ungen unbedingt unterwerfen, 

vu. Die landwirthſchaftliche Gentralfchufe fleht unter unmittelbarer Auf- 
fiht und Leitung Unferer Minifterien des Innern und der Finanzen, welche 
zum Bollzuge der gegenwärtigen Berorbnung das Geeignete zu verfügen, und 
insbefondere die alsbaldige Beröffentfihung eines ausführliden Programmes 
über den Unterricht und die übrigen Einrichtungen der landwirthſchaftlichen 
Eentralfchule durch die Direktion zu veranlaffen haben. 


F. 25. Pelanntmahung der Königl, Kreisregierung vom 28. 
Dezember 1842, Amtsbl. M 82, p. 681, die Erhebung von Ges 
büpren für Separatprüfungen an techniſchen Schulen betr. 


Nachſtehende Königl. Miniſterialentſchließung vom 16. Dezember 1842 wird 
zur Verſtändigung der Vorſtände der techniſchen Anſtalten des Kreiſes mit dem 
Beiſatze öffentlich bekannt gemacht, daß an jeder der polytechniſchen Schulen 
alljaͤhrlich am 15. Juli eine öffentliche Prüfung für das Lehramt an Landwirth⸗ 
fchafts- und Gewerbsfchulen beginne, zu welder die Anmeldungen längftens 
bis zum 10. Juli, unter Beifügung ver erforderlichen Zeugniffe. nach $. 53 der 
Inſtruktion vom 6. April 1836 (AUmtsintelligenzbl. AE 24 p. 260) bei den be- 
treffenden Rektoraten einzureichen find, wobei zugleich bemerkt wird, daß die 
im $. 57 derfelben Inftruftion ausgeſprochene Dispenfation von der Prüfung 
an polptechnifhen Schulen fortpin nur ald Ausnahme in dem Falle einer be- 
fonders ausgezeichneten Dualifitation, nach vorgängiger Unterfuchung des 
Königl. Minifteriums des Innern, eintreten könne, in allen gewöhnlichen Fäle 
Ien aber, auch nach dem Befuche der Hochſchule den Bewerbern um ein Lehr- 
amt an Gewerböfchulen das Beheben ber Prüfung an einer polytechnifchen 
Säule notpwenbig fen. 


Dr. Gicht Heupbud der Berfaffung x. 7 
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Minifterium des Innern. 

Seine Majeftät der König haben, auf fo lange nicht anders verfügt 
wird, allergnäbigft zu genehmigen gerupt, daß, wie ſolches bei den Studienan⸗ 
ftalten allerhöchft geſtattet worden, auch an den technifhen Lehranftalten für die 
Abhaltung von Separatprüfungen Gebühren von den Eraminanden in folgen. 
den Säßen erhoben werben : 

I. Bei Separatprüfungen zur Erlangung bes Abſolutoriums der * 
wirthſchafts⸗ und Gewerboſchulen: 

1. Dem Prüfungskommiſſär nebſt Diäten und Reiſekoſten, wenn er an 
den Sitz der Schule reifen muß 5 fl. 

2. dem Rektor 3 fl. 

3. jedem der prüfenden Lehrer, — Zahl nicht über drei ſteigen darf 2fl. 

4, dem Aktuar oder Pedell 1 fl. 

U. Bei Separatprüfungen zur Erlangung des Abfolutoriums ver polptech⸗ 
nifhen Schule: 

1. Dem Univerfitäts » Prufungskommiſſär , nebſt Diäten und Reiſekoſten, 
wenn er an den Ort der Prüfung reifen muß 5 fl. 

2, dem Rektor 5 fl. 

3. jedem der prüfenden Lehrer, beren Zapl nicht über drei — darf 3, 

4. dem Aktuar oder Pedell 1 fl. , 

I. Bei an polytechnifhen Schulen. vorzunehmenden Separatprüfungen 
von Lehramtstandidaten für Lanbiwirthfchafte- und Gewerbefchulen : 

1. dem Rektor 6 fl. 

2. den prüfenden Lehrern, jedem 4 fl. 

3. dem Altuar oder Pedell 1 fl. 


F. 26. Entſchliehung des Minifteriumsd des Innern vom 97. 
Juli 1843, Amtsbl. Mr 44, p. 373, die Prüfung für Lehrftellen an 
polytehnifhen Schulen betr. . 


Minifterium des Innern. 

Seine Maieftät der König haben allergnäbigft zu befehlen gerußt, 
daß, auf fo lange nicht anders verfügt wird, Niemand zu einem etatsmäßig 
befoldeten mwiffenfchaftlichen Lehramte an einer polytechnifchen Schule allerunter- 
thänigft beantragt werben folle, der nicht bereits in benfelben Lehrfächern die 
vorgefchriebene Prüfung für Gewerbsfchulen, Gymnaften oder Lyceen beftanden 
und ſodann an der flaatswirtpfchaftlichen Fakultät der Univerfität München einer 
fpeziellen Prüfung fich unterzogen hat, welche in einem freien mündlichen Bor- 
trage über Fragen befteht, bie ihm unmittelbar zuvor aus dem Prüfungsge- 
genftande vorgelegt werden. Diefe Fragen find fo zu wählen, daß aus dem 
durch fie veranlaßten Vortrage außer ben Kenntniffen des Kandidaten fowohl 
in theoretifher, als praktiſcher Hinficht zugleich deſſen Lehrgabe erfichtlich fey. 
Der Vortrag muß mindeflens eine Stunde dauern, wenn über ein einzelnes 
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Lehrfach, 3. B. Phyſik, geprüft wirb; zerfällt aber der Lehrgegenſtand, wie die 
Matpematil, in verfhiedene Zweige, fo muß der Vortrag aus jedem berfelben 
mindefens eine halbe Stunde währen. — Unmittelbar na) Beendigung diefes 
Bortrages wird die Prüfungsnote des Kandidaten ausgelprochen und das Re- 
fultat der Prüfung fämmtilicher Kandidaten am Schluffe der Prüfung dem Mi⸗ 
nifterium bes Innern: mitgetheilt. Jeder Kandidat entrichtet eine Gebühr von 
7 fl. 30 fr. an die Prüfungskommiſſion. Die Bornabme folder Prüfungen 
wird nach Erforberniß von dem Minifterium des Innern veranlaßt, 

Dieſer allerhöchften Verfügung gemäß haben diejenigen Lehramtskandidaten 
ober bereits angefiellten Lehrer, welche um bie erledigte Profefjur der Phyſik, 
Differenzial- und Integralrechnung an der polytechnifchen Schule zu Augsburg 
fih zu bewerben gedenken, am 24, October I. 3. die obenerwähnte Prüfung 
aus ben angeführten Kehrgegenftänden bei der flaatswirthfchaftlichen Fakultät 
ber hiefigen Univerfität zu beflefen und zu dem Ende fih Tags zuvor bei dem 
Dekan biefer Fakultät zu melden und bemfelben die Zeugniffe über die bereits 
befiandenen Lehramtsprüfungen zu übergeben. 


— Die Fonds, aus welchen die Koften der polytechnifchen, Lande 
wirthſchafts⸗ und Gewerbsfchulen beftritten werben, fiehe Ausſcheidungs⸗ 
geſetz vom 17. November 1837, 1. Buch, $. 139. 


| Zum dritten Eapitel, 
Sandelstammern 
4. Band, p. 84. 


$. 27. Königl. Berorbnung vom 19, September 1842, Amtshl, 
NM 66, p. 523, die Einführung von Handelsfammern betr. 


Ludwig, K. 

Bir finden Uns bewogen, auf fo lange Wir nicht anders verfügen, zu 
verordnen, was folgt: 

Art. 1. Es follen Handelstfammern in jenen Städten und für jene Be» 
zirke des Königreichs gebildet werden, welche der König nach Zeit und Um⸗ 
Ränden piezu befimmen wird, 

Art. 2, Die Zahl der Mitglieder in den Handelsfammern wird für jede 
Stadt und für jeden Bezirk von dem Könige befonders feßgeſetzt. 

Art. 3. In der Regel werben die Handelskammern zur Hälfte aus felbfi- 
ſtandigen Mitgliedern des Handelsſtandes, zur Hälfte aus ſelbſtſtändigen Mit- 
gliedern vom Stande der Fabrifanten und Gewerbsinhaber gebildet. 

Eine Zwangspflicht zum Eintritte in die Hanbelsfammern findet nicht Statt. 

Art. 4. Die zum Eintritte in eine Handelstammer erforderlichen Eigen- 
fhaften find: 

a) ber Beſitz des Indigenats, 

b) die Volljaährigkeit, 


7% 
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c) ein unbeſcholtener Ruf; 

d) die wenigftens fünfjährige perfönliche Führung eines nah Vorſchrift der 
Gefeße begründeten Handeld- und resp. induflriellen Gewerbes, 

Ausgefchloffen if, wer in Konkurs gerathen ifl, bonis cedirt, ober mit feinen 
Gläubigern accorbirt hat. 

Art. 5. Jede erfie Bildung und jede Integral-Erneuerung einer Handels- 
fammer erfolgt durch Königliche Ernennung. 


Art. 6. Bon 2 zu 2 Jahren Hat ein Drittheil der Mitglieder aus jeder 
Handelskammer auszutreten. Außerdem erfolgt der Austritt: 

a) durch den Berluft einer von den im Art. 4 erwähnten Eigenfchaften, 

b) durch die Entlaffung, 

e) durch den Top. 


Art. 7, IR eine Kammer new errichtet oder neu zufammengefeßt worben, 
fo werben bei den erften beiden Partial-Erneuerungen die Austretenden burch 
das Loos befiimmt. 

In allen andern Fällen treten diejenigen Mitglieder aus, welche fechs Jahre 
in der Kammer vollendet haben. 

Bei denjenigen, welche im Falle des außerorbentlichen Abganges einzelner 
Mitglieder in die Kammer berufen werden, ift die Zahl der Rammerjahre der- 
jenigen Mitglieder eingurechnen, in deren Stelle fie eingetreten find. 


Art. 8, Dei den von 2 zu 2 Jahren flattfindenden Partial-Erneuerungen, 
fowie bei dem außerorbentlihen Abgange einzelner Mitglieder ernennt "der 
König die Neueintretenden aus einer Dreizahl von Kandidaten, welche die 
Handelslammer für jedes austretende Mitglied vorzufchlagen hat. 

Die austretenden Mitgliever Fönnen wieder auf die Kandidatenlifte gefeßt 
werden, fofern biefelben nicht bie im Art. 4 bezeichneten Eigenfchaften verloren 
haben. 

Art. 9. Die Mitglieder der Handelstammern haben von 2 zu 2 Jahren 
aus ihrer Mitte einen erſten und zweiten Vorſtand zu wählen. 

Das Waplergebniß ift dem Könige zur Befätigung vorzulegen. 


Art. 10. Die Einfeßung jeder Handelstammer ift durch die freimillige 
Vebernahme der Koften des Gefchäftsbenarfes von Seite der Tpeilnehmer und 
beziehungsweife des betreffenden Handeld- und Fabrikſtandes, ſodann durch bie 
unentgeldliche Ausmittlung der Lokalitäten für die Sitzungen, SKanzleiarbeiten 
und Aufbewahrung ber Alten ber Handelskammern von Seite ber Gemeinden, 
in welchen diefelben ihren Sit haben, bedingt. 

Ueber die Koften des Gefchäftsbenarfes hat jede Handelsfammer bei dem 
Yahresanfange einen Voranſchlag der einfchlägigen Kreisregierung zur Geneh⸗ 
migung einzureichen, 

Die Mitglieder der Handeldlammern werben ihre Funktionen unenigeldlich 
verfehen. 
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Art. 11. Die Handelokammern follen von 2 zu 2 Monaten zu orbent- 
lichen Sigungen fih verfammeln, 

Die Beftimmung der Sigungstage bleibt den Kammern felbft überlaffen. 

Art. 12, Die Borflände der Handelsfammern find befugt, bei befonderen 
dringenden Beranlaflungen die Mitglieder zu außerordentlichen Sigungen gu 
berufen. Sie find hiezu verpflichtet, fobald eine Aufforderung hiezu von Seite 
bes Königl. Regierungspräfiventen oder feines Stellvertreters erfolgt. 


Art. 13. Sowohl die ordentlichen, als die außerorbentlihen Sitzungstage 
find in den Kreifen diesfeits des Rheins dem Stabtlommiffär, in bem pfäl⸗ 
ziſchen Kreiſe aber dem einſchlägigen Landkommiſſär rechtzeitig anzuzeigen. 

Die ebengenannten Beamten, der vorgeſetzte Regierungspräſident, ober 
deſſen Stellvertreter, fowie jeder von diefen Leßteren etwa abgeorbnete Kom⸗ 
miffär find befugt, zu jeder Zeit von den fchriftlichen Verhandlungen ber Kam- 
mer Einficht zu nehmen, den Sigungen berfelben beizumohnen und biefe Sitz⸗ 
ungen zu ſuspendiren. 

In dem letzterwähnten Falle muß binnen brei Tagen an bas Königl. 
Minifkerium des Innern Anzeige erflattet werben. 


Art. 14. Die Handeldfammern haben die Beftimmung, die Regierung in 
ber Hörberung des Handels und Gewerbfleißes und in der Befeitigung ber 
iprem Aufblühen entgegenftehenden Hinderniffe durch ihren Rath und ihre Mit 
wirkung zu unterflüßen. 

Sie find verpflichtet, über Gegenflände des Handels und der Induftrie 
Gutachten und Aufflärungen abzugeben, fo oft fie durch die vorgefeßte Kreis⸗ 
reglerung oder den Präfidenten derfelben hiezu aufgefordert werben. 

Diefelben find aber auch befugt, eben diefer Kreisregierung, ihrem Präfi- 
denten, dem betreffenden Königl, Minifterium oder dem Könige unmittelbar 
ihre Anfihten, Bemerkungen, Vorſchläge und Borfiellungen vorzulegen, fo oft 
diefes nad ihrem Urtheile zur Förderung oder Wahrung der Sntereffen des 
Dandeld und der Induftrie und zur Entfernung von Hemmniffen berfelben 
notpwendig oder erſprießlich if, 

Art. 15. Die Handelslammern haben am Schluffe eines jeden Berwal- 
tungsjahres einen Hauptbericht über die Lage, die Berhältniffe und die Bedürf- 
nifle des Handels» und der Fabrit- und gewerblichen Induftrie zu erſtatten, 
dabei ipre hierauf bezüglichen Wünſche und Anträge zu entwideln, und biefe 
Berichte unmittelbar an das Minifterium des Innern einzufenben. 


Art. 16. Dem Könige bleibt vorbehalten, den Handelskammern die Auf- 
ſicht auf zwedmäßige Ausführung und Verwaltung öffentlicher, auf den Handel 
und die Schifffahrt Bezug habender Anftalten. zu übertragen, auch biefelben bei 
der Aufhellung vereideter Madler und Senfale in ihrem Bezirfe mit ihrem 
Gutachten zu vernehmen. 

Art. 17. Den Handelsfammern if gefaitet, über Begenfände ipres Wir- 
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kungskreiſes alle jene Korrefpondenzen zu führen, die zur befriedigenden Löfung 
ihrer Aufgabe im Allgemeinen und in einzelnen Fälfen nöthig erfcheinen. 

Art. 18. Bei wichtigen, eine umfländliche Berathung erheiſchenden Gegen⸗ 
fländen ift den Handelstammern geftattet, aus ihrer Mitte befondere Ausfchüffe 
zur näheren Prüfung und Bortrag-Erftattung niederzufeßen, 

Art. 19. Dem Könige bleibt vorbehalten, zu jeder Zeit einzelne, oder 
auch fämmtliche Handelskammern, entweder ganz wieder aufzuheben, oder die- 
felden aufzulöfen, und ihre neue Bildung anzuordnen, 

Art, 20. Unfer Minifterium des Innern iſt mit der — 
und dem Vollzuge gegenwärtiger Verordnung beauftragt. 


$. 28. Dur Könige. Entfhliefung vom 12. April 1843, 
wurde die Errichtung einer eigenen Handelsfammer für die Pfalz 
verordnet, fiehe Amtshl. vom Jahre 1843, Mi 20, p. 149, und 
Kaiferslautern ald Sig derfelben beftimmt. 

Zum fiebenten Capitel. 


Erfindungen und Entdedungen, Privilegien, Prämien. 
Handbuh 4. Band, p. 100, 


$. 29. Da die Königl. allerhöchfte Verordnung vom 15. Auguft 
1834, fiehe Amtsbl. vom Jahre 1836, Mu. 63, p. 677, den Vollzug 
des Art. 9 der gefeglichen Grundbeftimmungen für dag Gewerbewefen 
betr., durch die nachfolgende Königl: Verordnung vom 10. Februar 
1842 aufgehoben ift, und nur noch für vie bereits vor der Befannt- 
machung der Ießtern erworbenen Rechte Anwendung findet, wird hier 
blos auf diefelbe hingewieſen. 

$. 30. Ausſchreiben der Kreisregierung vom A. Auguft 1839, 
Amtsbl. M 40, p- 344, den Berfauf technifcher Geheimmittel betr. 

Es kommt in neuerer Zeit häufig vor, daß Drudfcriften verfiegelt, oder 
zugeffebt mit der, manchmal von dem Käufer zu reverfirenden Aufforderung 
und Verpflichtung zur Geheimhaltung des Inhaltes, zum Berfaufe ausgeboten 
werden, in welchen Belehrungen über Mittel zur Berbeffeeung einzelner Ge- 
werbserzeugniffe enthalten find. 

Die Prüfung mehrerer folder Schriften hat gezeiat, daß fie zum Theil 
unwirkſame oder bereits bekannte, fihon in Büchern abgedrudte Mittel, zum 
Theil aber ſelbſt der Geſundheit fhädliche Anweifungen zur: Bereitung von fe: 
bensmitteln geben. 

Da hienach durch den erwähnten Berkauf folder Beleprungen über angeb . 
liche Gewerbögeheinmiffe und technifche Geheimmittel nicht nur bei den unver- 
hältnigmäßig hohen Preifen die Käufer übervortpeilt, fonbern auch gemeinſchäd⸗ 
liche Wirkungen hervorgebracht werden; ba ferner durch dieſes Verfahren au 
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Unberecptigten die Ausbeutung der Erfindungen Dritter zum eigenen Bortpeile 
erleichtert wird, fo ift deſſen Einftellung bringend geboten. 

Die unterzeichnete Landesftelle fieht daher fich veranlaßt, die Gewerbsleute 
vor dem Ankaufe folder, in der Regel nuglofer und theuerer Geheimmittel zu 
warnen, und fordert diefelben in ihrem eigenen Intereſſe auf, die Annahme der» 
lei ipnen etwa zugefendet werbenden Mittel zu verweigern. 


$. 31. Königl, Verorbnung vom 10. Februar 1842, Amtsbl. 

NM. 20, p. 185, den Bollzug der Grundbeftimmungen des Gewerbs- 

gefeges vom 11. September 1825, über die Gewerbsprivilegien betr. 
Ludwig, K. 

Bir haben Uns bewogen gefunden, die zum Bollzuge des Gewerböge- 


fees vom 11. Septainber 1825 bezüglich der Gewerbeprivifegien ergangenen 


Verordnungen und infiruftiven Befiimmungen auf dem Grunde der gefammel- 
ten Erfahrungen und mit Rüdficht auf die unter den Regierungen der Zoll- 
vereinsſtaaten deßfalls vereinbarten Grundfäße einer umfaflenden NRevifion zu 
unterftellen, und verorbnen demnach, was folgt: 

$.1. Für Entdedungen, Erfindungen oder Berbefferungen im Gebiete der 
Gewerbe, diefelben mögen nun ein neues Fabrikat, ein neues Fabritationsmit- 
tel, oder eine neue Fabrikationsmethode betreffen, können Erfindungsprivilegien 
(Gewerbspatente) ertheilt werben, 

a) wenn der Gegenftand felbft neu und eigentbümlich iſt, oder bie ange- 
bradhte Aenderung etwas Neues und Eigentpümliches enthält, und wenn ber. 
felbe dabei 

b) von folcher Bedeutſamkeit ift, daß die Erfindung oder Berbefferung einen 
gemeinnüglichen Einfluß gu äußern vermag. 

$. 2, Gewerbsprivilegien für die Einführung einer im Auslande gemach⸗ 
ten Enideckung, Erfindung oder Berbefferung im Gebiete der Gewerbe fin. 
den flatt:: 

a) wenn die im $ 1 lit. a) und b) bezeichneten allgemeinen Erforderniffe 
befehen, und wenn zugleich 

b) der einzuführende Grgenfland im Auslande noch unter dem Schutze 
eines Gewerbsprivilegs (Gewerbspatentes) ſteht. 

6.3. Für einen Gegenfland, welcher als die Erfindung eines andere zoll⸗ 
vereinsländifchen Unterthans anerkannt und zu Gunſten des Letztern bereits in 
einem folhen Vereinsſtaate patentirt worden if, foll nur dem Erfinder ſelbſt 
oder defien Rechtsnachfolger ein Einführungspatent ertheilt werden, foferne von 
der betreffenden Regierung die Neciprocität beobachtet wird. 


6.4. Kein Einführungsprivilegium wird für einen längeren Zeitraum er⸗ 
theilt, als jener ft, waͤhrend deſſen der zu privilegirende Gegenſtand ſich des 
Schutzes des im Auslande bereits erworbenen Patentes ($. 2, lit. b.) noch zu 
erfreuen Hat, unbefchabet der allgemeinen Befimmungen des Gewerbsgeſetzes 
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vom 11. September 1825, Art. 9, über die längſte Zeitdauer der Gewerbepri- 
vilegien. \ 

8.5. Die Ertpeilung der Gewerbeprivilegien ift durch eine vorausgehende 
amtliche Unterfuhung der Neuheit und Eigenthümlichkeit der angeblichen Erfin- 
dung oder Berbefferung nicht bedingt ‚ und es bat daher der Gefuchfleller die 
Daftung biefür zu übernehmen, ; 

Ergibt fih in der Folgezeit, daß der pribifegirte Gegenftand nicht neu und 
eigenthümlich, daß derfelbe (den Fall des $. 2, lit. b. ausgenommen) anderdwo 
fhon ausgeführt, gangbar oder auf irgend eine Weife befannt war, oder daß 
derfelbe bereits in öffentlichen Werfen des In- oder Auslandes, fie mögen in 
der teutfchen oder in einer fremden Sprache gefihrieben feyn, dergeftalt durch 
Befchreibung oder Zeichnung dargeflellt find, daß darnach deren Ausführung 
durch jeden Sachverfländigen erfolgen fann, fo verliert das ertheilte Gewerbs- 
privilegium alle Wirkſamkeit und es hat ber Inhaber jeden daraus für ihn 
erwachſenden Schaden zu tragen. 

$.6. Sowohl bei der Verleihung von Gewerbeprivilegien, als hinſichtlich 
des Schußes für die dadurch begründeten Befugniffe follen bie Iinterthanen der 
übrigen Zollvereinsſtaaten, welche deßhalb die Reciprocität beobachten, Unferen 
eigenen Unterthanen gleich behandelt werben. 

Es gibt jedoch die Verleihung eines Gewerbspatentes in einem anderen 
Zollvereinsftaate dem Inhaber Fein Recht auf die Erlangung eines Einführungs= 
patentes für denfelben Gegenftand in Unferem Reiche. Bielmehr bleibt die 
Ertpeilung jederzeit Unferem Ermeffen vorbehalten. 


$. 7. Wer ein Gewerbsprivilegium zu erhalten wünfcht, hat fein deffall- 
figed Gefuch mittelbar oder unmittelbar bei Unferem Dinifterium des Innern 
einzureichen, 

Die Bittfchrift hat genau, deutlih und volftändig anzugeben: 

1. ven Bor- und Zunamen, dann ben Stand und den Wohn» und Auf- 
enthaltsort des Bewerbers, 

2. die allgemeine, aber charakteriftifhe Bezeichnung der Erfindung oder 
Berbefferung nach iprem wefentlichen Beftande, 

3. 0b ein augfchließendes Recht: 

a) zur Anfertigung oder Ausführung des in Rede ſtehenden neuen Gegen⸗ 
ſtandes, oder 

b) zur Anwendung eines neuen Fabrikationemittels (Maſchinen oder fon- 
fliger Werkzeuge), oder endlich 

c) zur Anwendung einer neuen Sabrifationsmethode nachgeſucht werde; 

4. Die Anzapl der Yahre, für welche das Gewerbsprivilegium nachgeſucht 
wird. 

$ 8. Der einzureichenden Bittfeprift muß jederzeit eine, ins Einzelne 
gehende, erfhöpfende und getrene, in teutfcher Sprache abgefaßte, ober doch mit 
einer Meberfegung in teutfher Sprache begleitete ‚Befchreibung des Gegenflan- 


— 


Zweite Abtheilung. — Handel und Gewerbe. 105 


des der Erfindung oder Verbeſſerung und bes bei der Bereitung und bezieh⸗ 
ungsweife bei der Anwendung zu beobachtenden Berfahrens beigefügt werden. 

Bo es zur Berbeutlihung nöthig, find genaue und richtige Zeichnungen, 
Riffe, Modelle oder Mufter anzulegen. 

$. 9. In der Befchreibung und den Beilagen iR, was als neue und eigen- 
thümliche Erfindung, bezüglich des Fabrifates, des Fabritationsmittels oder der 
Fabrikationsmethode in Anſpruch genommen wird, mit beftimmter Genauigkeit 
befonders zu bezeichnen und hervorzuheben, 

$. 10. Die Beſchreibung kann der Bittfchrift nach der Wahl des DBittfiel- 
lers verfiegelt oder offen beigefchloffen werden. 

Die Eröffnung und Einfichtnahme findet jederzeit vor der Eripeilung des _ 
Yrivilegs von Amtswegen flatt. 

Es ift jedoch ſtets die geeignete Fürſorge gegen vorzeitige Veröffentlichung 
ju treffen, 

$. 11. ZA das Geſuch auf die Ertheilung eines Einführungsprivilegiums 
($. 3) gerichtet, fo iR demfelben noch insbefondere das im Auslande bereits 
erlangte Patent in Urſchrift oder beglaubigter Abſchrift beizufügen. 

$. 12, Das Bittgefuh und bie beigefügte Befchreibung werden fogleich bei 
ihrer Meberreichung mit dem Präfentatum, unter genauer Angabe des Tages 
und der Stunde, verfehen. 

Dem Bewerber if hierüber von der Behörde, bei welcher das Geſuch ein⸗ 
gereicht worden, eine Beſcheinigung auszuſtellen, welche demſelben erforderlichen 
Falles zum Nachweiſe feines Prioritätsrechtes zu dienen hat. 


$ 13, Bitifchriften, welche entweder die in dem $. 7 bezeichneten wefent- 
lihen Beftandtheile nicht enthalten, oder denen eine Befchreibung des zu privi- 
Itgirenden Gegenftandes überhaupt nicht beiliegt, bleiben unberüdfichtiget und 
begründen für den Bittfieller fein Prioritätsrecht. 


Bird in der beigefügten Befchreibung bei der Einſichtnahme der Inhalt 
ald mangelhaft erfannt, fo fol viefelbe, unbefchadet der Prioritäisrechte des 
Bittftellers, zur Ergänzung unter Anberaumung eines angemeflenen peremptor⸗ 
iſchen Termins zurüdgegeben werben. 


$. 14. Werden Gewerbsprivilegiengefuche bei Unterbehörden oder Mittel- 
hellen eingereicht, fo haben diefelben fogleich, unter Anzeige des Tages und 
der Stunde der Einreihung, an das Minifterium des Innern einzubefördern. 
Sie find für jede Berfäumnig, fowie für jede Verlegung des Siegels einer ver- 
ſchloſſenen Befchreibung durch die Amtsuntergebenen verantwortlid. 


$. 15. Die Ertpeilung eines mit Beobachtung der vorflefenden Vorſchrif⸗ 
in nachgefuchten Erfindungs» oder Einführungsprivilegs fol nur dann ver 
weigert werben, wenn fich ſchon vor der Ausfertigung ergibt: 

1. daß die Bereitung des neuen Babrifates, oder die Anwendung des neuen 
dabrilationsmittels, ober der neuen Fabrikationsmethode, aus ficherheits- oder 
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geſundheitspolizeilichen Gründen unzuläßig fey, oder fonft das Gemeinwopl ge- 
fährde, oder endlich gegen beſtehende Gefeße und Berorpnungen laufe; 

2. baß der zu privilegirende Gegenfland nicht neu und eigenthümlich fey 
($. 5, Abfaß 2); 

3. daß die Befimmung des $. 3 entgegenftehe ; | 

4. daß für denfelben Gegenftand früher ſchon ein Gewerböprivilegium von 
Uns ertpeilt .wurbe. | 

$. 16. Ueber jedes ertheilte Gewerbsprivilegium wird eine Urkunde aus— 
gefertiget, weldhe den Impetranten, den Gegenftand des Privilegs, das ertheilte 
ausfchließende Necht, und die Zapl der Jahre, für melde es verliehen wirb 
($. 7), genau anzugeben hat. 

Die Auspändigung der ausgefertigten Urkunde erfolgt nur gegen Erlegung 
der ganzen Privilegientare. 

$. 17. Kein Gewerbesprivilegium darf für einen längeren Zeitraum, als 
von fünfzehn Jahren ertheilt werden. 

Ward dasſelbe für einen kürzeren Zeitraum urfprünglich bewilliget, fo kann 
vor Ablauf diefes Zeitraumes eine Berlängerung bis zur Erfüllung der längften 
auläßigen Dauer von fünfzehn Jahren nachgefurht und zugeflanden werden, 

$. 18. Jede Ertheilung eines Gewerbsprivifegiums, fowie jede Berlänger- 
ung eines folchen wird durch das Regierungsblatt mit allgemeiner Bezeichnung 
des Gegenftandes, des Namens und Wohnortes des Patentinpabers, fowie der 
Dauer’ des Patentes, oder der Verlängerung desfelben befannt gemacht. 

$. 19. Die Privilegientare wird für jedes der erſten fünf Jahre der gan- 
zen Dauer der Ausfchließungszeit auf 5 fl., und für jedes ber nachfolgenden 
fünf Jahre bis zum zehnten einſchließlich auf 10 fl. feſtgeſetzt. 

Es find.fonach zu entrichten für 

ein Privilegium auf 1 Jahr 5 fl. 


[2 [2 [2 2 „ 10 fl, 
n „ „ 3 „ 15 fl. 
7 7 „4 u 20 fl. 
„ „ „ 5 n 25 fl. 
„ „ „6 u Bf. 
„# „ " 7 „ 45 fl. 
„ „ " 8 „ 55 fl. 
1 ” 9 „ 65 fl. 


„ „ „ 10 „ 75 fl. 
Bom zehnten Jahre an fleigt die Taxe in nachſtehender Progreffion: 
Für ein Privilegium von 

11 Jahren beträgt die Tare 95 fl. 

12 ” ” "» „ 125 fl. 

13 „ DZ " 7 165 fl. 

4 u 7 „ nn 2Wöf. 
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15 Zahren beträgt die Tare 275 fl. 

$. 20. Wenn ein urfprünglih auf eine kürzere Dauer ertheiltes Privi⸗ 
feglum verlängert wird, fo iſt zwar nur bie Tare für die Berlängerungszeit 
ju entrichten, diefe jedoch nach den flufenweife. fleigenden höheren Anfäßen ber 
ſpaͤteren Zahre zu bemeſſen. 

$. 21. Die Tare wird bei dem Erpeditiongamte der Königl. Kreioregier⸗ 
ung erlegt, durch welde die Zuftellung der Privilegiumsurkunde erfolgt. Das 
Erpebitionsamt hat die erhobenen Taren vierteljährlich an die Adminiftration 
des Privilegien-Tarfonds einzuſenden. 

$. 22. Ein Gewerboprivilegium gibt, je nad Maaßgabe des Inhalts der 
darüber ausgeftellten Urkunde und der in den nachfolgenden Paragraphen ent» 
haltenen näheren Befimmungen, dem Inhaber das Recht, jeden Dritten von 
der Anfertigung, Ausführung oder Anwendung des Gegenftandes, wofür es er⸗ 
theilt worden, auszufchließen, fofern derfelbe nicht von dem Patentinhaber die 
Befugnig zu der Anfertigung, Ausführung oder Anwendung erworben, ober, fo 
viel die Anwendung beirifft, den patentirten Gegenfland von ihm bezogen hat. 

$. 23. Ein für die ausfchließlihe Anfertigung oder Ausführung eines Ge- 
genſtandes verliehenes Gewerbsprivilegium ertheilt das Recht nicht, | 

a) die Einfupr folcher Gegenftände, welche mit dem patentirien überein⸗ 
fimmen, oder 

b) den Verkauf und Abfab derfelben zu verbieten und zu befchränten, oder 
endlich 

c) ben Gebraud oder Verbrauch von dergleichen Gegenfländen, wenn fie 
niht von dem Inhaber des Privilegiums bezogen, oder mit feiner Zufimmung 
anderwärts angefchafft worden find, zu unterfagen, vorbehaltlich der Befim- 
muugen des nachfolgenden $. 24, 

$. 24. Gewerbsprivilegien für die ausfchließlihe Anwendung 

a) einer neuen Fabrifationsmethode, oder eines neuen Fabrikationomitiels / 
oder 

b) neuer Mafchinen oder Werkzeuge für die Fabrikation und ben Gewerbe- 
betrieb, geben ohne alle Beſchränkung das Recht, jedem Dritten die Benützung 
der patentirten Methode, oder des patentirten Mittels, oder den Gebraum ber 
patentierten Mafchinen oder Werkzeuge zu unterfagen, welche das Recht hiezu 
nicht von dem Patentinpaber erworben, oder ben patentixten Gegenfland nicht 
von ihm bezogen haben. 

$. 25, Wer ein Gewerbeprivilegium für die Berbefferung eines bereits 
patentirten Gegenftandes erhalten hat, erwirbt dadurch das Recht nicht, das für 
den zu verbeffernden Gegenftand ertpeilte Privilegium zu beeinträchtigen, fon« 
dern hat das Recht zur Mitbenützung des urfprünglich patentirten Gegenflandes 
befonders zu erwerben. 

$. 26. Jeder Inhaber eines Gewerbsprivilegiums iſt berechtiget, zur Aus⸗ 
Übung der mit dem Privilegium erworbenen Befugniß, unter Beobachtung ber 
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durch die beftependen Geſetze, Berorbnungen * Polizeireglements gegebenen 
Vorſchriften, Gewerbsanlagen in beliebiger Zahl zu errichten und Hülfsarbeiter 
aufzunehmen, 

Er erlangt jedoch dur das Gewerbsprivilegium bie Befugniß zur felbf- 
fländigen Ausübung des Gewerbes nicht, in welches der patentirte Gegenſtand 
einſchlägt, fondern hat das Recht hiezu nah Maafgabe der beftehenden Geſetze 
und Berorbnungen befonders zu erwerben. 

Eben fo wenig gibt ein Gewerbsprivilegium an und für fich einen gefeß- 
lihen Titel zur Anfäßigmahung oder Berebelichung. 

6. 27, Dem Inhaber eines Gewerbsprivilegiums fteht zu, basfelbe unter 
Beobachtung der beftehenden Gefehe und Berorbnungen an Andere abzuireten, 
oder folhe in die Gemeinfchaft feiner Rechte aufzunehmen, 

Bon jeder Befisveränderung ift jedoch binnen drei Monaten bei dem Mi⸗ 
niferium des Innern Anzeige zu machen. 

Im Falle des Todes des Privilegiumsinpabers geht das Privilegium auf 
bie Erben über. 

$. 28, Gegen jede Beeinträchtigung eines Gewerbsprivilegiums, gegen 
Anmaaßung der dadurch verliehenen bevorzugten Befugnifle und gegen Eingriffe 
in diefelben, if fowopl auf Anrufen des Berechtigten, als von Amtswegen der 
obrigfeitlihe Schuß nah Borfchrift des &ewerbögefeges vom 11. September 
1825, Art. 9, unaufpaltfam zu gewähren. Dem Beeinträchtigten bleibt dabei 
unbenommen, feine Anfprühe auf Echadenserfab noch befonders geltend zu 
machen. 

Iſt jedoch die Beeinträgtigung nach allen Umftänden unwiffentlich und im 
guten Glauben begangen worden, fo findet lediglich die Einflellung des unbe» 
fugten Unternehmeng, fowie jeder, dem Rechte des Patentinhabers zuwiderlau⸗ 
fenden Verfügung über die verfertigten Gegenftände ftatt. 

$. 29, Nehmen zwei oder mehrere ausfchließende Rechte für eine Erfin- 
bung oder Berbefferung in Anſpruch, fo ift das Vorrecht bemjenigen zuzuerken⸗ 
nen, welcher die Priorität auf dem im $. 12 der gegenwärtigen Berorbnung 
bezeichneten Wege erworben hat und nachweifet. 

$. 30. Gemwerbsprivilegien verlieren ihre Wirkſamkeit: 

1. wenn fich erfi nach der Ausfertigung eines von jenen Berhältniffen her⸗ 
vorthut, welche, wären fie fhon vor der Ausfertigung befannt gewefen, diefelbe 
gemäß $. 15, Ziff. 1, 3 und 4 der gegenwärtigen Berorbnung unzuläßig ge» 
macht hätten; 

2. wenn der Fall des $. 5, Abf. 2, gegenwärtiger Berorbuung eintritt. 

Bar indeffen in einem folhen Falle der patentirte Gegenftand zwar Ein- 
zelnen ſchon früher bekannt, von biefen aber geheim gehalten worden, fo bleibt 
das Patent, fo weit deffen Aufpebung nicht etwa durch anberweite Umflände be 
bingt wird, zwar bei Kräften, jedoch gegen bie obenerwähnten Perfonen opne 
Birkung. 
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3. Wenn ſich ergibt, daß die eingereichte Beſchreibung einen Beſtandtheil 
der Erfindung oder Verbeſſerung, von welchem die volllommene Anfertigung, 
Ausführung oder Anwendung des Gegenſtandes ee verfhwiegen oder un- 
rihtig dargeftellt habe, 


4. Wenn der Inhaber eines Erfindungsprivilegtums nicht binnen drei Jah» 
ren, oder, fofern das Privilegium auf weniger als ſechs Jahre ertheilt worden 
if, binnen der erften Hälfte diefes Zeitraumes, oder wenn der Inhaber eines 
Einführungsprivilegiums nicht binnen eines Jahres ——— in Ausübung ge- 
bracht hat; 

5. wenn die Ausübung zwei Jahre lang aufgegeben worben if; 

6. wenn bei Einführungsprivilegien das Patent, unter beffen Schutze der 
prigifegirte Gegenftand im Auslande fiehet ($. 2, lit. b.), außer Wirkſamkeit 
tritt; 

7. durch Berzichtleiftung; 

8. wenn in Befißveränderungsfällen die vorgefhriebene Anzeige nicht bin- 
nen drei Monaten an das Minifterium des Innern erftattet wird; 


9, dur den Ablauf der Zeit, für welche das Gewerbsprivileginm ertheilt 
worden ifl. 


$. 31, Berliert, ein Gewerbsprivilegium aus einem, von ben.in $. 30, 
if. 1 bis 8 bezeichneten Gründen feine Wirkfamfeit, fo ift, nad geböriger 
Konfatirung des Erlöfchungsgrundes, die Einziehung dedfelben von ber zuſtän—⸗ 
digen Behörde von Amtswegen, oder auf Anrufen audzufprechen, und fobald 
der Ausfpruch rechtskräftig geworden if, die Einziehung dem Königl, Miniſte⸗ 
rium des Innern anzuzeigen, welches fofort die Befanntmachung durch das Re- 
gierungsblatt zu verfügen hat. 


$.32, Die Berleipung von Gewerbeprivilegien ſtehet dem Könige allein zu. 


$. 33. Ueber die Befugniß zur Anfertigung, Ausführung oder Anwendung 
eines Gegenflandes in Folge eines Gewerbsprivilegiums, über den Umfang 
und die Erlöſchung derfelben, fowie über jede andere, unter Gewerbsprivilegien⸗ 
inpabern unter fich oder mit anderen entfiehende, nach abminifirativen ober ge- 
werbspolizeilihen Beflimmungen zu entfcheidende Irrung befchließen unb ver- 
fügen in dem ihnen vorgezeichneten Wirkungokreiſe die Polizeibehoͤrden, und 
war: 

1. in ftandesherrlichen Gebieten die Herrſchaftsgerichte und herrſchaftlichen 
Kommiſſariate; 

2. in gutsherrlichen Herrichaftsgerichtöbezirten, die gutsherrlichen Herr⸗ 
qaftsgerichte oder herrſchaftlichen Kommiſſariate, vorbehaltlich der Beſtim⸗ 
mungen des $. 87 der VI. Verfaſſungsbeilage; 

3, in ben größeren Städten, welche den Kreisregierungen unmittelbar un« 
tergeben find, die Stabimagifirate; 

4, in allen übrigen Bezirken die Königl. Landgerichte. 
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$. 34. Die Berhandlangen in allen erwähnten Fällen (6. 33) find höchſt 
ſummariſch. | 

Der verhandelnden Behörde liegt ob, alle die Entſcheidung bebingenden 
Saverhältniffe unabhängig von dem Borbringen der Tpeile auf dem Unter- 
ſuchungswege vollſtaͤndig zu ermitteln und perzuftellen. 

$. 35. Gegen die Beſchlüſſe der Unterbehörden iſt nur eine einzige Deruf- 
ung an bie nächft vorgefeßte böpere Stelle zuläßig. 

$. 36. Jede Berufung gegen einen Befchluß der Unterbehörbe muß inner» 
halb einer Notpfrift von 14 Tagen bei eben diefer Behörde ſchriftlich überreicht, 
oder mündlich zu Protokoll gegeben werben. 

Zum Behufe der fehriftlichen Ausführung iR auf Verlangen den aufgenom- 
menen Advokaten die Akteneinfiht zu geftatten, 

$. 37. Der Lauf der 14tägigen Berufungsnothfrift if unter Anwendung 
der Beftiimmungen der Gerichtsordnung, Cap. 15, $. 6, Ziff. 2, vom Tage der 
Verkündung des Befchluffes erfter Inſtanz an zu berechnen. - 

Bei der Berfündung dieſes Belchluffes find die Betpeitigten über die Be⸗ 
rufungsfrift auodrücklich zu belehren. 

$. 38. Den Befchlüffen beider Inftanzen find die Entfcheidungsgründe bei- 
zufügen. Kollegiale Beratpung ift zu giltiger Schöpfung biefer Befchlüffe nicht 
erforderlich. 

$. 39, Der ergriffenenen Berufung kommt die Suspenſivwirkung zu, vor⸗ 
behaltlich der zu treffenden Provifionalverfügungen, wo ſolche nach ben beſtehen⸗ 
den Geſetzen und Verordnungen geboten erſcheinen. 

$. 40. Berufungen gegen Beſchlüſſe der II. Inſtanz haben als unzuläßig 
eine Berüdfihtigung nicht zu erwarten. 

Die Unterbepörden haben bie protofollarifche Aufnahme derfelben zu ver- 
weigern. Gegen die Rechtsanwälte aber, welche ſolche Berufungsfriften 
verfaffen, ift mit den. geeigneten Disziplinarfirafen einzufchreiten, 

8. 41. " Nichtigkeitäbefcehwerben finden nur unter den durch Art. XIL Un» 
ferer Berordnung vom 29. Dezember 1836, die Gefhäftsvereinfahung bei ber 
innern Verwaltung betr., bezeichneten Borausfegungen flatt. 5 

$. 42, Streitigkeiten. über den aus einem Privatrechtetitel bergeleiteten 
Befit eines Gewerbsprivilegiums eignen ſich zur Entſcheidung des orbenilichen 
Civilrichters. Die Zuftändigfeit bezüglich der Anſprüche auf Schadenerfag ift 
in ven einzelnen Fällen nach den beftebenden allgemeinen Geſetzen und Berord» 
nungen zu bemeflen. : 

6.43. Bei dem Minifterium des Innern iR ein Regifler über alle ertpeilte 
Gewerbsprivilegien zu führen und ſteis in Evidenz zu halten. 

Diefes Rrgifter hat anzugeben : 

1. den Tauf- -und Zunamen, dann den Stand und den Wohn- und Auf- 
enthaltsort des Inhabers, 

2. den Zag und bie Stunde der Anmelbung, 
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3. den Tag der Ausfertigung, 

4. den Gegenfland des Gewerböprivilegiums, 

5. die Zeitdauer, für welche das Privilegium ertheilt worden ift, 

6. die Befigveränderungen, 

T. die Erlöfgung. 
Jedem, ber irgend ein Intereffe darzuthun vermag, insbefondere Allen, bie 
fh um ein'Gewerbsprivilegium bewerben, ift die Einfihtnahme dieſes Rraifere 

zu geftatten. 

6.44. Nach Erlöſchung eines Gewerbsprivilegiums ſoll die Befreibung 
des Gegenftaudes, fo oft dies im Intereſſe des vaterländifhen Gewerböfleißes 
ſachdienlich erfcheint, Öffentlich bekannt gemacht werben. 

Auch die nicht bekannt gemachten Befchreibungen aber werben von dem 
eben erwähnten Zeitpunkte an ein Gemeingut, und es fleht die Einſichtnahme 
einem Jeden frei, ſofern nicht polizeiliche Bedenken fih entgegenftelfen. 

6.45. Bon dem Tage ber Bekanntmachung gegenwärtiger Berorbnung 
an treten die zum Bollzuge des Art. IX., dann der Art. X. und XI. des Ge- 
werbögefeßes vom 11, September 1825,. fo weit beide leßtere die Gewerboprivi⸗ 
legien betreffen, erlaffenen früheren Berorbnungen uud inftrultiven Befimmungen 
außer Wirkſamkeit, unbefchadet jedoch ihrer fortdauernden Anwendung bei Be- 
urtheilung der aus älteren, ſchon vor jenem Tage ertheilten Privilegien, erwor⸗ 
benen Rechte. 

Unſer Minifterium des Innern iſt mit dem Vollzuge der gegenwärtigen, 
durch das Regierungsblatt und die Kreis-Intelligenzblätter — zu machen⸗ 


ben Verordnung beauftragt. 
$. 32. Unterm 18. Auguft 1843, Amtsbl. No 45, p. 381, 
wurde von Königl. Regierung befannt gemacht, daß alle, welche Kennts 
nig von den feit dem Jahre 1825 in Bayern ertheilten Privilegien 
zu erhalten wünfchen, von dem Berzeichniffe Einficht in dem Anmel- 
dungsbürean der Kreisregierung nehmen können. 
| Achtes Eapitel, — 
Närkte, Hauſirhandel und Gewerbsbetrieb der Ausländer. 


F. 33. Bekanntmachung der Königl. Kreisregierung vom 3. 
September 1832, Amisbl. M 59, p. 5235, die Ertheilung von Ges 
werbsfcheinen für Fabrifanten, Händler und Handelsreifende, bie in 
Preußen Gefchäfte machen, betr. 

Staatsminifterium des Innern. 
Nach einer Mittpeilung der Königl. Preußifchen Gefandtfchaft beſteht im 
Königreihe Preußen die Anordnung, daß 

1. auch den Unterthanen der in einem Handeldvertrage mit Preußen flehen- 

den Staaten, wenn fie als Fabrikanten, Händler und Handelsreifende in Preußen 
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Geſchaͤfte machen und die vertragemaͤßige Abgabefreiheit anſprechen wollen, ein 
Gewerbſchein nur für das laufende Kalenderjahr ausgetheilt werden darf und 
von demfelben nah Ablauf bes Kalenderjahres ein neuer Schein unter Bei- 
bringung der erforderlichen Juſtiſikatorlen nachgeſucht werden muß: 

2. daß alle Perfonen, welche unter Legitimation eines Gewerbſcheines in 
Preußen Handelsgefhäfte treiben wollen, das Alter von 30 Jahren befigen 
müffen, 

Unter Bezug auf die Königl. Verordnung vom 27. Auguft 1829 (Regier- 
ungsblatt 46 56 pro 1829) wird der Königl. Regierung hievon Kenntniß ge- 
geben, um die ihr nniergeorbneten Polizeibehörden anzuweiſen, bei Augfertig- 
ung ber Reifepäffe und Gewerbszeugniffe für Fabrikanten, Handeldreifende und 
Handelsleute, welche in Preußen Gefchäfte machen und die vertragsmäßige Ab- 
gabenfreipeit anfpregen wollen, um fo gewifier nah jenen im Königreiche 
Preußen beftehenden Anordnungen zu verfahren, als die Preußifhen Behörben 
angewieſen find, alle fremden Unterthanen zurückzuweiſen, welche die nach jenen 
Berorbnungen zu Erlangung von Gewerbſcheinen erfordrrlichen Legitimationen 
ober perfönlichen Eigenfhaften nicht befißen. 

München, den 12. April 1832 

Staatsminifterium des Innern und ber Finanzen, 

Nachdem fich durch die Recherchen, welche bezüglich auf die erhobenen An- 
fände gegen die Befanntmahung vom 12. April I. 3. wegen des Alters der 
im Königreiche Preußen mit Gewerbefcheinen reifenden Fabrikanten und Han- 
delsleute veranlaßt worden, nunmehr zur Genüge aufgeflärt hat, daß die in 
allegirter Belanntmachung pos. 2 angeführte Königl. Preußifche Anforderung 
in?Betreff der Nachmweifung eines bdreißigiährigen Alters der Handelgreifenden 
lediglich nur auf die fogenannten Haufirer beſchränkt werde, wodurch daher 
die erteilte Borfhrift einer gewiſſen Altersnachweifung für diesfeitige Handels: 
relfende und Fabrifanten, welche in Preußen Gefchäfte machen, außer Wirk— 
ung gefest ift, fo wird die Königl. Regierung des Untermainfreifes beauf- 
tragt, diefe Erläuterung unverzüglich zur öffentlihen Kenntniß zu bringen; zu⸗ 
gleich aber auch zu beflerer Beleyrung bes Handels » und Gewerböftandes in 
Bezug auf deffen Gefchäftsreifen im Königreiche Preußen ferner beizufügen, daß, 
nachdem die von den Preußifchen Provinzialregierungen auszuftellenden Ge- 
werbfcheine gefeglich mit Ablauf eines jeden Kalenderjahres erlöfchen, daher 
die ſich länger im Königreiche Preußen aufhaltenden Baperifchen Handelsreifen: 
ben vor Abfluß des Kalenderjahres um Ausfellung eines neuen Gewerbfcheines 
bei der einfchlägigen Preußifchen Regierung nachzuſuchen haben, die unentgeld- 
liche Austellung der fraglihen Gewerbfiheine von dieſen auch ohne Anftand 
und unentgeldlich verfügt werben wird, wenn das Gewerbszeugniß der 
Königl. Bayerifhen Polizeibehörde auf einen längeren Zeit 
raum lautet. " 

Die Bayerifchen Handelsreifenden in Preußen würden daher, wenn eine 
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längere Zeitbefimmung nicht bereits in dem urfprünglichen Gewerbszeugniffe 
vorgefeden if, am ficherfien gehen, fih von den biesfeltigen Polizeibehörden 
drei Monate vor Ablauf des Kalenderjahres neue Zeugniffe für das folgende 
Jahr ausftellen zu laſſen. 

Mündyen, den 21. Auguft 1832. 


$. 34. Bekanntmachung der Kreisregierung vom 17. Februar 
1834, Amtsbl. M, 13, p. 126, Leumundszeugniffe für die in Königl. 
Preugiihen Staaten den Haufirhandel treibenden Königl. Bayer, Un- 
tertbanen betr. 


Die Königl. Preußifhe Regierung in Trier hat unterzeichnete Stelle in 
Kenntniß gefeßt, daß durch bie Königl. Preußifhen Minifterien des Innern und 
der Finanzen neuerdings befohlen worden fey, Ausländern einen Gewerbfchein 
zum Haufiren in den Königl. Preupifchen Landen nur dann zu ertheilen, wenn 
biefelben außer einem vorfchriftsmäßigen Reifepaffe, auch noch mit einem 
legalen gehörig befiegelten Zeugniffe ihrer Ortsvorfände über ihren guten Ruf 
und ihre unbefcholtenen Sitten, gleich den König. Preußifchen Unterthanen, 
verſehen find. 

Diefes wird hiemit befannt gemacht, damit alle jene Angehörigen bes 
Königl. Bayerifchen Rheinkreiſes, welche den Haufirhandel in den Königl. 
Preußiſchen Staaten zu treiben Willens find, fih fofort mit den alsdann 
nöthigen Zeugniffen verſehen. 


$. 35. Berfügung der Königl. Regierung des Rheinfreifes vom 
2. Dezember 1835, Amtsbl. Ma 63, p. 583, den Gewerbsbetrieb Durch 
Ausländer betr, 

Die den Gewerböbetrieb der Ausländer im Rheinkreiſe beſchränkende Ber- 
fügung unterfertigter Stelle vom 11. Februar 1832 (Amts und Intelligengbl. 
A 10) findet zufolge der konventionellen Befimmungen ber Zollverträge (Zoll⸗ 
verein.Bertr. vom 22. März 1833, Art. 18, im Amtsblatt von 1833, AS 56, 
id. vom 12. Mat 1835, Art. 18, im Amtsblatt von 1835, 6 40) in Bezug 
auf die Unterthanen der Zollvereinsftaaten infofern keine Anwendung mehr, als 
diefen Ießtern die Befugniß, ein Gewerbe in einer Gemeinde des Rheinkreiſes 
gegen Entrichtung der Gewerbfieuer auszuüben, in der Borausfeßung unbe- 
nommen iſt, wenn von dem Vereinsſtaate, welchem fie angehören, nacdhgewiefener 
Maaßen ein vollkommen reciprofes Verfahren in Bezug auf bie biesfeitigen 
Krelsbewohner beobachtet wird, und Feine fonftigen polizeilichen Rüdfihten ber 
Bewilligung im konkreten Galle entgegenfteben. 

Da man nun von dem großherz. beffiichen Provinzialtommiflär für die 
Hrovinz Rheinheſſen die amtliche Mittpeilung erhalten hat, daß den Ausländern 
und insbefondere den Unterthanen der Zollvereinsflaaten in der Provinz Rpein- 
heſſen der beſtändige Gewerböbetrieb an einem beſtimmten Orte erlaubt wird, 

Bortfegung von 
Dr. Giebenpfeiffer’s Kl der Verfaſſung ıc. 8 
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und daß dieſelben, nachdem ſie die erforderliche Erlaubniß hiezu erwirkt haben, 
binfichtlich diefes Gewerbsbetrlebes nach den Rechten und Pflichten eines In— 
länders behandelt werden, fo ift bei vortommenden Geſuchen rheinheſſiſcher Uns 
terthanen um Ertheilung von Gewerböpatenten von den, mit dem Bolljuge 
bes Gewerbfieuergefeges beauftragten Behörden nah gleichen Grundfäßen zu 
verfahren. 

Den Bürgermeifterämtern wird jedoch zur Pflicht gemadt, bei den An- 
meldungen folcher Ausländer zur Aufnahme in die Gewerberegifter ſich vorerſt 
zu verläßigen, ob fich die Dittfieller über Heimatd, und guten Leumund genügend 
auszuweiſen vermögen, und im Falle hierüber ein Bedenken obwalten follte, an 
das vorgefeßte Landkommiffariat zur geeigneten Berfügung Bericht zu erflatten. 

Es verfteht fi) übrigens von ſelbſt, daß auf eine ſolche Gewerbsbefugniß 
fein Anfpruch auf Heimatherechte in einer diesfeitigen Gemeinde gegründet were 
ben könne. 


$. 36. Verfügung der Kreisregierung vom 29. Dezember 1835, 
Amtsbl. M. 2 vom Jahre 1836, p. 10, die großperzoglih badifche 
Verordnung über den Vollzug des Art. 18 des Zollvereinigungsver- 
trages vom Jahre 1835. 


Indem man nachflehend die im großherzoglich badiſchen Staats- unb Re- 
gierungsblatte vom 1. Dezember d. J. AF LVIII., enthaltene Verordnung im 
bezeichneten Betreffe durch das Amts- und Intelligenzblatt zur Öffentlichen Kennt» 
niß bringt, wird zugleich verfügt, daß die Legitimationsfcheine für diesfeitige 
Gewerbtreibende und Handlungsreifende, welde im Großherzogthume Baden 
Gefhäfte machen oder Jahrmärkte befuchen wollen, nad den Formularen 2, 3 
und 5 auf den Grund der Aufnahme derfelben- in die Gewerbfteuerregifter von 
den betreffenden Bürgermeifterämtern auszuftellen und von den Königl. Land» 
fommiffariaten zu vifiren find, wonach fi die Polizeibehörden “ vorfommen- 
den Fällen zu achten haben. 


Leopold von Gottes Gnaden, 
Großperzog von Baden, Herzog von Zähringen. 

Nah Art, 18 des Zollvereinigungsvertrages vom 12, Mat dv. J. follen 
Babrifanten und Gewerbtreibende, welche bios für das von ihnen betriekene 
Gefhäft Ankäufe machen, oder Reifende, welche nicht Waaren felbft, fondern 
nur Mufter berfeiben bei fich führen, um Beflellung zu fuchen, wenn fie die 
Berechtigung zu diefem Gemwerbsbetriebe in dem Bereindftaate, in welchem fie 
ihren Wohnfis durch Entrichtung der gefeßlichen Abgaben erworben haben, oder 
im Dienfte folcher inländifchen Gewerbtreibenden oder Kaufleute fliehen, in den 
anderen Staaten feine weitere Abgabe hiefür zu entrichten verpflichtet ſeyn. 

Auch follen beim Beſuchen der Märkte und Meffen zur Ausübung des 
Handels und zum Abfabe eigener Erzeugniffe oder Fabrikate in jedem Bereins- 


Zweite Abtheitung — Handel und Gewerbe. 115 


finate die Untertpanen der übrigen kontrahirenden Staaten ebenfo wie die eigenen 
Untertbpanen behandelt werben, 

In Erwägung biefer vertragsmäßigen Beftimmungen und ber über ihren 
Vollzug fattgefundenen näheren Vereinbarung finden Bir Uns auf den unter- 
thänigften Bortrag Unferes Finaugminifteriums vom 23. d. M. As 7881 be« 
wogen, Nachftehendes zu verordnen: 

Art. 1. Die Berordnung vom 18. März 1825, die von Neifenden aud« 
ländifher Handlungshäufer und Fabrifanten zum Behuf bes Anerbietens von 
Baaren zu Iöfenden Patente betr., ift aufgehoben. | 

Art. 2. Die Reifenden inländifcher Handlungshäufer oder Babrikanten, 
welhe im Lande Waarenanfäufe machen oder Beftellungen für ihre Waaren 
fuhen wollen, haben fich bei einem Bezirksamte zu melden und die Ertheilung 
eines Handelspatents nachyufuchen. 

Art. 3. Handeldreifenden aus den Bereindftaaten ift ein ſolches Patent 
nah dem unter 1. anliegenden Mufter unentgeldlich zu ertheilen, wenn fie fi 
durch einen Gewerbslegitimationsfchein der geeigneten Behörde ihres Heimath- 
landes nah den angebogenen Muftern 2, oder 3. ausweifen. 

Zu Ausſtellung biefer Legitimationoſcheine find in Preußen bie Lanbräthe 
und Magiftrate größerer Städte, in Bayern bie Difiriktspolizeibehörden und 
unmittelbaren Magiftrate ; in Würtemberg die Oberämter und Magiftrate ; in 
Sahfen die Amtshanptleute und Magiftrate der größeren Städte; im Kurfürs 
Rentpum und Großherzogthum Heflen bie Kreisräthe, und im den übrigen Ber- 
eindftaaten, fowie.in denjenigen Staaten, welche dem Zollſyſtem eines Vereins⸗ 
gliedes beigetreten find, die den vorbezeichneten gleichfiehenden Behörden befugt. 


Art. 4. Den Reifenden der Handlungshäufer und Fabrikanten des Groß—⸗ 
derzogthums, welde in andern Bereinsftaaten um ein Handelspatent , welches 
denfelben gleichfalls unentgeldlich ertheilt werben wird, nachfuchen wollen, haben 
die Bezirfsämter die zu dieſem Zwecke erforderlihen Gewerbölegitimationg- 
(heine nach dem im dem vorhergehenden Artikel erwähnten Mufter unenigeldlich 
augzufertigen. 

Art. 5. Handeldreifende aus Bereindftaaten, welhe Waarenanfäufe im 
Yande machen. oder Beflellungen für ihre Baaren fuchen und mit feinem Pa- 
tent verfehen find, unterliegen einer Drdnungsfirafe von 5 bie 10 fl. 

Art. 6. Den Handelsreifenden der zum Zollverein nicht gehörigen Staa- 
ten, welche fich als folhe genügend auszuweiſen vermögen, haben die Bezirks- 
ämter Patente nah dem angefügten Mufler ne 4 gegen bie Bezahlung ber 
disperigen Tare von 11 fl. zu ertheilen. 

Art. T. Die Patente, welche in Gemäßhelt: der Verordnung vom 18. 
März 1825 ausgeftellt worden find, bleiben bei Kraft, mit der Befchränkung, 
daß die Patentifirten der Borfchrift des Art. 9 nachzutommen haben. 

Denjenigen — welche ibre Patente zurückgeben wollen, iſt 

8 * 
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der Betrag ber bezahlten Tare im Berhältniß der Zeit, für melde fie noch 
gültig wären, auf Begehren zurüdzuzahlen, 

Art. 8. Jeder NReifende aus Nichtvereinsfiaaten, der diefer Berorbnung 
entgegen, Antäufe macht oder Beftellungen fucht, ohne mit einem Handelspa- 
tent verfehen zu feyn, wird mit dem fünffachen Betrag der Tare beftraft. 

Das Bezirksamt des Ortes, wo der Neifende angehalten wurde, erfennt 
die Strafe, von welcher der Anbringer die Hälfte erhält. 


Art. 9. Keinem Handelsreifenden ift gefattet, Waaren mit fich zu führen. 
Er darf nur Beftellungen auf Mufter oder Proben für fih, beziehungsweife 
feinen Prinzipal fuchen; die im Lande angefauften Waaren muß er von dem 
Orte des Ankaufs an den ihrer Beftimmung frachiweife verfenden. 

Ein Handelsreifender, der diefer Vorſchrift zuwider handelt, iſt mit einer 
Strafe von 10 bis 25 fl. zu belegen, wovon die Hälfte dem Anbringer zuzu- 
fheiden iſt. 


Art, 10, Beim Befuhen von Meflen und Märkten zur Ausübung bed 
Handels und zum Abfage eigener Erzeugniffe oder Fabrikate find bie Unter» 
thanen der übrigen Bereinsfiaaten gleih Unfern eigenen Unterthanen zu be» 
bandeln, wenn fie fich durch ein von ihrer Ortsbehörde ausgeſtelltes Zeugniß 
nach dem unter 5 anliegenden Muſter bei den Marktpolizeibehörden auszuwei⸗ 
fen vermögen, 

Unferen lnterthanen, welche die Meffen und Märkte in andern Bereins- 
ftaaten beziehen wollen, find folche Zeugnifle von den Ortsbehörben auszuſtellen. 

Art. 11. Gegenwärtige Verordnung iritt mit dem 1. Januar 1836 in 
Wirkfamteit. 

Unfer Minifterium bed Innern und der Finanzen haben diefe Unſere 
Verordnung, jedes foweit fie dasſelbe betrifft, zu vollziehen und vollziehen zu 
laffen. 

Gegeben Carlsruhe in Unferem Staatsminifterium ben 26. Nov. 1835. 





1. $ormular 


Dem Herren R., Fabrikinhaber zu N. (oder Handlungsreiſen⸗ 
den in Dienften des N. zu N.) wird hiedurch auf den Grund des 
beigebrachten, von (betreffende Behörde) unterm . . . ten 
. . . ausgefertigten Gewerbslegitimationszeugniffes die Befug- 
niß ertheilt, in dem (Großherzogthum ꝛc. N.) für das von ihm 
(feinem ebengebachten Prinzipal) betriebene Gefhäft, Wanrenbe- 
ſtellungen aufzufuchen und Waarenankäufe zu machen. 

Derfelbe darf jedoch von den Waaren, auf weldhe er Beftel- 
lung fuchen will, nur Proben, aufgelanfte Waaren aber darf er 
gar nicht mit ſich herumfahren; Ießtere. muß er vielmehr fracht- 
weife an ihren Befimmungsort befördern laſſen. 


Perfonalbe» 
fhreibung 
nnd Unter⸗ 
ſchrift des 


Keifenden. 


Perſonalbe⸗ 
ſchreibung 
und Unter⸗ 
ſchrift des 
Reiſenden. 


Perſonalbe⸗ 
ſchreibung 
und Unter⸗ 
ſchrift des 
Reiſenden. 
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Nicht minder iſt ihm verboten, Kommifſionen für andere als 
ſeine eigene (ſeines vorgedachten Prinzipals) Rechnung aufzuſuchen. 

Gegenwärtige Ermächtigung iſt gültig auf die Dauer vom 
. . anbiszum . ... 


Datum, Ort, Firma der Behörde, 


2. $ormular. 

Dem N., welcher als (Wollfabritant) in N. wohnpaft (an- 
fäßig) ift, wird hiedurch Behufs feiner Gewerbslegitimation bei 
den einfchlägigen Behörben des (Großherzogthums ıc. N.) befcheinigt, 
daß er für fein vorgedachtes Gewerbe im hiefigen Lande die gefeb- 
lich beſtehenden Steuern zu entrichten hat. 

Diefes Zeugniß ift gültig auf . Monate. 


Ort, Datum, Firma der Behörde. 


3. Formular 

Dem N., welder als Handlungsfommis in Dienftle des zu 
N. etablirten Handelshauſes (oder der Fabrik) des Herrn N, fleht, 
wird hierdurch Behufs feiner Gewerbslrgitimation bei den ein- 
fchlägigen Behörden bes (Großherzogthums ꝛc. N.) befcheinigt, 
daß das ebengedachte Handelshaus (Fabrik) für feinen (ihren) 
Gewerbebetrieb im biefigen Lande die gefeglich beftehenden EIER 
zu entrichten hat. 

Das Zeugniß iſt gültig uf - . . Monate, 


Drt, Datum, Firma der Behörde, 


4. Sormular eines Patents 
für 


einen Handlungsreifenden aus andern als Bereinsfaaten. 


Dem N. R., Reifenden der Handlung (des Fabrifinhabers) 
N. N. zu R. (Namen des Landes), welcher bei dem unterzeicdhne- 
ten Amte erklärt hat, daß er auf einer Reife im Großherzogthum 
Waarenbeftelungen ſuchen und (oder) Waarenanfäufe machen 
wolle, wird hiezu durch gegenwärtiges, von heute an auf ein Jahr 
gültiges Patent gegen Entrichtung der vorfhriftmäßigen Taxe von 
eilf Gulden mit dem Anhang die Erlaubniß ertheilt, daß er Feine 
Waaren, fondern nur Mufler (Proben), welche jedoch nicht: in 
verfäuflihen Quantitäten beflehen dürfen, mit fid zu führen be 
fugt fey, auch die angelauften Waaren von dem Orte des Ankaufs 
an den ihrer Beftimmung frachtweife verfenden müffe, nicht minder, 
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daß ihm verboten ſey, Kommiſſionen für andere, als ſeine eigene 
(feines vorgedachten Prinzipals) Rechnung aufzuſuchen oder zu 


Perſonalbe⸗ he 

ſchreibung 

und Unter⸗ N. den * 
ſchrift des Amt N.. 
Reiſenden. 


5. Formular. 

Dem N,, welcher mit feinen Fabrikaten (Produlten) die Mef- 
fen und Zahrmärkte. im (Großherzogthum zc. N.) zu befuchen be» 
abfihtigt, wird Behufs feiner Legitimation bei den zuftländigen 
Behörden andurch bezeugt, daß er zu N. wohnhaft fey, und die 
feinem Gewerbe entfprechenden gefeßlihen Steuern und Abgaben 
zu entrichten habe, 


— Gegenwärtiges Zeugniß iſt gültig für den Zeitraum von 
ſchreibung 
. Monaten. 
und Unter» 
fchrift des Ort, Datum, Firma der Behörde. 
Reifenden, 


$. 37. Unterm 17. März 1836, Amtsbl. M, 17, p. 182, wur- 
den die Polizeibehörden zur Einfchreitung gegen das Haufiren ver 
Ausländer mit Sieben aufgefordert. 


$. 38. DBerfügung der Kreisregierung vom 12. April 1836, 
Amtsbl. M 22, p. 231, das Haufiren mit Liedern betr. 

Mehrfahe Wahrnehmungen und Anzeigen über Berbreitung unfittlicher 
Lieder durch herumziehende Haufirer, und insbefondere durch Mufifanten, ver- 
anlaffen die unterfertigte Stelle, ſämmtlichen Yandfommiffariaten die firengfte 
Wachſamkeit über diefen die Moralität ber Jugend vergiftenden Mißbraud nach» 
drücklichſt anzuempfehlen. 

Dieſelben werden zu dieſem Zwecke erinnert: 

10 die beſtehenden Buchdruckereien gemäß F. 4 des konſtitutionellen Edikts 
über die Preſſe genau zu beaufſichtigen, um den Druck ſolcher unmoraliſchen 
Produkte zu verhindern, und die Berbreitung auf dem geſetzlichen Wege an der 
Duelle zu hemmen ; 

2. für den Handel mit Liedern, fowie mit Drudſchriften überhaupt, burdh- 
aus keine Haufirbewilligungen zu ertheilen und Feine Päffe für Individuen aus: 
zuſtellen, welche fich mit einem folden Haufirverfaufe befaſſen wollen ; 

3. auf die heenmziehenden Orgelfpieler und Mufitanten, Bilder- und Kin- 
berfpielwaazen-Händler u. dgl., welche unbefugterweife nebenbei einen Handel 
‚mit. Liedern oder anderen Drudfchriften zu treiben pflegen, wachſame polizeiliche 
Auffigt andzuüben und durch die Lokalpolizeibehörden handhaben zu laſſen, und 
gegen. Kontravenienten. bie pollgeigerichtliche Einfipreitung au veranlaflen ; 
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4 iusbeſondere darüber zu wachen, daß auf Jahrmärkten keine Drudfcrif- 
ten von unberechligten Perfonen und keine Lieder und Drudfchriften, feditiöfen 
oder unfittlihen Inpaltes feilgeboten werden; 


5. Ausländer, welche mit Liedern und Drudfchriften überhaupt im Kreife 
baufiren wollen, nicht zu dulden und im Betrefungefalle über bie Gränze zu 
weiſen. 


Die Königl. Landkommiſſariate haben ſich genaueſt hienach zu achten, und 
dad Geeignete in vorkommenden Fällen zu verfügen. 


$- 39. Regierungsverfügung vom 29. April 1836, Amtsbl. M 
23, p. 236, die haufirenden Ausländer betr. 


Die Königl. Landkommiſſariate werden angewiefen, die Gefuche der um die 
Bewilligung zum Baufirbandel im Rheinfreife ſich meldenden Ausländer, jedes- 
nal mit gutachtlihem Berichte, unter Beifügung der von denfelben beigebrady- 
ten Legitimationspapiere, am die unterfertigte Stelle zur Entfchließung einzu- 
befördern, 


Wenn ſich ein folches Individuum bei einem Bürgermeifteramte um Aufnahme 
in die Gewerbsfleuer-Dekiarationgregifler meldet, fo iſt dasfelbe vorerfi an das 
einfhlägige Yandfommiffariat zu obigem Zwede zu verweifen, 


Bor erfolgter Autporifation von Seite Königl, Regierung, darf die Auf- 
nahme in die Gewerbfteuer-Regifter und die Patent-Ertpeilung durchaus nicht 
Raitfinden. 

Die betreffenden Behörden haben fih in vorfommenden Fällen hienach zu 
achten. 


8. 40. Berordnung vom 27. Juli 1836, Amtsbl. Mı 40, p. 
449, über den Bollzug des Art. 18 der Zollvereinigungsverträge in 
Bezug auf Handelsreifende und auf den Beſuch der Meffen und Jahr— 
märfte, 

Yudwig, 8 

Bir finden Uns allergnädigfi bewogen, auf den Grund des Art, 18 bes 
Zollvereinigungsvertrages vom 22. März 1833, und in Gemäßpeit der in dem 
Jahre 1834 zu Münden gepflogenen Bollzugsverhandlungen bezüglich der Be- 
handlung der augfchließend nur Mufter führenden, oder für inländifche Etablif- 
fements Beftellungen fuchenden Handelsreifenden aus den zollverbündeten Staa- 
ten, in Erfeßung der vorläufigen Anordnung vom 27, Dezember 1829, (Reggsbl. 
1829, ©. 1057 bis 1062, Amtsbl. des Rheinkreiſes 1830, ©. 1. ff.), dann be- 
güglich des Mefle- und Marktbeſuches von Seite der Unterthpanen ber bezeichneten 
Staaten, in Ergängung Unferer Berordnung vom 8. Mai 1811 (Reggsbl. 
1811, Seite 649 — 654) zu verorbnen, wie folgt: 


$. 1. Babrilanten und Händler, fowie die Handlungsreifenden derfelben, 
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welche auf Befreiung von Abgaben in den in dem Zollvereine befindlichen 
Staaten Anſpruch machen, haben fid 

a) mit einem Neifepaffe, und 

b) mit einem von der Diftriftspolizeibehörbe ihres Wohnortes (in Bayern 
von den Land⸗ ober Herrfchaftsgerichten, von den herrfchaftlichen Kommiffaria- 
ten, oder von den Kreisregierungen unmittelbar untergeordneten Magiftraten) 
ausgeftelten Gewerbözeugniffe zu Iegitimiren, 

$. 2. Die Form des Reifepafles wird durch die in dem betreffenden Staate 
bierüber beftehenden Verordnungen beſtimmt, es muß jedoch in demſelben auf 
das, zufolge des $. 1, überdies erforderliche Gewerbozeugniß ausdrücklich Bezug 
genommen werben, 

$. 3, Die Austellung der Gewerbszeugniffe erfolgt in fämmtlichen, dem 
Zollvereine beigetretenen Staaten gleihförmig nad den, unter Berüdfihtigung, 
ob der Gefuchfteller Vorſtand der Fabrife, oder des Handlungshauſes, oder ein 
Handfungsdiener iſt, durch die Anlagen A. und B. vorgezeichneten Formularien, 

$. 4. Die in den $$.1 und 2 erwähnten Legitimationsurfunden find von 
ben Handelsreifenden der ihrem Eintritte in das Königreich zunächſt gelegenen 
Difiriktspolizeibehörbe zu übergeben. Diefer Behörde fteht hierauf, nach Prüf 
ung ber Yegitimation bie Ertheilung der Ermächtigung zur abgabenfreien Aus» 
übung der Gefchäfte auf die in dem Gewerbszeugniffe bemerkte Dauer in ber 
durch die Anlage C. für alle dem Zollvereine beigetretenen — Bee: 
mig befiimmten Weife zu. 

Die Diftriftspoligeibehörden werden angewieſen, biebel den Handlungs⸗ 
reiſenden jedesmal ausdrücklich zu Protokoll zu eröffnen, daß ihnen nur die Er⸗ 
mächtigung zur Annahme von Beflellungen auf die von ihnen mitgeführten 
Mufter und Proben gewährt, daß ihnen aber firenge, bei Vermeidung des 
Nachtheiles der, vorkommenden Falles unnachſichtlich zu realifirenden Zurüd- 
nahme der erhaltenen Bewilligung uud unbefchadet der durch die bezüglich bes 
Haufirhandels befiehenden Berbote, verwirkten Strafen unterfagt fey, Waaren 
bei fih zu führen, und an irgend jemand im Königreiche zu verkaufen. 

8.5. Die fortwährend nad der Berordnung vom 8, Mai 1811 zu be 
meſſende Berechtigung zum Beſuche der Öffentlichen Märkte ift Fünftighin von 
Seite der Angehörigen im Zollverbande befindliher Staaten gleichmäßig in 
allen bierin begriffenen Ländern dur Zeugniffe der einfchlägigen Diftriftäpoli- 
zeibehörde (oder des unmittelbaren Magiftrates) in der durch Anlage D. gege⸗ 
benen Form nachzuweiſen: 

Borftehende Befimmungen haben von dem Tage der Bekanntmachung an, 
in dem Gefammtumfange des Königreiches in Anwendung zu treten. 

Anlagen 
Sormular A, 

Dem R., welcher als (Wollfabritant) in N. wohnhaft Canfäßig) if, wird 

hierdurch Behufs feiner Gewerbslegitimation bei den einſchlägigen Behörden 
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des (Großherzogthums Heffen, Königreichs Preußen 2c.) befcheiniget, daß er für 
fein vorgedachtes Gewerbe im hieſigen Lande die gefeßlich beflehenden Steuern 
zu entrichten bat. 
Died Zeugniß ift gültig auf Monate, 
Ort, Datum, Firma der Behörde: 
Verfonalbefchreibung und Unterfhrift des Reifenden : 


Sormular B. 

Dem N,, welcher als Handlungstommis in Dienften des zu N. etablirten 
Sandlungshaufes (ober der Fabrik) des Herrn N, flehet, wird hierdurch Behufs 
feiner Gewerbsfegitimation bei den einfhlägigen Behörben des (Großherzogthums 
Heffen, Königreichs Preußen 2c.) befcheiniget, daß das ebengedachte Handlungs» 
baus (die ebengedachte Fabritanftalt) für feinen (ihren) Gewerbebetrieb im hie- 
figen Lande die gefeglich beſtehenden Steuern zu entrichten hat. 

Dies Zeugniß ift gültig auf Monate. 

Ort, Datum, Firma der Behörbe. 
Perfonalbefchreibung und Uuterfchrift des Retfenden : 


Sormular C. 

Dem Herrn N., Fabrikinpaber zu N. (oder. Handelsreifenden in Dienfen 
bes N. zu N.), wird hierdurch auf den Grund bes beigebradten, von der 
(Königl. Bayer. Regierung zu Ansbach 20.) unterm ten 
ausgefertigten Gewerbslegitimationg - Zeugniffes die Befugniß ertheilt, in den 
(Königl. Preußifchen) Landen für das von ihm (feinem obengedachten Prinzipal) 
betriebene Gefhäft, Waarenbeftellungen aufzufuchen und Waarenankäufe zu machen. 

Derfelbe darf jedoch von den Waaren, auf welche er Beflellnng fuchen will, 
nur Proben, aufgelaufte Waaren aber darf er gar nicht mit fih herumführen ; 
legtere muß er vielmehr frachtweife an ihren Beftimmungsort befördern laflen. 

Nicht minder ift ihm verboten, Kommiffionen für andere, als feine eigene 
(feines vorgedachten Prinzipals) Rechnung aufzuſuchen. 

Gegenwärtige Ermächtigung iſt gültig auf die Dauer von Monaten 


alſo bis zum 
Ort, Datum, Firma der Behörde. 


Verſonalbeſchreibung und Unterſchrift des Reiſenden: 


Formular D. 

Dem N. N., welcher mit ſeinen Fabrikaten (Produkten) die Meſſen und 
Jahrmärkte im Königreiche (Großherzogthume ꝛc.) zu beſuchen beabfichtiget, 
wird Behufs ſeiner Legitimation bei den zuſtändigen Behörden andurch bezeugt, 
daß er zu N. wohnhaft ſey, und die ſeinem Gewerbe entſprechenden geſetzlichen 
Steuern und Abgaben zu entrichten habe. 

Gegenwaͤrtiges Zeugniß iſt gültig für den Zeitraum von Monaten. 

N. den ten 18 


Fertigung der ausftellenden Behörde: 
Bolgt das Signalement:: 
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$. 41. Durch Ausſchreiben vom 26. Auguft 1836, Amtsbl. 
N. 33, p. A479, wurden die Polizeibehörden wiederholt angewieſen, 
die haufirenden italienifchen Zinngießer nicht zu dulden, 

$. 42. Regierungsausichreiben vom 30. September 1836, 
Amtsbl, Mi 49, p. 525, die Ausweilung Bayerifcher Korbmacher aus 
MWürtemberg, resp. deren nunmehrige Zulaffung zum Befuche der 
würtembergifden Märkte betr. 

Nach einem Reſcripte des Königl. Staatsminifleriumsd des Innern vom 
20. d. M. find die Königl. würtembergifhen Behörden von dem Königl. wür- 
tembergifchen Staatsminifterio des Innern angemwiefen worden, denjenigen 
bayerifchen Korbmacern, welche mit ihren Waaren blos die würtembergifchen 
Märkte befuhen wollen, und mit den erforderlichen Legitimationsurkunden, fo- 
wie mit einem dieſem Borhaben angemeflenen Waarenvorrathe verfehen find, 
zu dem bemerkten Zwede den Eintritt in die Königl. wärtembergifchen Staa- 
ten unter Verwarnung gegen den Haufirhandel und in der Vorausſetzung zu 
geftatten, daß nunmehr der Beſuch der baverifchen Märkte auch jenen Königl. 
würtembergifchen Untertpanen, welche fich in gleicher Kathegorie mit den zu 
jenen Märkten zugelaffenen bayerifhen Unterthanen befinden, freiftehe. 

Die inländifhen Korbmacer, welche von diefer Befugnig Gebrauch machen 
wollen, find demnach von den betreffenden Landfommiffariaten, an welde fie 
fih deffalls zu wenden haben, mit den in $. 5 der allerhöchſten Verordnung 
vom 27. Juli 1836 (Amtsblatt AE 40) vorgefchriebenen Yegitimationgurfunden 
zu verfehen. 

F. 43. Die Negierungsverfügung vom 28. Juli 1835, Amtsbl. 
A. 36, p. 369, ift, in fo weit es das Subferibentenfammeln von Bud) 
handlungen des Zollvereing betrifft, durch die nachſtehende aufgehoben. 

F. 44. Regierungsverfügung vom 30, September 1836, Amtsbl, 
N. 49, p. 526, dad Sammeln von Subferiptionen und Beftellung 


auf Bücher durch auswärtige Handelsreifende betr. 

Durch die allerhöchfte Berordnung vom 27. Zuli I. 3., den Bollzug dere 
Art. 18 der Zollvereinigungsverträge in Beziehung auf Handlungsreifende ır. 
beir. (Amid- und Intelligenzblatt AF 40), find die Direftiven gegeben, nah 
welchen in Zukunft die ausfchließend nur Mufter führenden oder für inländifce 
Etabliffements Beftelungen fuchenden Handelgreifenden aus den zollverbündeten 
Staaten zu behandeln find. Zufolge einem böchſten Minifterialreferipte vom 
9. 9. M. finden die Beflimmungen der erwähnten Verordnung auch auf das 
Sammeln von Subferiptionen und Beitellungen auf Bücher durch die befagten 
Handelsreifenden volle Anwendung. 

Es ift Daher diefes Subferiptionen»- und Beftelungen-Sammeln unter den 
verordnungsmäßigen Borausfeßungen von den Polizeibehörden nicht ferner zu 
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hindern, wohl aber mit größter Vorſicht zu wachen, daß diefe Art des Verkehrs 
nicht durch Kolportiren der Berlagsartikel in den verbotenen Haufirhan- 
del-ausarte, fondern firenge in jenen Schranken bleibe, welche hiefür durch 
die allerböchfte Berorbnung vom 27. Zuli d. 3. vorgezeichnet find. 

Hiemit ift das im Amts» und Intelligenzblatte von 1835, A 36, ausge» 
ichriebene Berbot, foweit es dergleichen Handelsreifende aus den Zollvereing- 
ſtaaten betrifft, aufgehoben; es verfteht fi übrigend von ſelbſt, daß auf bie 
Zugehändniffe der befagten Berordnung Handelsreifende aus den dem Zollver- 
eine nicht angehörigen Staaten feinen Anfpruch zu maden haben. 

Hienach haben ſich die Königl. Polizeibehörden des Kreifed zu achten. 


F. 45. Regierungsentfchliegung vom 1. Dezember 1837, Amisbl. 
M. 74, p- 599, den Haufirhandel betr, 


In Gemäßpeit eines höchſten Minifterialreferipts vom 11. September d. ., 
welches in Folge einer von vielen Kaufleuten des Kreifes an Seine König- 
liche Majeftät unmittelbar gerichteten Befchwerbevorfiellung über Beeinträdh- 
tigung durch unbefugten Haufirhandel anher ergangen ift, ſieht ſich die unter- 
fertigte Stelle veranlaßt, vorläufig und vorbehaltlich der Verfügungen, welche 
zur Befeitigung der in der erwähnten Borftelung bezeichneten Mipflände nad 
näherer Würdigung der Befchwerbepunfie für angemeflen werden erachtet wer- 
den, fämmtliche Polizeibehörden des Kreifes zum firengen Bollzuge der bezüg— 
li des Haufirhandels beſtehenden gefeßlichen BeRimmungen, namentlich der 
Verordnung vom 10. Juni 1816 und der hierauf gegründeten befondern Re— 
gierungsverfügungen, wiederholt aufzufordern, 


Demnach if 

a) firengfieus darüber zu wachen, daß fein Inländer ohne fpezielle Be- 
willigung des einfhlägigen Königl. Landfommiffariats, und Fein Ausländer, 
ohne hiezu ausnahmsweiſe von unterfertigter Kreisftelle authorifirt zu fepn, ſich 
mit Haufirhandel befafle. 

b) Die Ertheilung von ——— an Inländer iſt von den Kö⸗ 
nigl. Landkommiſſariaten zufolge Art. 4 der Verordnung vom 10. Juni 1816, 
mit Rüdficht auf die Eigenfchaft. des Gewerbes nur in feltenen Zällen zu er- 
theifen, und es follen demnach für Waaren, welche in ver Regel zum Berkauf 
in offenen Läden ausgeſetzt find, uamentlich Ellen und Spegereiivaaren, durch⸗ 
aus feine Haufirbewilligungen ausgeftellt werben, 

Infonderheit ift gegen den Haufirhandel der Juden mit aller Strenge zu 
wachen, 

c) Die unterfertigte Königl, Rreisregierung muß zwar in befonderer Rüd- 
fiht auf die Zollvereinigungsverträge und die Reciprocität mit andern Staaten 
fh vorbehalten, auch fernerhin ausnahmsweife Haufirbewilligungen an Auss 
länder zu ertheilen, wirb jedoch folche Autorifationen gleichfalls auf feltene Fälle 
und für den Handel mit folchen Artikeln beſchränken, welche notorifch im Lande 
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nicht fabrizirt und feilgehalten werden, und deren Verbreitung inſonderheit im 
Intereſſe der Landwirthſchaft und Induſtrie für zweckmäßig erachtet wird. 

d) Gegen unbefugte Haufirer iſt gemäß der Verordnung vom 10. Juni 
1816 unnachſichtlich zu protokolliren und die gerichtliche Beſtrafung zu provo⸗ 
eiren. 

Hinfichtlich der Handelsreifenden aus den zollverbündeten Staaten werden 
bie Polizeibehörben auf die Berorbnung vom 27, Zuli 1836 (Amtsbl. A7 40) 
mit dem Bemerken hingewiefen, daß diefelben, fobald fie den im $. 4 der ge 
dachten Verordnung geforderten Bedingungen genügen, und nur auf Mufter 
ober Proben Beflellungen fuchen, opne Waaren zum Berfaufe -mitzuführen, nicht 
als Haufirer im Sinne der Verordnung vom 10. Zuni 1816 angefehen werden 
können, 

— Zwei Urtheile des Kaffationshofes der Pfalz vom 20. Octo— 
ber 1838, Amtsbl. M, ı vom Sabre 1839, p. 18, und 13. März 
1839, M 27, p. 250, den Haufirhandel betr., find oben im 2, Bud, 
3. Abfchnitt, bereits angeführt. 

F. 46. Entſchließung des Minifteriums des Innern vom 2. Ja- 
nuar 1839, Amtsbl. M 3, p. 31, den Haufirhandel im Gränzbezirke 
betr, 

Minifterium des Innern. 

Durch den $. 91 der Zollorbnung vom 17. Rovember 1837 ift die Er- 
tpeilung von Erlaubnißfcheinen zum Haufiren im Grängbezirfe mit Material- 
und Spezereimaaren, mit Wein, Brandwein und Liqueur aller Art, fowie mit 
Zeugen, die aus Baumwolle, Seide oder Wolle ganz oder in Bermifpung mit 
anderen Stoffen gefertiget find, als unftatthaft erflärt, und der Haufirhandel 
mit anderen, als den eben genannten Gegenftänden im Grängbezirfe, nebft der 
zum Hauſiren allentpalben erforderlichen befonderen Erlaubni an die zum 
Zwecke des Zollſchutzes nöthigen Beſchränkungen gebunden, 

Diefem nach ift die ohnehin nur für feltene Fälle zuläßige Ausnahme von 
bem allgemeinen, im Sntereffe der Gewerbe, der Öffentlichen Sicherheit und des 
Zollweſens beſtehenden Berbote in Anfehung eines beftimmten Gebietes weiteren 
Modifikationen unterworfen, deren genaue Handhabung um fo ficherer erwartet 
werden kann, wenn bei Bewilligung von Haufir » Erlaubnißfcheinen im Allge⸗ 
meinen nach jenen firengen Normen verfahren wird, welche ſolche Ausnahmen 
notpwendig begleiten müſſen. 

Das unterzeichnete Minifterium ertheilt hienach den Königl. Regierungen 
nachſtehende Borfihriften: | 

1. Die Bewilligung von Haufirpatenten fol auf die Fälle beſchränkt wer 
den, wo bie Beſchaffenheit des Gewerbes oder der freien Erwerbsart bie Ber 
werthung der Erzeugniffe auf diefem Wege notpwendig erfordert; 

2. Der bloße Betrieb einer ſolchen Erwerbsart gibt jedoch für ſich allein 
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keinen Anfpruch auf ein Hauſirpatent; vielmehr ift Perfonen, die zu einem an» 
deren Erwerbe die phyfifchen Kräfte befißen, oder die vermöge ihres Leumunds 
deſorgen laſſen, daß fie die ihnen hiedurch dargebotene Gelegenpeit zum unred» 
lihen Erwerbe oder zum Bagiren, Betteln oder zu fonftiger Beläfligung bes 
Yublilums mißbrauchen dürften, die Bewilligung zu verfageu, 

3. Die jedenfalld widerruflihe Bewilligung ift ſowohl in Anfehung der 
Dauer, ald des Difirifted mit Rüdfiht auf ven Gegenftand, auf die Jahreszeit 
und Abfaßgelegenheit möglichft zu beſchränken, und fann nicht über die Grän⸗ 
jen des Regierungsbezirks, und über die Dauer eines Jahres ertheilt werden. 

4. Eine Haufirbewilligung für den Gränzbezirk auf die im $. 91, Abf. 2 
der Zollordnung vom 17. November 1837 bezeichneten Gegenflände ift durchaus 
unftatthaft. 

Ueber Gefuche um Haufirbewilligung im Grängbezirle auf andere Gegen- 
Rände if jederzeit das betreffende Hauptzollamt mit feinen Erinnerungen zu 
vernehmen, welche bei Befcheidung des Gefuches gehörig zu berüdfichtigen find, 

Bon der ertheilten Bewilligung ift jeverzeit das betreffende Hauptzollamt 
in Kenntniß zu feßen. 

5. Jedes Haufirpatent fol nebft dem Signalement des Inhabers den Be» 
jieh, die Zeitdauer und die Motive ber Bewilligung genau bezeichnen. Dem 
Berechtigten if unterfagt, Angehörige oder andere Perfonen zum Haufiren mit 
fh zu nehmen. Jeder Mißbrauch hat die Einziehung der Bewilligung, und 
die Behandlung der Zumwiderhandelnden als Baganten zur Folge. 

Ueber die ertpeilten Haufirbewilligungen und deren Erneuerung find Ber- 
jeihniffe zu führen und epident zu halten, 

Die Königl. Regierungen haben hienach die Diftriftd-Polizeibehörden und 
die Gendarmerie zu inftruiren, und für den genauen Vollzug mit aller Gorg- 
falt zu wachen. 


$. 47. Unterm 12. März; 1839, Amtsbl. M 17, p. 167, wurde 
von Königl. Regierung den Polizeibehörden die Ertheilung von Be— 
wiligungen zum Haufirhandel mit Brandwein unterfagt. 

$. 48. Belanntmahung der Königl. Kreisregierung vom 12. 
Juni 1839, Amtsbl. M, 31, p. 282, daß der Verlauf von Mann- 
heimer- und Kirfchenwaffer in München nur nad) Beibringung eines 
amtlichen Urfprungszeugniffes von der Königl. Polizeibehörde geftattet 
werde, 

$. 49. Unterm 22. Mai 1840, Amtsbl. M 32, p. 202, wurde 
von Königl. Regierung die Ausftellung von Haufirpatenten zum Haus 
frhandel mit Streichfeuerzeugen unterfagt. 

$. 50 a. Entfchliegung der Kreisregierung vom A. Februar 
1842, Amtsbl, Mi 13, p. 127, den Haufirhandel betr. 
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Es iſt der unterfertigten Stelle zur Kenntniß gekommen, daß Gewerbtrei⸗ 
bende, welchen eine perſönliche Hauſirkonceſfion ertheilt worden iſt, ſich für be— 
fugt halten, durch dritte, nicht berechtigte Perſonen auf ihre Rechnung hauſiren 
zu laſſen. 

Da die Befugniß zur Ausübung des Haufirhandels nach der Verordnung 
vom 10. Juni 1816 und den Borfchriften der höchſten Minifterialverfügung vom 
2. Zanuar 1839 (Amts-Intellgzbl. 1839, AE 3) durch eine perfönliche Koncef- 
fion bedingt ift, deren Ertheilung nicht nur von der Beichaffenpeit des Gewer- 
bes, fondern auch von den individuellen Berhältniffen und Eigenfchaften bes 
betreffenden Gewerbtreibenden abhängt; — da ferner die erwähnte Minifterial« 
verfügung dem Haufirberechtigten die Berwendung anderer Perfonen zur Aus— 
übung des Haufirhandels ausprüdlich unterfagt, fo ſieht man fich veranlaßt, 
auf die Unftatthaftigkeit einer folden Ausbehnung der ertheilten perfönlichen 
Haufirbewilligungen mit dem Bemerken aufmerkfam zu machen, baß jene Hau- 
firberehtigten, welche fich derartige Zumiderhandlungen erlauben, zu gemwärtigen 
haben, daß ihre Haufirkonceffionen eingezogen oder für die Zufunft nicht wieder 
erneuert werden. 


$. 50 b. Eine Verfügung der Königl. Polizeidirektion und bes 
Magiftrats Münden vom 29. Juli 1842, den Berfauf auf der 
Münchener Dult (Meffe) betr., fiehe Amtsbl. Mu. 75, p. 616. 


Zum zwölften Eapitel. 
Maaß und Gewicht. 
4. Band, p. 115. 


$. 51. Verfügung der Kreisregierung vom 8. Auguft 1834, 
Amtebl. M 43, p- 455, die Polizei von Maaß und Gewicht, in 
specie die Fruchtmeſſer betr. 

Bereits in der Entſchließung vom 17. Suni 1828, 46 12957 A., bat man 
die Königl. Landltommiffariate darauf aufmerffam gemacht, daß beeidigte Frucht- 
meſſer fih Streichhölzer bedienen, welche auf der Seite, mit welcher abgeftrichen 
wird, keine gerabe Linie bilden, fonbern auf einer Seite aufwärts gehobelt find, 
und zum Theile auch auf der entgegengefeßten Seite (fheinbar zum Anfaflen) 
ein Loch haben, wodurd fie im Stande find, das Viernzel fo abzuftreihen, daß 
man allerdings den blanten Steg fieht, daß aber dem ohngeachtet auf beiden 
Seiten die Frucht fißen bleibt, auf der einen Seite durch die ungleihe Abho— 
belung bes Streihbrettes, auf der anderen Seite, indem dba bie abzuftreichende 
Frucht durch das Loch des Streichbreites durchfällt und auf dem Biernzel Liegen 
bieibt. Neuerdings wurde nun auch die Anzeige gemacht, daß ‚mehrere Frucht⸗ 
mefler zum Abftreichen der Früchte ſich Streichhölzer bevienen, welde kaum 6 
Gentimeier Höhe haben, fo daß die abzuftreichende Frucht über. diefe ſchmalen 
Streichhölzer wieder größtentheilg in das Maaß zurüdfällt. Weberdies werde 
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ud wahrgenommen, daß ſolche unredlichen Fruchtmeſſer die Streichen nicht wie 
es fih gehört, fenkrecht, fondern in fchlefer Richtung beim Meflen anwenden, 
und dadurch nicht nur das Zurüdfallen der abzufreihenden Früchte in das 
Naaß bewirken, fondern auch die abzuftreichenden Früchte in daß Maaß ein» 
drücken. 

Um dieſen ſträflichen Mißbräuchen zu ſteuern, beauftragt man die Königl. 
dandkommiſſariate, die Fruchtmeſſer anzuweiſen, daß fie ſich beim Meſſen ber 
frühte nur ſolcher Streichbretter bedienen, welche 12 Gentimeter breit, auf bei- 
ven Seiten in gerader Finie abgehobelt und durchaus mit feinem Loche verfehen 
find, und daß fie beim Abftreichen diefelben nicht im fchiefer Richtung, fondern 
in fentrechter Richtung auffeßen, und in berfelben Richtung über das Maaf 
herſtreichen. 

Die Königl. Polizeikommiſſäre und die Königl. Gendarmerie werden hie— 
mit angewieſen, den Vollzug dieſer Vorſchriften ſorgfältig zu überwachen, gegen 
die Zuwiderhandelnden Protokolle aufzuſetzen, dieſe den Gerichten zur Beftraf- 
ung zu übergeben, und die Rontravenienten den Königl. Landkommiffariaten 
anzuzeigen, damit von biefen bie Abfeßung derfeiben veranlaft wird. 


$. 52. Berfügung der Kreisregierung vom 12. Detober 1834, 
Amtöbl. Mi 56, p. 571, Polizei von Maaß und Gewicht, in specie 
das Meſſen der Früchte betr. 

Ueber den Bollzug der biesfeitigen Verfügung vom 8. Auguft I. 3. (Amto⸗ 
hatt 48 43, ©. 458) haben ſich Anftände erhoben. Die Fruchtläufer befchtweren 
ih nämlich darüber, daß, wenn nach diefen Vorſchriften auch die leichten Früchte 
— Spelz und Haber — abgeftrihen würden, die Frudht aus dem Maaße 
herausgeftrichen werde, 

Dies ift allerdings der Fall, wenn mit bem in ſenkrechter Richtung gehal⸗ 
tenen Streichholz wagrecht über das Maaß hergeftrichen wird, ohne das Streich- 
holz felbft, feiner Länge nach abmechfelnd links und rechts zu bewegen; — 
diefes ift aber in der angeführten biesfeitigen Verfügung keineswegs unterfagt, 
und ift daher von ben Polizeibehörden nicht zu hindern, dagegen um fo nadı« 
brüdliher auf dem Bollzug der Verordnung vom 8. Auguft L. 3. ihrem gan« 
jen Inhalte nad) zu beflefen. 

$. 53. Regierungsverorbnung vom 13, Dezember 1834, Amisbl. 
NM 64, p- 633, die Polizei von Maaß und Gewicht betr. 

Nach Anficht mehrerer amtlicher Berichte, in welden angezeigt wird, daß 
häufig Gewerbs- und Handelsleute beim Berkaufe von Waaren gleicharmige 
oder Schalenwaagen, welche für einen unverhältnigmäßig ſtarken Drud un- 
empfindlich find, verwenden nnd dadurch die Käufer bedeutend übervortpeilen 
können ; 

Nach Anfiht des Regierungsbefchluffes vom 12. Messidor VII. Art. 26, 
und des Regierungsbefchluffes vom 5. Brumaire IX. Art. 21, in welchen es ben 
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Polizeibehörden zur Pflicht gemacht iſt, die Waagen (Balances), die Gewichte 
und die Maaße der Fabrikanten und Handelsleute zu unterſuchen, und bieje- 
nigen mit Befchlag zu belegen, welche nicht richtig (exacts) und nicht verificirt 
oder geftempelt find; 

In Erwägung, daß unter dem allgemeinen Ausdrucke Waagen (Balances) 
ſowohl die Schnellmagen (Balances romaines), als auch die gleiharmigen oder 
Schalenwaagen begriffen find, daß alfo, nah ben berührten Regierungsbe- 
ſchlüſſen, diefe Teßteren ebenſowohl der Berififation unterworfen find, als die 
Schnellwaagen; 

In Erwägung, daß es dringend iſt, den Mißbräuchen, welche mit den 
Schalenwaagen getrieben werden können, ein Ziel zu ſetzen und das Publikum 
gegen Uebervortheilung zu ſichern, 

Hat die unterfertigte Stelle beſchloſſen, was folgt: 


Art. 1. Alle Handels- und Gewerboleute, welche ſich in ihrem Geſchäfte 
der gleicharmigen oder Schalenwaagen bedienen, find gehalten, diefe ebenfo- 
wohl, wie die Schnellwaagen, jedes Jahr verificiren und flempeln zu laſſen. 

Art. 2. Die Schalenwaagen werden, nah dem Zwed, zu welchem fie 
dienen, in drei Klaſſen getheilt. 

Sn die I. Klaffe gehören diejenigen, welde zu koſtbaren Waaren und 
Stoffen gebraucht werben, von benen das Kilogramm für 5 fl. und darüber 
verkauft wird, 3. B. die Waaren für Gold, Silber, feine Gewürze, Seidewaa- 
ren und dergleichen. 

In die II. Klaffe find diejenigen Waagen zu zählen, weldhe zum Auswie- 
gen von Waaren beftimmt find, bie für 25 fr. bis zu 5 fl. Kilogramm verkauft 
werben, 3. B. die gewöhnlichen Kaufmannd- und Krämerwaagen ıc. 

In die II. Klaffe gehören diejenigen, welche zum Auswiegen von Gegen» 
fländen von noch geringerem Werthe beftimmt find, 3. B. bie Salze, Fleiſch⸗, 
Mehl⸗, Butterwaagen ıc. 

Art. 3. Alle diefe Waagen müflen, um ben Verifikalionsſtempel erhalten 
zu können, folgende Eigenfchaften befigen. 

a) Die Waagen ber I. Klaffe müffen, wenn man fie mit dem größten 
Gewichte belaftet, welches auf ihnen ausgewogen werden Tann, für einen Zu«- 
fat empfindlich feyn, welcher dem tauſendſten Theile des auf jeder Schale 
liegenden Gewichtes gleihlommt; 3. B. bei einer Belaflung von 5 Kilogram- 
men auf jeder Schale, muß die Waage einen Zufaß von 5 Grammen beutlich 
empfinden ober ziehen. 

b) Die Waagen der II. Klaffe müflen bei ihrer größten Belaflung den 
fünfpundertfien Theil, und 

c) die Waagen der IIL Klaffe den zweihundertſten Tpeil iprer Belaftung 
deutlich empfinden. 

Die Zufäge, welche bie drei Klaffen von Waagen empfinden müffen, 
find daher: 
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Bei einer Bei den Waagen der 
größten 
Belaflung von I. Klaſſe. | II. Klaſſe. | 111. Klaffe. 


1 Rilogr. 1 Gramm 2 Bramm 5 Gramm 
5 5 10 
10 10 20 50 
50 „ 50 100 250 
100  ,„ 100 200 500 " 
1 Pf. (a Kil) 1/, Duentchen 1, Quentdhen 1, Duentdhen 
2 17, " 1 „ 
1%, Loth 
I u 
1; Pfund 





Art. 4. Eine jede Schalenwaage muß, ſowohl Teer, ald auch mit voll« 
fommen gleichen Gewichten belaftet, im Gleichgewicht feyn. Wenn man daher 
beide Schalen einer Waage mit dem größten Gewichte belaftet und volllommen 
ins Gleichgewicht gebracht hat, fo muß auch noch Gleichgewicht flattfinden, 
wenn man fämmtliche, auf beiden Schalen liegende Gewichte, d. h. Gewicht 
und Waare, miteinander verwechfelt. 

Wenigſtens muß dieſes Gleichgewicht durch den im vorigen Artifel für eine 
jede Klaffe von Waagen angegebenen Zufaß hergeftelt werden können. 

Art. 5. Die Berifitatoren dürfen keine Schalenwaage verifiziren, an deren 
einem Arm oder Schale irgend ein fremdartiger Körper angehängt if, — fie find 
verpflichtet, alle diejenigen im Gebrauche befindlihen Schalenwaagen als falfıh 
in Befchlag nehmen zu laffen, die zwar leer mit den oben beſtimmten Zufäßen 
ins Gleichgewicht gefebt werben können, aber uicht im Gleichgewichte ſich er⸗ 
halten, wann fie mit gleichen Gewichten beladen find, und bei Berwechfelung 
der gleichen Gewichte nit im Gleichgewichte bleiben. 

Art. 6. Die Schnell- oder römischen Waagen fönnen nur zum Berkauf 
ins Große dienen, fie müffen bis auf 1/;., den Drud empfinden, der auf fie ge- 
macht wird, und ſtark genug feyn, um die Laft zu tragen, welche darauf ange» 
zeigt iſt. 

Art. 7. Für die Berififation der Schalenwaagen find diefelben Gebühren 
zu erlegen, welche in der diesfeitigen Verordnung vom 3. Juli 1822 (Intgzbl. 
A 110), für die Schnellwagen feftgefeht find, 

Art. 8. Die Königl. Landkommiſſariate find mit dem Vollzuge des gegenwärti- 
gen Befchluffes beauftragt. Die Lokalpolizeibehörden, insbefondere die Polizeilom⸗ 
miffäre und — gerichtliche Hülfsbeamten überhaupt, werben biemit eis 
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auf ihre Pflicht aufmerkfam gemacht, an allen öffentlihen Orten, wo Waaren 
zum Berkauf ausgefeßt werden, öftere unvorhergeſehene Unterfuchungen zu 
machen, gegen diejenigen, welche nicht mit gehörig verifizirten oder unrichtigen 
Baagen, Gewichten und Maaßen verfehen find, Berbalprogeffe aufzufeßen, 
folte Waagen, Maaße und. Gewichte mit Befchlag zu belegen, die Kontra- 
venienten den Gerichten anzuzeigen, und auf deren Beftrafung nah Maafgabe 
der Art. 423, 424, 479 A6 5 und 7, 480, 481 und 482 bes Strafgeſetzbuches 
anzutragen; ſowie fie auch nad $. 31 der infirultiven Berorbnung vom 16, 
Februar 1827 (Intellgzbl. AR 9), verpflictet find, den Aufforderungen der 
Auffichtsfommiffäre für Maaf und Gewicht, und der Berifitatoren, welche zu 
demfelben Zwede Unterfuchungen vorzunehmen haben, Folge zu leiſten, und 
entdeckte Zuwiderhandlungen durch Berbalprogefle zu konftatiren. 


$. 54. Nachtrag zur vorhergehenden Verordnung vom 3. Zäns 
ner 1835, Amtsbl, M 2, p- 10. 


Auf eine Hieher gelangte Anfrage wirb der Art, 7 des rubrizirten Berord- 
nung dahin erläutert, daß von einer Schaalenwange, auf welcher mehr als 
50 Kilogrammen ausgewogen werben können 9 kr., 

von einer folden, auf welcher ein halber Myriagramm (10 Pfund) bis zu 
50 Kilogrammen ausgewogen werben können 5 fr., 

von einer Schaalenwaage, auf welcher ein halber Kilogramm (1 Pfund) 
bis zu einem halben Myriagramm (10 Pfund) ausgewogen werden kann 2 k. 

und von allen Heineren Schaalenwaagen nur 1 fr, 
an Berififationsgebühren erhoben werden darf. 


Bei diefem Anlafle wird zugleich verordnet, daß bei Schaalenwaagen ber 
Berifitationsfempel weder an den Schaalen, noch an den Waagbalfen, noch an 
der Zunge, fondern oben an dem Eifen, in weldem der Baagebalten ſchwebend 
hängt, und in welchem die Zunge fpielt, angebracht werben darf, 


$. 55. Verfügung der Königl. Kreisregierung vom 5. Mai 
1835, Amtsbl. M 21, p. 2al, die Polizei von Maaf und Gewidt, 
in specie die Verordnungen vom 13. Dezember 1834 und 3. Januar 
1835 betr. 


Nach Anficht mehrerer von Seite der Berififatoren von Maaß und Gewidt 
vorgebrachten Reklamationen gegen bie durch Verordnung vom 3. Jänner I. J. 
(Amts » und Intelligenzblatt 1835, A 2) firirten Berifilationsgebüpren der 
Schaalenwaagen ; 

Nah Anficht der, dem Regierungsbefchluffe vom 29, Prairial IX. und ber 
Berorbuung vom 3. Juli 1822 (Intelligengblatt 1822, AsF 110) beigefügten 
Tarife und in Berüdfichtigung des mit der Berifilation der Schaalenwangen 
verbundenen Mühe- und Zeitaufwandes, findet man ſich veranlaßt, befagte 
Berorbnung dahin zu mobifizizen, daß 
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für eine Schaalenwaage, auf welcher mehr als 100 Kilogramme gewogen 
werden fönnen 35 fr. 
für eine Waage von 50 — 100 Kilogramme 17 fr. 


"” [7 " [7 10 — 50 " 7 fr. 
” e⸗ "” 1 — 10 " 3 kr. 
„alle kleineren Waagen 2 fr. 


an Berififationsgebühren erhoben werden follen. 
Im Uebrigen bleiven beide allegirten Berorbnungen ihrem ganzen Inhalte 
nah in Kraft. 


F. 56. Berfügung der Kreisregierung vom 4. Juni 1835, 
Amtsbl. Mi. 25, p. 278, die Berifitationsgebühren für Berififation 
der Dezimal- oder fogenannten Brüdenwaagen betr. 

Zur Befeitigung der Anftände, welche ſich über die Erhebung der Berifi- 
fationsgebühren der Brüden- oder Dezimalwaagen erhoben haben, wird hiemit 
verordnet, daß für die Berifitation der Brüdenwaagen diefelben Gebühren zu 
erheben find, wie fie in der Verordnung vom 5. Mai I. 3. (Amtsbl. As 21) 
für die Berifitation der Schaalenwaagen feftgefeßt find; für die zu den 
Brüdenwaagen gehörenden Gewichte aber die in der Berorbnung vom 3. Zuli 
1822 (Intelligenzbl. AS 110) feſtgeſetzten Gebüpren. 


F. 57. Regierungsverorduung vom 5. Detober 1836, Amisbl. 
M. 51, p- 536, die Berifitation der Glasmaaße betr. 


Nah gemachten Anzeigen werben bei dem Detailverfaufe des Weines, 
Biers und Brandweins fehr häufig gläferne Gefäße verwendet, welche zwar 
bag Aichzeihen tragen, aber den entfprechenden Inhalt nicht faffen, oder an 
welhen das Aichzeichen zu nahe am Rande angebracht if. Um das Publikum 
gegen die dadurch erwachfenden Uebervortheilungen zu fihern, wird befchloffen 
was folgt: . 

Art. 1. Die Königl. Fokalpolizeibehörden haben jeden Monat wenigftens 
einmal, und zwar undvermuthet, in den Wein-, Bier- und Brandweinfchenten 
die im Gebraude befindlichen gläfernen Gefäße mittelft der verifizirten zinner- 
nen oder blechernen Litermaaße der Wirthe zu unterſuchen; diejenigen, welche 
um Liter zu Hein befunden werden, in Beſchlag zu nehmen, über den Be— 
fund ein Protokoll aufzufeßen, und dieſes den Gerichten zur Beflrafung ber 
Kontravenienten, nah Maafgabe der Art, 423 und 479 5 des Strafgefeß- 
buches einzureichen. 

Art. 2. Nah Ablauf von fechs Monaten dürfen in allen Wein-, DBier- 
und Brandweinfchenten eine gläferne Gefäße mehr verwendet werben, an wel⸗ 
hen das Aichzeichen nicht wenigfteng in den hier nachbemerkten Abfländen von 
dem Rande enifernt if. 

Bei Flaſchen muß das Aichzeichen wenigflens 3 Centimeter ; 

9 * 
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bei Schoppen- und Halbfchoppengläfern wenigfiens Centimeter, 
von dem Rande der Mündung entfernt fliehen. 

Art. 3. Nah Ablauf der fehs Monate haben die Königl. Lokalpolizeibe- 
börden bei ihren vorfchriftmäßigen Unterfuchungen der Schenken, alle nicht in 
diefer Art geaichten Gefäße in Befchlag zu nehmen, die Kontraventionen durch 
Protokolle zu konftatiren, und die Kontravenienten den Gerichten zur Beftrafe 
ung nad Maaßgabe des Art, 479 AS 6 anzuzeigen. 


Art. 4. Unter den obigen Vorfchriften ift der Verkauf feiner Bouteillen⸗ 
Weine, welche vom Ausland bezogen werden, nicht begriffen, 


$. 58. Berfügung der Kreisregierung vom 21. Januar 1837, 
Amtsbl. Mr 9, p- 65, die Berififation der Glasmaaße betr. 


Die Verfügung ber unterzeichneten Stelle vom 5. October v. J., Amtsbl. 
As 51, hat zu Anftänden Anlaß gegeben, welche Iediglih auf einer unrichtigen 
Auffaffung der beflehenden Berorbnungen über Maaf und Gewicht beruhen. 
Man findet fi daher bewogen, diefe Anftände, wie folgt, zu berichtigen. 

Die Verfügung vom 3. Juli 1822, Intellgzbl, AE 110, fagt: „die gläfer- 
„men Gefäße, deren fih die Wirthe zum Ausfchenten des Weines und Biers an 
„ihre Gäfte bedienen, müffen mit dem Zeichen ber Aihe, nach dem gefeh- 
„lichen Maaße, verfehen ſeyn.“ 

Dem zufolge wurden bie Glasgefäße bisſsher mit folgenden Zeichen verſehen 


| I oder Ya 


Die obigen Worte: nah dem gefegliden Maaße, konnten bisher Niemand 
in Zweifel Iaffen, daß der obere horizontale Strich dieſes Zeichens diejenige 
Stelle bezelchne, bis zu welcher der durch das Zeichen angedeutete Inhalt 
cı Liter, 1, Liter) gebt. Jedes Glasgefäß, deffen fih ein Wirth oder ein an- 
derer Gewerbsmann bei Ausfchenfung von Flüffigkeiten in feinem Gefchäfte be» 
dient, ift im Sinne des Art. 479, 185 des Strafgefeßbuches ein falfches Maaß, 
wenn ed nicht bis an den horizontalen Strich des obenerwähnten Zeichens den 
dadurch angedeuteten Inhalt faßt. Jedes von Gewerbsleuten in ihren Geſchäf— 
ten in Anwendung gebrachte Glasgefäß, welches nicht mit dem befagten Zeichen 
verfehen ift, ift in dem Sinne des Art. 479, 6 6, ein verbotenes Gefäß, und 
diejenigen, welde fi folder Gefäße bedienen, werben nach den vorſtehend al« 
legirten gefeßlihen Befimmungen von den Gerichten zur Strafe gezogen. Wenn 
von einem oder dem anderen Polizeigerichte Glasgefäße, welche zwar bis an 
ihren oberen Rand, aber nicht bis an den berührten horizontalen Strich des 
Aichzeichens, den durch dasfelbe angegebenen Inhalt faſſen, oder folche, welche 
zwar 1 Liter oder Liter faffen, jedoch nicht mit dem vorgefchriebenen Aich⸗ 
zeichen verfehen find, für nicht verorbnungswidrig, und bie Kontravenienten 
demgemäß für nicht firaffällig erfannt werden follten, fo ift es Pflicht der Lo⸗ 
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kafpolizeibehörden, gegen folche Urtheile den Inſtanzenzug an bie höheren ge- 
rihtlihen Behörden einzuleiten. 

Der Einwand, daß die Berorbnungen ber Königl. Kreisregierung über 
Naaß und Gewicht feine Gefege feyen, und demnach die Kontravenienten gegen 
diefelben nicht zur Strafe gezogen werden fönnten, ift ganz unftatthaft. Das 
Geſetz vom 19—22. Zuli 1791, und der Art.3 des Titels 11 des Gefebes vom 
16—24. Auguft 1790, AS 4, geben der Berwaltung die Befugnif, Reglements 
über Maaß und Gewicht zu erlaflen, und der Art. 5 des zuleßt erwähnten Ge- 
ſetzes weist die gerichtlichen Behörden an, gegen die Zumiderhandlungen folder 
Reglements die vorgefchriebenen Polizeiftrafen anzuwenden, 

Der von einigen Berififatoren geftellte Antrag, die Glasgefäße außer dem 
oben erwähnten Aichzeichen noch mit einem Verififationsftempel zu verfehen, 
und den Berififatoren dafür eine befondere Gebühr anzuweifen, würde zwecklos 
ſeyn und den Gewerbetreibenden nur unnöthige Koflen verurfachen. 

Wenn die Polizeibehörden, nach Borfchrift des Art. 3 der Regierungsver⸗ 
fügung vom 5. October v. 3., die Schenfen gehörig unterfuchen, alle nicht oder 
nit gehörig geaichten, im Gebrauche befindlihen Gefäße mit Befchlag belegen, 
und die Kontravenienten den Gerichten zur Beſtrafung anzeigen, fo if das 
Yublitum ohne weitere Beläftigung der rechtlichen Gewerbsleute gegen Weber- 
vortheilung hinlänglich gefidert. 


Da übrigens Glasgefäße, welche mit Propfen verfehen werden, die auf 
einige Centimeter in diefelben hineinreichen, und auch ſolche, die nicht mit 
Pfropfen verfehen werden, nicht wohl bis an ihren oberen Rand angefüllt wer- 
den können, fo war die Beflimmung des Art. 2 der Berfügung vom 5. October 
v. J., durch welche die Entfernung des Aichzeichens von dem oberen Rande ber 
Mündung der Glasgefäße vorgefchrieben ift, zur Befeitigung der llebervor- 
teilung der Konfumenten durchaus nöthig, und biejenigen Gemwerbtreibenden, 
welche fi) Glasgefäße anfıhafften, bie das Aichzeihen nicht in der bier beflimm- 
ten Entfernung hatten, mußten der Natur der Sache nach fhon im Boraus 
einfehen, daß ſolche Gefäße der erwähnten Berfügung vom 3. Juli 1822 nicht 
konform find; fie können fih daher nicht befhweren, wenn fie, vermöge bes 
eben allegirten Art. 2 der Verfügung vom 5. October v. J., biefelben durch 
andere vorfchriftsmäßige erfeßen müſſen. 

In Berüdfichtigung jedoch, daß die Anfchaffung der Glasmaaße, welche ge- 
nau nach dem Art. 3 der Berfügung vom 5. Dctober v. J. geaicht find, man» 
chem Gewerbetreibenden, der noch nicht volftändig mit folhen vorfchriftsmäßig 
geatchten Glaswaaren verfehen war, momentan einen bedeutenden Koftenauf- 
wand verurfachen würde, fo wird der im Art. 3 der allegirten Berfügung feſt⸗ 
gefeßte Termin um weitere 6 Monate, alfo bis zum 1. October 1837 verlängert. 


$. 59. Regierungsverfügung vom 11. März 1837, Amtsbl. M. 
17, p. 120, die Berififation der Schalenwaagen betr. 
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In Erwägung, daß der nad ber Verfügung vom 3. Januar 1835 (Amisbl. 
A 2) auf der eifernen Scheere der Schalenwaagen anzubringende Berififa- 
tionsftempel durch Roſt und Schmuß leicht unfenntlih gemacht wird, fo fieht 
fih die unterzeichnete Stelle weiter zu verfügen veranlaßt, daß alle Gewerb- 
treibenden, welche in ihrem Gefchäfte Gebrauh von Schalenwaagen machen, 
auf der eifernen Scheere derfelben ein Stückchen Zinn haben auflöthen zu Taf 
fen, damit hierauf der Berifitationsftempel aufgebrücdt werden könne. 

Diefer Auflage haben diefelben bei Bermeibung einer einfachen Polizei- 
firafe zu genügen. 

$. 60. Die Regierungsentfchliefung vom 13. Januar 1838, 
Amtsbl. Mu 6, p- 33, findet in den gegenwärtigen veränderten Ver— 
bältniffen Feine Anwendung mehr. 

$. 61. Regierungsverfügung vom 17. Februar 1838, Amtsbl. 
N. 15, p- 96, die Liquidation der Renten der Gemeinden und Stif- 
tungen, in specie die Angabe der Quotitäten im metrifhen Maaße 
betr., ſiehe 6. Buch unter Katafter. 

— Ein Kaffationsurtheil vom 10. Januar 1839, nicht metrifche 
Maaße und Gewichte und die nicht geftempelten metrifchen betr., 
- Amtsbl, M 26, p- 241. 

F. 62. Regierungsentfhließung vom 6. Januar 1841, Amtsbl. 
Mu 3, p. 25, die Handhabung der Polizei von Maaß und Gewicht 
betr. 

Es wurde von unterfertigter Stelle die Wahrnehmung gemacht, daß noch 
nicht allentpalben die Gefege und Verordnungen, welche die Einführung und 
Handhabung des metrifhen Maafes und Gewichtes betreffen, in jener Weiſe 
in Birkfamteit gefeßt find, wie es die Wichtigkeit des Gegenfiandes erheifcht. 
Sämmtlihe mit deren Bollzug beauftragte Behörden werden deßhalb zur 
genaueften Beobachtung ber deßfallſigen Beftimmungen hiemit wiederholt an» 
gewiefen. 

Sn vielen Gemeinden follen namentlich die Maafe und Gewichte, welche 
den Gemeinden gehören, nicht mit der gehörigen Sorgfalt aufbewahrt werben. 
Da bievon deren Erhaltung im normalen Zuflande vorzüglich abhängt, fo wer: 
den die Gemeindevorflände hiemit beauftragt, bei eigener Berantwortlichkeit, 
diefe Gegenflände forgfältig zu verwahren; zugleih werben biefelben, unter 
Hindeutung auf das gedrudte Ausfcpreiben vom 2. October 1823 aufgefordert, 
diefe Maafe und Gewichte von Zeit zu Zeit den Schullehrern zuzuftellen, damit 
folche die Jugend darin vorfhriftsmäßig unterrichten. 

Um den nachtpeiligen Folgen vorzubeugen, welche durch das Eindörren, 
Berziepen oder Ausdehnen der hölzernen Züllmaaße für den Berfehr hervorge— 
zufen werden, flieht fich die unterfertigfe Stelle veranlaßt, zu beflimmen, Daß 
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in jenen Gemeinden, wo Sruchtmärkte beſtehen, fowie in den Kantonshaupt- 
orten und andern größern Gemeinden Ein Viertels⸗Hektoliter Maaß von Eifen 
angefchafft werde. Die Königl. Landkommiſſariate haben deßhalb für die An- 
fhaffung diefes Maaßes in bergleihen Gemeinden alebaldige Sorge zu tragen. 

Auf gleiche Beife find auch die Holzfhaalen an den Salgwaagen bem 
Einfaugen des Salzwaflers und mithin der Veränderung zum Nachtheile der 
Käufer fehr Leicht unterworfen ; es wird deßhalb angeordnet, daß in Zukunft 
nur noch Schaalen von verzinntem Bleche oder Porzellan oder gutem Stein. 
gut zu dergleichen Baagen gebraucht werben. 

Jeder, welcher fih daher mit dem Salzverkaufe befchäftigt, muß binnen 
3 Monaten von heute an, mit einer folhen Waage verfehen feyn. Die Lokal—⸗ 
polizeibehörden haben den Bollgug zu überwachen. Salzwaagen, welde nicht 
in biefer Weife gefertigt find, dürfen nicht mehr zur Berifitation zugelaffen 
werben. 

Ebenso wird hlemit beftimmt, daß die Gewichte und Waagen, deren fi 
die Poftpalter, fowie bie Unternehmer von Privatwagen oder Diligencen zum 
Abwägen der zu befördernden Pakete und Effekten bedienen, von nun an fähr- 
ih der Berififation unterworfen werben. 


F. 63. Durch eine Regierungsverfügung vom 8. Januar 1841, 
Amtsbl. Ma 3, p. 27, wurden die Nentämter angewiefen, bie fonfis- 
zitten Maaße und Gewichte vor der Verfteigerung unbrauchbar zu 
machen, 


$. 64. Regierungsentfchließung vom 20. April 1841, Amtsbl. 
M. 32, p. 242, die nn ber Polizei über Maaß und Ge- 
wicht betr. 


Es ift der unterfertigten Stelle — worden, daß die Apotheker, auf 
$. 9 der Regierungsverfügung vom 16. Februar 1827 (Intelligenzbl. S. 207) 
fih füßend, bisher unterlaffen haben, jene Gewichte der Berififation zu unter- 
ftelfen, deren fie fih bei Abwägung von angelauften offizinellen Pflanzen, Mas 
terialien und anderen Ropftoffen in ihren Magazinen bedienen. 


Da jedoch nah Ziff. 6 der Berordnung vom 7. Januar 1820 (Intelligzbl. 
©. 20) alle jene, welche vermöge ihres Gewerbes der Maaße und Gewichte 
fih bedienen, alljährlich diefelben unterfuchen und mittelſt eines Stempels veri- 
fijiren zu laſſen haben, durch $. 9 der oben erwähnten Verordnung aber nur 
bezüglich der Apotpefergewichte, d. h. jener, welche für den Verkauf chemifcher 
Präparate und Medikamente in den Apotheken felbft gebraucht werben, — eine 
Ausnahme gemacht ift, fo haben die Berifitatoren für Maaß und Gewicht die 
Apotheker ihres Bezirkes aufzufordern, jene Gewichte aljäprlich verifiziren zu 
laſſen, welche fie beim Abwägen von angefauften Rohſtoffen und dergleichen in 
ipren Magazinen gebraugen und gegen biefelben in allen Unterlaffungs- oder 
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Kontraventionsfällen die Einfchreitung der Polizeibepörden 7 Errichtung 
von Protokollen zu provoziren. 


$. 65. Berfügung der Sreisregierung vom 26. Augufl 1842, 
Amtsbl. M 57, p- 474, die Einführung einer Normal-Brandwein- 
waage betr. 

Seine Majefät der König haben allerhächft zu befchließen geruht: 


1. Daß der Altopolmeffer von Tralles in Verbindung mit ber 
von der Königl. Akademie der Biffenfchaften konftituirten Tafel. allgemein als 
Normal-Brandpmweinmwaage eingeführt werbe, 


2. Daß diefe Inftrumente vor dem Gebrauche ber Prüfung der Königl. 
Akademie der Wiffenfchaften unterworfen und mit dem Stempel derfelben ver- 
fehen werden follen; 


3. Daß der Steinheilifhe Gehaltmeffer zum gleichzeitigen Ge 
brauche im Verkehre nad Anleitung der Königl, Akademie der Wifjenfchaften 
empfohlen werde. 

Indem man gemäß höchſtem Mintfterialauftrage vom 16, d. M. dieſe aller: 
höchſte Anordnung zur Öffentlichen Kenntniß bringt, beauftragt man die Polizei» 
behörben, bie Verfertiger jener Inflrumente wegen der bei der Königl. Akademie 
der Wiffenfchaften vor deren Abfag zu bewerffielligenden Prüfung! und Stem- 
pelung zur genaueften Beobachtung anzumeifen und ‚darüber zu wachen, daß 
gehörig geflempelte Brandweinwangen und nur folde im Verkehre gebraudt 
werben. 

Da der gleichzeitige Gebrauch des Steinpeilifchen Gehaltmeffers, für deſſen 
Ausführung dem Erfinder am 3, Februar 1841 ein Privilegium auf drei Jahre 
verliehen worden ift (Regierungsblatt 1841, p. 229) nicht geboten, fondern zur 
Kontrollirung des Gehaltes und der Aechtheit der Flüſſigkeit lediglich empfohlen 
werden foll, fo bleibt ed denjenigen, welde fih in den Beſitz diefer optifchen 
Gehaltsprobe feßen wollen, überlaffen, fi) an den Inhaber des Privilegiums 
ober an diejenigen zu wenden, welchen berfelbe entweder die Verfertigung oder 
den Abſatz diefes Infiruments, oder beides zugleich übertragen hat. 


F. 66. Ausfchreiben der Kreisregierung vom 28, October 184%, 
Amtsbl. M 69, p. 549, die Einführung eines gleichen: Fudermaaßes 
in den weinbauenden Gemeinden der Pfalz betr. 

Auf den Antrag vieler Gemeindevorftände und das übereinftimmende But- 
achten fämmtlicher Diſtriktspolizeibehörden, hat dte unterfertigte Stelle beſchloſ⸗ 
fen, daß, zur Befeitigung von mancherlei Mißſtänden, welche durch die Ber- 
ſchiedenheit der Fudermaaße in den einzelnen Gemeinden des Regierungabezirked 
entſtehen und nachtheilig auf den Abſatz der in der Pfalz produzirten Weine 
einwirken, fürderhin allerwärts bei Käufen und Verkäufen, bei Meffen und Ab» 
füllen des Weines und fonftiger Getränfe und Flüſſigkeiten die in größern 
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Quantitäten abgegeben werden, flatt ber bisfer üblich gewefenen verſchiedenen 
Fudermaaße, ein und dasſelbe Maaf eingeführt und in Gebrauh genommen 
werden fol , und zwar in der Weife: daß flatt des Fuders ein Kiloliter oder 
1000 Liter, ftatt der Ohm ein Heftoliter oder 100 Liter zur Anwendung, tom» 
men und und unter diefen Bezeichnungen Feine andere ald die angegebene 
Quantität von Liter gelten fol. 

Die Königl. Landfommiffariate werben beauftragt, die geeigneten Lokalpo— 
fizeibefehlüffe zur Eonfequenten und allgemeinen Durdführung diefer Maafregel 
zu veranlaffen, die Ortsvorftände und Lokalpolizeibehörden aber haben dafür 
Sorge zu tragen, daß gegenwärtige Verfügung gehandhabt, in den Gemeinden 
befannt gemacht und an den Gemeindehäufern,, den öffentlichen Aichen und 
font aller Orten, wo ed zwedmäßig befunden wird, zur Kenntniß des Publi- 
fums öffentlich angefchlagen werde. 

Gleichzeitig if dafür zn forgen, daß der wefentliche Inhalt des Gegenwär: 
tigen in alle Xofalblätter aufgenommen und demfelben überhaupt jede mögliche 
Publizität gegeben werde. 


$. 67. Berfügung der Kreisregierung vom 22. Januar 1843, 
Amtsbl. Ma 6, p. 38, das Aichen der Fäßer betr. 

Der $. 7 der Verordnung vom 25. April 1823 (Intelligenzblatt Ag 136 
p. 619) verfügt, „daß die neuen Fäffer — fobald fie verfertigt werden und bie 
bereitd gebrauchten, nicht geaichten Fäffer, Sobald ſie wieder gefüllt werden, um 
aus dem Keller gebracht zu werben, dem Aichen unterworfen find.” — 

Nachdem indeffen durh amtliche Erhebungen feflgefellt ift, daß Fäſſer, 
welche zur Berfendung gebraucht werden, mitunter bedeutend eingehen und an 
ihrem Gehalte verlieren, was namentlich bei in Eifen gebundenen Fälfern der 
Fall if, die ſtark angetrieben zu werden pflegen, fo wird zur fünftigen Dar» 
nachachtung weiter verordnet: 


1. Alle bei Kauf und Berfauf zur Verſendung durch Weinpändfer, Private 
oder Fuhrleute benüßte Weinfäffer müffen alljährlich frifh geaicht und außer 
denen im $. 2 der Verordnung vom 25. April 1823 beflimmten Aichzeichen, 
immer mit der Zahreszapl (wenigſtens mit dem Jahrzent, ald: 43, 44) be- 
jeichnet werden. 

2. Außerdem flieht jedem Betheiligten frei, beim jedesmaligen Abfüllen, 
Berfenden oder Berbringen von Wein das nochmalige Aichen der hiezu benüß- 
ten Fäffer vornehmen zu Iaffen, ohne daß die Aichmeifter und Lokalbehörden aus 
der Beobachtung deffen, was unter 1 vorgefchrieben ift, einen Ablehnungsgrund 
zu fhöpfen berechtigt find. 

Alle Beflimmungen der vorerwähnten Verordnung bleiben übrigens in 
voller Kraft und fämmtliche Polizeibehörden find mit dem Bollzuge des Gegen: 
wärtigen beauftragt. 


$. 68.  Regierungsverfügung vom 4. Bebruar 1843, Amisbl. 
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AM li, p. 78, den Gebrauch nicht geaichter ſteinerner Krüge zu Aus— 
ſchenkgeſchirren in den Bierwirthſchaften betr. 

Es iſt zur amtlichen Anzeige gebracht worden, daß an verſchiedenen Orten 
des Kreiſes zum Ausſchenken des Biers ſteinerne Krüge gebraucht werden, welche 
kein Aichzeichen an ſich tragen. 

Da es im Geiſte der Geſetze und Verordnungen liegt: daß alle Gefäße, 
welche als Maaße dienen, von welchem Stoffe fie auch ſeyn mögen, mit Aich- 
zeichen verfehen werden müffen, fo werben die Königl. Yandlommiffariate und 
ſämmtliche Polizeibehörden angewiefen, auf dem Bollzuge der beſtehenden hie 
ber gehörigen Verordnungen auch hinfichtlih der erwähnten fleinernen Krüge 
in der Weiſe zu beftehen, daß bis zum 1. Mai des IL. 3. feine ungeaichten 
Gefäße der Art beim Ausfchenten des Bieres mehr gebraucht werden, 

Zum dreizebnten Eapitel. 
Straßen und Wege; Baufaden. 
Erfter Zitel, 
Veberhaupt; Behörden. 

4. Band, p. 144, 

F. 69. Nachträglich zu den von Siebenpfeiffer gegebenen Notizen 
wirb bemerkt, daß gegenwärtig feit ver Königl. Verordnung vom 12, 
März 1838, fiehe im 1. Buch unter Baubehörde, nur noch drei Bau- 
infpeftionen beftehen, nämlich in Speyer, Kaifersfautern und Zwei: 
brüden; daß für die Bearbeitung der Givilbaugegenftände bei ver 
Könige. Regierung ein Civilbauinfpeftor, und für die Bauangelegen: 
heiten der Gemeinden und Stiftungen in jedem Landfommiffariatsbe: 
jirfe ein eigener, durch die Gemeinde befoldeter Beamter — Baufchaff: 
ner — aufgeftellt if. Ueber die Mitwirkung diefer Baufchaffner bei 
dem Baue und der Unterhaltung der Staats- und Bezirksftraßen, 
fiehe oben den Landrathsabjchied vom 8. Juli 1839, 1. Bd., p. 312. 

— Die Königl. Verordnung vom 29. Dezember 1836, Amisbl. 
vom Jahre 1837, M. 2, p. 16, die Gefcdhäftsvereinfahung im Be- 
reiche des Staatsbaubdienftes, fiehe 1. Bud), $. 62 a. 

Zum zweiten und dritten Titel, 
Eintpeilung der Straßen überhaupt. 
Staatse- und Departementalftraßen. 
Siebpf. Hdb. 4. Bd., p. 148 ıc. 

$. 70. Die von Siebenpfeiffer in dieſer Abtheilung feines Hand: 
buchs erwähnte Ungewißheit befteht nicht mehr, da das Ausſcheidungs⸗ 
gefeg vom 17. November 1837 im I., IL und II. Art. mehr Klar- 
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heit in biefen Gegenftand gebracht und angibt, von welchen Bauges 
genftänden die Koften der Staatsfaffe nnd welche den Kreisfonde ob» 
liegen, fiehe oben das Ausſcheidungsgeſetz im 1. Bud, $. 139. 


$. 71. Eine allgemeine Verordnung über die Klaffififation der 
Strafen in Staats- und Kreis-, resp. Bezirksſtraßen beftcht noch 
nidt, und ift auf die, mittelft Landrathsabſchied vom 8. Juli 1839 
aufgegebene Klaffififation der Staats: und Kreisftraßen, fiehe Amtsbl. 
vom Jahre 1839, p. 316, die allerhöchſte Entſchließung noch zu ge= 
wärtigen, 

F. 72. Als Staatsftraßen von welchen die Koften von Neubaus 
ten aus Staatsfonds, die Koften der Unterhaltung dagegen aus Kreid- 
fonds beftritten werden, waren bisher behandelt: 


1, Die Straße von Mannheim über Dürkheim, Kaiferslautern, Homburg 
und Saarbrüden; 

2. die Rheinſtraße von Worms über Speyer nach Fauterburg; 

3. die fogenannte Bergfiraße von Weißenburg über Landau, Reuftadt, 
Dirkpeim, Grünftadt nach Alzei und Mainz; 

4, die Straße von Homburg über Bliesfaftel nah Saargemünd; 

5. die Straße von Eindd über Zweibrüden, Pirmafend nah Landau; 

6. die Glanſtraße von Homburg über Eufel, Meifenpeim, Odernheim nach 
Kreuznach und Bingen; 

T. die Straße von Neuftadt nach Franfenflein; 

8. die Straße von Kaiferslautern über Kirchheimbolanden nad Mainz, die 
fogenannte Kaiferftraße; 

9, Bon Speyer nah Mannheim; 

10, die Straße von Neuftadt nach Mannheim. Dazu fam noch in neuerer 
Zeit die Straße von Fandau über Zeistfam nad Germersheim und die Gtrede 
von Speyer nach der fliegenden Brüde am Rhein, und von Kandel an die 
Schiffbrücke bei Knielingen. 


Hier folgen nun die Nachträge zu dein diefen Titeln im IV. 
Band verhandelten Gegenftänden: 


$. 73. Regierungsverordnung vom 28. Mai 1834, Amisbl. 
M 30, p. 321, die Straßenpolizei betr. 


Auf eine von den gerichtlichen Behörden hieher gelangte Anzeige, daß bie 
meiften Straßenpoligeitontraventionen aus dem Grunde unbefiraft bleiben müſ⸗ 
fen, weil eines Theils die Straßenwärter bie darüber aufgenommenen Proto- 
tolle nicht rechtzeitig affirmirten, und weil anderfeits bie Bürgermeifter und 
Adjunkten die gefchehene Affirmation nicht gehörig konſtatirten, Hat die unterfer- 
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tigte Stelle nach Anficht des Art. 2 des Dekrets vom 18, Auguft 1810 und des 
Art. 112 des Defreis vom 16. Dezember 1811 verordnet, was folgt: 

Art. 1, Die Straßenwärter, welche die Protokolle über die von ihnen 
fonftatirten Straßenpolizeifontraventionen nicht unfehlbar in den erften 24 
Stunden vor dem Bürgermeifter oder Adjunften des Orts affirmiren, werden 
im Disziplinarwege beftraft, und im Wiederholungsfalle ihres Amtes entfeht, 
unbefchadet der gerichtlichen Berfolgungen, wenn die Unterlaffung diefer gefeß« 
lich vorgeſchriebenen Formalität in einer firafbaren Nachficht gegen die Kontra: 
venienten ihren Grund haben follte. 


Art. 2, Die Bürgermeifter und Adjunkten, welchen ein folches Protokoll 
von einem Straßenwärter vorgelegt wird, haben bei perfönlicher Verantwor⸗ 
tung biefen unverzüglich zur Beeidigung desfelben zuzulaffen und darüber am 
Ende des Protofolls ein Certifikat in folgender Form auszuftellen: 

Heute, den ten des Monats . . . . 183 .. Bormittags (oder 
Nachmittags) um... . Uhr, hat der Etrafenwärter NN. die Waprheit der in 
dem vorflehenden, von ihm aufgefegten Protokolle enthaltenen Thatfachen vor 
mir, dem unterzeichneten Beamten, eidlich erhärtet, welches mittelft eigenhäns 
diger Unterforift und beigedrudten Amtsfiegels hiemit beftätigt wird. Ge 
ſchehen u - . » . Jahr, Tag und Stunde wie oben. 

Der Bürgermeifter oder Adjunft. 
NN. 

Gegenwärtige Verfügung fol in das Kreid- Amts» und Intelligenzblatt 

eingerüdt und deren Vollzug von den betreffenden Behörden überwacht werben. 


$. 74. Präfivialerlaß vom 29. Auguft 1838, Amtsbl. Na 45, 
P- 366, die Aufſicht auf die Unterhaltung der Pandftrafen betr. 


Dan hat wahrgerommen, daß die in dem Dekret vom 16, Dezember 1811 
aegebenen Vorſchriften über die Aufficht auf die Straßenunterhaltung nicht ge⸗ 
hörig befolgt werden. 

Die Art. 57—62 des Tit. VII. Sekt. 1 des angeführten Dekreis vom 16, 
Dezember 1811 verpflichten die Königl, Landfommiffariate und Bürgermeifter 
zur Ausübung einer befonkgren Aufſicht über den guten Zuſtand der Straßen 
in ihren Bezirken und J (Art. 57). 

Die Bürgermeiſter üben die ihnen zuſtehende Aufficht über den Zuftand der 
Straßen iprer Gemeinde und über den Dienſt der dafür angeftellten Straßen» 
wärter, durch Befichtigung der Arbeiten, welcqhe fie, fo oft fie folches für noth⸗ 
wendig erachten, vornehmen, und wobei fie fich erforderlichen Falles von den 
Straßenwärtern können begleiten Iaffen (Art, 58). 

Die Bürgermeifler dürfen jedoch den Straßenwärtern feine Arbeiten anbe- 
fehlen oder unterfagen , fondern fie müffen bem betreffenden Königl. Landkom⸗ 
miffariat alle 14 Tage, und in dringenden Fällen auf der Stelle von dem Er- 
gebniß ihrer Befichtigung Bericht erflatten (Art. 59), 
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Die Königl. Landtommiffariate follen viermal des Jahres die Befichtigung 
ver Straßen ihres Bezirkes vornehmen ; fie find überdies verpflichtet, ſich auf 
ale Straßenpunfte hinzubegeben, über deren Zufland ein Widerfpruch zwifchen 
ven Berichterftattungen der Bürgermeifter und jenen der Königl. Baubeamten 
obwaltet (Art. 60). 


In den vorfiehend bezeichneten Fällen können die Königl. Tandlommiffariate 
verlangen : daß die betreffenden Königl. Baubeamten fih auf den Straßen⸗ 
reden, welche fie ihnen anzeigen, einfinden, und bei ihren Beſichtigungen find 
bie Königl. Landkommiſſariate befugt, fid von den einfchlägigen Bürgermeiftern 
und Straßenwärtern begleiten zu laffen (Art. 61). 


Nah jeder Rundreife haben die König. Landkommiſſariate einen kurz ge- 
foßten und genauen Bericht von dem Zuftande der Straßen an die Regierung 
ju erflatten (Art. 62). 


Indem man den Königl. Landfommiffariaten, den Königl. Baubeamten 
und den Bürgermeifterämtern biefe Beftimmungen wiederholt in Erinnerung 
bringt, gewärtigt man in der Folge einen pünktlichen Bollzug derſelben. 


Insbefondere haben die Königl. Landkommiſſariate die ihnen obliegenden 
Rundreifen regelmäßig vorzunehmen, und in den 10 erfien Tagen eines jeden 
Quartals ihre Berichte über den Befund anher zu erflatten. 


Bo diefelben die Gegenwart eines Königl. Baubeamten erforderlich erach⸗ 
im, haben fie denfelben rechtzeitig zu benachrichtigen, damit feine Störung im 
Dienfte veranlaßt werde, - 


Die Königl. Baubeamten haben ſich ebenfalls hienach genau zu achten und 
bie ipnen untergebenen Straßenwärter anzuweifen, die Bürgermeifterämter bei 
ihren Befichtigungen zu begleiten. 


$. 75. Präfivialerlaß vom 29, Auguft 1838, Amtsbl. M 45, 
P- 365, die Unterhaltung der Staatds und Bezirföftraßen betr. 


Obgleich in den Lleferungsverträgen für das Straßenunterhaltungsmatertal, 
welhes vor der Berwendung in Heinere Stüde zerfchlagen werben muß, in der 
Regel ausbedungen wurde, daß das Material in größeren Stüden auf bie 
Straße geliefert und dafelbft Hein gefchlagen werden ſollte, fo ift dennoch diefe 
Bedingung nicht überall befolgt worden, fondern das Material wurde bereits 
Hein zerfchlagen auf die Straßen gebracht; diefe Abweichung hat zu manchfal« 
tigen Mifbräuchen geführt, indem das Unterhaltungsmaterial vorher häufig mit 
Erde und weichen, Leicht zerreibbaren Steinarten untermifcht worden iſt. 


Zu Befeitigung folcher Unterfchleife fieht man ſich veranlaßt hiemit zu ver⸗ 
fügen, daß in Zukunft in allen Berträgen über die Lieferung von Unterhal⸗ 
tungsmaterial für Staats- und Bezirksſtraßen ausbedungen werde, daß das 
Material, welches vor der Verwendung in Heinere Stüde zerfehlagen werben 
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muß, nur in größeren Stüden auf die Straße geliefert und dort an Ort und 
Stelle zerfhlagen werben bürfe. 

Wo die beftehenden Berträge bereits zur Lieferung des Materials in grö- 
beru Stüden verpflichten, ift der Bollzug dieſer Bedingung mit aller Strenge 
zu erheifchen. 

Die Königl. Landfommiffariate, die Königl. Bauinfpektionen und die Bür- 
germeifterämter haben über bie pünktliche Beobachtung dieſer Verfügungen zu 
wachen und etwaige Mißbräuce fogleich zur Anzeige zu bringen. 

Die refpektiven Königl. Bezirksbaubeamten werden perfönlich verantwortlich 
für den firengfien Bollzug diefer Beſtimmung erklärt, 


$. 76. Inſtruktion für die Straßenwärter der Pfalz, von ber 
Kreisregierung erlaffen am 17. November 1838, Amtsbl. M 60, 
p- 463. 


$. 1. Die Straßenwärter haben: 

a) unter den Befehlen der ihnen vorgefeßten Königl. Baubeamten dafür 
gu forgen, daß die ihnen zur Bearbeitung und Beauffichtigung anvertrauten 
Straßenfireden in jeber Jahreszeit in einem möglihft guten und fahrbaren 
Stande fich befinden, und daß jebe, durch Elementarereigniffe oder auch dur 
Mutpwillen, Frevel oder Unachtſamkeit entflandene Beſchädigung an der Straße 
oder ihren Beftandtheilen, fobald als thunlich befeitigt werde, 

b) die von ihnen wahrgenommenen Ueberſchreitungen der rüdfichtlich der 
Straßen gegebenen polizeilichen Borfchriften nah Maaßgabe der beflehenden 
Geſetze und Berorbnungen, zu fonftatiren, und die gegen die Uebertreter erric- 
teten Protokolle, bei den kompetenten Behörden zur Aburtheilung in Vorlage 
zu bringen, 


$. 2. Die Arbeitsftunden der Straßenwärter find in der Regel wäh 
rend der Monate April bis September incl, von 6 bis 12 Uhr Vormittags, 
und von 1 bis 7 Upr Nachmittags; während der übrigen ſechs Monate wird 
die Arbeitszeit nah der Tageslänge beflimmt, wobei die Stunde von 12 big 
1 Ubr für die Mittagsruhe verbleibt. 

Außerdem haben die Wegwärter in vorfommenden Fällen, und namentlid 
bei Elementarereigniflen, nach Erforberniß fih auch zu jeder andern Stunde, 
feld in der Nacht, auf der Straße einzuftellen und die allenfalls nöthigen Ar- 
beiten zu beforgen. 

$. 3, Der Straßenwärter muß in den bezeichneten Arbeitsftunden unun⸗ 
terbrochen mit dem vorgefchriebenen Werkzeuge auf der Straße befchäftiget 
fepn. 

$. 4. Die Straßenwärter werben fih angelegen feyn laſſen, auch an 
Sonn⸗ und Feiertagen durch Begehung ihrer Difirikte zu unbeſtimmten Stun- 
ben Mebertretungen der Straßen und Fuhrweſenspolizei zu verhindern oder zu 
konſtatiren. In außerorbentlihen Fällen und bei Elementarereigniflen find fie 


Zweite Abtheilung. — Handel und Gemerbe. 143 


iedod verpflichtet, fih auch am diefen Tagen auf ihre Diftrikte zu begeben, um 
alenfalls entſtandene Befhädigungen ſoviel möglich ſogleich zu verbef- 
fern, oder wenigflens zur Anzeige bei ben vorgefegten Baubeamten 
ja bringen. 

6.5. Der Straßenwärter, wenn er in Funklion if, hat lets die dienſt⸗ 
lichen Abzeichen zu tragen. 

6.6. Der Straßenwärter ift verpflichtet, den vorgefeßten Königl. Bau- 
beamten Gehorfam zu leiften und deren Anwelfungen zu befolgen. 

Ohne befondern Auftrag liegt ihm bezüglich der Straßenunterpaltung 
im Allgemeinen ob: 

a) die Aufficht über die Hülfsarbeiter und bie Fuhren; 

b) die Vorrathshaufen der abgelieferten Materialien, bis zu deren 
deñniliven Aufnahme durch die Königl. Baubeamten aufzuzeichnen, vorzüglich 
aber dafür zu forgen, daß fehlechtes, vorfchriftswidriges Material durch die 
Ucbernefmer oder deren Fuhrleute gar nicht auf die Straße abgeladen, fondern 
fogleıh wieder weggeführt werbe; bei erfolgender Weigerung Anzeige an die 
Baubehörde zu erftatten ($. 7). 

Ueber die Kennzeichen des vorgefchriebenen guten Materials hat er von 
dem vorgefeßten Königl, Baubeamten hinreichende Belehrung zu erhalten; 

e) die auf der Steinbahn ausgefahrenen Iofen Steine, fowie dieje- 
nigen, welche beim Schlagen etwa in oder über die Gräben gefprungen find, 
aufzulefen und in Haufen zu fammeln, nachdem er die über 39, Centimeter 
großen Hein gefchlagen hat; 

d) fein Beftreben dapin zu richten, daß Feine Geleife und Bertiefungen 


enitehen, damit die Bahn in ihrer ganzen Breite möglichft gleichmäßig benüßt ' 


und dadurch eben erhalten werde; 

e) wenn deſſen ungeachtet Geleife und Bertiefungen entſtehen follten, die- 
klben zu ebnen und nötpigenfalls mit einen Steinen auszufüllen, 
nachdem erftere von allem Wafler und Schlamm forpfältig gereiniget find; 
diefe Arbeiten vorzugsweife bei feuchten Wetter vorzunehmen, wenn nit in 
deſondern Fällen Zeit und Mittel für das Gießen und Naßhalten folder aud- 
sefülten Stellen gegeben find; jedenfalls dahin zu wirken, daß das Fuhrwerk 
aicht zu bald in die neu eingefüllten Geleife fahre; 

N einzelne feflliegende, über die Bahn Hervorragende größere 
Steine mit dem Hammer, entweder auf der Stelle, oder nachdem fie heraus⸗ 
gebrochen find, zu zerfchlagen, die Stelle zu ebenen und nad Umſtänden mit 
den zerſchlagenen Steinen dicht wieder auszupaden; 

g) dafür zu forgen, daß die Linien» oder Randfteine in ihrer rich⸗ 
tigen Höhe und Lage erhalten werden, alfo die gefunfenen wieder auf ihre ur« 
hrünglie Rage zu erheben; bei jenen Straßen, wo biefelben nur mit ber 
äußern Kante den Fußbänken gleich Liegen, wie dies noch bei ber Mainzer- 
Soarbrüder Straße der Fall iR, den Übrigen Theil flets bevedt zu erhalten ; 
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alle neben den Linienfteinen entfiehenden Geleife und Senkungen fogleih aus- 
zufüllen ; 

h) das Koth- und Shlammabziehen im Frühjahre oder Herbfle, 
unmittelbar vor dem angeorbneten Material» Einbetten. Außerdem barf ber 
Wegmacher den Koth oder Schlamm nur dann abziehen, wenn es fehr ſtark und 
anpaltend geregnet und das eingebettete Material fih ſchon ganz zermalmt bat. 

Der abgezogene Schlamm muß auf den Fußbänken in Haufen gefchlagen 
werden, und ‚wenn er nicht zur Erhöhung oder Verbreiterung ber FZußbänfe 
oder Böſchungen verwendet, noch eine fonftige in der Königl. Minifterialver 
ordnung vom 10. Juni 1837 (Amtsbl. AE 39), vorgefehene Verwendung durch 
den Königl. Baubeamten angeorpnet wird, ift derfelbe den angrängenden Eigen» 
tpümern zu überlaffen, um fobald als möglich weggeführt zu werden. In 
feinem Falle darf der Straßenwärter für die Abfuhr des abgezogenen Straßen. 
ſchlammes eine Bezahlung annehmen und bei gleicher Bereitwilligkeit zur Ab» 
fuhr bat der nächſte Grundbefiger flets den Vorzug; 

i) das Abziehen bes Staubes von der Straße, vorzugsweiſe im 
Spätfommer, und das Schlagen desfelben in Heine Haufen ; 

k) das Wegräumen des Schnees von der Straße, wenn berfelbe in 
Hohlwegen oder anf ebenen Streden die Paflage hindern folte, wobei bie 
nädftliegenden Gemeinden dem Straßenwärter hülfreiche Hand zu leiften haben, 

Befindet ſich längs der Straße feine Allee, fo find nach frifh gefallenem 
Schnee neben den Straßenränden fogenannte Schneezeichen zu fleden, um 
die Richtung der Straße zu bezeichnen ; 

I) die Befeitigung des Graswurhfes auf den Fußbänken, fowie die Er- 
baltung und Herbeiführung einer gleichen Breite und gleihen Höhe derfelben, 
dur Auf» oder Abtragen; 

m) die Brüdenöffnungen im Frühjahre, im Herbſte und nach jedem 
ſtarken Regen zu reinigen, und im Winter, bei Frofiwetter, aufzueifen, um bie 
Borfluth ununterbroden zu erhalten; bei der Wahrnehmung auch der gering. 
fen Befhädigung an den Brüden und Durdläffen augenblidlicd dem vor- 
geſetzten Königl. Baubeamten, oder in dringenden Fällen der nächfiliegenden 
Polizeibehörde Meldung zu machen; 

n) darauf zu fehen, daß die Gräben von ben an die Strafe floßenden 
Gutsbeſitzern gereiniget, und nad der Schnur und regelmäßig ausgehoben 
werden, damit das Waffer flets freien Abzug habe. 

Bölhungen, welche gut angelegt und berafet find, follen nicht von ber 
fhüßenden Rafendede entblößt werden; nur der obere, über die Fußbank felbft 
bervorragende Grasrand ift jederzeit abzubauen, und das grobe Unkraut in den 
Gräben mit den Wurzeln zu vertilgen. 


$. 7. Bon den Bedingniffen, unter denen die Materiallieferung 
und Beifupr zu geſchehen hat, wird dem Straßenwärter, ſo weit es nöthig 
iſt, durch die ihm vorgeſetzte Baubehörde Kenntniß gegeben, und ihm liegt es 
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ob, jede Umgehung irgend einer der Bevingniffe zur Anzeige biefer Behörde 
zu bringen. 

F. 8. Der Straßenmwärter hat darauf zu halten, daß das aufgeführte Un— 
terhaltungsmaterial auf den Fußbänken, zwei Zuß von der Kante der Straße, 
in regelmäßigen Haufen von gleihem und beſtimmtem Fubifchen Inhalte, 
und in gleichen Abfänden, nad dem ipm kund zu gebenden Bebürfniffe der 
einzelnen Streden aufgefeht, und daß das bereits abgenommene Material nicht 
wieder in Anrechnung gebracht werde. 

6.9. Material einzubetten ehe es von dem Königl. Baubeamten 
aufgenommen oder dasfelbe in anderer Weiſe zu verwenden, als es von bem 
Baubeamten vorgefchrieben worben, {ft aufs firengfie verboten, und nur bei 
außerorbentlichen Elementarereigniffen find Ausnahmen flattpaft, in welchen 
dällen der Straßenwärter jedoch gehalten ift, augenblidlihe Anzeige an die 
vorgefeßte Königl. Baubehörde zu erfatten, 

$. 10. Um das Einbetten des Materials mit der nothwendigen Beichlen- 
nigung vornehmen zu können, werben dem Straßenwärter durch den Königl. 
Baubeamten, nach Erfordernig Hülfsarbeiter beigegeben, deren Anzahl durch 
den Wegmacher, bei perfönlicher Berantwortlichkeit, niemals eigenmächtig ver- 
mehrt werden barf. 

F. 11. Angebrodene Haufen des zugerichteten Materials find vollftändig 
ju verwenden, bevor neue Haufen in deren Nähe angebrocen werben. 

$. 12, Zeigt fih bei der Verwendung des angelieferten Materials, daß 
dadfelbe gang oder zum Theil den Dedingniffen des Lieferungsvertrages nicht 
enifpricht, fo ift gleichzeitig mit der $.7 vorgefchriebenen Anzeige mit der Ber» 
wendung bes Materials einzuhalten. 

6.13. Der Straßenwärter hat darauf zu ſehen, daß die in ben Materialdaufen 
bie und da vorfommenden weichen Steine weggebraht und an den Orten 
aufgefeßt werden, welche der Königl. Baubeamte hiezu bezeichnet dat, daß die 
ihm allenfalls zugegebenen Steinfchläger bie Steine in der vorgeſchrie— 
benen Größe und möglihft gleihförmig zerſchlagen, und daß fie nicht die 
ſchwer zu verkleinernden Steine auf die Seite fchaffen. 

$. 14. Um den Abzug des Waflers nicht zu hemmen, dürfen die Eigen- 
thümer nur Brückchen von Stein oder Holz, in der Art, daß fie, nach dem 
Urtheile des um die deffallfige Bewilligung anzugehenden Königl. Diftrikts- 
baubeamien, die Straße nicht verunftalten und derfelben nicht Schaden bringen, 
niemals aber bleibende Erddämme in den Straßengräben errichten, 
um auf ihre Grundftüde zu gelangen, Werden dennoch zur Zeit der Erndte 
inebenen Gegenden in einzelnen Fällen folhe Wege in die Felder ange- 
legt, fo Hat der Wegmacher die Begüterten aufzufordern, die dazu in die Grä- 
ben geworfene Erde unmittelbar nad der Abfuhr der Produkte wieder heraus 
zu Shaffen, und nach fruchtlofem Berlaufe des Termine gegen bie Säumigen 
zu protofolliren. 
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An Bergfiraßen, an denen das gehemmte Waffer leicht Beſchädigungen 
veranlaffen fönnte, dürfen Feine derlei Wege zum vorübergehenden Gebrauche 
geftattet werben, 


$. 15. In den Monaten Februar und September hat der Wegewärter 
alle in den Straßenalleen fehlende oder befhädigte Bäume aufzunehmen und 
dem Königl. Baubramten das deffallfige Verzeichniß zuzuftellen. Fehlende 
Stüßen find dem Bürgermeifter anzuzeigen. 

Der Straßenwärter hat beim Setzen neuer Bäume zu wachen, daß die- 
felben in der gehörigen Entfernung vom äußeren Rand der Gräben und Fuß. 
bänke, gleichlaufend mit der Straße und in gleichem Abftande von einander, 
gefeßt werben, und foferne er Franke und ſchwache Seßlinge bemerkt, dem Bür- 
germeifter, und bei ausbleibender Abpülfe von Seiten des Eigentümers, dem 
vorgeleßten Baubeamten die Anzeige zu machen. 


Der Straßenwärter hat für die entfprechende Dflege der auf Koflen bes 
Baufonds gepflanzten Bäume zu forgen. Ueberhaupt muß die Erhaltung und 
das Gedeihen der Straßenalleen ein Gegenftand feiner befondern Fürforge fepn, 
und er hat nicht allein wegen jedes an denfelben begangenen Frevels, fondern 
auch gegen bie, den gefchehenen Aufforderungen, bezüglich der Ergänzung ber 
Alleebäume an den Staatsftraßen, fowie der jährlichen Reinigung und 
Auslichtung der Bäume an den Fandflrafen überhaupt, nicht Folge Teiflenden 
Eigenthümer, zu protofolliren. - 


$. 16. Die Straßeneintheilungszeihen, Barnungstafeln, 
Ööffentlihen Brunnen und Denkmäler müflen ebenfalls von dem Stra: 
Benwärter flets forgfam beauffichtigt werden, und jede Beſchädigung an denfel- 
ben hat er mitteilt Protofollirung gegen den Beranlaffer, zu Eonftatiren. 


$. 17. Durch Regierungsverfügungen vom 22. Zuli 1823, befannt ger 
macht unterm 14. Auguft 1828 (Intelligenzbf, A 20), vom 7. April 1836 
(Amtsbl. AE 20) und vom 13. Detober 1836 (Amtsbl. As 54) iſt auf den 
Grund der befiehenden Gefeße befiimmt worden, daß ſowobl innerhalb, als 
außerhalb der Traverfen einer Staats» oder Bezirkäftraße, an der nad ber 
Straße gerichteten Seite weder ein Gebäude, noch eine Mauer ober Holz- 
wand, welcher Art fie auch feyn möge, meu angelegt, noch das Erdgeſchoß 
eines beflehenden Haufes oder irgend eine fonftige Umfaffungsmauer aufgeführt 
werden folle, ehe der Eigentpümer die Feitfegung des Alignements nachge— 
fucht und erhalten hat. 

Wenn daher ein folcher Bau ohne vorausgegangene Bewilligung begonnen, 
oder wenn mit demfelben das feflgefeßte Alignement nicht eingehalten wird, 
fo hat der Straßenwärter augenblicklich das betreffende Bürgermeifteramt da⸗ 
von in Kenniniß zu feßen, um nad den in oben allegirten Verordnungen wei- 
ter enthaltenen Borfhriften gegen den Bauherrn einzufpreiten, gleichzeitig 
bat derfelbe aber auch die Anzeige an die Königl. Baubehörde zu machen. 
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$. 18. Jeder Straßenwärter muß ſich bei feiner Anftelung auf feine 
Koften folgende Werkzeuge anfıhaffen : 

1. eine Schaufel, 

2. einen Pidel, 

3. eine Breithaue, 

4, einen eifernen Rechen, 

5. eine Kothkrücke, 

6. einen Schubfarren, 

7. eine 50 Meter lange Schnur und 

8, einen Sieinſchlegel, bei Steinfiraßen. 

Bei dem Abgängigwerden derfelben erhält er jedoch durch die Bauverwal- 
tung neue oder wieder hergeflellte Werkzeuge, bis zum Betrage von 3 fl. jähr- 
lid, wogegen aber die alten einzuliefern find. Was ihm über obigen Betrag 
nothwendig wird, hat er aus eigenen Mitteln zu befireiten. 

Werkzeug und Gerätpfchaften,, die Eigentyum des Nerars find, darf ber 
Straßenwärter, bei firenger Ahndung , ohne vorher erhaltene Erlaubniß feiner 
Vorgefegten, niemals an andere abgeben. 


$. 19. Jeder Straßenwärter erhält von feiner vorgefeßten Bauinſpektion 
ein Dienſtbuch, welches er ſtets bei ſich tragen und rein halten muß. Diefe 
Dienſtbücher find den auf Umreiſen begriffenen Königl. Baubeamten vorzuzei⸗ 
gen, die ihre Anordnungen in Betreff der von den Wegewärtern dorzunehmen- 
den Arbeiten in diefelben einſchreiben. 

Die Siraßenwärter haben ihrerfeits die in jeder Woche gefchehene Arbeit 
kurz und deutlich, mit Bezeichnung der Stellen, wo dieſelbe vorgenommen wor⸗ 
den iſt, auf die mit „Erfüllung“ überfehriebene Seite, der „An ordnung“ 
gegenüber, einzutragen. 


$. 20. Aus den Dienfibüchern find am Schluffe jeder Woche die gefihep- 
enen Arbeiten fummarifch in die Monatsrapporte eiuzufchreiben, und diefe 
Rapporte nach Ablauf eines jeden Monats der Königl. Bauinfpektion einzu» 
liefern, 

$. 21. Werden dem Straßenwärter Zahlungsſcheine oder Lohnliften 
zur Auspändigung an die Intereſſenten übergeben, fo hat derfelbe ohne Verzug 
diefe Zahlungsliften an die refpeftiven Eigenthümer perfönlich zu überliefern, 
und im Falle aus irgend einem Verſeben ein folder Schein zu Berluf ge- 
gangen feyn ſollte, if augenblidiich Anzeige zur Königl. Bauinfpektion zu er« 
Ratten. 

In keinem Falle darf er, gleichviel_ ob mit oder ohne Wiffen und Willen 
der Interefienten, im Namen berfelben für folhe Zaplungsanweifungen Geld 
bei einer öffentlichen Kaffe in Empfang nehmen. ⸗ 


$. 22. Der Straßenwärter iſt verpflichtet, alles dasjenige, was die Straße 
oder die Zubehörben verfelben benachiheiligen oder befchädigen würde, nach 
10 * 
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Thunlichkeit zu entfernen und gegen die Uebertreter der in biefer Beziehung 
Kraft habenden Gefeke und Berorbnungen zu protofolliren. 

Die hier einfchlägigen Vorſchriften und Befimmungen, welche nicht ſchon 
unter den $$. 14, 15 und 16 vorkommen, werben nachftehend angeführt. 

$. 23. Berboten if: 

1. jede abfichtliche Belhädigung der Straßen, Brüden, Durchläſſe, ferner 
der Geländer und anderer Zubehörben der Straßen. 

2. Das Einhemmen ohne Radſchuh. 

3. Das Fahren und Reiten auf den Fußbänken. 

4. Das Benüben derfelben zur Niederlage von Holz, Steinen, Erbe, 
Dünger und dergleihen hindernden und verunreinigenden Gegenftänden. 

3. Das Betreten der Straßenböfchungen dur das Bieh. 

6. Das Eingreifen in die Grabenböfchungen durch Adersleute, durch Stein- 
brechen oder Ausgraben von Sand, Erde, Lehm u, f. w., wodurch das. Ein» 
flürzen der Böfchungen veranlaßt werben könnte, 

Vorkommende Heberfchreitungen dieſer Berbote find unnachſichtlich durch 
Protokolle zu konſtatiren. 

$. 24. Wegen des von den Kutſchern und Fuhrleuten auf den Stra- 
Ben zu beachtenden Verhaltens beftehen folgende Vorſchriften, deren Einhaltung 
die Straßenmwärter zu überwachen und bei deren Mebertretung fie Protokolle 
gegen die Kontravenienten zu errichten haben: 

1. Alle auf öffentlichen Wegen und Yandflraßen fich begegnende Fuprleute 
und Kutfiher find, ohne Nüdficht auf die Befchaffenpeit oder auf die Ladung 
des Fuhrwerkes, verbunden, fich gegenfeitig mit ihren Fuhren rechts auszu- 
weichen, und den nöthigen Raum zum Vorbeifahren frei zu laſſen. 

2. Alle Zuprleute und Kutfcher find verbunden, den Extrapoſten und Poft- 
wägen nach ber entgegengefeßten Richtung, welche der Poftilion befährt, aus—⸗ 
zuweichen. 

Große Laſtwägen müſſen nach Beſchaffenheit des Weges und zeitlich genug 
ben Poften ausweichen; fie können zwar, wo ed ohne Sperrung des hinreichend 
bequemen Borübertommens gefchehen kann, gegen zweilpännige leichte Poft- 
fuhren die Mitte der Straße behaupten, müffen aber in diefem Falle anhalten, 
um die Ertrapoftfuhr ohne Aufenthalt und zu keinem Unfalle Anlaß gebend, 
vorüber paffiren zu Taffen. 

Die Poftilone müſſen bei Beförderung der Ordinären- und Ertrapoften 
jederzeit in der vorgefchriebenen Dienfilleivung und mit überhängendem Poft« 
born erfcheinen. 

3. Wenn Fuprleute oder Kutfcher nach einerlet Richtung fahren, fo ift der 
Borausfahrende auf das Zeichen, welches der Nachfolgende ihm zu geben bat, 
verbunden, links auszumweichen und die rechte Seite der Straße zum Borbei- 
fahren einzuräumen. 

4. Kein Fuhrmann oder Kutſcher darf fih auf öffentlihen Wegen und 
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Landſtraßen von feinem Fuhrwerke entfernen, fondern er iſt fohuldig, feine 
Herde unter fleter Aufficht zu halten und für die ungeflörte Freiheit des Stra- 
ßenzugs beforgt zu feyn. 

5. Fuhrleute oder Kutfcher, welche auf ihrem Fuhrwerke [hlafend betre- 
ten werden, oder auf demfelben fiend, ohne Leitfeil fahren, find als 
folhe zu behandeln, welche die fehuldige Aufficht auf ihre Pferde vernachlißigen 
und in flrafbarer Sorglofigkeit die Ordnung auf öffentlichen Straßen beein« 
trächtigen. 

$. 25. Die Geſetze und Dekrete über den Gebrauch der breiten Rad— 
felgen, die Breite der Achfen und bie Beihaffenpeit der Schienen, find 
in dem Präfekturbefchlufe vom 10. Februar 1803 angeführt und entwidelt. 
Da die Anwendung berfelben aus Rüdfichten für den Aderbau, fowie auf den 
Zufand der Straßen und in Folge der Zollverträge theils ſtändigen, theils 
vorübergehenden, durd die Amtsblätter verfündeten Modififationen unterlieget, 
19 haben die Königl. Baubeamten die Straßenwärter von dem Stande ber. 
dermalen gültigen Befimmungen ſtets vollſtändig zu unterrichten. 

$. 26. Das fogleich bei Entvedung von Kontraventionen gegen 
die Straßen» und Fuhrweſenspolizei aufzufeßende Protokoll, muß 
Tag und Stunde, an welchen der Frevel begangen worden, den Namen ber 
Gemarkung, in welcher er gefchehen, den Namen und Wohnort des Kontra- 
venienten und der angeblich mitfhuldigen oder verantwortlichen Perſonen, bie 
nähere Bezeichnung des Freveis, die Angabe der Zeugen, Beweismittel u. ſ. w., 
fowie des Geldwerthes des an dem Straßenkörper oder feinen Zubehörden ver- 
übten Schadens, wenn ein folcher flatt gehabt hat, enthalten. 

$. 27. Die Protokolle, weldhe in Gemäßpeit der $$. 14, 15, 16 und 
23 gegenwärtiger Inſtruktion errichtet werden, find auf, für Stempel vifiw 
tes Papier abzufaffen und, bei Bermeidung einer Geldbuße von 11 fl. 40 fr. 
innerhalb vier Tagen der Einregiftrirung bei dem einfhlägigen Königl. 
Rentamte zu unterwerfen, 

Dagegen unterliegen die Protokolle wegen Zuwiderhandlungen gegen 
die in den $$. 24 und 25 ‚erwähnten Gelege und polizeilichen Borfhriften 
Weder der Stempelpflichtigfeit, noch der Einregifirirung. 

$. 28. Die Straßenwärter haben die Protokolle über die von ihnen kon— 
Ratieten Straßen» und Fuhrmefenspolizeitontraventionen unfeplbar in den erften 
4 Stunden vor dem Bürgermeifter oder Adjunkten des Orts zu affirmiren, 
und werden im Unterlaffungsfalle im Disziplinarwege befiraft werden, unbe- 
Ihadet der gerichtlichen Verfolgung, wenn die Unterlaffung diefer gefeßlich vor- 
geipriebenen Formalität in einer firafbaren Nachſicht gegen die Kontravenien- 
ten ihren Grund haben follte. 


$. 29. Die in den Fällen der $$. 14, 15, 16 und 23 zu errichtenden Pro- 
tofolle find alsbald dem betreffenden Königl. Landtommiffariate, 
welches, geeigneten Balls nach vorherigem Benehmen mit der Königl. Bauin- 
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ſpektion die Einſtellung der Beſchädigung resp. bie Beſſerung bes Schadens 
verfügen und auf den Grund ber Protokolle die firafrechtliche Einfchreitung der 
fompetenten Königl. Gerichtsbehörden veranlaflen wird; — die in Folge des 
$. 24 zu errichtenden Kontraventionsprotofolle aber find längftens binnen brei 
Tagen, den der Konftatirung bes Frevels einbegriffen, dem Polizeilom- 
miffär, oder in Ermangelung beffen, dem bei dem Polizeigerichte die Funk⸗ 
tionen des öffentlichen Minifteriums verfehenden Bürgermeifter oder Ad- 
junften des Kantond-Hauptorteg, zu übermacen. 

Die wegen Kontravention gegen die Befimmungen hinfihtlih der Fuhr⸗ 
wefenspolizei ($. 25) anzufertigenden Protokolle find dem einfchlägigen Bür- 
germeifteramte zuguftellen. 


$. 30. Sind die Webertreter der Geſetze und polizeilichen Borfchriften, 
beren Ueberwachung dem Straßenwärter obliegt, fremde Zuhrleute oder 
fonflige bemfelben unbekannte Reifende, fo find biefe, Behufs der Er- 
forſchung ihres Namens und Wohnorts und der Sicherung ber Geldfirafe und 
des Schadenerfaßes, der nächften Polizeibehörde vorzuführen, damit das, Ber- 
mittelft des von dem Wegwärter abzufaffenden Protokolls, zu erwirkende Ur⸗ 
tpeil feinen gehörigen und ungehinderten Vollzug erhalte. 


$. 31. Weber die im Laufe des Monats errichteten Protokolle hat jeder 
Straßenwärter einen Nachweis zu führen, und diefen den Monatsrapporten 
anzufügen. 

$. 32. Jeder auf einer Staats- oder Bezirksſtraße angeftellte Wegwärter 
fol fich mit gegenwärtiger Inftruftion genau befannt machen. Im Falle der 
Nichtbeachtung derfelben wird die Entfchuldigung, daß er fie nidt vollkommen 
inne gehabt habe, nicht angenommen werben, fondern unfehlbar die gebührende 
Ahndung erfolgen. 

$. 33. Durch vorfichende Inftruftion iſt durchaus nichts an den Befug- 
niffen und ber Berpflichtung der Berwaltungs- und Polizeibeamten und Anges 
fiellten, bezüglich der ihnen durch die Geſetze und Berorbnungen zugewieſenen 
Auffiht auf die Staats» und Bezirköftraßen und der ihnen obliegenden Mit- 
wirfung in Handhabung der Straßenpolizet, geändert. 


Zum vierten Titel. 
Kantons» oder Dezirfsftragen. 
Berbindungs-, Ortd- und Feldwege. 
$. 77. Die gegenwärtig angenommene Klaffififation der Straßen 
fennt nur Staate-, Bezirfs- und PVizinalftragen. Die Staatöftraßen 
der Pfalz find oben angegeben. Nachftehende Straßen dagegen wer- 
ben zu den Bezirksſtraßen gerechnet und als folche behandelt. 


1. Die Alfenzfiraße von Lohnsfeld und Langmeil über Winnweiler und 
Rodenhaufen nach Kreuznach; 
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2. die Straße von Frankenthal über Grünfladt, Kerzenheim nach Dreifen 
auf bie Straße von Kaiferslautern nah Mainz; 
3. die Lauterſtraße von Kaiferslautern über Woifftein nad) Yautereden; 
4, von Kaiferslautern, Roipfeelberg, Cuſel zur preußifchen Gränge; 
d. Bon Kaiferslautern über Bruchmühlbach, Schöneberg, Frohnhofen nad 
Bendel und Trier; 
6. Bon Kaiferslautern über Waldfiſchbach nah Pirmafens ; 
7. Bon Pirmafensd über Bergzabern nah Kandel; 
8. Bon Zweibrüden nad Neuhornbad und Bitſch; 
9. Bon Bliestaftel über Kirkel nah Neubäufel; 
10. Bon Marndeim über Albispeim und Harxheim nah Wormg; 
11, Bon Speyer nad Neufladt; 
12. Bon Speyer nach Rpeinhaufen; 
13. Bon Speyer resp. Schwegenheim nach Landau; 
14, Bon Landau nah Kandel; 
15. Bon Kandel nah Weißenburg; 
16, Bon Rodenpaufen nach Kirchheimbolanden; 
17. Bon Landau nah Godramftein; 
18. Bon Edenkoben nad Speyer; 
19. Bon Kaiferslautern über Ebertsheim nah Eifenberg- 


Diefe werden auf Koften der Gemeinden gebaut und unterhalten. 
Der Kreistond hat bisher jährlich Beiträge geleiftet, deren Größe aus 
den Yandrathsabfchieden erfichtlich ift. 

$. 78. Regierungsverfügung vom 2, September 1834, Amtsbl. 
M 50, p. 523, die Bizinalwege betr, 

Nachdem mehrfältige Anftände zu der Vebergeugung geführt haben, daß 
bie Grundfäße nicht allgemein bekannt find, nach welchen bei Anlegung neuer, 
oder Erweiterung ſchon beflehender Bizinalwege zu verfahren ift, und wie bie 
vorhandenen Bizinalmege gegen Eingriffe der. Angränzer oder gegen fonftige 
Beihädigungen und Berfperrungen zu fichern find, fo wird hierüber Folgen- 
des zur allgemeinen Kenntniß und Darnachachtung der betreffenden Behör- 
den gebracht: 

Durch die beftehende Geſetzgebung, insbefondere Durch das Geſetz vom 9. 
Ventose XIII., durch zwei Dekrete vom 16. October 1813, dur ein Staats⸗ 
rathogutachten vom 8. November 1813 und durch ein Dekret vom 6. Januar 
1814, flehet der Grundfaß fe, daß die Beflimmung ob und in welcher Breite 
ein Vizinalweg befteben fol, zum Reffort der Berwaltung, die Eigenthumsfrage 
aber vor die Gerichte gehört. 

Der Art. 6 des Gefebes vom 9, Ventose XI. räumt der Öffentlichen Ber- 
waltung bie Befugniß ein, nah Maaßgabe der Lolalverhältniffe die Breite der 
Vizinalwege zu beſtimmen. Eine Infirultion des Minifterd des Innern vom 


St. 
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7. Prairial XIII. entpält die Bollzugsvorfchriften zu dieſer Gefeßesftelle, und 
überträgt dem Präfekturrathe die Entfcheidung ber darüber vorkommenden 
Streitfragen. 

Diefe Verfügung des Minifterd des Innern ift durch die oben angeführten 
fpätern Defrete und Staatsrathegutachten entfchieden dahin abgeändert worden, 
daß die Entfcheidung der Frage, ob und in welcher Breite ein Bizinalweg 
beftehen fol, dem SPräfekten, die Frage über das Eigentfum aber den Gerichten 
zufländig fey. 

Die allgemeine Borfchrift der angeführten Minifterlalinftruftton, nach wel⸗ 
cher in jeder Gemeinde Verzeichniffe der erforderlichen Bizinalwege mit Angabe 
der Richtung und Breite derfelben aufgeftelt und der Befätigung der obern 
Berwaltungsftelle unterlegt werben follten, if faft nirgends zum Bollzug ge 
fommen. 

Wenn es fih daher heute davon handelt, einen neuen Bizinalweg herzu- 
fielen, oder die erforderliche Breite eines bereits beſtehenden feflzuftellen, fo 
muß dasfelbe Verfahren eingehalten werden, welches dur die mehrerwähnte 
Miniferialinfruftion im Allgemeinen vorgezelchnet wurde. In folchen Fällen hat 

1. der Dürgermeifter einen Beſchluß zu faflen, in welchem er erklärt, daf 
ein neuer Bizinalweg angelegt, oder die Gränzen eines vorhandenen Weges 
näber feftgeftellt werden follen. 

Sn beiden Fällen ift die Richtung des Weges und beffen verſchiedene Brei 
ten genau anzugeben und durch einen Plan zu erläutern. Zugleich ift in dem 
Befchluß anzuführen, ob die Anlegung oder Erweiterung des Weges lediglich 
auf Gemeindeeigenthum flatt findet, oder ob und welche Staats» und Privat- 
grundftüde hiezu erworben werben müffen. 

2. Diefer Beſchluß wird in der betreffenden Gemeinde öffentlich befannt 
gemacht, die Einwohner eingeladen, nähere Kenntniß von dem Detail zu neh» 
men, und in einer Srift von 15 Tagen bei dem Bürgermeifteramt ihre etwaigen 
Reklamationen einzureichen, wenn fie über die Richtung des profeftirten Wege, 
über deffen Breite, oder hinfichtlih der Eigenthumsfrage, eine Erinnerung zu 
machen haben. 

3. Nach Ablauf der Rellamationsfrift Iegt der Bürgermeifter dem Ge- 
meinderath bie Verhandlungen vor. Lebterer hat den Borfchlag des Bürger 
meifterd und bie dagegen erhobenen Reklamationen zu prüfen, und fodann 
ein Gutachten abzugeben, ob die Anlage oder Erweiterung des Wegs ftatt zu 
finden habe, und die dazu erforderlichen Ländereien erworben werden follen. 

4. Sämmtliche Verhandlungen find fofort an das Königl. Landkommiſſariat 
einzubefördern , welches dieſelben mit gutachtlichem Bericht der unterfertigten 
Stelle zur weitern Berfügung vorlegt. 

Durch die Beſtätigung eines ſolchen Befchluffes erwirbt die Gemeinde in- 
defien fein Recht, ſich ohne weiteres in den Befib der zu der Weganlage er- 
forderlihen Ländereien zu feßen, fondern fie iſt nur ermächtigt, die notpwen- 
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digen Grundftüde von den Eigentpümern zu erwerben. Kann die Gemeinde 
fid mit den Eigentpümern über die Entfchädigungsfumme nicht vereinbaren, 
oder widerſetzen fih bie Eigenthümer überhaupt der Abtretung ihrer Grund» 
füde, fo ift der Fall gegeben, die Erpropriation derfelben in Gemäßpeit bes 
Gefeßes vom 8. März 1810 zu veranlaffen. Im letztern Falle muß vorher 
dee betreffende Beſchluß der allerpöchften Stelle zur Genehmigung vorgelegt 
werden. 

Bizinalmege, deren Richtung und Breite auf diefe Weife feſtgeſtellt werben, 
oder Bizinalwege, welche bereits in unbeftrittenen Gränzen beftehen, dürfen eben 
fo wenig, wie die Kreis- und Bezirksſtraßen verfperrt, eingeengt, oder auf 
fonftige Weife befhädigt werden. Da aber auf Bizinaliwege die Beftimmungen 
ver diesfeitigen infiruftiven Verfügung vom 22. Zuli 1823 (Intelligenzblatt 
vom Fahr 1823 p. 285) nicht anwendbar find, fo find hier drei Fälle zu 
unterfcheiden : 

a) Wenn dur Anhäufung von Erde, Steinen, Schutt, Dünger oder fon- 
figen Materialien irgend einer Art, der Gebrauch eines Bizinalwegs erſchwert 
oder ganz gehemmt wird, 

b) Wenn Eingriffe in das Gebiet des Bizinalmegs gefchehen, durch Meber- 
plügen, Baumpflanzungen, Einzäunungen oder Aufführung von Mauerwerk 
u, dgl. 

c) Wenn ein Privateigentpümer ein Grundfiüd, über welches ein Bizinal- 
weg kraft einer auf Urkunden berufenden oder durch Verjaͤhrung erworbenen 
Dienſtbarleit führt, durch irgend eine bleibende oder vorübergehende Anlage 
der Wegfervitut entziehen will, und fomit den Vizinalweg in feinen durch 
Narkſteine oder fonftige fihtbare Merkmale bezeichnete Gränzen verfperrt oder 
befchränft. 

In allen drei Fällen müſſen die Ortsvorftände den Eingriff oder Frevel 
fogleih durd Protokolle konftatiren, und letztere dem betreffenden Friedensge⸗ 
richt zufiellen. Die Ortsvorflände find jedoch nur im erftern Balle befugt, die 
auf dem Vizinalweg abgelagerten Gegenftände ſogleich hinwegzuräumen und 
den fahrbaren Stand der Straße wieder berftellen zu Taflen. 

Mit der Zuftellung der Frevelprotofolle an die Königl. Friedensgerichte if 
jedesmal der Antrag zu verbinden, die Gemeinde im Beſitz ihres Eigenthums 
oder ihrer Weggerechtſame zu Thüßen, und die Zumiderhandelnden neben der 
gefeblihen Strafe in die Wiederherfiellung des urfprünglichen Standes der 
Straße zu verurtbeilen, oder bie bereits erlaufenen Koften der von Amtswegen 
nah obiger Beſtimmung bewirkten Herſtellung, welche — aus der 
Gemeindelaſſe zu entnehmen ſind, zu bezahlen. 

Die Ortsvorfände haben ſich beſonders angelegen ſeyn zu laſen, alle 
Eingriffe in das Gebiet der Vizinalwege ſogleich vor das Königl. Friedensge⸗ 
richt zu bringen, damit nicht durch bleibende Anlagen nad Berfluß eines Jahre, 
ein Beſitzſtandorecht für die Zumiberhandelnben erworben werde. 


154 Viertes Bud. — Volkowirthſchaft. 


Zum fünften Titel. 
Abtretung von Privateigenthum zu Straßen; Baufloffe. 

$. 79. Das hier von Siebenpfeiffer aufgeführte Geſetz vom 8. 
März 1810 ift durch das nachſtehende aufgehoben : 

Gefes vom 17. November 1837, Amtsbl. M 71, p. 571, die 
Zwangsabtretung von Grundeigentum für öffentliche Zwede betr. 

Ludwig, 8. 

Wir haben nah Bernebmung Unferes Staatsrathes, mit Beiratp und 
Zufimmung Unferer Lieben und Getreuen, der Stände des Reiches, in Ab» 
änderung des vierten Abfaßes des $. 8 im Tit. IV. der Berfaffungsurfunde 
und mit Beobachtung der in dem Tit. X. $. 7 derfelben Urkunde vorgefchrie- 
benen Formen befchloffen, und verorbnen, was folgt: 


1. Tit. Allgemeine Befimmungen, 

Art. I, Eigentpümer können angehalten werden, unbewegliched Eigenthum 
für Öffentliche, notpwendige und gemeinnüßige Zwede abzutreten, oder mit einer 
Dienftbarkeit befchweren zu laffen, leßteres jedoch nur in fo ferne, als der Ei- 
genthümer nicht vorzieht, auf Abtretung des zum Zwede ber Dienfibarkeit in 
Unfpruh genommenen Theiles feines Grundeigentpumes zu beſtehen. Diele 
Abtretung kann übrigens nur eintreten: 

A. zu folgenden Unternehmungen : 

1, Erbauung von Fefungen oder fonfligen Vorkehrungen zu — 
ſions⸗ und Fortifikationszwecken, insbeſondere auch Militäretabliſſements; 

2. Erbauung oder Erweiterung von Kirchen, öffentlichen Schulhäuſern, 
Epitälern, Kranfen- und Srrenhäufern ; 

3. Herftellung neuer oder Erweiterung ſchon beftehender Gottesäder ; 

4, Regelung des Laufes und Shiffbarmabung von Strömen und Flüffen; 

3. Anlegung neuer und Erweiterung, Abkürzung ober Ebenung ſchon be- 
fieheuder Staatd-, Kreid- und Bezirkäftraßen; 

6. Herftellung öffentlicher Waflerleitungen; - 

T. Austrocknung fchädlicher Sümpfe in der Nähe von Ortfchaften; 

8. Beichüßung einer Gegend vor Ueberſchwemmungen; 

9. Erbauung von öffentlichen Kanälen, Schleußen und Brüden; 

10. Erbauung öffentlicher Häfen oder Bergrößerung ſchon vorhandener; 

11, Errichtung von Eifenbahnen, zur Beförderung des innern ober äußern 
Danbels und Verkehrs; 

12. Auffiellung von Zelegraphen zum Dienfle des Staates; 

13. Borlehrung zu wefentlich nothwendigen, fanitäts». oder ficherheitspolt- 
zeilichen Zweden, insbefondere 

14, Schirmung der Kunfifchäße und wiflenfchaftlihen Sammlungen des 
Staates vor Feuerd- oder anderer Gefahr; 
allein au in allen diefen Fällen immer nur: 
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a) nah vorgängiger rechtöfräftiger abminifirativsrichterlicher Entfcheidung 
der betreffenden Kreisregierung, Kammer des Innern, in erfier, und des ver- 
fommelten Staatsrathes — im Falle der Berufung, in zweiter und letzter In» 
fanz, wenn von den betheiligten Eigentümern oder einem berfelben befritten 
wird, entweder, daß das Iinternehmen zu den unter Ziff. 1 — 14 aufgeführten 
gehöre, und vom gemeinen Außen erfordert werde, oder daß die Abtretung 
oder Belatung des angefprochenen Eigentums zur zwedmäßigfien Vexwirk— 
lihung desfelben nothwendig ſey, und 

b) gegen vorgängige volle Entfhädigung ; 

B. in Fällen öffentlichen Nothſtandes, nämlich bei Feuerd- und Wafferge- 
fahr, Erdbeben und Erdfällen, fowie in Kriegd- und anderer dringender Roth, 
opne vorgängiges fürmliches Berfahren und ohne Aufhalt, jedoch gegen nach» 
träglihe volle Entſchaͤdigung. 

Die Lehend- Fideicommiß- oder Stammgutseigenfchaft fteht der Zwangsab- 
tretung nicht entgegen. 

Art. II. In Beziehung auf unkörperliche Rechte findet eine Zwangsent- 
änßerung nur in fo ferne flatt, als diefe Nechte dem für das Unternehmen zu 
verwendenden Grundeigentpume anfleben, und es muß in ſolchen Fällen der 
Entwehrungsberedhtigte 

1, nußbare Rechte auf anderen unbeweglichen Sachen, melde aktiv mit 
dem Entwehrungsgegenftande verbunden find, auf Berlangen des Eigenthümers 
gegen volle Entfhädigung des letzteren übernehmen ; 

2. nußbare Rechte, welche paſſiv auf dem Entwehrungsgegenfande rufen, 
durch volle Entſchaͤdigung ihrer Befißer ablöfen, wenn diefe darauf bringen, 
oder die Ausübung jener Rechte mit der neuen Befimmung des Gegenflandes 
nicht mehr vereinbarlich if. 

Art IM. Bei Gegenfländen, deren Theilung nachtheilig auf die Benüß- 
barkeit des Gefammtgezenfandes zurädwirkt, kann nicht wider Willen des Ei- 
genthümers auf theilweife Abtretung erfannt werben, — Insbeſondere darf die 
Theilung eines Gebäudelomplered, oder die Trennung der zu dem Umfange 
besfelben gehörigen Gärten und Hofraitpen oder eines Theiles berfelben von 
dem Gefammttomplere nur mit Einwilligung des Eigenthümers flatt finden. 

Art. IV. Die Entwehrung kann unter ben Vorausſetzungen des Art. I. 
in Anfpruch genommen werden: 

1. von Öffentligen Stellen und Behörden, 

2. von Gemeinden und von denjenigen Gefellfchaften und Privaten, denen 
von der Regierung unter Bedingungen, welche die Erreichung des Zwedes und 
feiner Gemeinnüßigfeit fihern, bie Ausführung einzelner im Art, 27 aufgezähl⸗ 
ten Unternehmungen eingeräumt wird. 

U. Zit. Bon der Entfhädigung und dem Maaßſtabe derſelben. 

Art. V. Die Entfehädigung für jede zwangsweiſe Abtretung yon Grund- 
eigentpum muß enthalten: 
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1. den gemeinen Werth des abzutretenden Gegenſtandes; 

2. Vergütung für die dem Eigenthümer durch die Abtretung zugebenden 
fonftigen Nachtpeile, namentlich: 

a) Erſatz des Mehrwerthes, den der abzutretende Gegenfland durch feinen 
Zufammenhang mit andern Eigenthumstheilen, oder durch feine bieherige Be- 
nüßungsweife für den Eigentpümer behauptet; 

b) Erfaß der Werthsminderung, welche durch die Abtretung dem übrigen 
Grundbefite desfelben Eigentpümers zugeht; 

c) Erfaß des unvermeidlichen Verluſtes, welcher dem Eigenthümer durch 
die Abtretung vorübergehend, oder bleibend in feinem Erwerbe erwächst; jedoch) 
darf die hiedurch fich ergebende Mehrung der Entfhädigung 30 Prozent des 
Schäßungswerthes nicht überfteigen ; 

d) Erfaß für die Früchte, deren Erndte durch die Zwangsabtretung gehin: 
dert wird; 

3. den Betrag derjenigen Entfohädigung, welche dem Pächter oder fonftigen 
Nußungsbererhtigten nah Geſetz oder Vertrag zu leiften ift. 


Art. VI. Für die mit dem Entwehrungsgegenftande verbundenen, im Art, 
II. bezeichneten Rechte ift die Entſchädigung nad folgenden Normen zu leiſten: 


1. Gewähren diefe Rechte fländige Renten, fo bat die Entfhädigung in 
dem 30fachen Betrage des jährlichen Reinertrages zu befteben; 

2, bei unfländigen Renten ifl der jährliche Neinertrag nach einer Durch» 
fpnittsberechnung aus der jüngft verfloffenen, durch gütliche Uebereinkunft oder 
richterliches Ermeflen mit Rüdficht auf die Natur des Reichniffes zu befiimmen- 
ben Periode fefzufegen, und mit dem 2öfachen Betrage zu Kapital zu erheben. 

3. Sonftige ſtandes⸗, guts⸗ und gerichtsherrliche, dann alle Nutungs- und 
Servitutsrechte unterliegen befonderer Schäßung, wenn fih die Partpeien nicht 
über die dafür zu leitende Entſchädigung verftändigen, 

Die Enifhädigung muß befonders für den Eigentümer, und befonders 
für den Inhaber folcher Rechte ermittelt und ebenfo Jedem befonders verab- 
reicht werden, 

Zu dem Zwede find den Taratoren, bevor fie zur Schäbung des Eigen- 
thums fohreiten, die fämmtlichen auf demielben lafenden nußbaren Rechte an« 
äuzeigen. Bei der Schäßung des Eigenthums iſt dann zunächſt der Ertrag, 
welcher nad Abzug der Laſten noch übrig bleibt, in Anſchlag zu bringen, außer⸗ 
dem aber auch alle die im Art. V. AS 2 bezeichneten, dem Eigenthümer zu- 
gehenden Nachtheile. 


Art. VII, Nach vorfiebenden Normen ift die Entfhädigung auch in den 
Art. I. lit B. bezeichneten Notpfällen nachträglich, jedoch möglichſt bald zu er- 
mitteln und zu leiften, 

Art. VII. Bei zwangsmeifer Befchwerung des Grundeigentpums mit 
einer Dienfibarkeit für öffentliche Zwede if die Enifchädigung nach der Natur 
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und dem Umfange der Dienfibarfeit durch gütliche Mebereinkunft der Bethellig- 
ten, oder durch richterliches Ermeflen zu beflimmen. 


Art. IX. BWerthserhöhungen, welche dem ganz oder theilweife abzutreten» 
ven Gegenftande erft in Folge des die Abtretung veranlaſſenden Unternehmens 
zumachfen oder zuwachſen könnten, kommen bei der Entfhäpigungsermittlung 
nicht in Anfchlag. 

Art. X. In Fällen, wo dem Empfänger der Entfchädigungsfumme das 
Recht der freien Berfügung darüber entweder gar nicht, oder nit allein zus 
fleht, it nach den beftebenden Geſetzen zu verfahren. 

Art. XI. Die auf dem Abtretungsgegenftande ruhenden Hppothefen, und 
die in Beziehung auf bdenfelben im Hppothekenbuche etwa eingetragenen Ber- 
fügungsbefchränfungen erlöfchen durch deſſen Entwehrung; die Forderungen, 
für welche fie beftellt waren, geben jedoch auf die Entfhädigungsfumme über, 
und ed muß diefe Summe, welche, fo weit fie reicht, und wenn fie bie hypo⸗ 
thezirten Forderungen überfieigt, bis zum Betrage jener Hppotheken und deren 
Binfen bei Gericht zu hinterlegen if, an den Gläubiger ausbezaplt, oder nach 
gefeßlicher Ordnung, oder nach Uebereinkunft der Betpeiligten, an biefe ver- 
theilt werben. 

Handelt es fih nur von Beſchwerung mit einer Dienfibarkeit, fo tritt Glei⸗ 
ches in Bezug auf den Uebergang der bypothekarifchen Forderung und einge» 
tragegen Berfügungsbefhräntungen auf die Entwehrungsfumme und auf die 
Berwendung bderfelben ein, jedoch beflehen bie hypothekariſchen Forderungen 
und Berfügungbefhränfungen, in fo weit fie aus der Entfhädigungsfumme nicht 
befriediget oder befeitiget: werben Fönnten, auf dem nunmehr mit ber Dienft- 
barkeit befchwerten Grundeigenthume fort. 

Art. XI. Nah rechtsförmlich vollzogener Zuftellung der Ladung (Art. 
XV.) darf der Eigentümer des zur Entwehrung angefprocdenen Gegenflandes 
nur noch unverfchiebliche Ausbefferungen, fo wie alle, die regelmäßige Bewirtp- 
Haftung bedingenden Handlungen und Unternefmungen, jedoch feine einfeitige 
Beränderung in der Wefenpeit desfelben mehr vornehmen. 

Aus folhen einfeitig vorgenommenen Beränderungen können nicht nur 
feine Entfhädigungen abgeleitet werden, fondern biefelben begründen auch bei 
erfolgender Abtretung außer dem auf Berlangen auszufprechenden Richtbeftande 
ber Rechtshandlung auch die Berbindlichkeit zur Wiederherftellung des Gegen- 
fandes in den vorigen Stand, foferne die getroffene Veränderung erweislich 
nachtpeilig für den neuen Erwerber ifl, oder zur Vergütung des durch die Ber- 
änderung bewirkten Minderwerthes besfelben. 

Sollte die Eigentpumsabtretung aus irgend einem Grunde nicht zu Stande 
fommen, fo ift ver Entwehrungsberechtigte verpflichtet, allen Schaden und je» 
den Nachtpeil zu erfeßen, welche aus diefer Dispofitionsbefchräntung dem 
Eigentpüämer ermweislich zugegangen ift. 

Sollte aber nah erfolgter Abtretung das Unternehmen ſelbſt rüdgängig 
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werben, fo ift der entwehrte Eigenthümer befugt, gegen Rückgabe des empfan- 
genen Preifes fein Eigenthum zurüd zu verlangen, 
u. Zit. Bon dem Verfahren bei der Zwangsabtretung. 

Art. XI. Die Verhandlungen über Zwangsentäußerungen in den Art. 
1. lit. A. bezeichneten Fällen find protokollariſch mündlich unter Zulaffung von 
Anwälten und mit Ausschluß jeden Schriftwechfels zu führen; für die Koflen 
der erfien Berhandlung hat der anrufende Theil angemeffenen Borfchuß zu 
leiten. Die Stellen und Behörden find zur möglichſten Befchleunigung des 
Berfahrens verpflichtet. 

Art. XIV. Jeder Antrag auf Zwangsabtretung ift mit fämmtlichen auf 
das Unternehmen bezüglichen Urkunden, Riffen und Koftenvoranfchlägen von 
den Antrag flellenden Behörden, Gemeinden, Gefellfchaften oder Privaten der 
betreffenden Kreisregierung vorzulegen, welche alsdann nach Einvernahme der 
einfchlägigen Diſtrikts-Polizeibehörden, wo folche noch erforberlih, ohne Berzug 
die Weifung des Staatsminifteriumd des Innern zur wirklichen Einleitung des 
Zwangsentäußerungsperfahrend erholt. 

Art. XV. Im Falle beiahender Weiſung hat die einfhlägige Diſtriltspo⸗ 
lizeibehörde fämmtliche Betheiligte im Benehmen mit den betreffenden Rent 
und Hppothefenämtern forgfältig zu ermitteln. Sie beſtimmt fofort eine Tag⸗ 
fahrt zur Verhandlung der Sache, erläßt die Ladung hiezu unter genauer Be 
zeichnung der Zeit und des Ortes der Tagfahrt, und bringt diefelbe 14 Tage 
vor dem anberaumten Termine durch Anfchlagung an dem Gerichtsfige und in 
fänmtlichen betheiligten Gemeinden, dann durch fehriftlihe Mittheilung an je 
den einzelnen Betheiligten und an bie Antragfieller, oder deren Bertreier, mit 
dem Bemerfen zur allgemeinen Kenntniß, daß die Pläne bei Amte zur Einſicht 
bereit liegen. Die in dem Ladungsdekrete gleigfaae ausdrücklich zu erwaͤhnende 
rechtliche Folge des Nichterſcheinens iſt: 

1. für die Anrufenden Wiederaufnahme der Tagfahrt auf ihre Koſten und 
Schadloshaltung der erſchienenen Betheiligten in Bezug auf Auslagen und Ber: 
fäumniffe, mit Androhung des Rechtsnachtheiles , daß bei abermaligem Aud- 
bleiben die Berzichtleitung auf die angefprochene Zwangsabtretung werde an 
genommen werben ; 

2. für die Angerufenen, in der Vorausſetzung des Erſchienenſeyns der Ans 
rufenden, Wiederaufnahme der Tagfahrt auf ihre Koften und Schadloshaltung 
der erfhienenen Anrufenden, mit Androhung des Rechtsnachtheiles, daß bei 
wieberholtem Ausbleiben derfelben die Einwilligung in die angeſprochene Ab» 
tretung würde angenommen werden, 

Art. XVI Der Nachweis richtig vollgogener Zuftellung if dem betreffen 
ben Hypothekenamte ungefäumt mitzutheilen und bezüglich der in Anfpruch ger 
nommenen Gegenftände die Vormerkung der durch Art. XIL ausgeſprochenen 
Dispofitionsbefchränfung im Hypothefenbuche zu veranlaffen. 

Art, XVIL Bei der Zapfahrt hat die Diſtrikts⸗Poltzeibehörde vor Allem 
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eine gütliche Bereinigung ber Betheiligten über die Abtretungsfrage und über 
die zu leiſtende Entfchädigung zu verfuchen, und im Falle Gelingens für den 
alsbaldigen rechisförmlichen Abſchluß des Bergleihes zu forgen. Kommt eine 
lebereintunft nicht zu Stande, fo wird unter allfeitigen Betheiligten nah Art. 
XI. protofollarifch verhandelt, und es werden ſodann nach alfenfallfiger Ein⸗ 
vernahme der beireffenden Gemeinde und vollzogenem Augenfcheine die geſchloſ⸗ 
fenen Akten mit Bericht der zufländigen Kreisregierung, Kammer des Innern, 
vorgelegt. 

Art. XVII. Die Kreisregierung, Kammer ded Innern, entfcheidet über 
die Abtretungsfrage, gemäß Art. L., IL. II. in erfier, und ber verfammelte 
Staatsrath in zweiter und letzter Inſtanz. Hinſichtlich des Berfahrens bleibt 
ed bei den beſtehenden Befimmungen über das Berfahren in adminiſtrativ⸗con⸗ 
tentiöfen Sachen, jedoch if jedes Erkenntniß mit Entfcheidungsgründen zu ver- 
fehen und auf eine Berufungsfumme feine Rüdficht zu nehmen. 

Art. XIX, Bird die Abtretung des angefprochenen Grundeigentfums 
nicht verweigert, oder es iſt über die Berweigerung der Abtretung von ber 
Iompetenten Adminiftrativ » Zuftigftelle ein rechtökräftiges Erkenntniß erlaffen 
worden, und nur noch die Frage über die Art und den Belrag der hiefür zu 
leitenden Entfchädigung flreitig, fo bat die einfhlägige Juſtizunterbehörde auf 
den Antrag eines Bethelligten vor Allem eine gütlihe Bereinigung unter den 
Yartheien zu verfuhen, wenn aber diefe nicht zu Stande kömmt, die Sache 
fummarifch zu verhandeln, indbefondere eine gerichtliche Werthſchätzung des an» 
gefprochenen Eigenthums, den beftehenden allgemeinen und den im gegenwär- 
tigen Gefeße ertheilten befonderen Vorfchriften gemäß, zu veranflalten, den wah⸗ 
ven Werth desfelben und des ganzen hiebei obwaltenden Intereffes zu ermitteln 
und darüber nah den Geſetzen zu entſcheiden. 

Diefe Entfhädigungsprogeffe find vor allen andern Eivilfireitigteiten zu 
beipleunigen ; die Gerichtsvorſtände find hiefür perſönlich verantwortlich. 

Art. XX. Gegen biefe gerihtlihe Feſtſtellung der Entfhädigung fleht 
fämmtlichen Beteiligten die Berufung binnen 30 Tagen frei, und zwar an bad 
Obergericht in jedem Falle, an den oberften Gerichtshof aber nur unter Vor⸗ 
ausfegung der Berufungsfumme. Wird feine Berufung eingelegt, fo ift bie 
Abtretung oder Belaflung foglei nach Ablauf der Berufungefrift, nach vor- 
nängiger baarer Zaplung der fefgefellten Entfhäpigungsfumme und des Ro» 
Renerfaßes an den Abtretungspflichtigen, zu vollziehen. 

IR hingegen Berufung eingelegt, fo muß zwar bie Abtretung auch in 
gleicher Frift, unter gleicher Bedingung vorgängiger Bezahlung vollzogen wer» 
den; es ift aber in diefem Falle ſowohl der Abtretungspflichtige, ald der Ab» 
tretungsberechtigte befugt, die Beſtellung von Sicherheiten zu fordern ; Erfterer 
dafür, daß ihm dasjenige, was ihm in der folgenden Inftanz mehr zuerkannt 
werden möge, mit Iandesüblichen Zinfen, von dem Tage der Abtretung an, 
nachgezahlt; Leßterer dafür, daß ihm das, was ihm bie folgende Inflanz 
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weniger auferlegen möge, mit den Iandesüblichen Zinfen, von dem Tage feiner 
Leitung an, zurüdgezaplt werde. 

Die Beſtimmung biefer Sicherheiten gefchteht durch einen Beſcheid des er- 
tennenden Untergerichtes, und im Falle der Berufung durch einen von dem 
DObergerichte binnen 30 Tagen zu erlaffenden Verbeſcheid. 

Iſt der Abtretungsberechtigte der Staat felbft, fo genügt flatt der Beflellung 
einer folchen Sicherheit von feiner Seite die von ber betreffenden Kreisregier- 
ung zu ertheilende Zufiherung der Nachzahlung, wenn darauf erfannt wurde, 
nebft den Iandesüblihen Zinfen von dem Tage der Abtretung an. 

IV. Tit. Schlußbeſtimmungen. 

Art. XXI. Die Koſten des übrigens tar» und ſtempelfreien Apminifira- 
tiv ⸗ Verfahrens und des gerichtlichen Berfahrens in erfier Inſtanz, fo wie die 
Bergütung der den Betheiligten hierdurch verurfachten nothwendigen Auslagen 
fallen dem Anrufenden zur Lafl. 

Art. XXI. Gegenwärtiges Gefes, welches als ein Grundgeſetz des Rei⸗ 
ches betrachtet werden, und eben biefelbe Wirfung haben foll, als wären bie 
Beflimmungen desfelben in der Berfaffungsurkunde enthalten, tritt mit Dem 
Tage der Bekanntmachung für die fieben Kreife diesfeits des Rheins in Wirk- 
famteit; deßgleihen aud für den Rheinkreis unter Aufpebung des Geſetzes 
vom 8. März 1810 und zwar unter folgenden Beflimmungen : 

1. die Kompetenz, welche das gegenwärlige Gefeb den Diftriftspolizeibe- 
hörden zugemwiefen bat, ſteht den Königl. Yandlommiffariaten zu. 

2. Zufaß zu Art. XL. 

Gleiches gilt von den Privilegien * Reſolutionsrechten. Letztere begrũn⸗ 
den ein privilegirtes Recht auf den Preis, inſoferne ſie vor der Auszahlung an 
den Entwehrten, oder vor der gütlichen ober gerichtlichen Vertheilung durch 
DOppofition angemeldet worden find. 

Die Hinterlegung des Preifes richtet fih nach den im Rheinkreife geltenden 
gefeglichen BeRimmungen. 

Die Zwangsenteignungsprogebur vertritt die Stelle der gewöhnliden Pur- 
gationen. 

3. Zu Art. XII. 

Unter Ladung if blos eine Mittpeilung zu verſtehen, wie fie im Art, XV, 
diefes Geſetzes vorgefchrieben ift. 

4. Zu Urt. XV. 

Im. Rheinkreife müſſen die SH hauptfächlich aus den Seltionsregiftern 
ermittelt werben. 

6. Zu Art. XIX. 

Die lompetente Stelle ift das Bezirksgericht, welches auf Anfuhen bes 
fleigigften Theiles ohne vorgängigen Bermittlungsverfuh zu entfheiden bat. 

6. Zu Art. XX. 

Das Berfahren richtet ſich nach dem im Rheinkreiſe gefeßlichen Inftangenzuge. 
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Art, XXI Uebrigens bleiben alle bei Erfcheinen des gegenwärtigen 
Geſetzes in den Gebietstpeilen ſowohl diesfeits als jenfeits des Rheins gelten- 
den Gefeße, Verordnungen, Lolalftatuten und Lokalobſervanzen über Eigen- 
thumsbeſchraͤnkungen in dem Rayon beſtehender oder im Baue begriffener Feſt⸗ 
ungen und feſten Pläße ihrem vollen Umfange nad aufrecht erhalten. 


Unfere Staatsminifterien der Juſtiz und des Innern find mit der Be- 
lanntmachung und dem Bollzuge des gegenwärtigen Geſetzes beauftragt. 


— Bon den Beihränfungen des Eigenthums durch Feftfegung 
des Alignements, fiehe unten Baulinie, $. 102. 


Zum fiebenten Titel. 
Straßenpolizet, 


$. 1. Baumpflanzungen und Straßengraben. 


$. 80. Bekanntmachung der Kreisregierung vom 12. Dezember 
1835, Amtsbl. M 63, p. 585, die Baumpflanzungen an ben Straßen 
betr, 


Nachträglih zu den Berorbnungen vom 6. und 30. October 1829, bie 
Obſtbaumzucht und die Baumpflanzung an den Straßen betr,, Sntelligenzbl. 
besfelben Zahres, S. 289 und 310, wird die auf allerhähft unmittelbaren. Be 
fehl Seiner Majeſtät des Königs erlaffene Infiruftion über die Wahl 
und Behandlung der zur Anpflanzung an ben Tandfiraßen zu verwendenden 
Schlinge hiedurch zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 


Belehrung 


über die zweckmäßigſte Art der Anpflanzung von Alleen 
an Landſtraßen. 


Abſchn. J. Wahl der zur Anpflanzung an Landfiraßen tauglichen 
Bäume, 


$. 1. Bei der Wahl der zur Bepflanzung der Landfiraßen tauglichen 
Bäume hat man 1. auf Klima, 2. Befchaffenheit des Bodens, und 3. auf die 
befonderen durch die Pflanzung zu erreichenden Zwede Nüdficht zu nehmen. 


A. Wahl der Bäume nah dem Klima, 
$. 2. Die Sicherung des Gedeihens jeder Pflanzung liegt in der die Be- 
fhaffenpeit des Klimas genau zu berüdfichtigenden Wahl der Pflanzen, Das 
Klima wirft flörend auf die Produktion durch ein der Vegetation nit ent» 
ſprechendes Berhältnig von Wärme und Feuchtigkeit und dur eine zu große 
deftigkeit der Luftfirömungen oder Winde, deren Einfluß mit der Größe 
der Pflanze wächſt. Das Klima von Bayern, bei welchem indeffen immer 


noch der Unterſchied des allgemeinen und örtlichen Klimas befonders in's Auge 


tf 
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au faſſen iſt 1), klaſſifizirt ſich in 1. Weinklima, 2. Hopfenklima, 3. Winterge- 
treidklima, 4. Sommergeireidklima, 5. Klima der natürlichen Produktion. 


ad 1. Weinklima haben diejenigen Gegenden, in welchen eine mittfere 
Temperatur zwifchen 12 und 8 Grad R., eine Begetationgzeit 2) von 7 Mona- 
ten und eine Bodenbearbeitunggzeit von faft 9 Monaten ftait findet. 

ad 2, Der Hopfen (Mais, Hirfe) erfordert zu feinem Gedeihen eine mitt 
lere Temperatur von 8 bis 7 Grad R., eine Begetationgzeit von 6 Monaten 
und eine Bodenbearbeitungszeit von 8 Monaten. 

ad 3, Das Wintergetreide erheifcht eine mittlere Temperatur von 7 bis 6 
Grad R, eine Begetationszeit von 5 Monaten und eine Bodenbearbeitunggzeit 
von 7 Monaten. 

ad 4. Sommergetreide gedeiht noch bei einer mittleren Temperatur von 
6 bis 5 Graben R., bei einer Begetationgzeit von 4 Monaten und bei einer 
Bodenbearbeitungszeit von 6 Monaten, 

ad 5. Unter 5 Grad R. hört der Gelreidebau auf, und es beginnt das 
Klima der fogenannten natürlichen Produftion. 

Das fichere Gedeihen der erwähnten Pflanzen, als bes Weinftodes, bes 
Hopfens, oder der Hirfe, des Wintergetreives (worunier man vorzugsweiſe 
Baiten verfieht) und des Sommergetreides gibt jedem Yandwirthe ben Maaß⸗ 
Rab zur Beurthellung bes Klimas feiner Gegend. 

Die Beſchaffenheit des Klimas wird 


1. durch die geograppifche Lage, 

2. durch die Elevation (Höhe des Ortes), 

3, dur) die Richtung und Neigung der Gebirge, dann durch Einfluß aud- 
gevehnter Wald» und Waflerflächen beftimmt, 


Für die einzelnen Regionen des Klimas Bayerns können nachftehende all- 
gemeine Erfahrungsfäte aufgeftellt werben: 


1. Die Donau» und Alpenregion hat im Allgemeinen wegen der hohen 
Lage und der ungünftigen Richtung und Nähe der Gebirge ein fälteres Klima, 
als die Main« und Nheinregion, daher in der Nheinregion mehr und edlere 
Pflanzen, als in der Mainregion, und in dieſer wieder mehr und edlere Pflan- 
zen, als in der Donauregion gezogen werben können. | 

2. Das Klima der Donauregion nimmt mit der Abnahme der Efevation 
(Höhe der Orte) an Güte zu, fo daß das eigentlide Donauthal das beſte Klima 
bat. Die bergigen und mwaldigen Gegenden diefer Region, als die Alpen, bad 


1) Es kann z. B. derfelbe Hügel oder Berg an feinem füblichen Abhange ein 
Hopfenklima, auf dem Plateau ein Wintergetreideklima, und auf feinem 
nördlichen Abhange ein Sommergetreidellima haben. 

2) Unter Begetationgzeit ber Pflanze verfieft man ben durch nachtheilige 
Fröſte in der Regel nicht gefährdeten Zeitraum zwiſchen der Saat und 
völligen Reife der Frucht. 
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Granitgneusgebirg (bayerifcher, Wald), und. das fchwäbifch- fränkiſche Kalkge⸗ 
birg haben, einzelne füdlihe Abhänge und einzelne, von den rauhen Winden 
geſchützte Orte abgerechnet, das. raupehe Klima diefer Region. 


3. Die Donauregion hat mit Ausnahme einiger füdliher Abhänge an der 
Donau (und an dem Bodenfee) kein Weinklima, ausgebreiteter iſt indeflen das 
Hopfenklima, und am meiften verbreitet: das Klima des Wintergeireides, Auf 
Sommergetreide und die natürliche, Produktion find nur die oben erwähnten 
raupen und waldigen Beragegenden befchränft. 


4. Das Klima der Mainregion ift ohngeachtet der nördlicheren Lage wegen 
ber geringeren Elevation milder, als das der Donaurepion, und zwar um fo 
milder, je mehr die Elevation nach dem Laufe des Mains abnimmt. Wenn in 
den oberen Maingegenden der Hopfen und die mit ihm gleiches Klima erfor 
dernden Garten und anderen Pflanzen vorziiglich gedeihen, ift der Weinbau in 
den niederen Maingegenden allgemein verbreitet; daß auch die bergigen Gegen: 
den des Granitgebirges, des Jurafallzuges u. f. w. nur für Sommergetreide 
oder natürliche Produktion geeignet feyen, ift befannt, 

5. Das mildefte Klima hat unftreitig die Rheinregion, wofür bie ausge- 
breitete Kultur des Weins und anderer edler Pflanzen zeugt. 


$.4. Die Pflanzen theilen fih in Beziehung auf das Klima in zwei 
Klaffen : 

1. in heimifche und 2. in nicht heimifche. 

Jeder Boden bringt unter einem beftimmten Klima Pflanzen hervor, welche 
für ſich ohne Fünftliche Hülfe der Menfchen entfliehen und ſich erhalten, dieſe 
nennt man bie Pflanzen der natürlichen Produktion, Pflanzen der Fünftlichen 
Produktion find diejenigen, welche ohne Zuthun der Menfchen nicht entflehen, 
oder wenn fie der pflegenden Hand des Menfchen entbehren, wieder verſchwin⸗ 
den. Daß nicht einheimifhe Pflanzen unter Hülfe der Menſchen afklimatifirt 
werden können, bedarf feines Beweiſes; unterdeffen hat diefe Afklimatifirung 
ihre Gränze. 

$.5. Die nicpteinpeimifchen Pflanzen, worunter die Obfbäume die größte 
Zahl ausmachen, theilen fi rüdfichtlich des Klimas in folhe, welche zu ihrem 
vollfändigen Gedeihen 1. des Weinklimas, 2. des Hopfenklimas, 3. des Win- 
lergetreidklimas und 4, des; Sommernetreidflimas. bedürfen. 

Zu 1. Im Weinklima gedeihen die edelſten Obfifrüchte, unfere Zone und 
die Wahl der zu ſetzenden Opftbäume (richtet fich hier nach den fpäter noch 
näher erörterten agronomiſchen und ökonomiſchen Berhältniffen. 

Zu 2. Im Hopfen» oder Hirfeflima find vorzugsweife die edleren Sor⸗ 
ten der Aepfel und Birnen, der Rufbäume, und unter gewiffen Berpältniffen 
auch die Kirfche und die Weichfel zur Anpflanzung geeignet. 

Zu 3. Im Wintergetreidellima iſt das Gedeihen der gemeinen Sorten ber 
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Aepfel und Kirſchen nur dann geſichert, wenn die Pflänzlinge unter denſelben 
tlimatiſchen Verhältniſſen gezogen, und daher erſt alklimatifirt worden find H. 

Zu 4. Im Sommergetreideklima hören die Pflanzungen der Dbftbäume, 
mit Ausnahme jener der Schwarzkirſche, Prunus avium, welde erfahrunge- 
mäßig auch: noch in dieſem ‚Klima forttömmt, im Freien auf. 

Zu 5. Unter den Gemeindebäumen,; worunter biejenigen verflanden wer» 
den, welche feine genießbaren Früchte hervorbringen, eignen ſich vorzugsweife 
zur Zierde und Belhattung in ber Nähe der Städte, die Roßkaſtanie, Alkazie, 
jedoch letztere nur an vor Winden geſchützten Standpunkten. 

$. 6. Die Bepflanzung. der Straßen mit einheimiſchen Bäumen und Ge- 
meinbäumen unterliegt in feinem Theile Bayerns einer Schwierigkeit, indeſſen 
ſind dieſelben nur auf jene Stellen zu beſchränken, in welchen das Gedeihen der 
Obſtbäume wegen klimatiſcher oder agronomifcher ?) Berhältniffe nicht mehr 
gefichert if. 

Unter den einheimifchen Pflanzen find. zur Anpflanzung an den Straßen 
am beften geeignet: 

1. die Ulme, 

2. die Linde, 

3. der Ahorn, 

4, die Efche, 

5. die graue Erle, 

6. die Weide, 

7. die Eiche, | 
8, der Bogelbeerbaum, und 

2 2 sh a ausnahmsweiſe. | 

Auch diefe einheimiſchen Pflanzen verlangen nicht gleiche klimatiſche Ber- 
pältniffe (Regionen) und man kann in dieſer Beziehung 1. die tiefe, 2. die 
mittlere und 3. die hohe Region unterfcheiden. 

Zu 1. Eine niedere Lage (Thalregion) und ein mehr warmes als Faltes, 
daher Wintergetreideklima erfordern zu ihrem guten Gedeihen die Eiche zc. 

3u 2. In einer mittelhohen Lage gedelhen noch die Ulme, Linde, bie 
Eiche, die Alpe, Pappel ꝛc. 

Zu 3. Einen ſehr hohen Stand mit faltem Klima ertragen noch der Ahorn 
und der Bogelbeerbaum. 

B. Bahl der Bäume nah dem. Boden. 
$. 7. Die Produktivität des Bodens, ift auch bei gleichen Himatifchen 





1) Daher die Bervolllommnung ber Baumfchulen in allen Induſtrie - Schul- 
gärten unumgänglich nothwendig erſcheint. — 


2) In dichtgeſchloſſenen Waldrevieren wird im Allgemeinen nur bie Pflanz 


ung mit Gemeinbäumen ſtattfinden, wozu ſich bei entſprechenden Boden⸗ 
verhältniffen am beften die Eiche a ⸗ — 
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Berhältniffen auf den verſchiedenen "Stellen der Erboberfläche verſchieden. Die 
Beftandiheile bes Aderbodens dienen bei. der Begetation auf eine dreifache 
Beife, 1. indem fie den gehörigen Stand. ben Bewurzelung darbieten, 2. einen 
angemefienen Einfluß der atmosppärifchen Luft und Feuchtigkeit vermitteln, 
3, und unmittelbar zur Ernährung der Pflanzen dienen, oder ben Behälter der 
pflanzennährenden Stoffe bilden. Auf dieſe die Vegetation bebingenden Ber- 
hältniffe des Bodens haben Mifchung und Ziefe der Krumslinterlage, und Rage 
des Bodens Einfluß. 


a) Bon dem gehörigen Standorte ber Bäume, 

$.8. Die richtige Wahl des Standortes der Bäume hängt 

1. von der Artbarleit und Roderbeit, 

2. von ber Ziefe der Krume und 

3. von der Lage des Bodens ab. ni 

Zu 1. Artbar ift der Aderboden ; ſoweit die Krume mit Pflanzenmober 
durhdrungen , und fomit den Pflanzenwurzeln zugänglich ift, ber Fels, das 
Sieingeröfle, der rohe Lehm, rohe Mergel und rohe Sand find daher unartbar. 
Der unartbare Boden ift zur Probuftion der höheren und edleren Pflanzen uns 
tauglih, daher beim Ausfeßen der Bäume die Wurzeln derfelben nur mit arte 
barer Krume in Berührung fommen dürfen. 

Da der Aderboden der Standort der Pflanzen ift, welche mit ihren Wur⸗ 
zeln fih- in den Zwiſcheuräumen der Krume befeftiget, fo ift Mar, daß ein zu 
farker Zufammenpang des Bodens der Ausbreitung der Pftanzenwurzeln in 
eben dem Grade entgegenfleht, in welchem eine zu große Roderheit ber Wur⸗ 
jeln keine hinreichende Befeftigung gewährt. Da der Grad der Loderheit des 
Bodens mit der Schtwierigfeit der Bearbeitung im geraden Berpältniffe ſteht, 
fo bezeichnet der Landwitih den lockeren Boden mit dem Namen des leichten, 
den fompakten und zufammenhängenden- aber mit dem Namen bes fehweren 
Bodens, Im Allgemeinen il der Boden um fo lockerer (leichter), je mehr er 
fandige oder humofe Theile enthält, und er wird um fo fompalter (ſchwerer), 
je mehr die lehmigen und thonigen Theile vorwalten. 

Den der Begetation zufagendflen Grad der Toderheit hat In der Regel der 
Boden der aufgefhwernmten Flußthäler. Die Mittel, den fehlerhaften Zuſam ⸗ 
menhang der Krume in ein ber Vegetation‘ zufagendes Verhältniß zu feben, 
find dem Landwirthe in der Fünftlihen Miſchuug ver Bodenarten und zum 
Theile auch in ver Düngung gegeben. 

Zu 2. Eine angemeflene Ziefe der Krumen iſt —— aller Pflan⸗ 
zen im Allgemeinen und der tiefwurzelnden Bäume insbeſondere nothwendig, 
und man kann annehmen, daß ein Boden, deſſen Tiefe unter drei Zoll fintt, 
für die künſtliche Produktion aller Pflanzen, und für die natürliche Produktion 
der Bäume ganz untauglich ſey, daher der zu ſeichte Boden da, wo die Unter 
lage artbar if, oder aribar gemacht werden * — und wo dleſes nicht 
der Fall if, erhöht werben muß.’ i 
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Zu 3. Es if Raturgeſetz, daß:alle größeren Pflanzen nur in fenfrechter 
Stellung bei horizontaler Bodenflädhe zur volllommenften Entwidlung gelangen 
tönnen, und daß daher nur auf einer, wenn auch. Heinen horizontalen Fläche, 
die Wurzeln ſich nach allen Seiten gleichförmig verbreiten können. 

ge größer die Neigung nun eines Abhanges iſt, deflo mehr find bie 
Bäume zu einer widernatürlichen Ausbreitung ihrer Wurzeln nach einer Rich- 
tung gezwungen. Aus diefem Grunde dürfen daher ‚die Bäume nicht zu nahe 
an den Rand des Chauffeegrabens gefeßt werden, und können biefelben nur 
an Abhänge, welche unmittelbar von dem Banquet ber Straße beginnen, ge- 
pflanzt werden, fo ift dem Bette des zu feßenden - Baumes eine angemeflene 
Terraffirung zu geben. 

b) Bon der gehörigen Feuchtigkeit des Bodens, 

$. 9. Eine der Begetation entfprechende Feuchtigkeit ift die zweite Beding- 
ung der Produktion, theils weil das Wafler ſelbſt den größten Beſtandtheil 
aller Begetabilien ausmacht, theils weil die-Naprungsfioffe den Pflanzen nur 
im aufgelösten Zuftande zur Ernährung dienen können. Im Mangel und 
Veberfluß der Feuchtigkeit liegt Unfruchtbarkeit. 

Der Ueberfluß an Feuchtigkeit liegt entweder in der Atmosphäre, oder in 
dem Boden. Waflerüberflug kann durch eine zu große, -waflerfaffende und 
waflerhaltende Kraft (große Waflerhaltigfeit der Krume), durch einen für das 
Waſſer undurchdringlichen Untergrund, durch ebene Lage, durch Ueberfirömungen 
von Flüffen und Bächen, dur Quellen und Durfiderung aus dem Unter- 
grunde.u. f. w. herbeigeführt werben. 

Naffe, zum Aderbaue nicht: geeiguete Gründe geſtatten, wie auch immer 
Klima und Boden fonft befpaffen fepn mögen, keine andere Baumpflanzung, 
als die der Erlen und Weiden. Beſteht der naſſe Boden aus einer Moor- oder 
Torferde, fo muß biefe mit mineralifhen- Subſtanzen, 3. B. Straßenkoth ge- 
mengt, und auf biefe Art die — des Bodens der Vegetation anpaſſend 
gemacht werden. 

Der Mangel an Feuchtigkeit liegt am- häufigfien in einer zu feichten Krume, 
deren waflerfaffende und wafferhaltende Kraft gering if, an einem wafferburd: 
laſſenden Untergrunde, oder in einer zu großen Neigung ber Bodenfläche. 

$. 10. Zu den irodenen oder hißigen Bodenarten werden vorzugsweiſe 
gerechnet : 

1. der Quarzſandboden, welder in — beſonders im Rezattreife, 
in einem großen Theile bes Iinier- und Obermainkreifes, und in einem Tpeile 
des Regenfreifes, dann in den Landgerichten Hirſchau, Naabburg, Schwandorf, 
Neuburg vor dem Walde, ziemlich ausgebreitet if, 

Derfelbe entftand theils durch Anſchwemmung, theils durch Berwitterung 
des Sandfleines. Je weniger ber Quarzſandboden thonige, kallige oder 
humoſe Theile enthält, und je größer: bie Körner .des Sandes find, deſto ge» 
ringer if feine Produktivität, deſto ſchwieriger die Zucht der Bäume, Nah ben 
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biöperigen Erfahrungen widerfieht die Ulme noch am meiften der Dürre, Ent» 
hält der Quarzſandboden bei einer gehörigen Tiefe etwas Feuchtigkeit, fo ge 
deipen auf demfelben noch die Linde und die Eiche, welche letztere befonders bei 
Straßenzügen durch. Waldungen zu wählen if. 

2. Der Granitſandboden, welcher frudtbarer als der Quarzſandboden if, 
und ſich nicht felten auf den Höhen des bayerifchen » böpmifchen Granitgebirges 
im fogenannten bayeriichen Walde, im öftlihen Theile der Oberpfalz und im 
Bihtelgebirge findet. 

Der geeigneifte Baum, fowohl für Boden als Lage, ift der Ahorn, welcher 
auch nach Umſtänden durch den Bogelbeerbaum erfeßt werden kann. 

3. Der trodene Kallboden, welcher fowohl auf Höhen als Nieverungen 
fehr ausgebreitet iſt. — Es beftehen nicht nur die bayerifchen Alpen und ihre 
Borberge, dann das einen großen Theil des Landes zwifchen den Alpen und 
ber Donau bedeckende Steingerölle, fondern auch die fchwäbifche, durch bie 
tandgerichte Nördlingen, Heldenheim, Monpeim, Weiſſenburg, Eichſtädt, Kipfen- 
berg, Greding Beilngries, Kelipeim, Hemau, Burglengenfeld, Neumarkt, Hers⸗ 
brud, Sulzbach, Gräfenberg Hinziepende Alpe aus Kalt oder Mergel. — Ferner 
M dad ganze Land zwifhen den beiden Krümmungen des Mains in ber Linie 
von Schweinfurt bis Wertheim Kallland , für welches die Eſche unter allen 
Bäumen entfchieden die vorzüglichſte Pflanzung if. Nur für fehr hoch gelegene 
Gegenden: muß flatt der. Efche der Ahorn gewählt werben. 

4, Der ausgetrofnete Humusboden, Wenn Torfmoore auf. eine unzweck⸗ 
mäßige: Weiſe trocken gelegt werden , fo: verfallen fie nicht felten aus der. Waf- 
ferfuht in die Dürrfucht, welches letztere Uebel fat noch ſchlimmer, ald das 
erflere:ift, denn unter allen Bodenarten ifk der dürre Moorboden am ſchwerſten 
zur Produktion zw zwingen. Auf demfelben muß man fich: daher mit ber fonft 
nit. fehr empfeplungswerthen Aspe begnügen, 

$. 11. Ein feuchter (weder zu naffer, noch zu trodener) Boden, welcher 
ſich meiſtens in aufgeſchwemmten Riederungen der Flußthäler, auf dem lehm⸗ 
igen und mergeligen Hügellande, auf den fanften Hängen der Urgebirge u. f. w. 
Andet, ift für die Kuktur der meiften land » und forſtwirthſchaftlichen Pflanzen 
der geeignetſte; diefer Boden ift es, welcher unter günftigen EHimatifchen Ber- 
hältniffen die größte Maffe der Getreide- und Futterpflangen hervorbringt, und 
auf welchem auch faſt alle bisher aufgeführten Gemeinbäume und bei günftinem 
Klima auch alle angeführten Obfibäume gedeihen. 

e) Bon den pflanzeunährenden Stoffen. 

$. 12. Die Beflandtpeile des Bodens dienen tpells felbft zur Pflanzen- 
nahrung, thells bilden fie den Behälter für die dem Boden Fünftlich übergebenen 
büngenden Subflanzgen. Nicht alle Pflanzen verlangen ein gleiches Maß von 
Roprungsftoffen ; im Allgemeinen find die ausdauernden Pflanzen genügfamer, 
als die jährigen; die einheimifchen und Gemeinbäume erheifchen weniger künſt⸗ 
liche Zubereitung des Bodens, als die nichteinheimifchen und bie Obfibäume. 
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Am beften und woplfeilfien wird das Gebeihen der Bäume durch die Anpflanz- 
ung an dem Rande eines in Kultur ſtehenden Feldes erreicht, weil fie auf die- 
ſem Standorte an allen Bedingungen der Fünftlichen Kultur Theil nehmen. 
Daß die öftere Loderung des Bodens durch die Aderwerkjeuge der Ausbreitung 
der Baummurzeln, und daher dem Gedeihen der Bäume nicht nachtpeilig ſep, 
lehrt das Beifpiel des mit dem Obfibaum verbundenen Ackerdaues. Wo eine 
Anpflanzung der Art nicht flatt finden fann, muß der Boden vor ber Auf- 
nahme des Baumes eine künſtliche Zubereitung .erhalten, welde 
vorzüglih in der LZoderung und Bildung einer artbaren Krume 
zu einer gehörigen Tiefe beftept. Eine frifhe Düngung des Bodens 
iſt nicht nothiwendig. Wo auf feichtem Boden die Bildung einer fünftliden 
Krume mit großen Schwierigfeiten verbunden if, fann der Kot 
aus den Straßengräben, oder von ber Straße felbfk dazu ger 
nommen werben. Diefed muß jedoch erft eine gehörige Zubereitung erhal» 
ten. Der Straßenkoth befteht nämlich aus einer Menge von mechaniſch ver- 
Heinerten Mineralien und Exkrementen der Tpiere, und ift nach Verſchiedenheit 
ber zum Befchütten ber Straße. genommenen Steine felbft ‚wieder verſchieden. 

- Wenn aud nicht geläugnet werben kann, baß reine Quarz⸗ ober Kiefelfteine 
wenig, felbft int gepulverten Zuftande zur Begetation geeignet find, fo bleibt 
deſſen ohngeachtet der Straßen. und Grabenkoth im Allgemeinenzein wichtiges 
Material für die Baumpflanzungen. Derfelbe muß indeſſen, nachdem er in die 
Nähe des Plabes, wohin der Baum zu ſtehen kommt, gebracht worden, mit 
gewöhnlicher Adererde, Baufchutt, gebranntem Kalt, Mergel und ähnlichen Kör- 
yern, wie fle unter verfchlevenen Berhältniffen zu erhalten find, gemengt und 
während eines Zeitraumes von 2 Jahren den Einwirfungen der Atmosphäre 
ausgefeßt werben, damit die fo notpwendige Zerfeßung der mechanifchgepulver- 
ten Mineralien und die Berbindung berfelben mit ben humofen und büngeuben 
Subſtanzen überhaupt erfolgen könne. 

Sehr zwedmäßig if es, diefe Kompofte — umzuflechen. 
$. 13. Rachflehende Tabelle bietet eine Ueberſicht der nach Boden und 
Klima zu wählenden Baumarten dar: 
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©. Bon den befonderen Zweden bei der Wahl der Bäume zur 
Anpflanzung an den Straßen, 


$. 14. Jede Produktion Hat einen beflimmten Zwed, und zwar entweder 


1, Die Erzielung der möglichft größten Rente, oder 

2. Die Erreichung allgemeiner flaatsbürgerliher Nutzungen. Daß bei Be 
pflanzung der Landſtraßen mit Bäumen nicht der Bezug einer aus ben ver- 
wendeten Kapitalien zu ziehenden möglihft großen Rente der Hauptzweck feyn 
kann, ift ebenfo einleuchtend, als bei diefen Anpflanzungen, übrigens aud bie 
Erreichung einer mäßigen Rente nicht gänzlich ausgefchloffen bleibt. Der Haupt- 
zweck der Bepflanzung der Straßen ift jedoch opnflreitig ein ftaatsbürgerlicher, 
und befteht einerfeits in der Berfihönerung des Landes, andererfeits in ben 
Bortpeilen, welche die Reifenden durch den Schuß gegen Hibe, Stürme u, f. w. 
genießen, 

Noch wenig berüdfichtiget find die vortheilgaften Wirkungen, welche bie 
Baumpflanzungen auf die Befchaffenheit des Klimas und daher auf die Bege- 
tation ausüben, indem fie die Heftigkelt der Winde mäßigen, die Austrodnung 
des Bodens vermindern und überhaupt die Berflüchtigung ber Iuftförmigen 
büngenden Subflanzen, welche ſich befländig aus dem Boden entwideln, ver 
hindern, 

Die eigentlichen privativen Nußungen, welche diefe Anpflanzungen gewäh- 
ven, beſſehen in den jährlichen: Erträgniffen an Früchten und Laub, welche theils 
als Futter, theils ald Streu verwendet werden, uud endlich in bem Holze bei 
dem künſtlichen oder natürlichen Tode des Baumes. 


$. 15: Der Nußen der Früchte der Obſtbäume ift befannt. Unter den 
verfihiedenen Obſtbäumen eignen ſich der Apfel- und Nußbaum im den ihnen‘ 
jugewiefenen Regionen deßwegen am beften zu Anpflanzungen an Straßen, 
weil 

t. diefe Bäume cine bedeutende Höhe und Größe erreichen, 

2. die Früchte fich fehr gut aufbewahren und zum Berkaufe bringen laffen, 
und wenn biefed nicht der Fall ift, 

3. die Aepfel zur Bereitung von Wein, und die Nüffe zur Gewinnung von 
Del benüßt werben können, 

Die Aepfel haben überdies noch den Bortheil der Teichten Erndte. 


Beniger geeignet find die Birnen, theild weil im Allgemeinen der Birn⸗ 
baum befiere klimatiſche und agromatifche Berhältniffe verlangt, ald der Apfel- 
baum, theils weil die Birne fich weniger gut aufbewahren und verwenden läßt, 
als der Apfel, wo indeffen die Zucht der Birnbäume, fowie die Verwendung 
der Früchte derfelben, 3. B. zum Dörren, ſchon allgemein verbreitet if, Taun 
auch diefe Obfigattung zur Pflanzung gewählt werden. Nod weniger find 
aber Pflaumen oder Kirchen allgemein anzuempfehlen, theils weil diefe Bäume, 
namentlich der -Pflaumenbaum zu Hein bleiben, theild weil die Früchte ber 
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felben, nämlich die Kirfchen, dem Bogelfraße zu fehr ausgefeßt find, und bie 
‚Erndte viele Mühe verurfadht. 

Gleichwohl verdient die Schwarzlirfhe, deren Berwendung zu Bereitung 
bes Kirſchwaſſers befannt if, und deren Holz fehr gefchäßt ift, für das Som⸗ 
mergetreidklima alle Aufmerkfamfeit, 

Wo der Wallnußbaum forttömmt, wünfhen Seine Majeflät der Kö» 
nig benfelben vorzugsweiſe in großen Alleen angewendet zu wiflen, da derfelbe 
ebenfo ſchön und großartig, ald nußbringend if. 


$. 16, Unter den Gemeinbäumen können natürlich nur Laubbäume ge- 
nommen werden, und unter biefen gewähren die Efche, der Ahorn, die Ulme 
und die Linde den größten Nußen, indem diefe Baumarten nicht nur vortreff- 
liches Werkpolz, fondern in ihren Blättern auch Futter und Streu liefern, die 
Linde Liefert vorzugsweife in ihren Blüthen Nahrung für Bienen, und ihre 
Schaftrinde fehr nützlichen Baſt. Der Nutzen der Loh gebenden Eiche ift be> 
fannt, Da indeſſen diefe beiden Ießteren Baumarten weit langſamer, als die 
erfigenannten wachfen, fo find unter den Gemeinbäumen die Efrhe, der Ahorn 
und bie Ulme die wictigfien und brauchbarſten zur Bildung der Straßenalleen, 
wenn nicht durch befondere Örtliche Berhältniffe die Pflanzung einer anderen 
Baumart ben Vorzug verdient, wie biefes bei der Erle und Weide für vaflen 
Boden der Fall if. 


§. 17. Hauptregel muß feyn und bleiben, die Bäume nit 
zu vermifchen, fondern zu jeder Allee nur eine, und zwar bie der Gegend, 
dem Klima und den fonfligen Berhältniffen zufagendften zu verwenden. 

Den größten Ertrag werben ſolche Anlagen noch bei Einführung einer 
fihern forfimännifchen Bewirthfrhaftung gewähren, 


Bedenkt man nämlich, daß die angeführten Bäume nah 40 — 50 Jahren 
das höchſte Wachsthum überfohritten haben und zurüdzugehen drohen, fo liegt 
auch der Gedanke ganz nahe, felbe in diefem Alter allmählig durch junge Pflans» 
zungen zu erfeßen. Schlägt man nun in einer Allee, welche feit 50 Jahren 
befteht, alljährlich den 50. Baum und erfegt ihn durch junge Stämmen, fo 
würde das erfiemal nach 100 Jahren (vom Beginne der Pflanzung an), in der 
Folge aber jedesmal nach 50 Jahren die Verjüngung vollendet feyn. 


Bon 1000 Stämmen würden auf diefe Weife alljährlich 20 gefchlagen, eine 
fo unbedeutende Anzahl, daß die Lüden kaum bemerkt würden. Der Werth 
biefer 20 Stämme beiträge aber nach mäßigem Ueberfchlage an Nutz- und Kopl- 
holz ungefähr 200 fl. 

Nehmen wir die Zahl der im ganzen Reiche an den Straßen gepflanzten 
Gemeinbäumen zu 600,000 an, fo ergäbe fich ein Totalwerth von -6,000,000 fl. 
und zur jährlichen Fällung 12,000 Stämme im Werthe von 120,000 fl., over 
wenn man ber möglichen Hinderniffe wegen die Summe um ein Dritipeil 
bherabfeßte, 8000 Stämme mit dem Werthe von 80,000 fl,, eine Rente, welche 
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ansreihen dürfte, die Koſten aller Straßenanpflangungen für die Zufunft aus 
dem Ertrage der Anpflanzungen felbft zu deden. 


Abſchn. U. Bon der Erziehung der Bäumchen in den Baum- 
ſchulen. 

$. 18. Für Anpflanzungen von Alleen an den Straßen iſt es doppelt noth⸗ 
wendig, den jungen Stamm gehörig vorzubereiten und flart werben zu laffen, 
weil derfelbe bei fpäterer Auspflanzung an der Straße jedenfalls in eine ſchlech⸗ 
tere Lage verfeßt wird, ald andere Bäume der Nachbarfchaft, welchen Garten- 
ug, Düngung und überhaupt forgliche Pflege zu Theil wird. Aus bdiefen 
Gründen bietet auch die Produktion näher, befonders günftig liegender Gärten 
und Grundflüde feinen Maaßſtab für die Bereitwilligkeit des Bodens und Kli« 
mas, wenn es fih um Anpflanzungen an Straßen handelt. Dan kann im Ge 
gentheile nur dann auf den fiheren Erfolg folder Pflanzungen rechnen, wenn 
man 

a) die Forderungen an diefelben niedriger ſtellt, als die Probuftion ber 
umliegenden Grundflüde zu erlauben fcheint, aUo in der Wahl und Behand» 
lung der Bäume fih nach Gegenden richtet, welche verhältnifmäßig eine un- 
gänftigere Lage haben, als die wirklichen Umgebungen treffenden Landfiraßen, 

b) die Bäume fo nahe als möglih an ihrem künftigen Standorte aus 
Samen oder Stedreifern erzielt, und fie unter Umfländen aufwachſen Täßt, 
welche mit Berüdfichtigung ihrer Jugend ihrer fpäteren Stellung entfprechen, 

c) diefelben in den Baumfchulen gehörige Größe und Alter erreichen läßt, 
dur) öfteres Berfeßen den Wurzelftand auf die fünftige Auspflanzung vorbe» 
reitet, und wo Veredlung nöthig wird, die Edelreifer hiezu von gleichfalls ber 
reits in der Nähe akklimatifirter Sorten erwählt, 

d) das Auspflanzen felbft aber mit größter Sorgfalt vollführt und fpäter 
dem Baume möglichfien Schuß gewährt. . 

$. 19. Dem Punkte a. ift in der vorhergegangenen Belehrung über bie 
Wahl der Bäume ſchon dadurch entfprochen worden, daß für jede Gegend foldhe 
Baumarten bezeichnet find, die gewöhnlich unter minder günftigen Berhältniffen 
des Klimas und Bodens noch gut gedeihen. (Siehe Tab. $. 13.) 

$. 20. Zu b. Zur Erreichung diefes Zweckes find den mit Alleen zu be- 
fegenden Landſtraßen nahe liegende Baumfchulen unumgänglich notwendig, 
denn nur in diefen können die Bäume auf eine ihrem künftigen Standorte ent« 
fprehende Weife erzogen werben. Hiezu bieten die Schulgärten, für welche die 
Baumpflanzungen bereits vorgefehrieben find, die geeigneifie Gelegenheit ohne 
irgend eine Befchwerde für die Gemeinde dar. 

Es follen daher von nun an die Schulgärten dem Zwede der Baumzucht, 
und zwar in der Art gewidmet werben, daß jedes Kind darin im der Zucht nnd 
Beredlung der Bäume gründlichen Unterricht finde, und daß die für die An« 
pflanzung der Haupt» und Bisinafftragen in der Gemeindemarkung nicht nö⸗ 
tigen Bäume den Ortseinwohnern, und wo möglich, den fie veredelt Habenden, 


174 Viertes Buch. — Vollswirthſchaft. 


oder deren Eltern zur Anpflanzung in den Hausgärten ober Feldungen unent⸗ 
geldlich abgetreten werben. 
a) Bon der Anzucht der Obfibäume in den Baumfchulen, 

$. 21. Obfifamen kann fich faft jede Gemeinde felbft verfchaffen. Man 
wäplt hiezu für die vorgefchriebenen Aecpfelbäume den gemeinen wilden Holz» 
apfelbaum. — Um die Kerne in ihrer Reimfähigfeit zu erhalten, bewahrt man 
die völlig reif gefammelten Aepfel auf, bis im November die Ausfaat gefchehen 
fol, zerftampft diefelben ſodann mit einer hölzernen Keule, wirft das Zerbrödelte 
ind Waffer, und wählt die zu Boden fallenden Kerne als zur Ausfaat völlig 
tauglid. Auch Tann man aus den Treflern der gefelterten wirtpfcpaftlichen 
Aepfel, wenn felbe noch halb wilde Sorten find, die Kerne auf diefelte Weife 
fondern und zur Ausſaat gebrauden, 

Die Schwarzkirſchen läßt man fo lange liegen, bis das Fleifch zu faulen, 
oder zu vertrodnen anfängt, fondert fodann durch Kneten mit der Hand in 
einem Gefäße mit Waffer die Kerne von dieſem Fleiſche, miſcht felbe mit 
trodenem Sand und bewahrt fie in einem Topf, den man an einem fihattigen 
Orte in die Erde gräbt, und um die Mäufe abzupalten, mit einem Steine be» 
beit. Die Ausfaat auf die befonders hergerichteten Saatbeete geſchieht im Ro⸗ 
vember. Als Saatbeet nimmt man ein Stüdchen Gartenland, welches nicht 
fehattig und dumpfig gelegen if. IA der Boden mager, fo wirb berfelbe mit 
altem abgefaulten Dünger oder Holgerde u. dgl. verbeffert, und den Sommer 
über mit Salat oder Sommergemüfe bepflanzt, im September aber jedenfalls 
gut umgegraben und biefe Arbeit zu Ende Octobers wiederholt. Ein Stückchen 
Land von 5 Fuß Länge und 3 Fuß Breite ift zur Ausſaat hinreichend, 

Loderer, Eräftiger, aber nicht frifch gebüngter Boden ift am beflen geeignet, 
denn man darf die erfi fpäter in ber Baumſchule an mageren Boden zu ge- 
wöhnende Pflanze bei ihrem Auffeimen auf dem Saatberte auf feine Weife 
verfümmern und am freudigen Emporfproffen hindern. Das Samenbeet wird 
böchftens 3%, Fuß breit angelegt, damit man, ohne hinein zu treten, von beiden 
Seiten jäten kann. Die Aepfelferne fät man in, nach der Gartenfohnur 6 Zoll 
weit von einander gezogene und 1 big 1'/, Zoll tiefe Rinnen, indem man gute 
Erbe bis zur völligen Ausfüllung darauf bringt. 

Die Kirfchlerne legt man 2 Zoll tief und 2— 3 Zoll auseinander. Die 
nöthige gute Erde (Miftbeeterde) zum Deden der Rinnen bereitet man fih am 
leichteften, indem man gleiche Theile guten Raſen, verweſten Kuhbünger und 
Laub fchichtenweife auf einander febt, und die Mafle während des Sommers 
einigemale durcheinander ſticht. Im nädhften Jahre if die Erde ſchon brauch 
bar, Bor Hühnern und Mäufen find die Samenbeete auf das Sorglichfie zu 
verwahren, In dem, auf die Ausfaat folgenden Sommer werden die aufgehen- 
den Sämlinge fleißig nejätet, und bei trodenem Wetter mit dem auf die Gieß⸗ 
kanne aufgefeßten Sprigkolben begoffen. Bei folder Vehandlung ‚werben fie in 
biefem Jahre noch 10—12 300 Hoch, und können im darauffolgenden Früplinge 
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bereits verfeßt werben; find jebod durch einen Zufall bie meiſten aufgegangenen 
Simlinge ſchwach geblieben, fo läßt man bie ganze Ausfaat lieber no ein 
Jahr in dem Samenbeete ſtehen. Im Herbfte vor bem Berfeben wirb ber bazu 
beftimmte Platz in der Baumfchule hergerichtet, 

$.22. Die Baumfchule fol tiefen guten Boden und eine wo möglich gegen 
Morgen und Mittag gerichtete Lage haben. Schuß gegen Norden durch Ge- 
bäude, hope Bäume ober Anhöhen ift wünfchenswerth, doch muß ber Plaß Iuf- 
fig und fonnig, und keineswegs vor ben Oftwinden und der Kälte abgefehloffen 
feyn, damit die jungen Däumden an alle Beränderungen der Atmosphäre ge- 
wöhnt und dagegen abgehärtet werben. AU zu naffer, ſchwerer ober gar zu 
magerer Boden ift unbrauchbar, Zu fihwerer Boden wirb mit loderem (Fluß⸗ 
fand oder Straßenkoth) gemifcht, frifch und fettgebüngte Erde muß zuerft mit 
Sommerfrüchten bepflanzt werben. Zur Anlage einer Baumfchule, welche nad» 
haltig alljährlich 150 Stämmchen abgeben kann, erfcheinen 5 bayerifche Tag 
wert (8000 TI Fuß) für hinreichend, Das Herrichten derfelben befteht im Um⸗ 
graben der ganzen fruchtbaren Erdſchichte, welche nicht unter 2 Fuß tief feyn 
darf. 

Bo die fruchtbare Erde fehlt, iſt ſolche aus verweſten Rafen, Laub, wo 
möglih Dünger u. f. w. künſtlich herzuftellen. 

Der große Bortheil, welcher durch die Anlegung von Baumſchulen in ben 
Säulgärten erwächſt, befchräntt fich indeſſen nicht allein auf die Straßenpflanz- 
ungen, obgleich fchon hierdurch die Gemeinden im Bergleih mit den bisherigen 
Anfaufstoften für fchledhte, jedes Jahr neu zu erfeßende Bäume volle Ent⸗ 
Mädigung finden, fondern die Anftalten Tiefern, wenn die Alleepflanzungen 
vollendet feyn werden, dem Landmanne eine hinreichende Anzahl zweckmäßig 
erjogener, gefunber, bauerhafter nnd mwohlfeller Bäume zu feiner Privatnußung. 

9 23, Das Berfeben gefchieht von Ende März bie Ende April, zuerſt die 
Sirfihen, fodann die Aepfel. Beim Ausgraben müſſen befonders die zarten 
daſerwurzeln gefchont werben, hiezu if zweckmäßig, einen zwei Fuß tiefen Gra- 
ben an dem Rande des Saamenbeeted auszuwerfen, und von da aus bie Wur- 
jeln zu untergraben, wo ſich dann die Stämmchen leicht herausnehmen Taffen. 
Man gräbt nie mehr Pflänzlinge aus, als man in einem Tage feten kann, 
und bedeckt diefelben fogleich mit einem naſſen Tuche, oder ſtellt fie in ein Ge- 
fäß mit Wafler, damit die zarten Wurzelfafern nicht dvertrodnen, dann wirb bie 
Paplwurzel jedes Baͤumchens auf die Hälfte ihrer Länge abgeſchnitten, haben 
NG aber ſtarke Seitenwurzeln gebildet, fo ſchneidet man die Pfahlwurzel, 
dit unter diefen weg. ZA gar keine Pfahlwurzel vorhanden, fondern theilt 
N die Wurzel in mehrere Aefte, fo befchneivet man blos bie befchädigten Ende 
der Faſern. 

Auf dem ſchon im verfloffenen Herbſte zubereiteten Yande werden 2 Fuß 
don einander entfernte 1 Fuß tiefe und breite Gräben in Linien, wo möglich 
der Befonnung wegen von Mittag nach Mitternacht gezogen. 
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In diefe fegt man die Bäumchen: 2 Fuß weit auseinander, nicht viel tiefer, 
als fie faßen, indem man auf einem Häufchen in dem Graben gefchütteter 
Erde ihre Burzeln ausbreitet, und felbe ohne viel zu rütteln, mit feiner Erde 
bevedt. Vorher wird jedoch das Stämmchen auf eine Fänge von 6 — 8 Zoll 
zurüdgefchnitten, und nach dem Hinſetzen hinreichend begoflen. 


Wenn die Knoſpen ausbrechen, drüdt man die untern bis auf die drei 
oberften vorfihtig ab, und wählt unter den drei audlaufenden die flärkfte zur 
Kortfeßung des Stammes, worauf im nächften Frühjahre die beiden andern 
glatt abgefihnitten und die Wunde mit Baumwachs verklebt wird. Den Som- 
mer hindurch wird der Boden zwifchen den Stämmden einigemalfe mit Bor«- 
fiht aufgelodert, damit die Wurzeln nicht verlegt werden. Bas Unkraut wird 
forgfältig gejätet und die Pflanze bei trodenem Wetter Abends begoffen. 


$. 24 Das Beredeln der Schwarzfirfche erfcheint für Alleepflanzungen 
noch mißlich, und es if am beften, felbe als Wildſtämme zu erziehen, weil auf 
diefe Weife Frucht und Holz dennoch ihre Nußung gewähren. Die Aepfel 
tönnen entweder gleich im dritten Jahre über die Erve für Alleebäume zwed- 
mäßiger dann veredelt werden, wenn fie eine Schafthöhe von 7 Fuß erreicht 
haben. Beides geſchieht am Beten durch Dfuliren auf das fihlafende Auge. 


Die Evelreifer follen von in der Nahbarfchaft erprobten Sorten genommen 
werden, weil bei Alleepflangungen vorzüglich auf das fichere Fortkommen ge» 
halten werden muß. Hiebei ift befonders darauf zu fehen, daß die gewählten 
Sorten ftarkes, dauerhaftes Holz machen, die firengen Winter gut aushalten, 
fpät blühen, um nicht fo fehr von Nachtfröſten zu leiven, und zwar gutes, aber 
wo möglich nicht durch hohe Färbung befonders lodendes Dbf geben. — Die 
weitere Zucht der Wildlinge oder veredelten Stämmchen, bis fie zur Auspflan- 
zung tauglich find, befteht vorzüglich in der Bildung des Stammes und der 
Krone, 

Will man die Wildlinge erft hochſtämmig verebeln, fo läßt man fie wach- 
fen, bis fie die Schafthöhe von 7 bis 8 Fuß erreicht haben, und ſchneidet in je» 
dem Frühiapre die an dem Hochſtamme befindlichen Seitentriebe rein hinweg, 
damit die Schnitte während des Sommers heilen können. 


Erft wenn der Stamm die verlangte Höhe erreicht hat, ofulirt man den 
Haupttrieb bei ungefähr 7 Fuß Höhe auf das fehlafende Auge, oder kopulirt 
ipn im folgenden Frübjahre. Aus dem Edelreife wird die Krone gezogen, in⸗ 
dem man dasfelbe bei Dfulanden bis auf bie zu den Kronäften nöthige Augen» 
zahl (A — 5) einfürzt. Beim. Kopuliren muß gleih in der Wapl des Evel- 
reifes darauf gefehen werden, daß die Augen (wenigſtens 4) zu einer fräftigen 
Krone paflend ftehen. 

Hat der Wildling bereits in diefer Höhe die Krone gebildet, fo veredelt 
man die Aeftle durch Dfuliren. Um die hiezu nötpigen jährigen Triebe zu er» 
halten, fchneidet man biefe Aefte bis auf das unterfte, nach außen flehende Auge 


Zweite Abtheilung. — Handel und Gewerbe. 177 


zuräd, und okulirt den aus bemfelben entfprungenen Zweig im Auguft desfel- 
ven Jahres auf feine äußere Seite, 


Stämmen, welche gleich über der Erbe zu Hochſtämmen veredelt wurden, 
werben anf folgende Welfe behandelt. 


Im Frühjahre nach ber Beredlung, ehe das eingefehte Auge zu treiben an- 
fängt, wird der Wildling dicht ober dem Auge fchief von hinten nach dem Auge 
aufwärts abgefipnitten, und die Wunde mit Baumwachs verklebt. Der aus- 
laufende Edeltrieb wird wegen Gefahr des Abbrechend durch Stürme an ein 
Rarkes Staͤbchen vorfichtig mit Baft oder Binfen angebunden, und bie unter- 
halb am Wildling vortreibenden Augen müffen fleißig abgebrüdt ober abge- 
fhnitten werben, um den Saft dem Edelreife zuzuleiten. Sonft wird in dieſem 
und dem folgenden Jahre an dem Edelreiſe nichts abgefchnitten. Die ftärkere 
Endfnofpe verlängert den Stamm, und die Seitenfnofpen treiben jetzt Neben- 
jweige, die aber nur für den Fall befchnitten werden dürfen, wenn felbe zu 
üppig heranwachfen, oder wenn einer der oberen eine Gabel zu bilden broßt. 
!ehtere müſſen im Frühjahre dicht an der Rinde meggefchnitten werden. 
Rihme man dem Baume alle feine Seitenzweige, fo bliebe er unten bünn und 
Ihwadh, und würde oben, wo die Kronäfte ihre Nahrung geben, did, da be- 
fanntlih der herabſteigende Saft die Pflanze ernährt. Solches Wachsthum 
hat außer der Mißgefalt den Nachtheil, daß die Bäume während einer Tangen 
Reife von Jahren des Pfahles nicht entbehren können. Bei der oben ange- 
führten Behandlung dagegen erreicht der Baum bei gutem Boden und gehöriger 
Bewurzelung ſchon im zweiten, höchftens dritten Jahre nach der Veredlung die 
Schafthöhe von 6 — 7 Fuß, und bedarf Feines Pfahles in der Baumfchule. 
Rur den Bäumchen, welche krumm wachfen, gibt man Pfähle, aber auch dieſen 
nit länger, als bis fie fich wieder gerade gezogen haben, 


Im dritten (nöthigen Falles vierten) Frühlinge nach dem Austreiben des 
olulirten Auges wird der Baum auf Schafthöhe von 7 Fuß von ber Stelle 
der Bereblung gerechnet, fo zurüdgefchnitten, daß aber biefe Höhe noch 5 — 6 
Augen zur Bildung der Krone flehen bleiben, und nun erft werden die Seiten« 
steige vom Schafte glatt über der Rinde weggenommen (ohne die Rinde felbft 
zu verlegen) und die Wunde verklebt. Bon den fich entwidelnden Kronäften 
läßt man die am regelmäßigften von einander entfernten drei bis vier ftehen, 
die übrigen nimmt man hinweg. Alle während des Sommers am Schaft vor- 
treibenden Augen brüdt, oder. wenn fie fhon Zweiglein gebildet haben, ſchnei⸗ 
det man glatt ab. Im nächften Frühjahre können die Bäume zur Auspflanzung 
abgegeben werben. Sollte der eine oder der andere Stamm die Schafthöhe 
noch nicht errreicht haben, fo läßt man ihn noch ein Jahr wachfen, aber ohne 
ferner zu ſchnelden. Hat ein folher zwar feine Höhe erreicht, iR aber dabei 
dünn und ſchwach, fo fehneivet man ipn zwar auf die gehörige Zahl der Augen 
wurüd, um die Krone zu bilden, nimmt aber die Seitenzweige am Schafte noch 
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nicht weg, fondern läßt felbe noch ein Jahr flefen, und entfernt nur. bie zu 
üppig wachſenden. 

‚Die Schwarzlirfpen werden als Wildſtämme erzogen, ihre Krone nad er- 
langter zwedmäßiger Höfe durch Einkürzen gebildet und bie Geitentriebe, wie 
oben angegeben worden, erſt gleichzeitig mit ber Bildung der Krone entfernt. 


b) Anzucht der Gemeinbäume, 

$. 25. Wo die Straßen der Gemeindemarfung nicht, oder nicht insgefammt 
mit Obfibäumen verfeßt find, fomit ein Hleinerer Theil des Schulgartens 
auch der Nachzucht anderer Baumforten zu widmen ift, muß Saatbeet und 
Baumfchule für die Gemeinbäume eben fo forgfältig, wie für die Obfibäume 
hergerichtet werben, denn es iſt eine ganz irrige Meinung, daß Gemeinbäume, 
wenn fie zweckmäßig erzogen werben follen, doch nur wenig oder feinen Schuß 
bedürfen. Bearbeitung des Bodens, Zäten und Degießen bei trodener Witter- 
ung findet bei ven Gemeinbäumen ebenfo, wie bei Obſtbäumen ftatt. Rüdfichtlich 
der Saat und Berpflangung ber einzelnen Arten ift Nachſtehendes zu beachten: 

a) aus Saamen find zu erziehen 

1. die Eſche, 
2. die Ulme, 
3, der Aborn, 
4. die Eiche, 
b) aus Wurzelfproffen oder Stödlingen werben gezogen 
1. die Linde, 
2. die Erle, 
3. bie Weide, 

«4, die Pappel. 

$. 26. a) Zucht aus Samen. 

1, Die Eſche (fraxinus excelsior). Die Samen werben im Herbfle in 1 300 
tiefe Rinnen gefäet, Teicht mit Erde bevedt und angegoſſen. Die im nächften 
Frühjahre aufgehenden Pflänzchen werden nah 2 Jahren ebenfalls im Früh⸗ 
jahre 1 Fuß weit audeinander in die Baumſchule verfegt. — Nah abermals 
2 Jahren wiederholt fih die Berpflanzung und die Bäumden kommen 
2’ weit von einander zu fliehen. Im 6. bis 7. Zahre werden fie zur Aus 
pflanzung tüchtig feyn. In Gegenden, wo viele Efchen wachen, kann 'man 
die Zucht aus Samen entbehren, indem man 2 — Zjährige Sämlinge im 
Freien auffucht, felbe im Frühjahre forgfältig auspebt und in die Baumfchule 
verpflanzt. Häufig gehen die Efchenfamen auch erft im zweiten Jahre auf. — 
Es muß hierauf bezüglich bei dem Jäten Rüdficht genommen werden. Sind 
bie meiften Sämlinge erft im zweiten Jahre aufgegangen, fo hat natürlich bie 
erfie Verpflanzung erft nach drei Jahren von der Ausſaat an, ftatt. 

2. Die Ulme (Ulmus campestris), auch Feldrüfler genannt, iſt ber dich⸗ 
teren fchönen Krone wegen der Slatterrüfter (Ulmus efflusa) vorzuziehen. Die 
Samen werden gleich nach der Reife im Juni auf das Saatbeet in felchte 
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Rinnen gefäet, fehr wenig mit Erde bevedt, und angegoflen. Sie gehen ſchon 
nah 2 — 4 Wochen auf. Nah 2 Jahren im Frühfapre werden fie 1’ aus 
einander, nach A Jahren zum zweiten Male 2' weit verpflanzt. Im 7. und 8, 
Jahre find fie zur Auspflanzung tauglich, 

3, Ahorn (Acer Pseudo Platanus). Die Samen werben am ficherfien im 
Frühjahre (März) gefäet und gehen dann nah 4 — 6 Wochen auf, Die Rin- 
nen werben 1” tief eingebrüdt, die Samen aber nur “ mit Erbe bedeckt. 
Die jungen Pflänzchen brauchen Schatten, es ift deßhalb gut, auf das Saat⸗ 
bet dünne Hafer auszufien. Im 3. Frühjahre werden die Pflänzchen das er- 
femal 1°, im 6, das zweitemal 2° weit in die Baumfchule verfeßt, nach 8 Jah⸗ 
ven find fie zur Auspflanzung tauglich, 

4. Die Eiche (Quercus pedunculata), Die Eicheln werben im November, 
oder wenn allzuftarker Mäuſefraß zu beforgen ficht, im März 11, — 2” tief 
und 3 Zoll auseinander mit der Spite nach unten geſteckt (am beflen in 6 
von einander gejogenen Rinnen). Der Game muß während des Winters 
forglih bewahrt werden. Am beften gefchieht dieſes in hölzernen, mit Löchern 
verſehenen Faääßchen, welche man in fließendes Wafler (mo ed nicht einfriert) 
hängt. Im 2, Frühjahre werden die jungen Pflanzen nach forgfältigem Ab⸗ 
ſchneiden der Pfahlwurzel kurz vor Ausbruch des Laubes 1’ weit in die Baum» 
fhule verfeßt. Gewöhnlich nah 3 Zahren von da an, kann die ziveite Ber 
Manzung in 2’ auseinander in 3° von einander flehenden Linien flatt haben, 
wo fie dann bis zur Auspflanzung (10 — 12 Zahre nad ber Saat) fliehen 
bleiben, 

$. 27. b) Zucht aus Wurzelfprofien oder aus Stödlingen. 

1, Die Linde, unb zwar für höher gelegene Gegenden, im Ifar- und 
Oberbonaufreife die Sommerlinde (Tilia grandifolia), in den fandigen Nier 
derungen Srantens die Winterlinde (Tilia parvifolia), Man kann fie zivar 
aus Samen ziehen, welche im October gefammelt, und in Rinnen ?/z' tief 
fogleid gelegt werden müffen. Da aber die Zucht aus Samen etwas Tang- 
wierig und unficher ift, fo vermehrt man in Gegenden, wo fich bereits Linden 
befinden, den Baum viel fehneller,, indem man ale Stämme, welche aus ber 
Burzel oder dem untern Stammende viel Sprößlinge machen, 1’ hoch mit 
Erde befihüttet. Gewöhnlich bekommen darin die Sprößlinge fhon nach einem 
dahre ſelbſt Wurzeln, und werben dann mit diefen forgfältig vom Mutterfamme 
gerennt und 2’ weit von einander in die Baumfchule verfeßt. Nach 3 Zahren 
werben fie zum zweitenmale 3‘ weit von einander verpflanzt. Zur Auspflan» 
jung find fie in ver Regel erfi nad 10 — 12 Zahren tauglich, 

2, Die Erle. Für Höher gelegene Orte die graue Erle (Alnus incana), 
für Riederungen die Schwarzerle (Alnus glutinosa). In den meiften Gegen- 
den, wo die Erlenpflanzung vorgefchlagen ift, findet man den Baum häufig genug 
bereits wild vorkommend, und dann ift das ficherfie, 3 — 6 jährige junge gute 
Staͤmmchen im Freien auszuheben, und in die Baumfchufe 2’ weit von einander — 

12* 
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zu verpflanzen. Wenn aber Mangel an ſolchen Pflänzlingen ſeyn follte, wer 
den am Anfange des Frühlings Wurzelfiöde von Erlenbüfchen ausgegraben, in 
Stüde vertheilt, fo daß jedes noch Wurzelvermögen genug befißt, bie Wurzel. 
fafern felbf und die aufgewacfenen Triebe bis auf 3° zurüdgefchnitien und 
die Stüde fodann 6’ tief 2° auseinander in die Baumfchule gelegt. Man läft 
jevem Wurzelftüd fodann nur einen Trieb. Den erften Sommer über muß 
fleißig begoffen werben. Nach 2 Jahren werden fie auch 21/,‘ auseinander 
verpflanzt, und find im 7. Jahre zur Auspflanzung tauglich. 

3. 4. Weide und Pappel, 

Bon erfleren eignen fih an Straßen in höher gelegenen Gegenden vor 
züglih die weiße Weide (S. alba) und ihre Spielart mit ſchön gelben 
Zweigen. Die Dotterweide (S. vitellina) in Niederungen an der Donau, und 
in Franken die Korbweide (S. viminalis). 

Bon Pappeln wird theils die Schwarzpappel (Populus nigra), theild die 
lombarbinifche oder Pyramidenpappel (Populus italica dilatata) gezogen. 

Die Anzucht der Pappeln und Weiden gefchieht auf gleiche Weife, wie be» 
fannt, durch Seßftangen, oder noch ficherer durch flarke einjährige Stedlinge, 
welche man Anfangs März fchneidet, auf 12 — 15° einkürzt, und in Graben 
11/,' von einander fo tief einfeßt, daß fie nur 2 — 3" über dem Boden 
ſtehen. Man fledt fie nach einer Richtung hin etwas fihräge, ſchneidet im 2. 
Frühjahre alle Triebe bis auf den flärkfien glatt ab, und erzieht dieſen als 
Stamm. 

Man wähle übrigens, um das Aufliegen der läftigen und für das Futter 
fogar ſchädlichen Samenmwolle zu vermeiden, die Stedlinge oder Setzſtangen 
nur von männlichen Stämmen, die man beßwegen zur Blüthezeit ausſucht und 
bezeichnet, 

1. Bon der Auspflanzung der Bäume an die Straßen. 

$. 28. Man geht bei der Anlage der Scheiben von dem Grundfaße aud, 
daß der Baum 3 Fuß tiefen artbaren Bodens bedarf. Zu dem Zwede wird an 
der Stelle, wo der Baum fliehen foll, das Land fo tief, ald das fruchtbare Erd- 
reich geht, im Herbfie umgegraben, und ſodann von der Umgegend fo viel Erde 
darauf gehäuft, daß ſich eine erhöhte Scheibe von mindeſtens 3 Fuß Dur» 
mefler am obern Ende bildet. Wo das Erdreich zur Bildung der Scheibe fehlt 
{ft durch Anhäufung und Artbarmahung des Straßenkothes auf die oben an- 
gegebene Weife folches herzuftellen. Die Erde muß von Steinen und grobem 
Unkraute gereiniget werben. 

Sobald die Scheibe in Geftalt eines abgeftugten Kegeld hergerichtet if, 
wird im Frübjahre in der Mitte dverfelben eine flarfe, A — 5 Zoll dide und 
10° — 11' lange, am untern Ende gebrannte Stange, wo möglich bis auf 3' 
Tiefe in den Boden ſenkrecht eingefchlagen, fo zwar, daß, wenn ber Baum ge 
pflanzt wird, die Stange bis zu den Kronäften reicht, diefelben aber nicht durch 
Reiben verlegen Tann, worauf im Pflanzen ſelbſt Rüdfiht genommen werben 
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muß. Wo Felsunterlagen u. f. w. das Einrammeln ber Stange bis zur nö⸗ 
thigen Tiefe nicht geftatten, muß derfelben durch Nebenftügen ihre gehörige 
Seftigfeit gegeben werden. 


SR die Scheibe fertig, fo beginnt (im Frühlinge) die Auspflangung. Der 
Baum wird in der Baumfchule forgfältig und mit mindeſter Beſchädigung ber 
Burzeln ausgehoben, die Wurzelwunden beſchnitten, fo daß die Wundfläche zu 
leispterer Bildung der Saugmwurzeln aus den Wundrändern nad unten zu 
fehen fommen, vorzüglich alle zerriffenen und zerquetfchten Wurzeln bis auf 
das gefunde Holz zurüdgefchnitten und fobann auch der Kronenfihnitt auf ver- 
zaͤltnißmäßige Weiſe zu dem Wurzelftande vorgenommen. Am meiften ift hier 
bei darauf zu fehen, daß fich keine Gabeläfte bilden. Wo es geichehen kann 
und fachverftändige Leute dazu vorhanden find, ift es gut, bie erfien 2 — 3 
Jahre der Krone durch zweckmäßiges Befchneiden noch mehr Feſtigkeit und Re- 
gelmäßigkeit zu geben. Das Ausheben gefchiept am beften, wenn man um bie 
Stämmen her in der nötpigen Entfernung (mindefiens 1 Fuß) einen Graben 
sieht, alle denfelben durchlaufenden Wurzeln abfehneidet, und fodann auch bie 
ſenkrecht Hinabgehenden mit einem ſcharfen Spaten abfticht. 

In der Scheibe wird nun die Grube gemacht, in der Mitte der Grube 
aber ein Theil der Erde wieder in Form eines Satteld aufgehäuft und auf bie- 
fer die Wurzeln nach allen Seiten regelmäßig ausgebreitet. Sodann wird bie 
übrige Erbe zwifchen und auf die Wurzeln gebracht, ohne jedoch den Baum zu 
tütteln, ober die Erde mit den Füßen anzutreten. Das feſte Anlegen der Erbe 
muß durch ſtarkes Angießen (Anfchlemmen) erzielt werben, welches zumal bei 
der Frühlingspflanzung unerläßlich if. Wenn auf diefe Weiſe ſämmtliche Wur- 
jeln mit Erde bedeckt und angefchlemmt find, wirb der übrige Theil der Grube 
mit der noch vorfindlichen Erde gleich der Oberfläche der Scheibe eingeebnet. 

In gutem Boden wird der Baum nicht tiefer geſetzt, als er in der Schule 
aefanden hat. 

Das Auspeben der Bäume aus der Baumfchule muß fo kurz ald möglich 
vor der Pflanzung gefchehen, und es find die Wurzeln in der Zwifchenzeit durch 
Aufbewahrung der Stämmen an kühlen Orten, Bedeckung mit feuchten Tüchern 
u. ſ. w. möglich frifch zu erhalten. 

Kein Baum darf fogleih nah dem Einpflanzgen an die Stange feflgebun- 
den werben, fondern wird Anfangs nur am oberen Ende ber Stange fehr 
loder mit einer Weidenrutpe angeheftet, damit das Erbreich mit dem Baume 
zugleich ſich ſenken kann, und keine Zwiſchenräume zwiſchen Wurzeln und Erbe 
fh bilden. Erſt 2— 3 Wochen fpäter gefchieht das Anbinden mittelft gutge- 
drehier Strobbänder, wovon eines um die Mitte, das andere am obern Ende 
der Stange, zunähft ber Krone und zwifchen Baum und Stange über Kreuz 
angelegt und befefliget wird. 

Das Kreuz ift nothiwenbig, um die Reibung zu vermeiden. 

Mindeftens zweimal im Jahre, d. i. im Herbſte und im Frühjahre, müſſen 
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bie Baumfcheiben feicht und ohne Berleßung der Wurzeln aufgelodert und von 
allem Unkraute gereiniget werben. Erfteres if um fo nöthiger, weil nur da- 
burch den Bäumen die erforderliche Feuchtigkeit zugeführt, und ber Boden burch 
den Einfluß der Luft verbeffert werden kann. 


Bo der Straßenkoth nicht zur Erzeugung der bei neuen Anpflanzungen 
nothwendigen Erde verwendet werben muß, ift berfelbe um die Scheiben her 
anzufchlagen und dadurch den Stand des Baumes zu beffern. Doch müflen 
immer nur dünne Schichten auf einmal vorgefchlagen werben, und darf ber 
Koth nie an den Baum ſelbſt, fondern nur an den Rand der Scheibe zu liegen 
fommen. Wo Herbfipflangungen nöthig erfcheinen follten, muß die Scheibe 
wenigfieng 3— 4 Wochen vorher angelegt werben. 


Der Kronfihnitt darf in diefem Falle aber immer erſt im nädhflen Früh 
jahre geſchehen. — Im Allgemeinen wird jedoch zu jeder Auspflanzung an 
Straßen das Frühjahr als die befie Zeit feſtgeſetzt. 


$. 81. Verordnung der Regierung der Pfalz vom a. Mai 1838, 
Amtsbl. M 26, p. 207, die Baumpflanzungen an den Landftraßen 
betr, 

Der unterfertigten Stelle if zur Kenntniß gelommen, daß, ohngeachtet 
ihrer vielfältigen Borfchriften und Ermahnungen, die Baumpflangungen an ben 
Landfiraßen noch fortwährend in einigen Polizeibezirken weit hinter jenem Grade 
ber Bolltommenpeit zurüdfiehen, welcher durch eine forgfältige Auffiht und 
Pflege erreichbar wäre. 

Snebefondere ift wahrgenommen worden: 

a) daß viele Bäumden durh Mangel an Pflege, durch das Anbringen 
allzuſchwacher Stangen, oder durch fehlerhaftes Anbinden.an diefelben, zu Grunde 
gehen, wie nicht felten Die Bäume in allzugroßer Entfernung gefeßt werden, 
und wie durch das Berfäumniß gehöriger Behandlung die Krone mei allzu— 
frühe fih bildet, fonad die Schafthöhe der Bäume durchaus fehlerhaft fih ge- 
ftaltet ; 

b) daß die Bäume an den Landfiraßen häufig aus Bospeit oder Muth- 
willen zerfiört werben, und 

e) daß die zerfiörten oder aus natürlichen Urfachen abgeftorbenen Bäume 
nicht überall forgfältig wieder erfeßt werben. . 

Zur möglichften Befeitigung biefer Mängel wird Folgendes verfügt: 

ad a. Die Königl. Berwaltungsbehörden und bie Königl. Bauinfpektionen 
haben darüber zu wachen, daß 

1. die entfprechende Pflege der Bäume flattfinde; 

2. die Aleebäume an den Zandfiraßen keine größern Abflände von einan- 
ber erhalten, als es nach ihrer Natur die Größe ber Krone bei vollendetem 
Wahsthum ohne eine das Austrodnen ber Strafe verhindernde Berührung 
nöthig macht, und daß an jenen Stellen, wo nach biefen Rüdfichten zwiſchen 
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zwei ſchon ſtehenden Bäumen die Einpflanzung eines dritten berfelben Art mög- 
Lich ift, die Alleen auf folche Weife vervollftändigt werben; baß 

3. durch rechizeitiges Abfchneiden der noch dünnen Loden und der auf» 
brehenden Augen eine angemeflene Schafthöhe erzielt werbe, und daß nicht die 
Bäume durch eine bei 4 bis 5 Fuß Stammlänge beginnende Krone im Wachs⸗ 
ipum gehindert, und die Alleen ſelbſt zweckwidrig geflaltet werben. 

ad b. Boshafte oder muthwillige Baumbefhädigungen find durch die Art. 
445, 446, 447, 448 und 455 bes Gtrafgefeßbuchs mit frhweren Strafen belegt, 
es bedarf fonach nur einer tüchtigen Aufficht, damit die Frevler zur gebühren- 
den Strafe können gezogen werben, Die Königl, Gendarmerie, die Straßen- 
wärter, bie Feldſchützen und überhaupt alle mit einer polizeilichen Aufficht bes 
aufteagten Perfonen werben daher wiederholt angewwiefen, bie Baumpflangungen 
an den Straßen forgfältig zu überwachen, und gegen jeden dahin einfihlägigen 
Frevel unnachſichtlich zu protokolliren. 

Da auch die Privaten ‚bei der Erhaltung der Straßenbäume weſentlich 
betpeiligt find, fo wird von denfelben erwartet, daß fie jeden zu ihrer Kenntniß 
gelangenden Frevel den Polizeibehörden zur Anzeige bringen werben. 

Für jede der betreffenden Behörde über verübten Frevel an den Straßen 
bäumen gemachte Anzeige wird, wenn die Anzeige mit folchen Indicien begleitez 
war, daß darauf eine gerichtliche Befrafung des Frevlers erfolgen konnte, dem 
Anzeiger eine Belohnung von 5 Gulden zugefichert. 

ad c. Das Geſetz vom 16. Dezember 1811 legt den an die Staatsſtraßen 
angränzenden Eigentpümern die Berbindlichkeit auf, längs ihres Eigenthums 
die Straße mit Bäumen zw befegen und diefelben gehörig zu unterhalten. 

Diefe den Angränzern obliegende Berbindlichkeit ift durch vielfältige Bor- 
fipriften näher beſtimmt und oftmals in Erinnerung gebracht worden. Insbe⸗ 
fondere wird in biefer Beziehung auf die diesfeitigen Verfügungen vom 4 
Februar 1820 (Intgzbl. von 1820, p. 69), vom 6. October 1829 (Inigzbl. von 
1829, p. 289), vom 11. Juni 1831 (Amts u, Intgzbl. von 1831, p. 158) und 
som 12. Dezember 1835 (Amts- u. Intgzbl. von 1835, p. 585) hingewieſen, 
und es werben fänmtliche betreffende Behörden wiederholt zum Bollzuge ber 
gegebenen Vorſchriften angewieſen. 

Da indeſſen das Dekret vom 16. Dezember 1811 und bie darauf bezüg- 
lichen Vorſchriften der unterfertigten Stelle, in fo weit folche die Berbindlich- 
keit ver Angränger zur Bepflanzung der Landſtraßen mit Bäumen betreffen, fi 
nur auf die Staatsſtraßen beziehen, rüdfichtlich der Bezirkd- und Bizinalfiraßen 
aber eine gleiche Berbindlichkeit der angrängenden Eigenthümer zur Befebung 
diefer Straßen mit Bäumen gefeglich nicht audgefprochen if, fo find zwar bie 
Bezirks» und chauſſirten Bizinalfiraßen in Allem, was das Seen ber Straßen- 
bäume, deren Pflege und die Wahrung derfelben gegen Beſchädigungen betrifft, 
gleich den Staatsfirafen zu behandeln, jedoch mit dem Unterſchiede, baß bie 
Koften für die Lieferung der Bäume und das Sehen, Berpfählen und bie künf⸗ 
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tige Unterhaltung berfelben, nit den angränzenden Eigentpümern, fondern den 
Gemeinden und den zur Unterhaltung der Bezirköftraßen gebildeten Konkar- 
renzfonds zur Laſt fallen. 

Da bereits feit mehreren Jahren in allen Gemeinden Baumfchulen zum 
Unterrichte der Jugend in der Obſtbaumzucht errichtet find, fo find aus diefen 
Baumfchulen die Bäume zu liefern, und die übrigen Koſten aus den betreffen- 
den Konkurrenzfonds zur Unterhaltung der Bezirksftraßen oder beziehungsweife 
aus den Gemeindekaſſen zu beftreiten. 

Das Bepflanzen der Bezirkd- und Bizinalfiraßen, fowie die Fünftige Pflege 
der Bäume hat unter Leitung der Schulleprer und in Beifeyn der Schuljugend 
zu gefchehen, damit letztere fowopl in den dabei erforderlihen Handgriffen ge- 
übt werde, ald auch um frühe in den Herzen der Kinder Liebe zur Baumzucht 
zu erweden, und fomit für die Folge bie verwerflihe Neigung zu böswilligen 
Baumbefchädigungen allmählig auszurotten. — Den Schullehrern, welche ſich 
biebei durch befondern Fleiß und Thätigkeit auszeichnen, werben dafür Velohn⸗ 
ungen zuerkannt werben, 


Die Königl. Landfommiffariate und die Königl. Bauinfpektionen find für 
den Vollzug diefer Beftimmungen ſpeziell verantwortlih, und haben biernad 
das ihnen untergeorbnete Perfonal gehörig anzumweifen und zu inftruiren. 

Veber den Erfolg haben beide Behörden in jedem Jahre Anzeige hieher 
zu erftatten. 


$. II. Fuhrweſen. 


$. 82. Bekanntmachung der Regierung vom 23, Januar 1837, 
Amtsbl. Mu 9, p- 66, die Straße von Homburg nad) Mittelberbacdy 
betr, 

Da die Straße von Homburg nad Mittelberbah nunmehr vollendet ift, 
fo unterliegt diefelbe vom 1. Februar d. 3. angefangen, den befiehenden Ge- 
feben über die Fuhrweſenpolizei, infonderheit dem Reglement vom 10, Februar 
1808 mit Ausnahme der Toleranz, welche in den Berfügungen vom 11. No— 
vember 1817 (Amtsbl. As 35), und 21. März 1818 (Amtsbl. 5 N enthal- 
ten find, 


$. 83. Berfügung der Kreisregierung vom 10. Januar 1838, 
Amtsbl. Mu 6, p. 34, die Straßenpolizei betr. 


Da ohnerachtet der durch das Intelligenzblatt vom 9. Juli 1825, ©. 773, 
ferner vom 5. Zuli 1826, ©. 458 bekannt gemachten Berorbnungen über bie 
Straßenpolizei, welche durch das Amts- und Intelligenzblatt vom 5. Novem⸗ 
ber 1829, ©. 307, allen Polizeibehörben aufs Reue zur ſtrengſten Heberwach- 
ung anempfohlen wurden, in neuefter Zeit fir) die Bergehungen der Fuhrleute 
hinfichtlich des vorgefchriebenen Ausweichens wieder fo gehäuft haben, daß feit 
Kurzem mehrere bedeutende Unglüdsfälle flatt fanden, fo liefert diefes den Be⸗ 
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weis, daß biefe Anorbnungen noch nicht gehörig in Bollzug gefegt und bie 
Kontravenienten zur geeigneten Beftrafung den Gerichten übergeben werben. 

Die unterzeichnete Stelle findet ſich daher im Intereſſe der öffentlichen 
Sicherheit veranlaßt, wiederholt Folgendes zu verfügen: 

1. Die Königl. Landtommiffariate find angewiefen, die Beflimmungen ber 
allegirten Berordnungen nochmals in allen Gemeinden ihres Bezirks befannt 
machen zu laffen, den Ortsvorftänden deren Ueberwachung aufs Strengfte ein- 
zufhärfen und diefelben zu beauftragen, die Polizei» und fonftige Gemeinde- 
diener, fowie die Feldſchützen zu einer ununterbrochenen Auffiht anzuhalten und 
denfelben zur Pflicht zu machen, gegen jeden Kontravenienten ohne alle Nach» 
fcht zu protofolliren und der einfchlägigen fompetenten Gerichtöftelle zur Be- 
frafung anzuzeigen, unter dem Zufaße, daß jeber diefer Angeftellten, dem eine 
Nayläßigkeit oder ſträfliche Nachficht in diefer Beziehung erwiefen wird, ohne 
alle Rüdficht von feiner Stelle fogleich entfernt, oder nad den Beftimmungen 
der Berfügung vom 28. Juni 1834, befannt gemacht durch das Intelligenzbl. 
M 30 jened Jahrs, p. 331, beftraft werben wird. 

2. Eine gleihe Beifung wird dem Kommando der Königl. Gendarmerie 
binfihtlich der Stationsftommandanten und den Königl. Bauinfpektionen in Be- 
zug auf die Straßenmwärter ertheilt. 

Die Borflände diefer Behörden haben fich bei ihren Dienflegreifen auf alle 
Art zu erfundigen, ob ihre Untergebenen ihre Schuldigkeit thun, und wenn fie 
das Gegentheil erfahren, die angedrohte Entlaffung gegen die Strafbaren ent- 
weder fogleich felbft zu verfügen, oder bei der Kreidregierung zu beantragen 
und dadurch ihre eigene Verantwortlichkeit zu deden. 


$. 84. Bekanntmachung der Königl. Regierung der Pfalz vom 
1. Februar 1838, Amtsbl. M, 12, p. 87, die Ausübung der Fuhr— 
weienspolizei auf der Straße von Mannheim nad) Kaiſerslautern betr. 

Durch höchſtes Refeript des Königl. Staatsminifteriums des Innern vom 
27. Januar d. 3., wurde auf den geflellten Antrag geftattet, daß das die Straße 
von Mannheim nad Kaiferslautern paffirende zweifpännige, mit ſchmalen Rad» 
zeifen verfehene Fuhrwerk fih auf der fogenannten Frankenſteiner Steige eines 
dritten Pferdes als Vorſpann bediene; welches hiedurch zur Öffentlichen Kennt- 
niß gebracht wird. 

$. 85. Bekanntmachung der Kreisregierung vom 20. Dezember 
1838, Amtsbl. Mi 66, p. 531, die Einführung der breiten Radfelgen 
und der Straßenpolizei im Großherzogthume Baden betr. 

Nachftepender Auszug aus dem Großp. Babifchen Gtants- und Regier- 
ungsblatte, die Fuhrweſenspolizei im Großherzogthume Baden betreffend, wird 
unter dem Bemerken zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß die dort angezelg- 
ten Maaße der Felgenbreite, obgleich in der Angabe ber Zolle verſchieden, doch 
ganz diefelben find, welche durch die Königl. Bayer. Berorbnung vom 21. April 
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L, 3. vorgefprieben wurben, weil der Badifhe Zoll eiwas größer als ber 
Bayeriſche it, und genau 3 Eentimeter, die Linie aber 3 Millimeter enthält; 
ferner daß biefe Anordnung fhon mit dem 1. Januar 1839 im Großberzogthume 
Baden in Wirkſamkeit tritt. 


Leopold, 
von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, Herzog von Zähringen. 


Mit Zufimmung Unferer getreuen Stände haben Wir befhloffen und ver- 
ordnen, wie folgt: 

Art, 1. Die Radfelgen der Frachtfuhrwerke, welde gewerbsmäßig benüßt 
werben, und der zum Transport von Perfonen und Waaren beſtimmten Pof- 
wagen follen auf den Staatsfiraßen des Großherzogthums mindeftens folgende 
Dreite haben: 


I. Bel zweirädrigen Frachtfuhrwerken: 
Zoll. Linien. 


1. mit einer Befpannung von einem oder zwei Zugthieren 3 5 

2. mit einer Befpannung von drei oder vier Zugthieren . 5 3 
II. Bel vierrädrigen Frachtfuhrwerken: 

1. mit einer Befpannung von drei bis vier Zugifieren . 3 5 

2. mit einer Belpannung von fünf bis acht Zugthierren . 5 3 

II. Bei Poftwagen zum Perfonen- oder Waarentransport 2 2 


Art, 2, Bei Fuhrwerken, die aus andern Bereinsftaaten fommen, foll an 
der vorgefchriebenen Radfelgenbreite ein Minderbetrag von höchſtens anderthalb 
Linien gefattet feyn. 

Art. 3, In keinem Falle follen Fuhrwerke irgend einer Art, wenn fie 
zweirädrig find, mit mehr als vier, oder wenn fie vierrädrig find, mit mehr 
als acht Zugtpieren befpannt werben. 

Art. 4 Ausgenommen von den Beflimmungen bes vorhergehenden Ar- 
tifels find: 

1. Fuhrwerke, auf welchen fehr ſchwere und zugleich untpeilbare Gegen» 
flände geführt werben ; 

2. alle Gattungen von Fuhrwerk hinfichtlih des Vorſpanns bei der Fahrt 
über Steigen, und bei unwegfamer Straße in Folge vorübergehender beſonderer 
Umftände, oder bei zufälligem Eintreten von gehörig befcheinigten Umftänden, 
welche außerorbentlicher Weife einen Borfpann nöthig machen. 

Art. 5. Die Regierung ift ermächtigt, die Borfchriften der Art. 1 und 3 
auf einzelnen beflimmien Straßenzügen, wenn fie ed im Intereſſe des Verkehrs 
zweckmäßig findet, außer Anwendung zu feßen. 

Art, 6. Dei allen Fuhrwerken, ohne Unterfchied, welche auf Staatsfiraßen 
gebraucht werben, müſſen bie Rabbefchläge fo befchaffen feyn: 

1. daß fie eine ebene Oberfläche bilden, und 

2, baß die Köpfe ber Rabnägel oder Schrauben nicht vorſtehen. 
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Radbefchläge, deren Oberflähe nur durch den Gebrauch an ben Kanten 
abgenußt ift, bürfen jeboch fortpin benußt werben, 

Art. 7, Eine Ausnahme von der Beflimmung des Art, 6, 8 2, tritt für 
den Fall ein, da dad Fahren zur Zeit des Glatteifes den Gebrauch von Rab» 
felgen mit vorſtehenden Nägeln oder Schrauben als nothwendig erheifcht. 

Art. 8. Die Führer von Frachtfuhrwerken, deren Räder die im Art. 1 
vorgefpriebene Breite nicht haben, bezahlen für jede bereits zurüdgelegte und 
jebe noch zurüdzulegende Stunde Wegs von jedem Stüd der Befpannung eine 
Strafe von vier Kreuzern, nebft einer dem Anzeiger zufallenden Anzeigegebühr 
von einem Gulden dreißig Kreuzer. 

Art. 9. Die Führer folcher Fuhrwerke verfallen ferner: 

1. in eine Strafe von einem halben Kreuzer von jedem Stüd der Befpan« 
nung für jede zurüdgelegte und jede noch zurüdzulegende Stunde Wegs, wenn 
die Radnägel oder Schrauben vorflehen, und 

2. in eine gleiche Strafe von einem halben Kreuzer von jedem Stüd ber 
Befpannung für jede zurüdgelegte und für jede noch zurüdzulegende Stunde 
Wegs, wenn die Radbefchläge keine ebene Oberfläche bilden. 

Der Beftrafte hat überdieß eine dem Anzeiger zufallende Anzeigegebühr von 
einem Gulden dreißig Kreuzer zu zahlen. 

Art. 10. In die eine oder die andere, oder in beide der im vorhergehen- 
ben Artikel gedachten Strafen verfallen unter den nämlichen Vorausſetzungen 
auch die Führer aller andern, im Art, 1 nicht begriffenen Fuhrwerke. 

Art. 11. Die in den vorhergehenden Artikeln 8, 9 und 10 gebropten 
Strafen treten auch dann ein, wenn an einem Fuhrwerke, auch nur an einem 
Rade die im Art. 1 vorgefchriebene Breite, oder die im Art. 6 A# 1 und 2 ge- 
forderte Befchaffenheit des Radbeſchlags feplt. 

Art. 12, Wer mehr Zugthiere angefpannt hat, als der Art. 3 geftattet, 
verfällt neben der nach den vorhergehenden Artikeln etwa verwirkten Strafe in 
ievem einzelnen Webertretungsfalle in eine Strafe von drei Gulden für jedes 
der zuviel augefpannten Zugthiere, wovon ein Drittel dem Anzeiger als An- 
jeigegebühr zufällt. 

Art. 13. Die zur Anzeige kommenden Webertretungen bes gegenwärtigen 
Geſetzes unterfucht der Bürgermeifter des Orts, in welchem die Anzeige gemacht 
wird, und erkennt darüber in erfler Inſtanz. Der Rekurs gegen deflen Er- 
kenntniß geht an das ihm vorgefeßte Bezirksamt, welches in Teßter Inſtanz ent- 
ſcheldet. 

Die Strafen fallen der Staaiskaſſe zu. 

Art. 14. Gegenwärtiges Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1839 in Kraft. 


$. 856. Bekanntmachung der Regierung der Pfalz vom 13, April 
1839, Amtsbl. M, 21, p- 193, den Verkehr auf den Kunftftraßen in 
den Königl. Preußifchen Staaten betr, 
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Rachfolgende, in bezeichnetem Betreffe ergangene Königl. Preußiſche Ber- 
ordnung wird unter dem Bemerken zur öffentlichen Kenniniß gebracht, daß ber 
Preugifhe Zoll = 26 Millimeter if, wornach fämmtliche Betheiligte eintreten- 
den Falles ihr Berhalten einzurichten haben. 


Wir Friedrich Wilpelm, 
von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 

haben für nötpig erachtet, den Nachtheilen, welche die bisher verftattete Will- 
kühr Hinfichtlih der Belaftung und Einrichtung der Fuhrwerke ſowohl für die 
Unterhaltung der Kunftfiraßen, als für den Berfehr auf denfelben mit fi bringt, 
burch geeignete Borfchriften zu begegnen, Zu diefem Behufe verorbnen Wir, 
nad dem Antrage Unferes Staatsminifteriums, wie folgt: 

$. 1. Beim Befahren aller zufammenhängenden Kunftfiraßen, fol an 
allem gewerbsmäßig betriebenen Frachtfuhrwerk, ſowohl dem zwei» als dem 
vierrädrigen, ohne Unterfehied der Beſpannung, ber Beichlag der Rabfelgen 
(d. h. der auf die Felgen gelegten Metallreifen) eine Breite von mindeflens 
vier Zoll haben. 

Auf welche Kunfifiraßen diefe Borfchrift Anwendung findet, mirb durch be- 
fondere Bekanntmachungen Unferes Finanzminifters näher beflimmt werben. 

6. 2. Die Ladung der gewerbsmäßig betriebenen Frachtfuhrwerke darf auf 
allen Kunfifiraßen ohne Unterfchied, bei einer Felgenbreite von weniger als fünf 
Zoll an Gewicht nicht mehr betragen als 


in der Zeit vom in der Zeit vom 
15. Nov. bis 15. 15. Aprit bis 15. 
Ap it Nov. 
a) bei vierrädrigem Fuhrwerk 60 Zentner 80 Zentner, 
b) bei zweirädrigem Fuhrwerk 30 Zentner 40 Zeniner. 


$. 3. Bei einer größeren Felgenbreite iſt ein flärkeres, als das oben ($. 2) 
beſtimmte Gewicht der Ladung in fo weit erlaubt, daß bei einer Felgenbreite 


von fünf, jedoch unter ſechs Zoll 
in der Zeit vom in der Zelt vom 
15. Nov. big 15. 15, April bis 15. 


Aprit Nov. 
a) bei vierrädrigem Fuhrwerk 80 Zentner 100 Zentner, 
b) bei zweiräbrigem Fuhrwerk 40 Zentner 50 Zeniner, 
bei einer Felgenbreite von ſechs Zoll: 
a) bei dierrädrigem Fuhrwert 100 Zentner 120 Zentner, 
b) bei zweirädrigem Fuhrwerk 50 Zentner 60 Zentner 


hoöchſtens geladen werben bürfen. 

Eine ſtärkere Belaftung ift auch bei Anwendung noch breiterer Felgen nicht 
eftattet. Eine Ausnahme hievon tritt jevodh dann ein, wenn bie Ladung aus 
einer untheilbaren Laft (3. B. großen Baufleinen) von größerem Gewicht be- 
fteht, in welchem Falle auch eine größere BER als ſechs Zoll nicht er- 
forberlich if. 
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$. 4. Jeder Führer eines gewerbsmäßigkbetriebenen Frachtfuhrwerks, wel⸗ 
des eine Kunſtiſtraße befährt, ift verpflichtet, den mit der Kontrolle beauftragten 
Beamten ($. 14) auf Erfordern das Gewicht der Ladung unter Borzeigung 
der Frachtbriefe und fonfiigen darüber fprechenden Papiere anzugeben. Auch 
muß derfelbe, wenn das Fuhrwerk von einem Spediteur oder Schaffner be» 
fadtet worden, mit einem Ladefchein von Seiten des Leßtern verfehen feyn, 
woraus das Gewicht der Ladung im Ganzen fich ergibt. 

Benn die Angabe der Größe der Ladung oder die Borzelgung der darüber 
ſprechenden Papiere verweigert wird, imgleichen wenn der Führer nicht mit dem 
oben vorgeſchriebenen Ladeſchein verfehen ift, if derfelbe verpflichtet, einer ſpe⸗ 
ziellen Ermittlung der Größe der Ladung auf feine alleinige Gefahr und Ko» 
fen fih gu unterwerfen. | 

5.5 Im Zalle dringenden Verdachts, daß, der Angabe des Führers 
($. 4) ungeachtet, das Fuhrwerk mit einer größeren Ladung, als nach den Be- 
fimmungen der 65. 2, 3 zuläßg ift, verfehen fey, bleibt die fpezielle Ermitt- 
lung der Größe der Ladung vorbehalten. Die damit verbundenen Koften und 
Auslagen fallen, wenn fich ergibt, daß die Ladung das angegebene Maaß wirt. 
lich überfopreitet, vem Führer zur Laſt; im entgegengefeßten Falle werben die 
klben von der Chauffeeverwaltung getragen. Auch follen bie vorgebachten 
Koſten und Auslagen dann von der legteren übernommen werben, wenn zwar 
die Ueberſchreituug der in den $$. 2, 3 für bie Ladung vorgefchriebenen Ge- 
wihtsfäge ermittelt ift, jedoch der Nachweis geführt wird, daß das Gefammt- 
gewicht des Wagens und der Ladung zufammen nicht größer fey, als nach den 
Beſtimmungen bes folgenden $. 6 ſich als zuläßig ergibt. 

5.6. Wo geeignete Anfalten vorhanden find, um bas Geſammigewicht 
des Wagens und der Yabung zufammen zu ermitteln, muß ber Führer einer 
folgen Ermittlung fih unterwerfen. Es find dabei auf das Gewicht des Wa- 
gend, einſchließlich allen Zubepörs, als Leinewand, Stroß, Ketten, Winden u, ſ. w. 

a) bei vierrädrigem Fuhrwerk 

bei einer Felgenbreite 
unter fünf Zoll 40 Zentner, 
von fünf Zoll, jedoch unter ſechs Zoll 45 Zentner, 
von ſechs Zoll und darüber 50 Zentner, 

b) bei zweiräbrigem Fuhrwerk bie Hälfte diefer Sätze zu rechnen, derge⸗ 
Ralt, daß das Geſammtgewicht des Wagens und der Ladung zuſammen nicht 
mehr betragen darf als ſich bei Hinzurechnung der vorbeftimmten Säße zu den 
oben ($$. 2, 3) für die Ladung allein vorgefchriebenen Gewichtsſaätzen ergibt. 

$. 7. Beim Berfahren von Stein» oder Braunfohlen und von Getreibe 
foll au dasjenige Fuhrwerk, welches nicht zu dem gewerbsmäßig betriebenen 
dtachtfuhrwerk gehört, auf allen Kunftfiraßen ohne Unterfchied mit wenigfiens 
vier Zoll breiten Radfelgen verfehen feyn, ſobald bie Ladung 

a) bei vierrädrigem Fuhrwerk mehr als 50 Zentner, 
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b) bei zweirädrigem Fuhrwerk mehr als 25 Zentner 
beträgt; ed foll aber in diefer Hinficht eine Getreideladung von 2%/, oder 1'/, 
Wispeln niemals höher ald zu 50 oder 25 Zentner gerechnet werden. 

Die obige Defimmung findet jedoch) auf das Iandwirtäfchaftliche Fubrwerk 
aus benachbarten Staaten, in denen dergleichen Borfchriften nicht beſtehen, beim 
Berkehr innerhalb 3 Meilen von der Gränze nicht Anwendung. 


$. 8. Die Größe der Ladung iſt, wenn an dem $. 7 gedachten Fuhrwerk 
die Radfelgen unter 4 Zoll breit find, auf Verlangen nach Zentnern oder nach 
Scheffeln, und zwar, Hals die Ladung in Kohlen beſteht, unter Borzeigung 
des Ladefcheind, mit welchem der Führer bei der Grube oder Niederlage fich 
verfehen muß, von dem Führer anzugeben, widrigenfalls auf feine Gefahr und 
Koften eine fpezielle Ermittlung der Größe der Ladung veranlaßt werden kann. 

Eine gleiche Ermittlung bleibt im Falle dringenden Verdachts, daß bie 
Ladung der Angabe ungeachtet, das im $. 7 vorgefchriebene Maaß überfchreite, 
Die damit verbundenen Koflen und Auslagen find, wenn die Heberfchreitung 
feftgeellt wird, von dem Führer, fonft aber von der Chauſſeeverwaltung zu 
tragen. 

$. 9, Auf allen Kunftfiraßen ohne Unterfchied darf mit feinem Fuhrwerk 
gefahren werden, an defien Rapdfelgen 

1. die Köpfe der Radnägel, Stifte oder Schrauben nicht eingelaffen find, 
fondern vorftehen, oder 

2. ver Beſchlag fo fonftruirt ift, daß er feine gerade Oberfläche bildet. 

Das letztere Berbot (zu 2) findet jedoch auf ſolche Radbeſchläge nicht An— 
wendung, welche blos in Folge der Abnußung eine gewölbte Oberfläche ange- 
nommen haben. 

$. 10, Es darf auf Feiner Kunftfiraße mit einer mehr ald neun Fuß brei- 
ten Ladung gefahren werden, und tritt die abweichende Beflimmung zu dem 
Epauffeegeldtarif vom 28, April 1828 außer Kraft. 


$. 11. Die Zugthiere an den auf den Kunfifiraßen fahrenden Fuhrwerken 
dürfen nicht mit ſolchen Hufeifen verfehen feyn, deren Stollen mehr als zwei 
Drittel Zoll über die Hufeifenflädhe hervorragen. 


$. 12. Das Spurhalten auf den Kunfiftraßen wirb hierdurch unterfagt. 

$. 13. Die Beflimmungen der $$, 1 bie 9 treten mit dem 1. Januar 
1840, und diejenigen der $. 10 und 11 mit dem 1. Juli 1839 in Kraft; das 
Berbot des $. 12 aber kommt fofort zur Ausführung. 


$. 14. Auf die Beobachtung der obigen Borfchriften haben die Zoll⸗ und 
Steuerbeamien bei Gelegenheit ihrer Amtsverrichtungen, ferner die Wegegeld- 
einnefmer und Wegegeldpächter, die Wegeauffeher und Wärter, imgleichen die 
Polizeibeamten und Gendarmen, indbefondere durch Reviflon bei den Ausfpann- 
ungen und Gafthöfen, wo die Fuhrleute zu verfehren pflegen, firenge zu wachen, 
auch fleht den Forfibeamten die Aufficht Darüber zu. Es foll jedoch das Per⸗ 
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ſonenfuhrwerk während des Fahrens nicht zu dem Zwer angehalten werben, 
um die Beobachtung der Borfchriften der $$. 9 bis 11 zu unterfuchen, 

$. 15. Jede Mebertretung ber Vorſchriften der $$. 1, 2, 3, 6, 7, 9, 10, 
11, if mit einer Strafe von zehn Thalern polizeilih zu beſtrafen. Falls es 
fh von Meberfchreitung der in den $$. 2, 3 für die Ladung vorgefchriebenen 
Gewichtefäge handelt, foll jedoch eine Beflrafung nicht einireten, wenn ber 
Nachweis geführt wird, daß das Gefammtgewict des. Wagens und der Ladung 
zufommen nicht größer fey, als nach den Beftimmungen bes $. 6 fih als zu» 
(fig ergibt. 

Mit dem wegen Webertretung ber obigen Borfchriften ($$. 1, 2, 3, 6, 7, 
9, 10, 11) angehaltenen Fuhrwerk darf fodann bie Reife nur bis zur nächften 
in der Richtung derfelben nelegenen Stadt fortgefeßt werben, ohne daß bie 
nöthige Aenderung bewerkfielliget wird, wibrigenfalls die vorgefchriebene Strafe 
von Neuem eintritt, Es if jedoch bei Mebertretung der Borfchriften des $. 1 
und des $. 9 dem ausländifchen Fuhrwerk das Umkehren und Zurüdfahren 
auf demfelben Wege, woher das Fuhrwerk gekommen if, ohne vorgängige Aen- 
derung zu geftatten. 

$. 16. Wenn die in Gemäßpeit der $$. A und 8 erforberte Angabe ber 
Größe der Ladung oder bie Vorzeigung ber darüber fprechenden Papiere ver⸗ 
weigert wird, imgleichen wenn der Führer nicht mit dem daſelbſt vorgefihrie- 
benen Ladeſchein verfehen if, foll, außer der nach $$. 4, 8 vorbehaltenen ſpe⸗ 
jiellen Ermittlung ber Größe der Ladung auf alleinige Gefahr und Koften des 
Führers, jederzeit eine Orbnungefirafe von einem Thaler eintreten. 

$. 17. Die Uebertretung des $. 12 foll mit einer Strafe von einem hal⸗ 
ben Thaler polizeilich beſtraft werben, 

F. 18, Die in den $$. 15 bis 17 beſtimmten Strafen können ſowohl ge⸗ 
gen den Führer des Fuhrwerks, als gegen den Eigenthümer besfelben, und 
indbefondere in das Fuhrwerk felbft fofort vollſtreckt werden. 


$. 19, Die Ausftelung unrichtiger Ladefcheine über die Größe der von 
den Frachtfuhrwerken ($. 4) oder den Koplenfuhrwerken ($. 8) eingenommenen 
Ladungen, ift, fofern damit kein härter zu befirafended Bergehen verbunden if, 
mit einer Strafe von einem Thaler bis zehn Thalern polizeilich zu ahnden. 


$. 20. Bon allen wirklich eingezogenen Strafen fol den angebenven Be- 
amten ($. 14) die Hälfte ald Denuncianten-Antpeil zukommen. 

Die gegenwärtige Verordnung, welche fogleih und außerdem im Laufe 
dieſes Jahres dreimal dur die Amts» und Intelligengblätter befannt zu 
machen ift, fol in dem ganzen Umfang Unſerer Monarchie, mit vorläufiger 
Ausnahme der Kreife Wetzlar, Erfurt, Schleufingen und Ziegenrüd, Anwen- 
dung finden, 

Gegeben Berlin, den 17, März 1839. 


$. 87. Die Königl, Verordnungen vom 21. April 1838, Amtebl. 
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MM, 48, p- 385, vom 11. Auguft 1839, Amtsbl. M, 44, p. 369, und 
- 12, Januar 1840, Amtsbl. Mi 6, p. 33, die Einführung der breiten 
Radfelgen betr., find durch die nachftehende vom ı6. Juli 1840, 
Amtsbl. Mi 45, p- 287, aufgehoben. 


Ludwig, K. 

Bir haben Uns bewogen gefunden, die über bie Felgenbreite des Fuhr⸗ 
werks beftehenden Berorbnungen und Borfohriften mit Rüdfiht auf die Ergeb- 
niffe der, insbefondere wegen des gewerbsmäßigen Fuhrwerkes angeorbneten Er- 
bebungen, einer Revifion unterftellen zu laffen, und verorbnen nunmehr, auf 
fo lange Wir nicht anders verfügen, unter Bezugnahme auf den Landtagsab⸗ 
fohied vom 15. April d. J., Abſchn. III. A. Ziff. 7, was folgt: 


I. Allgemeine Beftimmung. 


$. 1. Die Befimmungen der gegenwärtigen Berorbnung finden im Al- 
gemeinen nur bezüglih der Land» und Kunflftraßen Anwendung, d. b. ber 
Staatöftraßen, dann jener Bezirköftraßen,, welche bereits kunſtmäßig oder doch 
vollkommen fahrbar hergeftellt find. 

Unfere Kreisregierungen, Kammern bes Innern, Haben zu biefem Ende 
durch öffentliche Kundmachung bie überall oder firedenmweife noch nicht volltom- 
men fahrbaren und daher von ber Anwendung gegenwärtiger Berorbnung zur 
Zeit ausgenommenen Bezirköftraßen zu bezeichnen, nicht minder aber, fo oft 
eine zur Zeit ausgenommene Bezirköftraße in volllowmen fahrbaren Stand 
bergeftellt ift, das Erlöfchen der zeitlichen Ausnahme öffentlich befannt zu machen. 


1. Vorſchriften über den Radbeſchlag im Allgemeinen. 

$. 2, Auf allen und jeden Staatd- und Bezirksſtraßen ift für alles Fuhr— 
werk ohne Unterfchied, mit einziger Ausnahme des Militär-, Transport» und 
Geſchützfuhrweſens, verboten, mit Radfelgen zu fahren, 

1. an welchen die Köpfe der Rabnägel oder Schrauben nicht eingelaflen 
find, fondern vorflehen, oder 

2. deren Rabbefchlag Cd. h. der auf die Radfelge aufgelegte Metallreif) fo 
fonftruirt ift, daß er Feine gerade wagrechte Oberfläche bildet. Nur die durch 
Abnutzung bewirkte Abrundung der Reifränder wird, als dieſer Beftimmung 
nicht zumwiderlaufend, betrachtet werden. 

Bei leichten Fuhrwerken, an welchen die geringe Dide des Radreifes das 
Einlaffen der Nägel nicht geftattet, ift es hinreichend, wenn die Köpfe der Nä- 
gel auf dem Reife platt gefchlagen find, fo daß biefelben Feine kopfähnliche 
kantige Erhöhung bilden. 

$. 3. Der Gebrauch der Vorrichtungen, welche zum Schuße des FZuhr- 
werks gegen das Adgleiten auf abhängigen Wegflächen bei dem Glatteife oder 
bei glatter Schneebahn, angebracht werben, wie die fogenannten Eisnägel, 
wird für die Dauer des veranlafienden Zuftandes gefaltet. Sie find daher fo 
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anzubringen, daß fie fogleich nach Aufhören diefes Zuftandes wieder hinwegge⸗ 
nommen werben können. 
IH. Borfchriften über die Telgenbreite. 

$. 4. Alles Fuhrwerk, welches dem Handels» und Gewerbszwecke dient, 
oder Gegenflände verführt, die zum Verkaufe oder zur Berarbeitung für den 
derkauf beffimmt find, muß mit Nadfelgen verfeben feyn, welche mindeftens 
nachbezeichnete Breite haben: 

L Das gweirädrige, zweifpännige, (mit zwei Pferden befpannte) Fuhr⸗ 
wert, — 4 Zoll rheinifch, oder 4 Zoll 3'/, Linie bayerifch. 

I. Das zweirädrige, drei» oder vierfpännige Fuhrwerk, 6 Zoll rhein,, 
oder 6 Zoll 51/, Linie bayerlfch. 

Zweirädriges Fuhrwerk mit mehr als vier Pferden zu befpannen, ift ver- 
boten. 

IN. Bierrädriges, zweifpänniges Fuhrwerk, 4 Zoll rheiniſch oder 4 Zoll 
3", Linie bayeriſch. 

IV. Bierrädriges, drei- oder vierfpänniges Fuhrwerk, 4 Zoll rheinifch, 
oder 4 Zoll 3'/, Linie bayerifch. 

V. Bierrädriges, fünf oder mehrfpänniges Fuhrwerk, 6 Zoll rheinifch, 
oder 6 Zoll 51/, Linie bayerifch. 

5.5, Bierrädriges Fuhrwerk mit mehr als acht Pferden zu befpannen, 
iR verboten, außer wenn bie Ladung aus einer untpeilbaren Laſt, 3. B. großen 
daufeinen u, dgl., welche eine zahlreiche Befpannung erfordert, beftept. 

$.6. Bon den Vorſchriften über die Breite der Radfelgen ($. 4) if ganz 
befreit: 

I. Das landwirthſchaftliche Fuhrwerk im engern Sinne, welches zum De- 
iriebe der verſchiedenen landwirthſchaftlichen Arbeiten und Berrichtungen, dann 
iur Beifuhr der für den eigenen ökonomiſchen Bedarf des Landwirthes, als 
ſolchen, erforderlichen Materialien dient. 

IL Das nur mit einem Pferde befpannte Fuhrwerk. 

I, Luxus⸗ und NReifewagen — überhaupt alles nur zum Perfonentrang» 
vort dienende Fuhrwerk, vorbehaltlich der Beſtimmung des $. 7, Ziff, TIL. 

$. 7. Die Breite der Radfelgen wird begünftigungsweife mit theilweifer 
Lefreiung von den Borfchriften des $. A auf mindefteng zwei und einen halben 
Zoll rpeinifch, oder zwei Zoll acht und eine halbe Linie bayerifch feſtgeſetzt. 

J. Für das vierrädrige zweifpännige Fuhrwerk der Landwirthe, dann ber 
Guts⸗ Gewerbs- und Babrifbefiger, womit Iandwirtpfchaftlide oder Gewerbe- 
erzeugniffe zum Berkaufe oder zur weiteren Verarbeitung für den Verkauf ver- 
führt werden, ober welches ben Gewerbs- und Fabrikinhabern fonft zum Ge- 
werbs⸗ oder Fabrikbetriebe dient. | 

II. Für das vierrädrige zweifpännige Fuhrwerk, womit Forſtprodukte oder 
Straßenbaumaterial Iopnweife oder für den eigenen Bedarf, oder aber aud- 
weislich der von den zufländigen Beamten oder Gefchäftsführern der betroffenen 
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Aerarial⸗ oder Privatwerke ausgeſtellten Frachtſcheine, Berg⸗ und Hüttenpro- 
dukte von einem Werk zum andern oder das Salz von den Salinen an die 
Salzämter und Verkaufsſtationen lohnweiſe verführt werden. 

111. Für alle Poſtwagen (zum Perfonen » und Baarentransport) ohne 
Unterfchied der Beſpannung. 


$.8. Wenn an einem Fuhrwerke Räder von verſchiedener Felgenbreite 
angebracht find, darf jedenfalls die Felge keines Rads eine geringere, als bie 
der Eigenfehaft und Beſpannung bes Fuhrwerks entfprechende Breite haben. 


IV. Borfhriften über die Ladung. 


5, 9. Das von den Borfepriften über die Felgenbreite ganz ausgenom- 
mene im $. 6, Ziff. L. und IL, bezeichnete Fuhrwerk ift verpflichtet, ein 
Ladungsgewicht von höchſtens 12 Zentnern per Zugpferd einzupalten. 

Ehen fo darf bei dem in dem $. 7, Ziff. L. und IL, bezeichneten vier» 
rädrig zweifpännnigen, nur einer Selgenbreite von 2’ Zoll 
rheinifch unterworfenenen Fuhrwerke, ein Labungsgewicht von 24 Zentnern 
nicht überfchritten werben. 

In diefer Hinficht gelten für bie gewöhnlich vorkommenden Gegenfände 
des innern Verkehrs nachbezeichnete Ladungsquantitäten für zuläßig: 

1. Getreide: 


Walzen, Korn 7 bayer. Schäffel. 


Spelz Cungegerbter Dinkel oder Feſen) 16 » " 
Kern (gegerbter Dinkel oder Selen) 8 u r 
Gerfte - I u n 
Haber _ 12 u u 
Malz 1 u " 


2. Wein und Bier, 
den Eimer unter dem Reife 
zu 150 Pfund gerechnet 16 Eimer. 
3. Brennholz 
jeder Art, ein bayerifches 
Klafter zu 126 Kubikfuß. 
4. Bau» und Nutzholz, 
ein Quantum von 126 Kubiffuß und insbefondere bei Stämmen 
hartes: 1 Stamm bis zu 60 Zuß Fänge, 
2 Stämme bis zu 30 Fuß Länge, 
3 Stämme bis zn 20 Fuß Länge 
ganz oder in Brettern geſchnitten; 
weiches: 1 Stamm bis zu 90 Zuß Länge, 
2 Stämme bis zu 45 Fuß Länge, 
3 Stämme bis zu 30 Fuß Länge 
ganz ober in Brettern geſchnitten. 
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5. Baufteine aller Art, 


rauf, boffirt, in Quadern 24 Kubikfuß, 
in Broden (Bruchſteine), ?/; Klafter oder 21 " 
rohe Gypsfteine, 1/; Klafter ober 3, u 
gebrannter Kalk in Gyps, 1, Klafter 6  o 
gebrannte Backſteine 200 Stüde, 
gebrannt Kaminfleine (Guggeifeln) 250 » 
gebrannte Dachplatten 500 » 
6. Salz. 
däffer, große (zu 560 Pfund brutto) 4 Säfler, 
Fäßchen (Faßl) zu 170 Pfund id. 14 Fäßchen, 
Kufen zu 150 Pfund id, 16 Rufen, 
Säde zu 134 Pfund 18 Säde. 
7. Eifen und andere Erze 
Das Seidel zu 500 Pfund 4',, Seidel. 


$. 11. Bierrädrig zweifpännige Fuhrwerke der im $. 7, Ziff. L und IL. 
bezeichneten Art, mit mehr ald 24 Zentner Ladung, unterliegen einer Felgen- 
breite von 4 Zoll xheinifch oder 4 Zoll 3%, Linien bayerifch. 

$.12, Die Führer des den Vorſchriften über das Ladungsgewicht unterwor⸗ 
ſenen Fuhrwerkes Haben fich über die Einhaltung der bezüglichen Vorſchrift durch 
draht» und Ladfcheine in dem Falle auszumeifen, wenn das Quantum der ges 
Indenen Gegenftände nach dem bloßen Augenmaaß und ohne Umpackung nicht 
beiläufig ermeffen werben kann. 

Das Gewicht der lohnweiſe verführten Berg» und Hüttenprobufte, dann 
ded Salzes ($. 7, Ziff. IL) muß jederzeit durch einen, gemäß dem eben er⸗ 
mähnten $. 7 ausgefertigten Frachtfchein, für deſſen Richtigkeit der Ausfteller zu 
haften hat, nachgewiefen werben. 


$. 13, Den Auffihtsorganen bleibt in allen Fällen die nähere Inter- 
fuhung der Ladung und zwar auf Koflen der Frachtführer vorbehalten, wenn 
für die durch das bloße Augenmaaß nicht erfennbaren Ladungsquantitäten Fein 
Isriftliher Ausweis beigebracht wird, oder wenn fich bezüglich deſſen NRichtig- 
fit und Glaubwürdigkeit, oder bezüglich der Uebereinſtimmung der darin be- 
ſcheinigten mit der geladenen Quantität Zweifel ergeben. 


$. 14. Die Breite der Ladung auf Frachtwägen darf, mit Ausnahme der 
untpeilbaren Laſt, neun Fuß bayerifch nicht überfchreiten, 

Das Anbringen von Seitenfißen an den Frachtwägen (mittelft eingeftedter 
drekter 20.) iſt allgemein unterfagt. 


V. Vom Gebraud des Vorſpanns und von den Zugthieren. 
$. 15. Unter der in den vorangehenden $$. bemerkten Befpannung find 
jme Zugthiere nicht begriffen, welche als Borfpann angewendet werden bürfen, 
wenn 
13 * 
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1. die Straße eine Steigung hat, für welche bei dem Abwärtsfahren bas 
Einlegen des Radſchuhes vorgefchrieben ift, ober 

2. wenn eine Straßenftrede momentan in einem befondersd ruinofen, zur 
Umbauung geeigneten Zuftande fich befindet, 

Wo diefe Borausfeßung nicht beftehen oder aufhören, darf kein Borfpann 
gebraucht werben, und es kann deſſen Beibehaltung nur ausnahmsweiſe da und 
in fo weit geftattet werben, wo und in wie weit ebene Wegftreden und Gteig- 
ungen häufig und in kurzen Abftänden wechfeln. 

Unfere Kreisregierungen, Kammern des Innern, haben diefe Straßen 
firedten durch örtliche Kundmachung und durch Anfchlag zu bezeichnen. 

$. 16. Wagenführer, welche auf andern Straßenfireden wegen übermäßig 
fchwerer Ladung Vorſpann nehmen, oder gar regelmäßig von Station zu Sta- 
tion Borfpannpferde benüßen, find als dem Berbote böswillig zumiderhandelnd 
zu betrachten und zu beftrafen. 

$. 17. Bei einfpännigen Fuhrwerken werden alle Arten von Zugthieren 
gleichgeachtet; bei awei- und mehrfpännigen aber werben zwei Kühe oder Efel 
einem Pferde gleich gerechnet. 

Stiere, Ochfen und Maulipiere zählen gleich Pferden. 

VJ. Bon den Strafen. 

$. 18. Die Hebertreter der gegenwärtigen Berorbnung werben polizeilich 
befiraft und überdies bis zu vorfhriftsmäßiger Einrichtung ihres Fuhrwerkes 
an dem Weiterfahren gehindert. 

Dem ausländifchen Fuhrwerk ift geftattet, auf bemfelben Wege, auf welchem 
ed gefommen, ohne vorgängige Aenderung zurüdgufehren. 

$. 19. Die Uebertretungen werden beftraft, wie folgt: 

a) jene der Borfriften über den Nadbeſchlag im Allgemeinen (Abſchn. IL.) 
mit einer Geldftrafe von fünf bie fünfzehn Gulden; 

b) jene der Borfchriften über die Felgenbreite (Abſchn. TIL) mit fünfzehn 
bis dreißig Gulden; . 

ce) jene der Borfhriften über die Ladung und den Borfpann (Abſchn. IV. 
und V.) mit zwanzig bis fünfzig Gulden. 

$. 20. Die Zumeffung der Strafe innerhalb der Gränzen derfelben ift ber 
Beurtheilung der Behörde anheimgegeben, welche dabei den Grad bes Ab- 
weichens von der Normalbeflimmung, befonders dad Maaß der Heberladung, 
zugleich unter dem Gefihtspunfte der Tpierquälerei, dann die zum Schaden 
bereits zurüdgelegte Wegftrede und den etwaigen Rüdfall forgfältig zu berüd: 
ſichtigen hat. 

$. 21, Arrefifirafe tritt nur in dem Falle der Zahlungsunfähigkeit der Ber- 
uriheilten ein, und es ift ein Arreſt von 24 Stunden einer Geldfirafe von 5 
Gulden gleich zu achten. 

$. 22. Die Strafe trifft zunächft den bei dem Fuhrwerk betretenen Führer. 

Zugleich Hat aber au der Eigentpümer des Fuhrwerkes zu haften, und 
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lann nach Beſchaffenheit des Falles, nebft dem Führer, bei dem Vorhandenſeyn 

ber allgemeinen Bedingungen flrafrecptliher Zurechnung zur Strafe gezogen werden. 

$. 23. Die erhobenen Geldftrafen fallen zur Hälfte dem Anzeiger, zur 

Hälfte der Lolalarmenkaſſe jener Gemeinde zu, in deren Bezirk die Uebertretung 
fattgefunden hat, 
VI. Borübergehende und örtliche Beftimmungen, 

$. 24. Den unter den Befimmungen des $.7, Ziff, L. und IL. begriffenen 
Suprwerföbefigern, dann jenen Unterthanen, welche auf eigene Rechnung und 
um Handel mit dem Transport der Berg- und Hüttenprobufte, dann des 
Salzes fih befaffen, und die daher den allgemeinen Befimmungen über bie 
Radfelgenbreite unterliegen, wird zur Herftellung ihres vierräderig - zweifpän- 
nigen Juhrwerkes in normalem Zuflande eine Nachficht bis zum 1. Jänner 1843 
bemilliget, jedoch unter der Berpflihtung, ſchon von nun an die $. 9 bezeich— 
neien Sadungsquantitäten, bei Bermeidung der Strafe und des Berlufts diefer 
Rodfiht, genau einzuhalten. 

Die betreffenden Beftimmungen find jedoch in ben Sahren 1841 und 1842 
von brei zu drei Monaten durch die Kreis⸗Intelligenzblätter wiederholt befannt 
zu mahen, damit die entfprechende Einrichtung rechtzeitig bewirkt, und der mit 
dem 1. Januar 1843 eintretende Bolzug diefer Beftimmungen um fo firenger, 
ohne alle Nachficht und Ausnahme, gehandhabt werde. 

5.3. Die Difirifts- und Ortspolizeibehörden haben darüber zu wachen, 
daß fhon innerhalb der $. 24 bezeichneten Friſt yur vorfchriftsmäßige Rabe 
felgen neu gefertiget werben. 

$.26. Im Anfehung der von Uns für einzelne Fälle und Dertlichkeiten 
bereit gegebenen befonderen Beftimmungen und Dispenfationen behält es, in 
ſo lange Wir nicht anders verfügen, fein Bewenden. 

VIII. Schlußbeſtimmungen. 

F. N. Gegenwärtige Verordnung tritt, dreißig Tage nach ihrer Verkün— 
dung durch das Regierungsblatt, an die Stelle jener vom 21. April 1838, 11. 
Auguſt 1839 und 12. Januar 1810. Sie iR auch in ſämmtliche Kreis, Intel- 
Iigengblätter einzurüden, und durch befondern Anfhlag an den Gemeindehäu- 
ern zur Kenntniß aller Betpeiligten zu bringen, 

9.38, Unfer Minifterium ift mit dem Vollzuge, geeigneten Falls im 
Benehmen mit Unferem Sinangminifterium, beauftragt. 


$. 88. Regierungsverfügung vom 20. September 1839, Amtsbl. 
M. 50, p. 417, die Einführung der breiten Rabdfelgen betr. *) 
Die unterfertigte Stelle, in Erwägung der Zweifel und Anflände, auf 


welche die Berfchiedenheit. der Borfipriften über die Breite und Befchaffenpeit 
ver Rabfelgen, über die Befpannung und resp. Ladung — welche bezüglich der 


— — t— 
*) Wird der nicht aufgehobenen Beflimmungen über das Strafverfahren we- 
gen Hier aufgenommen, 
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allerhächften Verordnungen vom 21. April vorigen und 11, Auguft I. 3. im 
Gegenhalt zu ben feither in der Pfalz geltenden Beflimmungen befiefet — 
indbefondere in ber Anwendung des Strafmaafes führen muß, und um bie 
Straßenpolizeibehörden in ben Stand zu feßen, ihre Strafjurispiktion gehörig 
auszuüben, und ihren Erkenntniffen eine umfaflende und geregelte Dafis zu 
geben, — hat die nachfolgenden Bollzugsvorfihriften entworfen, welche andurch 
zur allgemeinen Senntniß gebracht werben : 
Tit. I. Bon den Kontraventionen. 

$. 1. Die allerhöchften Verordnungen vom 21. April 1838 (Amtsbl. p. 
385) in den Art. J. bis VI. incl, und vom 11. Auguft 1839 (Amtsbl. p. 369) 
in den $$. 1 bis 5 incl. enthalten bie fortan allein geltenden Befimmungen 
darüber, was als eine verbotene Handlung in Betreff der Fuhrweſenspolizei zu 
erachten fey. 

$. 2. Aufgehoben find fonach alle früheren Beflimmungen ber Gefeße vom 
29. Flor. X., 7. Ventose XI. und ber faiferlichen Defrete vom 4, Prair. XI. 
und 23. Zuni 1806: 

1. über die Breite der Radfelgen ; 

2. die Länge der Achfen, und 

3. das Gewicht der Ladung. 

Dagegen fallen auch weg: 

4. alle Befhränfungen auf beflimmte Straßenzüge, und 

5. alle, namentlih auch bie neueften durch DMiniflerialrefeript vom 30. 
September 1830, für die Nheinftraße bewilligte Toleranzen. 

$. 3, Allen Befchränfungen enthoben ift das Fuhrwerk auf Wegen, welche 
feine Kunfte (Staats⸗, Kreid- und Bezirks-) Straßen find. (Allerhöchſte Ber- 
ordnung vom 21, April 1838, Art, 1.) 

Zu den, den Kunfifiraßen beizugählenden Kreis- oder Bezirksſtraßen gehören 
nur jene Straßen biefer Rathegorie, welche bereits kunſtmäßig, ober doch voll⸗ 
fommen fahrbar hergeflellt find. 

Diejenigen Strafen diefer Kategorie, auf welche die beiden allerhöchſten 
Berorbnungen zur Zeit Feine Anwendung finden, werden befonders befannt ge- 
macht. (Allerhöhfte Verordnung vom 11. Auguft 1839, $. 1.) 

$, 4 Auf allen Straßen ift ven Verordnungen in Bezug auf Breite ber 
Radfelgen das Frachtfuhrwerk entzogen, welches nicht gewerbsmäßig betrieben 
wird. (Allerhöchfte Verordnung vom 21. April 1838, Art, IL.) 

Unter den gewerbsmäßig betriebenen Frachtfuhrwerken iR im Gegenfaße 
jenes für den eigenen Haus⸗ und Tandwirthfchaftlichen Bedarf, alles Fuhrwerk 
verftanden, welches dem Gewerbe» , Fabrik⸗ und Handelsbeiriebe dient, und 
Gegenftände verführt, die zum Berfaufe oder zur Berarbeitung für den Ber- 
kauf beflimmt find, (Allerhöchfte Verordnung vom 11, Auguft 1839 $. 2.) 

Diefem gegenüber fieht das eigentliche landwirthſchaſtliche Fuhrwerk, daher 
find die Grundbefißer, welche ihr Getreide auf die nächſte Schranne; Wald⸗ 
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und Korffteihereibefiger , welche ihr Holz oder ihren Torf zur nächſten Stadt, 
oder Ziegeleibefiger, welche die felbfiergeugten Badfteine zu Bauten mit eigenem 
Geſpann verführen, zur Anwendung der breiten Radfelgen nicht verpflichtet. 
(Minikerialrefeript vom 29. Zanuar 1839.) 


Tit. I. Bon den Strafen. 


$.5. Nach den in der Pfalz in anerkannter Wirkſamkeit beſtehenden Strafbe- 
fimmungen werben bie Fuhrweſens⸗Polizeikontraventionen beftraft, wie folgt: 

$. 6. Die Zumiderhandlungen gegen Art. I., A 1 ber allegirten aller» 
höhften Berorbnung (vorſtehende Radnägel oder Schrauben an den Radfelgen) 
werden befiraft mit einer Geldbuße von 7 fl. (15 Franc), (Kaiſ. Dekret vom 
3. Juni 1806, Tit. VII., Art. 29.) 

$. 7. Zumwiderhandlungen gegen Art. L, 2 2 1. c, (ungleicher Radbe⸗ 
flag) unterliegen einer Geldſtrafe von 23 fl. 20 fr. (50 France). (Reglement 
sur la police du Roulage du 10, Fevrier 1808, Art. 24. — Berorbnung ber 
gemeinfchaftlichen Landesadminiftration vom 27. Zuli 1814, AmtsbL. p. 27.) 

$. 8. Zumiderhandlungen gegen Art. IL bis IV. der allegirten Berord- 
nung vom 21. April 1838 und $. 3 der allerhöchften Berorbnung vom 11. 
Auguft 1839 (Breite der Radfelgen), lebtere vom 1. April 1840 an, werden 
mit einer Geldfirafe von 23 fl. 20 fr. (50 Francd) gebüßt. (Geſetz vom 7. 
Ventose XII.) 

5. 9, Zumiderhandlangen gegen Art. V. und VL 1. c. (verbotene Be» 
ſpannung) ziehen eine Geldfirafe von 23 fl. 20 fr. (50 Francs) nah fid. 
(Aegirtes Gefeb vom 7. Ventose XI.) 

Diefe Strafen finden zwar dann Feine Anwendung, wenn die verbotene 
Belpannung nur ſtreckenweiſe ald Borfpann angewendet wurbe, jedoch nur: 

a) bei folchen Steigungen der Straßen, für welche beim Abwärtsfahren 
dad Einlegen des Radſchuhes vorgefchrieben ift; 

b) bei jenen Straßenfireden, welche momentan in einen befonders ruino⸗ 
fen, zue Umbauung geeigneten Zuftand gelommen find. 

Dagegen find Frachtführer, welche auf ebenen, oder in bie Kathegorie 
unter a, nicht gehörigen Wegfireden wegen übermäßig ſchwerer Ladung Bor- 
ſpann nehmen , oder regelmäßig von Station zu Station Borfpannpferbe be⸗ 
nüßen, den Eingangs diefes Paragraphs benannten Strafen unterworfen, 


Tit, IL Bon dem Strafverfahren, 

$. 10. Die Zurispittion und das Verfahren haben durch die allerhöchſte 
Verordnung vom 21. April 1838 eine Abänderung nicht erfahren und richten 
ſich nach folgenden Normen : 

Abſchn. 1. Anzeige 

$. 11, Die Webertretungen der allerhöchflen Verordnung vom 21. April 
1838 werben Tonftatirt durch die Baubeamien und Wegmacer, Zoll⸗ und 
Bepgeldeinnepmer, die Zollſchutzwachmannſchaft, die Gendarmerie, die Wald⸗ 
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und Feldfchüßen. (Alles. Reglement Art, 40, Minifterialerlag vom 14, 
März 1839.) 

$. 12. Die Zoll⸗ und Weggeldeinnehmer und bie Zolfhußwachmannfcaft 
haben vorzüglich ihre Aufmerkfamteit auf das aus dem Auslande eingehende 
Fuhrwerk zu richten und die erforderlichen Einfcpreitungen rechtzeitig zu veran⸗ 
laſſen. (Alleg. Minifterialerlaß vom 14. März 1839.) 

$. 13. Die im $. 11 bezeichneten Individuen find zur Konflatirung ber 
Felgenbreite mit Maaßen, verfehen, zu deren Kontrole die bei den Diftriftspo- 
lizei⸗ und Gränzzollbehörden hinterlegten verifizirten Lehren dienen, (Mini- 
fterialentfehließung vom 14. März 1839.) 

$. 14. Die Anzeige gefchieht entweder fehriftlich, indem der Anzeiger über 
die wahrgenommene Kontravention ein Protokoll (proces verbal) errichtet, und 
diefes vor dem erfennenden Bürgermeifter konfirmirt oder mündlich vor dem 
Letztern, in welchem Falle diefer die Anzeige zu Protokoll zu nehmen hat. 

$. 15. Die erhobenen Geldſtrafen fallen zur Hälfte dem Anzeiger zu. 
(Allerhöchſte Verordnung vom 11. Auguft 1839, $. 10,) 

Abfhn. 2. Berfahren vor dem Bürgermeifter 

6. 16. Ueber die angezeigten Zumwiverhandlungen gegen die alferhöchfte 
Berorbnung vom 21. April 1838 entfcheidet der Bürgermeifter der Gemeinde, 
in welcher die Zumiderhandlung angezeigt wurde, fummarifch, ohne Koften und 
Förmlichkeiten, (Raiferl. Defret vom 23. Juni 1806. — Gefeß vom 29. Flor. X. 
Allerhöchſte Entfchließung vom 28. Dezember 1817, Amtsbl. 1818, S. 65.) 

$. 17. Der Bürgermeifter hat fih bei feinen Entſcheidungen Tediglic 
darauf zu befchränfen, ob eine der in der alfegirten allerhöchften Verordnung 
bezeichneten Kontraventionen faktifch vorliege, und hienad) die Strafe auszu- 
fprechen. Alle Entfhuldigungsgründe und Einreden find im Berufungswege 
bei dem Königl. Landfommiffariate anzubringen. 

$. 18. Der Beſchluß wird auf frei Papier ausgefertigt und eine ein- 
fache Abfchrift davon dem Kontravenienten gegen Erlegung ber Schreibge— 
büpren zugeftellt. 

$. 19, Die wegen einer Zuwiderhandlung Berurtheilten werben am Wei» 
terfahren verhindert, bis fie die zuerfannten Strafgelder — vorbehaltlich des 
Rückerſatzes nach erfolgtem reformatorifchen Urthelle — deponirt oder hiefür 
gültige Bürgfchaft geftellt haben. 

$. 20. Zumwiderhandelnde genen die Befiimmungen über die Breite der 
Radfelgen werden außerdem noch bis zur hergeftellten Felgenbreite am Weiter: 
fahren, verhindert, bleiben aber unter dem im $. 19 gemachten Borbehalte be» 
fugt, auf demfelben Wege, woher das Fuhrwerk gelommen ift, wieder zurück⸗ 
zufahren. (Allerhöchſte Verordnung vom 21. Aprıl 1838, Art. VIL) 

Abfhn.3. Berfahren vor dem Landkommiſſartat. 

$. 21. Die Berufungen von den Ausfprüden der Bürgermeifter: follen 

vor bie Königl, Landlommiflariate, In deren Bezirke das beireffende Bärger- 
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meifteramt gelegen iſt, gebracht und von biefem definitiv und in letzter Inſtanz 
entſchieden werden. (Alleg. allerh. Erlaß vom 28. Dezember 1817.) 

$. 22. Dieſe Beſchlüſſe werden ohne Rückſicht und mit Vorbehalt jeden 
Regreſſes im adminiſtrativen Zwangswege vollzogen, ſie ſind ohne weiteres 
exelutoriſch und begründen Hypotheksrechte. (Geſetz vom 29. Flor. X. — Kai- 
ferl. Dekret vom 23. Juni 1806. — Reglement Art. 48.) 

$.23. Zur Einlegung der Berufung wird ein Termin von 90 Tagen 
ſeſtgeſetzt. 

Der Berufungstermin läuft vom Tage des bürgermeifteramtlichen Beſchluſ⸗ 
fed, diefen Tag nicht mitgerechnet. 

5. 24. Im der fpriftlich zu übergebenven Berufung find unter Anlage des 
beigwerenden Befchluffes die Gründe anzugeben, aus welchen die Abänderung 
oder Aufpebung nachgefucht wird, und find die Entlabungsbeweismittel zu be- 
zichnen. 

Gleichzeitig muß, Behufs der Zuftellung. der Erlaſſe des Landkommiſſariais 
im Bezirke desfelben Domizil erwählt werben. 

$. 25. Das Landlommiffariat prüft die Berufungsfchrift, erhebt die vor- 
gebrachten Beweife und erholt die weiter möthig fcheinenden Aufflärungen von 
Amtsiwegen. 

$. 26. Erſcheinen die Akten zum Definitivbefchluffe reif, fo eröffnet das 
Kandlommiffariat diefes dem Appellanten in feinem gewählten Wohnorte, wel 
Ger dadurch das Recht erlangt, binnen 8 Tagen, den Tag der Eröffnung nicht 
mit eingerechnet, von ben gepflogenen Verhandlungen Einficht zu nehmen, oder 
durh einen Bevollmächtigten nehmen zu laſſen, und eine Schlußerinnernng ab» 
iugeben, | 

$. 27. Werben hiedurch noch weitere Aufflärungen nothwendig, fo erhebt 
He das Königl. Yandlommiffariat, und fehöpft fofort das Erfenntniß. 

$. 28. Läuft im Termine feine Erinnerung ein, oder veranlaßt biefe Feine 
weitere Erhebungeu , fo erfolgt das Erkenntniß fogleich nach Ablauf des acht- 
tägigen Termines, 

$. 29. Das Erfenniniß des Königl. Landlommiffariats wird dem Appel- 
Ianten in feinem gewählten Wopnorte auf adminiftrativem Wege zugeftelt, und 
in Abfprift dem betreffenden Bürgermeifteramte mitgetpeilt. 

Tit. IV. 

Ueber die Erhebung und Beitreibung der erfannten Geldfirafen wird bes 

fondere Entſchließung erfolgen. 


$- 89. Die Verhältniffe Hinfichtlich der in der Bekanntmachung 
vom 7. October 1839, Amtsbl. M, 53, p. Aal, aufgeführten Staats: 
und Bezirköftragen haben unterbeffen mehrfache Veränderungen erlitten, 
8. 90. Die. Regierungsentfhliefung vom 12. November 1839, 
Amtsbl. Mr 61, p. 517, hat durch die Beftimmungen der SS. 6 und 
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7 obiger Königl. Verordnung vom 16. Juli 1840 ihre Geltung ver: 


loren. 

$. 91. Königl, Verordnung vom 1. September 1840, Amtsbl. 
M. 53, p. 331, dad Hemmen der Räder an den Wägen bei dem 
Bergabfahren betr. 

Ludwig, 8. 

Wir finden Uns bewogen, unter Abänderung der allerhöchften Verord⸗ 
nung vom 26. Dezember 1808, das Einhängen des Radſchuhes beir. (Reggobl. 
1809, ©. 9), die Anwendung der Radfchleiffperren zu Hemmung des Umlaufes 
ber Hinterräber an ben Wägen bei dem Vergabfahren zu geftatien. 

Gegenwärtige Berordnung iſt durch das Regierungsblatt bekannt zu machen, 
und tritt von dem Tage ihrer Verkündigung an in Wirkſamleit. 


$. 91 b. Königl. Verordnung vom 2. Dezember 1840, Amtsbl. 
NM. 75, p. 467, das Verbot des Aneinanderhängens mehrerer Wägen 
betr, 

Ludwig, 8 

Wir haben befchloffen und verordnen, was folgt: 

$.1. Das Befahren der Staats-, Kreis» und Bezirköftraßen, bann ber 
Grmeindewege und der Straßen in Städten, Märkten und anderen Ortfchaf- 
ten mit aneinandergehängten, belabenen, oder unbeladenen Wägen ift verboten. 

$. 2. Mebertretungen biefes Verbotes unterliegen polizeiliher Beltrafung 
von 5 bis zu 15 fl. an Geld, oder im Falle der Zahlungsunfähigfeit des Ueber— 
treterd, einer Arrefifirafe von zwei bis zu vier Tagen. 

$. 3. Die Strafe trifft zunächft den bei dem Fuhrwerke betretenen Führer; 
gleichzeitig hat aber auch der Eigenthümer des Fuhrwerkes zu haften, und iſt 
bei dem Borhandenfeyn der allgemeinen Bedingungen firafrechtlicher Zurechnung, 
gleichmäßig zu beſtrafen. | | 

$. 4. Die erhobenen Geldfirafen fallen zur Hälfte dem Anzeiger, zur an« 
bern Hälfte aber der Lokalarmenkaſſe jener Gemeinde zu, in deren Bezirk die 
Veberiretung flattgefunden hat. 

$. 5. Gegenwärtige Berorbnung fol durch das Regierungsblatt verkündet 
werben und mit dem 1. Jänner: 1841 in Wirkſamkeit treten. 

$. 6. Unfer Miniflerium des Innern ift mit dem Bollzuge diefer Ber- 
ordnung beauftragt und hat, fo weit es erforberlich, die weiteren Bollzugsvor- 
ſchriften zu ertheilen, 


F. R. Befanntmahung der Königl, Regierung der Pfalz vom 
15. März 1841, Amtsbl, Mu. 22, p. 189, die Einrichtung bes die 
Kunfifiraßen befahrenden Fuhrwerkes betr, 


Inhaltlich eines höchſten Minifterialreferiptes vom 8. d. M. haben Geine 
Maieſtät der König auf fo lange ale von Allerhönftbenfelben nicht auders 
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verfügt wird, allergnädigft zu genehmigen gerupt, daß bei dem Vollzuge ber 
allerpöchften Berorbnung vom 16, Juli v. J., die Einrichtung des die Kunſt⸗ 
fragen befahrenden Fuhrwerkes betreffend, 

1. Steinkohlen unter den Begriff der Berg- und resp. Forfiprobufte 
fubfumirt, und daß überhaupt fortpin allem Brennmaterial die Begünftig- 
ung des $. 7, Ziff. IL der erwähnten allerhöchſten Verordnung zu Theil werde’ 
dann daß 

2. bie Beflimmung von $. 10, AF 2 und 3 fo verfianden werde, daß auf 
einem vierrädrigen zwelfpännigen Wagen von 2%/, xheinifchen Zoll Felgenbreite 
In der Pfalz jedenfalls das ortsübliche Fuder Wein, dann bie dafelbft vor⸗ 
ſchriftsmäßige Klafter Holz (144 Kubikfuß) ungetpeilt verführt werden dürfe, 


Da bie erwähnte höchſte Entfchliefung weitere Ausnahmen von der aller- 
höhftlen Berorbnung vom 16. Zuli v. 3. für unftattpaft erflärt, fo werden nun⸗ 
mehr fämmtliche, mit dem Bollzuge beauftragte Behörden zur. genauen und 
pflichtmaͤßigen Handhabung der allerhöchften Borfchriften ernſtlichſt angewiefen. 


F. 93. Bekanntmachung der Kreisregierung vom 31. März 
1841, Amtsbl. M 26, p- 209, die Einrichtung des die Kunftftraßen 
befahrenden Fuhrwerkes betr. 


In der allerhöchften Verordnung vom 16. Juli 1840, bie Einrichtung bes 
die Kunfifiraßen befahrenden Fuhrwerkes beir., find die Breite der Radfelgen 
und die Ladungequantitäten durch bayerifches und zum Theil rheinifches Maaß 
und Gewicht bezeichnet. 

Da diefe Bezeichnung nicht allgemein bekannt if, fo wird zur Erläuterung 
der erwähnten Verordnung die Reduktion der darin enthaltenen einzelnen Maaße 
and Gewichte auf das in der Pfalz üblihe metrifche Maaß und Gewicht hier⸗ 
mit befannt gemacht: 

Es find: 

4 Zoll rheiniſch oder 4 Zoll 3'/, Linie bayerifh — 10 Eentimeter und 4 Mil- 
limeter. 

b Zoll rheiniſch oder 6 Zoll 5%, Linie bayerifh — 15 Eentimeter und 6 Mil- 
limeter. 

2, Zoll rheiniſch oder 2 Zoll 8%, Linie bayerifh — 6 Eentimeter und 5 Mil- 
limeter. 

12 Eentner bayerifd — 6 metrifche Zentner und 72 Kilogramm den Zentner 
zu 100 Kilogramm. 

24 Zentner bayerifch — 13 metrifche Zentner und 44 Kilogramm den Zentner 

zu 100 Kilogramm. 

T bayerifche Schäffel = 15 Heftoliter und 57 Liter. 

16 ” n" — " „8 „ 

8 „ = n „ 79 u 


9 „ "n =% n „mu 
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12 bayerifche Schäffel — 26 Hektoliter und 68 Liter. 


11 7 U =u „ „46, 
16 Eimer — 1094 Liter — 10 Ohm und 94 Liter, die Ohm zu 100 Liter 
gerechnet. 


1 bayerifches Klafter zu 126 Kubikfuß — 3 Kubilmeter und 132 Kubif- 
dezimeter oder nahezu 31; Kubilmeter. 
60 Fuß Länge bayerifch 17 Meter und 51 Centimeter. 
30 „ „ „ 8 „ " 75 ” 
20 " " „ 5 "„ 83 „ 
90 " " m 26 " „ 26 „ 
45 ” ” [7 13 ” " 13 " 
30 8. 75 
‚ 24 — aubifuß — = 596 Kubifvegimeker ober — 3/, Rubifmeter. 
1/4, Klafter oder 27 Kubikfuß bayeriih — 671 Kubildezimeter oder nahezu 
2/, Kubilmeter. 
1, Klafter oder 56 Kubikfuß bayerifh — 1 Kubilmeter und 392 Kubildezi⸗ 
meter oder nahezu 1?/; Kubikmeter. 
560 Pfund bayerifh — 3 metrifche Zentner und 14 Kilogramm, ben Zent- 
ner zu 100 Kilogramm gerechnet. 
170 Pfund bayerifh — 95 Kilogramm. 


N aan 


150 u ” = 84 n 
134 , J en „ 
500 „ „ == 2 meirifhe Zentner und 80 Kilogramm, ben Zent- 


ner zu 100 Kilogramm gerechnet. 

4%, Seidl Eifen und andere Erze wiegen, das Seidl zu 500 Pfund bayerifch 
gerechnet, 12 metrifhe Zentner und 60 Kilogramm, den Zentner zu 100 
Kilogramm gerechnet. 

9 bayerifche Fuß Länge — 2 Meter und 62 Eentimeter. 
Hiebei wird jedoch mit Bezug auf die Bekanntmachung im Amtshlatte Ar 
22 bemerkt, daß jedenfalls das ortsühlihe Fuder Wein, dann die Klafter 
Holz zu 144 Kubilfuß auf vierrädrigen zweilpännigen Wagen ungetpeilt 
verführt werden bürfe, 
— Die Strafnadhlaßgefuhe in Fuhrwefenspolizeifachen, fiehe 1. 
Bud, $. 95. 
$. 94. Bekanntmachung der Kreisregierung vom 3. April 1842, 
Amtsbl. Mi 28, p. 238, die Anwendung des $. 15 ber allerhöchften 
Berordnung vom 16. Juli 1840, über die Einrichtung des die Kunft- 
ſtraßen befahrenden Fuhrwerks betr. 
Nachfolgend werben biejenigen Steigungen ber Kunfifiraßen in der Pfal; 
zur allgemeinen Kenntnißnahme gebracht, auf welde bie Ausnahmobeſtimmung 
des $. 15 von der Regel des $. 4 der im Amts“ und Snielligengblatte von 
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1340 und 1841 bekannt gemachten allerhöchften Verordnung vom 16. 3uli 1840 
über die Einrichtung des die Kunfifiraßen befahrenden Fuhrwerkes Platz greift, 
fopin die Anwendung von Borfpann geflattet iſt. 

1. Straße von Kalferslautern nah Mainz: 

a) im Amfelthal zwifchen Efelsfürtd unweit Katferslautern und Fröhnerhof 
bei Neukirchen. 

b) bei Marnfeim an der Ziegelhütte unweit Bolanderhof, am fogenann- 
ten Reinernen Berg zwifchen Kirchheimbolanden und Morfchheim und am Morfch- 
heimer Berge. 

2, Straße von Kaiferslautern nah Mannheim: 

a) bei der Hochfpeyerer Steige. 

b) an ber fogenannten Dürkpeimer Steige zwifchen dem Zägertpal und 
dranfenflein, und zwar auf den beiden Seiten derfelben. 

ce) am Bruchbudel zwifchen Mardorf und Dürkheim. 

3, Straße von Landau über Neuftadt nach Alzel: 

a) zwifchen Landau und Edesheim zunächft dem Dorfe Walsheim. 

b) zwifchen Grünftadt und Affelheim. 

c) zunächfi der Portmühle auf beiden Seiten der Steige. 

4, Straße von Landau nach Welffenburg : 

a) von Stundenftein '/, bie 3/4, 

b) von Stundenflein 3 bis Reichögränge. 

5. Straße von Landau nach Zweibrüden: 

a) an ber fogenannten Dellfelder Steige. 

b) an der Pirmafenfer Steige vom Lambsbacher Hofe her. 

6, Straße von Homburg nah Saargemünd: 

a) an der Schwarzenader Steige von Stunde 105/; bis 111. 

b) an ber Blieskaſtler Steige bis Biefinger Höhe, re von a bis 151, 
Stunde, 

e) an der Hablircher Steige, oder von Stunde 18 bie 1824. 

J. Siraße von Franfentpal nach Kirchheimbolanden : zwifchen Laumersheim 
und Oberfülzen zunächſt dem erflen Orte, 


— Bekanntmachung der Königl. Kreisregierung vom 19. Nos 
vember 1842, Amtsbl, M 75, p. 615, die Anwendung des $. 23 der 
allerhöchſten Verordnung vom 16. Juli 1840, über die Einrichtung 


des die Kunftftraßen befahrenden Fuhrwerks betr., fiehe im IV. Bud, 
Armenwefen, $. 249. 


F. 5. Bekanntmachung der Kreisregierung vom 4. * 
isas, Amtsbl. M 10, p. 69, bie Einrichtung des die Kunſtſtraßen 
befahrenden Fuhrwerks betr. 


Nachdem die Bezirksſtraße vom Kaltenbasherhofe über Dahn, Bergzabern 
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und Kandel zur Wörther Schiffbrüde durchgehende kunſtmäßig hergeſtellt if, 
ſo wird verfügt, daß die Beflimmungen der allerhöhften Verordnung vom 16. 
Zuli 1840 obigen Betreffs, vom 1. April d. 3. am gerechnet, ihre Anwendung 
bezüglich fraglicher Bezirköftraße finden follen, was mit dem Bemerfen zur all« 
gemeinen Kenntniß gebracht wird, daß der Gebrauch eines Borfpanns bei nach- 
bezeichneten Straßenſtrecken geftattet fey, nämlich: 

4. bei der Steige diesſeiis am Orte Bufenberg zwiſchen Stundenzeichen 
13%, und 13%,, und 

2. bei der Strede jenfeits Birkenhördt am fogenannten Landlöchel, zwifchen 
Stundenzeichen 155; und 16, 

Sämmtlihe Polizei und Baubeamten werden zum genauen Bollzuge ge» 
genwärtiger Berfügung angewiefen. 

$. 9. Belanntmahung der Sreisregierung vom 11. März 
1843, Amisbl. M, 12, p. 82, den Vollzug der allerhöchften Verord⸗ 
nung vom 16. Juli 1840, die Einrichtung des die Kunſtſtraßen be- 
fahrenden Fuhrwerks betr, 

In Folge der gemachten Wahrnehmung, daß bie Beſtimmungen der aller- 
höchſten Berorbnung vom 16. Zuli 1840 im bezeichneten Betreffe bezüglich des 
landwirihſchaftlichen Fuhrwerkes häufig eine dem Wortlaute wie den Abfichten 
dieſer Vorſchriften nicht zufagende Auslegung erhalten, und daß hierdurch viel- 
fältig Anforderungen an die Landwirthe bezüglich der Felgenbreite und Be- 
fpannung hervorgerufen werben, welche bie ihrem Wirthfchaftsbetriebe zugewen- 
deten Begünftigungen vereiteln, hat fi das Königl. Minifterium des Innern 
veranlaßt gefunden, mittelft Höchften Neferiptes vom 3. d. M. nachfolgende er- 
läuternde Beſtimmungen zu erlaffen: 

1. Als landwirthſchaftliches Fuhrwerk if nach $. 6 der angeführten aller- 
höchften Berorbnung jedes Fuhrwerk zu beirachten, welches im Eigenthume 
eines Landwirthes ſich befindet und gemäß feiner Einrichtung zu landwirth⸗ 
ſchaftlichen Zweden benußt werden kann. 

2. Bezüglich diefes Fuhrwerles hat die erwähnte allerhöchfte Verordnung 
drei Fälle unterfihieden, je nachdem nämlich der Landwirth vasfelbe benützt: 

a) zu den Zweden des landwirthſchaftlichen Betriebes ; 

b) zur Berführung der felbft gewonnenen Produkte zum Berlaufe ; 

ec) zur Berfüßrung fremden Eigenthums gegen Lohn, 

3. Nah dem Haren Wortlaute des angeführten $. 6 dient das landwirth⸗ 
ſchaftliche Fuhrwerk dem ad a. bemerkten Zwede des Landwirthſchaftobetriebes, 
wenn ber Landwirth 

&) dasfelbe zu den verfchiedenen Iandwirtpfchaftlichen Arbeiten und Ber- 
richtungen benüßt, alfo 3. B. Gegenftlände auf das Feld oder vom Felde nad 
Hauſe bringt; 

2) wenn er hiemit die für den eigenen ökonomiſchen Bedarf erforberlichen 
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Materialien: beiführt, alfo namentlich auch, wenn er in feinem eigenem Walde 
gewonnene ober im fremden Walde erfaufte Forfiprobutte, 4. B. Holz, Siren 
u. f. w., oder Steintoplen, Torf, Baumaterialien, erfaufte Früchte u. f. w., fo 
fern folhe zu feinem eigenen ötonomifchen Bebarfe und Berbraud dienen, nach 
Haufe bringt, denn alle dieſe Gegenſtande gehören in ſolchem Falle zum öko⸗ 
nomifhen Bebarfe des. Landwirthes. 

4. In allen diefen ad 3. bemerkten Fällen ift das landwirthſchaftliche Fuhr⸗ 
wert nach dem klaren Wortlaute des $. 6 der angeführten allerhöchſten Ver⸗ 
ordnung von den Borfihriften über die Breite der Radfelgen ganz befreit, 
ſo lange Hiebei das $. 9 und 10 vorgefchriebene Ladungsgewicht eingehalten 
wird, Der Landwirth ift daher, wie die anruhende Ueberſicht näher erläutert, 
nicht zu befivafen, wenn er bei den ad @. und 6. bezeichneten Fuhren auf 
einem mit fchmalfelgigen Rädern verfehenen Wagen : 

ac) bei einer Befpannung mit einem Zugthiere (nur 12 Zentner oder bie 
Hälfte der im $. 10 bemerkten Quantitäten) ; 

BB) bei einer Befpannung mit zwei Zugtpieren (zwei Pferden, zwei 
Offen oder Stieren, zwei Maultpieren, vier Kühen oder Efeln) höchſtens 24 
Zentner oder die Quantitäten bes 6. 105 

yy) bei einer Belpannung mit drei Zugtpieren höchſtens 36 Zentner ; 

86) bei einer Beſpannung mit vier Zugtpieren höchſtens 48 Zentner u. f. w. 
geladen hat. 

5, Es folgt Hieraus, daß es durchaus irrig if: 

a) den Landwirth zu einer Felgenbreite von 21, Zoll rheinifch anzupalten, 
wenn er Gegenflände zum eigenen ökonomiſchen Bedarfe bei Einhaltung des 
ndungsgewichtes, 3. B. ein Klafter Holz, mit was immer für einer Beſpann⸗ 
ung von mehr als einem Zugthiere, nach Hauſe bringt, ba ber $. 7 der aller- 
höhften Verordnung vom 16. Juli 1840 zwar im Abf. J., aber nicht im Abſ. 
IL, von dem Iandwirthfchaftlichen Fuhrwerke fpricht, fomit durch letztere Be⸗ 
fimmung die Begünftigung des $. 6 nicht ausgefchloflen if; oder 

b) den Landwirth, wenn er bei der Verführung von Gegenfländen zum 
eigenen ölonomifchen Bebarfe, bei. einer Befpannung von 3 oder A Zugthieren 
unter Einhaltung des diefer Beſpannung entfprechenden Ladungsgewichtes, ſich 
bedient, unbedingt zu einer Selgenbreite von 4 Zoll anzuhalten, ba ber'$. 6 
feinerlei Befpannung oon der ertheilten Befreiung ausnimmt, ber $. 11‘ nur 
auf die Beftimmungen des $. 7 fich bezieht, alfo nur eintritt, wenn der Land- 
wirth Gegenftände zum Berkaufe bringt, und der $. 4, Abf. IV. und V. nur 
vom Frachtfuhrwerke fpricht, fomit biefe beiden $$. die Begünftigung des $. 6 
nicht aufheben. 

6. Hält der Landwirth jedoch bei feinen landwirthſchaftlichen Berrichtungen 
Oder bei Zufupren zum eigenen Bebarfe des Ladungsgewichtes nicht ein, d. h. 
Indet er 4. B; bei zwei Zugthieren mehr als 24 Zentner, bei drei Zugthieren 
mehr ald 36 Zentner u. f. w., fo müffen, wenn nicht bie verorbnungsmäßigen 
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Befirafungen eintreten follen, bie Näber des Fuhrwerkes eine Breite vom 4 
Zoll rheiniſch befien, weil. nach $. 11 eine das Ladungsgewicht überfchreitende 
Ladung nur. unter diefer Borausfegung geftattet iſt, und dieſe Begünftigung 
einer Mehrladung nah $. 11 auch dem landwirthſchaftlichen Fuhrwerke im 
engern Sinne nicht verfagt werben kann, nachdem es augenfcheinlich im Geife 
der allerhöchſten Berorbnung gelegen ift, das landwirthſchaftliche Fuhrwerk am 
meiften und in. jeder zuläßigen Weiſe zu begünftigen. 

7. Wird das landwirihſchaftliche Fuhrwerk zu dem ad 2 b. bezeichneten Zwecke, 
alfo zur Verführung der dem Befiger desſelben eigentgümlichen Produkte für 
den Berkauf, benüßt, fo ift dasfelbe von den Vorſchriften über die Felgenbreite 
Lediglich dann befreit, wenn basfelbe nur mit einem Zugthiere befpannt und 
nur mit 12 Zentner oder der Hälfte der im $. 10 bezeichneten Quantitäten 
beladen ift ($. 6 Abf. 2 der allerhöchften Berorbnung vom 16. Juli 1840). 

Iſt dasfelbe dagegen in folhem Falle mit zwei Zugthieren befpannt und 
nur mit 24 Zentner oder den im $. 10 bezeichneten Quantitäten beladen, fo 
müffen. die Räder 2%, 300, bei einer. Mehrladung aber 4 Zoll rheinifch befigen 
($. 7 Abf. 1 $. 11 der angeführten Berorbnung). 

Bei einer Befpannung mit mehr als zwei Zugthieren, alfo 3.8. bei 3 und 
4 Pferden fann ber Landwirth ebenfalls die im $. 10 bezeichneten Quantitäten 
- oder 24 Zentner zum Berlaufe laden, wenn fein Wagen eine Felgenbreite von 
21; Zoll vheinifch hat, und er ift nur bei einer Mehrladung zur Benugung 
von Rädern mit 4 Zoll rheinifch Felgenbreite verpflichtet, well der $. 11 nur 
bei folcher Mehrladung die Felgenbreite von 4 Zoll rheinifch in Anfpruch nimmt 
und bie Beſtimmungen des $. 4 über die Beſpannung ohne Rüdfiht auf das 
Ladungsgewicht nur auf das bort bezeichnete Fuhrwerk fich beziehen. 

Dis zum 1. Januar 1844 iſt jedoch das landwirthſchaftliche Fuhrwerk von 
den Borfchriften über. die Felgenbreite unter der Borausfeßung der Einhaltung 
des Ladungsgewichtes auch in allen jenen Fällen ganz befreit, wo dasſelbe ge- 
mäß der vorftehenden Bemerkungen nad Eintritt jenes Termines nur Räder 
von 2%, Zoll rheiniſch zu gebrauchen hat. 

8 Wird das landwirhſchaftliche Fuhrwerk zu der sub 2 c. bezeichneten 
Verführung von fremdem Eigentpume benüßt, fo ift dasſelbe 

a) im Falle des $. 7, Abf. 2, an eine Felgenbreite von 2°, Zoll, und 

. b) außerdem an die im $. 4 vorgefchriebene Felgenbreite gebunden. 

9, Es ift vorgelommen, daß Landwirthe und andere Frachtführer beftraft 
wurden, wenn fie die im $. 10 ber allerhöchften Verordnung vom 16. Zuli 
1840 vorgefchriebenen Ouantitäten ber bort bezeichneten Ladungsgegenflände 
au noch fo unbedeutend überfipritten hatten. Diefe Auslegung jener Bor- 
ſchriften kann nicht gebilliget werben. 

Die 69. 10, 11 und 12 der mehrerwähnten allerhöchften Berorbnung haben 
bie allgemeine Regel aufgefiellt, daß. das in dem $. 7, I. und IL. bezeichnete 
vierräbrige Fuhrwerk bei einer Labung von 24 Zentner nur eine Belgenbreite 
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von 2'/, Zoll rheinifch befigen müfle. Erſt bei einer Mehrladung hat eine Fel- 
genbreite von 4 Zoll einzutreten, weßwegen ber Führer zum Nachweiſe der Ein- 
haltung bed Gewichtes mit einem Ladeſcheine fich verfehen muß, 

Augenfcheinlih nur um bei Gegenftänden des gewöhnlichen Verkehres von 
der umfländblichen Erholung eines Ladefcheines zu befreien, find im $. 10 der 
Berorbnung mehrere Ladungsquantitäten bezeichnet, welche ohne Nachweis durch 
Ladefchein als eine Fracht von 24 Zentnern gelten follen. 

Diefe Beſtimmung ſtellt demnach ald Ausnahme von jener Regel nur feft, 
daß in den Fällen des $. 10 ein Ladefchein nicht gefordert werben darf, und 
es ift ſonach auch eine größere Ladung der im $. 10 bezeichneten Gegenftände 
unter den Begünfligungen der $$. 6 und 7 zugulaflen, wenn der Frachtführer 
ſich mit einem Ladefcheine verfieht, wonad biefe Mehrladung nur 24 Zentner 
wiegt, denn nirgends fagt die angeführte allerhöchfte Berordnung, daß bei einer 
Ladung von 3. B. 201 und mehr Badfteinen u. f. w. eine Felgenbreite von 4 
Zoll rheinifh unbedingt einzutreten habe, fondern Yebtere muß nach Harer Be- 
flimmung bes $. 11 erfi angewendet werben, wenn bie Ladung über 24 Zent- 
ner wiegt. 

Borfiehende Erläuterungen werben höchſtem Auftrage zufolge ſowohl zur 
geeigneten Berupigung der Betheiligten als zur genauen Nachachtung für die 
mit dem Vollzuge der allerhöchften Berorbnungen über die Fuhrweſenspolizei 
beauftragten Behörden hiemit öffentlih durch das Amts- und Intelligenzblatt 
befannt gemacht. 

Zur Erleichterung ber Weberficht folgt nachftehend ein Abdrud der zugleich 
vom Königl. Minifterium herabgelangten Zufammenftellung der Beflimmungen 
der allerhöchften Verordnung bezüglich des Iandwirtpfchaftlichen Fuhrwerkeo. 
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F. 97. Bekanntmachung ber Königl. Regierung ber Pfalz vom 
19. November 1843, Amtsbl. M 62, p. 558, das Aneinanderhängen 
mehrerer Schlitten und Wägen betr. 

Sndem man nachflehend die unterm 10. d. I. M, erfolgte Allerhöchfte Be⸗ 
flimmung bezüglich „des Aneinanderhängens mehrerer Schlitten“ — ferner bie 
Allerhöchſte Berorbnung vom 2, Dezember 1840 (Amts-Intelligenzblatte 1840, 
As 75), auf welche ſich jene Entſchließung rüdbezieht, zur öffentlichen Kennt« 
niß und Darnachachtung bringt, wird bemerkt, daß einer weitern Allerhödften 
Berfügung vom 4. Zuni 1841 gemäß, die Beftrafung der Zuwiberhandlung 
gegen das Aneinanderhängen von Wagen oder Schlitten, in ber Pfalz nit 
nad Art. 2 jener Verordnung, fondern nad Art. 475, MM 3 des Strafge- 
ſetzbuches nur durch die einfachen Polizeigerichte geſchehen Tann. 

Mintfterium des Innern, 

Seine Majeſtät der König haben in Beziehung auf ben Gebrauf 
bes Schlittenfuhrwerfes uachflehende Anordnungen — auf fo lange nicht an» 
berd verfügt wird, Allerhöchſt zu genehmigen geruht. 

I. Bei der Benüßung der Schlittenbahn if dem Güter» und landwirth⸗ 
fchaftlichen Fuhrwerke, Notbfälle ausgenommen, nur das Anhängen von höch- 
flens 2 Schlitten an den Haupt» oder Vorſchlitten geflattet. 

II. Jeder Anhängeflitten fol mit einer ganz kurzen Deichfel verfehen, 
and biefe mit einer flarfen Kette ganz nahe an ben vorhergehenden Schlitten 
befeftiget feyn, fo daß jeder folgende Schlitten das Geleife des vorhergehenden 
einhalten muß, 

III, Das Schleifen der nur auf einen Schlitten aufgelegten Holzkämme 
it unterfagt; Ießtere müffen vielmehr auf 2 Schlitten geladen werben, auch folle 
biebei der Nachfchlitten, wenn befonders lange Holjflämme geladen find, von 
einer eigenen Perfon in der Art geleitet werden, daß er dem Gange bed Vor⸗ 
litten genau folgt. 

IV. Das Schlittenfuhrwerk hat jedem entgegenlommenden Räberfuhrmwerfe 
und jedem ſchnell nachfahrenden Fuhrwerke rechtzeitig in der Art auszuweichen, 
daß das begegnende oder nachfahrende Fuhrwerk weder aufgehalten, noch ge» 
fährbet wird, 

V. Jede Uebertretung diefer Verbote if nach den Befimmungen der aller» 
höchſten Verordnung vom 2. Dezember 1840, $$. 2, 3, 4 (Reggébl. ©. 978, 
979) zu beahnden. 

$. 11. Eingriffe, Befhädigungen, Unreinlichkeit. 
Handb. IV. Band, p. 196, 

F. 98. Minifterialerlag vom 10. Juni 1837, Amtsbl. M 39, 

p. 312, die Befeitigung des Straßenfothes und Straßenabraums betr, 
Staatsminifterium des Innern. 
Da fih über die Art der Befeitigung des Straßenkothes auf den Staats 
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ſtraßen, fotwie ber aus den Sraßengräben ausgehobenen Erde in neuerer Zeit 
mehrfältige Ankände erhoben und zu Beſchwerden von Seiten ber adjacirenden 
Grundeigentpümer Beranlaffung gegeben haben, fo werden, um biefe für die 
Zukunft zu vermeiden, und eine gleichmäßige Behandlung in allen Kreifen zu 
fihern, die gegenwärtig darüber beſtehenden Vorſchriften, welche in der aller» 
höhften Berorbnung vom 16. Auguft 1805, $.9 in der allerhöchſt genehmigten 
Infruktion für die Wegmacher vom 26. Auguft 1819, $$. 17 und 18, und in 
jener für die Wegmeifter vom 31. März 1831, $. 20 enthalten find, in folgen- 
den Befimmungen zufammengefaßt und ergänzt: 

L Das Straßenunterhaltungsmaterial foll niemals auf die Straße gewor« 
fen, noch zur Ausfüllung ber Geleiſe verwendet werben, ehe ber früher ent» 
ſtandene Straßenkoth oder Schlamm abgeräumt worden ifl. 

I. Der abgezogene Straßenkoth iſt vor allem zur allmähligen Einebnung 
der aus früheren Zeiten neben der Straße vermöge verlaffener Kiesgruben und 
fonft befindlichen Vertiefungen, dann zu dem Zwede zu verwenden, um be« 
fehende Kiesgruben von der Straße felbft, durch einen vollfommen geebneten 
und der Kultur zurüdgugebenden Naum von mindeſt 40 bis 50 Schuh Breite 
ju trennen, wie denn in Zukunft feine Kiedgrube in geringerer als mindeſt 
einer Entfernung von 80 bis 100 Schuhen von der Straße anzulegen iſt; wo feine 
folde vorhanden oder wo allmäplige Ausfüllung erzielt ift, und feine Nothwen⸗ 
digkeit obwaltet, den Koth zur Erweiterung der Straße an die Straßenböfihungen 
anzufchlagen,, iſt diefer Abraum den Befigern der anliegenden Grundftüde zu 
überlaffen, und falls diefelben fich zur Annahme verfiehen, die ungefäumte Ab» 
fegung auf ihre anliegenden Felder zu bewirken, widrigenfalls aber die Auf- 
fefung auf die Fußbänle in Haufen in der Art zu vollziehen, daß ben Fuß— 
Hängen der nöthige Raum zum bequemen Gehen verbleibe. 

Machen die Umſtände ausnahmsweiſe röthig, daß der Koth von ber Mitte 
der Straße weg, momentan an beren Rand gebracht wird, was vorzüglich eins 
treten fann, wenn ber Koth bei Negenwetter beinahe flüffig ift, weßwegen er 
aicht fogleich in Haufen aufgefeßt werden kann, fo muß der fo an den Rand 
abgegogene Schlamm mit jener Zapl von Zwifchenräumen verſehen werben, 
welche nötpig ift, damit der Abfluß des Waflers von der Straße ungehindert 
Pak greifen könne. Auch muß die Auffegung desfelben in Haufen eintreten, 
fobald die einigermaaßen erzielte Konſiſtenz es irgend möglich macht. 

IL Die Borfchriften der Ziff. II. Abf. 1 gegenwärtiger Weifung finden 
auch auf die bei Räumung der Straßengräben ausgehobene Erde Anwendung, 
falls folhe nicht dort, wo der jenfeitige Rand des Grabens, fo noch zu ber 
Straße gehört, auf diefen aufgefeßt, oder zur Erweiterung. der Straße mittelft 
Infglagen an die Straßenböfhungen erforderlich erfcheint. 

IV. Häuft fich bei anhaltend trodenem Wetter der Staub auf der Straße, 
fo muß diefer gleichfalls abgezogen umd im Haufen anf den Straßenrand auf- 
gefeßt werben. | 
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V. Dieſe Arbeit, fowie das Abziehen bes Kothes und Schlammes bei naſ— 
ſem Weiter, muß immer mit den dazu beſtimmten Krücken der Wegmacher ge- 
ſchehen. 

VI. Den angränzenden Eigenthümern, und falls dieſe keine Geneigtheit 
zur Annahme zeigen, den ſonſtigen Grundbeſitzern, find die aufgeſetzten Kotp- 
und Erdhaufen ohne allen Vergütungsanfprud an Staat oder Wegmacher, und 
blos gegen die Berbindlichkeit ſtets alsbaldigen Abführens zu überlaffen. Da 
der Straßentoth und die aus ben Gräben ausgehobene Erde in der Regel fehr 
gutes Düngungsmaterial darbieten, und bei nehöriger Benüßung zu der Ber» 
befferung der adjacirenden Grundflüde weſentlich beitragen können, fo wird es 
bei ernfiliher Mitwirfung der Polizeibehörben nicht ſchwer halten, Abnehmer 
zu finden, und mit diefen folche Uebereinkünfte zu treffen, welche die rafche Ab- 
räumung ber abgejogenen oder ausgehobenen Maſſen unbedingt fichern. Den 
zu Bewerkſtelligung folder Webereinfünfte mitwirkenden Wegmachern ift eine 
angemeffene Belohnung zu fihern. Die Uebereinkunft ſelbſt aber ift flets auf 
eine beftimmte Zeitdauer zu befchränfen, darf ohne alle Weitläufigfeiten und 
Formalitäten, wo folches fichernd genug erfcheint, auch auf mündlihem Wege 
bergeftellt werden, und es ift den Abnehmern dabei zn überlaffen, ob fie die 
alsbaldige Ausbreitung auf ihr Eigentpum oder die vorläufige Wlagerung auf 
einem mit der Straße in keiner Verbindung ſtehenden Punkte vorziehen, 


VIl. Sollte fih wider Erwarten das rechtzeitige Befeitigen der zu ben 
Zweden des Ziff. IL. Abſ. 1, nicht erforderlichen Koth- und Erdhaufen von ber 
Strafe auf feine der unter Ziff. IL. Abſ. 1, und Ziff. VI. angeführten Weifen 
bewerffelligen Iaffen, fo if die Abfuhr auf Koflen des Straßenunterhaltungs- 
Etats zu bewirken, hiebei aber Sorge zu tragen, daß ſolche Ablagerungspuntie 
gewählt werden, welche einerfeits nahe genug liegen, um die Koſten nicht un» 
nöthig zu erhöhen, und andererfeits nicht unmittelbar an die Straßenbanteite 
anftoßen, und nicht das bisherige Bild eines die Straßen begrängenden Maul» 
wurffiflemes im Großen barbieten. 

VIII. Den Wegmachern bleibt ſtrengſtens unterfagt, den Abraum von ber 
Strafe, oder die aud den Straßengräben ausgehobene Erde, ohne Zuftimmung 
der betreffenden Grundbefiger, auf die anſtoßenden Privatgrundflüde zu werfen. 

Die Königl. Kreisregierung, Kammer bed Innern, wird gegenwärtige Ber- 
fügung zur. Kenniniß der Polizei» ſowohl, als der Baubepörben bringen, und 
den künftigen reellen Bollgug angemeffen veranlaffen und überwachen. 


$. IV. Baulinie 
4. Bd., p- 196. 
$. 9. NRegierungsverfügung vom 7. April 1836, Amtsbl. Mi 
20, p. 207, das Alignement der Traverfen betr. 


Nach der Berfügung der unterfertigten Stelle vom 22, Zuli 1823, unterm 
14. Auguft 1828 dur das Kreis» Intelligengblatt AF 20 desfelben Jahres in 
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Erinnerung gebracht, follen die Ortsvorflände zunächſt Sorge tragen, daß kein 
Neubau an den Traverſen von Staats» oder Bezirköftraßen entflefe, bevor 
nicht das Alignement von dem Eigenthümer nachgefucht und bemfelben ertheilt 
worden if, im letztern Falle aber die Einhaltung der gegebenen Baulinie über: 
wachen und gegen die Kontravenienten einfchreiten. 

Um die DOrtsvorftände in den Etand zu ſetzen, diefe ihre Befugniß zu 
handhaben, ſind die Königl. Baubeamten angewieſen worden: 

Zur Abſteckung der Baulinie jedesmal den Bürgermeiſter, den Adjunkten 
oder ein Mitglied des Gemeinderathes beizuziehen, damit derſelbe vollkommene 
Kenntniß hievon erlange. 

Die Richtung in entſprechenden Abſtänden von der Bauſtelle durch einge- 
ſchlagene Pfäple genau zu bezeichnen, da bie Erfahrung gelehrt hat, daß es 
nicht hinreichend ift, wenn die Richtung für das neue Gebäude durch einfache 
mündlihe Aufklärung über die Anhaltspunkte an den zunächft vor» und rüd- 
wirts gelegenen Häufern gegeben wird. 

Um allenfallfigen abfichtlichen Berrüdungen der Richtungspunkte zu begeg- 
nen, find weitere Hülfsmaaße zur Kontrolle für die Lokalbehörde in den Plan 
einzutragen, 

Die Baulufigen find anzuweifen, wenigſtens 6 Wochen vor dem Beginnen 
ihrer Bauarbeiten das Alignement bei der Königl. Bauinfpeltion nachzuſuchen, 
damit die Abftedungen rechtzeitig und ohne Nachtpeil für die laufenden Dienft- 
geihäfte von den König. Baubeamten vorgenommen werden können. 

Man verfieht fih übrigens von den Drisbehörben, daß fie gemeinfchaftlich 
mit den Königl. Baubeamten über die genaue Einhaltung des Alignementsd 
wadhen, und bei. vorfommenden Kontraventionen ohne Berzug einfchreiten. 


$. 100. Regierungsverfügung vom 13. October 1836, Amtsbl. 
NM. 54, p- 560, das Alignement von Gebäuden an Staate- und Ber 
zirlsſtraßen außerhalb der Ortstraverſen betr. 


Da fih feit Kurzem mehrere Kontraventionen gegen die Befimmungen 
von Alignements der Gebäude, welche außerhalb ber Ortötraverfen an Staats: 
und Bezirföftraßen errichtet werden, ergeben haben, fo werben bie durch die 
Berfügung der unterzeichneten Stelle vom 22. Juli 1823 erlaflenen Vorſchrif⸗ 
ten, welche unter dem 14. Auguft 1828 durch das Intelligenzblatt, Seite 285, 
wiederholt publizirt wurden, unter dem Zufaße in Erinnerung gebradt, daß 
ſowohl an Staats», als Bezirköftraßen die Umfaffungsmauer eines Gebäudes, 
Hofs oder Gartens, auf der äußern Seite zwei Meter vom äußern Rande ber 
Straßenberinne abſtehen müflen, daß folglich jede gegen diefe Beflimmung 
aufgeführte Mauer, Bretterwand oder anderes Bauwerk dem Abbruche unter» 
liegt, in fo ferne nicht bei befonderen Berhältniffen auf den durch die Baube- 
hörde geflellten Antrag fihon vorher eine Abweichung von biefer — durch 
die unterzeichnete Stelle ausdrücklich geſtattet wird. 
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Die Lokalpolizeibepörben haben demnach bei vortommenden Zuwiderhand⸗ 
lungen die Betheiligten vor dem Beginnen der Bauführung fehriftlich zu war- 
nen, und fich darüber Befcheinigung geben zu laflen, gleichzeitig aber an bie 
vorgefeßte Behörde Anzeige zu erflatten, damit fogleih das Erforderliche zur 
Handhabung des gefeßlichen Alignements eingeleitet werben könne, 


$. 101. Bekanntmachung der Kreisregierung vom 6. Juli 1839, 
Amtsbl. M 37, p. 323, die Gefchäftszuftändigfeit bei Beftimmung 
ber Straßenalignements in den Städten und Dörfern der Pfalz betr. 

Seine Majeftät ver König haben in Betracht der in Folge der ver- 
änderten Berhältniffe eingetretenen Unanwenbbarfeit mehrerer bezüglichen Be⸗ 
flimmungen des Gefebes vom 16. September 1807, Art. 52, und bes Kaiferl, 
Dekrets vom 27. Zuli 1808, durch Minifterialreferipte vom 31. Jänner 1838 
und 24. Jänner 1839 zu verfügen geruht: 


1. Daß die Feffeßung der Hauptfiraßenbauplane und Baulinien (Alignes 
ment) 

a) in den Landgemeinden (Dörfern) der Pfalz dur die unterfertigte 
Stelle nach Vernehmung der Lokal⸗ und techniſchen Behörden erfolge, dagegen 

b) in Anfehung der nachbenannten Städte und größern Orte der Pfalz, 
in fo lange Seine Königlide Majeſtät nicht anders verfügen, der aller 
höchſten Entfcheidung durch das Königl. Staatsminifterium des Innern unter- 
ſtellt werben ſollen. 

1. Speyer. 2. Oggersheim. 3. Germersheim. 4. Landau. 5. Edenkoben. 
6. Neuſtadt. 7. Deidesheim. 8. Wachenheim. 9. Dürkheim. 10. Frankenthal. 
11. Grünſtadt. 12. Bergzabern. 13. Annweiler. 14. Kaiſerslautern. 15. Ot⸗ 
terberg. 16. Kirchheim. 17. Göllheim. 18. Zweibrücken. 19. Blieokaſtel. 
20. Homburg. 21. Landſtuhl. 22. St. Ingbert. 23. Cuſel. 24. Lauterecken. 
25. VPirmafens, 


2. Daß bezüglich der Fälle, wo zum Behufe des Straßenalignements Ab: 
treiungen von Privatelgenthum nothwendig werben, die betreffenden gefeßlichen 
Befimmungen zur Anwendung kommen, und hierüber die zuftändigen Behörden 
in bem geeigneten Inftangenverhältniffe, und vorbepaltlih des Rekurfes zu 
entfcheiden haben. 


3. Daß es hinfichtlih des Alignements jener Ortsftraßen, welche zugleich 
Theile der Landfiraßen (grandes routes) find, bei den beflehenden gefeßlichen 


Befimmungen, insbefondere jenen vom 7. September und 7, October 1790, zu 
bewenden habe. 


Borfiehende allerhächfte Beſtimmungen werden andurc zur allgemeinen 
Kenntniß gebracht. 


F. 102. Nachträglich zu obiger Verfügung wurde unterm 12. 
November 1840, Amtsbl. Mi 68, p. 415, bekannt gemacht, daß fich 
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biefelbe nicht nur auf Traverſen von Haupt» und Bezirföftraßen, ſon⸗ 
dern überhaupt auf alle für das Bebürfniß und die innere Kommuni⸗ 
fation anzulegenden Ortöftraßen beziehe. 

— Die hicher gehörenden Urtheile des Kaffationsgerihts vom 
15, April 1841, fiehe Amtsbl. M 45, p. 371, und vom 10. Januar 
1839, fiebe Amtsbl, Ma 26, p. 239. 

$. VI. 

$. 103. Hier folgen noch nachſtehende, hieher gehörende Res 

gierungserlaffe: 


Bom 9. März 1834, Amtsbl. Mu, 16, p. 149, die Ortstafeln 
und MWegzeichen betr. 

Zufolge allerhöchfter Verordnung follen an ben Staats- und Bezirksſtraßen 
Im Rpeinkreife Ortstafeln aufgeftellt werden, wie ſolche bereits an fämmilichen 
vom Straßen in den älteren Kreifen beſtehen. Durch die allerhöchfte Inftruftion 
1. November 1829 find hierüber folgende nähere Beſtimmungen ertheilt worden. 

6, 1. Die Ortstafeln find auf Koften der treffenden Gemeinden am Rande 
des Straßengrabens oder wo hohe Dämme beftefen am Rande der Straße 
felbR zu errichten, und für die Folge immer gehörig zu erhalten. 

6.2. Diejenigen Orte, durch welche die Straßen ziehen, erhalten an ben 
Ein- und’Ausgängen an paflenden Stellen Tafeln, auf welchen ber Name bes 
Drted angegeben ift. 

6.3. Alle Ortfchaften oder größere Höfe, welche von ber Straße entfernt 
liegen, follen durch folche Tafeln an den Straßen in gerader Richtung gegen 
biefelben bezeichnet werben. 

$. 4. Größere allgemein befannte Städte bebürfen feiner Ortstafeln, 
Eben fo fol für Orte, welche in bedeutender Entfernung von den Straßen lies 
gen, feine Bezeichnung ftatt finden. 

$.5. Diefe Ortstafeln find nach der auf beiliegender Zeichnung ange» 
gebenen Form anzufertigen und mit himmelblau und weißer Delfarbe anzuftrei» 
hen, wobei auf nachhaltige Farbenbereitung zu fehen if, damit nicht nach 
einiger Zeit die weiße Farbe in gelb und die himmelblaue in dunfelblaue ober 
ſchmutziges Grün ausarte. 

5.6. Dem Namen bed Ortes ift die Bezeichnung „Stadt“, „Gemeinde“ 
oder „Hof“ vorzufegen. ZA der Ort der Sitz eines Landlommiffariats oder 
Rantonshauptort, fo fol diefes auf der Ortstafel angegeben werben; Poſtſta⸗ 
tionen find überbieß mit einem Poftporn zu bezeichnen. 

$.7. Die Auffriften Haben in teutfcher und korrekter Frakturfchrift zu 
geſchehen. Für die Heineren Buchſtaben der Ortsnamen if eine Höhe von 5 
Eentimeter, für die Aufangsbuchflaben % ber Höhe des Heineren Buchfaben 
anzunehmen. 
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Außer den Ortstafeln haben die Gemeinden, in deren Bännen Wegſcheiden 
liegen, auf den Staats⸗ und Bezirksſtraßen an der Einmündung der Bizinal- 
ftraßen Wegweiſer aufzuftellen und für die Folge gehörig zu erhalten. 

Diefe Wegzeichen find nach der angegebenen Form anzufertigen und mit 
dem für die Ortstafeln vorgefrhriebenen Delanftrich zu verfehen. 

Es follen aber an einem Scheideweg nie zwei Säulen mit Tafeln, deren 
jede die Richtung einer der beiden Straßen angibt, fondern ſtets nur eine 
Säule, wo möglich von Eichenholz mit zwei Armen errichtet werben. 

Die Auffohrift hat die Richtung mit dem Vorworte „nach“ zu bezeichnen; 
für die Heineren Buchftaben der Ortsnamen ift eine Höhe von 41/, Eentimeter, 
für jene des Vorwortes 31, Centimeter anzunehmen. 

An den Einmündungen der Bezirköftraßen in die Stantsftraßen find biefe 
Wegzeichen auf Rechnung desjenigen Fonds zu errichten, aus welchem bie Un⸗ 
terhaltuug der Bezirkoſtraßen beftritten wird. 

Die Ortstafeln und Wegzeichen follen in der ganzen Ausbehnung bes 
Rheinkreiſes bis zum 1. Zuli d. 3. hergeftellt feyn. Die Königl. Landkommiſ⸗ 
fartate haben daher den Vollzug dieſer allerhöhften Verordnung benehmlid 
mit ben Königl. Bauinfpeltionen zu ie und die Bürgermeifterämter 
dazu anzubalten. 


$. 104. Vom 11. Suni 1837, Amtes. M. 37, p. 288, ben 
Anftrich der Säulen der Warnungstafeln betr. 


Die von dem Königl. Staatsminifterium des Innern unterm 11. v. M- 
erlaffene höchſte Entſchließung rubrizirten Betreffes, wird anmit den obgenann- 
ten Behörden zur Kenntniß eröffnet, wie folgt: 

„Der Königl. Regierung des Sfarkreifes, Kammer Bed Innern, wird auf 
den Bericht vom 20. Zuli v. 3. erwiedert, daß bezüglich des Anftriches ber 
Stundenfäulen und Ortstafeln, die in der Minifterialentfchließung vom 6, Juli 
1833 gegebenen Haren Vorſchriften obwalten, daß aber rüdfichtlich des An 
ftriches der Warnungstafeln allerdings auch die bezüglich der Schlagbäume 
geltenden Normen fonach bie gewundenen weißen und blauen Streifen An- 
wendung finden, 


8. Titel. 
Eifenbahnen. 
$. 105. Fundamentalbeſtimmungen für ſämmtliche Eiſenbahn— 
ftatuten in Bayern d. d. 28. September 1836, Amtsbl. M 54 vom 
jahre 1836, p. 557. 
1. Die allerhöchſt genehmigten Eifenbahnen in Bayern follen als gemein- 
nüßige Anftalten fich des befondern Schußes des Staates erfreuen. 


IL. Die Bayerifhen Eifenbahngefellfchaften erhalten die Rechte Tonftituirter 
Korporationen und können hiernach von bem Augenblide ihrer wirklichen Kon 
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Rituirung an alle den Korporationen gefeßlich zuftehenden Privatrechte aus» 
üben und erwerben. 

II. Die Eifenbapngefellfchaften vermitteln ſich ihr nöthiges Kapital durch 
Achten, deren Ausflellung auf Namen oder Inhaber jeder einzelnen Gefellfchaft 
nad ihrem Ermeflen freifieht. Eine Actie ſoll nicht unter 500 fl. betragen, je 
doch dürfen nach Bollendung bes Baues auch geringere Actien, jedoch nicht 
unter 100 fl., gebildet werben. 

IV. Jede Bayer. Eifenbafngefellfchaft iR gehalten: 

1, fofort bei Untergeihnung der Subferiptionsfumme je nach Ermeſſen ber 
Geſellſchaft, resp. ihrer Komitds ein bis fünf Progente des fubferibirten Actien⸗ 
betrages zur Dedung der Znitiativfoften, und 

2. unmittelbar nach fatutenmäßig erfannter Ausführbarkeit des Unterneh« 
mens und beſchloſſener Bauführung weitere zehn Prozente der fubferibirten Ae⸗ 
tien-Gefammtfumme fogleih baar einzahlen’ zu laſſen, die weiteren Einzahl⸗ 
ungen, je nach Bedarf, bis zur Vervollſtändigung der ganzen Summe auf fia- 
tutenmäßiges Verlangen der Gefellfchaft einzupeifchen und zu forgen, daß vom 
Beginne bis zur Bollendung der Bahn immerhin mindeftens fünf Prozente bes 
Gefammi-Actienlapitals als Refervefond in Kaffe fich befinden. 

Wer innerhalb des in den Statuten feflzufeßenden Termines bie Einzahl⸗ 
ung irgend einer Rate unterläßt, verliert alle bis dahin gezahlten Raten zum 
Beßten des Gefellfchaftsnermögens und das Recht auf die unterzeichneten Actien, 
und die Gefellfchaft ift befugt, für diefe ipr Heimfallenden Actien neue in gleichem 
Betrage zu emittiren, 

V. Die Statuten jeder Gefelfhaft haben die Größe des für dag Unter- 
nehmen erforderlichen Gefammt-Actienkapitales zu bezeichnen, 

VI. Zede Aufnahme von Darlehen und jede Emiffion von Actien über 
den urfprünglic genehmigten Gefammt-Actienbetrag, den Fall der Ziff ıv. 
ausgenommen, bedarf der Genehmigung der Staatsregierung. 

VII. Die Wapl der die Gefellfhaft Ieitenden Organe, dann ber Zeitpunft 
dieſer Wahl bleibt den, längftens binnen zwei Monaten zur Genehmigung vor- 
zulegenden Spezlalftatuten jeder einzelnen Gefellfchaft vorbehalten. 

VII. Die Beſchlüſſe jeder Gefellfchaft werden nah Stimmenmehrheit ge- 
foßt. Das Stimmenrecht ift von den einzelnen Statuten fo zu vergeben, daß 
es nicht nach ariihmetifcher Berehnung des Actienbefißes, fondern nad Quoten 
besfelben feſtgeſetzt, und nicht einem Einzelnen ein arithmetiſches Uebergewicht 
an Stimmen in die Hände gelegt werde, 

IX. Bechfelfeitige Streitigkeiten der Bayer. Eifenbahngefellfhaften, dann 
Streitigkeiten der einzelnen Gefellfhaftsmitglieder unter fi, oder mit ber Ge- 
ſellſchaft über Geſellſchaftsverhältniſſe follen nur durch Schledsgerichte, deren 
Bildung den einzelnen Geſellſchaftoſtatuten überlaffen bleibt, gefchlichtet werben. 

x. Der Staat wird zur Wahrung der Öffentlichen Sntereffen bei den Ei- 
fenbapngefellfchaften und Unternefmungen Königl, Kommifläre in den Eifen- 


222 Dierted Buch. — Volkswirthſchaft. 


bahnangelegenpeiten ernennen, und ſich durch biefe von ber fielen Feſthaltung 
ber flatutenmäßigen Befimmungen überzeugen. 

XI. Zur Herbeiführung und Erhaltung möglichſt übereinfimmender Grund» 
fäße und Berfahrungsweifen in ihren Angelegenpeiten, dann zur Regulirung 
ber gegenfeitigen Berhältniffe der einzelnen Bahnen zu Bewirkung der Abrech⸗ 
nungen über die Bahngelder, überhaupt zur beförberlichften Erledigung aller 
allgemeinen Borfommniffe kann unter dem Beitritte der Königl, Kommifjäre 
alle Jahre einmal, nach Bedarf auch öfter, eine Konferenz von Bevollmächtig⸗ 
ten der Bayer. Eifenbahngefellfchaften flattfinden, und zwar abwechfelnd in den 
Städten, in welchen biefelben ihren Sig haben. 


Xu. Die von dem Staate etwa nöthig eranhteten polizeilichen Anord⸗ 
nungen rüdfichtlich der Eifenbapnen werden feiner Zeit der Gefellfchaft näher 
bezeichnet werben. 

xIU. Der Staat behält fih vor, die Eifenbahnen zum Betriebe der Poſt⸗ 
anftalt, nach einem, mit den Gefellfchaften zu treffenden Abkommen auf ben 
Grund der bereitd von Seiner Majeftät feftgefeßten Befimmuugen zu ber 
nüßen. 

XIV, Die Regulirung bes Tarif erfolgt in den erflen drei Jahren fähr 
lich, nach Berlauf derfelben alle drei Jahr, unter Genehmigung der Staatsre⸗ 
gierung. 

XV. Abänderungen in ben Statuten ber einzelnen Gefellfehaften können 
nur mit Genehmigung des Staates in dem Falle flattfinden, wenn Dreivier- 
theile der perfönlich verfammelten, resp. durch perfönlich anwefende Spezialbe 
vollmächtigte dabei vertretenen Actionäre fie befchließen. 


XVI. Die Spurweite fol auf allen Bayer. Eifenbahnen völlig gleich feyn, 
und zwar zu bem Maaße von 4 Fuß 81, Zoll englifhen Maaßes ım Fichten 
zwifchen ven Schienen. Dasfelbe wird nach Bayer. Maaße berechnet, fofort in 
ein Mutter» (Normal-) Maaß zu München gebracht werben, wovon ein Exem⸗ 
plar bei dem Königl. Staatsminiftertum hinterlegt bleiben muß, und welches 
allen Bahnen fofort zu Grunde zu legen ifl. 


XV. Bei jeder Bayer, Eifenbahn müffen die Schienen von folcher Trag⸗ 
kraft konftruirt und die Bauart der Bahn felbft fo befchaffen feyn, daß fie auch 
Schwertransporte von Waaren und anderen Laften aufnehmen und fortfchaffen 
können, 


XVII. Bei den Bayer. Eifenbahnen fol in der Regel, und wo bie Ber- 
hältniffe ed nur immer geftatten, die Dampftraft zur Anwendung kommen, 
ausnahmsweife jedoch jeder Gefellfchaft unbenommen bleiben, falls die Umftände, 
Zerrainhinderniffe u. dgl, es nothwendig oder rätplich machen, auch ber Pferber 
ober anderer Kraft, fowie überhaupt jeder im Laufe der Zeit fich ergebenden, 
durch die Erfahrung bewährten BVerbefferung oder Abänderung hiebei fich zu 
bedienen, 
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XIX. Kür rechtöbegründete, aus Anlaß des Unternehmens entſtandene Ent 
fhädigungsanfprüche haftet die Geſellſchaft. 

XX. Die Statuten der einzelnen Geſellſchaften erhalten die Genehmigung 
erft, nachdem 

a) die zur Anlage der Bahn erforderlihe Summe durch Subfeription völ⸗ 
lig gebedt, und 

6) das Berhältniß der Geſellſchaft zu der Königl. Poftanftalt und bie der 
letzteren zu leiftende Entſchädigung durch befonderes Mebereinfommen mit ber 
Königl. Poſtanſtalt, resp. dem Stantsminifterium des Königl. Haufes und bes 
Aeußern förmlich und rechtsverbindlich regulirt if. 


F. 106. Königl. alferhöchfte Verordnung vom 3. Juli 1837, 
Amtsbl. Mi 41, p- 327, die Mündhener-Augsburger Eifenbahn betr, 


Ludwig, 8 
Wir haben die Verhältniſſe der Poftanflalt zu der Müncener-Augsburger 
Eifenbahngefellfchaft, nachdem Uns das verbindliche RER der letztern 
vorgelegt worden if, fefigeellt wie folgt: 


Beſtimmungen 
über die Benüßung der Eiſenbahn zwiſchen München und Augsburg zum 
Betrieb der Königl, Poften. 

Die nad Art. XI. der Zundbamentalbefiimmungen für die Eifenbahnen 
im Königreiche von dem Staate vorbehaltene Benüßung der Eifenbahn zwifchen 
Münden und Augsburg zum Betrieb der Königl. Poftanftalt richtet fih nad 
den folgenden Beftimmungen deren Wirkſamkeit durch die verbindliche Anere 
fennung und Beobachtung von Seite der Eifenbapngefellfchaft bedingt iſt. 

5. 1. Die Eifenbahngefellfhaft hat von der Königl. Poftanftalt alle Ge» 
genftände, welche ſich zur Beförderung mit der Briefpoft eignen, namentlich 
alle Felleifen mit Brief» und Zeitungspafeten, dann Eftafettalfendungen, welche 
auf die Richtung und den Abgang der Eifenbahnfahrt influiren, zum unent» 
geldlihen Transporte zu übernehmen. 

Für fihere Aufbewahrung während des Transportes, burch gute Verpack⸗ 
ung in einem verfchloffenen Raume, hat die Eifenbahngefellfchaft zu forgen. 
Die zur Aufgabe bei den Briefpoften geeigneten Gegenflände dürfen nur durch 
bie Könige. Pohen zum Transporte auf die Eiſenbahn und von biefer ebenfo 
nur durch die Königl, Poften zur weiteren Beförberung und Abgabe gelangen. 

Vebertretungen diefer Borfihrift unterliegen den Normen über Poſtkontra⸗ 
ventionen. 

6. 2. Der Eiſenbahnunternehmung wird bie Beförderung der zur Ber- 
fendung mit der Fahrpoſt geeigneten Srachtftüde gegen eine der Königl. Poft« 
anftalt zu leiſtende Averfalvergütung für den nach dem Durdfihnittsertrage ber 
Jahre 183%/;5 approrimative berechneten Entgang an Poftgefällen nach ben 
folgenden Beftimmungen überlaffen : 
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a) unmittelbar wird die Eifenbapnanftalt übernehmen alle Lokalaufgaben 
mit alleiniger Ausnahme derjenigen, welche freiwillig den Königl. Poften über- 
geben werben. 

b) Lolalaufgaben, welche zur Weiterbeförderung mit ber Poft an dem End» 
oder an einem Zwifchenpunfte der Bahn geeignet find, müſſen allda der Königl. 
Poftanftalt übergeben werden, wenn der Abfender nicht ausdrücklich über bie 
weitere Spedition auf andere Weife disponirt hat. 

$. 3. Die Königl. Poflen werben alle nach den Beſtimmungen des vor⸗ 
bergehenden $. 2. a. übernommen, fowie alle weiter herfommenden Fahrpoft- 
fendungen, fo weit ſolche nad den beftehenden Influenzen zur Beförderung auf 
der Eifenbapn fih eignen, gegen Bergütung von 3, des für den Waarentrans- 
port auf der Eifenbahn tarifmäßig feſtgeſetzten Portos auf der Eifenbahn ver- 
fenden. Diefer BWaarentransport darf in feinem Falle den Tarif für die Königl. 
Poften überfteigen, und mindert fih für die vorbezeichneten Poffendungen ver 
hältnißmäßig da, wo nach allerhöchſter Befimmung oder nach Berträgen mit 
fremden Poftanftalten, Poftportomoderationen beftehen, 

Die nah den beftehenden Normen oder nah Berträgen von den Königl. 
Poften unentgeltlich zu verfendenden offiziofen und befreiten Sendungen müffen 
im gleihen Umfange von der Eifenbapnanftalt zum unentgeltlichen Transport 
übernommen werben. 

$. 4 Die Eiſenbahngeſellſchaft ift verbunden, für die Beförderung dieſer 
Poftwagenfendungen zwedmäßig fonftruirte Wägen herzufielen und ben beige» 
gebenen Poftfondufteur unentgeldlich zu befördern. 

Auch hat die Gefelfchaft die von den Königl. Poſten zur Beförberung 
übernommenen Frachtſendungen am End» oder treffenden Zwifchenpunfte ber 
Bahn auf ihre Koften in das Pofllofal zur Wiederabgabe bringen zu Jaffen. 

6.5. Für die von den Königl. Poflen zum Transport übernommenen 
Gegenftände hat, bis zur Wiederabgabe an die Königl. Poften die Eifenbapn- 
gefellfhaft die dvermalen den Königl. Poftftallmeiftern wegen der Pofttrangporte 
obliegende Haftung zu übernehmen, wenn bie Poftgüter der Obhut eines Pof- 
begleiterd anvertraut verbleiben , außerdem tritt die Eifenbahngefellfchaft in die 
Berbindlichkeit der Königl. Poftanftalt und haftet diefer für Berluft und Be 
fhädigung von ber Uebernahme bis zur Wiederabgabe, foweit als die Königl, 
Pofanftalt ſelbſt den Aufgebern oder fremden Poftinftituten haftbar if. 

In Reklamationsfällen, bei welchen die Eifenbahngefellfchaft wegen des 
Transporte auf der Bahn und wegen Haftung für die von den Königl. 
Poften übernommenen Güter betheiligt ift, findet das in Poftrellamationgfällen 
vorgefchriebene Berfahren flatt, und die Generaladminiftration der Königl. 
Poften entfcheidet im Apminiftrativwege über die Forderung der Reklamanten 
und über die Erfagpflichtigfeit des Poftärard oder der Poftbebienfteten, oder 


der Eifenbahngefellfchaft, vorbepaltich der Befchwerben bei den bürgerlichen 
Gerichten. 
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$, 6. Meber die Perfonenbeförderung auf der Eiſenbahn wirb Insbefondere 
dolgendes feſtgeſetzt: 

a. Das Perſonengeld auf der Eiſenbahn ſoll mindeſtens für zwei Klaſſen 
von Bägen beſtimmt werden: 

Es darf für die erſte Klaſſe die bisherige Eilwagenstaxe von 32 fr. per 
Meile und für die zweite Klaſſe von 24 fr, per Meile als bisherige Poſtwa⸗ 
genstaxe nicht überfchritten werben. 

In jeder diefer Klaffen haben Reiſende, die mit den Eil- oder Pohwägen 
angelommen find, den Borzug vor allen andern. 

Die Annahme der mit den Eilwägen Angelommenen ift unbedingt. 

b. Die Eifenbahngefelfchaft iſt verbunden, dafür zu forgen: 

a) daß die auf der Eifenbapn anfommenden Reifenden, welche an dem⸗ 
felben Tage die Reife mit den Eil» oder Poſtwägen fortfeßen wollen, fofort 
nah der Ankunft nebſt dem mitgebrachten Gepäde ohne befondere Koflen an 
das Pofbüreau gebracht werben ; 

2) daß die mit den Eil- und Packwägen ankommenden Reifenden, bie an 
demfelben Tage die Reife auf der Eiſenbahn fortfeßen wollen, gegen Bezahlung 
des Bahngeldes nad der Ankunft fogleih für bie beireftende Eifenbahnfahrt 
vorgemerkt werben. 

6.7. Die Zeit jeder Abfahrt an den Endpunkten der Bahn, fomwie das 
allenfalfige Anpalten an Zwiſchenſtationen fol, mit der erforderlihen Rüdficht 
auf die Zwede der Königl. Poltanftalt, unter Mitwirkung der Königl. Poftbe- 
börben feſtgeſetzt werden. 

6.8. Den Pofen kömmt die Befugniß zu, auf der Eifenbahnroute als 
Anhang an die Transporte unentgeldlih den allenfallfigen Bedarf an leeren 
Eil- und Packwägen auf Brüdenwägen der Anftalt transportiren zu laſſen. 

5.9. Zu Gunften der Eifenbapnunternefmung zwifchen Münden und 
Augsburg wird in den erften drei Fahren nad Eröffnung der Bahn die an die 
Königl. Poſtanſtalt von der Eiſenbahngeſellſchaft jährlich zu leiſtende Averſal⸗ 
entfhädigung : 

1. wegen ber zur Beförderung überlaffenen Frachtſtücke auf Dreitaufend 
fünffpundert Gulden, 

2. wegen bes Perfonentransportes auf Sechstaufend Gulden befchränft ; 
wenn die Nente der Actien jährlich 4Y/, Proz. beträgt aber um ein Fünftel 
biefer Summe, und wenn biefe Rente bis auf 5 Prozent fleigt, um die Hälfte 
derfelben erhöpt. 

Bel Berechnung diefer Prozente wird der nach Abzug bes erforberlichen 
Aufwandes, die der Königl. Poftanftalt zu leitende Vergütung in diefen ein» 
begriffen, verbleibende Reinertrag, jedoch dieſer einfchließlich des dem Referve- 
fonde zu überweifenden Antpeiles zum Maaßſtabe genommen. 

6.10. Eine neue Feffehung der Bergütungsbeträge für die Königl. Poſt⸗ 
anfalt ſowohl in Anfehung der Frachtſtücke als der Perfonenbeförderung bleibt, 

Or. Gicbenpfeifes Kankbug) der Berfoflung x. 15 
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unter Bernehmung der Eifenbahngefellfchaft, für alle Fälle vorbehalten, wenn 
mit der Eifenbahn eine andere in Verbindung fommt und bei Veränderungen 
in den Influenzen, die mit der Richtung der Eifenbapn in unmittelbarer oder 
mittelbarer Berbindung ſtehen. 

$, 11, Die Königl. Poftanflalt fol die hienach für fie fefigefeßten Ber- 
gütungen und die nach $. 5 zu leiſtenden Erfaßbeträge unmittelbar aus ben 
Einnahmen der Eifenbahnanftalt empfangen, fofort die Zahlung diefer Vergüt- 
ungen aus den Einnahmen für die Transporte auf der Eifenbahn vorweg flat 
finden. 

Die Berwaltung ift in diefer Beziehung ebenfalls unter die Auffiht und 
Kontrolle des Königl. Bahnkommiſſärs geftellt. 

Die Abrechnung hat mit den Königl. Poſtbehörden vierteljährig zu ge- 
ſchehen. 

F. 12. Auf die poſtaliſchen Zwiſchenpunkte, zu deren Errichtung bie Ber- 
waltung der Königl. Poften ſowohl im Intereffe der Königl, Poflen, als der 
Eifenbapnanftalt fih könnte bewogen finden, find die vorſtehenden Befimmungen 
mit den etwa erforderlichen Modififationen ebenfalls in analoge Anwendung zu 
bringen. 

$. 13. Die Unterhaltung von Eilwägen- und Poflwägenkurfen auf den 
bisherigen, im Zuge der Eifenbahn gelegenen Poſirouten, iſt durch die vor⸗ 
ſtehenden Anordnungen zu Gunſten der Eiſenbahnanſtalt nicht ausgeſchloſſen. 

$. 14, Die Regierung behält ſich vor, nad Ablauf von zwanzig Jahren 
von der wirklichen Eröffnung der Bahn an gerechnet, die Berhältniffe der Kö- 
nigl. Poftanfalt zu der Eifenbahngefellfhaft mit Rückſicht auf die in der Zwi- 
fohenzeit gemachten Erfahrungen und mit Beachtung der beiverfeitigen Intereffen 
neu zu reguliren, auch die Eifenbahn weiter unmittelbar zur Beförderung ber 
Poften mittelft eigener Transporteinrichtung gegen Bezahlung eines Bahngeldes 
an die Gefelfchaft zu benüßen, 

Das Bahngeld wird in diefem Falle nach Vernehmung der Gefellfchaft re- 
gulirt werben. Es fol bei diefer Regulirung der Ertrag des auf die Bahn 
und deren Zubehör verwendeten Anlagelapitald nach dem Durchſchnittsbetrage 
ber vorhergegangenen legten drei Jahre, mit Abrechnung des an die Königl. 
Poftanftalt entrichteten Aequivalents, in der Art zu Grunde gelegt werben, daß, 
wenn darnad die Rente des erwähnten Kapitals den Betrag von zehn Prozent 
erreicht oder überfteigt, das Bahngeld für die Königl. Poft nur nad dem Er- 
trage der Rente von zehn Prozent feftgefeßt wirb. 

$. 15. Für rechtsbegründete Entſchädigungsanſprüche, welche den Pofl- 
baltern wegen Verluſtes aus der Errichtung der Eifenbahn etwa gegen bie 
Königl. Poftanftalt zuftehen könnten, hat derfelben die Eifenbahngefellfchaft zu 
haften. — 

$. 16, Im Falle einer momentanen Unterbrechung in dem Gebrauche der 
Eifenbahn, if die Eifenbahngefellfchaft verpflichtet, für bie rechtzeitige und un⸗ 
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geförte Weiterbeförderung der von dem Königl. Poften nach den getroffenen 
Heflimmungen übernommenen oder zu übernehmenden Gegenftände und Per- 
fonen ohne Aufrechnung befonderer Koflen zu forgen. 

Wenn eine längere Unterbrechung in der Benüßung der Eifenbapn voraus. 
zufehen ift, fol au davon dur die Berwaltung derfelben fogleich Anzeige an 
die Königl. Poſibehörden erfiattet werden, damit wegen ununterbrochener Ber 
förderung der zum Transporte durch die Königl. Poſten geeigneten Perfonen 
und Sachen rechtzeitig Borforge getroffen werden könne. Für etwaigen in bie 
ſem Falle aus den Anflalten zur temporären Wiederperftellung des regelmäßigen 
Poſtverkehrs der Königl. Poftanftalt erwachfenden Schaden, hat die Eifenbahn- 
geſellſchaft Erſatz zu leiſten. 

Zugleich haben Wir den von der Geſellſchaft vorgelegten Spezialſtatuten 
auf den Grund der von Uns unterm 28. September 1836 für ſämmiliche Ei- 
fenbahnunternefmungen feftgefeßten Bundamentalftatuten in der Art Unfere 
allerhöchfte Genehmigung ertpeilt, wie folche aus der Anlage 1 zu entnehmen find, 
und beauftragen nunmehr Unfer Staatsminifterium des Innern, und zwar, 
fo weit e8 verorbnungsgemäß die Wirkungsfreife Unferes Staatsminifteriums 
des Königl. Haufes und des Aeußern dann Unferes Staatsminifteriums der Fi⸗ 
nanzen berührt, benehmlich mit den erwähnten Diinifterien , mit dem Bollzuge 
Unferer gegenwärtigen Berfügung. 


F. 107. Belanntmahung ded Königl. Regierungspräfiviums 
vom 26. Dezember 1837, Amtsbl. M 79, p. 663, die Anlegung 
zweier Eifenbahnen von der Rpeinfchanze nach der preußifchen Gränze 
gegen Saarbrüden und nad) der franzöfifchen Gränze gegen Lauter- 
burg betr. 

Seine Majeſtät der König haben auf den feit Tängerer Zeit mehr- 
feltig ausgeſprochenen Wunſch, daß auch in dem Rheinkreife Eifenbapnen er- 
ſtehen möchten, nunmehr nach allerhöchfter Erwägung in ihrer Iandesväterlichen 
Bürforge der Rüdfihten, welche einem fo wichtigen Unternehmen und Beförber- 
ungsmittel zur Seite fliehen müffen, allergnädigſt am 21.1. M., die Errichtung 
zweier Eiſenbahnen unter nachſtehenden Beftimmungen zu genehmigen gerupt. 

1. Die anzulegenden Eifenbapnen follen beide von der Rheinſchanze aus- 
gehen, und zwar: 

1. die erſte in der Richtung gegen Berbach bis zur königlich preußifchen 
Gränze geführt, und dort mit der projektirten preußifchen Bahn von Saar» 
brüden nad der bayerifhen Gränze vereinigt, 

2. bie zweite aber in der Richtung nach Lauterburg bis zur franzöftfchen 
Gränze geführt, und dort mit der profektirten franzöſiſchen Bahn von Straß- 
burg nach der bayerifchen Gränze in Berbindung gefeßt werben. | 

Wegen bes Anfchluffes und der Berbindung der biesfeitigen Bahnſtrecken 
mit jenen auf Königl. preußifchem resp. Königl. franzöſiſchem Gebiete, werben 

15* 
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Seine Königliche Majeſtät auf dem geeigneten Wege das Erforderliche 
einleiten, und weitere allerhöchſte Entfchließung ergehen laſſen. 

11. Die Anlage beider Eifenbahnen fol dur Actiengefellfchaften gefchehen, 
deren Bilvung nach den, durch die allerhöchfte Entfchließung vom 28. Septem- 
ber 1836 (Amtsbl. des Rheinkreifes, Jahrgang 1836, Stüd 54) fefigefegten 
Sundamentalbeflimmungen zu bewirken if. 

m. Das Privilegium zur Errichtung einer jeven diefer Bahnen ſoll auf 
eine beftimmte Zeitdauer und zwar höchſtens von 99 Jahren befchräntt, und 
demzufolge 

a) innerhalb des Zeitraumes, für welchen das Privilegium ertheilt werben 
wird, die allmäplige Tilgung des Actienkapitals durch Einnahmeüberfchüffe 
nach einem für biefen Zwed feflzufeßenden Plan bewirkt werden, 

b) Nah Ablauf der Zeitdauer des Privilegiums hat eine jede der beiden 
Eifenbapnen in das Eigenthum des bayerifchen Staates überzugehen. 

ec) Die Zulaffung zur Actienunterzeihnung ift durch die alsbaldige Ein- 
zahlung von fünf Prozent der unterzeichneten Summe bedingt. 

IV. Die Direftorien der für beide Eifenbahnen zu bildenden Actiengefell- 
fhaften haben ihren Sit im Rheinkreiſe zu nehmen. 

In biefelben können nur folche Actionäre als Mitglieder eintreten, welche 
in Bayern angefeffen find, 

Unter Mittpeilung vorftehender allerhöchften Entfchließnug wird zugleich 
weiters beftimmt, daß für die Errichtung der Eifenbahn von der Rheinfchanze 
nach Bexbach, die Unterzeichnung der Actientheilnapme mit dem 1. Januar 1838 

1. bei fämmtlihen Landfommiffariaten des Rheinkreiſes und 

2. bei nacdhbenannten Hanbelshäufern, als: 

a) Lichtenberger, Scharpf u. Eomp. in ber — 

b) Lichtenberger u. Comp, zu Speyer; 

ec) Richard Böding in Kaiferslautern ; 

d) Ludwig Dacqud in Neuftadt ; 

e) Karl Lichtenberger in Zweibrüden ; 

y bei ven Hüttenwerksbefigern Gebrüder Krämer in St. Ingbert — 
öffnet und mit dem 31. desfelben Monats gefchloffen wird. 

Die Aktie it nah Maaßgabe des Art. II. der bereits angeführten Funda⸗ 
mentalbeftimmungen, vom 28. September 1836, auf fünfhundert Gulden 
feftgefeßt. 

Bezüglich der Eröffnung zur Unterzeichnung der Actientheilnapme an ber 
Eifenbahn von der Rheinſchanze nach Lauterburg, wird der Termin eheſtens 
nachträglich befannt gemacht. 

Indem nun der Unterzeichnete diefes zur öffentlichen Kenntniß bringt, ver- 
traut er bem fo oft erprobten Eifer der Königl. Beamten, fowie dem Patriot» 
iſchen Sinne aller Bewohner biefes Kreifes, daß alle, die väterlihe Sorge Un- 
feres Königs für die lets fortfchreitende Entwidlung und Beförderung ihres 


Zweite Abtheilung. — Handel und Gewerbe. 229 


Wohlſtandes dankbar erfennend, uunmehr auch allereifrigft fih angelegen feyn 
laſſen werden, der wohlwollenden Abfiht Seiner Majefät mit größter 
Bereitwilligkeit entgegen zu kommen, und daß alle jene, welche die Vorſehung 
mit Mitteln begabt hat, diefe Gelegenheit gerne ergreifen werben, fowopl im 
Intereffe des allgemeinen Wohlſtandes, als auch zur fchnellern Zuftandebring- 
ung biefer neuen Monumente landesväterlicher Huld möglichft beitragen zu 
fönnen. 


$. 108. Berfügung des Präſidiums der Königl, Negierung der 
Pfalz; vom 11. Januar 1838, Amtsbl. M 3, p- 15, die beiden Eifen- 
bahnen von der Rheinfchanze nad) Bexbach und von der Rheinfchanze 
nach Lauterburg betr, 


Um bie vorläufigen Anorbnungen hinſichtlich der beiden Eifenbahnen, deren 
Ausführung inhaltlich der Bekanntmachungen vom 26. und 29, Dezember v. 3. 
(Amtsbl. 8 79 und 81) von Seiner Maiefät dem Könige allerhöchſt 
genehmiget worben iſt, der möglichſt gründlichen Erörterung unterziehen zu 
Können, hat fih das unterzeichnete Königl. Regierungspräfivium veranlaßt ge- 
fepen, eine Anzahl in den verfchledenen Theilen des Kreifes angefeffener Staate- 
bürger, von denen zu erwarten fland, daß fie die ihnen beimopnenden Einſich⸗ 
ten und Erfahrungen zum erfprießlichften Nußen für das vorhabende Unternep- 
men verwenden würden, zu einer babier zu pflegenden Berathung einzuladen. 

Die Geladenen haben der an fie ergangenen Aufforderung mit lobens⸗ 
werthem Eifer Folge geleiftet, und hiedurch zugleich zu erfennen gegeben, wie 
allgemein die Wichtigkeit diefer Eifenbahnen im Intereffe ded Landes gewür⸗ 
diget werde, Die in der geftern ſtattgehabten Berfammlung gefaßten Befchlüffe 
werden nunmehr nachflehend zur allgemeinen Kenntniß gebracht: 

1. In der Kreishauptfiadt Speyer wird für beide Bahnen ein proviforifches 
Komitd gebildet, um den Gefchäftsgang zu erleichtern und das Königl. Regier- 
ungspräfidium mit feinem Gutachten zn unterfüßen, zugleih auch durch Bor- 
arbeiten die Aufgabe der nach dem Schluſſe der Subferiptionen für die beiden 
Eifenbapnen zu erwäplenden Komites, hinfihtlid des Entwurfes ber Statuten, 
zu fördern. 

2. Dasfelbe befieht aus neun Mitgliedern, von denen 3 zu Speyer unb 6 
außerhalb diefer Stadt angeſeſſen find: 

Durch Stimmenmehrheit wurden ald Mitglieder des proviforifchen Komité 
benannt: die 9. H. Spitz, Outöbefiger, Kolb, Buchdruder, Ph. Lichten⸗ 
berger, Handelsmann, von Speyer, Krämer, Hüttenherr von St. Ingbert, 
Heß, Handelsmann von Germerspeim, Dacquk, Handelsmann von. Neu- 
fladt, Mahl a, Advokat von Landau, C. Lihtenberger, Handelömann von 
Zweibrüden, und Böding, Handelsmann von Kaiferslautern, Herr Spiß, 
und in deffen Abiwefenpeit Herr Ph. Lichtenberger, werben hiebei die Zunft. 
ton eines Dirigenten, und Herr Kolb wird jene eines Sekretaͤrs übernehmen- 
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3. Wegen der nach Ziff. IL c. der Bekannimachung vom 26. Dezember 
u. 3. zu gefhehenden alsbaldigen Einzahlung von 5 Prozenten wirb verfügt, 
daß, nahdem Seine Majefät der König die Ausgaben für Terrainauf- 
nahme, für die Nivellirung und Koflenanfhläge, welche unverzüglid vorge 
nommen werben follen, allergnäbigft auf das Staatsärar zu übernehmen gerußt 
haben, zur Dedung von Regie und fonftigen Eeineren Ausgaben, bei der Unter 
fohreibung Ein Prozent der unterfchriebenen Summe von den dem betreffenden 
Königl. Landkommiſſariate oder dem kommittirten Handlungshaufe zu erheben 
ift; die andern vier Prozente find ſogleich nach erfolgter allerhöchfter, Geneh⸗ 
migung der Statuten zu entrichten. 
Von den bisher für die beiven Bahnen unterfohriebenen Actien iſt das eine 
Prozent von demjenigen Königl. Landlommiffariate oder dem Handlungshaufe 
in Erhebung zu feßen, bei welchem die Subſcription flatt gefunden hat. 


4. Die alfo erhobenen Summen find ausfchließlih von ben betreffenden 
Königl. Landkommiffariaten bis zum 31, diefes Monats in Berwahrung zu hal- 
ten, bis zu welcher das proviforifche Komite einen Antrag wegen der ferneren 
Aufbewahrung flellen wird, 


Ausnahmsweife dat das Handlungshaus Lichtenberger u. Comp. zu 
Speyer bie bei demfelben von der Einzahlung bes Einen Progents herrühren⸗ 
den Gelder zurüczubehalten, und hieraus die bis zur wirklichen Bildung der 
beiden Komites fich ergebenden Ausgaben, auf Anweifung des Direktoriums des 
proviforifchen Komitds, gegen dereinſtige Abrechnung zu befreiten. 


5. Da ed fih ereignen fönnte, daß bei der bis zum 31. d. M. offen ge- 
baltenen Subfeription die unterzeichneten Beträge den für die Rheinſchanz -Bex— 
bacherbahn vorläufig zu 4,500,000 fl., und für die Rheinfchanz- Lauterburger- 
bahn zu 2;200,000 fl, ermittelten Bedarf überfleigen würden, fo wird befimmt, 
daß in diefem Falle den früheren Unterzeichnungen ber Vorzug einzuräumen 
Tommi; jene, welche nach dem Tage, an dem der in Ausfiht genommene Be— 
darf gebedt if, und von ba bis zum 31. d. M. gefchehen follten, werben nur 
in fo ferne berüdfichtigt werben, als fih ein Mehrbedarf über obige Koflenan- 
ſchläge ergeben follte, in diefem Falle aber vorzugsweife und in dem Berhält- 
niffe der unterzeichneten und noch erforderlichen Summe. 

Um das Datum ber unterzeichnungen zu konftatiren, und ben Unterzeich⸗ 
nern in dieſer Hinficht eine Garantie zu gewähren, haben bie Königl. Yand- 
tommiffariate und diejenigen Handlungspäufer, bei denen Subferiptionen an- 
genommen worden, ihre deffallfigen Regifter jeden Abend abzuſchließen, und 
nad ihrem Abſchluſſe Tag für Tag dem proviforifhen Komit? eine Nachweiſe 
über'deu Stand der Unterzeichnungen zu überfenden. 


F. 109. Berfügung der Königl. Regierung der Pfalz, Kammer 
des Innern, vom 12. Januar 1838, Amtsbl. M 4, p. 21, die An- 
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Iegung zweier Eifenbahnen in der Pfalz, insbeſondere die Betheiligung 
der Gemeinden dabei betr. 

Durch die von Seiner Majeſtät dem Könige allergnädigft ertheilte 
Genehmigung zur Anlegung zweier Eifenbapnen im Kreife Pfalz ift auch den 
Gemeinden durch Theilnahme an den Actienvereinen eine weitere Gelegenheit 
gegeben, die baaren Beflände der Gemeindekaffen, welche zur verzindlichen An- 
legung beflimmt find, oder fonftige Gemeindegelver, über welche bie Gemein- 
den unbeſchadet der Führung des Gemeindehaushaltes verfügen können, nutz⸗ 
bringend anzulegen. 

Die Gemeinden, welche an dieſen höchſt wichtigen und gemeinnüßigen Un- 
ternebmungen ſich zu beteiligen beabfichtigen, haben ihr Vorhaben in förmlichen 
Gemeinderatpebefchlüffen auszufprechen. 

Die Königl, Landkommiſſariate find ermächtigt, biefen Befchlüffen die Ge— 
nehmigung zu eriheilen: 

a) wenn gegen bie Protokolle in formeller Bezichung nichts zu erinnern 
if, und 

b) wenn fie fih werben verläßigt haben, daß die Zahl der Acdien, welche 
eine Gemeinde nehmen will, mit ihren Geldmitteln in richtigem Berhältniffe 
flieht, und daß bie fonfiigen Einzahlungen federzeit rechizeitig werben erfolgen 
fönnen, ohne eine Störung in dem Gemeindehaushalte zu veranlaflen. 

Am Schluffe des zur Actienunterzeichnung feflgefeßten Termins haben die 
Königl. Landkommiſſariate Verzeichniffe der von den Gemeinden ihres Amtsbe- 
zirkes genommenen Actien bieher einzufenden. 


F. 110. Befanntmahung des Präfidiums der Regierung vom 
17. Februar 1838, Amtsbl. M 13, p. 90, woburd die Unterzeich- 
nungen für Actien der beiden Eifenbahnen der Pfalz als geſchloſſen 
erffärt wurben, nachdem die Subferiptionen für beide Eifenbahnen bie 
Summe von 11,818,500 fl. erreicht hatten. 

$. 111. Bekanntmachung desfelben vom 7. März 1838, Amtsbl. 
Na 16, p. 103, die Veftätigung des Komites für die beiden Eifens 
bahnen betr., mit der Erklärung, daß die Eingaben in Eifenbahnan- 
gelegenheiten an diefes Komité zu richten find. 

$. 112. Die Statuten der Ludwigs Eifenbahngefellfchaft zu Nürn- 
berg (Nürnberg-Fürther Eifenbapn) vom 12. Dezember 1836, befannt 
gemacht unterm 29. März 1839, fiche Amtsbl. vom Jahre 1839, M 
19, p- 177. 

$. 113. Die Statuten der Nürnberger» Nordgrenze « Eifenbahn- 
geſellſchaft, welche im Amtsbl. M 24 vom Jahre 1839 befannt ge- 
macht wurden, haben ihre Geltung verloren, nachdem zufolge Belannt« 
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madhung des Königl. Deinifteriums des Aeußern, Innern und der 
Finanzen vom 19. November 1840, Amtsbl. M 73, p. 459, die 
Konzeffion für diefe Bahn zurüdgezogen worden ift. 

$. 114. Geſetz vom 25. Auguft 1843, Amtsbl. M 50, p- 440, 
die Lebernahme einer Zinfengewährfchaft für die Ludwigshafen: Ber- 
bacher Eifenbahn betr. 


Ludwig, 8. 

Bir haben nah Bernehmung Unferes Staatsrathed und mit Beirath 
und Zufimmung Unferer Lieben und Getreuen, der Stände des Reiches, be— 
ſchloſſen und verorbnnen, was folgt. 

Art... Unfere Staatsfhuldentilgungstommiffion ift ermächtiget, die Ge- 
währleiftung eines jährlichen Zingertrags von vier vom Hundert aus dem 
Bau- und Einrichtungsfapital der durch einen Actienverein zu erbauenden Ei⸗ 
fenbahn von Ludwigshafen nah Bexbach, vom Tage der Vollendung und Er- 
Öffnung diefer Bahn gerechnet, auf fünf und zwanzig Jahre zu überneh- 
men, wogegen jedenfalld nah neun und neunzig Jahren von bemfelben 
Tage an gerechnet, die Bahn unentgeldlih dem Staate peimzufallen Hat. 

Art. I. Die Mittel, zu dem Art. I. bezeichneten Zwecke, werben im Falle 
und nah Maafgabe des Bedarfs während der V. Finanzperiode aus den für 
die Eifenbahnbauten des Staats beftimmten Fonds gefchöpft, und der hiezu 
gebildeten befondern Kaffe überwiefen. | | 

Für die fpäteren Finangperioden werden biefe Mittel durch das betreffende 
Büdget beftimmt. 

Art. IH. Unfer Minifterium des Innern und Unfer Binanzminifterium 
find mit dem Bollzuge des gegenwärtigen Gefeßes beauftragt. 


F. 115. Gefeg vom 25. Auguft 1843, Amtsbl. M 50, p. Aal, 
den Bau einer Eifenbahn aus Staatsmitteln von der Reichsgränze bei 
Hof nad Lindau betr, 

Ludwig, 8 

Wir haben nach Bernefmung Unferes Staatsrathes, mit Beirath und 
Zufimmung Unferer Lieben und Getreuen, der Stände des Reichs, befchlof- 
fen und verorbnnen, was folgt: 

Art. J. Es wird eine Eifenbapn auf Staatskoſten von der Neichsgränge 
bei Hof nad Lindau in der Richtung über Bamberg, Rürnberg und Augsburg 
erbaut. 

Die Befimmung der Bahnlinie außer diefen TEEN bleibt 
der Regierung vorbehalten. 

Art. II. Der Anfchlag der Koften hiefür, im Gefamtbetrage von ein und 
fünfzig Millionen und fünfmal hundert taufend Gulden darf, ohne vorgängige 
Rändifche Zuſtimmung nicht überfchritten werben, 
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Art. I. Die bis zum Schluffe des Etatsjapres 18%/,, dazu erforder- 
lien Mittel werden entnommen : 

a) aus den Erübrigungen der IIL und IV. Finanzperiode, im Gefammt- 
betrage von 6.419,826 fl., 

b) aus dem jährlichen Betrage der in das Büdget der V. Finanzperiode 
für den Eifenbapnbau eingefeßten Summe von 1,200,000 fl, 

ce) aus dem Anlehen bis zum Morimalbetrage von fünfzehn Mil- 
lionen Gulden, mweldes die Staatsfchuldentilgungstommiffion in den nächſt⸗ 
kommenden drei Jahren 18%3/,,, 18%, und 18%5/,, nad Maafgabe des Be» 
darfs und nah Befund der Umflände aufzunehmen ermächtiget wird. 

Art. IV. Das aufzunehmende Anleden wird im Allgemeinen auf den 
Staatsfpulventilgungsfond, insbefondere aber ſchon jeßt auf die, dem Eifen- 
bahnbaue von der Nordgränze bei Hof nach Lindau durch das Büdget der V. 
Binangperiode zugewiefene Dotation aus den laufenden Staatsgefällen, dann 
auf die Reineinnahme aus den einzelnen, nad und nach zur Vollendung und 
Eröffnung gelangenden Abtheilungen der Eifenbahn verfichert. 

Art. V. Sobald zur Aufnahme eines Anlehens Fraft der durch das ge» 
genwärtige Geſetz ertheilten Ermächtigung gefchritten wird, fol bei der Königl. 
Staatsfchuldentilgungsanftalt eine eigene Kaffe gebildet werden, welche alle auf 
die Berzinfung und Rüdzaplung fämmtlicher Eifenbapnanlepen bezüglichen Ge- 
fhäfte zu beforgen bat. 

Art. VI Der ebenerwähnten Kaffe (Art. V.) wird für die im Laufe der 
nächſten drei Jahre 18%3%,,, 16%/,, und 18%5/,, aufjunehmenden Anlehen, vor» 
erſt nur der zur Berzinfung nöthige Geldbedarf aus den im Art IIL lit, b. bes 
zeichneten befonderen Mitteln zugewieſen; der Meberreft aber zu dem Baue felbfi 
verwendet. 

Art. VII. Die Regierung wird diejenigen Straßen, welche die Verbin⸗ 
dung’ entlegener Bezirke, theils unter ſich, theils mit den Eifenbahnen zu be+ 
fördern geeignet find, nach Befund, auf Staatskoften übernehmen oder erbauen. 


Art. VII, Bor Ablauf des Jahres 18*5/,, foll, auf den Grund der bis 
dahin gefammelten Erfahrungen, fowohl über den Gefammibetrag der, für bie 
Bollendung des Eifenbahnbaues von der Nordgränge bei Hof nach Lindau er» 
forderlichen Kapitaldaufnabme, als auch über die Bildung eines befonderen 
Amortiſationsfonds, auf verfaffungsmäßigem Wege weitere Borforge getroffen 
werben. 

Unfer Minifterium des Innern und Unfer Finangminiflerium ift mit dem 
Bollzuge des gegenwärtigen Gefeßes beauftragt. 


$. 116. Hierher gehört noch die in $. 13 des Ständeabſchieds 
vom 25. Auguft 1843, Amtsbl. M 50, auf p. 421 befindliche Stelle. 


Durch den Antrag „daß die nach vollfländiger Dedung der büdgeimäßigen 
ordentlichen und außerorbentlichen Staatsbedürfniſſe und der von Uns ge 
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nehmigten Wünfche und Anträge ſich etwa noch ergebenden Ueberſchüſſe ber 
V. Sinanzperiode zum Dienfte der Eifenbapn von ber Neichdgränge bei Hof 
bis Lindau innerhalb der in dem Gefeße über diefen Eifenbapnbau feftgefesten 
Marimalfumme verwendet werden“ — find die Stände Unferen landesväter⸗ 
lichen Abfichten, möglihft ohne Bermehrung ber Staatsfchuld den Bau ber 
Eifenbahnen zu fördern, in erfreulicher Weiſe entgegengelommen. Wir werben 
diefem Antrage foweit ſolches ohne Hintanfegung anderer dringender Landes» 
bebürfniffe geſchehen kann, Erfüllung gewähren. 


Bierzehntes Eapitel. 
Gewaäſſer. 
Erſter Titel. 
Schiff- und floßbare Flüſſe und Bäche. 
4. Bd., p. 200. 
F. I. Ueberhaupt. 
— Ein hieher gehörendes Urtheil des Kaſſationshofes der Pfalz 
vom 21. October 1835, ſiehe Amtsbl. vom Jahre 1836, M 9, P. 59. 
$. 116 b. Uebereinfunft zwifchen Bayern und Baden vom 27. 
Mai 1832, Amtsbl. M 77, p. 681, über Vollendung der Rhein: 


veftififation zwifchen Neuburg und Frankenthal. 

Die nachſtehende zwifchen der Krone Bayern und bem Großherzogthume 
Baden über die Fortſetzung der Rheinrektifikationsarbeiten unterm 27. Mat 
d. 3. abgefchloffene und unterm 23. resp. 30. October I. 3. von beiden fon= 
trahirenden Gouvernements genehmigte Vebereinktunft wird hiemit durch das 
Regierungsblatt zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Art. 1. Um jeden thunfichen Beweis voller Berüdfichtigung der, wenn 
auch unertwiefenen und burch Feine Erfahrungen befätigten Befürchtungen zu 
geben, welche die Nachbar: und Uferfiaaten bed unterwärtigen Rheingebieted 
gegen die volltommene Rektifitation resp. Gerabeleitung des Rheinlaufes in 
der bezeichneten Gegend erhoben haben; flehen beide Kontrahirende, gemäß er- 
baltener höchſter Vollmacht von diefer vollffändigen Rektififation ab, und er- 
Hären hiemit die Uebereinfuuft vom 14. November 1825 für aufgehoben, fobald 
als gegenwärtige Uebereinkunſt die Ratifitation des Königl. Bayerifden und 
des Großperzoglich Badifchen Gouvernements erhalten haben wird. 

Art. 2. Es follen mithin die NhHeinrektififationsarbeiten beider Staaten 
in dem obenbezeichneten und insbefondere in dem von Mechtersheim abwärts 
liegenden Zlußgebiete lediglich auf die Vollendung der ſchon ausgehobenen 
Durchſtiche und auf die unumgänglih nöthige Berbindung ihrer Richtungs— 
linien mit dem alten Flußlaufe befchränft, und neue Rektififationen,, welche 
außerhalb diefer hydrotechniſchen Erforderniffe liegen und nicht durch die abfo- 
Iute Nothwendigkeit und den bedrängten Zuftand jenes Flußgebietes geboten 
werben, burchaus vermieden werben. ; 
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Art. 3. Es ift alfo von Königl. Bayerifcher Seite nebft den nach und nach nö- 
thig werdenden Uferſchutzarbeilen in ben Durchfchnitten, welche den Thalweg bes 
Fluſſes fhon aufgenommen haben, nur noch das Gelingen des ausgehobenen 
Angelpofer und Linkenheimer Durdfchnitts, von Großherzoglich Badiſcher Seite 
aber die Bollendung des Leimersheimer, Germersheimer und Friefenpeimer 
Durchſchnitis, welche den Thalweg bei dem nächſten Sommergewäfler aufzu- 
nehmen vereigenfchaftet find, zu bewirken, 

Art. 4. Da es aber als Hydrotechnifhe Unmöglichkeit anerkannt werben 
muß, den in rechtwinklichter Richtung gegen das gegenüberliegende Ufer an⸗ 
fallenden Strom am Auslauf des Rpeinspeimer Durchſtichs Ag 2 und am 
Angelpofer Durchſchnitt zu belaffen, da fie nebft den größten Rachtheilen für 
Ufer und Dämme, für Staats⸗ und Privateigenthum, bald eine ganz unregel- 
mäßige, mithin für die firomabwärts liegenden Uferftaaten mehr als rin res 
gelmäßiger Durchſtich drohende Selbfireltifiifation des Rheins herbeiführen 
würde, fo vereinigen fich beide fontrahirende Gouvernements diefem unpaltbaren 
und drohenden Zuflande des Stroms durch die regelmäßige Einleitung der ſchon 
ausgehobenen und vollendeten Durcftiche in die alte unterwärtige Strombahn 
ju begegnen. 

Art. 5. Diefer Zwed kann nothwendig nur, und fol nur durch bie Ein» 
Ientung der Richtung der Rheinspeimer und Angelhofer Durchſtiche in den 
alten Rpeinlauf auf der Gemarkung von Mechterspeim und Rpeinhaufen, Ot⸗ 
ierſtadt und Ketfch bewirkt werden, fowie e8 der gegenwärtiger Uebereinkunft 
beiliegende Plan ald unumgänglich notpwendig nachiveifet. 

Art. 6. Sollten, fo wenig biefes auch der frühern Einfprahe gemäß, 
welhe nur gegen eine volllommene Rektififation resp. Oeradeleitung bed 
Rheined gerichtet war, wahrfcheintich il, von den niederrheinifhen Uferfiaaten 
auch gegen die obenbezeichneten unumgänglich nötpigen Arbeiten Einfprüche er- 
hoben werden, fo verbinden fi die beiden kontrapirenden Regierungen zur 
gemeinſchaſtlich gründlichen Widerlegung derfelben und Bayern insbefondere 
wur Bertretung des gemeinfchaftlichen Intereffe und ber Rechte in biefer Be- 
ziehung. 

Beide Regierungen werden aber einſtweilen in der Vorausſetzung handeln, 
daß eine ſolche Einſprache nicht in der Natur der Sache begründet ſey. 

Als ſpezielle Beſtimmungen über die Ausführungsart und Zeit werden 
nachfolgende Punkte feſtgeſetzt. 

Art. 7. Die beiderſeitigen Gouvernements verpflichten ſich, das Gelände 
auf der Ketfcher und Mechterspeimer Gemarkung unverzüglid nach erfolgter 
Ratifilation gegenwärtiger Uebereinkunft wechfelfeitg zu überweifen und bas- 
jenige auf Rheinhauſer und Otterſtadter Gemarkung bis zum Ende Mai 1833 
eben fo zu fiellen. | 

Art. 8. Die zu diefer Regulirung der Flußbahn erforderlichen Grabungs- 
arbeiten auf den Gemarkungen von Keifh und Mechterspeim und von Rpein- 
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haufen und Dtterfiabt follen dann jedesmal ein Jahr nach gefchehener Ueber⸗ 
weiinng bes Geländes und die Bollendung diefer Regulirung möglichſt be» 
ſchleunigt werben. 

Art. 9. Die auf Hoheitsrechte, Eigenthum, Dämme und Bertpeilung ber 
Arbeiten zwifchen beiden Gouvernements bezüglichen Art. 4, 6, 7, 8, 9, 10, 11, 
12 und 14 der Uebereinkunft vom 14. November 1825 werben jedoch in allen 
ihren Theilen aufrecht erhalten. 

Art. 10. Es follen die Dammanlagen bei Einlenfung des Stromlaufes 
auf Mechterspeimer Gemarkung nach den auf beiliegendem Plan beflimmenden 
Diſtanzen und der alte Damm auf dem Iinten Ufer, Rheinhaufen gegenüber, 
fo weit zurüdgefeßt werden, daß der Rhein ein Inundationsprofil von 750 
Metres — 250 Ruthen erhält. 

Art. 11. Für die Dammgruben und Dammmwege hat jedesmal derjenige 
Staat zu forgen, welchem die Berbinblichkeit der Dammanlage obliegt. 


$. I. Flößerei. 


F. 117. Verordnung der Königl. Kreisregierung, Kammer der 
Finanzen, vom 3. Juni 1841, Amtsbl. M 40, p. 341, Vorſchriften 
für die Drdnung im Slößereibetrieb auf dem Dueichfluffe und feinen 
floßbaren Nebenbächen betr. 

Nachſtehende Vorſchriften für die Ordnung im Flößereibetriebe auf dem 
Dueichfluffe und allen in denfelben einmündenden Nebenbächen, werden hiemit 
veröffentlichet, damit fich diejenigen darnach achten können, welche fich dieſer 
Floßbäche und der darauf errichteten Floßanftalten bedienen wollen. 


Vorſchrift 
für die Ordnung im Flößereibetriebe auf dem Queichfluſſe und allen 
in denſelben einmündenden floßbaren Nebenbächen. 


1. Abſchn. Ordnung und Polizei des Holzflößens. 

Art. 1. Auf der Dueich und ihren fämmtlichen Nebenbächen darf in ber 
Regel nur Brennholz und Nutzholz in Scheitern verflößt werden. Für das aud- 
nahmsweife Flößen von Stamm- und Blochholz, Bohlen und Dielen ift befon- 
dere Bewilligung der Königl. Regierung, Kammer- der Finanzen, vorbehalten. 

Art. 2. Das Holztriften auf der Dueich fließt obſervanzmäßig im Früh⸗ 
ling mit dem Tag Georgi und darf im Herbfle vor dem Tag Michaeli nit 
wieder beginnen. 

Art. 3, Die Leitung des Floßwefens, fowie die Handhabung der dabei 
zu übenden polizeilihen Aufſicht fteht unter Mitwirkung des einfchlägigen Kö- 
nigl. Forfiperfonals und unter der Oberleitung der Königl, Regierung, dem 
Königl. Triftamte Neuftadt zu. 

Art. 4. Die Holghändier, Holzkäufer oder Befißer (Floßherren) ehe fie 
Holz in die Floßbäche einwerfen, müſſen dem Königl. Zriftamte eine Dellara 
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tion des zu verflößenden Holzes nad beiliegendem Formular und ben bafür 
aufgeſtellten Rubriken in doppelter Fertigung eingeben. Das eine Exemplar if 
auf Stempelpapier zu fehreiben. Sie können Beſcheinigung, mit Angabe des 
Tages und der Stunde des Empfangs verlangen. 

(fiehe Art, 8 wegen bed Zeitranges.) 

Diefe Deklarationen dürfen erſt dann eingegeben werden, wenn bie darin 
verzeichneten Hölzer wirklich fhon an den Bären, auf welden fie vertriftet 
werden follen, aufgeflelt find und dort abgezählt werben können. — Denfelben 
muß die ausdrüdliche Erklärung beigefügt feyn, daß Dellarant fih in Allem 
genau nad diefen Borfhriften achten und fih deren Befimmungen unterwerfen 
wolle, 

Sollte das Holz an verſchiedenen Orten ausgezogen werben, fo ift diefes 
in der Dellaration anzugeben. 

Diefe Deklaration wird an den Königl, Triftmeifter in Annweiler abge» 
geben, welcher diefelbe an das Königl. Triftamt Neuſtadt abliefern wird. 

Art. 5. Wer ohne eine ſolche Deklaration und ohne die daraufhin zu er- 
wirkende Erlaubniß zum Flößen erhalten zu haben, Holz in die Floßbäche ein» 
wirft, wird nach dem Art. 36 des Forfifirafgefehes gerichtlich verfolgt werden. 

Die Bezaplung der Floßgebübhren, fowie die Bergütung aller etwaigen 
Beihädigungen wird für ſolche Fälle von den unbefugt Flößenden allgemein 
und ausdrüdlich vorbehalten, 

Vebrigens find die Königl. Behörden angemwielen, dann, wenn aus einer 
folchen unbefugten Benügung ber Floßbäche Gefahr für die Ararialifhe, oder 
eine mit Bewilligung betriebene Gemeinde» oder Privatirift, ever auch fonflige 
Nachtheile zu befürchten fländen und auf andere Weife Abhülfe nicht zu geben 
wäre, das eingemworfene Holz, wo es fich findet, aus den Bächen ziehen zu Taffen. 
Zu einem folchen Akte find die Ortspoligeibehörden beizuziehen; auch ifl, wenn 
es geichehen Tann, der Holzeigenthümer davon in Kenntniß zu feßen, 

Die mit der Verhandlung zugleich zu konſtatirenden Koften find einem fol- 
chen unbefugt Flößenden, gegen welchen fofort zu protofolliren ift, bei Gericht 
mit Beziehung auf den Art. 36 des Forfifirafgefeßes zum Erfaße zuzuweiſen. 

Art. 6. Der Königl, Teiftmeifter in Annweiler bat die Richtigkeit der 
Deklaration in Gegenwart des einfhlägigen Revierförfters auf den 
Abladepläßen genau zu unterfuhen und zu dem Ende die vorhandenen Holz- 
vorzäthe abzuzählen und fobann die Deklaration dem Königl. Triftamte vor- 
zulegen. Letzterem flieht die Revifion der Abzählung zu, fo oft es fich hiezu 
veranlaßt findet. Damit die Holzabzäplung oder Abmefjung auf den Boller- 
plägen geſchehen könne, find die Boller regelmäßig und mit gleicher Höhe zu 
feßen. Bei der Abmeffung werben vierzig und zwei Duadratfuß Flaäche 
des gemeflenen Bollerhaufens für eine Normalraumllafter von 144 c. gezäplt. 

Unrichtig oder falſch befundene Dellarationen werben zurüdgemwiefen und 
als nicht geſchehen betrachtet. 


— 
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Art. 7. Die Floßerlaubniß für richtig dellarirtes Holz ſetzt das Königl. 
Triftamt dem Duplikate der eingereichten Deklaration bei und händigt diefelbe 
den Floßherrn wieder aus, 

Mit diefer Erlaubniß zugleich ift von dem Königl. Triftamte auszuſprechen: 

Die Dauer der bewilligten Zriftzeit (Art. 11), der feſtgeſetzte Zeitrang 
(Art. 8). 

Der berechnete Betrag der fohuldigen Floßgebühren (Art. 18). 

Art. 8. Wenn nicht befiehende Verträge den Zeitrang, in welchem bie ver- 
fihiedenen flößenden Partpeien in den Gebraud der Floßbäche eintreten, ‚befonders 
befimmen, fo bleibt diefer dem Königl. Staatsärar vor jedem Andern hiemit vor- 
behalten. 

Erf dann, wenn die ärarialiſche Trift beendiget, fann jene der Gemeinden 
und Privaten beginnen, 

Der Zeitrang für die übrigen Floßherren wird durch die Zeit der An« 
funft des Holzes an den Bachufern beflimmt.“ 

Art. 9. Floßherren, welde fih in den vorausgehenden Jahren Zumider- 
bandlungen gegen die gegenwärtigen Vorſchriften, Saumfeligfeiten und größeren 
Zeitverbrauch, als erforderlich geiwvwefen wäre, haben zu Schulden fommen laſſen, 
kann die Trifterlaubnig nur-im legten Zeitrange eriheilt werden. 

Art, 10, Sollte ein Floßherr fo große Holzquantitäten dbeflariren, daß, 
wenn bdiefelben im Borrang und ununterbrochen verflößt würden, andere Ge- 
meinden und Privaten zur Bertriftung ihrer Hölzer gar nicht, oder doch nur 
zu fpät gelangen Könnten, fo werben folde unverhältnißmäßig große Holzpar- 
thieen mit Rüdficht auf die Berflößbarkfeit der übrigen durch das Königl. Trift- 
amt abgetheilt und ein Theil derſelben in den leßten Zeitrang geftellt. 

Art, 11, Die Zeit, innerhalb welcher die deklarirten Holzparthieen ver⸗ 
triftet feyn follen, wird den Floßherren mit Berüdfichtigung der Holzquantitä- 
ten, des Waſſerſtandes, der Entfernung des Holzhofes oder Ausſchlageplatzes — 
jedesmal von dem Königl. Triftamte beftimmt. 

Diefe Beftimmung erleidet, im Halle unabweislicher Nothwendigkeit, nach⸗ 
trägliche Abänderungen durch triftamiliche Berfügungen. 

Diefe Floßzeit begreift diejenige in fih, welche zum Ausziehen der Sent- 
hölzer erforderlich feyn könnte. 

Nah Ablauf der beftiimmten Floßzeit find daher auch Anſprüche auf Ent- 
fhädigung wegen zurüdgebliebener Senkhölzer nit mehr zuläßig. 

Art. 12. Sollte ein Floßherr die von demfelben deflarirten und einge- 
worfenen Hölzer nach Ablauf der ipm bewilligten Floßzeit nicht wieder ausge- 
zogen haben, ohne daß äußere Gewalt oder Raturereigniffe erweislich denfelben 
daran verhinderten; fo kann berfelbe neben der im Art. 9 beftimmten Ahndung 
auf erftattete Anzeige, von der Königl. Regierung auf unbefiimmte Zeit von 
bem Gebrauche der Bloßbäche gänzlich ausgefchloffen werden. In dringenden 
Sällen, wo Gefahr auf dem Verzuge Rleht, find die Triftbehörben angewiefen, 
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übereinfimmend mit dem Art 5 diefer Vorſchriften und unter Beobachtung der⸗ 
felben Formalitäten das Holz eines ſolchen über die bewilligte Zeit, d. h. unbe- 
fugt Flößenden aus dem Barhe ausziehen zu laffen. 

Art. 13. Die Holzflöße dürfen an den Haltpfählen (Scheeren) nicht länger, 
als durchaus nothwendig, angehalten werben. — Zumwiderhandlungen werben 
ouf erftattete Anzeige des König. Triftamtes nah Maafgabe des Art. 36 des 
Sorfifrafgefeßes der Beflrafung unterworfen feyn. 


Art. 14. Jeder Floßperr if verbunden, feine Flöße von einer Anzahl 
Leute, die mit der flottgemachten Holzquantität im Berpältniß ſteht, begleiten 
zu laffen, 

Die Unterlaffung würde Beftrafung nah dem Art. 36 des Forfifirafgefeßes 
nach fi ziehen. — Nebfivem ift aber jeder Floß berr nah den Beflimmungen 
der Art, 1382, 1383 und 1384 des Civilgeſetzbuches für allen Schaden perfön- 
ih verantwortlich, welcher gelegentlich des Flößens feiner Hölzer gemacht wird, 


Art. 15. Wenn einem Floßperrn geflattet wird, feine Hölzer auf den 
Nebenbächen bis zum Haupibache einzutriften,, fo ift derfelbe verbunden, ſich 
wegen bes Vorlaſſens der Floßwäfler aus den Rebenbächen, mit dem die Flö- 
ßerei zunächft leitenden Zriftmeifter zu benehmen und die Klaufen, Wöge, 
Schleußen genau in den von demfelben dafür befiimmten Zeiten zu zichen, da- 
mit durch das Zufammentreffen der Floßwaſſer aus verfchiedenen Nebenbächen 
an den Floßwerken und an dem Grundeigenthume Fein Schaden gefchehe, wo- 
durch die Flößerei auf dem Hauptbache gefährdet und benachtheiligt werden 
könnte. — Auch in folhen Fällen if, wie im vorausgehenden Artikel die Hin- 
weifung auf das Gefeß bereits gegeben, der Floßherr haftend. 


Art. 16. Bei jedem Waflerbepälter, deſſen Schleußen geſchloſſen find, 
müffen die Floßherrn einen Wächter aufftellen, der die Schleußen, hauptfächlich 
zur Nachtzeit nicht verlaffen darf, um ſolche, wenn bie Gewalt des Waflers 
einen Schaden befürchten läßt, zu Öffnen. 

Im Unterlaffungsfalle würde Behrafung nad dem Art. 36 des Forſtſtraf⸗ 
gefeßes zu gewärtigen feyn. 

Art, 17. Jeder Floßherr if verbunden, die obfervangmäßigen Mühlen- 
Rilfandsgebüpren zu bezahlen, 

1 Abſchn. Bon den Floßgebühren, ihrer Erhebung und Ber- 
rechnung. 

Art. 18. Zur Unterhaltung und Vervollkommnung der Triftwerke werden 
ſo lange, bis anders verfügt wird, für eine Klafter von 144 Kubikfuß Raum⸗ 
inhalt ohne Unterſchied der Sortimente folgende Floßgebühren erhoben, und 
war: 

Vom Einwurfsplatz 
bis nach Rinnthal IM. 
"„  » Annweller 10 fr. 
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bis nad Albersweiler 12 fr. 
"» m Giebeldingen 13 ir. 
"» » ©odramftein 14 fr. 
"» u» Landau 15 fr. 

Art, 19. Die Floßgebühren werden auf den Grund der von den Floß—⸗ 
berren übergefenen und von den Behörden (Art. 6) revidirten Deklaration vor 
dem Einwerfen der Hölzer berechnet und dieſe Berechnung in beide Exemplare 
jener Deklarationsurkunde felbft eingefihrieben. 

Der Floßherr, fowie die Behörden, erfenneu dort die Nichtigkeit der Be⸗ 
rechnung durch die Unterſchrift an, 

Das in den Händen des Triftamtes bleibende Exemplar der Deklaration 
wird an die Königl. Regierung, Kammer der Finanzen, zur Einweifung ber 
Bloßgebühren an bie betreffenden Königl. Rentämter vorgelegt. 


Art. 20. Die Floßgebühren erhebt dasjenige Rentamt, in deſſen Bezirk 
die Hölzer ausgefchlagen werden. 

Diefes Königl. Rentamt ift befugt, nad dem Eintreffen der Flöße am 
Ausziehplatz und nachdem diefelben aufgeflellt find, zu unterfuchen, ob das ein 
getriftete Quantum mit dem in der Deklaration angegebenen übereinftimme. 
Wäre dies der Fall nicht, fo würde unterfucdht werden, aus weſſen Schuld oder 
Berfehen die Unrichtigkeit entftanden if. Sollte die Schuld erweislih an den 
Floßherren ftehen, fo träte der Art. 5 diefer Borfhrift, gegen Flößer ohne Be 
willigung, bezüglich auf die nicht deklarirten Holzquantitäten und fomit die 
Strafbefimmungen des Art. 36 des Forfiftrafgefeßes, nebft der Nachbezahlung 
ber Floßgebühren gegen denfelben in Wirkfamfeit. 


Formular. 


Detlaration. 

Der Holzhändler N, N. von N., welder von den Föniglichen Floßbächen 
im QDueichgebiete zur Bertriftung einer Portion ihm angehöriger Klafterhölger 
Gebraud zu machen gedenkt, fucht hiermit bei dem Königl. Triftamte um die 
biezu erforderliche Sloßbewilligung uach. — 

Dabei erflärt derfelbe, daß er fih bei dem Betriebe ver Flößerei und wegen 
Bezahlung der Floßgebühren und der Mühlſtillſtandsgebühren allen Beding- 
ungen und Strafbeftimmungen unterwirft, welche die öffentlich bekannt gemach⸗ 
ten Borfcpriften für die Ordnung des Slößereibetriebes auf dem Dueichflufe 
und feinen Nebenbächen de dato 3, Juni 1841 enthalten und zwar ebenfo, als 
wenn jene Borfchriften wörtlich hier eingerüdt und in konventioneller Weile 
zwiſchen ihm und dem Eigentpümer der Zriftanftalt feftgeftellt worden wären. 

Die Hölzer, für welche hiermit die Floßbewilligung nachgeſucht wird, be» 
ſtehen aus 
Klaftern 
373 aufgeftellt im Falkenburger Magazin 
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Klafter 

225 aufgeflellt an der Zwiefel 
%. ig; 

u. 3% 


398 Klafter im Ganzen: mit Worten fünfhpundert neunzig adt 
8lafter. 

213 Klafter fommen aus dem Revier Hohenlift, Revier Lemberger Glashütte, 
160 » aus der Dahner Gemeindewalbung, 

25 u „ aus dem Privatwalde N, N. von Rinnipal. 


598 Klafter, wie oben. 
300 Klafter follen in Albersweiler, 
28 » m In Landau eingefchlagen werben. 

Gewünfht wird, daß die nach Albersweiler beflimmten Hölger mit der 
Srühjahrstrift abgehen könnten, jene nach Landau mit der Herbfitrift. 

N. R. den ten 18 

Revidirt und richtig befunden 
Bilgartöwiefen, den ten 18 
Der Königl. Revierförfter. Der Königl. Triftmeifter. 
N. N. 
Floßbewiltigung. 

Das Königl. Triftamt Neuſtadt ertheilt in Anbetracht des vorſtehenden 
vorſchriftsmaͤßig geſtellten und am präſentirten Geſuches dem 
N. N. von N. die Bewilligung fünfhundert neunzig und acht Klafter 
Holz, aufgeſtellt, wie in ber. vorſtehenden Deklaration richtig und ſpeziell an⸗ 
gegeben und wie dies aus der von dem Königl. Eriftmeifter N, und von dem 
Königl. Revierförfter N. vorgenommenen Abzählung und resp. Abmeflung fich 
bewahrheitet hat, auf der Queich und ihren Rebendaͤchen zu vertriften, jedoch 
mit der vorſchriftsmäßigen Beſtimmung: 

1. Daß von den nach Albersweiler beſtimmten 300 alaftern 12. A. 
per Klafter im Ganzen 6 — 
von den nach Landau beftimmten 298 Klaftern 15 fr; per Klafter im 
Ganzen: : 72 30 


| Im Ganzen 132 30 
mit Worten Einfundert breißig zwei Gulden breißig. Kreuzer Sloßgebüpren an 
das Königl. Rentamt Annweiler bis zu bezahlen find. 

2. Daß dem N. R. im Frühiahre ber Zeitrang nah der Stadt Ann» 
weiler, im Herbft unmittelbar nad dem Königl. Aerar zuſtehe. 

3, Für die Abiriftung von 300 Klaftern mit der Früplingstrift werden 10 
Zage, für die 298 Klafter mit der Herbfitrift 15 Tage bewilliget. 


Dr. Gichennfeiflen end huh der Derfaflung ıc. 16 
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Fälle unabweisliher Nothwendigkeit Taffen eine Abänderung biefer Sehlm- 
mung zu, welche bei dem Zriftamte zu erwirken iſt. 
Neuftadt, den 18 
Königl, Triftamt Neuftadt. 


N, N., Triftbeamte, 
Angenommen ben 18 


N., Floßherr. 


ı. ı. 


3um $. IV. 
Skhifffahrt, Fähren, Rheinoctroi. 
4. Band, p. 205. 

F. 118. Unterm 11. September 1833, Amtsbl. Mr 45, p. 499, 
wurde befannt gemacht, daß die Nheinfchanze zu Mannheim als Lan- 
dungsplatz beftimmt worden und ein Reglement für denfelben publizirt. 
Da die Berhältniffe in der Rheinſchanze ſich nunmehr weſentlich geän- 
dert haben, wirb hier lediglich auf obige Bekanntmachung hingewieſen, 
fiehe übrigens unter Zoll 8. 7A a. und b. 


$. 119. Königl. Verordnung vom 28. Dezember 1833, Amts 
blatt vom Jahre 1834, Mu 4, p. 56, die Borfchriften zur Vollziehung 
des Art, 42 der Rheinſchifffahrtsordnung vom 31. Mai 1831 beir, 

Ludwig, K. 

Der Art. 42 der Rheinfchifffahrtdorpnung vom 31. März 1831 beftimmi, 
daß zur Ausübung der Rheinſchifffahrt nur folche Schiffspatrone und Führer zu 
gelaffen werben follen, welche fi über ihre Befähigung hiezu gehörig auswei- 
fen. Um den Bollzug diefer Befimmung zu fihern, werden folgende Borfrif 
ten ertheilt: 

$. 1. Diejenigen Bapyerifchen Unterthanen, welche zur RHeinfchifffahrt ber 
rechtiget waren, ehe die Rheinſchifffahrtoorduung vom 31. März 1831 in 
Wirkſamkeit getreten ift, oder denen feitvem von ber fompetenten Behörde 
Shifferpatente ertpeilt worben find, fahren fort, die Rheinfchifffahrt auszmüben, 
ohne daß fie eine weitere Nachweifung über ihre Fähigkeit bedürfen; ihre Pa 
tente unterliegen jedoch, um den Beftimmungen des Art. 42 der Nhpeinichif- 
fahrtsorbnung volles Genüge zu leiſten, einem erneuerten Bifa Unferer 
Kreisregierung, Kammer des Innern, 

$. 2. Wer in Zukunft die Aufnahme als Rheinſchiffer nachfucht, Hat feine 
deßfallſige Vorſtellung bei der betreffenden Kreisregierung, Kammer bed Innern, 
einzureichen, von welcher auch die Scifferpatente ausgeflellt werben. Die 
Vorſtellung muß begleitet ſeyn mit der Befpeinigung der Diftriktspoligeibehörde 
(Landlommiffariat, Landgericht) zu deren Amtsbezirke der Gefuchfieller gehört, 
darüber 
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a) daß derfelbe in dem Bayeriſchen Unterthansverbande fteht, 

b) daß er die Bolljäprigkeit erfchritten und der Militärpflicht Genüge ge- 
leitet hat, 

e) daß ipm die nötpige Kenntniß im Leſen, Schreiben und Rechnen: bei. 
wohne, 

d) daß er entweder ein Schiff eigenthümlich befigt, oder ein folches ihm 
von den Eigentpümern zur Führung für deren Rechnung anvertraut wurde, 

e) daß er die Rheinfhifffahrt erlernt und wenigſtens zwei Jahre. den 
Steuermannsdienft ‚verfeben , ober flatt deſſen vier Zahre den Rhein befchifft 
dat, 

f) daß er als brav, redlich und nüchtern bekannt ift, und bas Zutrauen des 
Handelsftandes verbient. 

$. 3. Ferner muß die Borflellung begleitet feyn von einem Zeugniffe des 
betreffenden Aichkommiſſärs und von einer durch Gachverftändige zu ertheilen« 
den Befcheinigung, daß das Schiff, womit der Bittfieler den Rhein zu befahren 
beabſichtet, ſolid eingerichtet , gut kalſatert, und nah Maaßgabe feiner Größe 
mit alen Erforberniffen an Tau» und Segelwerk, Anker, Pumpen, — 
Binden, Deden und andern Utenſilien vollſtändig verſehen iſt. 

6.4, Auf ven Grund dieſer Beſchelnigung wird der Bittſteller zur Prüf- 
ung vor einer von dem Generallommiffär und Regierungspräfidenien ernann» 
ten Prüfungstommiffion zugelaffen, welche unter dem Borfite des jeweiligen 
Sanblommiffärs in Speyer 

a) aus einem Rheinfchiffer, 

b) einem Schiffbaumeiſter und 

c) aus 3 bis 5 der Schifffahrt kundigen Männern beſteht. 

$.5. Dieſe Prüfung hat ſich nicht blos auf die Führung und Behandlung 
des Schiffes, fondern au darauf zu erfireden, ob der Bewerber die Pflichten 
eines Rheinfchiffers während der Fahrt, bei dem Empfange und bei ber Ab⸗ 
lieferung der Waaren und bei dem Ein» und Ausladen verfelben, fowie bie 
bei dem Berpaden der verfrhiedenen Güter in den Schiffsräumen zur Vermeid⸗ 
ung von Schaden und Berdberben: zu beobachtenden Regeln genau kenne, und 
ob ihm die Berbindlichleiten genau befannt find, welche bie Reinſchiffahris⸗ 
und Octroireglements den Schiffern auferlegen. 

Das Urtpeil der Prüfungstommiffion wird durch. bie Worte: „befäßiget* 
oder „nicht befähiget” ausgedrüdt. 

$.6, Nach beflandener Prüfung wird das Gefuh vier Wochen hindurch 
in den Bayeriſchen Rheinfreihäfen und an den wichtigften Landungspläßen des 
Bayerifpen Rheins zur allgemeinen Kentnißnahme öffentlich angefchlagen und 
jede etwaige Erinnerung Betheiligter von der. betreffenden Polizeibehörde zu 
Protokoll genommen und, an ‚die Regierung gefendet, 

$.7. Die Kreisregierung, . Kammer bed Innern, würbiget nach Ablauf 
obiger 4 Wochen das Prüfungsrefultat und die etwa eingelommenen Be 

16 * 
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merkungen, und entfcheibet fofort über die Ertheilung oder — des 
VPatentes. 

$. 8. Die Schifferpatente werden unter der ausdrücklichen —— er⸗ 
theilt, daß wenn der Schiffer ſich in Ausübung der Gerechtſame ein Verbrechen 
oder Vergehen zu Schulden kommen laſſe, oder den durch die beſtehenden 
Reglements auferlegten Verbindlichkeiten, geſchehener Zurechtweiſung ungeachtet, 
nicht pünktlich nachkomme, das Patent zurückgenommen werden könne. Dieſer 
$. iſt den Patenten wörtlich einzurücken. 

$. 9. Unfere Regierung des Rheinkreifes wird hienach das weiter Ge- 
eignete verfügen. 


$. 120. Befanntmahung der Kreisregierung vom 14. Juli 
1834, Amtsbl, M 38, p. 410, die Ausführung, des Art. 17 der 
Rheinfchifffahrtsorpnung. über die Schiffsaiche im. Großherzogthume 
Baden betr. 

Nachdem die in dem Großherzogthume Baden unter dem 20. März I. 3. 
erlaffene Bollzugsverorbnung des Art. 17 der Rpeinfchifffahrtsorbnung über ‚bie 
Schiffsaiche einige Beſtimmungen aufgenommen hat, welche nicht: blos auf bie 
inländifchen,, die badiſche Rheinfiredfe befahrende Schiffe Bezug nehmen, fo 
wirb nachfolgend ein Auszug der — ——— jur öffentlichen Kennt⸗ 
niß gebracht: 


Art. 15. „Der Aichbeamie k kann aus eigener — oder auf Auf⸗ 
forderung eines der beiden NRheinzollämter die Aichen fremder und babifcher 
Aichbeamten zu jeder Zeit einer Revifion unterwerfen.” 

„Wenn bei einer folchen Aichreviſion eines fremden Aichbeamten die frühere 
Aiche ſich richtig zeigt, oder das Nefultat der Revifion nur unbedeutend über 
jenem ber -frühern Aiche ſich herausftellt,, fo hat der Schiffer Feine Aichgebühren 
zu bezahlen und es: follen ihm alle Auslagen und Berlufte, welche ihm dadurch 
zugehen, nötpigenfalls nach Entfcheidung bes betreffenden Zollrichters erfeßt 
werden.“ © 

„Steht dagegen das Reoifionsrefuftat beveutend über dem früheren Aich- 
gehalt, ſo findet dieſer Erfaß wicht ftatt, und der Schiffer ift die Aichgebühr zu 
bezahlen ſchuldig.“ 

„Welche Abweichung als bedeutend oder unbedeutend zu betrachten fey, 
darüber entfcheidet der Aichbeamte nach Berfchtebenpeit bes Falls, insbefondere 
nach dem Maaß der Sawieriatett, welche der Schiffetdrver einer genauen Aus⸗ 
meſſung darbietet.“ 

„Das Reſultat der aus eigener Veranlaſſung des Aichbeamten oder auf 
Aufforderung der ‚beiden Rheinzollänter vorgenommenen Reviſion der Aiche 
eines badifchen Alchbeamten'mag fepn, welches es will, fo iſt der Schiffer von 
Bezahlung der Aichgebühren frei und hat ben oben bemerkten Erfab ans der 
Staatstaffe anzufptechen.. Nur wenn feit der frühern Aiche eine Reparatur 
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oder Veränderung des Schiffe, wie im Art, 14 erwähnt ftatt gehabt hat, ohne 
daß dem Achbeamten Anzeige gemacht, oder wenn bie Aichſcale erweislish eigen» 
mächtig verrädt worden, ift der Schiffer die Aichgebühren ‚ebenfalls zu bezaplen 
(Quldig, und von dem bemerkten Erfab ausgeſchloſſen“ 

Art. 18. „Jedes badifhe Schiff, das fehs Monate nach dem Datum die⸗ 
ſer Verordnung bei einem Rheinzollamte des Großherzogthums ankommt, ohne 
nah Vorſchrift des Art, 13 bezeichnet, und jedes Schiff überhaupt, welches nach 
diefer Frift ankommt, ohne durch einen auf dasfelbe lautenden Aichfchein und 
befheinigtes Geräthichaftenverzeichniß begleitet zu feyn, kann fo lange augehal- 
ten werben, bis der Schiffer eine Strafe von 5 bie 15 fl. entrichtet, oder dafür 
Bürgihaft geleiftet hat.“ 


$. 121. Bekanntmachung der Kreisregierung, Kammer der Fi— 
nanzen, vom 12. Auguft 1833, Amtsbl. Ma 44, p. 463, die Behand: 
lung infändifher Erzeugniffe der Zolfvereinsftaaten hinſichtlich der 
Schifffahrtsabgaben betr. 


Nachdem die Ausführung des Art. 15 des 6 Zolivereinigungöbertrags zwiſchen 
Bayern und Würtemberg, dann Preußen und Heſſen vom 22 März 1833 be- 
(Hlofien worden if, wird in Folge höchſten Auftrages vom 18, v. M. zur öf- 
fentlihen Kenntniß gebracht, daf 

1. alle im freien Berker der genannten Zolfvereinigungsftaaten befindlichen 
Gegenhände, mit Ausnahme der nicht zu den teutſchen Erjeugniffen gehörenden, 
welhe aus einem diefer Staaten in einen andern, oder nah dem Auslande 
durh einen andern berfelben verbracht werden, von den Schifffahrisabgaben 
auf dem Rheine und deffen Nebenflüffen, jedoch mit Vorbehalt der Rekogni⸗ 
tiondgebühr, befreit find; daß 

2. diefe Befreiung hinſichtlich aller jener Gegenftände, melde das Königl. 
Bayer. Rheinoctroiamt zu Germersheim paffiren, auf den Königl. Bayer. An- 
teil an den Intraden diefes Amtes fich bezieht. 


$. 122. Unterm 23. November 1835, Amtsbl. M 57, p. 529, 
wurden nachftehende, unterm 12. Zuli 1835 allerhöchften Orts rati- 
firte 4 Supplementarartifel zu dem Rheinfchifffahrtsvertrage vom 31. 
März 1831 befannt gemacht. 

Supplementärartikel I. 

Mopifizirter Befchluß des Protofolls AF 27 der Sulifeffion von 1832, als 
Zufaß-$. zu dem Art: 61 des Traftals: 

„Auf dem Dberrhein jedoch können die Saite ‚fortfahren; wie bisher 
„mit Anhängen zu fahren.” 

„Die Centralkommiſſion wirb näher ——— ob und wie ferne die⸗ 
ſelbe Toleranz auch auf anderen Rheinſtrecken zuläſſig ſey. 
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Supplementärartifel IL. 
Text des Beſchluſſes im Protokolle As 6 der Zulifeffion 1832, welcher einen 
Zufaß-$. zu dem Art. 62 des Zraftats bilvet: 
„Es fol eine Ausnahme von dem Verbot, mt Oberlaft zu fahren, ge 
Rattet feyn, fo oft ein Schiff ausfchließlich geladen hat: 
Stroh. 
Heu. 
Lohrinde. 
Holzkohlen. 
Betifedern. 
Rauchkarden. 
Korkholz und Korkſtopfen. 
Töpferwaaren, Steingut. 
Faſchinen. 
Korbweiden. 
Körbe und andere Weidenarbeiten. 
Binſen. 
Leere Tonnen oder Faſſer. 
Floßengeräthe. 
Leere Bouteillen und andere Hohlglaswaaren. 
Volle, 
Brandholz, Faßdauben, hölzerne Reife und Pfäple. 
„Außer obigen Gegenfländen follen die Schiffe des Oberrheing, melde 
zwiſchen Mainz und Bafel fahren, fortwährend befugt feyn, auf dem Berdede 
zu laden: 
1. Unverarbeiteten Hanf. 
2. Seegras. 
3. Gelbwurzel. 
4, Unverpadten Krapp. 
5. Süßholz. 
6. Baum« und Rebenfeßlinge. 
7. Möbel und Hausgerätp. 


„Sp oft jedoch die Ladung in diefer Weiſe von der allgemeinen Regel 
abweicht, müffen der Eigentpümer der Waare, oder deflen Gefchäftsführer, 
und ber Berfiherer — wenn eine Berfiherung ftatt findet — mit dem Säif- 
fer einverfianden ſeyn. Diefes Einverſtaͤndniß wird ſtillſchweigend gefolgert 
aus ber Uebergabe der Waaren, fobald der Schiffer über die Art der Zufam- 
menfegung feiner Ladung nah Drtsgebrauc feine Erflärung abgibt.“ 

„Im ganzen Taufe des Rheins können die in Ballen ohne Reife ver- 
yadte Baumwolle, fowie die Weberfarden als Oberlaft geladen werben.” 

Supplementärartilef, UL 
Beſchlüſſe der Protokolle A@ 33 und 38 der Jultfeffion 1833, und der Pro: 
tofolle A2 7 und 25 der Zulifeffion 1834, 
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in Folge welder die Ausnahmen A. B. D. des Tarifs C. der Konveu⸗ 
tion die folgende Faſſung erhalten: 
A. Ein Biertel von obigen Tariffäßen wird entrichtet von: 
Aſche (unausgelaugte), Grüße von Gold» uud Silberarbeit. 
Bruchfteine (behauene), Badofenfleine, Müplfteine, Reinerne Platten, Litho- 
grapphiefteine, Schleiffteine, Marmorpflatten. 
Bierhefe, Weinhefe, Drufen. 
Bomben (eiſerne), Granaten, Kugeln, Kanonen, wenn fie als altes Eiſen zu 
betrachten find. 
Eihenrinde, Lohrinde. 
Eifen (altes). 
Efelöfpiegel (weißer Gfanzflein) von Mannheim kommend, 
Galmryerz. 
Gelbwurzel. 
Gemüſe (dürre) oder Hülſenfrüchte aller Art. 
Getreide aller Art. 
Gußeiſen in Sänſen, Maſſeln, Roheiſen. 
Hornftüde, Hornſchuhe. 
Knochen. 
Lauge (concentririe), Seifenfleder- oder alkaliſche Lauge. 
Mehl, Grieß und Grütze aller Art. 
Malz. 
Narienglas. 
Pech und Mineralkitt. 
Rothſtein, Röthel. 
Sämereien aller Art (semences et graines de toute ospéee). 
Salzpottafch. 
Salz. 
Schmergel, Amarilfteine. 
Stahlkuchen, ohne weitere Fabrikatlon. 
Theer⸗ und Mineraltheer. 
Wau oder Waid. 
B. Ein Zwanzigſtel des Tarifſatzes wird entrichtet von: 
Alaun (Stein und Erde). 
Artillerierequiſite, Munition zum Militärgebrauch. 
Brennholz von aller Art und Kohlen daraus, Wellen und Reifig. 
Erz (roh), alle nicht befonders benannte (ſiehe 1, Gebühr). 
Gebrannte Steine aller Art, wohin auch Dachziegel. 
Geriß, Steinfopfen. 
Gppo. 
dornſchabſel. 
Ralf, 
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Leien oder Schieferſteine. 

Leimleder (nafles). 
Lohkäſe, Lohkuchen. FE 
Mörtel von Darhziegeln und Badfleinen, | 
Muſchelſchalen (gemaplene). 

Ochſenblut. 

Reifſtangen von Weiden. 

Rohr für Tüncher. 

Saͤgemehl. 

Salzabgang. 

Salzlauge. 

Salzwaſſer. 

Schweinborſten (Abgang von) zu Salmiakfabriken. 

Seifenfluß. 

Schwerſpath (unverpackt). 

Steinernes Geſchirr. 

Töpferwaaren, gemeine. 

Torf, Torfkohlen. 

Tuffſteine (gemahlen und ———— 

Vitriolſteine. 


D. Bon folgenden Artikeln: | 

Baufteine (gebrochene) Sandfteine von abgebrochenen Gebäuden, rohe kitöer 

brannte Kalkſteine. 

Beſen. 

Butter (friſche). 

Dünger aller Art, als ausgelaugte Aſche, Abfälle von Fabriken, Stallmiſt, 
Gyps, Mergel ꝛc. 

Eicheln zur Saat und zur Maſt. 

Eier. 

Erde, gemeine, wie Sand, Lehm, Kleß ꝛc. 

Erde, ſchwarze und gelbe, Walker⸗, Töpfer» und Pfeifenerde, Sand von Breem. 

Zinn und Silberfand, Sand zu feinen Gußarbeiten, 

Faſchinen zu Waſſerbau, Weidenfeßlinge. 

Fiſche, lebende. 

Floß⸗ und Schiffsgeräthſchaften. 

Futterkräuter, Heu ꝛc. 

Gartengewächſe (friſche), als: Blumen, Gemüfe, Zwiebeln und genießbares 
Wurzelwerk, wie z. B. Kartoffeln, auch Runkelrüben. 

Geflügel. 

Knochenabgänge. 

Knochenmehl (NB. zahlt die 1, Gebühr, wenn dieſe ſich geringer herauoſtelit) 

Milch. 


Zweite Abtheilung. — Handel und. Gewerbe. 249 


Mo. 

Obſt frifches), wohin auch Nüffe in Schaalen. 
Pflaſterſteine. 

Schilf. 

Sttoh, Streu, Stoppeln. 

Thiere (lebende, 

Wird entrichiet: 
wenn ihr Gewicht unter 50 Zentner ift, nichte. 
für 50 und unter 300 Zentner 0,10 Et. 
„0 » » 60 u 0,90 €. 

» 60 „ „ 10 „1,8 &. 
„IM u u» 350 „ 36€. 
und fo weiter nach der Scala der Schiffsgebüpr. 
Benn das Schiff noch andere Gegenftände geladen hat, fo iſt der dafür 
beſtimmie Zoll noch befonders zu zahlen, 


Anmerkung. 
In Folge dieſer neuen Faſſung ſind die Worte: 
„Ober die doppelte Schiffegebühr“ 
im zweiten Alinea des Art. 72 der Konvention durch die Worte: 
„oder der in der Ausnahme D. feftgeftelte Zollſatz“ 
zu erfeßen. 
Supplemeutärartifel IV. 
Tert des Befchluffes im Protokoll A# 26 der Juliſeſſ on 1834. 
As Zuſatz zu dem Art, 66 der Konvention: 

„Bon der Verpflichtung, einen Nachen vorauszuſchicken, find ſedoch die 
Meinen Floße befreit, welche nach den Lokalobſervanzen früber, oder bis jetzt 
dazu nicht verbunden waren, und die auf dem Rhein 3. B. unter ber Bes 
nennung einzelne Boden und einzelne Stümmel befannt find, 

„Die Führer folher Floße, die im Mebrigen ven allgemeinen Beftim- 
mungen biefes Artikels unterworfen bleiben, find aber gehalten, auf dem Floße 
felbft die vorgefchriebene Flagge aufzuſtecken, auch den fonfligen polizeilichen 
Anordnungen nachzukommen, welche in den einzelnen Uferftaaten für bie 
Sicherheit der Schifffahrt getroffen werben können.“ 


Die vorſtehenden Supplementärartifel haben, fobald fie die Sanktion der 
Uferſtaaten werden erhalten haben, die nämliche Kraft und Wirkung, als ob 
fie wirklich in dem Vertrage vom 31. März 1831 enthalten wären. Die Ra- 
tifilationsurkunden werden bis zur mächftfolgenden Seſſion in das Archiv der 
Eentraltommiffion zu Mainz niedergelegt. 

Der Bolzug, da two derfelbe nicht ſchon flatt gehabt hat, tritt zwei Mo- 
nate nach alffeitiger Mebergabe der Ratifitationsurkunden ein, 


$. 123. Unterm 29. Dezember 1835, Amtsbl, M, 2 vom Japre 
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1836, p. 9, wurde nachfolgende Großherzoglich Badiſche Verordnung 
über Befreiung resp. Ermäßigung der Rheins oder Nedarzölle be- 
fannt gemacht. 


Yeopyold von Gottes Önaden, 
Großherzog von Baben, Herzog von Zähringen. 


Nachdem Wir auf den Grund bes Art. 15 des Zollvereinigungsvertrage 
vom 12. Mat 1835, der zwifchen Preußen einerfelts und Bayern und Würtem- 
berg andererfeitd getroffenen Bereinbarung, 
wonach diefe Staaten auf dem Rhein und feinen Nebenflüffen fih gegenfeitig 
den vollen Erlaß der Schifffahrtsabgaben Cmit Borbehalt der Rekognitiong- 
gebühr) für alle im fleuerlichfreien Berkehr befindlichen Gegenflände mit Aus: 
nahme der notorifch außerteutfchen Erzeugniffe zugeftanden haben ; 

und der weitern Berabrebung, 
wonach das Großherzogthum Heſſen — den genannten drei Staaten gegen» 
über — für alle Gegenftände des freien Verkehrs mit Ausnahme der notorifh 
außerteutfchen Erzeugniffe Befreiung von feinem Antheil an den Rheinzöllen 
auf der Station Mainz (mit Borbepalt ber Rekognitionsgebühr) zugeſtanden 
und dagegen auf den Erlaß von den Waflerzöllen der genannten andern 
Bereinsftaaten auf dem Rhein und feinen Rebenflüffen — gleich diefen 
Staaten felbft — Anſpruch hat; 

mit den vollen Säßen Unferer Rheinzölle auf der Strede von der Großher⸗ 

zoglich Heſſiſchen Gränze bis Neuburg (vorbehaltlich der Rekognitionsgebühr) 

und mit zwei Drittel der Säße Unferer Nedarzölle, ſowohl für die Berg- 

als für die Tpalfahrt, mit der Wirkung beigetreten find, daß 

a) von Seiten des Großherzogthums für Gegenftände des freien Verkehrs 
mit Ausnahme der notorifch außerteuifchen Erzeugniffe, welche aus Preußifchen 
Bayerifchen, Würtembergifchen und Großperzoglich Heffifchen Häfen mit Berüpr- 
ung ber Stationen verführt werden, auf welchen bie Erhebung Uuferer Zölle 
für die gedachte Strede des Rheins oder Unferer Nedarzölle flattfindet, der 
gänzliche beziehungsweiſe theilweife Erlaß der Zölle eintritt, 

Dagegen aber au 

b) für Gegenflände des freien Verkehrs mit Ausnahme der notorifch außer- 
teuifchen Erzeugniffe, welde aus den Häfen des Großherzogthums mit Berüpr: 
ung ber Flußftreden der genannten andern Bereinsfiaaten verführt werben, 
ganz biefelben Begünftigungen in den Schifffahrtdabgaben zur Anwendung 
fommen, welche biefe Gegenftände nach der oben angeführten Berabredung bei, 
iprer Berführung aus Preußifchen, Bayerifhen, Würtembergifchen und Groß. 
berzoglich Heffifchen Häfen genießen; 
fo verorbnen Wir zur Erfüllung dieſer Uebereinkunft Nachflehendes : | 

Art. 1. Alle Gegenflände bes freien Verkehrs mit Ausnahme ber notoriſch 
außerteutſchen Erzeugniſſe find, 
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wenn fie aus Häfen des Großherzogthums, aus Preußifchen, Bayerifchen, 
Bürtembergifihen und Großherzoglich Heffifchen Häfen auf dem Rhein mit 
Berührung der Octroiämter Mannheim oder Neuburg verführt werden, — an 
ber erflerwähnten Station zu Berg und zu Thal, an der leßterwähnten Gta- 
tion aber nur zu Thal, von dem Antbeil des Großherzogthums an den Rhein⸗ 
zöllen, welche auf biefen Aemtern erhoben werden, mit Ausnahme ver Relsgni- 
tionsgebühr, — und | 

wenn fie auf dem Nedar mit Berührung Unſerer Nedargollämter‘ ver 
führt werben, von zwei Drittel des Nedarzolls, welcher an diefen Aemtern zu 
bezahlen iſt, mit Ausnahme der Rekognitionsgebühr befreit. 


Art. 2. Dieſe Befreiung und beziehungsweiſe Ermäßigung der Rhein» und 
Neckarzölle beginnt mit dem 1. Januar fünftigen Jahrs. | 

Unfer $inangminifierium ift mit dem Bollgug diefer Unferer Berord- 
nung beauftragt, 

Gegeben Carlsruhe in Unferem Staatsminifterium den 25. Novem⸗ 
ber 1835. 


$. 124. Bekanntmachung der Königl. GenerafsZolladminifiration 
vom 29. Dezember 1835, Amtsbl, vom Jahre 1836, Mu S, p- 54, 
die Rüdvergütung des preußifchen Rheinoctroi betr. 


Nachdem die Regierungen von Bayern, Würtemberg, Baden und bem 
Großperzogthume Heffen wegen einer NRüdvergütung der preuß. Rheinoctroi 
mit einander übereingefommen find, fo wird in Folge höchfter Finanzminifterial» 
entfohließung vom 27. d. M., Ad 18893, den Königl. Hauptzollämtern Nach» 
ftependes zur Wiffenfchaft und Darnachachtung eröffnet : 

I. Die preußifche Rheinoctroi für die Paffage von Emmerich bis Eoblenz 
und resp. von Cöln bis Eoblenz (für die letzte Strede von Waaren, welde 
von Antwerpen ꝛc. an Fand in den Hafen von Eöln gelangen) wird vom 1. 
Januar 1836 anfangend mit zwei Drittheilen ihres Belrages von Waaren 
rüdvergütet, welche an eine Bayerifche, Würtembergifche, Badiſche oder Groß— 
berzoglich Heffifhe Zollbepörde gelangen, und bei diefer ihre fehließlihe Abfer⸗ 
tigung erhalten. 

II. Der Anfangstermin diefer Rückvergütung verfieht fih dapin, daß auf 
folhe auch jene Waarenverfendungen Anfpruh zu machen haben, für melde 
fhon vor dem befagten 1. Zanuar 1836 die preuß. Rheinoctroi bezahlt worden 
ift, wenn fie unter Einhaltung der unten vorgefchriebenen Bedingungen erfl 
nach diefem Tage an die vorbezeichneten Häfen zur Abfertigung gelangen. 

IM. Die Rüdvergütung erfolgt bei derjenigen Zollbehörbe, wo die Waaren 
zum Eingange verzollt, fofort in den freien Verkehr gefeßt werben. 

IV. Die Rüdvergütung wird auf privative Rechnung desjenigen Staates, 
in welchem die Eingangsverzollung gepflogen wird, gegen befondere Quittung 
des Empfängers geleiftet. 
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V. Die geleiftete Zahlung bes preußifhen Rheinzolles muß gehörig, nachge⸗ 
wiefen ſeyn, und ed wird bezüglich diefer Nachweifung , fo wie der auf ben 
Grund derfelben erfolgenden Nüdvergütung Nachftehendes bemerkt und ange 
orbnet : 

a) Findet die Eingangsverzollung in elnen Bayerifchen, Badiſchen oder 
Großperzoglich Heffifchen Rheinhafen flatt, ‚fo ‚gibt das Manifeſt, womit die 
Baaren dahin gelangen müffen, die Nachweifung des gezahlten Rheinzolles, 
und es bildet diefes Manifeft oder ein amtlich beglaubigter Auszug desfelben 
den Beleg der Rüdvergütung; - 

b) werden Waaren aus einem ber oenannten Häfen unter Begleitfcpeinton 
trofe auf ein Bayerifches, Würtembergifches, Badifches oder Heffifches Zollamt 
abgefertigt, fo wird | 

1, von dem Amte, welches den Begleitfchein ertheilt, der volle Betrag des 
bezahlten Preußifchen Nheinzolles auf den Grund des Manifefles in dem Be 
gleitfcheine vorgemerkt ; 

2. das den Begleitfchein erledigende Amt trägt die VBormerfung in das 
betreffende Regifter (Begleitfcheinempfang® » resp. fombinirtes Begleitfcheinem- 
pfangs⸗ und Niederlagsregifter) über, berechnet und leiſtet auf ben Grund 
derfelben die Rüdvergütung im Falle der gefchehenen Eingangeverzollung ber 
Baaren, und beziehungswelfe bei der Einzahlung des mit: Begleitichein II. 
überwiefenen Eingangszolled. Im legten Falle, wenn nämlich die Abfertigung 
auf Begleitfchein II. erfolgt if, müffen die Waaren bei dem Amte, welches ben 
Begleitſchein erledigt, zur Kontrole geftellt werben, 

Es verfteht ſich von felbft, daß, wenn die mit Begleitfchein I. abgefertigten 
Waaren nicht gleich zum Eonfumo bezogen werden, fondern vorerſt noch einige 
Zeit lagern, die Bormerfung des bezahlten Preußifchen Rheinzolles in den Res 
giftern gleichfalls zu gefchehen habe. 

VI, Veber die Rüdvergütungen wird ein befonderes Manual nach dem an- 
liegenden Formular geführt, und es find im Falle V. a) diefem Manuale bie 
ursprünglichen Nachweiſe über die geleiftete Zahlung der Rheinoctroi anzulegen, 
im Zalle b) aber ift fih auf die Vormerkungen in den Negiftern zu beziehen. 

Daß dem Nüdvergütungsmanuale auch die Duittungen der Empfänger 
angelegt werben müflen, bedingt fih von felbfi, und es ift das Manual vier 

teljährig mit dem Nechnungsakte zur Vorlage zu bringen, 
VIE Die ausgablihe Verrechnung der Rüdvergütungen erfolgt unter den 
übrigen Ausgaben, Kapitel XIIL. lit. c. unter dem Titel: „Rüdvergütungen an 
Rheinoctroigebühren.“ 

VIII. Im Falle ſich über den Sinn und die Auslegung der konventionellen 
Berabredungen Ziveifel oder Anftände ergeben follten, find biefelben mittel 
umfländlicher Berichte und etwa dazu erforderlichen Belege Immer ſog leich zur 
Anzeige zu bringen. 
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F. 125. Bekanntmachung des Finanzminifteriums vom 20. Februar 
1836, Amtsbl. NM. 15, p. 145, die theilweife Rückvergütung bes preuß- 
iſchen Rheinzolls von überfeeiihen Waaren betr; 

Die Regierung der Köntgreiche Bayern und Würtemberg, dann ber Groß- 
herzogthümer Baden und Heflen haben die Uebereinkunft getroffen, vom 1. Jän- 
ner 1836 an, von den überfeeifhen Waaren, welche auf dem Rheine ber 
zogen, und bei einer ber Zollerhebungsbehörden biefer Regierungen, nad fchlüß- 
licher Abfertigung, zum Eingange verzollt werben, bis auf weiteres zwei Drittel 
das erweislich für die Nheinftrefe von Emmerich bis Eoblenz resp. Eöln 
bis Coblenz entrichteten preußifchen Rheinzolles zurüderflatten zu laſſen. 

Dies wird in Gemäßpelt der allerböhft genegmigten Webereinkunft — 
hierdurch zur Kenntniß mit der Bemerkung gebracht, daß die geeigneten Boll- 
zugsanweifungen den Vayeriſchen Zollerhebungsbehörben zugefertiget worden find. 


$. 126. Erlaß der Königl. General-Zollabminiftration vom 15. 
Februar 1836, Amtsbl. M, 16, p. 161, die Rüdvergütung der preuß- 
ifchen Rheinpetroigebühren. 

Den Königl. Hauptzollämtern wirb nachträglich zur diesfeitigen Ausſchreib⸗ 
ung vom 29. Dezember v. 3. A 19050, die Nüdvergütung der preußifchen 
Nheinoetroigebühren betreffend, ald Erläuterung und Ergänzung Nachſtehendes 
eröffnet: 

1. Die Rüdvergütung der befagten Rheinoctroigebühren mit zwei Drit- 
theilen ihres Betrages wird, ber deßfallſigen Bereinbarung zwifchen den betref- 
fenden Regierungen gemäß, nur für überfeeifhe Waaren geleiftet. 

2. Behufs der Würdigung des Anfprudes auf biefe Rüdvergütung und 
ihres Betraged muß au der Ort des preußifchen Staatsgebietes nachgewieſen 
werden, an welhem bie Waaren zum erftenmal die Wafferfirafe des Rheins 
betreten haben. 

Indem man daher die Königl. Hauptzollämter, und durch biefe die be- 
treffenden Intorporationen beauftragt, die Rüdvergütung nur für die sub 1 
genannten Waaren und beim Vorhandenſeyn auch ber sub 2 bemerfien Nad- 
weifung zu gewähren, wird noch angefügt: 

a) Der Handels » und Fabrikſtand iſt zu verfländigen, daß es benifelben 
obliege, auf geeignete Weife dafür Sorge zu tragen und za veranlaflen, daß 
der Eintrittsort der Waaren, fowie der Betrag der wirklich bezahlten Rhein- 
vetroigebühren von dem betreffenden preußifhen Rheinzollamte immer gehörig 
beurfundet werde, damit die Waaren fofort mit der vorgefhriebenen Nach- 
weifung an die Zollbehörben,, welche die fehließliche Abfertigung zu pflegen ha- 
ben, gelangen. 

b) Der Eintrittsort iſt deßßalb auch in den amtlichen Regiſtern und ben 
betreffenden Ausfertigungen, welche nach Beſchaffenheit der Fälle die Waaren 
zu begleiten haben, ebenfo vorzumerfen und resp. überzutragen, wie biefes in 
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der biedfeitigen Ausfchreibung vom 29, Dejember v. 3. bezüglich der befagten 
Rpeinortroigebühren vorgefchrieben worden ift. 


$. 127. Belanntmahung der Kreisregierung vom 29. März 
1836, Amtsbl. Ma 19, p. 197, die Refognitionsgebühren für die vom 
gewöhnlichen Rheinzoll ausgenommenen Gegenftände betr. 


Zufolge gemeinfamen Einverfländniffes fämmtlicher Uferflaaten find bie in 
der Ausnahmskathegorie lit. D. bes Tarifs über den Rheinzoll lit. C. vom 
Jahre 1831 enthaltenen Gegenflände auch von der Entrichtung der doppelten 
Relognitionsgebühr befreit worben. | 

Das Königl. Rheinoctroiamt Germersheim wurde daher ermächtigt, vom 
1, April L. 3. anfangend, die in die genannte Ausnahmsfatgegorie lit. D. ges 
hörenden Gegenflände ganz zolffrei zu belaffen, und ſich lediglich auf die Er- 
hebung der nach Zarif lit. B. von ben Schiffägefäßen zu entrichtenden einfachen 
Relognitionsgebühren zu befchränfen. 

$. 188. Diefelbe Befanntmadhung erfolgte unter demfelben Da- 
tum, Amtsbl. M 20, p. 206, in Bezug auf den in der Ausnahme: 
fatbegorie Litt. D. des Tarifs über den Rheinzoll Litt. B. 


F. 129. Belanntmahung der Kreisregierung vom 10. April 
1836, Amtsbl. M, 20, p. 207, die Verlegung des Rheinoctroiamtes 
von Germersheim nad Neuburg betr. 


Bermöge allerhöchfter Anorbnung vom 27, Februar I. 3. ift das Königl. 
Bayer. Rpeinoctroiamt wieder nah Neuburg zurüdverlegt worden, und bie 
Zunftion desfelben hat vom heutigen Tage an zu beginnen. 


Die Erpebungsweife ber NRheingollgebühren wird, gemäß höchſter Geneh⸗ 
migung, bis zur erfolgenden definitiven Vereinbarung vorläufig feſtgeſetzt, wie 
folgt: 

sau Thal 

a) für die Strede von ber franzöfifhen Grenze bis Neuburg, bei der Ans 
funft dafelbft 00 Eent. 37 Mil. 

b) von Neuburg bis Mannheim (außer der fonven- 

Honsmäßigen Rekognitionsgebühr) 22 Cent. 52 Mill. 


aufammen 24 Gent. 89 Mil. 
au Berg 
Bür die Strede von Neuburg bis zur franzöfifhen Gränge 00 Eent. 56 Mil. 
uehft der für die Bergfahrt fonventionsmäßig zu entrichtenden Schiffs. oder 
Relognitionsgebüpr. 
$. 130. Königl. Verordnung vom 31. Mai 1836, Amtsbl. MM, 
30, p. 362, die vollftändige Bildung der Rheinzollgerichte betr. 
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Ludwig, 8 

Wir haben beichloffen, zum Bollzuge der Befimmungen, welche in ven 
65. 81 und 87 der Mebereinfunft unter den Uferflaaten des Rheins und der auf 
die Schifffahrt diefes Fluffes ſich beziehenden Orbnung vom 31. März 1831 
(Amtsbl. für den Rheinkreis vom 25. Juli 1831, S. 173 m. f.) vorkommen 
Folgendes zu verorbnen: Ä 

$.1. Die Friedensgerichte zu Kandel, Germerspeim, Speyer, Mutterflabt 
und Frankenthal im Rheinkreiſe, werden als Rheinzollgerichte, jedes für bie 
feinem Kantone angehörige Uferfirede ernannt. Ä 

$. 2. Die Bezirkögerichte zu Landau und Frankenthal bilden in Berufung 
fällen die durch den Art. 87 angeordneten Gerichte letzter Inflanz für diejenigen 
der genannten Friedensgerichte, die resp. in ihren regelmäßigen Bezirk. fallen. 

6. 3. Unfer Staatsminifierium der Juſtiz ift mit dem Bollzuge ber ger 
genwärtigen Verordnung beauftragt. 


$. 131. Belanntmahung der Regierung, Kammer der Finanzen, 
vom 19. Juni 1836, Amtsbl. M, 31, p. 369, die Beſchwerde des 
Handelsftandes der Stadt Speyer wegen Erhebung ber Rheinoctroi⸗ 
gebühren betr. | 

Zur Vermeidung von Mißverfiändniffen über den Erlaß der Rheinſchiff- 
fahrtögebühren von den im fleuerlich-freien Verkehr befindlichen Segenfländen 
wird hiemit bekannt gemacht, daß von ſolchen Gegenftänben der Großhdherzoglich 
Hefſiſche Antheil an der Rheinſchifffahrtsgebühr für bie Strede von Mann« 
heim bis Mainz bei der Thalfahrt mit 697,2 Theilen noch fortwährend zu 
erheben komme, indem von Seite. der Großperzoglich Heffifchen Staatsregierung 
hierauf nicht verzichtet worden iſt. 


$. 132. Bekanntmachung des Finanzminifteriums vom 29. Juni 
1836, Amtsbl. M 33, p. 386, die gegenſeitige Aufhebung ber Rhein⸗ 
und Mainzölle zwiſchen dem Königreiche Bayern und der freien Stadt 
Frankfurt betr. 


In Gemäßpeit des Art. 12 des Zoll» und Handeldvertrages vom 2. Sän- 
ner d. 3. (Regsbl. AS 8, Amisbl. des Rheinkreiſes As 17), iſt zwifchen dem 
Königreiche Bayern und der freien Stadt Frankfurt hinſichtlich der gegenfeitigen 
Schifffahrtsabgaben auf dem Rhein und Main folgende, mit dem 1. April in 
Birkfamkeit getretene Vereinbarung zu Stande gelommen: 

4, die Bayerifchen NHeinzölle, mit Ausnahme der Rekognitionsgebühr und 
die Bayer. Mainzölle, mit Vorbehalt einer noch für die Folge zu regulizenden 
Rekognitionsgebühr, find für alle aus dem freien Verkehr von Frankfurt her⸗ 
rührenden und nicht in die Kathegorie der notoriſch außerteutſchen Erzeugnifle 
‚gehörigen Waaren, welche von Frankfurt verfhifft werden, gänzlich erlaffen. 

2. Die in Hafenpläßen des Königl. Bayer. Gebietes im freien Berfehr ver⸗ 
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fabenen Güter find, fo ferne fie nicht notoriſch zu den außertentfchen gehören, 
von dem Mainzolle, welcher in der freien Stadt Frankfurt erhoben wird, be» 
freit ; auf den Ball jedoch, daß für den Mainftrom eine Nelognitionsgebühr 
eingeführt werden follte, bleibt diefelbe der freien Stabt Frankfurt vorbehalten. 

Diefe Behimmungen, welche im Allgemeinen bereits vollzogen find, werben 
nunmehr auch noch durch das Regierungsblatt zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

$. 133. Bekanntmachung der Kreisregierung vom 10. October 
1836, Amtsbl. M, 53, p. 550, die Zuläßigfeit der Berufung gegeit 
rheinzollgerichtliche Erfenntniffe wegen Infompetenz oder fonftige Nich— 
tigfeitsgründe auch bei nicht vorhandenem Appellationswerthe betr. 

Durch Befchluß der Eentralrheinfhifffahrtsfommiffion in ihrer Sigung vom 
6. Zuli d. 3. wurde der Art. 86 der Nheinfhifffahrtsorbnung vom 31. März 
1831 (Amtsbl. AG 25) dahin erläutert, daß es den Partheien freiftehen folle, 
gegen zollgerichtlihe Erkenntniffe, auch bei Abgang bes nah obinem Artikel 
berufungsfähigen Werthes, wegen Inkompetenz oder fonftiger Nuflitätsgründe 
nach Anleitung der refpektiven Landesgeſetzgebungen, Appellation oder ben Kaſ⸗ 
ſationsrekurs zu ergreifen, was in Folge höchſter Minifterialentfchliegung vom 
23. v. M. durch das Amtsbl. zur allgemeinen Kenntniß gebracht wird. 

$. 134. Zufolge Belanntmahung vom 26, October 1836, 
Amtsbl. M 54, p- 562, find im 2ten Abfat des Art. 83 der Rhein⸗ 
ſchifffahrtsordnung vom 31. März 1831, die beiden Worte: /„desſelben 
Gebietes" wegzulaſſen. | 

$. 135. Bekanntmachung des Finanzminiſteriums vom 1. Ds 
tober 1837, Amtsbl. M 58, p- 461, daß von jenen außervereind- 
läudifchen Waaren, deren Eingangszoll bei der Bayer. Zollerhebungs: 
behörde erfolgt, und wovon der preußifche Rheinzoll erweislich ent» 
richtet iſt, Diefe flatt bisher zu drei Drittheilen, nunmehr bis zum Er: 
folgen anderer Verfügungen zu dem vollen Betrage werben zurückver⸗ 
gütet werden. 

F. 136. Bekanntmachung des Miniſteriums des Königl. Hauſes 
und des Aeußern vom 26. Januar 1838, Amtsbl. Mr 11, p. 79, die 
Erleichterungen und Begünftigungen bei der Schifffahrt mit den Nie: 
derlanden betr. 

Staatsminifterium bes Köntgl. Haufes und des Aeußern, 

In dem zwiſchen Preußen und den Niederlanden unter dem 3. Juni v..9 
abgefhloflenen Schifffahrtsvertrage, Art. 7, lit. B. hat der ——— der Rie⸗ 
derlande folgende Beſtimmungen zugeſtanden: 

1. Gänzliche Freiheit von ihrem konventionsmäßigen Rheinzolle — 
lit, C. der Rheinſchifffahrtskonvention vom 31, März 1831) für alle Gegenſtände 
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ohne Unterſchied der Herkunſt, welche auf dem Rheine thalwäris auf preußiſchen 
Schiffen eingeführt werden, und zur Ausladung in einem niederländiſchen Hafen 
beſtimmt ſind, um dort entweder der Konſumation übergeben, oder in bie Nies 
derlande gebracht zu werden; 

2. Herabfeßung ber vorgedachten Abgaben auf die Hälfte für alle Gegen- 
ftände, ohne Unterfihied der Herkunft oder der Beftimmung, welde in einem 
niederländifchen Hafen auf preußifhe Schiffe geladen. find, und auf dem Rheine 
zu Berg ausgeführt werben; 

3. Befreiung der preußifhen Schiffe von dem Rekognitionsgelde bei ber 
Binnenfahrt zwifchen Lobith, Krimpen und Gorcum ohne Heberfihreitung einer 
diefer Zollſtellen. 

In Gemäßpeit einer hiezu noch befonders getroffenen Berabrebung haben 
auch die Schiffe derjenigen anderen Iferfiaaten des Rheins, des Maine und des 
Nedars, welche ihrerfeits der Schiffahrt bereits Bortheile oder Begünftigungen 
ohne Unterfihied der Flagge bewilligt haben, die vorftehend unter 1 bis 3 ge» 
dachten Bortheile zu genießen, 

Da Bayern zu dieſen Uferftaaten gehört, fo findet biefes ebenfalls auf die 
Schiffe der Köntgl, Bayer. Untertfanen Anwendung. 

In gleicher Weife ift bezüglich der Art. 1 bis 5 des erwähnten Schifffahrts- 
vertrages, welche alfo lauten: | 

Art. 1, Die preußifhen Schiffe, welche mit Ballaf, oder beladen in die 
Häfen bes Königreichs. der Niederlande einlaufen oder, aus biefen auslaufen, 
und umgefehrt bie niederländifchen Schiffe, welche mit Ballaft oder beladen in 
bie. Häfen des Königreichs Preußen einlaufen oder aus dieſen auslaufen, follen 
feinen anderen oder höheren Tonnen», Flaggen-, Hafen«, Anker», Lootſen⸗, 
Schlepp⸗, Feuer», Schleußen-, Kanal-, Quarantaine⸗-, Bergegeldern, Nieder- 
lagegebüpren, ingleichen keinen anderen oder höheren Abgaben oder Gebühren 
irgend einer Art oder Benennung unterworfen werben, fie mögen im Namen oder 
zum Bortheil der Regierung, der öffentlich Angeflellten, ‚ver Kommunen oder 
irgend einer Anftalt erhoben werden, als denjenigen, welche den NRationalfchiffen 
bei deren Einlaufen in die gedachten Häfen, ihrem Aufenthalte dafelbft oder bei 
iprem Ausgange jegt auferlegt find, oder Fünftig etwa auferlegt werben möchten, 

Art, 2. Alle Erzeugniffe und andere Hanvdelsgegenftände, deren Einfuhr 
oder Ausfupr auf Nationalfchiffen in den Staaten der hohen Tontrahirenden 
Theile geſetzlich ſtatt finden darf, follen daſelbſt auch auf den dem anderen Staate 
augehörigen Schiffen ein-, oder von dort ausgeführt werben bürfen. 

Art. 3. Da es die Abficht der hohen Fontrapirenden Tpeile if, zwiſchen 
den Ihren beiderfeitigen Staaten angehörigen Schiffen in Rüdfiht auf deren 
Nationalität keinen Unterſchied in Betreff des Ankaufes der auf denfelben ein- 
geführten Erzeugniffe oder anderer Handelsgegenflände zuzulaſſen, fo fol in 
biefer Beziehung weder unmittelbar, noch mittelbar, weder von den hohen kon— 
trahirenden Theilen, noch durch in Deren Namen ober unter deren Autorität 
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handeinde Geſellſchaften, Korporationen oder Agenten, den Einfuhren auf ein- 
heimifgen Sciffen eine Priorität oder irgend ein Borzug eingeräumt werben. 

Art. 4. Alle Produfte und andere Handelsgegenflände ohne Unterſchieb 
bes Urfprungs, welde direft aus den Häfen des Königreichs Preußen auf preu⸗ 
Bilchen Schiffen in Häfen des Königreichs der Niederlande in Europa, oder aus 
legteren auf niederländiſchen Schiffen in preußifhe Häfen eingeführt werben, 
ingleihen alle Produkte und andrre Handelsgegenftände ohne Unterfchied des 
Urſprungs, welde direlt aus preußifchen Häfen auf niederlänbifchen Schiffen 
‚nach nieberländifchen Häfen iu Europa oder aus letzten auf preußifchen Schif⸗ 
fen nach preußifchen Häfen ausgeführt werben, follen in den betreffenden Häfen 
feine andere oder höhere Abgaben entrichten, als wenn bie Einfupr oder Aus- 
fuhr derfelben Gegenſtände auf Nationalfchiffen erfolgt wäre. 

Die Prämien, Rüdzölle oder andere Vortheile diefer Art, welche in den 
Staaten eines der Hohen kontrapirenden Theile der Einfuhr oder der Ausfuhr 
auf Nationalfpiffen bewilligt find, follen gleichmäßig auch bei der direkt zwi⸗ 
ſchen den beiderſeitigen Häfen auf Schiffen des anderen Staates erfolgenden 
Ein» oder Ausfuhr gewährt werben. 

Art. 5. Wann einer der hohen Fontrapirenden Theile in der Folge einem 
anderen Staate irgend eine befondere Begünftigung in Betreff der Schiffahrt 
augefieben follte, fo fol diefe Begünftigung auch dem anderen Tpeile mit zu 
Gute fommen, welcher derfelben, wenn fie one Gegenleiftung zugeftanden ift, 
ebenfalls ohne eine folhe, wenn fie aber an die Bedingung einer Vergeltung 
geknüpft ift, gegen Bewilligung berfelben Bergeltung genießen wird, 

noch ferner verabredet worden, daß diefelben auf die anderen obgenannten 
Uferftaaten unter der Bedingung einer vollfommenen Reciprocität Anwendung 
finden follen. Da nun zufolge allerhöchfler Befimmung Seiner Majeftät 
bes Königs biefe Reciprocität von Seite Bayerns beobachtet werben foll, 
fo werden dieſe Berabredungen zu Gunften des Schifffahrtsverkehre mit den 
Niederlanden hiedurch aus allerhöchfter Vollmacht zur Kenntniß und Nachachtung 
befannt gemadht. 


$. 137. Steuermannsordnung für die Bayerifche Rheinſtrecke, 

vom 13. März 1838, Amtsbl. M 20, p. 135. 
; Ludwig, K. 

Wir finden Uns bewogen, auf den Grund der Art. 58, 59 und 60 der 
RHeinfhifffaprtsübereintunft vom 31. März 1831, auf fo lange Wir nit an- 
bers verfügen, zu verorbnen, was folgt: 

Art. 1, Auf der Königl. Bayer. Rheinftrede müffen alle Schiffe, die mit 
dreihundert und mehr Zentner Baaren oder Güter beladen find, ferner alle 
Holzflöße, die wegen ihrer Größe und Einfentung den Schiffeweg oder das 
Sahrwafler einzuhalten haben, von erfahrenen Steuerleuten gefteuert werben. 

Bon biefer Berbindlichkeit find jeborm die Ladungen von — ausge⸗ 

17 
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nommen, infoferne fie aus Gegenfländen beftehen, die ihrer Natur nach ſchwim⸗ 
mend auf der Oberfläche des Waſſers fich erhalten. 


Art. 2. Den Steuermannsdienft dürfen nur diejenigen ausüben, bie, 
nachdem fie über die hiezu nöthigen Fähigkeiten uud Kenntniffe ſich gehörig 
ausgewiefen, von der Königl. Regterung der Pfalz „Steuermannspatente" er 
halten haben. 

Art. 3. Bor der Hand follen Steuerleute angeflellt werden 

in Neuburg, 

„» Germersheim, y 
„ Speyer, 

„ der Rheinfchanze. 

Die Flöße und die mit Ladungen zu Thal gehenden Schiffe werben, wie 
feither von Neuburg bis Germersheim durch die Neuburger Steuerleute und 
von Germersheim bis in die Rheinſchanze oder bis Mannheim dur die Ger⸗ 
mersheimer Steuerleute gefteuert. 

Bei der Bergfahrt verfehen die in der Rheinſchanze und in Mannheim 
angeftellten Steuerleute den Dienft aus den zwei genannten Häfen bis Leo⸗ 
poldshafen und Neuburg, allwo fie von den, den Schiffen entgegen kommen⸗ 
ben Straßburger oder Frepftetter Steuerleuten abgelöst werben, 

Die Führung der in Speyer und Germersheim oder in der nächften Um- 
gebung biefer Städte eingenommenen Ladungen und zufammengefügten Flöße 
baben die in den zwei genannten Häfen angeftellten Steuerleute abwärts bie 
in die Rheinſchanze und Mannheim, und aufwärts bis Leopoldshafen und Neu 
burg zu beforgen. 


Art. 4. Kein Steuermann darf die ihm zu befahren angewieſene und in 
feinem Patente bezeichnete Diſtanz überfchreiten. 


Art. 5. Die Zahl der Steuerleute fol nach dem Bedürfniffe der Schiff⸗ 
fahrt bemeffen , und nur auf ausdrüdliches Verlangen, resp. auf Antrag der 
betreffenden Handelsftände, Schiffer und Flößer vermehrt werben. 


Art. 6. Wer als Steuermann angeftellt werden will, muß 
a) großjährig, als Bürger in feinem Wohnorte aufgenommen fepn, teutfch 
lefen und ſchreiben können; 

b) auf glaubhafte Weife darthun, daß er bei einem Rheinfchiffsmeifter die 
Rheinſchifffahrt erlernt, und bei einem ſolchen wenigſtens 1 Jahr als Schiffsge⸗ 
felle in Dienften geftanden fep, und während einem und einem halben Jahre 
unter ber Leitung eines patentifirten Steuermanns zu dieſem Dienfte fih be 
fähiget habe; er muß 

e) auf der Strede, für welche er angeflellt werben will, zwei Probefahrten 
unter der Aufficht eines patentifirten Steuermanng, ber nicht fein Lehrherr fepn 
darf, und von Unferer Regierung der Pfalz, oder von der bazu belegirien 
Behörde jedesmal bezeichnet wird, machen; er hat ferner 
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d) von der Behörde feines Wohnortes, wie auch von feinem Lehr» und 
Dienfiperrn über feine Aufführung und tadellofes Betragen Zeugniffe und 

e) von den betreffenden Handelsfänden oder Kaufleuten Zutrauensattefte 
beizubringen. 


Art. 7. Nah Erfüllung fämmtlicher vorflehender Bedingungen wird der 
Afpirant von der Regierung der Pfalz ald Steuermann patentifirt, wenn eine 
Vermehrung der Steuerleute auf der bezüglichen Station beantragt if, im an» 
dern Falle erhält er ein Brevet ald Steuermannskandidat, welches ihm auf die 
definitive Annahme ald Steuermann bei fi ergebender Vakatur Anſpruch und 
zugleich das Recht gibt, den Steuermannsdienſt zu verfehen, wenn es augenblid- 
lid an Steuerleuten mangeln follte, 


Art. 8. In den betreffenden Häfen werben bie Namen fämmtlicher Steuer- 
leute und Steuermannskandidaten durch Anſchlag Öffentlich befannt gemacht. 

Unter diefen hat jeder zur Abfahrt bereit liegende Schiffer die freie Wahl, 
welche der Steuermann, wenn ihm der Schiffer das Maximum des Tohnes an 
bietet, nicht ablehnen darf, Zreffen gleichzeitig mehrere Schiffer mit Yadungen 
In einer Station zufammen, fo hat derjenige von ihnen, welcher die flärkfie La— 
dung führt, zuerfi den Steuermann zu wählen. 


Art. 9. Da die Steuerleute berufen find, mit den Flößen und Schiffen, 
die zu führen fie übernehmen, ven richtigen Fahrweg einzuhalten und alle Hin- 
derniffe, die in demfelben der Schifffahrt entgegenflehen, forgfältig zu vermeiden, 
fo muß der Steuermann 

a) jedesmal vor der Abfahrt aus der Station ſich überzeugen, baß bie 
Bemannung und Ausrüflung vollftändig iſt; 

b) während ber Fahrt auf alles, was auf den Gang dee Floßes oder bes 
Shiffes Einfluß haben kann, genau achten ; 

c) die zur Sicherung der Zabrt nach den jeweiligen Umfländen, Derilich- 
keiten und Waſſerhöhen erforderlichen und zwedmäßigen Mafregeln und Ans 
orbnungen treffen. 

In diefer Beziehung ſtehen die Schiffd- und Floßmannfhaft, wie auch bei 
der Bergfahrt die Führer der Halfterpferde unmittelbar unter feinem Kommando; 
bei außergewöhnlichen Ereigniffen und im Augenblide der Gefahr hat er ſich 
mit dem Schiffe- oder Floßführer zu benehmen. 

d) Unter feinem Borwande darf derfelbe das zu führen übernommene Schiff 
oder Floß eher verlaffen, als bie der Ort der Befllmmung oder der Station, 
wo die Steuerleute wechleln, erreicht iſt. 

c) Auf den Flößen muß er die Führer derfelben auf die in Betreff bes 
Wahrſchauens beſtehenden Borfchriften aufmerffam machen. 


Art. 10. Ergibt fih ein Steuermann der Völlerei, fo ſoll ex opne weiters 
bon der Lifte der Steuerleute geflrichen werden. 
Art. 14, Der Steuermann bleibt für die Schäden, die er durch feine 


262 Viertes Buch. — Volkswirthſchaft. 


Unachtfamteit, oder durch ungefchickte nnd fehlerhafte Steuerung verurfacht, den 
Schiffern und den Eigentpümern der geladenen Güter verantwortlich. 

Art, 12. Die Regierung der Pfalz fest alljährlich im Monate März 
das Marimum des Steuermannslopnes für eine jede der Steuermannsftationen 
feft, nachdem einerfeits die betreffenden Schiffer, und andererfeits die Steuer 
leute deßhalb Vorſchläge gemacht haben, 

In den verfchiedenen Nheinhäfen und Stationen wird dieſes Marimum 
durch Anfchlag Öffentlich befannt gemacht. Mehr zu fordern, ift Feinem Steuer 
mann erlaubt, und mehr zu bezahlen kein Schiffer gehalten. 

Art, 13, Bor dem Eintritt der Scifffahrtsjaprszeit im Monat Februar 
oder März und unmittelbar nach jedem hohen, die Ufer überfteigenden Wafler, 
müffen fämmtliche Steuerleute die ihnen zugetheilten Streden befahren , das 
Flußbett forgfältig unterfuchen und die Leinpfade befichtigen, um ſich zu ver⸗ 
‚läßigen, ob und inwieferne in dem Fahrwafler Veränderungen ftattgefunden, 
und neue Schwellen, i. e. Sandanhäufungen fich gebildet Haben, oder foge 
nannte Stöde, wo zuvor feine waren, zum Vorſchein gefommen find, 

Zum Beweis, daß fie diefe Verpflichtung vollzogen, haben fie fich bei den 
Behörden der am Rhein gelegenen Orte, welche fie auf diefer Unterſuchungs⸗ 
fahrt berühren, zu melden, und darüber Attefte ausftellen zu laffen, die an bie 
einfchlägigen Landkommiſſariate einbefördert werben, welche erforderlichen Falls 
darüber der Regierung ber Pfalz Bericht erftatten. 

Bon den Befhädigungen der Leinpfade, fowie von den im Flußbeit ent 
ftandenen neuen Hinderniffen, haben fie die einfchlägigen Behörden fofort in 
Kenntniß zu feßen. 

Art, 14. Die Flußbefchiffungen, von welchen unter Ziff, 13 die Rede if, 
geſchehen unentgeldlich, d. h. die Steuerleute fönnen dafür unter keinem Bor 
wande und von Niemand eine Bezahlung oder Entſchädigung ꝛc. fordern, 

Art. 15, Alle Zumiderhandlungen von Seiten der Steuerleute und 
Steuermannstandidaten gegen bie Beſtimmungen gegenwärtiger Berorbnung 
gehören zur Kognition der Regierung der Pfalz, und follen mit einer Ordnungs⸗ 
firafe von 5 bis 15 Gulden, und, nach Geftalt der Umflände, Mit Suspenfion 
von dem Steuermannsdienfte auf kürzere oder längere Zeit, und endlich mit 
gänzlicher Entziefung des Steuermannspatentes befiraft werden. 

Unfer Miniflerium des Innern ift mit dem Bollguge der gegenwärtigen, 
durch das Amtsblatt der Pfalz bekannt zu. machenden Berorbnung beauftragt. 


F. 138. Reglement des Minifteriums des Königl. Haufes und 
des Aeußern vom 5, Mai 1838, Amtsbl, M, 28, p. 231, über bie 
Unterfuhung der Segelfchiffe für den zweiten Rheinaufſichtsbezirk. 

Staatsminifterium des Königl. Haufes und des Aeußern. 


Seine Majefät ver König haben zum Bollzuge der Art. 53 und 54 
der Rheinſchifffahrtskonvention vom 31. März 1831 über die Unterfuchung der 
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zur Rheinfhifffahrt berechtigten Segelfchiffe nachfiehende, im Benehmen und Ein- 
verändnifle mit den betreffenden übrigen Regierungen des zweiten. Rheinauf- 
fichtsbezirkes feftgefeßten Befimmungen allerhöchft zu genehmigen gerupt, welche 
hiemit zur Kenntniß und Nachachtung befannt gemacht werben: 

1. Jedes über 100 Zentner. ladfähige Schiff oder Fahrzeug, welches zum 
Transport von Waaren, Gütern ober fonfligen Gegenſtänden auf dem Rheine 
beſtimmt ift, und dazu verwendet wird, muß, bevor es zum erfienmal beladen 
wird, unterfucht werben, um zu fonftatiren, daß es-tauglich, in.gutem Zuftande 
und gehörig ausgerüftet ifl. 

2, Diefe Unterfuhung wird wiederholt : 

a) fo oft der Abfender es nöthig findet, :mämlich: wenn ber — oder bie 
jenigen, die das Fahrzeug vollfländig oder wenigſftens bis zu 2/, feiner Lade⸗ 
fähigkeit befrachten wollen, e8 vor dem Beginne der Einladung ausdrücklich 
verlangen, 

b) nach einer Haupireparalur bes Fahrzeugs oder nad einem andern an 
demfelben vorgenommenen größern Bau, was 

c) auch opne eine der zwei vorerwähnten Veranlaſſungen fährlih wenig- 
fiens einmal, d. h. nach Ablauf eines Jahres von dem Tage, an welchem bad 
Bahrzeug zum leßtenmal erpertifirt worben. 

3. Fahrzeuge ber Nebenflröme, bie in einem Hafen bes zweiten Bezirks zu 
Ladungen beigeftelt werben, unterliegen daſelbſt ebenfalls der Unterſuchung nach 
den Beſtimmungen gegenwärtiger Berorbnung, in fo ferne biefe feine Zeugniffe 
beibringen, daß ihre Fahrzeuge am Orte ihrer Abfahrt beklopft worden find, 

4. In der Regel geichehen die Unterfuchungen auf dem Gebiete besjenigen 
Staates, von welchem der Eigentpümer oder Befiger des zu unterfuchenden 
Sahrzeuges Unterthan iſt; jene der Bayerifchen Schiffe gefchehen zu Speyer und 
in ber Rheinſchanze, 

jene der Heſſiſchen Schiffe zu Worms, Mainz und Bingen, 

jene der Naſſauiſchen Schiffe zu Caub, Niederlapnflein und Nüdespeim, 

5. Bei der Unterfuhung der Fahrzeuge, bie eine Labefähigkelt von 800 
Zeniner und darüber haben, find drei Sachverſtändigen, nämlich zwei Schiffe. 
jimmerleute oder Schiffsbaufundigen und ein patentifirter rheiniſcher Schiffe. 
meifer, oder ein Schiffsgimmermann und zwei patentifirte rheinifche u. 
meifter beizuziehen. 

Fahrzeuge von weniger ald 800 Zentner Tragefählgkeit werben von einem 
Schiffezimmermann, ober von einem Schiffsbaukundigen unterfurht. 

6, Die Sarhverfländigen vollziehen ihre Operationen jedesmal unter ber 
Auffiht des, mit der Handhabung der Hafenpolizei beauftragten Beamten, ober 
unter der Aufficht desjenigen, den die Lokalbehörde dazu beftellt. 

7. Es kann die Handelslammer oder der Handelsvorftand, und an Orten, 
wo Fein folcher Handelsvorfiand ift, die Lolalbehörde einen daſelbſt anfäßigen 
Raufmann beftimmen, um den Schiffsunterfuchungen beizuwohnen, ohne beffen 
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Borwiflen kein Fahrzeug von 800 Zentner Tadungsfähigteit und darüber unter» 
fucht werben darf. 

8. Die Lokalbehörde bezeichnet immer für ein Zahr die Schiffszimmerleute 
oder Sciffsbaufundigen, und wählt oder. Täßt durch den delegirten Auffeher 
e3iff. 6) unter den, augenblidlich in dem Hafen anweſenden patentifirten rhein⸗ 
ifchen Schiffsmeiftern den-, oder. diejenigen wählen, welche die Unterfuhung vor- 
zunehmen haben. 

9. Sämmtliche Erperten find nach Borfchrift des Art. 53 der Rheinſchiff⸗ 
fahrtsübereinfunft vom 31. März 1831 eidlich zu verpflichten. 

10. Bor der Interfuhung muß der Sciffsinhaber fein Schifferpatent und 
den Aichſchein des. zu unterfuchenden Fahrzeugs demjenigen einpändigen, ber bie 
Schiffsunterſuchung beauffihtigt, 

11. Die Schiffe und Fahrzeuge, die zur Rheinfchifffaprt zugelaffen wer- 
den wollen, müſſen 

a) aus durchaus gefundem Eichenholz gezimmert, nach den Regeln ber 
Schiffsbaufunft zufammengefügt feyn, und dürfen Feine ſchadhafte Stellen ha- 
ben, fie müſſen 

b) mit wafferbichten Dächern, oder mit den zum Schuß der Ladungen 
gegen den Einfluß der Witterung erforderlihen Blahen oder fonftigen zwed- 
mäßigen Einrichtungen verfehen feyn, 

c) die Steuerruder, Mafte und die etwa an den Fahrzeugen angebrachten 
Schwerder müflen in gutem Zuflande fi befinden, und mit der Größe der 
Fahrzeuge im richtigen Verhältniſſe flehen, 

d) Anker, Taue, Seile, Segel, Hülfsruder (technifch Lappen), Schor- und 
Bafrflangen und Schiffspumpen müffen in der, der Größe des Schiffs angemef- 
fenen Stärfe und Menge, und 

e) die zum Ein», Aus⸗ und Umladen der größeren Collis dienenden Heb- 
werke (techniſch Hiffer), fowie die beim Berpaden der Ladung unentbehrlihen 
Geräthſchaften, als Winden, Hebeifen, Klampen, Dedtücher, Sperr- und Schließ⸗ 
bölger (technifch Straue) vorhanden fepn. 

12. Nachdem bie Sachverfländigen durch eine aufmerffame und genaue Un⸗ 
terfurhung des Fahrzeuges im unbeladenen Zuftande die Meberzeugung er- 
langt haben, daß auf dem Fahrzeuge nach den Borfihriften (Ziff. 11) alles in 
Ordnung fey, fielen fie darüber ein Zeugniß aus, welches enthalten muß: 

1. den Namen des Schiffs, die Nummer, unter welcher es veraicht worden 
if, und feine durch die Aiche ermitiehte Ladungsfähigkeit, 

2 ben Bor- und Zunamen und Wohnort des Schiffsinhabers, 

3. die Stromfirede, die derfelbe zu befahren beabfichtigt und für die er 
patentifirt if, 

4. ob das Fahrzeug zum Transport von eigentlichen Handelsartikeln, bie 
man gewöhnlich mit der Benennung „Waaren, Güter, auch Stückgut“ bezeid- 
net, oder ob e8 zum: Transport anderer minderwerthen Gegenfände, 3. B. rohe 
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Naturprodufte, nämlich Steine, Stelntoplen, Holz u. dgl. beftimmt if, Es 
muß ferner in diefem Zeugniffe umſtändlich angeführt werben, daß 

5. das Schiffsgefäß «technifh der Rumpf) folid gebaut, Mafte und Steuer- 
ruder in einem guten Zuftande, und weder an dem einen noch an bem andern 
ein Mangel oder ſchadhafte Stelle entvedt worden if, daß 

6. das Schiff zum Berwahren einer Ladung geeignet, und mit al ben» 
jenigen Schiffe- und Fahrgeräthſchaften vollfändig verfehen ift, die nach Maaß⸗ 
gabe feiner Größe mit Berüdfihtigung der Transporte, zu denen es gebraucht 
werben wird, nothwendig find, 

Die zur Ausrüſtung gehörigen Anker, Taue und Segel find resp. nad 
ihrem Gewicht, und nach ihrer Dimenfion, Stärke, Yänge und Menge zu ſpe⸗ 
zifiziren; ed muß darin 

7. beſtimmt werden, wie flarf unter gwöhnlichen Umftänden die Bemann⸗ 
ung feyn müſſe, ferner 

8. wie viel frei Gebörd, nah Zollen audgedrüdt, dad Fahrzeug im bela- 
denen Zuftand haben fol; und endlich iſt 

9, das Jahr, der Monat und Tag, wenn bie Unterfuhung flattgefunden, 
in Buchflaben beizufeßen. 

13. Finden die Experten aber, daß das Schiff im Ganzen nicht tauglich, 
oder in feinen einzelnen Theilen mangel» oder fhabhaft, oder die Ausrüflung 
nicht vollſtändig if, fo haben fie diefes bei eigener Berantwortlichkeit in dem 
Zeugniſſe unter den betreffenden Rubrifen gewiſſenhaft und umſtändlich anzu» 
neben. 

14. Sämmiliche Experten , und eintretenden Falls der Handeldmann, der 
der Unterfuchung beigewohnt, fowie auch derjenige, der dabei bie Aufficht ge» 
führt, unterfhreiben das Zeugniß, auf welchem, wenn Fein Handelsmann bei 
der Unterfuchung gegenwärtig war, die Urfache der Abwefenpeit desfelben an- 
zugeben ift. 

15. Das gefertigte Zeugniß, nachdem es in ein zu dem Enbe in dem re» 
fpeltiven Hafen zu eröffnenden Regifter unter fortlaufenden Nummern einge» 
tragen worden, wird dem Schiffsinpaber nebft dem von ihm vor der Unter⸗ 
fuhung ausgehändigten (Ziff. 10) Aichſchelne und Schifferpatente fofort überftellt, 
und dieſer läßt beide erfien, nämlich: das Zeugniß und den Aichſchein einem 
in flarfem Pappenbedel anzulegenden „Schiffsbuche, welches die Lokalbehörde 
Paginirt und parappirt, vorheften. 

16. Die Ergebniffe aller fpätern Unterfuhungen werben in ber nämlichen 
Form und mit gleicher Ausführlichkeit wie in dem Zengniffe über die erſte Un- 
terfuhung in das Schiffsbuch eingetragen und unterſchrieben, dabei auch die 
Beranlaffung, auf welche die Unterfuchung flattgehabt, angegeben. 

Der Wechſel, der in dem Beſitzſtande des Fahrzeuges feit der letzten 
Unterfuhung vesfelben etwa eingetreten, ift ebenfalls in dem Schiffobuche anzu- 
merken. 
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17. Das Schiffsbuch, vermittelt welchem die Erfüllung ber Borfepriften 
der Art. 17 und 53 der Rheinſchifffahrtsübereinkunft nachgewiefen wird, muß 
jeverzeit auf dem Schiffe, wenn biefes in Ladung ober auf ber Fahrt if, vor⸗ 
handen feyn, und ber Schiffsinhaber if gehalten, es nicht nur einem jeben 
feiner Befrachter, fondern auch den Beamten der Rheingollämter, die er be 
rührt, und in den Häfen, in denen er ein» oder audlabet, den zur Handhabung 
der Hafenpolizei dafelbft Angefellten auf die erſte Aufforderung zur Einfict 
vorzulegen. 

18. Für eine jede der unter Ziff. 1, 2 und. 3 erwähnten Unterfudungen 
bat der Schiffgeigentpümer oder Inhaber eine Gebühr mit acht Kreuzer per 
100 Zentner der Ladungsfähigkeit des unterfuchten Fahrzeugs, denn dieſelbe 
4000 Zentner und weniger beträgt, zu entrichten, das Gewicht, was die Ladungs⸗ 
fähigkeit von 4000 Zentner überfleigt, kommt bei ber Berechnung biefer Ge- 
büpr nicht in Anſchlag. 

19. Derjenige, unter deſſen Aufficht die Unterſuchung — worden, 
erhebt die sub Ziff. 18 erwähnte Gebühr, beſcheinigt den Empfang auf 
deu Zeugniſſe resp. Schiffsbuche, und vertheilt quartaliter, nachdem bie ma- 
terielle Ausgaben der Schiffsunterfuhungstommiffion, Schreibmaterialien u. f. w. 
befiritten worden, fofort den Ueberreſt unter die Experten nach Maafgabe ihrer 
Antheilnahme an dem Gefchäfte, und nach einer deßhalb von der Lokalbehörde 
vorgängig aufgeftellten Norm, 

20. Außer den, von den Sachverftändigen nach den Beflimmungen gegen- 
wärtiger Berorbnung zu vollziehenden Unterfuchungen kann und foll nech zwi- 
ſchenzeitlich, und zwar, wenn der Schiffer im Ausladen ober nach eingenom- 
mener Einladung in der Abfahrt begriffen iſt, befonders im letzteren Falle nad» 
gefehen werben, | 

a) ob das Fahrzeug mit den nöhigen Schiffe- und Fahrgeräthſchaften aus- 
gerüftet, und gehörig bemannt fey, 

b) ob das erforderliche Gebörd noch frei über Wafler fleht, 

c) ob feine unerlaubte Dberlaft, überhaupt: ob orbnungsgemäß geladen 
worben. 

Zur Bornahme diefer Revifionen find nicht nur berechtigt, fondern den Um⸗ 
fänden nad verpflichtet, vor allem der vom Schiffer zur Leitung des Schiffs 
berufene Steuermann (welcher bei vorfindenden Mängeln fogleih der Hafen- 
behörde die Anzeige zu machen hat, auch beim Austritt aus dem Schiff im 
Schiffsbuh bezeugen muß, daß bis dahin auf dem Schiff Alles in beſter Ord⸗ 
nung befunden wurde) ferner der Rpeinfchifffahrtsinfpeltor und die Rheinzoll⸗ 
beamten des 2, Bezirks — die refpeftiven Hafenpolizeibeamten, wie auch bie 
Mitglieder der Handelstammern oder der Handelsvorftände. 

Diefe Revifion beim Ausladen oder nah vollendeter Einladung gefchieht 
unenigeldlich. 

Der Befund ſolcher Reviſionen iſt jedesmal in dem Schiffobuche zu vermerken. 
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$. 139. Unterm 31. October 1837 erhielten nachftehende fünf 
Supplementärartifel zur Rheinfchifffahrtsfonvention vom Jahre 1831 
die allerhöchſte Sanftion, fiehe Amtsbl. vom Jahre 1838, M. 40, 
p- 319. 
V. Supplementärartifel, 
Protofoll AS XI. vom 15. Zuli 1835. 
Der Senffamen if den Ausnahmen A. des Tarifs C. beigefügt. 


VI Supplementärartilel, 
Protofoll XV. vom 17. Juli 1835. 
Ehaifen und Reifewagen, Moos, Rohr, Schilf find der im Schlußfaße bes 
il. Supplementärartifel® bezielten Klaffe der Gegenflände beigefügt, welche von 
dem Oberlaftverbote ausgenommen find. 


VIEL Supplementärartiter. 
Protofoll AF IL. vom 5. Zuli 1836, 
Die in der Kathegorie D. der Ausnahmen des Zarifs C. begriffenen Ar⸗ 
tifel find von den Schifffaprtögebühren befreit, melde zu Folge des III. Sup» 
plementärartitels von denſelben erhoben wurden, 


VIII. Supplementärartifel, 
Prototoll HF XIX. vom 25. Zult 1836, 

Die Worte „besfelben Gebiets“ find im Art. 83 der Rheinſchifffahrts⸗ 
ordnung geftrichen. 

IX. Supplementärartifel, 
Prototoll As VI. vom 11. Juli 1837, 

Zufaß zu dem zweiten Alinea des Art. 35 der Rheinſchifffahrtsordnung: 

Es bleibt jedoch den refpektiven Regierungen der Uferflaaten freigeftellt, 
vorftehendes Strafmaaß durch eine Geldbuße von 3 bis 30 France zu erfeßen, 
bei deren Anwendung alddann von den Rheingollgerichten in jedem einzel» 
nen Falle die vorliegenden Belaftungs » oder Milderungsgründe zu berüdfich- 
tigen find, 

Die vorftehenden Supplementärartifel haben nach erhaltener Sanktion 
der Souveräne der Uferflaaten diefelbe Kraft und Wirkung, als ob fie wört- 
lid in der Uebereinfunft und dem Reglement vom 31. März 1831 enthalten 
wären. 

Der Bollzug derfelben, in fo ferne folcher nicht ſchon früher flattgehabt, 
beginnt überall am 30. Tage nah allfeitiger bis zum 1. November d. 3. in 
übliher Weife zu bewirfender Hinterlegung der Ratififationsurfunden in das 
Archiv der Eentraltommilfion zu Mainz. 


$. 140. Königl. Ratififationsurfunde vom 6. November 1838, 
Amtsbl. Ma 2 vom Jahre 1839, p. 21, die Uebereinkunft der Rhein- 
uferftaaten über die Schiffsaiche betr. 
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| Ludwig, 8 

Wir haben von den Berbandlungen der Eentral-Rheinfhifffahrtsftommiffion 
vom 25. Zuli 1837 und 17, Zuli dv. 3. Einfiht genommen, vermöge welder 
zum weiteren Vollzuge des Art. 17 der Mebereinfunft vom 31. März 1831 
nähere Beftimmungen unter Beitritt Unferes Bevollmächtigten bei gebachter 
Kommiffion verabredet worden find, und zwar, wie folgt: 

„X. Supplementarartifel, Zufaß zu Art. 17 der Akte vom 31. März 1831. 
„Die in der Anlage 3 des Protokolles der Centralfommiffion vom 25. Juli 
„1837, AF XIII., enthaltenen 7 Artikel follen ald Regulativ für die gleid- 
„förmige Aichung der Schiffe auf dem ganzen Rheine in Anwendung fom- 
„men und zu diefem Ende in allen Uferftaaten publizirt werben.” 
welche fieben fpezielle Artikel von Wort zu Wort alfo lauten: 

1. Für die fonventionsmäßige Aichung der Schiffe von Decimeter zu Deri- 
meter von ihrer geringfien bis zur höchften Ladungseinfentung if die flereomet- 
rifche Bermeffung des Schiffraumes von innen, als allein gültige Methode, von 
allen Uferftaaten angenommen. 

Die befiehenden Inftruftionen über die Anwendung dieſer Aichmethode, fo- 
wie über die äußere Bezeichnung des Schiffes, mittelft Anbringung der Aid» 
fcalen, bleiben vorbehaltlich einer Reviſion derfelben in Kraft. 

2. Die Fefiftelung und Erhebung der Aichgebühren bleibt den refpectiven 
Regierungen anheimgeftellt. x 

3. Das volltändige Refultat der Aiche von Decimeter zu Decimeter ift in 
den Aichfchein aufzunehmen, welcher dem Schiffer ausgeflelt wird, und den 
derfelbe verpflichtet ift, bei fih auf dem Schiffe zu haben und den Rheinzoll- 
beamten vorzulegen, 

4. Jedes Rheinzollamt Hat nach jededmal zu machender Aufnahme der Aiche 
die NRefultate auf dem Manifefte genau und vollfländig zu vermerken. 

Zeigt die Aichſcala ein größeres Gewicht, als das Manifeh des Schiffers, 
fo wird der Rheinzoll nach der Aiche erhoben. 

Bei Güterladungen aus verfchiedenen Zarifflaffen wird zu diefem Ende ber 
Meprbefund, wie früher, verpältnigmäßig auf die verſchiedenen Tarifllaffen ber 
manifeftirten Güter vertpeilt. 

Bringt der Schiffer fpäterhin, fey ed durch Revifion der Aiche, welde, 
wenn fie zu Gunften des Schifferd ausfällt, koſtenfrei geichieht, ſey es durch 
Berifitation bei der Auslabung, ben rechtögenügenden Beweis bei, daß er durch 
die Erhebung des Rheinzolles nach der Aiche prägrapirt worden, fo findet Rüd-» 
erftattung bes zu viel Erhobenen flatt. 

Eine Ausnahme von vorflehender Beſtimmung tritt jedoch alsdann ein, 
wenn in der im Art. 28 der Rheinſchifffahrtsordnung vorgefebenen Weife das 
Manifeft des Schiffers und die Einfenfung des Schiffes bei ber Abfahrt be- 
glaubigt find, und biefe Einſenkung noch unverändert diefelbe if. In viefem 
Galle wirb der Rheinzoll nah dem attefirten ManifeRe erhoben. 
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Bei wirklichen oder beabſichtigten Defraudationen der Schifffahrisabgaben 
finden die Befimmungen des Tten Titels der Rheinſchifffahrtsordnung ihre An» 
wendung. 

5. Jeder Rheinuferſtaat wird, fo weit dies noch nicht gefcheben, allein oder 
im Berein mit anderen Rheinuferſtaaten die nöthigen Aichanſtalten einrichten, 
bei welden die Schiffe feiner Unterthanen zu aichen find, 

6. Die Schiffer der Nebenftröme, welche den Rhein befahren wollen, und 
dazu berechtigt find, müflen gleichfalls bei einer folhen Anflalt des Landes, dem 
fie angehören, ihre Fahrzeuge aichen Yaffen, wenn ihnen nicht von Seite ihrer 
Regierung die Aichanftalt eines andern Uferflaates, mit beffen Einverſtändniß, 
bazu bezeichnet wird, 

Andere den Rhein befahrende und bazu berechtigte Schiffer müſſen ihre 
Schiffe bei irgend einer Aichanftalt eines Rheinuferſtaates aichen laſſen. 

7. Schiffe, die nicht vorſchriftsmäßig geaicht, follen vom 1. Januar. 1839 
an in keinem Rheinhafen zur Ladung zugelaffen werden, 

Wenn die Schiffe zwar geaicht find, der Schiffer aber den Aichſchein nicht 
vorlegt, gefchieht die rheingollamtliche Abfertigung zwar nah dem Manifefe, 
jedoch iſt der Schiffer alsdann gehalten, für den etwaigen Mehrbetrag des Rhein⸗ 
zolls, nach Ausweis des nachzubringenden Aichfcheing, bis diefes gefchehen, eine 
von dem Rheinzollamte zu beſtimmende Kaution zu leiſten. 

Wir genehmigen und ratifiziren voranftehenden Supplementarartifel, ſowie 
die darin erwähnten, vorfiehend gleichfalls angeführten 7 fpeziellen Artikel, und 
verfpreipen, biefelben in Erfüllung zu bringen und beobachten zu laffen. 


$. 141. Bekanntmachung des Minifteriums des Königl. Haufes 
und des Aeußern, vom 7. Dezember 1839, Amtsbl, Mi 69, p. 613, 
den Transport von arfenifalifchen und andern metallifchen @iftftoffen 
auf dem heine betr. 


Nachſtehende, zwifchen ſämmtlichen Rheinuferfianten verabredete Beftim- 
mungen werden in Folge der allerhöchften Genehmigung Seiner Majeftät 
des Königs biemit zur allgemeinen Kenntni und Nachachtung bekannt ge» 
madt : 

$. 1. Bei Berfendung von Arſenik, Duedfilberpräparaten, Blei— 
auder und Grünfpan follen vom 1. Jänner 1840 an auf dem ganzen Rhein⸗ 
firome folgende Borfihtsmaaßregeln angewendet werben. 

$. 2, Arſenik (nämlich Arſenikmehl, gelbes Arfenit, Raufchgelb ober Auri« 
pigment, rothes Arfenit, NRealgar, Scherbentobald) darf nur in Fäffern ober 
Kiften verpadt werben. Die Fäffer müflen von gutem Holze feyn, mit wenigem 
Bruche, Scharf zufammengebunden und gänzlich ausgetrodnet, auch muß jebes 
aß, wenn es nicht über zwei Zentner faßt, mit vierzehn hölzernen Reifen, bei 
größerem Gehalte aber verhältnigmäßig mit noch mehreren, beßgleichen Boden 
und Dedel mit Einlagereifen gefichert werden. Inwendig find diefe Fäffer mit 
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ſtarker Leinwand durch einen aus Schwarzmehl und Tiſchlerleim gekochten Klei⸗ 
ſter zu verkleben. 

Iſt die Verpackung in Kiſten geſchehen, fo müſſen dieſe vom ſtarken Holze 
völlig dicht gefertigt, mit Reifen verſehen und inwendig, gleich den Fäſſern, mit 
Leinwand verklebt ſeyn. 

$. 3. Auf jedem Collo muß mit leſerlichen Buchſtaben in ſchwarzer Oel⸗ 
farbe das Wort: 

Arfentt (Gift) 
angebracht ſeyn, unter welcher Bezeihnung es auch im Manifeſte aufgeführt 
werben muß. 

$. 4. Die Ladung muß von einem Zeugniffe ber Polizeibepörbe des Ab⸗ 
fenbungsortes: daß bei der Berpadung bie obige Borfchrift ($. 2) befolgt wor- 
den, begleitet feyn, und der Schiffer darf fie nur annehmen, wenn fie ihm von 
der Hafenpoltzjeibehörbe des Abfendungsortes überwiefen wird, die fich vorber 
genau zu überzeugen hat, daß bie Berpadung Feine äußerlich erkennbare Br 
fhädigung erlitten hat, auch die Bezeihnung ($. 3) vollftändig if. 

$. 5. Bei Berfendung von Duedfilberpräparaten (namentlich dem äben- 
den Sublimat, dem weißen und rothen Präzipitat), ferner von Bleizuder und 
Grünfpan, find die Schiffer ebenfalls verpflichtet, die Ladung nur anzunehmen, 
wenn fie von ber Hafenpolizeibehörbe ihnen übergeben wird, welche zuvor bie 
Beſchaffenheit eines jeden Collo forgfältig zu unterfuchen hat. Auch find dieſe 
Waaren in den Manifeften unter ihren eigentpümlichen Benennungen aufzufüß- 
zen, und bürfen nicht unter allgemeinen Rubrifen, 5. B. „Materialwaaren‘, 
einbegriffen werben. 

$. 6. Größere Transporte der in ben $$. 2 und 5 genannten Waaren, 
worunter auf dem Oberrheine ein Ouantum von wenigſtens 50, auf dem Mil⸗ 
tel» und Niederrhein von mindeftens 100 Zentnern verflanden wird, follen in 
befonderen Schiffen geführt werben. 

Kleinere Duantitäten können zwar mit andern Gütern in das nämlide 
Fahrzeug aufgenommen werden, jedoch orbnet die Polizeibehörbe des Abfen- 
dungshafens bie Art und Weife der Abfonderung biefer Giftftoffe von der übrigen 
in dem nämlichen Fahrzeuge befindlichen Ladung an, und vermerkt dies im Ma- 
nifeſte. 

Insbeſondere if hiebei auf Entfernung folder Gegenſtaͤnde Rückſicht zu 
nehmen, welche mittelbar oder unmittelbar als Rahrungsmittel dienen. 

6, 7. Bei der Ein- oder Ausladung dürfen die in Rede ſtehenden Waaren 
nicht länger, als drei Tagesftunden, niemals aber während der Nacht im Freien 
lagern. 

$. 8. Schiffer, welde eine Ladung annehmen, bie ihnen nicht von der Ha- 
fenpolizeibehörde überwiefen worden ($$. 4 und 5), oder das Manifeft nicht 
richtig abfaflen ($$. 3 und 5), oder die Borfchriften wegen alleiniger Berlabung 
ober Abfonderung bei gemifchten Ladungen nicht befolgen ($. 6), endlich über 
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bie gefebte Zeit hinaus die Waare bei der Einladung liegen laſſen ($. D, ver- 
fallen in die durch die Gefebe des resp. Uferſtaates für derartige Hebertretungen 
verhängten Strafen. 

$. 9, Den Rheingoll- und Hafenpolizeibeamten liegt die Hanbhabung die» 
fer Berorbnung ob. Sie haben die Schiffer, welche fie übertreten, nicht nur 
ben Rheinzollgerichten anzuzeigen, fondern auch zur Berhütung von Schaden 
die fofortige Abflelung des Mangels bei eigener Berantwortung für Rechnung 
des Schuldigen zu bewirken. Gegen Berfender, welche die Waaren unter uns 
richtigen Namen aufgeben, wie gegen Bezieher, welche fie über bie gefeßte Zeit 
($. T) am Ufer liegen laſſen, haben fie nicht minder gehörigen Ortes die Be- 
frafung einzuleiten. 


$. 142. Königl. Verordnung vom 12. Januar 1841, Amisbl. 
M 9, p- 69, zufägliche Strafbeftimmungen zur Rheinſchifffahrtskon⸗ 
vention betr. 

Tudwig, 8 

Rahdem zwifchen Uns und ben Großperzogthümern Baden und Heflen, 
dann dem Herzogthume Naffau, als Uferflaaten des Rheines, durch die betref⸗ 
fenden Bevollmächtigten zur Rheinſchifffahrts⸗Centrallommiſſion wegen Ergänz- 
ung von Strafbefimmungen zu mehreren in dem Rheinfchiffaprtsvertrage vom 
31, März 1831 enthaltenen Vorſchriften, unterm 9. Zuli v. 3. eine Meberein- 
kunft abgeſchloſſen, und allfeitig genehmigt worden ift, fo finden Wir Uns 
nunmehr bewogen, nachſtehend die Beſtimmungen biefer Mebereinkunft zur all⸗ 
gemeinen Darnachachtung bekannt zu maden, und befehlen hiemit, unter Hin⸗ 
weifung auf ben $. 5 des Additionalgefeßes vom 28. Dezember 1831, (Geſetz⸗ 
blatt 1831, S. 346) allen Unferen Gerichts⸗ und fonfligen Behörden, diefelben 
in vorfommenden Fällen auf geeignete Weiſe in Bollzug zu feßen. 


Art. 1. Derjenige, welcher gegen folgende Beflimmungen der Rheinſchiff⸗ 
fahrtokonvention vom 31. März 1831 handelt, nämlich: 

a) Art. 27, Abf. 1, 6 und 7, lautend: 

„Ein Schiffspatron oder Führer foll nicht eher eine Waare einladen, ober 
wenigſtens nicht eher von dem Ladungsplatze abfahren, als bis er Darüber einen 
Frachtbrief oder Connaissement erhalten hat, woraus bie Gattung, die Menge 
und der Empfänger der Waare erfichtlich if.“ 

„Wenn ein Theil der Ladung erft unter Wegs zu berfelben hinzukommt, 
ober durch Ausladung davon abgeht, fo muß auch dieſes auf dem Manifefte 
vermerkt und nöthigen Falls wie das Hauptmanifeft befcheiniget werden.” 

„Der Schiffspatron oder Führer hat das in Rebe fiehende Manifeft da, wo 
die Ausladung des Schiffes erfolgt, und unmittelbar nach biefer Ausladung, an 
bie daſelbſt angeflellten ober von dem Einnehmer des nächfigelegenen Zollamtes 
bahin gefandten Rheinzollbeamten abzugeben.” 

b) Art. 8, 5ted a linea, 1. Saß, lautend: 
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„Auf gleiche Weiſe können Rheinzollbeamte, die fih am Bord eines Bootes 
oder Nachens mit der Flagge befagter Rheinzollverwaltung befinden, von jedem 
Schiffspatron oder Führer — wo fie ihm auf dem Strome begegnen mögen — 
die Borzeigung feines Manifeftes fordern.“ 

e) Art. 57, 1. Abſ., lautend: 

„Währen» der Fahrt darf der Schiffspatron oder Führer feine Ladung nicht 
verlaffen, widrigenfalld wird auf deffen Gefahr und Koften, wenn auch kein 
Schaden hieraus entſtanden ſeyn follte, wofür er auf jeden Fall verantwortlich 
bleibt, das Schiff von den Rheinzollbeamten einem — anvertraut.” 

d) Art. 58, 1. Abf., Tautend: 

„Allenthalben, wo wegen der Eigenfchaften des Fahrwaſſers, nach ber Ob⸗ 
fervanz oder den beftehenden Borfchriften, die Lootfen oder die ‚Steuerleute 
wechfeln, if der Schiffspatron oder Führer verbunden, einen andern Steuer- 
mann ober Footfen an Bord zu nehmen, und foll, wenn er biefes verfäumt, 
von den Rheinauffihtsbeamten dazu angehalten werben. u 

e) Art. 66, 1. und 2, Abf., lautend: 

„Die Flößer find fehuldig, einen Nachen vorauszufhiden, um die auf dem 
Strome oder in dem Hafen befindlichen Schiffe, die Mühlen und Brüden zu 
warnen, bamit jeder auf feiner Hut fey, und bei Zeiten die erforderlichen Maaß⸗ 
regeln zu feiner Sicherheit ergreifen könne.“ 

„Diefer Nahen fol dem Floße wenigftens eine Stunde vorhergehen, und 
damit er auch ſchon von weiten bemerkt werde, zum Zeichen feiner Befimmung 
eine aus ſechszehn roth und ſchwarz abwechfelnden Feldern beflehende Flagge 
auffteden 5” oder auch 

f) gegen die Borfohrift des 2, Abſatzes des Zufaßartifels 
IV. zu dem Art, 66 ber Rheinfhifffahrtsfonvention des In— 
baltes: 

„Bon der Berpflihtung, einen Nahen vorauszuſchicken, find jeboch bie 
Heinen Flöße befreit, welche nach den Lokalobſervanzen, früher oder bis jeßt, 
dazu nicht verbunden waren, und bie auf bem Rheine 3.8, unter der Benenn« 
ung — einzelne Böden und einzelne Stümmel — befannt find,“ 

Die Führer folder Flöße, die im übrigen den allgemeinen Befimmungen 
dieſes Artikels unterworfen bleiben, find aber gehalten, auf dem Floße ſelbſt 
die vorgefchriebene Flagge aufzuftedden , auch den fonfligen polizeilichen Anord⸗ 
nungen nachzukommen, welche in den einzelnen Uferfiaaten für die Sicherheit 
der Schifffahrt getroffen werden können,“ 
verfällt in eine Geldbuße von Einem bis Ein und zwanzig Gulden. 

Diefes jedoch in Anfehung der unter e. erwähnten Vorfrift, nur bebing- 
termweife, in fo fern nämlich das Präjudiz am. Schluflfe des 1. Abfabes des 
Art. 57 gegen den im Fehler befundenen Schiffspatron oder Führer nicht be 
reits zur Vollziehung gekommen if. In biefem Falle ſoll verfelbe von einer 
weitern Geldbuße verfchont bleiben. 
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Bel Zahlungsunfäpigkeit ift- die: Geldfirafe durch Gefängniß, nach dem 
Naaße der. in jedem der pacidcirenden Uferfiaaten publizirten Zollſtrafgeſetze⸗ 
zu verbüßen. Durch Berwandlung ber Geld« in re wird Di ine: 
oppellable Sache keinedwegs appellabel, 

Art. 2. Die Kognition und Aburtpeilung in-L. Zufany. der. in dem an 
1 begeishneten Uebertretungen ſteht den Rheinzollgerichten der pacisciren» 
ben Uferſtaaten in dem Falle zu, wenn ſich der zuwiderhandelnde Schiffapatrom 
oder Führer nicht freiwillig, der ——— durch das Rheinzollamit Hniepn 
wirft, 

Die im Namen des Sandesperrn derſelben zu —— Urtheile And Aue 
auf bem Gebiete der drei übrigen hohen Uferftaaten ohne weitere Unterſuchung, 
jedoch immer mach der in jedem Staate gültigen Progefordnung, vollſtrecbar. 

Art. 3. Beläuft fih der in der angeftellten Klage geforderte Beirag ober 
die durch den Richter erfter Inftanz erfannte Strafe nebſt Accefloxien, jedoch 
mit Ausſchluß der Koften, auf den im Art, 86 audgedrüdten Appellationswertp, 
fo kann bei dem nad Art. 87 der Rheinfchifffahrtstonvention bezeichneten Lan- 
besgerichte Berufung eingelegt werben. Gegen deſſen — — ein 
weiteres Rechtomitiel nicht ftatt. 

Art: 4. Ruückſichtlich der bei ermangelndem Appellitionenertfe gegen Nr» 
tfeile der Rheinzollgerichte J1. Inflanz zuläßigen 'Kaffationsgefiche und Nidtig- 
feitsbefehwerben find bie refpeftiven IE ee un een maaß⸗ 
gebend. 

F. 443. In dem Amtsbl. M 36 vom Jahre isat, p. 270, 
wurden folgende A weitere Supplementarartifel zur Rbeinſchitſahreſ⸗ 
— bekannt gemacht. 

Protokoll c XU. vom 17. Juli 1838... 
x. Supplementärartitel 
zu Art. 17 der Alte-voın 31. März 1839. Ä 

„Die in der Anlage 3 des Protofolls.der Centrallommiſſion vom 25. Jult 
1837 .0 XIII. enthaltenen 7 Artikel ſollen als Regulativ für die gleichförmige 
Aichung der Schiffe auf dem ganzen Rheine in Anwendung kommen, und zu 
dieſem Fübe in allen Uferſtaaten publigirt werden. 

Protololl 40 XI. vom 16. Juli 1839, 
xt. Supplementärartifel 
zu Art. 62 der Alte vom 31. März 1831. 

Die Worte des teutfchen Tertes der Konvention Art. 62 „mit einer Ober- 
laſt auf dem Rheine zu fahren if verboten“ befagen nichts anderes, als was 
au der franzöfifche Text ausdrückt, nämlich: „Waaren auf das Bere zu la- 
den iſt verboten.“ | 

„Als Verdeck Ctillac) ift aber auch die fefigesimmerte Bedachung eines 
Shiffes zu betrachten. uUeberſchreitung des Berboto iſt daher vorhanden, wenn 
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ein Theil der Ladung (worunter jedoch ein oder anderer unerheblicher Gegen⸗ 
ſtand nicht zu verſtehen iſt) auf dem Verdede niedergelegt iſt, oder über das 
durchbrochene Verdeck, resp. die feſtgezimmerte Bedachung hinausragt, oder wenn 
der Schiffer dieſe Teßtere willkührlich, d. f. ohne Gutheißung der nad Art, 53 
der Konvention zur Prüfung angefellten"Sachverfländigen erhöht hat.“ 

Be Fahrzeugen ohne gezimmertes Verdeck oder Bedachung ffl’ derjenige 
Theil der Ladung als Oberlaft oder als Ladung auf dem Berbede anzufehen, 
welcher bie durch Obſervanz oder die Sachkundigen, wo deren in ben verſchleden⸗ 
ſten Einladungshäfen angeftellt find, beflimmte Höhe über das fefte Geboͤrde 
des Schiffes überſteigt.“ 

„Diejenigen Artitel, welche ausnahmsweiſe als Oberlaft geführt werben 

dürfen, tönnen ohne Unterſchied der NhHeinabtheilungen als Oberlaft geladen 
— die Ladung mag gang ober theilweiſe aus folgen Artikeln beftehen.“ 


Prototoll AS XII. vom 16. Zuli 1839. 


Xu Supplementärartifel, 
zu Art.:65 der Akte vom 31, März 1831, 

„Bei andern entzündlichen oder äßenden Stoffen, als Schwefel-, Salpeter- 
Salzfäure, Streichfeuerzeugen und Zünppölzern u. f. w. hat die Hafenpolizei» 
behörbe des. Einladungsorts zu beſtimmen, ob fie in abgefonderten Fahrzeugen 
geführt werben müffen, oder mit andern Gütern verladen werden birfen,“ 

„Im letzteren Falle hat fie die erforderlichen Borfihtsmaaßregeln anzuord- 
nen und im Manifefte zu vermerken, denen fih der Schiffer zu unterwerfen hat. 
Zuwiderhandlungen werden nach den kandesgeſetzen des betreffenden Mferftantet 
befiraft.“ 

„Es bleibt aber jeder Regierung unbenommen, den Art. 64 der Konven⸗ 
tion für anwendbar zu erklären,’ jedoch mit der Maaßgabe, daß nur ter ge- 
ringfte Sat der darin vorgeſehenen Gelbbuße erkannt, und au dieſer nad 
— auf 10 Franes ermaͤßigt werden kann“ 


Protokoll As xXvin. vom 23. JZuli 1839. 


XxIII. Supplementärartitel. 

„Schiffer, deren Fahrzeuge tiefer gehen, als die Linie, , durch. welche von 
ber kompetenten Behörde bie größte zuläßige Einſenkung berfelben bezeichnet 
worden if, verfallen in die durch die Geſetze des Staats, in deſſen Gebiete 
die Hebertretung entdeckt worden, gegen Ueberladung ‚Der Schiffe verhängten 
Strafen. u 
ns bleibt aber jeder Regierung unbenommen , den Art, 64 ber Rhein⸗ 
ſchifffahrtsordnung für anwendbar zu erklaͤren, jedoch mit der Maaßgabe, daß 
ble darin fehgefeßte Geldbuße nad Umfländen bis auf 20 Franes ermäßigt 
Werden kann. 
nn Zugleich ſind ſolche Schiffer anzuhalten, in dem erſten Hafen die Ladung 
bis zur erlaubten Einfenfung zu vermindern.“ 
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»Die Kommiffarten wollen dahin traten und ſich gegenfeitig Nachricht 
geben, daß die Hinterlegung der Ratififationen in das Archiv der Eentraltom«- 
miffton am 1. November d. 3. bewirkt werden und in Folge davon der Voll⸗ 
zug (infofern derfelbe nicht fchon früher flattgefunden) mit dem 1. Jänner 1840 
eintreten könne.“ 


$. 144. Belanntmahung der Kreisregierung vom 30. Juli 
1841, Amtsbl. Mi, 53, p. A421, den Vollzug der Uebereinfunft wegen 
der Schiffbrüde zwifchen Knielingen und Worth, dann der fliegenden 


Brücke bei Speyer. 

In Folge höchſter Genehmigung vom 16. d. M. werden nachſtehend die 
Beſtimmungen der zwiſchen der Königl. Bayer. und Großherzogl. Badiſchen 
Regierung unterm 1. September 1839 abgeſchloſſenen Uebereinkunft wegen Er⸗ 
richtung einer gemeinfchaftlichen Schiffbrücke zwifhen Knielingen und Wörth 
und einer gemeinfchaftlihen fliegenden Brüde bei Speyer, — fo weit folche dad 
Brüdengeld und die Brüdenpolizei betreffen, — ſodann bie in Uebereinſtimmung 
mit der Großherzogl. Badiſchen Regierung und in Folge höchſter Genehmigung 
erlaffenen proviforifhen Zarife und Poligeireglements zur allgemeinen Kenniniß 
und betreffenden Nachachtung durch das Amts» und Intelligenzblatt mit dem 
Bemerken veröffentlicht, daß Fünftige, auf dem Wege der Vereinbarung etwa 
erfolgenden Abänderungen auf gleiche Weife werden bekannt gemadt werben. 


Yuszug 
aus der Uebereinfunft wegen Errichtung einer Schiffbrüde zwijchen 
Rnielingen und Wörth und einer fliegenden Brüde bei Speyer. 


a. In Beziehung auf die Shiffbrüde zwifhen Kuielingen 
und Wörth. 

Art. 8. Das Brüdengeld wird, nach einem gemeinfchaftlich-feftzufeßenden 
Tarif, auf der Seite des -Eintrittes erhoben, und die Theilnahme an dem Er: 
trage dahin beflimmt, daß jede der beiden hohen Negierungen die bei dem Ein« 
trifte auf ihrer Uferfeite zu bezahlenden Brüdengelder ausfchließend für ihre 
Rehnung zu beziehen hat. 

Art. 9 Die Durchlaßgebühren werben für gemeinfhaftlide Rechnung, 
und zwar von deuges Regierung erhoben, auf deren Seite der Durchlaß 
angelegt iſt. 

Art. 10. Die Polizei auf und an der Brücke und ben dazu gehörigen 
Anfalten wird jedem Zpeil bis in die Mitte der Brüde zufiehen, und zunächſt 
durch die Brückenmeiſter und’ in deren Verhinderung durch die Brüdengeldein- 
nehmer gehanbhabt. 

Die Mebertreter der Brüdenordnung werden, wenn fie Königl. Bayer. oder 
Großperzogl. Babifche Untertpanen find, ihrem refpektiven Behörden zur Abur- 
teilung überliefert, wenn fie Untertanen anderer Regierungen find, zur Ab» 

18 * 
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urtbeilung vor bie kompetente Behörde derjenigen Regierung. geführt, deren 
Gebiet fie zu betreten beabfichtigen. 

Die erkannten Strafen fließen in die Kaffe derjenigen Regierung, deren 
Gericht das Urtpeil fällt. 

Der Schadenderfaß wird für Rechnung derjenigen Regierung erhoben, auf 
deren Brüdentheile der Srevel verübt worden ift, und muß fogleich haar bezahlt 
oder dafür Kaution geleiftet werden. 


B. In Beziehung auf die fliegende Brüde bei Speyer. 


Art. 20. Für den Gebrauch der Brüde wird ein Brüdengeld für gemein 
fchaftliche Rechnung erhoben werben, deſſen Ertrag den beiden hohen Negier- 
ungen zu gleichen Theilen zufällt. 

Art. 21, Die Polizei auf diefer Brüde wird von Bayern durch den 
Brüdenmeifter ausgeübt werden, wobei jedoch in Anfehung der Ablieferung der 
Vebertreter die Befimmungen des vorftehenden Abſchn. A. Art, 10 in analoge 
Anwendung fommen follen. 


Polizeiordnung 
für die Schiffbrüde zwifchen Wörth und Knielingen, J 


In Gemäßpeit der höchſten Uebereinkunft zwiſchen der Königl. Bayer. und 
Großherzogl. Badiſchen Regierung vom 1, September 1839, die Errichtung 
einer Schiffbrüde zwifchen Wörth und Knielingen betr., und in Folge eines 
höchſten Miniftertalreferipts vom 19. d. M. werben bezüglich der — auf 
fraglicher Brücke folgende proviſoriſche Ordnungen getroffen: 


1. Abſchn. Vorſchriften über die Brüdenpaffage 

Art. 1. Die Brücke iſt in der Zeit vom 1. November bie. legten Februar 

von 4 Uhr Morgens bis 11 Uhr ende, 
in der Zeit vom 1. März bis letzten October 
von 3’ Uhr des Morgens bis 12 Uhr des Nach 
für die allgemeine Paſſage geöffnet. 

Während der bezeichneten Stunden wird biefelbe durch Barriere gefchloffen. 
Reifende, welche außer der obenbezeichneten Zeit die Brüde paſſiren wollen, 
haben das tarifmäßige Brüdengeld doppelt zn entrichten, wovon der gewöhn⸗ 
liche Betrag für die Brüdentaffe vereinnahmt, der mehr erhobene Betrag aber 
bem betfeiligten Brüdenperfonale in einem angemeffenen Berhältniffe als ber 
fondere Remuneration überlaffen wird. Die Wade habenden Brüdentnerhte 
haben in ſolchen Fällen die Barriere beiderfeits zu öffnen. 

Art. 2. Es darf nur im Schritte über die Brüde. gefahren werben. 

Art. 3. Ein vierrädriger Wagen, der die Brüde paffiren will, darf döch⸗ 
ſtens mit 60 Zentner (3000 Kilogramm), ein zweirädriger Wagen höchſtens 
mit 30 Zentnern (1500 Kilogramm) beladen fepn, 

Iſt die Ladung Härker, fo muß dem Brüdenmeifter die Anzeige gemarht 
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und bas Uebergewicht entweder abgefloßen oder ber Laſtwagen mit der Näpe 
übergefebt werben. 

Die Fuhrleute Haben auf Verlangen des Brückenmeiſters oder Einnehmers 
fig über das Gewicht durch Borgeigung ihrer Brachibriefe, Waagſcheine ic. aus⸗ 
jumeifen. 

Art. 4, Die Eihfahrt auf beiden Seiten der Brüde muß rechts gefchehen 
und die fo beiretene Fahrbahn eingehalten werden, wenn der Wafferfland fo 
niedrig iR, daß die Brücke tiefer ſteht, als die Zugänge, fo hat jedes beladene 
duhrwerk beim Einfahren- den Radſchuh anzulegen. 

Art. 5. Wenn fih eine Heerde von einem Meinen Vieh auf der Brüde 
befindet, darf ift Fein Fuhrwerk vorfahren und Fein entgegenfommendes einge- 
laffen werden. 

Art. 6. Schwer befadene Fuhrwerke follen auf der Brüde einander nicht 
begegnen und biefelbe nicht gleichzeitig palfiren. Wenn daher ein Fuhrwerk 
mit der obenbezeichneten höchften Ladung oder derfelben fi annähernden Be- 
Iaftung bei dem Eingange der Brüde ankömmt, fo fol der betreffende Brüden- 
meifter den anderfeitigen Orücenmeifter fogleich benachriäptigen, damit ein folches 
Zufammentreffen vermieden werde. 

Art. 7. Tabakrauchen und Auskfopfen der Pfeife, fowie das Tragen von 
unverwahrtem euer oder Licht auf der Brüde ift verboten. 

Art. 8. Die Paffanten haben überhaupt jede Störung der Orbnung und 
Sicherheit der Paſſage zu vermeiden. 

Art. 9. Das Ueberziehen eines Schiffes vermittelt auf ber Brüde gehen» 
der Pferde, fowie das Fortziefen von Nahen mittel an bie Brückeſchiffe anzu- 
legender Hafen ift unterfagt. 

Art. 10, Das Anmähren (Anlegen und Anbinden) von Fahrzeugen an 
die Brücken iffe it — außer In dringenden Fällen — und jedenfalls zur Nacht« 
jeit verboten. 

Art. 11, Schiffer, die zu Berg die Brüde paffiren wollen, und ihre Selle 
jur Berbringung an die Halfterpferde oder Schiffzieher über bie Landbrücke 
fhfeifen, Haben, damit die Paffage nicht gehindert werde, dort zur Hebung bes 
Geiles einen Mann mit Hafen aufzuftellen. 

u. Abſchn. Beuimeitten über ven Durchlaß der Safe und 
Flöße. 

Art. 12, Für den Durchlaß der Schiffe und. Flöße muß: fo viel möglich 
folde Zeit-und Ordnung eingehalten werben, daß bie Paflage nicht ungebühr⸗ 
fih verhindert wird. Uebrigens ift der Durchlaß ſo viel als RR zu be» 
wirken. 

Flößer und Schiffer Haben ſich deßhalb vorderfamft bei dem auf Bayer. 
Seite angeſtellien Brückenmeiſter zu melden und dort einen Paffirfchein zu Löfen, 
welcher unentgeldlich ertpeilt wird. 

Urt. 13. Die Schiffer müflen, wenn der Durchlaß nicht bei vorausge⸗ 
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gangener rechtzeitiger Ankündigung fogleih ohne Aufenthalt bewirkt werben 
fann, nächft der Brüde ankern. 

Diie Flößer find gebalten, dem Brüdenmeifler eine Stunde: vor Ankunft 
des Floßes bei dem Pforzer Durchfchnitt Anzeige zu machen und damit die Er 
Härung zu verbinden, in welchem Zuflande und in welcher Größe das Floß, 
ob es mit gehöriger Mannfchaft, Nachen, Anker und Seifen ıc. ıc. verſehen fm 
und wie viele Joche man abgeführt wünfche. 

Sollte das Floß das hinreichende Fahrgeſchirr nicht bei ſich gaben, fo muß 
es oberhalb der Brüde, fo lange gelandet werden, bis ihm Anler und RNachen 
entgegengebracht werden können. 

Art. 14. Iſt hienach der Paſſirſchein gelöst, fo — er dem Vrückengeld⸗ 
erheber überbracht und die Durdlaßgebühr an denfelben bezahlt werben, worauf 
dann erfi der Durchlaß nad Anordnung des Brüdenmeifters flattfindet, 

Art. 15. Geht ein Floß oberhalb der Brüde auseinander, fo muß es vor 
der Durcfahrt erſt wieder eingebunden werben, 

11. Abſchn. Heberfahrt mit Nähen und Naden.. 

Art. 16. Wird die Brüde wegen Eisgang oder aus fonfligen Beranlaf- 
fungen abgeführt, fo wird die Ueberfahrt mit Nähen und Nachen bewerkfelligt. 

Art. 17. Bel der Meberfahrt in ver Nähe und Nahen richtet fich die Zu⸗ 
läffigkeit der Ladungen nach der Alche, und es if Pflicht des Brückenmeiſters 
und der Brückenknechte darüber zu wachen, daß Feine Ueberladung der Fahrzeuge 
ftattfindet, 

Art. 18. Außerdem dürfen feine Stebrnäberfeteien ftattfinden, mit Aus: 
nahme des Gebrauhes von Privatfahrzeugen, für deren Eigentpümer zu Pri- 
vatzwecken, als zum Betriebe der Fiſcherei und der Defonomie auf anderfeits ge- 
legenen Grundflüden, und auch in folhen Fällen nur mit befonderer Bewilligung. 

IV. Abfhn. Ausübung der Brüdenpolizei, Verfahren gegen 
Kontraventionen und Strafbeffimmungen. 

Art. 19. Die Polizei auf und an ber Brüde und den dazu gehörigen 
Unftalten flieht jeder refpeltiven Landesregierung bis auf die Mitte der Brüde 
zu und wird zunächſt durch die Brüdenmeifter und in deren Verhinderung durch 
die Brüdengeldeinnehmer gehandhabt. 

Art. 20. Die Uebertreter der Brüdenorbnung werben, wenn fie Köntgl. 
Bayer. oder Großperzogl. Badiſche Untertfanen find, ihren reſpektiven Behör- 
den zur Aburtheilung . überliefert; wenn fie Unterthanen anderer Regierungen 
find, zur Aburiheilung vor die kompetente Behörde BURGER — ge⸗ 
führt, deren Gebiet ſie zu betreten beabſichtigen. 

Art. 21. Als Defraudant wird beſtraft: 

1. wer die Brücke paſſirt, ohne das Brückengeld zu entrichten; 

2. wer insbeſondere Behufs des Ueberganges über die Brücke die Befpan: 
nung vermindert und deßhalb zu wenig Brückengeld entrichtet; 

3. wer verbotene NRebenüberfahrten hält. Ä werT 
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Art. 2. Gefehliher Beftrafung unterliegen ferter:: 1; 

1. Fuhrleute, welche üͤber die im Art. 3 bemerkte ſtärkſte — führen, 
und die vorgefchriebene Anzeige an den Brüctenmeifter unterlaflen; . :° 

2. Schiffer und Flößer, welche wegen Mangel an hinreichendem Fahrge⸗ 
(dire, oder wegen ungeſchickter oder Teichtfinniger Bührung. des —— oder 
Floßes die Brücke in Gefahr ſetzen; 

3. wer den Borfoßriften der Art. 2, 4, 6, 7, 9, 10, 1 —————— 

Art. 3. Wer innerhalb der Brücke das Brückenzeichen nicht vorweiſen 
karin, wenn er die Zahlung des Brückengeldes zu erweiſen vermag, zur noch⸗ 
maligen Zahlung angehalten, andernfalls aber ald Defraudant behandelt: 

Art. 24. Neben. der: gefeßlichen Strafe wegen Defraudation iſt überall 
noch das Brücken oder Durshlaßgeld, welches der Kaffe entzogen werben folte 
oder entzogen worden ft, nachzuzahlen. Ueberdies muß berienige Schaden ver- 
altet werben, ber durch Nichtachtung obiger. poligelicher Vorſchriften on ber 
Brüde, an Nähen, Nahen und Geſchirr, endlich. an der Ein- und Ausfahrt zu- 
gefügt wird, 

Der Betrag des Schadens, welcher zunächſt von dem Brüdenmeifler fon- 
Ratirt wird, muß zugleich baar in die Hände des Einnehmers. — oder es 
muß dafür Kaution geleiſtet werden. 

Art. 25. Zuwiderhandlungen gegen. die Nelimmangen vieſer Brüden- 
ordnung werben, fofern fie nach vorfiehenden Befimmungen (Art. 20) zur 
Rognition der Königl. Bayer. Gerichte gehören, mit, einfacher Polizeiftrafe von 
8 kr. bis zu 7: flo resp, Gefängnißfirafe bis. zu 5- Tagen nach dem Ermeflen 
des Richters geahndet, fofern die Beichaffenpeit der. Kontrapention nad ven be- 
hependen Strafgefeßen nicht höhere Strafe nach ſich zieht. | 

Art. 26. Das zur Aburtheilung der "mit einfacher Polizeiſtrafe —— 
Uebertretungen der Brückenpolizei kompetente Gericht iſt das Königl. Friedens⸗ 
gericht Landel, welchem die von dem Brückenmeiſter oder Einnehmer zu errichten⸗ 
den Protokolle übergeben und nach Umſtänden die Frevlet ſelbſt überliefert werden. 

Das Brüdenperfonal ift gehalten, die Paflanten anfländig zu behandeln 
und bei fcharfer Ahndung durchaus nieht mehr, als das vorgefchriebene Brüden- 
und Durchlaßgeld und die erlaubten Gebühren zu erheben. 

Im Falle der Zumiderhandlung hat fih der Paffant an das abnigl⸗ Nent⸗ 
amt Kandel oder an das Königl. EIER Germersheim zu werden, 
um geeignet Abhülfe zu erwirken. | 


Tarif des Brüden- ‚und Durchlaßgeldes bei der Knielinger » Woͤrther 

Schiffbrücke. 

Art. 1. Taxe für die Perſonen und fürdas nicht augefpannte 
noch auf Bagen geladene Vieh. 

1. Jeder Sußgänger ober deteende⸗ mit ur der Rinder amter 8 

h } s 441 "2 fr. 
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2. Ein Reiter für Mann und Pferd PR | 1, 6% 
3. Thiere, die über die Brüde geführt ober getrieben ‚werben : 
a) großes Vieh, als Pferde, Maultdiere, Ochſen, Ei: Rinder, Efel 


per Gtüd "4. 
b) tleines Vieh, als Schweine, Kälber, Böde, Geite, Hämmel, Schafe, 
Lämmer ꝛc. per Stüd , 1 fr. 


Bemerkung.‘ Die Begleiter der Tpiere gegaplen bie Perfonentaxe. Bon 
Fuhrwerken, auf welchen kleines Vieh gefahren wird, wird die Gebühr nach 
den untenfolgenden Zarbefiimmungen. über die Fuhrwerke, Sab B. a. befonders 
— 

h f Art. 2. Taxe von Fuhrwerken. 
BEZ A. Bon Menfhen gezogenes oder getriebenes. 

1: Jeder Teere Schubfarren, mit Inbegriff des dahrers 3 kr. 

2. Ein beladener Schubkarren 4 kr. 

3. Jedes Fuhrwerk auf zwei oder vier Rädern, das von Menſchen ge- 
zogen wird: 


a) Leer: durch einen Mann gezogen a kr. 
von jedem weilern 2 fr. 

b) Geladen: durch einen Mann gezogen 2 *2 5 kr. 
durch zwei Mann’ gezogen J 8 kr. 

von jedem weitern | 3 k. 


tt „Bi Bon Thleren gezogenes, 
I. Fuheweit, zwei oder vierrädrig, welches nicht in Federn oder Riemen hängt. 
a) Unbeladenes G. hewenn es per Stück der Beſpannung nicht über 
drei Zentner geladen Hat.) 
1. Durch Pferde oder Maultpiere gezogen, vom Stück * Beſpannung 8 Ir. 
2 —— Hornvieh, Eſel gezogen, vom Stück der Beſpannung 6 kr. 
.b) Belabenes. ; 
37 — Du: Pferden oder Raniigieen beſpannt, vom &tüd ber Beipan- 
nug 20 kr. 
2. Mit Hornvieh — vom Stüd der Beipannung Bi 
Bemerkung. Bei zwei bis drei Stüd, der Beſpannung eines Fuhr⸗ 
werkes ift ein, bei vier und mehr Stüd, aber find zwei Begleiter frei. 
IU.Fuhrwerk, zwei ober vierrädrig, welches in Federn ober Riemen hängt, und 
alles leichte, zum Perfonentransport dienende Fuhrwerk. 
Vom Stüd der Belpannung 8 Mr. 
Bemerlung. Der Kutfcher oder Fuhrmann if frei, ſede "andere im 
Suprwerte befindliche Perfon aber. hat die Perfonentare zu erlegen. 
Bon jedem dee DEN, das an einem andern Wagen an- 
aehängt if SH. 
| "Bon: einem elafpändigen in yaigen Falle Ä sh. 
'' Bon ausgefpannten und angehängten Pferden per Stück 8. 
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Art, 3, Durchlaßgebühren. 


1. Für Deffnung des gewöhnlichen Durchlafles 11.383. - 
2. Für Abführung: des erſten Joches 3fl. 2 fr. 
3. Für Abführung eines jeden .weitern Joches 4 fl.40 tr. 


Die Entrihtung von Trinfgelvern durch die Schiffer und Flößer an das 
bei dem Aufguge der Joche befrhäftigte Brüsfenperfonal hat nicht flat. Wenn 
Fahrzeuge zur Nachtzeit durchgelaffen werden, fo haben biefelben neben der 
Durchlaßgebühr, noch die Koflen für Beleuchtung des Durdlaffes und bei ver- 
fpäteter Ankunft ein Wartgeld an die Brüdenmannfcaft per Dann und für 
die Stunde von 12; fr. zu entrichten. | 

Für den Gebrauch ärarialifcher Geräthfihaften bei der Durchfahrt, als: 
Nahen, Stränge ꝛc. wird eine befonders fefigefeßt werdende Bergütung geleiftet. 

Art. 4. Für die Veberfahrt in Nahen und Nähen, für den Fall, daß die 
Brüde wegen Eisganges oder fonfigen Beranlaffungen abgeführt if, wird das 
oben feftgefeßte Brüdengeld auf das Doppelte erhöht. 

Güterfupren, die zu anderer Zeit mit Nähen Äbergefegt werben, bezahlen 
die Brüdengeldtare. 

Art. 5 Vom Brüdengeld find frei: 

1. die Mitglieder der höchſten Regentenfamilien von Bayern und Baden, 
fowie andere hohe Souvergine mit ihrem Neifegefolge ; 

2. Geſandtſchaften mit Gefolge; 

3. Staatskouriere, 

4, Königl. Bayer. und Großperzogl. Badiſche Baubeamte, wenn fie im 
Dienfte die Brüde paffiren; 

5. die Köntgl. Bayer, und Großherzogl. Babifhe Gendarmerie im Dienfte; 

6. der Oberauffeher der Rheinſchifffahrt und die Rheinſchifffahrtsinſpektoren 
des I. und II. Bezirks im Dienſte; 

7. in Urlaub gehende, mit Marfchroute verfepene Soldaten, ſowie das auf 
dem Marſche begriffene Militär; 

8. Bagantentransporte und Schubführer. 

Bom Durchlaßgelde find die Schlupfichiffe frei, melde keinen Aufzug ber 
Brücke erfordern. 

Art. 6. Das Brüdengeld wird nur einmal bei dem Eintritte auf bie 
Brücke, nämlich von den aus dem: Großherzogl. Badifchen Gebiete Eintreienden 
an den Badifihen Brüdengeldeinnehmer, von den auf ber Bayerifchen Geite 
Eintretenden an den Bayerifcheu Brüdengeldeinnepmer entrichtet, 

Der Zahlende erhält gedrudte Brückengeldzeichen, worauf der Beirag ber 
Zahlung und das Datum berfelben bezeichnet wird, 

Die bei dem Einnehmer gelösten Brüdenzeihen müflen von ben Paflan- 
ten bei dem Brüdenübergange behalten und bei. dem Ausgange auf dem an» 
been Brüdenende dem jur Sammlung derfelben MIEHNNGEEN — — über- 
geben werden. 
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Art. 7. Die Durchlaßgebühren werden auf der Bayer. Uferſeile, wo ber 
Durchlaß angebracht ift, an ben. dortigen Brüdengelbeinnehmer bezaplt, nach⸗ 
bem der betreffende Schiffer oder Flößer ſich bei dem Bayer. Brüdenmeifter 
angemeldet und einen Paſſirſchein gelöst: Hat. 

Die gegen Bezaplung der Durchlaßgebüpren gelösten Brüdenzeichen wer- 
den dem Bayer. Brüdenmeifter, welcher den Durchlaß beforgt,; übergeben. 


Polizgeiordbnung 
für die zwifchen dem Königreihe Bayern und dem Großherzegihume 
Baden gemeinfchaftliche fliegende Brüde bei Speyer. 

$. 1. Die gewöhnliche Fahrzeit wird wie folgt feflgefegt: 

a) Für die Sommermonate Mai, Juni, Zuli und Auguft von Morgend 
4 bis Abends 9 Uhr; 

b) Für die Herbfi- und Frühlingsmonate, ald September und October, 
März und April von Morgens 5 bis Abends 8 Uhr; 

c) Für die Wintermonate November, Dezember, Januar und Februar von 
Morgens 7 bis Abends 5 Uhr. 

Für das Ueberfahren während diefer Zeit wird das IE: Brüden- 
geld an den Einnehmer bezaplt. 


$. 2. Das wachehabende Brüdenperfonal ift verpflichtet, auch außer biefer 
Fahrzeit Paflanten auf Verlangen überzufahren, fofern die nächtliche Fahrt nach 
dem Baflerflande und den Witterungsverhältniffen überhaupt zuläßig if. 
Dasfelbe darf jedoch hiefür die doppelte Brüdengeldtare erheben. 


$. 3. Während der gewöhnlichen Fahrzeit muß die Brüde, fo lange Fuhr⸗ 
werk oder auch einzelne Paffagiere zu Zuß zum Ueberſetzen vorhanden find, 
unaufpörlich im Gange feyn und darf nicht Länger flille flefen, als zum Ein» 
und Ausfhiffen der Fuhrwerke und Paflagiere erforderlich il. Im entgegenge- 
festen Falle fann die Brüde fo lange ſtille flehen, bis Fuprwerk oder auch nur 
einzelne Paflagiere anfommen; es muß jedoch, wenn folche etwa auf dem ent- 
gegengefeßten Ufer anlangen,. die Brüde fogleich. bei der erfien Wahrnehmung 
oder auf gegebenes Zeichen dahin in Bewegung gefeßt werden, 


$.4. Bein wegen des Wafferftandes oder ſonſtiger Hinderniffe die Ueber⸗ 
fahrt mit der fliegenden Brüde nicht. betrieben ‚werben: kann, fo wird die Heber- 
fahrt mit Nahen und Nähen unter Leitung des Brüdenmeiflers durch das 
übrige beftellte Brüdenperfonal bewirkt, und es muß mit. biefen Fahrzeugen, 
fo lange es der Zuftand des Fluſſes erlaubt, und fo oft gefahren werden, als 
Paflanten vorhanden find, 

.$. 5. Nebenüberfahrten, welche nicht durch das angeftellte Brüdemperfonal 
bewirkt werben, find verboten. - 

9.6. Die Ladungsfäpigkeit der fliegenden Brüde und dazu gehörenden 
Fahrzeuge wird durch amtliche Aichung beftimmt. Es ift Pflicht - des Brüden- 
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meifters darüber zu wachen, daß die Brüde und die Fahrzeuge nicht übermäßig 
belaflet werben. 

$.7. Die Polizei auf der’ Brüde und bei der Meberfahrt wird durch den 
Brüdenmeifter gehandhabt, nach deſſen Anordnungen ſich die Paflagiere zu rich 
ten haben; demfelben ift dabei ein anfländiges und Höfliches Beiragen gegen 
die Paflagiere zur Pflicht gemacht. | 

6.8. Zur gerichtlichen Beftrafung follen angezeigt werben namentlich bie- 
jenigen, welche 

a) fih der Bezahlung ber tarifmäßigen Gebühren entziehen, oder ſolche 
verweigern 5 

b) fich Beleidigungen oder Widerfeßlichleit gegen das angeftellte Brüden- 
perfonal bei ihren Dienftverrichtungen zu Schulden kommen laflen; 

c) fi während der Meberfahrt ſchlecht betragen, ober dur ihre Unvorſich⸗ 
tigfeit die Meberfahrenden in Gefahr feßen; 

d) an der Brüde oder deren Zubehörungen durch Außeradtlaffung ber 
nöthigen Borficht und der Anorbuungen des Brüdenmeifters oder abſichtlich Be⸗ 
fhidigungen verüben, unbefchadet der Verpflichtung zum Schabenerfaße; 

e) diejenigen, welche verbotene Neberfahrten halten. 

$.9. Das Tabakrauchen aus unbedeckten Pfeifen oder mit Eigarren, fo- 
wie alles, was die Brücke einer Feuersnefahr oder Beichädigung durch Feuer 
ausſetzen kann, z. B. Abbrennen von Feuerwerk, ift verboten. 

$. 10. Zumiderhandelnde gegen die Brüdenpolizei werben mit einfacher 
Poligeiftrafe ‚geahndet, fofern nicht die Beſchaffenheit bes Falles nad den be- 
fiehenden Strafgefeßen höhere Strafe nad ſich zieht. 

$. 11. Die Kontravenienten werden, wenn fie Königl. Bayer. oder. Groß⸗ 
herzogl. Badifche Unterthanen find, der kompetenten Gerichtebehörbe ihrer Re- 
gierung, wenn fie Untertfanen anderer Regierungen find, dem Tompetenten Ge 
richte desjenigen Staates zur Aburipeilung überwiefen, deſſen Gebiet fie zu. be- 
treten beabfichtigen. 

$. 12. Der von dem Brüdenmeifter zu konſtatirende Schadenbetrag muß 
entweder gleich baar in die Hände, des Einnehmerd erlegt, oder ed muß dafür 
Kaution geleiftet werden. Wird die Berpflihtung zum Schadenderfaße oder. ber 
Betrag desfelben befiritten, fo entſcheidet das kompetente Gericht. F 

$. 13. Beſchwerden gegen das aufgeſtellte Brückenperſonal find bei der 
nähften Königl. Bayer. oder Großperzogl. Badiſchen Pollzeibehörde anzubringen, 
damit Unterfuchung und geeignete Einſchreitung veranlaßt werbe, 

Tarif 
für die zwifchen dem Königreiche Bayern und dem Großherzogthume 
Baden gemeinfchaftliche fliegende Brüde bei Speyer. 
Art. 1. Perfonen und Thiere. 
1. Jede gehende oder fahrende Perfon 2. 
(mit Ausnahme von Kindern unter acht Jahren.) 
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"2, Ein Reiter für Mann und Pferd 6. 
3. Ein Pferd oder Maultpier 4 fe. 
4. Ein Ochfe, eine Kup, unbefchlagenes Füllen, Efel 3. 


5. Kleinere Tpiere, als: Kälber, Schweine, Schafe, Hämmel, Böde, Zie- 
gen.per Stüd | ik. 
Bel Heerden Heineren Biehes über 50 Stück wird für die Mehranzapl bie 
halbe Zare berechnet. 
Bemerkungen. 

Für andere oben nicht bezeichneten zahmen Tpiere wird fein Meberfahrte- 
geld bezaplt. 

Kleine Tpiere, welche getragen werden, unterliegen keiner Gebühr. 

Verden die Tpiere gefahren, fo find fie als Wagenladung anzufehen. 

Die Treiber oder Träger der Tpiere ohne Fuhrwerk Haben die Perfonen- 
tare zu bezahlen. 

Art. 2. Fuhrwerk und Faften. 

A. Gogenanntes leichtes, zum Transport von Perfonen beftimmtes Zupr- 
wert (Epaifen, Char-&-bancs, Berner⸗Wagen, Gefelfhaftswagen) vom Stüd 
ber Beipannung 8 fr. 

Bemerkung. Für die fahrenden Perfonen werben außerdem bie Gebüp- 
ren nach Art. 1 bereihnet, Der Kutfcher oder Fuhrmann und das Gepäd ber 
Reifenden find frei. Der felbft utfchirende Reiſende zahlt die Perfonentare. 

B. Fuhrwerk, beladen mit Iandwirthfchaftlichen Produkten und Konfum- 
tiondgegenftänden, als: ©etraide, roher Tabak, Krapp, Wein ꝛc.; mit Brenn 
materialien, als Holz, Torf, Steinkohlen ; mit Baumaterialien, als: Bauholz 
und Steinen, endlih mit Waaren und Gegenfländen in unverpadtem Zuftande 
bezaplt ohne Rüdfiht auf das Gewicht Iediglich nach der Belpannung : 

a) zweirädriges 


mit,Pferden oder Maultpieren befpannt per Stück 10 fr. 

mit Hornvieh oder Efeln 6 fr. 
b) vierrädriges 

mit Pferden oder Maulthieren befpannt per Stüd 12 fr. 

mit Hornvieh oder Efeln 8 fr. 


©. Bom Güterfradhtfuhrwert wird vom Stüd der Befpannung entrichtet 12 fr. 
und außerdem wirb bei diefem Fuhrwerk als Laftgeld erhoben : 

a) für die Ladung auf vier Rädern, wenn bas Gewicht der Ladung 
im Ganzen vierzig Zentner oder 2000 Kilogramm überfleigt 


von 41 bis 60 Zentner (3000 Kilogramm) incl. 24 k. 
von 61 bis 80 Zentner (4000 Kilogramm) incl. 48 kr. 
über achtzig Zentner 1 fl. 36 ir. 


a) für die Ladung auf zwei Rädern, wenn das Gewicht der Ladung 
im Ganzen 25 Zentner (1250 Kilogramm) überfteigt, von 26 bis imel. 40 Zent- 
ner (2000 Kilogramm) | 24 ke. 
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über 40 Zentner 36 kr. 

Bemerkung. Das Gewicht der Ladung if vom Fuhrmann zu beflariren 
und auf Verlangen der Brüdenangeftellten durch Fracptbriefe, Waagſcheine oder 
font auf glaubhafte Art nachzumeifen. 

D. Bom leeren Laſtfuhrwerk wird außer der Tare für das Zugvieh ent- 
richtet: 

a) von einem zweiradrigen Fuhrwerk 3 kr. 

b) von einem vierrädrigen Fuhrwerk 6. 

Bemerkung zu B., C. und D. | 

Die Fuhrleute find von der Tare befreit. 

Ein Fuhrwerk, das weniger, als fünf Zentner (250 Kilogramm) geladen 
hat, wird als ein unbeladenes tarirt. 

E. Fuhrwerk von Menſchen gezogen oder getrieben: 
für einen beladenen Schublarren nebft dem Führer 3 kr. 
für ein von Menſchen gegogenes, gwei- oder vierrädriges beladenes Fuhrwerk 2 fr. 
und für jeden Mann die Perfonentare, 

F. Yaflen ohne Fuhrwerk: 
für einzelne nicht verladene Waarenballen, Fäſſer und fonflige Laſten per 
Zentner Ulr. 
(wobei Laſten von weniger als Zentner nicht in Anfhlag kommen.) 
Traglaſten überhaupt find frei, 

Art, 3. Für das Ueberfapren außer der gewöhnlichen Fahrzeit ; fowie bei 
Eisgängen werben obige Gebühren verboppelt. 

Die einfachen ſowohl, als erhöhten Gebühren während ber orbentlichen 
dahrzeit können gültig nur an den beflellten Brückengeldeinnehmer bezapit 
werben; nur bei der nächtlichen Ueberfahrt außer der gewöhnlichen Fahrzeit 
iſt es dem Perſonal, welches die Ueberfahrt beſorgt, geftattet, ſolche in Empfang 
zu nehmen. 

Art. 4. Von der Entrichtung der Ueberfahrtsgebühren ſind befreit: 

1. Die Mitglieder der hohen Regentenfamilien von Bayern und Baden, 
fowie auswärtige Souveraine mit ihren Familien und Gefolge. 

2. Gefandtfchaften mit Gefolge. 

3. Staatökuriere, 

4. Königl. Bayer. und Großperzogl. Badifche Beamte, welche im Dienfte; 
d. h. in den die Berwaltung der gemeinſchaftlichen Brücke betreffenden Ange 
Iegenheiten dieſelbe gebraurpen. 

9. Der DOberauffeper der Rheinſchifffahrt und die Rheinſchifffahrisinſpektoren 
des I. und II. Bezirks im Dienfle, 

6. Die Königl. Bayer, und Großperzogl. Badifhe Gendarmerie im Dienſte 
und Bagantentransporte, 

T. In Urlaub gehende mit Marſchroute verfehene Soldaten, ſowie das 
auf dem Marſche begriffene Militär. 
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$. 145. Königl. Verordnung vom 13, Auguft 1841, Amisbl. 
M. 60, p. 481, das Borbeifahren der Dampf» und Segelſchiffe an 
einander, fowie das fonftige Verhalten derfelben und der Flöße auf 
bem Rheine betr, 


Ludwig, 8 
Wir finden Uns auf den Grund des Befchluffes der Centralkommiſſion 
für die Rheinſchifffahrt vom 27. Zuli 1833, Protokoll ae XXV. und im Ein 
vernehmen mit den übrigen hoben Uferflanten bes IL Rheinauffichtöbezirtes, 
bewogen, zur Verhütung von Unglüdsfällen, welche durch die gleichzeitige Fahrt 
verfihiedener Schiffe und Flöfe auf dem Rheine entfiehen können, für Unfer 
Stromgebiet zu verorbnen, wie folgt: 


Art. 1. Wenn auf dem Rheine zwei Dampffchiffe einander begegnen, fo 
fol das firomaufwärts fahrende Dampffchiff überall, wo es das Fahrwaſſer 
zuläßt, das linke Rheinufer, das ſtromabwärts fahrende Schiff aber, fo 
viel thunlich, das rechte Rheinufer halten. 

Art. 2. Wenn ein Dampffhiff fromaufwärts, an einem andern, eben« 
falls aufwärts fahrenden Dampffchiffe vorbeifahren will, fo hat das Scif, 
welches vorzufahren beabfihtigt, durch Aufpiffen einer blauen Flagge bis hal 
ben Maft und dur fünf Schläge auf die Glode dem vorfaprenden Schiff ein 
Zeichen zu geben, worauf fich dies leßtere 'auf der Seite des Stromes, wo es 
ſich gerade befindet, fo weit dem Ufer nähern muß, als dies das Fahrmafler 
zuläßt. Das vorbeifahrende Schiff hingegen nimmt bie entgegengefeßte Wafler- 
feite in möglicher Entfernung von dem andern Schiffe. 

Befindet fih aber das vorfahrende Schiff in der Mitte des Stromes, dann 
weicht diefes fo viel möglich nach dem Linken Ufer — Steuerbordfeite — aus, 
und das vorbeifahrende Schiff richtet feinen Lauf nach dem rechten Ufer — 
Badbordfeite — ebenfalls fo viel das Fahrwaſſer dies zuläßt. 

Art. 3. Wenn ein Dampffchiff fromabwärts an einem ebenfalls firom- 
abwärts fahrenden Dampffchiffe vorbeifahren wi, fo hat erſteres die im vor- 
fiehenden Artikel vorgefchriebenen Zeihen zu geben, worauf das vorfahrende 
Schiff, fo viel ed das Fahrwaſſer erlaubt, das Tinte Ufer — Badbordfeite — 
halten muß, um das vorbeifaprende Schiff zwifchen ſich und dem rechten fer 
vorbeijufahren. 

Art. 4. Die im Art. 2 und 3 berührte Borbeifahrt ift jedoch nur an fol- 
hen Stellen, wo das Fahrwafler das Ausweichen ohne Gefahr zuläßt und nur 
dann erlaubt, wenn das Schiff, welches vorbeifapren will, unbezweifelt ſchneller 
als das vorfahrende Schiff zu fahren vermag, und auch fehneller fahren will. 

Art. 5. Ale fromaufwärts fahrenden Dampffchiffe müffen den eben 
falls fromaufwärts fahrenden Segelſchiffen an der entgegengefeßten Seite der 
Leinpfade vorbeifahren. Wenn diefe Vorbeifahrt an einer Stelle geſchehen fol, 
wo das Fahrwafler fo eng ifl, daß, um diefe Borbeifahrt zu bewirken, das Se 
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gelſchiff ausweichen muß, fo fol das Dampffchiff feine Abficht vorbeizufahren, 
durch die im Art. 2 vorgefchriebenen Zeichen zu erfennen geben. Auf biefe 
Zeichen foll das Segelfchiff fo viel auf die Leinpfadfeite beilegen, als das Fahr⸗ 
waſſer dies geftattet, wogegen das Dampficiff fo Kaas thunlih an ber entgegen- 
gefeßten Seite vorbeizufahren hat. 

Benn durch außerordentliche Fälle das Dampffchiff genöthigt iſt, feinen 
Lauf zwifchen dem Segelfchiffe und dem Leinpfade fortzufeßen, fo hat das 
Segelſchiff auf das erfie Zeichen die Leine fahren zu laſſen und den Paß frei 
zu geben, 

Art. 6. Wenn die fromabwärts fahrenden Segelſchiffe ohne Gebrauch 
ber Segel fih der Strömung überlafien und das Tpalwafler inne halten, und 
ed dann an den erforberlihen Mitteln fehlt, gehörig ausweichen zu können, fo 
ift e8 den Dampffchiffen überlaffen, diejenige Mferfeite zu wählen, welche fie am 
geeignetften erachten, um an den zu Thal fahrenden Segelfchiffen vorbeizufahren, 

Ausgenommen hievon find jedoch diejenigen Stellen, für welche hier unten 
befondere Beftimmungen erlaffen find, 

Art. 7. Wenn aber ein Segelſchiff mit angeſchlagenen Segeln oder mit 
Rudern zu Tpal fährt, fo bat es den zu Berg fahrenden Dampfſchiffen überall 
nach dem rechten Ufer hin auszuweichen, und zwar fo viel, als dies das Fahr- 
waſſer zuläßt, damit dad Dampffhiff an ber entgegengefeßten Seite der Rein» 
viade ausweichen kann. 

Mus aber das Dampffhiff das rechte Ufer Halten, fo hat es die im Art, 2 
vorgeſchriebenen Zeichen zu geben, worauf das Segelfhiff fo viel möglich dem 
linken Ufer füch zu nähern hat. 

Art. 8. Wenn die zu Thal fahrenden Dampffchiffe den zu Berg fahren» 
ben Segelfchiffen begegnen, fo haben die Dampffchiffe immer möglichft die ente 
pegengefeßte Seite des Leinpfadufers zu halten, Die Segelſchiffe haben da- 
gegen fo viel thunlich auf dem Lenpfabufer beizulegen. 

Art. 9, Abgefehen von den vorbezeichneten Fällen, müffen die Schiffs— 
führer (Kapttäne) jedesmal, wenn die Fahrt der Dampffchiffe den Heineren 
Saprzeugen Gefahr droßt, die Glocke anziehen laſſen, oder mit dem Sprachropre 
rufen, Damit ſolche Fahrzeuge noch zeitig genug ablenten können, Im Noth⸗ 
falle muß der Lauf der Dampffchiffe ermäßigt oder ganz eingeftellt werben, bis 
biefe Heinen Fahrzeuge außer Gefahr find. 

Zu den hier befprochenen Heinern Faprzeugen werben alle fene gerechnet, 
die nicht über 10 Laſten (400 Zentner) Ladungsfähigkeit befigen, 

Art. 10. Die Dampffhiffe geben an denjenigen Orten ihrer Vorüber⸗ 
fahrt, resp. ihrer Ankunft, wo fie an die Landungsbrüde anzulegen, oder im 
Strome anzupalten gedenken, um Reifende oder Waaren abzufeßen ober ein« 
zunehmen, ihre Annäherung durch Läuten mit der Schiffsglode zu erkennen, 

Art, 11. An den Orten, wo für die Dampffchiffe eigens angeftellte 
Kahnführer find, wird vom dem ankommenden Dampffchiffe, fobald es bes Or⸗ 
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tes anfichtig wird, die Gignalflagge. aufgehißt, wenn ed Perfonen oder Güter 
an ben Kahnführer abgeben will. 

Das Zeichen gilt als Aufforderung für den Kahnführer, no bem Dampf 
fcpiffe zu nähern. 

Wollen Neifende oder Waaren durch dieſe Kabnführer — das Dampf⸗ 
ſchiff gebracht werben, fo iR auf dem Kahne gleichfalls eine Signalflagge auf⸗ 
zuſtecken; bei Nacht oder während des Nebels beſtehen die vorbeſprochenen 
Signale der Dampfſchiffe und der Kähne ſtatt in Flaggen in blauen Later⸗ 
nen. Der Kahn darf ſich dem Dampfſchiffe nicht eher nähern, als bis bes 
letztern Räder ftille Reben und ber Dampf abläßt, und. bie Räder bürfen nidt 
eher wieder in Bewegung gefeßt werben, ald bie der Kahn wieder zehn Schrille 
vom Dampffchiffe entfernt if. 

Jeder diefer Kähne muß wenigftend von zwei flarken fchiffsfundigen Män- 
nern geführt und mit allen Borrihtungen und Geräten zu biefem Dienfte 
verſehen feyn. 

Die Dampffhifffahrtsunternehmer dürfen nur ſolche Kahnführer in ihre 
Dienfte nehmen, welche fich durch ein Zeugniß des ihnen vorgefeßten Bezirke 
amtes (Landfommiffariates) auszumelfen vermögen, daß fie 

1. einen vollfommenen tauglihen Kahn nebft den dazu gehörigen Gerätp- 
ſchaften befigen, (die Perfonenzapl, welche diefer Kahn aufzunehmen fähig iſt, 
muß in diefem Zeugniffe bemerkt ſeyn) und 

2. ſchiffekundige Perfonen von gutem Leumunde find. 

Ein folhes Zeugnig muß alfäprlih aufs Neue beigebracht werden. 

Art. 12. Die Unternehmer von Dampffchiffen müſſen die Gränzen ber 
Fahrt überall, wo es nötpig if, mit Signalftangen bezeichnen, und dieſe Maaß⸗ 
regel muß fo oft erneuert werben, als eine Aenderung der Fahrbahn eintritt. 

Wenn die Fahrt Nachts oder bei Nebel ftattfindet, fo müffen die anerkannt 
ſchwierigen Stellen an paffenden Punkten bes Ufers durch Signalfeuer ange 
deutet werben. Diefe Feuer find menigftend ?/, Stunde. vor der Ankunft der 
Schiffe anzugünden, und fie dürfen nur nach der Durchfahrt ausgelöfcht werben. 

Die Holzflößer, welche durch das Flößen Signalftangen entfernen, find ge 
balten, folche augenbliclich wieder herzuftellen; gefchieht dies nicht, fo wird die 
Ergänzung der fehlenden Stangen auf ihre Koftlen angeordnet, abgefehen von 
ber Strafe des Zuwiderhandelns gegen diefe Berorbnung. 

Art. 13. Jedes Schiff, weldes bei Nacht und Nebel fährt, ſoll von Son- 
nenuntergang bis Sonnenaufgang bei. der Bergfahrt mit zwei brennenden Ta 
gernen, von weißem Glaſe feitwärts am Mafte und über einander verfehen ſeyn 
bei der Thalfahrt aber noch eine dritte brennende Laterne mit rothem Glai 
auf halbem Mafte führen, Bei nebeliger Witterung wird der Schiffsführe 


(Kapitän) außerdem von fünf zu fünf Minuten Zeichen durch fieben Schläg 
auf die Glode geben laſſen. 


Art. 14. Jedes Schiff, welches bei Nacht oder Nebel auf bem Girom 
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an irgend einer Sielle vom Ufer entfernt, ober dort, wo gewöhnlich Feine 
Schiffe zu halten pflegen, oder in der Nähe von Brüden,, wo die Dampffchiffe 
anfahren, vor Anker liegt, muß mit einer brennenden Laterne am Mafte 
oder in Ermanglung eines ſolchen an einer fihtbaren Stelle des Berbeds ver⸗ 
fehen ſeyn. 

ı Art. 15. Die Führer von Flößen find verpflichtet, auf den des Nachts 
ober bei Nebel angelegten Flößen, an den beiben, bem Fahrwaſſer zunächſt ge» 
legenen Eden des Floßes, auf erhabenen und überall fihibaren Punkten bren- 
nende Laternen aufzuftelen und zu unterhalten. 

Art. 16. An folgenden Stellen der Königl, Bayer. Stromfirede ift bei 
bem Begegnen oder Borüberfahren der Dampf» und Segelfchiffe befondere 
Borfiht anzuwenden, und es follen die zu Berg gehenden Gegelfchiffe auf das 
von dem Dampffchiffe nach $. 5 des Reglements zu gebende Zeihen anhal« 
ten, bis Letzteres vorüber ift, nämlich: 

a) vor dem Kopfe des Bleßwerkes im Dachslander Durchſtiche; 

b) vor der Buhne (0 10) im Knielinger Durchſtiche; 

c) vor der Buhne (AF 1) im Hochwald; * 

d) vor der Lußheimer Buhne, oberhalb Speyer; 

e) am Schöpfwerk vor der Einmündung des Angelhofer Durchſtiches, und 

f) am Altripper Ede, 

Art. 17. Benn die Dampfichiffe jene Rheindurchſchnitte befahren, welde 
ipre Normalbreite noch nicht erreicht haben, fo find fie gebalten 

a) durch Läuten der Glode ihren Eintritt in die Mündungen diefer Durch⸗ 
fohnitte anzufünden, 

b) die. den Mündungen nahenden oder in der Ausfahrt begriffenen Schiffe 
auslaufen zu laffen, und 
0) bei dem Begegnen belavener Schiffe im Durchſtiche nur mit äußerſier 
Borfiht und ſchwacher Dampffraft vorbeizufahren. 

Art. 18. Wenn ein Dampffchiff zu Berg oder Thal ankömmt, fo foll die 
fliegende Brüde zu Speyer in der Negel auf das rechte Ufer ausweichen. — 
Zu biefem Ende follen die Dampfſchiffe bei dem vorgebachten Punkte fieben 
Schläge auf die Glocke geben. Bei Nacht fol die gedachte Brüde zu Speyer 
flet8 auf dem rechten Ufer halten, und fie foll eine brennende Laterne am 
Mafte Haben, wenn befondere Umflände eine Ausnahme von diefer Befimmung 
nöihig machen, 

Die Dampfichiffe haben bei der Durchfahrt durch die Schiffbrüden und 
ſchon bei der Annäherung an biefelben zu Berg und zu Thal die Dampffraft 
möglichft zu mindern, 

Art. 19, Zuwiderhandlungen gegen diefe Beftimmungen follen mit einer 
Potizeiftrafe von Einem bis Sieben Gulden und nach Befund der Um⸗ 
fände, mit einer Gefängnißftrafe von Einem bis fünf Tagen belegt wer 
ben, unbefihavet der civilrechtlichen Verpflichtung zum Erſatze des veranlaßten 
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Schadens. Bel inländifchen Schiffern, Führern der Dampffchiffe und Segel. 
Schiffe, oder Bloß» und Steuerleuten, Tann under erfhwerenden Umfländen und 
namentlih in Rückfällen außer der vorbeftimmten Strafe, die Suspenfion auf 
beflimmte Zeit oder auch felbft die Entziehung des Patents erfannt werben. 

Sind die Webertreter diefer Verordnung aber Ausländer, fo fol nad 
Maaßgabe des Art. 47 der Rheinſchifffahrtskonvention vom 31. März 1831 der 
deßfallſige Antrag unter Anſchluß der gepflogeuen Verhandlungen, bei der ber 
treffenden Zerritorialbehörbe geflellt werben. 

Art. 20. Die Vollziehung gegenmwärtiger Berorbnung liegt den einfchläg: 
igen Königl. Polizeibehörden ob, In Bällen, in welchen Suspenfion oder 
Einziehung eined Patentes in Frage fommen fann, find nad gefihloffener Un- 
terfuchung die Alten von der betreffenden Unterbehörbe jedesmal ber Königl. 
Kreisregierung zu Speyer zur Entſcheidung vorzulegen. — Im Vebrigen find 
die allgemeinen auf Polizeifiraffälle bezügliden Verordnungen und gefeßlihen 
Beflimmungen auch hierauf anwendbar. 


$. 146. In dem Amtsblatte M A vom Jahre 1842, p. 34, 
wurden folgende weitere Supplementarartifel zur Rheinſchifffahrtskon⸗ 
vention befannt gemacht: 


XIV. Supplementarartitel. 

Der Art. 90 der Konvention vom 31. März 1831. wird aufgehoben und 
durch folgende Beftimmung erfeßt: 

Bon jedem Nheinuferfiaate wird jährlich ein Bevollmächtigter zur Eentral- 
kommiſſion abgeorbnet. 

Diefe Bevollmächtigten vereinigen fich regelmäßig jedes Jahr am erfien 
September zu Mainz, und müffen ihre Gefchäfte innerhalb eines Monats be 
endigen; find diefer Gefchäfte zu viel, ald daß fie in einem Monate beendiget 
werden können, fo haben fie über die Anberaumung einer — — 
Sitzung nach Vorſchrift des Art. 94 zu beſchließen. 


XV. Supplementarartikel. 

Die Centralkommiſſion iſt ermächtigt, die Ausnahmen von dem OÖberlaf- 
verbote je nad dem Bedürfniffe des Handels und der Schifffahrt zu vermehren 
ober zu vermindern und die Bedingungen dafür feflzufegen und zu mobifiziren. 

Die alfo auf den Grund bes Art. 94 der Konvention und unter Gutheiß— 
ung fämmtliger Regierungen genommenen Befchlüffe haben, nach vorher ge 
gangener Bekanntmachung in den resp. Uferftaaten, für alle Betheiligten, ſowie 
auch für die Rheinzollrichter diefelbe Kraft und Geltung wie Supplementar- 
artikel, 


$. 147. In dem Amtsblatte M 25 vom Jahre 1842, p. 217, 
wurden nachftehende Vorfchriften über die Militärfchiffbräde und Rhein⸗ 
überfahrt bei Germersheim befannt gemacht. 
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Zur. Handhabung ber polizeilichen Orbnung bei der Militärfhiffbrüde und 
bei der Ueberfahrt zu Germerspeim, ſowohl in militärifcher, als ſonſtiger Be- 
ziehung, zunächſt zur Abwenbung von Beſchädigungen an, der Brüde, zur Sich» 
erung des Öffentlichen Verkehrs und zur Berpütung von Unglüdsfällen, werben 
auf dem Grunde der Gefeße vom 24, Auguft 1790 über die Gerichtöverfaflung 
Tit. XL, Art. 3, vom 22. Zuli 1791 über die Drganifation der Municipal« ꝛc. 
Polizei vom 6. Frimaire VIL. (26. November. 1798) ‚die Polizei der Fähren 
betr, vom 14. Floreal XI. (4. Mai 1803) Art, 9 und 11, dann bes K. Decreis 
vom 24. Dezember 1811 über die Organifation und den Dienft der Militärbe« 
hörden in fehlen Pläten, nachſtehende Vorfchriften gegeben: 

L Auffibt über die Brüde er 

6. 1. Die Aufficht über die Brüde, als Militäranſtalt, als — 
bes Nilltärärars und als Zugehör der Feſtung Germersheim, und ber. militä« 
riſche, ſowie der polizeiliche Dienft bei der Brüde und bei der Ueberfahrt wird 
unter der Leitung und nach den Befehlen der dortigen Königl. Kommandant« 
ſchaft, durch die Pontontersabtheilung, durch den Brüdenmeifter und den Brüden- 
führer, als deſſen Stelfvertreter, und durch Den Einnehmer der Brüdendurchlaß« 
und Ueberfahrtsgebühren beforgt. Diefe drei Angeftellten bilden das fländige 
Brüden-Auffichtsperfonal, und find in diefer Eigenfchaft gemäß Art. 3 bed Ge⸗ 
feßes vom 29. März 1806 eidlich verpflichtet. 


Die Brückenwache und ihr Führer, zunächſt die auf und an ber Brüde 
aufgefellten Wachtpoften haben nah ben ihnen ertheilten Anweiſungen zur 
Handhabung der Brüdenordnung mitzuwirken und dem Auffichtsperfonale Bei⸗ 
fand zu Teiften. 

I. Baffage über die Brücke. 

$.2 Die Brüde ift bei Tag und bei Nacht dem Verkehr geöffnet, foferne 
nicht befondere Umſtände die Sperrung derfelben erheifchen. 

5.3. Wenn mehrere Fuhrwerke an ber Brüde gleichzeitig anfommen, find 
fie nah folgender Reihe überfahren zu laffen: 

2) Fuhrwerke mit Löfch- oder andern Hülfsgerätpfehaften bei Beuer- ober 
Boffergefahr in oder um Germersheim; 

b) Bayerifche und fremde Kouriere; 

c) Eilmägen; 

d) Reifende im Dienfte, 

$. 4. Es ift verboten, über die Brüde anderfi als im Schritte zu fab⸗ 
ren oder zu reiten, ebenſo ſollen Pferde und ſonſtiges Vieh nur im Schritte an 
der Hand geführt oder getrieben werden. 

6.5. Ein vierrädriger Wagen, der die Brüde paſſiren will, darf höchſtens 
mit 60 Zentnern (3000 Kilogr.), ein zweirädriger Wagen höchſtens mit 30 
Zeninern (1500 Kilogr.) beladen fepn. 

IR die Ladung flärker, fo muß dem Brückenmeiſter Anzeige gemacht und 
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das Uebergewicht entweder abgeſtoßen, oder der Laſtwagen mit der Nähe 
übernefeßt werben. 

Die Fuhrleute haben auf Verlangen des Brüdenauffichtöperfonals ſich über 
das Gewicht durch Vorzeigung ihrer Frachtbriefe auszuweiſen. 

$. 6. Die Einfahrt auf beiden Eingängen der Brücke muß möglichſt in der 
Mitte gefcheben, und es haben fich die Fuhrwerke rechts auszuweichen. 

Wenn der Waflerfland fo niedrig ift, daß die Brüde tiefer flieht, als die 
Zugänge, fo hat jedes beladene Fuhrwerk beim Einfahren den Radſchuh an- 
zulegen. 

$. 7. Schwer beladene Fuhrwerke ſollen einander auf der Brücke nicht 
begegnen und diefelbe nicht gleichzeitig paſſiren, fo lange fih daher ein ſchwer 
beladened Fuhrwerk auf der Brüde befindet, darf ein entgegenkommendes ähn- 
liches nicht eingelaffen werden, 

Wenn mehrere Wagen von einer Seite die Brüde zugleich paffiren, fo 
müflen fie hinter einander fahren und dürfen, beſonders bei nieberem Wafler- 
ftande, nicht. dicht hinter einander, fonbern nur in —— Abflande in die 
Brücke einfahren. 

$.8 Wenn fich eine Heerde von klelnem Vieh auf der Brüde befindet, 
darf ihr kein Fuhrwerk vorfahren und fein — — — 
werden. 

$. 9. Das Tabakrauchen und Ausklopfen der Pfeife, fowie das. Tragen 
von unverwahrtem ‚Feuer ober Licht, das Schießen und Feuerwerfabbrennen auf 
der Brüde iſt verboten. 

$. 10. Die Paffanten haben. ſich überhaupt jeder Störung der Ruhe und 
Ordnung auf der Drüde zu enthalten. | 

$. 11. Das Meberzichen eines Schiffes vermittelt auf der Brüde gehen- 
der Pferde, fowie das Fortziehen von Nachen mittelft an die Brüdenfdiffe ein- 
gelegter Haden iſt unterfagt. 

Bird das Veberziehen wegen beftigen Windes, vder aus andern’ Beran- 
laffungen ausnahmsweiſe geftattet, fo if fih hiebei genau nach den Anweifungen 
des jedermal anmwefenden Pontonnier-Offiziers oder Unteroffiziers, oder deſſen 
Gtellvertreters zu achten, 

So lange das Ueberziehen dauert, if jede fonftige Paffage der Brüde un- 
terfagt. 

$. 12. Das Anlegen und Anbinden von Fahrzeugen an die Brüdenfcpiffe 
it — außer im dringenden Fällen — und jedenfalls zur Nachtezeit verboten, 

$. 13. Schiffer, die zu Berg die Brüde paffiren wollen und ihre Seile 
zur Berbringung an die Halfterpferde über die Landbrücke fchleifen, haben, da⸗ 
mit die Paffage nicht gehindert werde, dort zur Hebung des Seiles einen: Mann 
mit Haden aufzuftellen. 


It. Durchlaß der Schiffe und Flöße. 
$. 14. Für Dampfſchiffe wird zu jeder Zeit, für Segelſchiffe und Flöße 
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zu jeder Tagsftunde die Brüde geöffnet. Es muß damit ſolche Zeit nnd Ord⸗ 
mung eingehalten werden, daß weder der Durchlaß zu lange verzögert, noch bie 
Yaflage ungebührlich verhindert wird. 

Als Tageszeit wird angenommen, im März und April die Zeit von Mor» 
gens 6 bis Abends 6 Uhr, im Mai, Juni, Juli und Augufl-von Morgens 4 
bis Abends 9 Uhr, im September und October von Morgens 6 bis Abends 6 
Uhr, im November, Dezember, Januar und Februar von Morgens 7 bis 
Abends 5 Uhr. 

$. 15. Flößer und Schiffer haben fih zur Bewirkung des Durchlaffes vorber- 
famft bei dem Brüdenmeifter zu melden, fich nach deſſen Anordnungen zu adj» 
tn und an den Einnehmer bie tarifmäßige Durchlaßgebühr zu entrichten, 
worauf fie einen dem Brüdenmeifter einzuhändigenden Paffirfchein unentgeldlich 
empfangen, und ſodann nad Anordnung besfelben ihre Schiffe und Flöße durch⸗ 
gelaſſen werben, 

$. 16. Die Schiffe müflen, wenn der Durchlaß nicht bei vorausgegangener 
rechtzeitiger Ankündigung fogleich ohne Aufenthalt bewirkt werden kann, in der 
Nähe der Brüde an der zu bezeichnenden Stelle ankern. 

Die Flößer find gehalten, eine Stunde vor Ankunft des Floßes ihre An- 
jeige bei dem Brüdenmeifter zu machen, und damit zugleich die Erklärung zu 
verbinden, in welchem Zuftande und in welcher Größe das Flop, ob es mit ge- 
böriger Mannfchaft, Nachen, Anker, Seil verfehen fey, und wie viel Joche man 
abgeführt wünſche. 

Sollte das Floß das hinreichende Fahrgeſchirr nicht bei fih haben, fo muß 
es oberhalb der Brüde fo lange gelandet werden, bis ihm Anker und Nachen 
entgegengebracht werden können. 

Das Landen der Flöße hat eine Biertelftunde oberhalb der Brüde zu ge 
fhehen. 

$. 17. Dampffchiffe dürfen bei ver Tpalfaprt nur mit halber Kraft die 
drüde pafliren. 

$. 18. Schiffe dürfen beim Durchlaß nicht aneinander gehängt werben. 

$. 19. Geht ein. Floß oberhalb der Brüde. auseinander, fo muß es vor 
der Durchfahrt erfi wieder eingebunden werben. 

IV. Heberfahrt mit Nahen und Nähen. 

- $ 2. Bird die Brüde wegen Eisgang oder aus fonftigen Beranlaffungen 
abgeführt, fo wird die Neberfahrt mit Nähen oder Nachen durch das Pontonnier: 
Deiachement bewertfielliget. 

$. 21. Bei der Weberfahrt mit foldhen Fahrzeugen richtet ſich die Zuläßig- 
teit der Ladungen nad der Schiffsaiche, und es if Pflicht des Brüdenmeifters, 
darüber zu wachen, daß Feine Meberlabung flatt findet. 

$. 22. Kommen mehrere Fuhrwerke gleichzeitig zur Weberfahrt an, fo rich» 
tet ich die Reihe der Beförderung nach $. 3. 

$. 23. Nebenüberfahrten durch Privatperfonen find gefeßlich verboten. 
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Es findet dieſes Verbot jedoch Feine Anwendung auf bie Fahrzeuge, welche 
nicht zu einer Ueberfahrt von Paflanten, fondern Lediglich zum Gebrauce ihrer 
Eigentümer für Privatzwede, als zum Betriebe der Oekonomie und Fiſcherei 
3. dienen, namentlich nicht auf die ten Einwohnern von Germeyäheim zufolge 
allerhöchfter Ermächtigung zum Zweck der Bebauung ihrer durch die Rheinrel⸗ 
tifikation vom linken Ufer getrennten Güter zuſtehenden Privatüberfahrten. 

V. Enirihtung der Brüdengelder, der Durdhlaf- und Leber 
fahrtsgebühren, 

$. 24. Die Brüdengelver, die Durdlaß» und Ueberfahrtisgebühren find 
na den vorfchriftsmäßig feſtgeſtellten und au beiden Enden der Brüden ange 
befteten Tarifen von allen. die Brüde oder die Ueberfahrt Benützenden, fowie 
von den durch die Brüde paffirenden Sciffern und Flößern an den aufgeflell- 
ten Einnehmer zu entrichten. 

Die Befreiungen von Bezahlung der Uebergangs⸗ oder Ueberfahrtsgebühren 
find im Tarif angegeben, 

$. 35. : Das Brüdengeld wirb nach dem Tarife an den Einnehmer gegen 
einen dem Paffanten einzuhändigenden Empfangfchein (Kontrolzettel) entrichtet. 

Die von der linken nach ber rechten Rheinſeite Paffirenden haben den Kon- 
trolgettel an den Poften an dem rechtfeitigen Ende der Brüde abzugeben. 

Die in der entgegengefegten Richtung Paifirenden übergeben den Kontrol- 
aettel dem Poſten an der Pontonnierkaferne. 

$. 26. Auf diefe Beflimmungen find die Paffirenden bei Uebergabe bed 
Kontrolzeitels aufmerkſam zu machen, 

VI Ein» und Ausladen bei den fandungspläßen. 

$. 27, Bei dem Ein» und Ausladen auf den angewiefenen Landungspläßen 
find die jedesmal beſtehenden Anordnungen bezüglich der ungepinderten freien 
Paſſage und der zu fhonenden Uferbauten gehörig zu beobachten. 

VAL Uebertretungen, Strafbefllimmungen und Berfahren. 

$. 28. Mebertretungen der Brüdenordnung und Defraudationen der Gr 
büpren werben den ordentlichen Gerichten zur Befrafung nach den in der Pfalz 
geltenden Strafgefeben, insbefonbere den Art. 224, 257, 437, 465, 466, 471, 
Abſ. 4, 5 und 11, Art. 475, Abf. 3 und 4, Art. 476, 479, Abf. 1, dann den 
Art. 56 und 57 des Geſetzes vom 6. Frimaire 3. VII. (26. November 1798) 
angezeigt, und unterliegen einfacher Polizeiſtrafe von 28 fr. bis zu 7 fl., resp. 
einer Gefängnißfirafe. von 1 bis 5 Tagen, foferne nicht die Befchaffenpeit der 
Zuwiderhandlung nach den beflehenden Strafgefeten eine höhere Strafe nad 
ſich zieht, oder bie Strafbefimmungen ber Rheinſchifffahrisordnung Anwendung 
finden. 

Inländifhe Militärperfonen, mit Ausnahme der beurlaubten Soldaten, 
werben im Uebertretungs⸗ oder Defrandationsfalle bei der Königl. Komman- 
dantfchaft Germerspeim beftraft. _ 

$. 29. Die gegen die Ueberireter in Kraft des Geſetzes vom 29. März 
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1806, Art. 1 und 2 vom Brüdenmeifter, ober deſſen Stellvertreter dem Brüden- 
führer, und in ihrer Abwefenheit von dem Einnehmer zu errichtenden Proto- 
tolle, und nah Umſtänden die Uebertreter felbfi, werben zunächſt dem Königl. 
Friedensgerichte Germersheim, entweder zur zufländigen Aburtheilung, oder 
weitern Berfügung überliefert. 

Auch iſt Das genannte Brüdenperfonal ermächtiget, zu biefem Ende und zur 
Sicherung bes Schavenerfaßes die Schiffe, Flöße und Buprwerle anzupalten. 

Eine vorläufige Freigebung der Perfon oder des Eigenthums des Weber- 
treters findet nur gegen vorläufige Erlegung des Schadens» und Marimals 
Strafbetrages, oder gegen Sicherheitsbeftellung für beides flatt. 

6. 30. Als Defraudation wird beftraft: 

1. wer das fhuldige Brückendurchlaß⸗ und Weberfahrtögeld nicht bezahlt; 

2. wer Behufs des Uebergangs über bie Brüde die Befpannung des Fuhr⸗ 
werts vermindert und deßhalb zu wenig Brüdengeld entrichtet; 

3. wer verbotene Nebenüberfahrten Hält. 

$. 31. Der Beflrafung unterliegen ferner: 

1, Suprleute, welche eine größere, als die im $. 5 bemerkte ftärkfie Ladung 
führen, und die vorgefchriebene Anzeige an den Brüdenmeifter unterlaflen; 

2. Schiffer und Flößer, weldhe wegen Mangel an hinreihendem Fahrge- 
ſchirr, oder wegen ungefchidter oder Teichtfertiger Zahrung des Schiffes oder 
Bloßes die Brüde in Gefahr bringen oder befchädigen; 

3. wer den über das Verhalten bei der Brüdenpaffage gegebenen polizel- 
lien Vorſchriften entgegegen handelt; 

4. wer fih Beleidigungen oder Widerfeßlichkeit gegen die im Dienfle be- 
findlihen Pontonnier- Offiziere, Unteroffiziere und Mannfchaft, gegen das Brüden: 
anffichts- und Wachtperfonal zu Schulden fommen läßt. 

$. 32, Die verwirkten Strafgelder werden nad den für die übrigen Po- 
ligeigeloftrafen in der Pfalz geltenden Befimmungen vereinnahmt und verrech⸗ 
net. Anzeigegebühren finden nicht flatt. 

$. 33, Neben der Strafe wegen Defraudation ift überall noch das 
Brüden«», Ueberfahrts⸗ oder Durchlaßgeld, welches der Raffa entzogen wurde, 
nachzuzahlen. 

Ueberdies muß aller Schaden vergütet werden, welcher durch Nichtachtung 
vorſtehender polizeilichen Borfchriften, oder aus Unvorſichtigkeit und Fahrläßig— 
keit an der Brüde, an Nähen, Nahen und Gefihirr, endlich an der Aus- und 
Einfahrt zugefügt wird, 

Der Betrag des Schadend, welcher von dem Brüdenmeifter zu Fonftatiren 
if, muß fogleich” baar bezahlt, oder es muß hiefür nah $.29 Kaution geleiftet 
werden. 

Ergeben fih über den Schabenderfaß oder Betrag Konteftationen, fo ent⸗ 


ſcheidet das Gericht. 
Die adminiftrative Ermittelung des Schadens durch bie Königl. Mititär- 
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Lokalbaukommiſſion, zu welcher jevesmal der Brückenmeiſter ober deſſen Siell⸗ 
vertreter beizuziehen ift, findet nach den militärifchen Borfchriften ſtati; die Er⸗ 
faßpflichtigen können diefer Ermittelung entweder ſelbſt beimopnen, oder Je⸗ 
manden dazu bevollmächtigen, 

$. 34, Die Pontonniersabtheilung, das Auffichtsperfonal und der Führer, 
fowie die Mannfchaft der Brüdenwache find angemwiefen, die Paflanten ord⸗ 
nungsgemäß und anftändig zu behandeln, und fich jeder Erhebung von:Ge 
bühren zu enthalten, die nicht verorbnungsmäßig bewilligt find, Allenfallſige 
Beſchwerden gegen diefelben find bei der Königl. — —— Ger⸗ 
mersheim anzubringen, 

$. 35. Den Militärbehörben bleibt es vorbehalten, über bie Brüde als 
Militäranftalt und als Zugehör der Feflung Germersheim nach den jedesmal 
obwaltenden militärdienftlihen Berhältniffen und Rüdfichten zu verfügen. 

$. 36. Gegenwärtige Vorſchriften follen durch das Amts» Intelligenzblatt 
ber Pfalz und dur befondern Anſchlag an beiden Enden der Brüde bekannt 
gemacht werben. 


$. 148. Bekanntmachung vom 30. October 1843, Amtsbl. M 
57, p. 525, die Hafen- resp. Ortspolizei in Ludwigshafen betr. 

Seine Majefät der König haben die Bildung eines Köuigl. Hafen» 
tommiffariats in Ludwigshafen allerhöchft zu befehlen, und ſolches dem ſchon 
bisher mit der Verwaltung der Hafenpolizei im Freihafen daſelbſt beauftragten 
Königl. Oberzollinfpeltor Schneider zu übertragen, zu deſſen Stellvertreter 
aber ben jeweiligen Hauptzollamtsverwalter in Ludwigshafen allergnädigft zu 
beſtimmen gerußt, 

Diefe allerhöchfte Maafnahme wird andurdh auf den Grund des Art. 69, 
Abf. 3 der Rheinſchifffahrtsordnung vom 31, März 1830 zur öffentlichen Kennt» 
niß gebracht. | 


$. 149. Berfügung der Kreisregierung vom 24. November 1843, 
Amtsbl. M 62, p- 557, die Rheinfchifferpatente und die Beauffich- 
tigung der Schiffsmannſchaft betr. 

Auf den Grund eines von der Eentral-Rpeinfchifffahrtstommiffion im bes 
zeichneten Betreffe gefellten und von dem König, Minifterium des Innern gut 
geheißenen Antrages wird hiemit verfügt, was folgt: _ 

1. Jedes Patent zum Betriebe der Rheinſchifffahrt if fortan mit dem 
volfändigen Signalement besjenigen, dem es ertheilt wird, und von biefem 
mit feiner, außer dem Familiennamen, auch fämmtliche Bornamen enthaltenden, 
eigenhändigen Unterfchrift zu verſehen. 

$. 2, Den bereits ertpeilten Patenten muß das Signalement , des Inha⸗ 
bers und deſſen vollſtändige Unterſchrift beigefügt werden. Der Inhaber iſt 
verpflichtet, hierauf laͤngſtens bis zum 1. Juli 1844 bei dem ihm vorgeſetzien 
Königl. Landkommiſſariate anzutragen. 
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$. 3. Wenn wegen vorgefprittenen Alters oder aus einer anderen Urfache 
das auf dem Patente befindliche Signalement auf den Inhaber nicht mehr 
paßt, fo if die Erneuerung oder Aenderung des Signalements mittelft einer 
auf das Patent zu feßenden amtlichen Bormerkung zuläßig. 


6.4 Ber ein ihm ertheiltes Rheinfchifffahrtspatent einem Anderen zum 
Behufe des Schifffahrtsbetriebes überläßt; deßgleichen wer binnen der im $. 2 
feftaefegten Fri die Belfügung des Signalements nicht beantragt, hat nad 
Umfländen die zeitweife oder gänzliche Zurüdnahme des Patentes zu gewärtigen, 

Wer ferner mit einem Anderen ertheilten Schifffahrtspatente durch Auge 
übung der Rheinfchifffahrt Mißbrauch treibt, wird hiedurch, wenn er auch alle 
verorbnungsmäßigen Borbedingungen erfüllt haben follte, mindeftens für bie 
Dauer eined Jahres oder nad Umftänden für immer unfähig zur Erlangung 
eines eigenen Patentee, 

$. 5. Im Uebrigen hat es bei den Beſtimmungen der allerhöchften Ber- 
ordnung vom 28, Dezember 1833, die Borfchriften zur Vollgiehung des Art. 42 
ber Rheinfchifffabrtsorbnung vom 31. März 1831 betr. (Amts-Intelligenzblatt 
1834, ©, 56) auch fernerpin zu verbleiben, 


F. 150. Unterm 9. Dezember 1843, Amtsbl, M 65, p. 577, 
wurden nachitchende Beſtimmungen über die Führung yon Oberlaften 
auf den, den Rhein befahrenden Segelfchiffen befannt gemacht: 


1. Sofern nicht durch die gegenwärtigen Vorfepriften ausdrücklich Aus- 
nahmen nachgegeben find, dürfen auf den den Rhein befahrenden Segelfchiffen 
feine Oberlaften geführt, d. h. auf dem Berbede folder Schiffe feine Waaren 
geladen werden. 

(Art, 62 der Akte, Supplementärartifel XL) 

Als Berded ift au die feftgegimmerte Bedachung eined Schiffes zu be- 
traten, eine Weberfchreitung des vorſtehenden Berbots daher auch dann vor« 
handen, wenn ein Theil der Ladung (worunter jeboch ein oder anderer uner» 
heblicher Gegenftand nicht zu verfiehen if) auf dem Berdede niedergelegt if, 
oder über das durchbrochene Verdeck, resp. die fefigegimmerte Verdachung hinaus» 
ragt, oder wenn der Schiffer diefe letzte willfürlich, d. i. ohne Gutheißung der 
nah Art, 53 der Rheinfchifffaprtsakte vom 31. März 1831 zur Prüfung ange» 
ſtellten Sachverftändigen erhöhet. 

Bei Fahrzeugen ohne gezimmertes Verdeck oder Bedachung iſt derjenige 
Theil der Ladung als Oberlaſt, oder als Ladung auf dem Verdecke anzuſehen, 
welcher bie durch Obſervanz oder die Sachkundigen, wo deren in den verſchie— 
denen Einladungspäfen angeftellt find, beflimmte Höhe über das fefte Gebörde 
überfteigt. 

2. Bon dem vorflehenden Berbote tritt nur hinfichtlich gewifler — 
eine Ausnahme ein. 


Es dürfen nämlich, jedoch nur unter Bcobahtung der unten zu 3 und 4 
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gegebenen Vorſchriften, ohne Unterſchted der Rheinabtheilungen als Oberlaft 
folgende Artifel, es mag bie Yabung ganz oder theilweife aus benfelben be 
fiehen, geführt werben: 

Anis. Baf. Baumſetzlinge. Baumwolle. Baummolleballen aller Art, 
mit Ausnahme der gepreßten und in eiferne Reife verpadten. Beitfedern. Bin» 
fen. Borften. Bouteillen, leere. Brennholz. Breiter. Bürftenbinderwaaren. 
Epaifen und Neifewagen. Faſchinen. Faßdauben. Fäſſer und Tonnen, leere. 
Seuerfhwamm und andere Schwämme. Fiſche, getrodnete. Flachs, nehechelt 
und ungehechelt. Flechtweide. Floßengeräthe. Floßengeſchirr. Floßweiden. 
Gartengewächſe, friſche. Gelbwurzel. Glaaswaaren, hohle. Haare. Hanf, 
unverarbeiteter. Hanf, gehechelt und ungehechelt, auch Schleishanf. Harz. 
Hausgeräthe. Häute, trockene. Heu. Holzkohlen. Hopfen. Hörner. Karten. 
Kienruß. Klauen. Kleie. Knoppern. Körbe und andere Weidenarbeiten. 
Korbweiden. Korkholz. Korkſtopfen. Krapp, unverpackter. Kümmel. Laub. 
Leimleder, trockenes. Lohkäſe. Lohrinde. Möbel und Hausgeräth. Moos. 
Obſt, gedörrtes. Pfähle, hölzerne. Raukarden. Rebenſetzlinge. Reife, hölzerne. 
Rohr. Sägewaaren. Schachtel⸗, Scheffel- und Siebmacherarbeit. Schaftheu. 
Schilf. Schmelztiegel. Schreibfedern. Seegras. Spreu. Steingut. Stroh. 
Süßholz. Tabaksblätter. Töpferwaaren. Torf. Treſtern. Wachholderbeeren. 
Waldhaar. Werg und Watten von Werg. Werkholz überhaupt. Wolle, Wolle 
ballen, welche nicht gepreßt und nicht verpackt ſind. Zunder. 


3. Je nachdem die vorgenannten Gegenſtände die ganze Schiffölabung oder 
nur einen Theil derfelben ausmachen, tritt folgende Berfhiedenpeit ein: 


a) Befteht die ganze Ladung in Ausnahmegegenfläuden, fo bleibt die Be— 
ſtimmung der Höhe, bis zu welcher diefelben auf dem Verdecke geladen werben 
dürfen, den Berfendern (den Eigenthümern der Waaren oder deren Gefchäfts- 
führern), den Berficherten oder Fertigern überlaffen,, ohne daß eine Beſchränk⸗ 
ung in Anfehung der zuläßigen äußerftien Höhe der Oberlaft flattfindet. 

b) Beſteht nur ein Theil der Schiffsladung aus Ausnahmegegenfländen, 
fo hängt die Beftimmung darüber: ob und bis zu welcher Höhe diefe auf dem 
Berdede geladen werden dürfen, in jedem einzelnen Falle von den Hafenpoli— 
zeibehörden der Einlaveorte, oder wo fonfiige Sachverfländige ſich befinden, 
von Letztern ab. 

Diefe haben dabei die Befchaffenpeit ber zu Iadenden Gegenflände, des 
Fahrzeugs und der Stromtheile, welche befahren werben follen, fowie überhaupt 
die Umſtände, welche auf die Sicherheit der Fahrt von Einfluß find, gewifjen- 
haft zu berüdfichtigen, 

Sie follen jedoch als Regel feſthalten: daß Breiter nicht höher als drei, 
andere Ausnapmegegenflände nicht Höher als vier Fuß auf dem Verdecke gela- 
ben werben bürfen, und daß nur dann, wenn bie obwaltenden, in dem auszu- 
ſtellenden Zeugniffe anzugebenden Umflände nicht der geringfien Beforgniß einer 


Zweite Abtheilung. — Handel und, Gewerbe. 299 


Gefahr bei Meberfhreitung diefer Höhe Raum laſſen, eine folche Heberfchreitung 
nachgegeben werden barf, 

Ueber den Gebrauch, welden die vorgenannten Behörden und Sachverſtän⸗ 
digen von ber ipnen ertpeilten Ermächtigung machen, haben diefelben ein Jour⸗ 
nal zu führen, damit aus diefem dem Oberinfpeftor und dur ihn der Central⸗ 
fommiffion das Material zur Erhaltung eines gleichmäßigen Verfahrens in den 
einzelnen Uferflaaten und zu weiteren Beichlüffen über den Gegenſtand durch 
die Rheinfchifffahrisinfpeltoren fuppebitirt werden fönne, 

4. In den unter 3 a. bezeichneten Fällen haben die Verſender, Berficherer 
unb Fertiger, in den unter 3 b. angegebenen Fällen die Sachverfländigen und 
Hafenpolizeibehörden dem Schiffer ein frhriftliches, auf dem Manifeh zu ver» 
merfendes, oder demfelben beigufügendes Zeugniß zu ertheilen, welches die auf 
das Verdeck zu ladenden Gegenflände und die Höhe, bis zu welcher ſolche dort 
geladen werden dürfen, fowie die Gründe für gefattete Ausnahme (vorſtehend 
ju 3 b.) bezeichnet. 

Diefes Zeugniß muß der Schiffer jedem Hafenpolizei- und jedem Rheinzoll⸗ 
beamten auf deffen Berlangen, Behufs feiner Legitimation, bei Bermeibung 
einer Polizeiftrafe vorzeigen, 

5. Jede Verlegung oder Nichtachtung ber vorfiehend, ſowohl Hinfichtlich der 
Gegenfkände, welche nur auf das Verdeck geladen werben dürfen, und hinfichte 
lih der Bedingungen, unter denen dies zuläßig ift, als auch hinfichtlich der zu⸗ 
läßigen Höhe der Dberlaft ertheilten Borfchriften wird, abgefehen von der zu 
4. erwähnten Polizeiftrafe wegen Nichtvorzeigung des erhaltenen Zeugniſſes — 
nah Art. 6% der Rpeinfchifffahrtsafte mit einer Geldbuße von 100 bis 300 
dranfen geahndet. Auch wird dem Schiffer in den vorangegebenen Fällen 
durch die betreffenden Polizei» und Rheinzollerhebungsbeamten die Weiterreife 
bis zur Herfielung bes durch Sachverſtändige oder durch die Hafenpolizel zu 
beſtimmenden vorfchrifismäßigen Zuftandes unterfagt, 

6. Die Polizei» und Rpeingoflerhebungsbeamten find verpflichtet, bie Be— 
folgung der gegenwärtigen Borfpriften ſtrenge zu überwachen. 

Die gegenwärtigen Borfchriften treten, fo weit fie nicht bereits beſtehen, 
vom 1, Januar 1844 in Wirkſamkeit. 

Zum zweiten Zitel, 


Unfdiffbare Gewäffer. 
Handb. 4. Band, p. 264. 


$. 151. Berfügung der Kreisregierung vom 30. Auguft 1833, 
Amtsbl. Mi 45, p. 433, die Polizei der Bäche betr, 

Nah eingelaufenen Berichten erneuern ſich die Beſchwerden über die Radh- 
läßigkeit der Müller und anderer Waflerwerkbefiter in Ziehung der Schleußen 


und Schüßen der Leergänge und Wehre bei Hochwäflern,, fowie über die Un- 
terlafjung der Bachreinigungen, und es wird der Antrag geftellt, zur Fixirung 
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eines rechtlichen Beſitzſtandes an manchen Bächen ihrem ganzen Laufe nach 
durchaus neue Eichpfähle ſetzen zu laſſen, und zu dem Ende zugleich die For⸗ 
malitäten anzugeben, welche beim Setzen von Eichpfählen im Rheinkreiſe zu 
beobachten ſind. Hiedurch findet man ſich zu folgenden Erläuterungen und in⸗ 
ſtruktiven Weiſungen veranlaßt. 

Gegen die Müller und andere Waſſerwerkbeſitzer, wenn ſie bei eintretenden 
Hochwäſſern in Ziehung der Schleußen und Schützen der Leergänge und Wehre 
ſich eine Nachläßigkeit zu Schulden kommen laſſen, wenn ſie die zum Ziehen 
der Schützen nöthigen Ketten und Stege an ihren Waſſerwerken nicht gehörig 
unterhalten und ſich dadurch außer Stand ſetzen, bei eintretender Noth ihre 
Schützen zu ziehen, oder wenn ſie gar aus gewinnſüchtigen Abſichten die Zieh⸗ 
ung derſelben unterlaſſen, und dadurch auf dem benachbarten Eigenthume Scha⸗ 
den verurſachen, kann nur auf gerichtlichem Wege eingeſchritten, auf Beſtrafung 
derſelben nach Maaßgabe des Art. 457 des Strafgeſetzbuches und auf Schad⸗ 
loshaltung angetragen werden. Zu dem Ende haben die Lokalpolizeibehörben 
befonders bei eintretenden Hochmwäflern die Mühlen und andere Waflerwerfe 
durch die Feldſchützen auf das firengfte zu überwachen, jede Zuwiderhandlung 
dur Protokolle gehörig Fonftatiren zu laffen, und diefe Protofolle unverzüglich 
den Gerichten zu übergeben, damit rechtzeitig zur Unterfuhung und Abſchätzung 
des verurfadhten Schadens geſchritten, und die Kontravenienten zu Strafe und 
Schadenerfaß verurtheilt werden können. 

Die Lokalpolizeibeamten, welche fih in Erfüllung ihrer Amtspflicht in die⸗ 
fer Beziehung eine Nachläßigkeit zu Schulden fommen laffen, find fubflviarifch 
für allen dadurch erwachfenen Schaden verantwortlich, 

Was den zweiten Punkt, die fo nöthige Bachreinigung betrifft, fo Tann, 
wo biefelbe nicht jedes Jahr in beftimmten Epochen vorgenommen wirb, eine 
folge Unterlaffung nur der Indolenz der betreffenden Lokalbehörden zugefchrie- 
ben werden. Das Gefet vom 14, Floreal XI, gibt hierüber Ziel und Maaß. 


Das Auspuben der Bäche fol vorgenommen werden auf die durch die Lo» 
Falgebräude und durch die älteren Verordnungen vorgeſchriebene Weife. 

Diefe gefeblihe Beſtimmung if eine Weifung für die Lokalpolizeibehörden, 
welche fie nicht unbeachtet laffen dürfen, ohne fi dem Borwurf einer Pflicht» 
vernadhläßigung und der perfönlihen Haftung für allen daraus erwachfenen 
Schaden auszuſetzen. 

Die Köntgl. Landtommiffariate haben darauf zu wachen, und die fäumigen 
Lokalbehörden dahin anzumweifen, daß die Barhreinigungen jebes Jahr zu den, 
durch die älteren Berordnungen und Lokalgebräuchen beftimmten Epochen, und 
anf die da vorgefchriebene Art vorgenommen werden, wobei im Allgemeinen 
darauf zu fehen if, daß die Bäche bis auf die Sohle in der Art gereiniget 
werden, daß unter Beibehaltung oder Wiederherftelung der geradeften Linien 
die Bäche in ihrer ganzen Breite erhalten, alle Krümmungen bildende Ans 
hlämmungen auf die Böſchungen abgeſtochen, alle in den Bächen oder an 
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ihren Ufern im Kaufe des Jahres unbefugter Weife angebrachte, den freien Lauf 
des Waſſers hemmende Anlagen befeitiget, alle ebenfo den Lauf des Waflers 
hindernde Sturzen, Sträude und Pflanzen ausgeriſſen, und alle im Bachbette 
oder zu nahe an demfelben befindliche, ven Lauf des Waſſers verzögernde 
Bäume abgehauen werden, wenn bie Eigentpümer fein Recht darauf dur 
Urkunden oder Berfährung nachweiſen können. 


Um aber die Lokalpolizeibehörden im diefer Beziehung gehörig überwachen 
zn können, ift es nöthig eine vollfommene Kenntniß aller, über die Bachreinig- 
ung beftefenden Altern Berorbnungen und Lofalgebräudhe zu haben. Die 
Königl. Landkommiffariate werden daher hiemit angewiefen,, innerhalb 3 Mo- 
naten ale diefe älteren Verordnungen und Lokalgebräuche forgfältig zu recher- 
chiren, ih jene in Urfchrift einliefern zu laffen, oder gehörig beglaubigte Ab- 
fhriften davon zu nehmen, über die beftehenden Lokalgebräuche die älteften bei 
der Sache foviel möglich unbetheiligten Gemeindebewohner zu vernehmen, über 
ihre Ausfagen einen Notariatsalt aufzufeßen, diefen ſowohl als die ältern Ber- 
ordnungen in befondern Aftenheften für jeden Bach zu fammeln, und diefe in 
der Regiftratur des Landlommiffariats zu verwahren, um bei allen vorfommen- 
den Fällen darauf refurriren zu können. 

Nur wenn ſich über die Anwendung der ältern Berorbnungen ober über 
den Bollzug der Lokalgebräuche Schwierigkeiten erheben, oder wegen eingetre- 
tenen Beränderungen neue Berfügungen nöthig fcheinen, tritt der Fall ein, daß 
die Regierung einfchreitet, um neue Bachreglements vorzufchreiben. 

In Beziehung auf die Seßung der Eichpfähle und inebefondere auf die 
Anfrage, welche Formalitäten beim Seen von Eichpfählen im Rheinkreiſe vor- 
gefhrieben feyen, wird hiemit bemerkt, daß Feine gefeßlichen Beſtimmungen be» 
fehen, durch welche gewiſſe Förmlichkeiten für die Setzung von Eichpfählen vor- 
gefchrieben find, daß dieſe theild aus der Natur der Sache entnommen, und 
theild andere gefeßlichen Borfchriften für das Verfahren bei ähnlichen Fällen 
in analoge Anwendung gebracht werden müflen. 

Bo bei Mühlen und anderen Waſſerwerken und Schleußen überhaupt bie 
ba flattfindende Spannung des Wafferd weder dem benachbarten Privateigen« 
thume noch den Straßen, Brüden und anderm öffentlihem Eigenthume ein 
Nactpeil verurfacht wird, wo alfo weder von der einen, noch von der andern 
Seite eine Befchwerbe in diefer Beziehung erhoben wird, da fann von Setz— 
ung neuer Eichpfähle Feine Rede fepn. 

Wo aber in einer oder der andern Beziehung Anlaß zu Beſchwerden vor⸗ 
handen iſt, da iſt vor allem darauf zu ſehen, ob der Mühlen- oder Werkbefitzer 
auf den zu Befchwerden Anlaß gebenden Höheftand des Waſſers entweder auf 
den Grund in Händen habender Urkunden oder durch Verjährung ein Recht er- 
worben bat, in welch letzterem Falle fih alle Müller und Wafferwerkbeflger be- 
finden, welche ſchon vor der Publikation des Regierungsbefehles vom 19, Ven- 
tose VI. im Befiße ihrer Werke in dem Zuftande, in welchem fie fich jetzt 
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befinden, waren, ober welde einen breißigjäßrigen Befibfand für fih haben 
(Art. 690 und 2264 des Civilgeſetzbuches). 

In diefem Falle kann eben fo wenig ohne Zußimmung der Mühlen» und 
Waſſerwerkbefitzer zur Sekung neuer Eichpfähle gefchritten werben. 

Wenn ja die Nachteile für das öffentlihe Eigentum fo bedeutend feyn 
follten, daß im Intereſſe desfelben eine Aenderung flatt finden müſſe, fo könnte 
diefe in Folge des Art. 545 bes Civilgeſetzbuches nit anders ald nad vor- 
gängiger Entfhädigung und unter Beobadhtung der im Gefeße vom 8. März 
1810 vorgeſchriebenen Förmlichkeiten gefhehen. Die durch einen ſolchen, auf 
Urkunden oder Verjährung gegründeten Höheftand des Waflers den benachbar⸗ 
ten Privaten zuwachſenden Nachtheile können nur durch gütliche Hebereinkünfte 
zwifchen diefen und den Waſſerwerkbeſitzern befeitigt werben. 

Nur dann, wenn ein, weder auf Urkunden noch auf Berjährung gegründeter 
Höpeftand des Waflers das benachbarte Eigenthum mit Schaden verfeßt, kann 
zur Setung neuer Eichpfähle gefchritten werden. Wenn fi die Werkbefißer 
nicht in Güte hiezu verſtehen, fo ift, wenn das Öffentlihe Eigentfum ſich in 
Schaden befindet, auf Betreiben der Königl. Poltizeibehörden, und wenn ber- 
felbe das Privateigentfum trifft, von Seiten der betreffenden Privateigentpümer 
die Sache vor das einfhlägige Königl. Landkommiſſariat zu bringen, von die 
{em als abminiftrativ-fontentiöfer Gegenftand zu behandeln und demnach zur 
techniſchen Unterfuhung an Ort und Stelle die einfhlägige Königl. Baubehörde 
zu requiriren, welche hiezu nad den in ber infiruktiven Verordnung vom 30, 
Dezember 1831, vorgefchriebenen Formalitäten vorzufreiten und ihr Gutach⸗ 
ten dem Königl. Landkommiſſariate zur Entſcheidung in erfler Inſtanz vorzu⸗ 
legen hat. 

Bei diefem Anlafje kann man zugleich nicht unberüfrt laffen, daß fehr 
häufig an Baflerwerken Veränderungen vorgenommen werden, von welcden dan 
untergeorbneten Behörden weder eine Anzeige gemacht, noch die dur den an« 
geführten Regierungsbefhluß vom 19. Ventose VI. vorgefähriebene Autorifation 
dazu nachgeholt wird. 

Eigennüßige Müller und Waſſerwerkbeſitzer erhöhen fo ihren Wafferftand, 
deſſen urfprüngliches Maß oft ſchwer wieder auszumitteln iſt; eine Folge davon 
find Weberfhwenmungen des benachbarten Eigenthums, Reklamationen von 
Seiten der Eigentpümer, und nicht felten die größten Nachtheile für die Waf- 
ferwerkbefiger felbft, indem fie angehalten werden müſſen alles wieder in den 
vorigen Stand zu feßen, und fo außer dem Schadenerfaße, den fie zu leiften 
haben, die oft bedeutenden Koften der vorgenommenen Beränderungen verlieren, 
und bie beträchtlichen Koflen der technifchen Unterfuchung zu tragen haben. 

Allem diefem kann blos dadurch vorgebeugt werden, daß die Flurſchützen 
angehalten werden, die Waflerwerfe flets in Auge zu halten, von jedem Ber- 
fuche einer Veränderung der Lokalpolizeibehörde fogleich die Anzeige zu machen, 
damit von biefer dem betreffenden Waflerwerkbefißer unverzüglich Einhalt In 
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den Arbeiten geboten , über den Hergang dem betreffenden Königl. Landkom⸗ 
miffariate Bericht erflattet, und fo bie weitern amilihen Einfrpreitungen veran⸗ 
laßt werben. 


Die betreffenden Lokalpolizeibehörden, wenn fie fi in dieſer Beziehung eine 
probe Saumfeligkeit zu Schulden fommen laſſen, feßen fih der Gefahr aus, 
für allen daraus entfpringenden Schaden perfönlich verantwortlich erklärt zu 
werden. 


$. 152. Beihluß der Kreisregierung vom 24. Auguft 1835, 
Amtsbl. Ma 81, p. 411, Exceffe im Wäffern der Wiefen und die da— 
durch bewirfte Mehl⸗ oder Brodnoth betr. 


Es find in der füngflen Zeit mehrere Befchwerben darüber eingelaufen, daß 
Biefenbefiter durch übermäßiges Wäffern ihrer Wiefen den Bächen das Waffer 
fo fehr entziehen, daß die unterhalb liegenden Mühlen zum Stillſtand gebracht 
und fo außer Stand gefebt find, den dringenden Bedarf an Mehl für die Be» 
wohner der umliegenden Gegenden zu mahlen. Es wird dabei bemerkt, daß 
dadurch, bei allem Borrath einer gefegneten Erndte, eine wahre Brobnoth er» 
jeugt, und das Publikum in eine um fo mißlichere Lage verfeßt wird, als bie 
fonfligen Lebensmittel, Gemüfe und befonders Kartoffeln, der großen Dürre 
wegen zum Theil mißrathen, zum Theil noch nicht gereift find, und daß, wenn 
nicht fchleunige Hülfe gewährt werde, die bedenklichften Folgen eintreten müßten. 

In Erwägung nun, daf zwar der Art. 644 des Eivilgefeßbuches den an 
nicht ſchiff- und nicht floßbaren Flüffen und Bächen angränzenden Eigen» 
thümern das Recht gibt, das Waſſer derfelben zur Bewäflerung ihres Eigen. 
thums zu benüßen; baß dies jedoch unter der ausdbrüdlichen Bedingung ge- 
fhieht, dasfelbe am Ende ihres Eigentpums wieder feinem gewöhnlichen Laufe 
juräd zu geben; daß aus biefem Beifahe Mar hervorgeht, daß die Angräns 
genden keineswegs ald Eigenthümer diefes Waflers, fondern nur als Nutz- 
nießer desſelben (als usagers) betrachtet werben können, und bemgemäß das⸗ 
felbe nur als gute Familienväter (hier als gute Nachbarn und Mitnußnteßer) 
benüßen dürfen; 

daß dieſes Wafler ein Gemeingut für alle Angrängenden ifl, daß demnach 
einer oder einige nicht ausſchließlich — nicht zum Nachtpeil der übrigen An- 
grängenden darüber verfügen, es gänzlich für fi benützen können, und daß, 
wenn fie es thun, diefes eine Ufurpation, ein Exceß if; 

daß ber Art. 645 des Civilgeſetzbuches zwar die Streitigfeit über die Be- 
nüßung folcher Gewäfler den Gerichten zur Entfcheidung. hinweist, daß aber, 
wenn es fih von Erceffen handelt, welche dem allgemeinen Intereffe zu nahe 
treten, welche Brobnoth und andere das Leben von Menfhen gefährdende Er⸗ 
elgniffe zur Folge haben können, und wo überbies Gefahr auf dem Berzuge 
baftet, im civilrechtlichen Wege nicht abgeholfen werben kann, daß hier in Folge 
der Geſetze: 
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vom 18. Dezember 1789, Art. 50, 

vom 19. — 22. Zuli 1790, Tit. I. Art. 46, und 

vom 16. — 24. Auguft 1790, Tit. XL Art, 3, 46 5, 
die Berwaltung verpflichtet ift, fchnell und unverzüglich bie geeignelen Maaß⸗ 
regeln zur Verhütung ſolcher Vorfälle zu treffen; 

Aus diefen Gründen hat die unterfertigte Stelle befchlofien, was folgt: 

Art. 1. An allen Orten, wo Biefenbefiger feit der eingetretenen Dürre 
Wäfferungsrinnen und Dämme von Erde, Sträudern, Steinen u. dgl. ange- 
legt haben, welche augenfällig dazu dienen, ihre Wiefen zum Nachtheil ber 
weiter abwärts liegenden Mühlen übermäßig zu wäflern, und diefen fo das zu 
ihrem Betriebe nöthige Waffer in dem Maaße zu entziehen, daß auf benfelben 
der dringendfie Bedarf an Mehl für die. Bewohner der umliegenden Gegend 
nicht mehr gemahlen werden kann, haben die Königl. Landkommiſſariate auf die 
erfie ihnen davon gemacht werdende Anzeige fih an Drt und Stelle zu bege- 
ben, den Thatbeftand durch Protofolle zu fonftat ren, und baraufpin die bemef- 
fenften Weifungen zu geben, damit in Zeit von 24 Stunden alle den Lauf des 
Waſſers Hindernde oder übermäßig mindernde-Anlagen der obigen Art befeitiget 
und dadurch die abwärts liegenden Mühlen in den Stand gefeßt werben, ben 
dringendften Bedarf an Mehl für die Bewohner der umliegenden Gegend zu 
maplen. 

Art 2. Wenn nach Ablauf von 24 Stunden diefen Anorbnungen nicht 
Folge geleiftet worden ift, fo hat das betreffende Königl. Landkommiſſariat nö- 
thigen Falles unter Zuziehung ber Königl, Gendarmerie fich wiederholt au Ort 
und Stelle zu begeben, unb unter feinen Augen auf Koflen der betreffenden 
Biefenbefiger alle zum obigen Zwede führende. Arbeiten ausführen zu laſſen. 

Art. 3. Wenn an einzelnen Bächen das Wafler fo Hein befunden wird, 
daß durd das Wäflern allein die Müplen in Stillſtand gebradt werden, ſo 
haben die Yandfommiffariate alles Wäflern in fo Tange auf einige Tage in ber 
Woche zu beſchränken, bis durch die beircffenden Müplen das für die angrän- 
zende Bevölkerung unentbehrlihe Quantum Mehl erzeugt feyn wird. 

Die Lokalbehörden find für den genauen Vollzug verantwortlich zu er 
Hären. 

Art, 4. Bon etwaigen Zumwiderhandlungen, fowie von allen Umſtänden, 
die fich hiebei ergeben können, iſt der unterfertigten Stelle fogleih Anzeige zu 
erftatten, damit dee Bollgug gefichert werde, 

Art. 5. Gegenwärtiger Defhluß fol in das Kreis-Amts- und Intelligenz« 
blatt eingerüdt werben, 

Zum achten Titel. 
Kanaälez 
inobeſondere jener zu Frankenthal. 

$. 153. Gebührentarif des Frankenthaler Kanals vom 8. Au- 
guſt 1837, Amtsbl. M 47, p. 385. 
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Der durch höchſte Minifterialentfchließung vom 27. v.M. genehmigte, und 
vom 21. I. M. an in Birkung tretende Zarif der Kanal» und Krahnengebüh⸗ 
ren und Lagergelder bei dem Schifffahrtsfanale zu Frankenthal, wird nachſtehend 
zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 

Gebührentarif des Franfenthaler Kanals. 
A. Kanalgebühren. 
1. Eine Ohm Wein, Brandwein, Effig, Bier, Del, Weingeif 0. Akt. 


2. Ein Stüd Bein in einem Faſſe 36 fr. 
3. Leere Stüdfäffer per Stüd 2 kr. 
4. Leere Fäffer: 

a) bis zu einer Ohm herab | 1 tr. 
b) von-einer Ohm und darunter 1, fr. 


©) Waſch⸗ und Bauchzüber und Heine Küblertvaaren per 5 Stüd 1 tr. 
d) 4 Gebund Stüd-, oder 8 Gebund Zulaft-, oder 12 Gebunb zwei⸗ 
öpmigte oder 14 Gebund Opmfaßreife 4 kr. 
e) 100 Gebund Küblerreife - 40 Tr, 
5. 2) Kaufmannsgüter und Waaren aller Gatiung, dann Gegenflände, 
welche im Verlehr gewöhnlich nach dem Gewicht umgefeht werden, und im 
gegenwärtigen Zarife nicht befonders belegt find, für jeden Zentner (50 Kilo» 


gramm.) 17 
b) Mafleln, Bruceifen und Steintoplen per Zeniner 1, In 
e) Mineralwafler, für 100 Krüge oder Bouteillen 4. 
6. Getreidefrüchte, Hanfr, Lein», Reps- und Kleefamen per Sad von 90 
— 100 Rilogramm 11, ke. 


7. a) Ein Fahrzeug , deſſen Ladungsfähigkeit 200 einfache Zentner nicht 
überfteigt, beladen mit Brand», Werk- oder Nutzhölzern, Gyps, Kalt, Erbe, 
Ziegeln, Bruch⸗, Mauer-, Bad- und Scieferfleinen, Dünger, Afche, Garten- 
gewaͤchſen, Kartoffeln, dann fonfligen Lebensmitteln und Biepfutterungsgegen- 
fänden ganze Ladung ö 36 Er. 

halbe Yabung 18 fr. 

b) Ein Fahrzeug von einer Labungsfähigkeit von 200 — 400 einfachen 
Zentnern, mit obigen Gegenftänden beladen 

ganze Yabung il. — kr. 

halbe Ladung 30 fr, 

ce) Ein Fahrzeug von einer Ladungsfähigkeit von ha — 600 einfachen 
Zentnern, mit obigen Gegenfländen beladen 

ganze Ladung 1.30 kr. 

halbe Ladung 45 fr. 

d) Ein Fahrzeug von einer Yadungsfähigkeit von 600 — 800 einfarhen 
Zentnern, mit obigen Gegenftänden beladen 

. ganze Ladung 2f. — kr. 
halbe Ladung if. — kr. 


Fortſehung von 


Or. BSicbenpfeiffers Handbuch der Berſaffung i. 20 
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e) Ein Fahrzeug‘ von einer Labungsfählgkeit von 800 — 1200 einfachen 
Zentnern, mit obigen Gegenftänden beladen 
ganze Ladung a3. — ix. 
balbe Ladung 1 fl. 30 fr, 
r) Jedes Fahrzeug mit der dadungofahigkeit über 1200 Zentuer, mit ben 
obenbemerkten Gegenfländen beladen 


ganze Ladung | 6 fl. — kr. 

halbe Ladung 31. — kr. 

8. Das Hundert Bretter oder Borde und Stangen 6 fr. 
9. Das Hundert Rahmſchenkel und Ratten - 2 kr. 
10. Ein Stamm Bauholz von 20 — 11 Meter Länge 8. 


11. Ein Stamm Bauholz von 11 Meter und geringerer Länge: 3 kr. 

12, a) Das Ein- und Auslaufen von Fahrzeugen aller Gattung, die weder 
mit Kaufmannsgütern noch mit fonft im öffentlichen Verkehr ſtehenden Gegen- 
fländen jeder Art befrachtet find, fondern nur zu Satan Senn 
find von jeder Gebühr frei. 

b) Für den Fall, daß ein Schiff zum‘Theil, mit den unter 1 — 6 aufge 
führten, zum Theil aber mit-den unter Art. 7 bezeichneten Waaren befrachtet 
- if, werben für die erſtern die für diefelben feftgefeßten Gebühren, für die letz⸗ 
tern aber die im Verhältniß mit der Ladung, welche fie einnehmen, ſtehenden 
Kanalgelder erhoben, wobei jedoch in feine geringere Ausfheidung als nad 
ganzer und halber Ladung eingegangen wird, 

13. Jedes beladene, die Kanalſchleuße paffirende und in das Baffin ein- 
laufende Schiff, das dafelbfi nur einen Theil feiner Fracht ausladet, oder noch 
Güter einladet, hat außer der für diefe Güter feſtgeſetzten Gebühr vnoch eine 
weitere Schifffahrtsgebühr und zwar 


a) ein Rheinfchiff | 1 fl. 30 fr. 
b) ein. Nedar- oder Mainfhiff - | '. 45 irn 
zu entrichten. 


14. Für das Ausladen von Mühlſteinen unter dem Gewichte von 1250 
Kilogramm mittelft des Krahnens, werden per:50 uegramm bezahlt 3 kr. 


B. Lagergelder: 
1. a) Bon jedem Zentner Güter aller Art, per Monat 2 kr. 

b) Bon einem leeren Stüdfaffe per Monat 6 fr. 

c) Was unter aht Tagen lagert, iſt frei. 

2. a) Alles Bauholz darf nur fo lange im Kanalwafler Iiegen bleiben, als 

dies ohne Störung der Kanalſchifffahrt zuläßig iſt. 
Polizetliche Vorſchrift: 

Bel einer für die Schifffahrt oder die Kanalufer nachtheiligen Ueberfüllung 
des Kanals mit Bauhölzern, find die Eigenthümer desfelben verbunden, auf die 
erfie Aufforderung der Kanalbeamten, die Bauhölzer theilweife hinweg zu brin- 
gen, wibrigenfalls die Hinwegräumung auf ipre Koſten flattfindet. 
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b) Das Baupolz genießt während 21 Tagen freie Lagerung; 
ec) nah deren Berfluß wit von jedem Stamme von mi 11 Meter 


tänge 8 kr. 
von 11 — 6Meter Känge DIE" 4 
unter 6 Meter: ' ' | 2%, 


für die gange Dauer der Lagerung, beim: Berkaufe desfelben entrichtet. 

3, Alle außerhalb‘ des Tagerhaufes niedergelegten ‚ auf vem Kanal herbei» 
geführten Gegenftände haben nah: Berfluß von 3 Wochen (21 Tagen), während 
weichen fie freie Lagerung genießen, per Woche ein Sechstheil der me ſolche 
Gegenſtaͤnde feſtgeſetzten Kanalgebühr zu entrichten. 

4. Maſſeln und Brucheiſen genleßen für die ganze Zeit ihrer Niederlage, 
und Reckarſteine aller Art, eine ſechswöchentliche freie Yagerung, — müſſen je» 
doch fowie jene sub A 3 genannten. Gegenflände, wenn es der Raum erfor« 
dert, auf Koften des Berbringers, Empfängers oder Berfenders vom Ufer hin« 
weg und auf jene Stelle des ——— verbracht werden, wo ſolche 
fein Hinderniß verurſachen. 

Für das Ueberwintern der Sie im Kanale wird entrichtet : 


a) von einem gewöhnlichen Neckar⸗ oder Rheinnachen 1 fl. 30 kr. 
b) #»  »  fogenannten Umbelfchiffe 3 fl. — kr. 
e) vn m Hroßen Rpeinfchiffe 6 fl. — kr. 


Die Fahrzeuge von einheimiſchen Schiffern find von dieſer Gebühr frei. 

$. 154. Geſetz vom 1. Juli 1834, Amtsbl. M 39, p. 417, 
über die Erbauung, eines Kanales zur ———— des Rheines mit 
der Donau betr. | 

tudw 8, K. 

Wir haben in Erwägung der großen Vortheile, welche die Verbindung 
bes Rheines mit der Donau vermittelft eines letzteren Fluß mit dem Main 
verbindenden Kanals der Agrikultur, dem Handel und den Gewerben Unferes 
Königreiches durch ungemeine Erweiterung des Abfabes roher Produkte, Beföre 
derung des allgemeinen: Berfehrs ‚und. neuer Berbindungen mit den größten 
Kommunifationsmitteln des Auslandes zuzuwenden geeignet if, nah Ber- 
nehmung Unferes Staatoraths und mit Beirath und Zuftimmung Unferer 
Lieben und. Getreuen, der ‚Stände des Reiches, beichloflen : 

Die Erbauung eines Kanals, welcher ‚feine Richtung von der Donau bei 
Relipeim im Thale dev Altmühl und der Sulz nah Neumarkt, von ba nad 
Nürnberg, und durch das Regnizthal nach Bamberg nehmen wird zu veranlafien, 
und unter nachflehenden geſetzlichen Beſtimmungen au genehmigen : 

Erfiens: Die Erwerbung des tn der bezeichneten Linie des Kanals ger 
legenen und für deflen Anlagen erforderlichen öffentlichen und Privateigenthums 
fole nad den Beftimmungen des Zit. IV. $..8 der Berfaffungsurfunde und 
nach den Normen der hierauf bezüglichen Berorbnung vom 14. Auguft 1815 

20 * 
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als eine zur Beförderung des äußern und innern Verkehrs dienende gemein- 
nüßige öffentliche Anftalt behandelt werden. 

Zweitens: In der Ausführung diefes Unternehmens, defien Beginnen 
von der Genehmigung der Staatsregierung abhängt, wird einer zu bildenden 
Privatactiengeſellſchaft, welcher die Staatsregierung die Entwürfe zu biefem 
Kanale zur Annahme vorlegen wird, das Privilegium ertpeilt, und zugleich das 
Staatsminifterium der Finanzen ermächtigt, diefer Geſellſchaft, ſobald dieſelbe 
durch die Abnahme von der Hälfte des ganzen Fonds ſich gebildet haben wird, 
mit dem vierten Theile der für die Ausführung ermittelten Actienfumme als 
Actionär in Anwendung der im IM. Zitel der Verfaſſungsurkunde $. 6 Abſchn. 
4 enthaltenen Befugniß über die Beräußerung und Berwendung bes Staatsguts 
beizutreten. | 

Drittens: Den Inhabern der Actien follen bie Kanalanlagen als im- 
merwährendes Eigenthum verbleiben. 

Biertens: Für die Erhebung von Ranalgebühren nach einem von ber 
Actiengefelfchaft fehzufeßenden Tarife wird derfelben ferner ein Privilegium auf 
99 Jahre ertheilt, unter der Bedingung jedoch, daß diefe Tarifſätze ein Dritipeil 
der Landfrachten für die gleiche Wegftrede nach. dem Durchſchnitlopreiſe ihres 
gegenwärtigen Standes nicht überfteigen. 

Bünftens: Der Actiengefelfchaft wird ferner. die Zufage eriheilt, daß der 
Kanal zu Eeiner Zeit mit einer andern Auflage unter irgend einer Benennung, 
als mit der auf das Areal desfelben nad dem Berhältniffe der Bonitätoklaſſe 
der daranfloßenden Grundflüde anrepartirten Grundfteuer belaftet werden folle. 

Die Staatsminiflerien des Innern und der Finanzen find mit dem Boll- 
zuge gegenwärtigen Geſetzes beauftragt. 


$. 155. Die Statuten der Actiengefellfchaft für den Bayer. 
Berbindungsfanal zwifchen der Donau und dem Main, fiehe Amtshl. 
vom Sabre 1836, M 18, p. 185. 


Erfte Abtheilung. 
Zwed, Bildung, Dauer und privilegirtes Berpältniß 
der Seſellſchaft. 

$. 1. Seine Königlide Majefät von Bayern haben in Erwägung 
der großen Bortheile, welche aus der Verbindung des Rheins mit der Donau 
durch einen Kanal zwifchen der Donau bei Kellpeim und dem Main bei Bam- 
berg für den Handel und Berkehr hervorgehen, durch ein am 1. Zuli 1834 
unter Zufimmung der Stände des Königreiches erlaſſenes Geſetz, die von einer 
Privatactiengeſellſchaft vorzunehmende Erbauung eines Kanals unter folgenden 
Befimmungen zu genehmigen geruht: 

1. die Erwerbung des in der Linie des Kanals gelegenen und für beflen 
Anlage erforberlihen öffentligen und Privateigentpums fol nad Tit. IV. $. 38. 
der Berfaffungsurktunde und nach den Normen der hierauf fich beziehenden Ber- 
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ordnung vom 14. Auguft 1815, als eine zur Beförberung bes inneren und äu- 
fern Berlehrs dienende gemeinnüßige öffentliche Anftalt behandelt werben. 

2. Den Inhabern der Actien bleiben die KRanalanlagen als immerwähren- 
bes Eigentum. 

3. Der Actiengefellfehaft it für die Erfebung von Kanalgebühren nad 
einem von ihr feſtzuſetzenden Zarif ein Privilegium auf neun und neungzig 
Jahre ertheilt; dieſe Zariffäge folen jedoch ein Drittheil des Betrages ber 
disherigen Randfrachten für die gleihe Wenftrede nach dem Durchſchniltopreiſe 
ihres, nach dem Zeitraum des Gefehes vom 1. Zuli 1834 auszumittelnden 
Standes nicht überfchreiten. 

4. Der Kanal fol zu keiner Zeit mit einer andern Auflage unter irgend 
einer Benennung als mit der auf das Areal desfelben, nach dem Berpältnifie 
ver Bonitätsllaffe der daran floßenden Grundflüde anrepartirten Grundfteuer 
belaftet werben. 

5. Das Königl. Staatsminikterium der Finanzen ift ermächtigt, der Actien- 
geſellſchaft mit dem vierten Theile der für die Ausführung ermittelten Actien« 
ſummen als Actionär beizutreten, in Anwendung der im III. Titel der Ber- 
faffungsurfande $. 6 Abf. 4 enthaltenen Befugniß über die Beräußerung und 
Verwendung des Staatsgutes. 

$. 2. Das Haus M. N. v. Rotpfhild und Sobne zu Frankfurt a. M. 
hat dierauf nad einer Uebereinkunft mit der Königl. Bayer. Staatsregierung 
gegenwärtige Privat-Actiengefellfchaft des Dorau- und Mainkanals gebildet. 

$. 3, Die Wirkſamleit diefer Geſellſchaft erfiredt ih auf die Errichtung, 
das Eigentum, die Benügung und Unterhaltung des Donau- und Mainkanals 
nah Maaßgabe des Gefeßes vom 1. Juli 1834, 

Der Kanal erhält den Namen „Donau» und Mainkanal.“ 

$. 4. Die Königl. Bayer. Staatsregierung hat fi in einer Hebereinfunft 
mit dem Haufe M. 4. v. Rotpfhild und Söhne zu Gunften der Actienge- 
ſellſchaft verbindlich gemacht: 

1. Die Leitung und Ausführung des Kanalbaues zu übernehmen und mit 
der Maximalſumme von acht Millionen fünfmalhundert dreißig tau— 
ſend Gulden binnen ſechs Jahren von der Bildung der Actiengeſellſchaft an, 
nit nur den Bau vollſtändig dergeftallt zu vollenden, daß der neue Kanal 
nach feiner ganzen Länge von Kelheim bis Bamberg im fiebenten Jahre zur 
Schiff- und Floßfahrt ungehindert benüßt werden kann; 

2. auch die nöthigen Flußkorreltionen zur Befeitigung ber Schifffahrtspin« 
derniffe auf dem Baverifhen Tpeil des Maines auszuführen, und wegen ber 
biesfallfigen Koſten in dem einfchlägigen Staatsetats bie geeignete Fürforge zu 
treffen, 

3. den Bau nad jenem Plan vollziehen zu laſſen, welcher dem Geſettz 
vom 1. Zuli 1834 zu Grunde gelegt, und durch die darüber zu Münden im 
Jahre 1832 erfchienene Schrift: „Entwurf für den Kanal zu Berbindung ber 
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Donau mit dem Main, von dem Königl. Oberbaurath Freiherrn v. Pech⸗ 
mann“ bekannt gemacht worden iſt; wobei jedoch keineswegs jene techniſche 
Mopifitationen ausgefchloffen feyn- follen, welche von Setwer Majeſtät dem 
Könige im Laufe der Ausführung, unbefchabet der Richtung und der Dimen 
fionen, und unter Einhaltung der oben unter 1:'befliiumten Marimalfumme 
von 8,530,000' ®ulden, noch etwa angeorbnet werden könnten; 

4. über die Verwendung der Baugelder der Achiengefellfhaft durch bie 
mit der Leitung des Baues beauftragte oberfie Baubepörde von ſechs zu ſechs 
Monaten Rechenfihaft zu geben,’ und die nach vollſtändig vollendetem Bau als 
wirkliche Erfparniß etwa —— Betraͤge an — zu gut gehen zu 
laſſen; | 

5. nach bergeflelltem Bau au bie Erhallung ——— des 
Kanales gegen eine jährliche. Maximalſumme von einmalbundert fünftaw 
fend Gulden, wovon die allenfallfigen Erfparniffe der Gefelfhaft zu gut 
geben follen, für Rechnung der Actiengefellishaft zu Übernehmen. Beihhädig- 
ungen durch Kriegsereigniffe, Erdbeben oder i große Ueberſchwemmungen find 
unter dem erwähnten Marimum: für die Erhaltung nicht begriffen. . Sollte irgend 
jemals die Actiengeſellſchaft vorziehen, die — — ſelbſt zu übernehmen, 
fo ſoll ihr dieſes unbenommen ſeyn. Ferner u; 

6. wird die Staatsregierung, wenn es —— wünſchen follte, 
die Kanalgebühren gegen eine Vergütung von nicht ‚weniger als zwei Prozent 
des Bruttoertrages, welche, nebſt der Verwaltungsart durch Nebereinkunft zu 
beſtimmen iſt, durch ihre Beamten unter Kontrole der Geſellſchaft, und gegen 
Rechnungsablage vereinnahmen laſſen. Endlich wird dieſelbe 

7. für den unwahrſcheinlichen Fall, daß mit Ablauf des angenommenen 
Zeitraumes von. ſechs Jahren der Bau des Kanales nicht! vollendet wäre, bie 
ausgegebenen Actien fernerhin bis zu gänzlicher Herſtellung des Kanals für 
ungehinderte Schiffe und Floßfahrt mit Vier vom Hundert verzinfen, und ben 
Gefammtbetrag jedesmal vor der Berfallzeit an: bas Hand M. Av. Roth⸗ 
ſchild und Söhne koſtenfrei übermachen. 

$. 5. Ueberdies iſt feſtgeſetzt: 

zu $. 1. 6 3., daß alle Pertinenzen und — der Kanalan⸗ 
lagen, in, mit und außer dem Waffer, und alle daraus ſich ergebenden, dem 
Hauptzweck nicht hinderlichen Einkünfte jeder Art Bene: ausfıhließend der 
Artiengefellfchaft zuftehen, und 

zu $.4. 46 1., daß die für ben Ranalbau fegefegten ſechs Jahre vom 1. 
Juli 1836 anfangend gezählt werden, und dieſem mach: ſämmtliche Bauarbei⸗ 
ten am 30. Juni 1842 beendigt ſeyn ſollen, von welchem Tage an, das 
neun und neunzigjährige Privilegium für die Erhebung der Gebühren laufen, 
und mit dem 30. Juni 1941 erlöſchen würde. - 


Der Tarif der Kanalgebühren und der Anfang: ihrer: Gchtun wirb auf 
Antrag der Geſellſchaft durch. die. Staatdregierung bekannt gemacht werden. 
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$. 6, Zur Beauffihtigung: und Leitung bes Baues, auf Grunblage bed 
F. 4 M 2 näher bezeichneten : Baupland wird die. Staatsregierung eine eigene 
Ranalbauinfpeltion in der Stadt: Nürnberg niederfeßen, welche unmittelbar. der 
zu Münden beftepenven Königl. oberſten Baubehörde untergeorbnet if. 

Die Baubeamten der Staatsregierung beziehen wie bisher ihre Beſoldungen 
aus der Staatskaſſe, der fich bei dem Kanalbau ergebende Mehraufwand für 
tehnifche Funktionen wird aus der $. 4. 46 2 bezeichneten Baufumme -beftrittem 

$. 7. Die Stadt Münden: wirb für etwaige Rechtöftreitigkeiten als. Wohns 
ort der Geſellſchaft beſtimmt. Der Sit des Ausfchuffes wird bis zu Eröffnung 
des Kanals. in Frankfurt a. M.:feyn, nachher aber durch bie —————— 
lung beſſimmt werben. 

$. 8. Dem Banquierhaufe der Herren M. 4. v. Rothfqhild und Söhne 
zu Srankfurt a. M. werben fämmtliche .bei der Gefellfchaft während berem 
Dauer vorkommende Geldgefchäfte übertragen, und es hat foldhes alle ihm zu⸗ 
gewiefenen Einnahmen und Ausgaben, bie legten aud: den ihm zür Dispofition 
geflellt werbenden Fonds ohne Unterſchied des Ortes ‚auf Koften der Gefellishaft 
ju bewirken. - Doch bleibt nach Vollendung des. Baues ſowohl der Geſellſchaft, 
als auch dem genannten Banquierbaufe vorbehalten, vorbezeichnete Berhältnifie 
zu allen Zeiten nach fechsmonatlicher Rünbung aufzuheben. 

Zweite Abtheilung. 
le ber Gefeltfhaft und Rechtsverhältniſſe der Ac« 
; tionäre, 

6.9. Das — Aetienkapital der Geſellſchaft beſteht aus zehn 
Millionen Gulden im vier und zwanzig Guldenfuß, vertheilt in zwanzig⸗ 
taufend mit fortlaufenden Rummern — Actien, Me zu fünfhun— 
dert Gulden. 

Diefer Kapitalfond it beftimmt, zu dem «ofen ber Errichtung des Kanals, 
zur Dedung der aus den Actienfonde während der ſechs Baufahre zu befirei- 
tenden Zinfen, und zu den Koſten, welde zufolge der zwiſchen ber Königl. 
Bayer. Staatsregferung und dem Haufe M. 4. v. Rothſchild und Söhne 
abgefchloffenen Uebereinkunft auf Bildung der Gefellfchaft zu verwenden waren. 

6.10, Die Einzahlungen werben von den Actieninhabern an das Haus M. A. 
v. Rothſchild und Söhne terminweife bis zu dem 15, Dezember 1837. ge⸗ 
leifiet. Für jede eingezaplte Nate beginnt die Berzinfung, zu vier Prozent 
jährlich, vom Tage der Einzaplung an; fie wird palbjäprig geleiftet. Jedem 
Actieninhaber if freigeſtellt, mehrere Raten, oder auch die ganze vom ihm uns 
terzeichnete Actienſumme -vorauszubezahlen ; in- welchem Falle die Berzinfung 
der ganzen — Summe vom Tage der gefchehenen Zahlung zu laufen 
anfängt. 

$. 11, Das Haus M.A v Rothfchild und Söhne hat aus den einge⸗ 
zahlten Actienbeträgen nach und nach, innerhalb ver ſechs Baujahre, und im 
Gemäßpeit ver Behimmungen 'des.$: 47 diefer Statuten, jene Summe. bis zu 
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den Marimalbeirage von 8,530,000 Gulden , nach Nürnberg , ‚oder wohin es 
fonft verlangt wird, zu überantworten, weldhe der Kanalbau nah dem Maaße 
feines Fortfchreitens allmäplig in Anfprug nimmt, und bie ihm von der dor⸗ 
tigen Kanalbauinfpektion von ſechs zu ſechs Monaten werben angezeigt werden. 

$. 12. Wegen verzindlicher Anlage der bei dem Haufe M. A, v. Rot 
fhild und Söhne gegen die Eertifitate bereits eingegangenen und Fünftig 
eingehenden Actieneinfchüffe, hat ſich der Geſellſchaftsauoſchuß fofort nach feiner 
Konftituirung mit gedachtem Haufe vorläufig zu verfländigen. Definitive Ber: 
einbarungen hierüber find der Generalverfammlung vorbehalten. 

$. 13.. Am 30. Juni 1842 wird die Rechnung über die gefammten nad 
$. 9 aus den Kapitalfonds zu befireitenden Ausgaben abgefchloffen, und von 
der Geſellſchaft über die Berwendung des Ueberſchuſſes verfügt, welden, mit 
Einſchluß der angefallenen Zinfen ($. 12.), dann der etwaigen Zwiſchennutz⸗ 
ungen einzelner Theile des Kanals während der Bauzeit ſich etwa. ergeben wird. 

6, 14. Die Actien werden nach dem, in ber erfien Generalverfammlung 
zu entwerfenden Formular ausgefertiget und gegen Rüdgabe der von dem 
Haufe M. A. v. Rothſchild und Söhne unter dem Datum vom 15. Dezem⸗ 
ber 1835 andgefertigten Eertififate oder Interimsfcheine, auf dem Büreau des 
Ausfchuffes zu Frankfurt a. M. ausgeliefert. 

Sie lauten, je nachdem die Actionäre ed verlangen, entweder auf jeden 
Inhaber (au porteur) oder auf beflimmte Namen. 

Dem Actionär flieht zu jeder Zeit frei, feine Namenactie in eine Inhaber 
actie und umgekehrt, durch die Ausfteller umwandeln zu laſſen. Ueber die 
Namenactien wird auf dem Büreau des Ausfchufles ein NRegifter geführt, in 
welches die von Zeit zu Zeit erfolgenden Ummwandlungen der Namenactien in 
Snpaberactien, und umgelehrt einzutragen find. Der Ausfhuß hat zu beftim- 
men, ob und welche Gebühren für folhe Umwandlung der Actien zu entrich⸗ 
ten find, 

Schadhaft gewordene, doch im Wefentlichen noch leſerliche Actien lönnen 
auf dem Büreau des Ausfchuffes gegen neue von gleihen Nummern foftenfrei 
umgetaufcht werben. 

- -$ 15. Der bloße körperlihe Beſitz einer Inhaberactie, Iegitimirt bei der 
Gefellfhaft den Borzeiger zu dem Genuß der gefellfchaftlihen Rechte und 
Bortpeile. 

6.16. Im Verhältniß zu der Gefellfchaft find die Aetien untpeilbar. Wird 
eine berfelben Eigentpum mehrerer Individual» oder moralifcher Perſonen, fo 
haben diefe untereinander ſich darüber zu verfieben, welcher von ihnen, der Ge- 
fellfchaft gegenüber, fie insgeſammt zu verireten hat. : 

$. 17. Das Eigentyum der Namenactien fann dur bloßes darauf ge- 
fhriebenes Indoſſement, ohne weitere Förmlichkeit, auf Andere übertragen 
werben; ed muß aber ber Cedent, oder in Exbfrhaftsfällen der Erbe, und zwar 
biefer beglaubigt, durch das kompetente Gericht dem. Büreau ber Gefellichaft 
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die Hebertragung fchriftlih anzuzeigen, um..auf. vem Regifter der Namenactiem 
vorgemerlt zu werben. | 

5. 18. Unter einen Umfländen haftet. die Gefellichaft für Unrichtigkeit ber 
Indoffemente, oder für Unterfchleife oder Berunireuungen , welche mit Namen 
oder Inhaberactien vorgehen. 

$. 19, Actionäre, welche bis zu Ablieferung der Actien einftweilen Eer- 
tifate (Interimsſcheine) von dem Haufe M. A, v. Rothſchild und Söhne 
erhalten ($. 14.) und folche vor Leitung der darin feflgefeßten Terminzapl- 
ungen an andere abgetreien . haben, haften nichts deſſo weniger für ſolche 
Zahlungen, und. bie etwa deßhalb zu entrichtenden Berzugszinfen, falls ihre 
Ceſſionäre oder deren Nachfolger damit in Rüdftand bleiben. 

$. 20. Die Gefelfchaft nimmt auf die von ihr ausgegebenen Namen ober 
Inhaberactien weder: Amortifation — noch Arrefigefuche an. 

Zu Berluft gegangene Namenactien können, nad den für Bayer. Staats» 
papiere beftehenden Geſetzen, von den Gerichten amortifirt werben. 

Im Falle einer folhen Amortifation werden an der Stelle der amortifixten 
Ictien neue Actien von dem Ausfchuffe abgeliefert. 

5. 21. Für Berbindlichkeiten der Gefelfchaft haftet jeder Actionär nur mit 
feinem Antheil an dem Gefellfchaftsvermögen. 

6, 22, Die Zinfenzaplung wird, während der Dauer bed Kanalbaues und 
fo lange nicht nach den $. 8 gemachten Vorbehalten, andere Defimmung ge» 
troffen ift, palbiährig am 15. Juni und 15. Dezember, gegen Ablieferung der 
Zinfenabfchnitte, opne Abzug geleiftet, noch der Wapl der Inhaber entweder zu 
Branffurt a, M. in dem Banquierhbaufe M. 4. v. Rothſchild und Söhne, 
oder zu London bei Herrn R. M. v. Rothſchild, oder zu Paris bei Herrn 
Gebrüder v. Notpfhild, oder in Folge Bereinbarung zu Münden bei der 
Königl. Haupt» Staatsfchuldentilgungsfafie. 

Den Actien werben vorläufig die halbjährigen Zinfen-Coupons für ben 
Zeitraum von ſechs Jahren und eine Anwelfung (talon) auf Erhebung entwe⸗ 
der für den möglichen Fall weiterer Berzinfung neuer Zinfencoupong, ober ber 
zu dem Empfang der Dividenden erforderlichen Abfchnitte beigefügt, 

$. 23. Bon ber Eröffnung des Kanaled an, empfangen bie Actionäre bie 
lhrlide Dividende aus deſſen Netivertrag. Zu dem Ende wird in jebem 
Jahre der Gefammtertrag ded Kanales und feiner Zugehörungen, nad Abzug 
der Koflen und des für den Refervefond beftimmten Theil, unier fämmtliche 
Ictionäre gleichmäßig pro rata vertheilt. Die Zahlung der Dividende gefchieht 
halbjäprig, und ihr Betrag wird öffentlich befannt gemacht. 

6. 24. Die Zefftellung der Provifion und Spefen für Auszahlung ber 
Zinfen und Dividenden von Seite des Banquierhaufes M. A. v Rothſchild 
und Söhne bleibt näherer Uebereinkunft mit der Geſellſchaft überlaffen. 

5. 25. Der Tarif der Kanalgebühren ($. 1. 44 3) wird nad vernom⸗ 
menem Gutachten des Ausfchufles von der Generalverfammlung feftgefellt, und 
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der Königl. Bayer. Staatsregierung zu vorausgehender Einſicht und Prüfung 
nach Maaßgabe der im $. 1 6 3 erwähnten geſetzlichen Beſtimmung vorge 
legt. Das erſtemal geſchieht ſolches wenigſtens u⸗ Le vor gänzlicher 
vder theifweifer Eröffnung des. Kanals. 
Dritte Antheifung. 
Allgemeine Bertretung der Gefellfhaft und oberfie 
Berwaltung ihrer Rnursegenperten. 
Einleitung. 

$. 26. Die Gefanmtheit der Actionäre wird allgemein vertreten, und ihre 
Sozialgewalt wird beſtimmend ausgeübt dur Generalvderfammlungen. 
Derwaltet werben ihre AAUEICHERFEIEN durch einen en oder Verwal⸗ 
tungsrath, 

Erſter Abſchnitt. ——— 

6. 27. In jedem Jahre wird zu Frankfurt a. M. während der Herbſtmeſſe 
eine Generalverfammlung der Actionäre gehalten. Der Tag des Zufammen- 
tritts wird wenigftens ſechs Wochen vorher von dem‘ Ausſchuſſe in ven nad 
$. 50 zu beftimmenden öffentlichen Blättern angezeigt. 

Bei wichtigen Beranlaffungen kann berfelbe au he Omrral- 
verfammlung einberufen, 

$. 28, Berechtigt, in Perfon oder durch einen Ohejtofchottmäntigten, 
cum libera, in der Generalverfammlung zu erfcheinen, und an ber Berathung 
und den Befchlüffen mit entfcheidender Stimme Teil zw nehmen, ift jeder Be 
fier von fechs auf feinen Namen Iautenden Actien. Wer zwölf folder Actien 
befigt, iſt zu zweifacher, der Befißer von achtzehn zu dreifacher, von vier und 
zwanzig zu vierfacher, von dreißig zu fünffacher, von ſechs und dreißig zu ſechs⸗ 
facher Stimmengebung befugt. Wer mehr als ſechs und dreißig Namenactien 
befist, ift zu mehr als fehs Stimmen nicht berechtigt. Die aus den Actionären 
erwählten Mitgtieder des Ausfchuffes haben bei ihrem Beſitz der fatutenmäßigen 
Anzahl von Actien, Stünmrecht auch in der Generalverfammlung, doch nicht 
bei Fragen, welche die Befugniffe oder Obliegenpeiten, oder die zeitherige Ger 
ſchäftsführung des Ausſchuſſes im Ganzen oder einzelner Mitglieder besfelben 
betreffen. Der Königl. Staatsregierung bleibt vorbehalten, einen eigenen Be: 
vollmächtigten zur Ausübuug des wegen Actienbefiges ihr zuſtehenden € Stimmen« 
rechtes in der Generalverfammlung zu ernennen, 

$. 29. Ein Spezialbevollmächtigter, welcher mehr als einen Actionär ver 
tritt, Hat für jeden feiner Bollmachtgeber die demſelben gebührende Abftimmung; 
doch kann er mehr als drei Actionäre gleichzeitg nicht vertreten. 

$. 30. Die Legitimation der zur Theilnahme an der Generalverfammlung 
fh Anmelvdenden erfolgt fpäteftens am Tage vor Eröffnung der Sitzung auf 
dem Büreau des Ausfchuffes, welcher darüber ein Protokoll zu führen bat, 
worin die Nummern der vorgezeigten Namenactien anzumerken, und welchem 
die eingereichten Spezialvollmachten als Beilagen beizufügen ſind. Jeder ſich 
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Anmeldende hat nachzuweiſen, daß die von ihm vorgezeigten Actien auf das 
wenigfte ſechs Monate vor der Generalverfammlung auf feinen oder feines 
Erblaffers Namen gefchrieben waren. 

$. 31. Die erſte Situng jeder Generalverfammlung: eröffnet, als Ehren⸗ 
präfident, der erfie Direktor des Ausfchuffes, oder in deſſen Abmwefenpeit ber 
zweite Direktor desfelben. Das Prototoll in diefer Sigung führt, nach der 
Wahl des Ausfchufles, entweder eines von feinen Mitgliedern, oder ein bei 
diefem Büreau angeftellter Beamter. 

Der Eprenpräfivent verliest die Lifte der Tegitimirten Mitglieder der Ge» 
neralverfammlung, und die von dem Ausfchuß feftgefeßten Propofitionen, welche 
die Verſammlung durch eigene vermehren kann. 

Hierauf veranlaßt derfelbe die Berfammlung zur Wahl (nach Stimmen» 
mehrheit und durch gebeime Abftimmung auf Stimmzetteln) zuerſt eines Prä- 
fiventen und Stellvertreters, dann zweier Sekretäre aus den Mitgliedern ber 
Berfammlung, oder aus den Beamten des Ausſchußbüreaus, endlich eines Ge» 
neraltomitis.der Berfammlung , beftehend aus einem Direftor und vier Bei» 
ſihern nebft zwei Subflituten,. Nicht wählbar zu allen diefen Stellen find die 
Borftände und Mitglieder des Aueſchuſſes. 

$. 32. Nah Bollendung biefer Wahlen üsernimmt der gewählte Präfident 
ben Borfig und die Leitung der Gefchäfte. Die Propofitiönen, die Vorträge, 
bie Berathungen und Befchlußfaffungen gefchehen in dem Plenum der Berfamm» 
lung. Die Prüfung und Vorbereitung der Gegenflände jeder Art, dann ber 
Bortrag derfelben an die Berfammlung mit Gutachten, fönnen an das General. 
lomit£ verwiefen werden, einzelne Gegenflände auch, wenn es für gut erachtet 
wird, an dazu befonders erwählte Spezialfommiffionen, Borfchläge und Anr 
träge des Ausfhufles fommen unbedingt, jene von Mitgliedern der Verſamm⸗ 
lung nur dann zur Berathung, wenn die Berfammlung folches beichließt, 

$. 33. Die Faffung der Beichlüffe und die Wahlen der Ausfchußmitglieder 
($. 31) werben beſtimmt durch Stimmenmeprpeit: der anwefenden Mitglieder 
der Berfammlung. 

$. 34. Hauptgefchäfte jeder Generalverfammlung find: die Beratpung 
und Beirhlußfaflung über etwaige, die Legitimation der Theilnehmer betreffende 
Anfände, über den Bericht, welchen der Ausſchuß von -feiner Gefhäftsführung 
an fie zu erftatten, die Oberrevifion, Monirung und definitive Anerfennung ber 
Rechnung des vorigen Jahres, welche derfelbe ihr vorzulegen bat, die deſinitive 
Seftfegung der Dividende. ($. 23) und der Tantieme für den Refervefond (5. 
44) und bie Wahl der Mitglieber des Ausfchufles für das folgende Jahr, 
Ueber die drei erflien Gegenftände läßt fie ſich Bericht und Gutachten erftatten 
von ihrer ©eneraltommiffion. Der erſten Generalverfammlung insbefondere 
liegt ob, die Errichtung eines Regulativs über die Gefhäftsführung des Aus⸗ 
ſchuſſes, über das Honorar feiner Mitglieder, über die Beſoldungen der bei 
deſſen Büreau und fonft im Dienft der Geſellſchaft Angeftellten, über - die 
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Büreaufoften des Ausfchufies ($. 42), über die. jährliche Dividende und über 
den Refervefond ($. 44). 

$. 35. Alle Mitglieder der Generalverfammlung haben, während der 
Dauer berfelben, bie Befugniß, auf dem Büreau des Ausfchufles von deſſen 
Büchern, Protofollen, Rechnungen und fonftigen Gefchäftspapieren Einficht zu 
nehmen. 

$. 36. Die erfie Generalverfammlung der Actiengefellfhaft wirb einen 
Monat, nachdem diefe Statuten die Genehmigung der Königl. Bayer. Staats 
regieruug erhalten haben, durch eine Bekanntmachung des Banquierhauſes M. 
A. v.Roipfhild und Söhne zufammen berufen werden, Da aber in diefem 
Zeitraume noch keine Actien, fondern nur Eertifitate über verlangte und bewil« 
ligte Actien ausgegeben ſeyn werben, fo find nur foldhe Inhaber von Eertifi- 
faten für einberufen und zur Theilnahme an ber, Generalverfammlung für 
qualifizirt zu achten, welche auf den Grund ber, der. Königl. Bayer. Staats» 
regierung vorgelegten Subfcriptionsliften, die nach $. 23 erforderliche Zapl von 
Eertifitaten von dem genannten Banquierhaufe erhalten, oder durch Ceſſion er⸗ 
worben haben, und biefelben vor iprem Eintritt in die Generalverfammlung 
vorzeigen. 

$. 37, Als Bertreterin der Geſammtheit der Actionäre ift die Generalver- 
fammlung befugt, zur Erweiterung, Aenderung und autpentifen Auslegung 
diefer Statuten, Es bedürfen aber folche der Beflätigung der Königl. Bayer. 
Staatsregierung. 


Zweiter Abſchnitt. Ausfhuß. 

$. 38, Die Angelegenheiten der Gefellfehaft werden durch einen Ausſchuß 
verwaltet. Diefer Ausfhuß hat in Frankfurt a. M. feinen Sit, und beftept 
aus folgenden fieben Perfonen: 

a) aus einem erflen Direktor, 

b) aus einem zweiten Direltor, 

ce) aus einem Bevollmächtigten der Königl. Bayer. Staatsregierung, 

d) aus vier Ausfchußmitgliedern. 

Erfier Direktor ift einer von den Chefs oder Aſſociés des Banquierhaufes 
M. A. v. Rothſchild und Söhne, welchen dasfelbe für die Dauer eines Jahr 
red ernennt. Die Generalverfaumlung wählt aus den Actionären durch ge- 
heime Abflimmung fünf Ausfchußgmitglieder, welche aus ihrer Mitte den zweiten 
Direktor nah Stimmenmehrheit wählen. Auf gleiche Weife werden gleichzeitig 

zwei Suppleanten erwäplt, welche zum Eintritte in den Ausſchuß für den Fall 
befiimmt find, wenn Mitglieder desfelben aus irgend reiner Urſache an deſſen 
Geſchäftsführung nicht Theil nehmen können. 

Jedes Ausfchußmitglied (den Bevollmächtigten ber Staatsregierung aud- 
genommen) muß im Befiße von wenigftens ſechs auf deſſen Namen lautenden 
Actien feyn, welche das Ausſchußmitglied, fo lang basfelbe feine Funktionen 
beibehält, nicht abireten darf. 
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$. 39. Alljährlich fcheidet aus bem Ausfchuß eines der fünf gewählten 
Mitglieder. Im den erften fünf Jahren nach Konftituirung des Ausfchuffes ber 
ſtimmt fi diefer Austritt dur das Loos, fpäter aber durch die Anciennität 
der Ernennung. 

Die Ausfchußmitglieder, welche nach dem Loos oder Dienftalter austreten, 
tönnen fogleich wieder gewählt werben. 


$. 40. Die Beratfungen des Ausſchuſſes gefhehen unter dem Vorfige und 
der Leitung des erfien, oder in deſſen Abwefenpeit oder Verhinderung des zwei⸗ 
ten Direktors. Sind beide Direktoren verhindert, fo übernimmt das im Dienfte 
ältefe, oder bei gleihem Dienflalter das nach den Lebensjapren ältere Mitglied 
den Borfiß. 

Es bleibt dem Audfchuffe überlaffen, eine befondere Gefhäftsorbnung zu 
errichten und proviforifch zu befolgen, biefelbe foll der nächſten Generalver» 
fammlung zur Genehmigung, Bervollfländigung oder Abänderung vorgelegt 
werben, 

Zu Abfaffung eines gültigen Befchlufies if immer die Anweſenheit von 4 
Mitgliedern, mit Einfluß der Borfißenden, erforderlih. Die Befchlüffe wer» 
den nach Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Gleichheit der Stimmen entfcheidet bie 
des Borfißenden. Leber jede Situng wird von dem Gefretär ein Protokoll 
abgefaßt, welches die anmwefenden Ausfchußmitglieder unterfchreiben, 

Bei jeder Generalverfammlung werben bie Protokolle des vorhergehenden 
Jahres zur Einfiht aufgelegt. 

$. 41. Dem Ausfchuß gebührt die Anftellung der Beamten und Diener 
der Gefellfchaft. 

Das Sefretariat wird von einem der Mitglieder des Ausfchuffes beforgt. 
Indeſſen fieht dem Ausfchuß frei, dieſes Gefchäft einem eigenen befoldeten und 
der Geſellſchaft verpflichteten Sekretär aufzutragen, welcher auch die Regiftra- 
turgefhäfte zu beforgen hat. 

Auch kann der Ausſchuß, nah dem etwa eintretenden Bebürfniß, ein fürm- 
lihes, mit dem nöthigen Perfonal verfehenes Düreau errichten, an deſſen Spige 
der fo eben erwähnte Sekretär und Regiſtrator zu flellen wäre. 


$. 42. Die Befoldungen der bei dem Büreau des Ausfchufles und fonft 
im Dienfte der Gefellfchaft Angeftellten werden von der Generalverfammlung 
feſtgeſetzt. 

Derſelbe hat auch für die Büreaukoſten jährlich eine Maximalſumme zu 
beſtimmen. 

Die Beflimmung, ob und welche Kautionen die Büreaubeamten zu leiſten 
haben, bleibt dem Ausſchuſſe überlaſſen. 

$, 43. Der Ausſchuß repräfentirt die Geſellſchaft gegen Dritte; doch find 
deffen Mitglieder diefem wegen ihrer Gefchäftsführung perfönlich nicht ver⸗ 
pflichtet. 
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Sie haben Anfprurh auf eine angemeffene Entfpädigung, worüber die Ge⸗ 
neralverfammlung das Nähere beflimmen wird. 

$. 44. As oberfie Berwaltungsbehörbe der Gefellfchaft: führt der Ausfchuß 
die Aufficht über die Gefchäftsführung der Beamten der Gefelfchaft, forgt, un» 
ter. Auffiht der Generalverfammlung und der Oberaufficht der Staatsregierung, 
für Erhaltung und beftmöglichfte Benügung des Kanalunternepmens, vertritt 
bie Intereffen ber Actiengefellihaft in flreitigen und nichifireitigen Fällen, prüft 
die Boranfchläge nnd revidirt und juftifizirt- die Rechnungen über Einnahmen 
und Ausgaben, fowopl während des Baues, als auch nach Eröffnung: und wäh 
rend ber Benußung bes Kanals, 

Derfelbe fonkurrirt bei den Unterbandlungen über Schäßungen und eiwar 
igen Wiederverkauf des zum -Behufe des Kanalbaues zu erwerbenden Grund» 
eigentpums u. f. w. burch einen am Sitze ber Kanalpauinfpeition aufzuflellen» 
ben Bevollmächtigten, unbefchadet jedoch der durch das Geſetz vom 1. Juli 1834 
gegebenen Befugniß zu unverzögerter Befigergreifung des für den Bau von 
der Kanalbauinfpeltion als nöthig bezeichneten Grundeigentpums, 

Er beruftdie Generalverfammlung in der oben ($, 27) angegebenen Weiſe, 
legt derfelben den jährlichen Rechenfcpaftsberiht vor, von welchem fobann auf 
bem Büreau des Ausfchuffes Einfiht zu nehmen, allen Namenactionären- freis 
ſteht, und flellt die Anträge, welche zur Befchlußnafme der Generalverfamm- 
Jung fih eignen. Sobald der Kanal, nah völliger oder theilweifer Bollen- 
dung besfelben, einen zur Bertheilung unter die Actionäre fih eignenden Er- 
trag Liefert, beftimmt der Ausſchuß jährlich die Dividende und die Tantieme für 
den Refervefond, welcher für außerordentliche, die Geſellſchaft treffende Ausga- 
ben zu bilden iſt; doch beide in Gemäßpeit des von der Generalverfammlung 
au errichtenden Regulativg, und mit Borbehalt ihrer Genehmigung. 
945. Die zum Kanaldau und zu Beftreitung der Zinfen und Koften bes 
Unternehmens befimmten Fonds können durch feine Berfügung des Ausfchufies 
ihrem Zwede entzogen werden, 

$. 46. In Münden, Nürnberg, Regensburg, Paffau, Bamberg, und mp 
es fonft für nöthig erachtet wird, können von dem Ausſchuß, mit Vorbehalt der 
Genehmigung der Generalverfammlung, korrefpondirende Mitglieder der Gefell- 
fhaft aufgeftelt werden, die als Agenten derfelben wirken. Auch kann bie Ge⸗ 
ſellſchaft Ehrenmitglieder des’ Ausſchuſſes ernennen, 

$. 47. Die Königl. Kanalbauinſpektion in Nürnberg wird mit Anfang 
jeden Semeſtets die Boranfchläge der Bauloften an die Königl. oberſte Baube 
hörde einfenden, welche biefelbe, nach gefchehener Prüfung, ſowohl ven beiden 
Staatsminifterien des Innern und der Finanjen vorlegen, als auch an den 
Ausſchuß der Gefelfchaft gelangen laffen wird, damit -diefer ſodann das Haus 
M; AU von Rothſchild und Söpne-in Frankfurt zur, Zahlung: der nöthigen 
Geldfummen aus den Actienfonds exmächtigen könne. 


Am Schluffe jeden Halbjapres wird die Baurechnung von der Kanalbau⸗ 
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infpeltion geflellt und von ber oberfien Baubehörbe- geprüft. Ausfertigungen 
davon mit dem Beſcheide der Königl. oberfien Baubehörbe, werben den Königl. 
Staatsminifterien des Innern und der Finanzen, fowie dem Gefellfchaftsaus- 
fhuß übergeben. 

Diefem ſteht die Einficht in die Buchführung der Kanalbauinfpeltion jeder- 
zeit offen. 

Ä Vierte Abtheilung. 
Berfhiedene Beftfimmungen, 

$. 48. Entſtehen Streitigkeiten zwiſchen Actionären und dem Ausfchuß, 
oder zwifchen den Ausfhuß und der Generalverfammlung, oder zwiſchen ihnen 
oder einzelnen Artionären, als folgen, und dem Banquierfaufe Rothſchild, 
fo find diefelben zu München zu entfcheiden, durch zwei dort wohnhafte Schieds⸗ 
richter, von welchen jede der Partheien einen zu ernennen hat. Sind die Mei« 
nungen diefer Richter getheilt, fo wird von ihnen das Wechfel- und Merkantil⸗ 
gericht zu München um Ernennung eines Dritten erſucht, und es erfolgt dann 
die Entfcheidung nach Stimmenmehrheit. Auch dann, wenn eine Parthei die 
Ernennung eines Schiedsrichters verweigerte, hat an ihrer Stelle das Wechfel- 
und Merkantilgeriht anf Erfuchen der anbern Partheien einen zu ernennen, 
Diefe Schiedsrichter uriheilen als gute Männer ; ihre Sprüche find inappel⸗ 
label und befchreiten die Rechtskraft in dem Augenblide, wo fie den ca 
oder ipren Bevollmädtigten find eröffnet worden. 

$. 49. Streitigkeiten zwiſchen ber Staatsregierung und der Actiengefell 
fhaft, das Kanalweſen betreffend, werden nach den in Bayern beftehenden ver⸗ 
faffungsmäßigen Normen behandelt. Unter feinem Borwande aber foll die 
Zahlung ‚ber: oben. feftgefeßten Maximalfumme für den Bau — die Unterhal⸗ 
tung des Kanales ſuspendirt werden. 

$.50, Alle offentlichen Bekanntmachungen, welche die — 
lung, der Ausſchuß oder das Banquierhaus Rothſchil d au die Actionäre, ale 
oder einzelne, im Sntereffe der Gefellſchaft zu erlaſſen haben, werden in. brei 
der durch die Generalverfammlung zu beflimmenden gelefenften öffentlichen 
Blätter eingerückt. Bon dent Augenblid ihrer Einrüdung an find Re als 
geſchehen und fatutenmäßigwirkfam zu betrachteu. 


$. 51, Briefe, welche die in vorſtehendem Paragraph Genannten an ein» 
zelne Actionäre, als folche-erlaffen, bedürfen keiner mweitern Beſcheinigung, mes 
der der Abfendung, noch des Empfangs, als eines Poftfcheins, worin die Na« 
men bed Abfenders und des Addreffirten und Zeit der Aufgabe enthalten find, 


g. 52. Das Banquierhaus DM. A. v. Rothſchild u, Söhne wird dur 
die gelefenften teutfchen, franzöſiſchen und englifchen Öffentlichen Blätter die Ac⸗ 
tionäre zur Empfangnahme der Statuten einladen, von welchem ——— an 
dieſelben für die Actionäre verbindende Kraft erlangen. 


$-.156.. Unterm 3, Juli 1836, Amtsbl. A 34, p. 398, wurbe 
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befannt gemacht, daß die Benennung Ludwigskanal für den Kanal zur 
Verbindung der Donau mit dem Main, die Königl. allerhöchſte Ge- 
nehmigung erhalten habe. 

— Da die nachftehenden, den Ludwigskanal betreffenden Berords 
nungen und Publifanda größtentheils in den Händen jener find, welche 
ein direktes ntereffe dabei haben, fo wird hier nur auf ſolche hinges 
wiefen: 

$. 157. Königl, Verordnung vom 9. Januar 1842, Amtsbl. 
M. 9, p- 77, die Kanalordnung für den Ludwigskanal betr. 

$. 158. Proviforifcher Tarif der Kanal und Hafengebühren, 
bann ber Krahnen-, Wegs und Lagergebühren in den Häfen und Las 
. gerhäufern des Lubwigsfanals, fiehe Amtsbl. vom Jahre 1843, M 15, 
p- 106, 

$. 159 a. Borfchriften über die Aichung der den Ludwigskanal 
befahrenden Schiffe. vom 25. März 1843, Amtsbl. M 19, p. 137. 

$- 159. b. Bekanntmachung des Königl, Minifteriums des In- 
nern vom 31. März 1843, Amtsbl. M 21, p. 153, den Vollzug der 
Kanalordnung vom 9. Jänner 1812 betr, 

$. 160. Alphabetifche Leberfiht zum provijorifhen Tarif ber 
Kanalgebühren auf dem Yubwigsfanale, Amtsbl. vom Jahre 1843, 
NM. 29, Beilage. Meilenzeiger über die Entfernung der Hafen- und 
Landungspläge am Lubwigsfanale. Amtsbl. vom Jahre 1843, Mi 29, 
Beilage p. VIII. 

$. 161. Reglement der interimiftifchen Verwaltung des Ludwigs⸗ 
kanals vom 3. Juni 1813, Amtsbl, M, 31, p. 249, den Transport 
der Güter vom Kanalhafen bei Nürnberg nach den dortigen Privat- 
magazinen und aus biefen zu dem benannten Hafen betr. 

$. 162. Bekanntmachung des Minifteriums des Innern vom 
29. October 1843, Amtsbl. M, 63, p. 568, die nähere Beftimmung 
bed $. 87 der Kanalordnung bezüglich der polizeilichen Beftrafung 
betr, 

$. 163. Bekanntmachung der interimiftifhen Verwaltung des 
Ludwigsfanald vom 7. November 1843, Amtsbl. M 62, p. 362, die 
Bermittlung zwifchen den Kaufleuten und Sciffern und den Trans— 
port ber Güter von den Kanalhäfen in die Privatmagazine. 


$. 164. Anordnungen ber interimiftifchen Kanalverwaltung vom 
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21. October 1843, Amtabl. Mvi, p. 553, für die Floßfahrt auf dern 
Ludwigskanale u en 


_ Bünfpepnteg Eapitel 
von un d,® ofenmwefen. 
SFandb. 4. Dand, p· 276, 


Erſter Titel. 
— ann 
F. 165. Das Antöbt. N. 36 vom Jahre 1834, p. 391, ent: 
hält nachftehende Ueberſicht über die fubalternen Aemter, Verwaltungen, 
Expeditionen, Briefſammlungen und — der fünf Oberpoſt⸗ 
ämter jen eits des Rheines. 
AM, 3 8b ur a Ä 
Ada. Augsburg. » Babenpaufen. Baierdießen. Biberbach. Buchloe. 
Burgau. Burgheim. Dillingen. Donauwörth. Eurasburg. Friedberg. 
Süßen. Günzburg. Gundelsdorf. Haarburg:.: Höchſtädt. Holzheim. Iller⸗ 
dießen. Immenſtadt. ‚Kaufbeuren, Kempten. Kimrathshofen. Krumbach. 
Landsberg. Lauingen. Lechfeld. Livdau Meitingen. Memmingen, Mexching. 
Nindelheim. Relienbrud. Neſſelwang. Neuburg. Oberdorf. Obergünzburg. 
Röthenbach. Rott. Schongau. Schwabmünden, .. Schrobenpaufen, Stetten. 
Zürfpeim. Weißenporn. Bertingen, . Wolfertoſchwende. ———— 


X Mündem ‘ 
Aibling. Altötting. - Ampfing. Au bei München. Bayerbratin Bont⸗ 
biltbeuern, Berchtesgaden. : Burghaufen. Dachau. Eggenfelden. Erding. 
Fiſchbach. Frabertoheim. Freyſing. Freplaſſing. Fürſtenfeldbruck. Gangkofen. 
Garching. Haag. Hohenlinden,« Holzkirchen. : Ingolſtadt. Inning. Karpf— 
beim. Königsporf. Kreuth. Landshut. Laufen. Sengborf.. Malding. Marktl. 
Miesbach. Mittenwald. Moosburg. " Muahldorſ. Münden. Murnau. 
Neuhaus. Neumarkt a. R. Parsborf. Partenkirchen. Peiß. Pfaffenhofen 
a. J. Pfafſenhofen a. R. Pfarrkirchen. Pornbach. Reichenhall. Roſenheim. 
Sauerlach. Schönrem. Schwabhauſen. Simbach bei Braunau, Starnberg. 
Stein, Steinhöring. Tegernſee Teiſendorf. Tittmoning, Tölß. Traun 
ſtein. Unterbruck. VilsbiburgWaging. Wallerſee. Waflerburg. Beilpelm. 
Beispam. Wolfrathshauſen, : Zorneding. 
—Mürruberg. 
Allersberg. Ansbach. Bamberg. Bayreuth. Veilngries. Berching. 
Berneck. Bugkunſtadt. Eafendorf)" Ereuſen Cronach. Culmbach. Denken⸗ 
dorf. Dielfurt. Dinkelsbühl. Eichſtädt. Ellingen. Erlangen. Eſcheuau. 
Farnbach. Feucht. Feuchtwang. IFreihung. Fremding. Freyſtadt. Fürth. 
Geftees. Gleuſen. Gräfenberg, Grafenwöhr. Grünwald. Gunzenhauſen. 
dartmannspof. Heilsbronn. Herabsud,. Hof. Hollfeld. Kemnath. Klpfen⸗ 


Dr. —— der Brrfaffung 1. 21 
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berg. Kirchenlamig. Kirchenthumbach. Lauf/ Leupoldſtein. Lichtenfels. Mon⸗ 
heim. Münchberg. Neumarkt. Nördlingen. Nordhalben. Nürnberg. 
Dettingen. Pappenheim. Pegnitz. Pleinfeld. Rattelodorf. Röttenbach. 
Roth. Schwabach. Steinwieſen. Sulzbach. Thiersheim. Unterleiterbach. 
Vorchheim. Wallerſtein. Waſſermungenau Veiſſenburg. Weiſſenſtadt. Wem⸗ 
ding. Würgau. Wunſiedel. Zettlitz. 

Regensburg. 

Amberg. Au. Buchhauſen. Burglengenfeld. Caſtel. Cham. Daßwang. 
Deggendorf. Dingolfing. Eglofspeim. Ergolsbach. Freyung. Fürſtenzell. 
Geifenfeld. Grafenau. Hirſchau. Kirn. Kötzting. Landau. Mengtofen, 
Mitterteich. Neukirchen. Neunburg. Neuſtadt a, D. Nietenau. Oſterhofen. 
Paſſau. Pfatter. Pfeffenhauſen. Pilſting. Plaitling. Regen. Regensburg. 
Regenſtauf. Röhrnbach. Röth. Saal. Schambach. Schamhaupten. Schön- 
berg. Schwandorf. Schwarzenfeld. Simbach. Stallwang. Straubing. 
Tirſchenreuth. Tittling. Viechtach. Vilshofen. Bohburg. Waldhaus. Wald- 
münchen. Baldfaffen. Weiden. Wernberg Witſchau. Wörth. Zwieſel. 

Würzbureag“ 

Aſchaffenburg. Brückenau. Burgwindheim. Dettelbar. Dettingen. Elt- 
mann. Emskirchen. Eſſelbach. Euerhaufen Gapbach. Hammelburg. Hap- 
furth. Heſſenthal. Karlſtadi. Kifſingen. Kigingen. Königshofen. Langen» 
feld. Langenzenn. Lengfurth. “Lohr. Mainbernheim. Marktbürgel. Mellrich- 
fladt. Miltenberg. Mötten. Münerſtadt. Neußes. Neuftadt a. A. Neuftadt 
a. S. Obernburg. Oberofipeim. ı Odfenfürt. Opferbaum. Pappenhaufen. 
Pappenheim. Roßbrun. Rothenburg“ Schweinfürt. Sommerspanfen. Uffen- 
heim. Werned, Windsheim. Wirtheim. re 


Zweiter Tilel. 
Sonſtige allgemeine Bit fühängen. 


.$. 166. Königl. Verordnung pom 1. April 1833, Amtsbl. M 

23, p. 225, die Extrapoſtordnung für. ‚das Königreih Bayern, 
umge 

Bir finden Uns allerhöchſt bewogen, die am.t. Mat 1524 erlaffene Ber- 
ordnung, die Beförderung der Neifenden. mit Extrapoft betreffend, außer Wirk⸗ 
ung zu feßen und an deren Stelle die nachſſehende Extrapoſtordnung für 
das Königreih Bayern vorzufchreiben, welche in. den fämmtlichen Kreifen 
Unferes Königreihe — vom 1.-Mai a — — gleichförmig zu be⸗ 
obachten und allgemein zu vollziehen iſt. 

Hienach werdet ihr das Weitere er zu verfügen wiſſen. 


Extrapoſtordnung für das Königreich Bayern. 
$. 1. Die Königl. Poſtſtallhalter find ausſchließend berechtigt, Reiſende 
mittelſt Pferdeablöſung zu befördern. Dieſelben Haben die Verbindlichkeit, eine 
auf den gewöpnlüigen Bedarf ded regelmäßlgen — und der vorkom⸗ 


n ann 
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menden Ertrappfireifenden berechnete Zahl Pferde und Chaiſen zu halten. Die 
Pferde müflen Sämmtlich dienfttauglih, gefund und eingeführt feyn. Hengfte 
bürfen zum Pofldienfle nicht: verwendet werben. Die Poſtchaiſen, das Geſchirr 
ber Pferde und-alles, was zu fiherer und unaufgehaltener Beförderung erfor« 
derlich iſt, ſoll in dienſttauglichem Zuftande erhalten und. flets mit doppelten 
teitfeilen oder Kreuszügeln gefahren werben; die Stangenpferde müffen mit 
Hintergefchirren verfehen feyn. 

$. 2, Die Poftftallpalter find verpflichtet, gegen Entritung der feßgefeß- 
ten Gebühren, zu jeder Zeit, bei Tag und Nacht, zur Bordeꝛung des öffent⸗ 
lichen Dienſtes bereit zu ſeyn. 

Auf frequenten Hauptſtraßen hat die — eines Extra⸗ 
poftreiſenden mit eigener Chaiſe innerhalb einer Viertelſtunde, bei bes 
fellten Pferden innerhalb 5 Minuten zu geſchehen. ze 

Benn aber, auf den Stationen nebft den Pferden auch die Chaifen ge 
wechfelt werden, fo kann felbft gegen einen Längeren Aufenthalt von höchſtens 
sehn Minuten. billiger Weiſe keine Einfprache flatt finden. 

$.3. Wenn:auf einer Pofftation die Pferde bei Ankunft einer Ertrapoft 
im Dienfle verwendet, abwefend find, fo hat der Poſtſtallhalter fish da, wo die 
Lohnkutfcher nach den befiebenden Gefeßen zur Aushülfe verbunden find, zus 
nähft an diefe mit der Aufforderung zu wenden, bie Exrtrapofireifenden- bie zur 
nächften. Station zu beförbern, 

Sollte in dem Orte der Poftablöfung oder in ber naͤchſten ——— teln 
Lohnkutſcher ſich befinden, oder deſſen Pferde gleichfalls verwendet ſeyn, fo hat 
ſich der Poſtſtallhalter zu bemühen, von den übrigen Pferdebeſitzern die erfor⸗ 
derliche Aus hulfe zu erzielen, 

In dieſen Fällen muß das volle Poſt- und Trankgeld den Auspelfern ver⸗ 
abreicht werben, und bie Ortspolizeibehörden haben nach Maaßgabe der be- 
ſtehenden Verordnung auf Anrufen des Pofiſtallhalters oder des Reiſenden die 
Pferdebeſitzer zu dieſer Aushülfe zu vermögen. 

$. 4. Die Extrapoſttaxe wird ‚nach den Zeitverhältniſſen beſtimmt, * 
dieſe Beſtimmungen jedesmal auf allerhöchſten Befehl durch das Königl. Re— 
gierungsblatt bekannt gemacht. Die erweisliche Ueberſchreitung dieſer auch an 
jedem Poſthauſe öffentlich angeſchlagenen Gebühr von Seite des — 
wird. mit einer Orbnungsßrafe, belegt. 

$5.. Das Poſtillontrinkgeld ifl auf 20 kr. per Pferd und — voß 
feſtgeſetzt, wenn die Beförderung ‚mit zwei Pferden ftattfindet. Beſteht die Bes 
ſpannung in mehreren Pferden, ſo iſt für jedes: weitere Pferd 10 fr. auf.bie 
einfache Station mehr zu entrichten; ed empfängt demnad der Poſtillon für 
eine Extrapoſtfahrt: 

auf bie einfache Po. — | and 

mit zwei Pferden  -, . 40 fr. — 
mit drei⸗ — —— 50 Er. , 
- 2ı* 
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mit vier Pferden — 7 Page 27 
mit eh m "17.20 
Im letztern Falle ift diefer Betrag von 1 fl. 20 Pr. für) die zu Verwenden. 
den zwei Poftillone zufammen genommen als tarkräßigee Trinkgeld zu ver⸗ 
ſtehen. Eine Mehrforderung an Trinkgeld von Seite des RER" an den 
Reifenden wird mit Dienflesentlaffung beftraft. 
$. 6. Für die Pofchaifen, wenn deren an Reiſende te weden⸗ And 
folgende Beträge zu entrichten : | 
a) für eine unbedbedte Kalefche 
auf 1/, oder 3%, Poſt 2 20 Et. 


auf 1 oder 1%/, Po 930 ii 
auf 11, Po 0 trl 
auf 1%, oder 2 Poſten A4s fr. 


b) für eine in Riemen oder Federn BERN datb oder ganz 
gededte Poſtchaiſe 


auf oder 3, Poft Ä | 136 fi 
auf 1 oder 1'/, Poſt 448 Ir· 
auf 11/, Poſt ! 1 no 
auf 1%, oder 2 Poſten | if. 12 m 


$. 7. Für das Schmieren der Pofſtchaiſen find 12 fr, zu entrichten. Eben 
foviel bezahlen jene Reifende, welche mit eigenen — reiſen, in dem Falle, 
wenn fie diefe fchmieren Taflen. 

Liefert aber der Reiſende das Schmiermaterial ſenn, ſo Vai diefer dem» 
jenigen, welcher das Schmieren beforgt, für feine Bemühung &fr. zu entrichten. 

Die Poftftalpalter haben die Reifenden gegen "ungebübrliche- Forderungen 
der Dienfuntergebenen nachdrücklichſt unter Selbfiverantwortung zu ſchützen. 

$. 8. Der Reifende if verbunden, Poſtchaiſen und Schmiergeld vor 
Der Abfahrt zu bezapfen, und der Poflftallbalter muß auf Verlangen über 
die von dem Reifenden geleiftete Bezahlung eine (ungeflempelte) Quittung aus- 
ſtellen. Das Trinkgeld iſt der Neifende nur erſt nach zurüdgelegter Station 
und an den Poflillon zu bezahlen ſchuldig, Ber Kon auf die Station ge» 
bracht bat. 
“69 Um den läftigen Aufenthalt zu befeitigen, welchen die Ertrapoftrei« 
fenden durch die bisherige Erbebungsweife ver lokalen Brüden- und Pflaſter⸗ 
zölle unterworfen waren, wird verordnet, daß ſolche jeder Poſtſtallhalter für den 
Bereich feiner Station nebfl dem Poflgelde vom Reifenden zu erheben babe, 
und dagegen auch diefe ge'eiftete Zahlung auf der im vorflehenden $. gedachten 
Quittung vorgetragen feyn müſſe. 

Auf Berlangen find die Pflafter- und Brüdengoltarife vorzuzeigen. Kerner 
bat jeder Poſtſtallhalter ein Journal über die Ertrapoftreifenden zu führen, im 
welchen die Befpannung und Pferdezapl genau angegeben iſt; die Poſtillone 
haben auf dem Zurüdritte die Zölle gegen Empfangnahme der Voletten an bie 
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Zollßationen zu Mablen; die leer zurũckgehenden Poſtpferde aber find von die 
fen Gebühren: frei. i 

$: 10. Die EN regulirt ſich nach der Beſchaffenheit der Wege, 
der Wägen, der Zahl: der Perſonen und nach dem Umfange und m 
Schwere des Gepädes. 

‚Man: unterfcheidet hauffirte und nicht hauffirte Wege. 
Den Chauſſeen werden gleich geachtet gute, ebene Bizinalwege bei trodener 
Bitterung und feſte Froftbahnen, | 

Im Allgemeinen beſtimmt die nachflehende Tabelle die Säle, in weißen 
mehr als zwei Pferde vorzufpannen find. 


A. Halb gededte offene Reifewägen. 


Der Nelfenden 
— Auf Straßen. 


Gepäd. 


Pferdes 
zahl. 


mit zwei Koffer nicht hauffirt 

mit einem Koffer nicht hauffirt 

mit zwei S Koffer | dauffirt 

wit einem oder awet Koffer chaufſirt 

ohne Koffer nicht hauffirt 
f mit einem oder zwei Koffer nicht hauffirt: _ 


6] mit einem oder zwei Koffer bauffirt 
B. In ganz gededten und in gefchloffenen Reifewägen. 


2 mit oder obne Koffer nicht hauffirt 
mit einem oder zwei Koffer chauſſirt 
mit einem oder zwei Koffer AH nicht hauffirt 


J ohne Koffer chauſſirt 
4 





—— 


4 |mit einem oder wei Koffer bauffirt oder nicht 
5 | ohne Koffer cbauffirt oder nicht 


—— mit Koffer dauffirt oder nicht 








$. 11. Cabriolet oder zweirädrige Chaifen muß der Poftillon reitend 
befördern, ohne eine höhere Tare, oder ein höheres Trinkgeld anfprechen zu 
dürfen; wenn ſolche aber mit zwei Reifenden befegt find, einen Koffer und eine 
Bade führen, müffen drei Pferde angefpannt werden. Große, am Borberge- 
Relle der Wägen angebrachte, gepadte Magazine, deßgleichen fogenannte Baches 
und große Felleifen oder Bettfäde kommen rüdfihtlid der Beſpannung wie 
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Koffer in Anſchlag. Zwei große gepackte Mantelfäde finds für einen Koffer zu 
rechnen. Ein Kind unter 10 Jahren iſt nicht in Anſchlag zu bringen, zwei 
Kinder aber unter 10 Jahren, ſowie ein Kind‘ über 10 Fahre, find für (einen 
Neiferidem zu rechnen, Die Angaben der Reifenden über das Klee folper Kin: 
der follen genügen. 

$. 12. Die Perfon des Poſtillons wird niemals gezählt. Bei vierrädrigem 

Fuhrwerke gebührt dem Poftilfon, fobald die Belpannung nur für zwei Pferde 
geeignet ift, ein Si auf dem Wagen (Bod). Iſt kein Platz für ihn da, fo 
muß der Reifende ein drittes Pferd nehmen. Der Poftillon darf, wenn er von 
dem Wagen aus fährt, nur mit ausdrüdlicher Erlaubniß des Neifenden Tabat 
rauchen, und wird den Sattel dem Handpferde — niemals aber auf den 
eigenen Wagen des Reiſenden aufbinden. 
S. 13. Bei ſehr tiefem Schnee regulirt ſich bie — für alle nicht 
auf Schlitten geſetzte, oder auf Kufen geſtellte Chaiſen und Reiſewägen auf die 
Weiſe, wie bei nicht chauſſirten Wegen. Die ſtärkere Beſpannung auf nicht 
Mbauffirten Wegen tritt nur dann ein, wenn die ganze Strecke von einer Pofl- 
ſtation zur andern vder der größte Theil diefer Strede nicht chauffirt iſt, 
ober/auc der Wagen die Spur nicht hält. Der Vorſpann bei hohen Gebirgen 
iſt unter diefer Beſtimmung nicht begriffen, vielmehr bei den Stationen, wo fie 
nad vorliegender Bewilligung einzutreten hat, noch befonders zu nehmen. 

- 6, 14. Die Regel, daß die Reifenden mit der nämlichen Anzahl Pferde, 
mit welcher fie angefommen find, weiter befördert werden follen, ‚ann weder 
von den Reifenden gegen die Pofftallhalter, noch von; diefen gegen die NReifen- 
ben zum Abbruche der gegebenen Beſtimmung $. 10 angeführt werben, 
8.15. Auf. hauffirten und nicht fehr. bergigten Straßen. — wenn biefe 
nicht durch Witterung oder andere Umftände verborben find, — die Hinberniffe 
eines fchleunigen Fortkommens nicht ganz augenſcheinlich den Poftilon von 
feiner Verbindlichkeit abhalten, der Wagen nah dem — ——— 
nicht überlaſtet iſt, müſſen die Extrapoſten in der Regel auf: 

1, Poft in Hr Stund, 
* Poſt in 1% n 

1 Poſt in 13, „ 
1'/, Poſt in 2 „ 
115 Poft in 2, 
1%, Vor in3 
2 Poſt in di, u. 

gefahren werben. 

Bo örtliche Verhältniſſe — —— iſt dieſes auf dem, an je 
dem Poftrelais hauſe befindlichen öffentlichen Aaſclage⸗ welcher zugleich die Sta⸗ 
tiondentfernungen anbeutet, ausgedrüdt, 

Auf die Entfernung von zwei Poften darf zur Erfeifpung ber Pferde auf 
Koften des Poftfiallpalters eine Biertelftunde angehalten werben, 


Zweite: Abiheilungi) + Kanvelund. Gewerbe. 327 


- Außer diefem Falle iſt bri Berluß des Trinkgeldes und weiters eintreten- 
ber poftpoligeilicher Apndung den Poſtillon — dem Str bed un 
ben entgegen, unterwegs zmverweilena’, .i153 

$. 16. Einer’ vorauslaufenden Ertrapoſt darf wicht vorgefahren werden, 

es fey denn, daß ein beſonderer dimkandıbderen. Weiterfommen hindern, ober 
ben fehleunigen und ununterbrochenen wmtnangegemäßen Lauf aufhalten 
würde. PER 
$. 17. Der Pferbewerhfel bei: ih Wegennänden Extrapoflen er ‚beifäufig 
halbem Wege dürfte. ſich von ſelbſt fürıspen' Neifenven : vortheilhaft darſtellen, 
wenn bie Befpannung. gleich. ; Erlaubt iſt ſolcher Pferdewechſel aber nur, 
wenn bie beiderfeitigen Reiſenden hiezu einwilligen: Bei zugeſtandenem Pferdes 
wechfel gebührt das Trinkgeld gemäß $, 8 nur jenem — — den 
Reiſenden auf die Station bringt; 112 

$. 18. Es iſt den: Gorfalipaktäin verboten, junge Yeute unter 18 Jahren 
als Porillone aufzunepnien, und es follen nur ganz fräftige, mannbare, des 
Reitens und Fahrens, dann der Wege wohlkundige, dem Trunke nicht — 
Subjekte als Poſtillone verwendet werden. 

Im Poſtdienfte muß der Poſtillon in: der vorgeſchriebenen Dieftibung 
mit überhängtem Poſthorn erſcheinen. 

$. 19. Des Pohillons Pflicht ir, mit Worficht au fahren. Zur Nachtzeit 
dat er feine Aufmerkſamkeit zu verdoppeln, möglichft die Mitte der Straße zu 
halten, ſich vorzüglich des Shhlafes gu erwehren, - und- nicht opne dringende 
Rotpiwendigkeit vom gewöhnlichen Wege adzuweichen. 

$. 20. Die Poſiſtallhalter ſind printipaliter für allen Schaden hafibar, 
welcher einem Reiſenden durch ihr oder ihrer Dienſtleute ai ahead 
Benehmen oder grobes Berfehen zugefügt werben Könnte, 

Die Strafen, welchen die Poſtillone wegen: poftpolizeilicher Vergehen un« 
terliegen, find Geldfirafen von 2 bis 10 fl., Arreft von ſchmaler Koft von eins 
bis zweimal 24 Stunden ; vorbehaltlich der wegen etwa konkurrirenden Polizei 
übertretungen verwirkien, von den Pottjeibeghrben zu verbangenden m 
ungen. ERLERNT 

$. 21. Alle ſich eifgchiht Föäfnehben Poſtfuhren haben wechſelſeitig zur 
rechten Hand auszuweichen. Den Ertrapoften, Eil- und Poftwägen weicht alles 
Nichtpoſtfuhrwerk nah der entgegerigefeßten Richtung aus, welche ber Poſtillon 
befährt. Große Laſtwägen find: verbunden, nach : Befchaffenheit des Wagens 
zeitlich auf die Seite: zu lenken; fie können zwar, wenn es ohne Sperrung bes 
bequemen Borüberfommens' gefhehen kann, ‚gegen zweifpännige leichte Poſtfuh⸗ 
zen die Mitte der. Straßelbehaupten, müſſen “aber im diefem Falle ſtillhalten, 
um die Ertrapofifupr ohne Aufentyalt: m. ” keinem Unfalle Anlaß — 
vorüber paffiren zu laſſen. a min 

$. 22. Als Zeichen zum Aulweia ds der Poſtillon ing Horn and ers 
neuert den Poſtruf, wenn es nöthig iR, in kurzen Paufen, 


328 Viertes Buy: Vollgwirthſchaft. 


Ber: das Ausweichen auf wiederdolien Poſtruf unierläßt, unterliegt der 
polizeilichen Ahndung. Entftehen darüber Deſchwerden, ſo müſſen fie auf der 
nächſten Station angebracht werden. Jede Art von Selbſthülfe iſt unterſagt. 
Bor geſchloſſenen Thoren, Barrieren, Schlagbäumen, an Ueberfahrtsorten, bei 
engen Paſſagen, Hohl» und Gebirgswegen, wann in einiger Entfernung von der 
Station. hat der Poftilon frühzeitig: und: öfters. wiederholend zu blafen und 
biedurch feine Ankunft zu verfünden. 

HS. 23. Die Poſtſtallhalter find nicht, befugt, eine benachbarte Station über- 
fahren oder auf Seilenwegen umfahren gu Taflen.noDie. Uebertreter dieſer Vor⸗ 
ſchrift ‚ind in eine Geldſtrafe von 40 fl ſällig und haben das Extrapoſtgeld an 
jene Stationen zu erſetzen, welche ſie über⸗ poer amſadren haben ſollten. 
Wenn indeſſen ein Reiſender nah einem; höchſtens 12 Stunde über die 
nächſte Station hinausliegenden Orte befördert ſeyn will, fo ift foldes zwar 
geſtattet, jedod muß. der, Poſtillon bei der. Durchfahrt dem betreffenden Pofftall- 
halter, deſſen Station überfahren, wird, dieſes anmelden. Zn einem folden 
Falle kann der Poſtſtallhalter, mit deſſen Pferden der. Reiſende befördert wird, 
nur die Bezahlung auf eine Viertelpoſt mehr fordern. 
924 Im Falle ein Reiſender wegen ungewöhnlich vermehrten Laufes 
der Extrapoften zu beforgen veranlaßt ift, Daß auf der nächſtfolgenden Poſtſta⸗ 
tion ‚feine Pferde zum weitern Fortkommen vorhanden feyn dürften, fo kann ber 
Poſtſtallhalter, mit deffen Pferden der Reiſende beförbert wird, wenn fi auf 
der närhften Station der vermuthete Mangel: wirktish zeigt, bewilligen, daß nad 
geſchehener Erfrifhung oder Abfütlerung der Pferdedie Reiſe bis zur zweitfol« 
genden Station mit benfelben Pferden; -fortgefebk werde. Es muß jedoch bei 
ber Abfaprisitation für, die wegen Beförderung ver regulären Poften beftimmte 
Anzahl Pferde geforgt bleiben, 

$. 25. Die Poſtſtallhalter dürfen die Aptöfung: keinem Reifenden verwei- 

gern, der mit eigenen oder fremden Pferden zur Poſtſtation gebradt wird; da» 
gegen müffen die mit Ertrapofi von- einer Station augefommenen Reifenden 
auf Poffiraßen au von dort aus ihre Reife mit Poſtpferden fortiegen und 
Können ſich anderer Pferde hiezu nicht betienen, ed wäre denn nach einem Auf- 
enthalte von vollen 24 Stunden, oder in dem Falle, daß der Pohftallpalter den 
Reifenden weder mit Poft, no durch andere, perwendbare Auspülfspferde anf 
die nächfle Station zu befördern, im Stande iſt. 
„..$ 26., Die Pofftallpalter, find: verbunden, die Reifenden auf Berlangen 
nad folden Seitenorten, ‚wobin.-teine Poftentfernung : beſtimmt ii, wenn 
folche nicht über 8 Stunden weitsentferat find, ‚zw befördern; alddann wird 
aber bei diefen Poflfupren der vierte Theil des Poft- und Trinkgeldes nad 
Maafgabe der Drtsentfernung mehxr, bezabſt. 

$. 27. Sollten Reifende auf einer Poſtſtation fih aufhalten und mit den 
nämlichen Pferden, mit welchen ‚fie augelommen ſind, wieder zurückreiſen 
wollen, fo haben fie für bie Rüdfaprt mur.die Hälfte des Poſichaiſen- und 


‘ 
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Trinkgeldes zu bezahlen. Jedoch müſſen ſie ſich hiezu alsbald bei ihrer An- 
kunft erklären, das Poſtgeld entrichten und die Rückreiſe ſpätefſſens nad einem 
dreiftündigen Aufenthalte antreten. 

$. 28. Derjenige Reifende, welcher Poſtpferde beftellt, mit denfelben aber 
nicht abreifet, ift gehalten, pas PoR- und Trinkgeld einer einfachen Poſt zu be» 
jablen. Wenn jedech die Abflellung der Pferde vier Stunden vor dem für 
die Abreife beſtimmt geweſenen Zeitpunkte geſchieht, fo hat der Poftftallpalter 
auf die Bezahlung feinen Anſpruch. Werden ſolche aber fpäter, wenn gleich 
früher, als folhe zur Einfpannung bereits. vorgeführt find, abbeſtellt, fo ift für 
jedes Pferd 30 Fr. zu bezahlen. Für den bloßen Auffhub der Abreife um ei— 
nige Stunden, wenn der Reifende wenigflend eine Stunde vor ber erſt bes 
fimmten Abfahriszeit hievon Nachricht gibt, gebührt kein Wartgelv. 

In dem Falle, daß die bereits vorgeführten Pofipferde über eine Stunde 
zumarten müflen, if der Porftallpalter oder deſſen Poftillon berechiigt, die Pferde 
in ipre Stallung zurüdzuziehen und bie weitere Aufforderung des Reifenden 
zur Einfpannung berfelben zu erwarten ; für jede Stunde des Zumartens aber 
ben achten Theil des Poſt- und Zrinfgeldes einer einfahen Station für fo 
viele Pferde als beftellt wurden, ald Wartgeld mehr zu fordern, wenn der Rei- 
fende ſich derfelben fpäter noch bedient. Nach Ablauf von 6 Stunden Wartzeit 
hört die aus der Beftelung der Pferde hervorgehende Berbindlichkeit des Pofte 
ſtallhalters auf, und derfelbe ift berechtigt, den Betrag des vollen Pofl- und 
Zrintgeldes einer einfachen Station, jedoch ohne Aufrehnung eines Wartgeldes 
au fordern, Die Poſtſtallhalter find ihrerfeits fehuldig, die Einfpannung pünkt« 
lich für die Zeit der Beflellung zu beforgen und zur Abfahrt bereit zu feyn, 
außerbem biefelben für jede halbe Stunde, um welde fie den Abgang des Rei» 
fenden verzögern, fid den Abzug eines vierten Theiles des Poſt- und Trink⸗ 
geldes einer einfachen Station gefallen laſſen müſſen, aud auf desfalls geftellte 
Beſchwerde eines Reifenden einer den befondern Umfländen angemeffenen Strafe 
unterworfen bleiben, 

$ 29. Wenn bei befonderen Beranlaffungen in Folge gefchehener Beftel- 
lungen es nothwendig werben follte, zu deren Befriedigung die Konkurrenz be» 
nachbarter Pofflälle für eine beftimmte Zeit aufzubieten, fo gebührt den von 
der Reiferoute entlegenen Pofftällen die Hälfte des targemäßen Pohl» und 
Trinkgeldes als Zureitgebühr bis zu der Station, von welcher ber Reifende bes 
fördert wird, unbefchadet der im vorfiehenden $. enthaltenen Beftimmungen. 

$. 30. Wenn Reifende zwifchen den ordentlichen Pohftationen Poftrelais 
aufgeftellt wiſſen wollen, fo if für die zum Nelaisorte vorausgegangenen Poft« 
pferde die Hälfte der Gebühr bis zur nächſten Pofftation, für die von ber 
Station bis zur NRelaispoflirung, und von biefer bis zur nähen Pofftation 
laufenden Pferde aber jedesmal eine einfache Poſt zu bezahlen. 


$. 31. Die für die Beförderung der reitenden und fahrenden Poflen um 
bie Zeit ihrer Ankunft in-Bereitfchaft zu haltenden Pferde dürfen an Feinen 
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Reiſenden abgegeben werben. Außerdem hat der erfle auf einer Poſtſtation an⸗ 
kommende Reifende, wenn folcher unaufgehaltene Beförderung verlangt, auch 
das Recht zu fordern, daß er vor dem fpäter Ankommenden weiter befördert 
werde, Nur Staatstouriere, welche fih durch Päfle als ſolche gebörig 
ausweifen, follen vor den übrigen Reifenden, und Bayer. Staatskouriere felbft 
vor andern Kourieren befördert werben, 


$. 32. Den Staatskourieren follen auf ihr Berlangen Pferde zum 
Reiten abgegeben werben; jedoch werben dergleichen reitende Kouriere jedeg- 
mal von einem Poftillon begleitet, dem fie nicht vorreiten dürfen. Ein Kou— 
rier, welcher tem Poftillone vorreitet und ohne benfelben auf der Station an- 
kömmt, erhält vor Ankunft diefes Letztern Feine Pferde. Solchen Kourieren, 
welche eine Ertrapoft begleiten, fol ebensfalls ein Reitpferd abgegeben werben; 
derfelben Begleitung durch einen Pofillon iſt nicht erforderlich. Sie dürfen 
jedoch nur mit der Ertrapoft zugleich abgehen und müſſen folhe auf der fol— 
genden Poftablöfung, wenn fie, um die Ankunft des Reifenden anzufündigen 
oder der Pferbebeftellung halber vorausreiten, wieder erwarten. Die Kouriere 
tönnen ſich ihrer eigenen Sättel bedienen, es ift ihnen aber nicht geftattet ans» 
dere Zäume als jene, welde die Poftfallpalter hergeben, zu verwenden. Ein 
reitender Kourier darf feinem Reitpferbe nicht mehr Zraglaft auflegen, als in 
die Satteltafchen an Hleineren Effeften gebracht werden kann. Bat derfelbe 
einen DMantelfad bei fich, fo wird diefer hinten auf das Pferd des den Kourier 
begleitenden Poſtillons gepadt, darf aber das Gewicht von 20 Pfund nicht 
überfteigen. 


Die Tare für die von reitenden Kourieren oder von denfelben beizugeben— 
den Poſtillonen gebraucht werdenden Pferde beträgt 30 fr. für die einfache Poſt 
mehr, als die jedesmal beſtehende Extrapofttare, das Trinkgeld an den Pofillon, 
wo deſſen Begleitung ftattfindet, ift mit 40 fr. von der einfachen Station zu 
bezahlen. 


Mit reitenden Staatsfourieren fol die Entfernung einer. einfachen Poſt 
überall, wo es die Befchaffenheit des Bodens, der Straßen und Jahrszeit ger 
ftattet, in 1%, Stunde zurüdgelegt werben. Sollte durch eigenmäctiges Ans» 
treiben der Pferde von Seite der Kouriere und anderer Reifenden, ober deren 
‚Dienerfrhaft, oder auf andere Weife den Poſtſtallhaltern Schaden zugefügt 
werben, fo ift diefer fogleich erfeßen zu laffen, oder der Neifende anzuhalten, 
deßhalb Sicherheit zu beſtellen. Bei nicht zu bewirfender gütlicher Ausgleichung 
ift die Vermittlung und Einfchreitung der Ortspolizeibehörde anzurufen. 


$. 33, Die Pferbebeftellungen mittelft Kourlere, oder durch vorausgefchidte 
Laufzettel bewirken, daß für diefe Reifenden auf die angegebene, oder nach dem 
Laufzettel zu berechnende Zeit der Ankunft die vorhandenen, zur Ertrapofibe- 
förderung verwendbaren Poftpferde aufbewahrt uud an feinen andern Reifen- 
ben abgegeben, auch erforderlichen Falls, zumal bei einem großen Bedarf von 
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Pferben, ‚die nöthfgen Auspülfspferbe, fo ferne dDiefelben erhalten werben Fon: 
berbeigeichafft werden. 

Diejenigen ,. welche Poſtpferde beftellen,, diefelben aber nicht gebrauchen, 
oder folche abbeftellen, haben die Bergütung an die Poſtſtallhalter nah Inhalt 
bes $. 28 zu entrichten; jedoch iſt bei Pferdebeſtellungen, welche mittel Kou⸗ 
riere oder Laufzettel gefcheben, das Wartgeld nur für das länger ald 4 Stun. 
den. anhaltende Zumarten zu:berechnen. Länger ald 8 Stunden ift jedoch kein 
Poſthalter verbunden ‚noch bererhtigt, die vorausbeftellten Pferde über den Zeit. 
punkt in welchem der Reifende ankommen könnte, oder ſich als eintreffend vor- 
aus anzeigte, für denfelben bereit zu halten, und folche einem inzwifchen ange» 
fommenen Reifenden zu verweigern. 

Die Borausbeflellung der Poſtpferde mittelft Abſendung eines Laufzettels 
muß jederzeit bei der beireffenden Poſtbehörde ſchriftlich nachgefucht, biebei der 
Tag und die Stunde der Abreife, die Zahl der Pferde und Wagen, fowie bie 
für jeden berfelben erforderliche Beſpannung beſtimmt angegeben und bie 
Route genau bezeichnet werben, befonders wenn mehrere Straßen eingelchlagen 
werben fönnten, 

Für die Fertigung eines Laufzettels, welcher nicht mit eigener Efafette, 
fondern mit ordinärer Poſt verfhidt wird, find an den Poſtbeamten, welder 
bie Pferdebehellung beforgt 24 fr. zu entrichten. 

Die Poftbepörden oder Poſtſtallhalter haben Vorausbeflellungen von Prie 
daten zur Bereithaltung von Poftpferden für andere und mehrere Stationen 
nur für folhe Neifende zu beforgen, von welchen fich erwarten läßt, daß dies 
felben den in diefem und den vorhergehenden $$. ———— Verbindlichkeiten 
ohne Weigerung entſprechen werden. 

$. 34. Weder Briefpoſtfelleiſen, noch Efafetten dürfen gelegenheitlich mit 
einer Ertrapoft befördert werden, und bleibt firenge verboten, das Eine ober 
Andere dem Neifenden auf den Wagen, oder dem bdiefen befördernden Poftillone 
aufzugeben, oder denfelben Pferden etwa aufzubinden, welche den Reiſenden zu 
führen beſtimmt ſind. 

§. 35. Jedem Reiſenden fol mit zuvorkommender Achtung’ und Beſchei⸗ 
dendeit begegnet, während des Umſpannens ein anſtändiges Obdach unentgeld⸗ 
lich gegeben, auch bei ſich ereignenden Unfällen. mit der nöthigen Hülfe zu 
deren Förderung bereitwillig an die Hand gegangen werden. 

Angebrachte Beſchwerden ſind ſchleunigſt zu unterſuchen und zu erledigen. 


$. 36. Wenn die Beſchwerden eines Reiſenden die Einſchreitung der Pos 
lizeibehörden erfodern, find fie bei diefen anzubringen. Außerdem mögen folche 
bei dem betreffenden Oberpoftamte, oder bei der Generalabminiftration der Po⸗ 
ſten unmittelbar mit Belegung des Thatbeflandes, Berufung auf Zeugen ober 
andere beiweifende Umftände angezeigt, oder auch in das auf jeder Poftablöfung 
du diefem Zwede vorliegende Pafſagierbeſchwerdenduch von dem Reifenden eigen⸗ 
Händig mit Unterfchrift feines Namens 'und Standes und ber Bormerkung 
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ſeines Wohnortes eingetragen werden. In dieſem letzteren Falle, und wenn 
die Beſchwerden gegen die rückliegende Station oder deren Poſtillon gerichtet 
iſt, hat ter Poſtſtallhalter des Orts, wo ſolche vorgebracht wird, den Poſtillon 
mündlich in Gegenwart des Reiſenden vernehmen und die eingetragene Bes 
ſchwerde abfchriftlich nebft Bericht über die Ausfagen des Reifenden und des 
Poſtillons mit erſter Poſt an das betreffende Oberpoſtamt zn ſchicken; auch. hat 
der Porftallpalter dem Reiſenden, wenn diefer es verlangt, ein kurzes ſchrift⸗ 
liches Zeugniß über die eingelegte Beſchwerde auszuſtellen. | 

Das Trinkgeld ift dem Poftillon, wenn die Beſchwerde folchen betrifft, und 
der Grund derfelben von dem Reiſenden erwieſen, oder weniaftens binlänglich 
befcheinigt worden ift, fogleich einzuhalten, und es fteht in des Reifenden Will: 
tühr die Bezahlung desfelben ganz zu verweigern, ober dasſelbe an den Poft- 
ſtallhalter des Orts, zur weitern, von dem Oberpoſtamte zu treffenden Berfüg- 
ung abzugeben. 

$. 37. Reifende, welche fih einen Nachweis über ibre Beförderung ver- 
fhaffen wollen, können fi bei der Poflflation, von der fie ausgehen, oder bei 
einer der folgenden, wo fie paffiren, einen Ertrapofiftundenzettel gegen die 
Gebühr von 12 fr. verfihaffen. In der Ausfertigung muß der Bor- und Pei- 
name, fowie der Stand des Reifenden ausgedrüdt ſeyn. Die Pofftallpalter, 
von welchen diefe Stundenzettel ausgefertigt werben, und alle folgende, bei 
welchen der Reifende paffirt, haben die Rubriken diefer Stundenzettel auszu⸗ 
füllen, und insbefondere die Zeit der Ankunft und der Abfahrt des Reifenden 
pünktlıd einzutragen. 

$. 38. Die Polizeibehörden werden zum Bollzuge diefer Extrapoſtordnung, 
welche in jedem Poftrelaispaufe öffentlich. angefchlagen feyn muß, Fräftigft beiwirken. 

— Das unterm 16. Januar 1834, Amtsbl. M, 10, p. 105, 
publizirte Regulativ über die Behandlung der mit ven Staatsfahr: 
poften ein=, durch: und ausgehenden Waaren, fiehe unten Zoll. 

$. 167. Die Bekanntmachungen in den Amtsblättern vom Jahre 
1834, M, 63, p. 625, und vom Jahre 1836, Ma 22, p. 230, die 
Ertrapofttare betr., find nunmehr. ohne Geltung, fiehe unten $. 170. 

$- 168. Unterm 15. Januar 1839, Amtsbl. M 3, p. 30, wur- 
ben die Beftimmungen der 88. 1, 2 und: 9 des Konſularbeſchluſſes 
vom 27. Plairial IX., welche bereits im 4. Band, ©. 299 des Hand— 
buchs fteht, neuerdings auf Anfuchen des Königl. Generalprofuratorg 
publizirt. | | 

8. 169. DBerfügung der Kreisregierung vom 20, Janyar 1839, 

Amtsbl. M, 5, p. 46, die Verordnung, das den Poften fchuldige Aus: 
weichen betr. 


— Die Zollorbnung vom. 17. November 1837, Amtsbl. M 77, 
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enthält auf p. 635 Vorſchriften für die Behandlung des Verlehrs mit 
den Staatspoſten, ſiehe Zoll. 

F. 170. Bekanntmachung des Miniſteriums des Königl. — 
und des Aeußern vom 2. November 1842, Amtsbl. M 72, P- 569, 


die Ertrapofttare betr. 

Gemäß Königlicher allerhöchſter Entſchließung tft, vom 15. November L 3. 
anfangend, im ganzen Umfange des Königreiches die Extrapoſttaxe per Pferd 
und einfache Station zu 4 Stunden auf 1 fl, 28 fr. erhöht worden, 

Der befondere Zufchlag für Privat-Eftaffetten, fowie jener, welcher den Poſt⸗ 
flallmeiftern in Münden, Augsburg , Nürnberg , Regensburg und Würzburg, 
unter dem Namen poste royale bewilligt it, beiträgt vom gleichen Zeitpunfie 
an 16 kr. Hingegen bleibt das Pofillonstrintgeld und Ehaifengeld unverändert. 

Dritter Titel, 
Poſt wägen. 
4. Band, p. 286. 
$. 171, Belanntmadhung vom 22; März 1834, Amtsbl. M 22, 
p. 241, die Tarberechnung für Sendungen auf den fahrenden Poften betr: 
Seine Majefät der König. haben allergnädigfi zu verfügen gerubt, 
daß zur Berechnung der Zaren für Sendungen auf den fahrenden Poflen neue 
Meilenzeiger und Tarife in Anwendung zu bringen feyen, und hiebei 

1. die Entfernungen ohne Rüdficht auf den Straßenzug, ben die Fahr⸗ 
poften nehmen, nur nach dem direkten Abflande auf der Poſtkarte 
von Bayern in geographiſchen Meilen angenommen, ſowie 

2. die Tarifsfäge im progreffiven Verhältniß diefer nach einzelnen Mei« 
Ien fteigenden Entfernungen, für jede einzelne Gemwichtsabftufung und jeden an« 
gegebenen Werth einer Sendung beflimmt werden follen. 

Diefe allerhöchſten Befimmungen fommen mit Anfang Tünftigen Monats 
in Ausführung, und die hienach angefertigten neuen Meilenzeiger und AA 
liegen bei allen Expeditionen fahrender Poften zur Einficht vor. 

$. 172. Bekanntmachung der Kreisregierung vom 7. Juli 1841; 
Amtsbl. M 45, p. 369, die Bervollftändigung der Fahrpoftfurfe in 
der Pfalz, resp. den Speyerer-Kaiferslauterer. Eilwagen betr, 

Nach einer Anzeige des biefigen Königl. Poftamtes wird mit dem 11. b, 
M. der allerhöchſt angeorbnete tägliche Fahrpoſtkours zwifchen Speyer und, 
Kaiferdlautern eröffnet werden; es erfordert jedoch die Befchaffenheit ber biezu 
verwendet werdenden Wagen bei Aufgabe bienfllicher Sendungen darauf Ber, 
dacht zu nebmen, daß keine Altenpalete über 10 Pfund und Feine Geldfendungen 
über 1000 fl. in einer Padung, und ebenfo zu einer Fahrt nicht viele ge» 
wichtige Sendungen aufgegeben werden, was um fo füglicher gefchehen fann,, 
da eine Bertheilung auf die täglichen Fahrten wohl möglich if. 

Man fiept fih auf Anfuchen des Königl. Poftamtes veranlaßt, die betref⸗ 
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fenden Behörden, welche die fraglihe Fahrpoſt zu amtlichen Sendungen bes 
nüßen, zur Nachachtung darauf aufmerffam zu machen. 

$. 173.. Später wurbe unterm 30. Auguft desfelben Jahres, 
Amtsbl; Mi 57, p- 463, befannt gemadt, daß auch Waarens und 
Aftenfendungen bis zu 30 Pfund und Geldpaquete bis zum Betrage 
von 2000 Gulden zur Beförderung angenommen werben, 

$. 174. Befanntmahung der Generaladminiftration der Königl. 
Poſten vom 10. Januar 1842, Amtsbl. M, 8, p- 75, die Beigabe 
befonderer Adreffen oder Srachtbriefe und der Deflarationen ‚gu den 
— betr. 

Vierter Titel, 
Portofreiheit in Amtsſachen. 
4. Band, p. 289. 

$. 175. Unterm 9. Mai 1833, Amtsbl. Mi 26, p. 254, wurde 
yon Königl. Kreisregierung, Kammer ber Finanzen, befannt gemacht, 
baf zufolge Minifterialentfchließung vom 2. d, M., die Snfinuationen 
yon Urkunden ausländifcher Gerichte an Bayer. Unterthanen portofrei 
zu behandeln find, 

$. 176. Entſchließung des Minifteriums des Innern vom 16, 
September 1835, Amtsbl. Mu 48, p- 461, die ——— des 
Hagelaſſekuranzvereins für den Iſarkreis betr. 

Staatsminiſterium des Innern. 

Nach dem $. 14 der älteren Statuten bes Hagelaſſekuranzvereines für den 
Sfarkeis ift beſtimmt, daß alle Eertifitate, Kontrafignationen und dgl., welde 
Königl, unmittelbare oder mittelbare Behörden dem Bereine oder Mitgliedern 
desfelben Behufs. der Hagelfchadensverficherung ausftelen, mit Ausnahme der 
etwaigen gerichtlichen Berhandlungen- in Prozeßfällen, pofiportofrei feyen. — 

mnach unterliegt alle Korreſpondenz zwiſchen dem Vereine, ſeinen Agenten 
oder Königl. Behörden, oder Vereinsgliedern unter fi, ſowie alle Geld- und 
anderen Sendungen durch die Fahrpoften, der Pofporto-Entridtung. Zur Ein 
haltung bdiefer Normen aber erſcheint es nothwendig, daß den von Königl, 
Behörden als frei aufjugebenden Ausfertigungen der Betreff auf dem Eouverte 
beigeſetzt werde. 

Diefe Beftimmungen find dur die neuen Saßungen nicht aufgehoben, 
vielmehr erfcheint die dem Bereine in bemerktem Umfange angegönnte Porto» 


freiheit noch als beſtehend. 
Die Königl. Kreisregierung wirb zur Bermeidung etwaiger Mißverfländnifle 
fämmtliche Poltzeibehörden von gegenwärtiger Entfchliefung in Kenntniß feßen. 


.$. 177. Bekanntmachung ber Negierungsfammer ber Finanzen 
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vom 27. Dezember 1840, Amtsbl. M 2 vom Sabre 1841, p. 18, 
das Poftporto in Regierungsfachen an Königl. Landgeometer betr. 

Zur Vermeidung aller Anflände, welche fich hinfichtlich des Poſtportos für 
Sendungen in Regierungsfachen an die fandgeometer, oder von dieſen an vor» 
gefegte Behörden und Stellen ergeben könnten, wurde mittelft König. Finanz« 
Miniferialentfohließung verfügt, daß folde amtliche Sendungen jederzeit durch 
oder an die betreffenden Königl. Behörden (Landkommiffariate, Steuerkontrol⸗ 
oder Rentämter) zu gefcheben haben. 

Fünfter Titel, 
Diligencen und Miethkutſchen. 4, Band, p. 295. 

$. 178. Regierungsverfügung vom 24. Auguft 1838, Amisbl. 
M. 35, p. 366, die Errichtung regelmäßiger Verbindungswagen betr, 

Da man wahrgenommen hat, daß DMietpkutfcher und Frachifuprleute fich 
beigehen laſſen, willführlich regelmäßige Berbindungswagen zum Behufe des 
Zransportes von Perfonen und Paketen zu errichten und anzufündigen, welche 
nad der allerhöchften Verordnung vom 25. Auguft 1823 (Amtobl. 1823, p. 77) 
eine befondere Konzeffion erfordern, fo werben fämmtliche Polizeibehörben zur 
genauen Ueberwachung der deßfallſigen gefeglihen Vorſchriften aufgefordert, 
wonach dergleichen unbefugte Unternehmungen und bie hierauf bezüglichen An« 
fündigungen nicht zu dulden, Zumiderhandlungen aber den Gerichten zur Des 
frafung anzuzeigen find. 

Zugleich werden die Polizeibehörben darauf aufmerkſam gemacht, daß nad 
ben Beftimmungen ber angeführten allerböchften Verordnung, die Befugniß zur. 
regelmäßigen Beförderung von Paketen und Effekten, fo weit fich folche nicht 
zur Beförderung durch die Königl. Poftanftalt eignen, nur den Fonzeffionirten 
Diligencenunternehmern zuftehe, welchen beßhalb zur Sicherheit des. Publitums 
befondere Berpflichturigen auferlegt find, und daß daher auf den Routen, wo 
folche Unternehmungen beflehen, nicht zu geftetten fey, daß Miethkutfcher oder an« 
dere Individuen ohne befondere Bewilligung fich mit ſolchen Transporten befaffen, 

In Kontraventionsfällen ift nah Maaßgabe der gefeglihen Beflimmungen 


einzuſchreiten. 
* Sechster Titel, 


Briefpo ſt. 
4. Band, p. 300. 

— Die Briefpoſtverhältniſſe auf der Münchner » Augsburger Ei- 
fenbahn, fiehe oben Eifenbahn, $. 106, find durch den Uebergang die— 
fer Eifenbahn in das Eigenthum des Staates wefentlich verändert. 

— Unterm 15. Januar 1839, Amtsbl, M 3, p. 30, wurden. 
bie Art. 1, 2 und 9 der Verordnung vom 27, Prairial IX., welde 
bereit im 4. Band, p. 299, des Handbuchs flieht, neuerdings zur 
Darnachachtung publizirt, 
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F. 479. Bekanntmachung der Königl. General-Poftadininiftration 
vom 6. Februar 1839, Amtsbl. Mi 11, p. 102, die Aufgabe von 


Gegenftänden von Werth auf die Briefpoft betr. 

Nach den beflehenden allerhöchſten Borfipriften find alle Gegenflände 
von Werth von der Beförderung mit der Briefpoft ausgefchloffen, und es 
wird für folche, wenn fie dennoch der Briefpoft übergeben werden, im Falle des 
Berluftes fein Erfaß gefeiftet. 

Demobngeachtet häufen fih nach vorliegenden Anzeigen in neuerer Zeit bie 
Fälle, daß Briefe theils mit baarem, theild mit Papiergelde, und namentlich 
mit Banknoten befchwert, ohne Werthsangabe bei der Briefpoft aufgegeben ober 
in die Boite (Briefaufnahmefchalter) geworfen werben, 

Diefe Vorgänge veranlaffen, im eigenen Intereffe des Publikums auf dieſe 
Borfchrift wiederholt und mit dem Beifage aufmerkffam zu machen, daß wegen 
des Berluftes folder Aufgaben nicht einmal auf Einleitung einer. Unterfuhung 
befanden werben fann, weil diefelbe nah dem Organismus des Poſtdienſtes 
flets ohne Refultat bleiben muß, ferner daß für einen rekommandirten Brief 
ohne ale Rüdficht auf feinen Inhalt im nachgewiefenen Berlufifalle nie mehr, 
als das geſetzlich ausgeſprochene Marimum von 25 fl, vergütet wird, 

Die unterfertigte Stelle glaubt annehmen zu dürfen, daß das Publikum 
diefe Andeutung, insbefondere bezüglich der Berfendung von Banknoten, nicht 
unbeachtet Iaffen wird, da demfelben durd die in neuefler Zeit erfolgte Reduc⸗ 
tion des Portos für Banknoten auf den vierten Theil der Silbertare ohnedies 
Gelegenheit geboten ift, derlei Berfendungen ohne alle Gefährbe gegen eine 
gewiß höchſt billige Gebühr zu bewirken. 


F. 180. Königl. Verordnung vom 13. November 1842, Amte- 

blatt NM. 76, p. 623, die inländifche Briefportotare betr, 
Tudwig, K. 

Wir haben Uns allergnädigfi bewogen gefunden, verfuhsweife mit theil- 
weifer Abänderung der Königl. allerhöhften Verordnung vom 3. November 
1810 (Regierungsbi 1810, Stüd LXV. ©. 1201 bis 1206) in Beziehung auf 
die inländifhe Briefportotare, woburd die Briefverfendung in Unſe— 
rem Königreiche erleichtert wird, Folgendes zu verfügen: 

I. Der höchſte Briefportofaß für den inneren Korrefpondensverfehr wird, 
vom 1. Januar 1843 angefangen, auf zwölf Kreuzer für den einfachen Brief 
in der Art beftimmt, daß alle Höheren Portofäge auf diefen Betrag zurüdige- 
fielt werden, während alle niedrigeren Tarfäße unverändert bleiben. 

In Bezug auf den Briefverkehr im Inlande beſtehen ſonach nur mehr ſechs 
Portofäße, welhe nah Maaßgabe der Diftanzen in gerader Linie fi} normiren, 
und zwar bei einer Entfernung 

bis 6 Meilen zu 3 Kreuzer, 
von 6 — 12 Meilen zu 4 Kreuzer, 


Zweite Abtheilung. — Handel und: Gewerbe. 337 


von. 12 — 18 Meilen zu 6 Kreuzer, 
von 18 — 24 Meilen zu 8 Kreuzer, 
von 24 — 30 Meilen zu 10 Kreuzer, 
von und über 30 Meilen zu 12_Kreuzer, 


1. Den fomit auf die Hälfte ermäßigten höchſten Yortofat wollen 
Bir aus landesväterlihen Rüdfihten auch für die Korrefpondenz nach und aus 
der Pfalz, um deren Berkehr mit den übrigen Theilen Unferks Königreiches 
zu erleichtern, ohne fernere Aufrechnung eines befonderen Tranſttzuſchlages an⸗ 
wenden Saffen, fo daß vom äußerfien Punkte der Pfalz bis zu den entfernteflen 
Gränzen der biesfeitigen Kreife der einfache Brief künftig nicht nr als 12 ft. 
toten foll. 

Au Hat vom gleichen Zeitpunkle an der bisherige befondere Tarif für den 
Briefverkehr der Poftanftalten der Pfalz unter fi eine den allgemeinen Tax— 
grundfäßen und den dortigen Berhältniffen ———— neue Regulirung zu 
erhalten. 


UL. Alle übrigen in Anſehung der Korreſpondenzbehandlung gegebenen 
Befimmungen bleiben vor der Hand, und in fo lange ald Wir nicht anders 
verfügen unverändert, 


IV. Deßgleichen bleiben unverändert alle internen Taren für die aus 
Bayern nach dem Auslande abgehende und für die aus dem Auslande nad 
Bayern einlangende Korrefpondenz, und ift die zeitgemäße Negulirung dieſer 
Zarverhältniffe den mit den auswärtigen Poflanftalten, nach Maafgabe Un« 
ſerer allerpöchften Genehmigung , zu treffenden befonderen ACT vor» 
behalten. 

Unfer Minifterium des Königl, Haufes und des Aeußern if mit dem 
Bollzuge diefer Unferer allerhöchften Entſchließung beauftragt, welche durch 
dad Regierungsblatt (und Amtsintelligenzblatt) zur allgemeinen Kenntniß ge⸗ 
bracht werden foll, 


Sechzehntes Eapitel, 
Münzen 
Handbuch 4, Band, pag. 306. 


$. 181. Bekanntmachung des Königl. Finanzminiſteriums vom 
17. Juni 1834, Amtsbl, M 33, p. 314, die Annahme auswärtiger 
Münzen bei der Entrichtung der Bereingzölle betr. 

In den 14 Artikeln des Zollvereinigungsvertrags vom 22, März v. J. 
wurden von Seite der kontrapirenden Regierungen Befimmungen aufgenom⸗ 
men, welche die Abficht haben, bis zur Einführung eines gemeinfchaftlichen 
Münzfyftems in fämmtlichen Bereinsflaaten zwar die Zollabgaben in jedem 
Staate nach dem Münzfuße erheben zu Laflen, nah weldhem bie übrigen Lan— 
dedabgaben entrichtet werben, aber ſchon jebt Vorforge dafür zu treffen, daß 

Dr. ee u ber Berfaffung re. 22 
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die Münzen ſämmilicher Bereinsregierungen, mit Ausnahme der Scheidemünzen, 
bei allen Hebeflellen des Zollvereind angenommen terben. 

In Folge diefer Befimmungen und der über die gegenfeitige Werthung 
der Münzen bei den Beratpungen über den Vollzug des Zollvereinigungsver- 
trags gefaßten Beichlüffe, wird die beigefügte Bergleichungstabelle mit dem 
Beiſatze öffentlich bekannt gemacht, daß die Königl. Bayer. Zollerhebungsftellen 
ermächtigt undyangewielen find, die in dieſer Tabelle aufgeführten auswärtigen 
Münzforten bei. der Entrichtung der Zolabgaben von ben Unterthanen der Ber- 
einsfanten, in welchen fie gefeßlichen Umlauf haben, zu dem bezeichneten Werthe 
in Gulden und Kreuzern anzunehmen, 
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$. 182. Durch die Königl, Verordnung vom 26. April 1837, 
Amtsbl, M 26, p. 213, wurde der Werth der Biertelöfronenthaler 
auf 39. Kreuzer und durch Königl, Verordnung vom 4. Mai 1837, 
Amtshl. Mi 28, p. 223, der Werth der halben Kronenthaler auf 
einen Gulden zwanzig Kreuzer, fowohl für den Privatverfehr, als bei 
den fämmtlihen Staatöfaffen herabgefest. 

$. 183. Bekanntmachung der Kreisregierung, Kammer der Fi⸗ 
nanzen, vom 10. Mai 1837, Amtsbl. M 31, p- 248, die Herab- 
würdigung der halben Kronenthaler betr. 

Durch höchſte Entfchließung des Königl. Staatsminifterlums der Finanzen 
vom 4. d., A 6221, wirb beflimmt, daß die halben Kronenthaler, um bie 
Iemter und Kaflen von Zahlungsmitteln nicht zu entblößen, noch zum Kurd- 
werth von einem Gulden zwanzig Kreuzern (1 fl. 20 fr.) ausgegeben werben, 
alfo im amtlichen Berfehr bleiben follen. 

Der Münzverluft, der fich hienach ergibt, wirb den ber unterzeichneten 
Stelle untergeordneten Kaflen, Aemtern und Rechnern von der König. Kreig- 
foffe vergütet, und Ießtere hiezu nach Eingang der amtlich aufgenommenen 
Rachweife über den vorhandenen Borratd an halben Kronenthalern beſonders 
angetviefen werben. 

$. 184. Münzfonvention zwifchen Bayern, Würtemberg, Baden, 
dem Großherzogthume Heſſen, Naffau und der freien Stadt Franffurt 
vom 25. Augufl 1837, Amtsbl, M, 65, p. 515. 

Ludwig, 8 

Art. J. Das für alle füb- und norbteutfchen Staaten bes Zollvereins be- 
abfihtigte Hebereinfommen fol durch die gegenwärtige Konvention in feiner 
Beife erſchwert oder entfernt, fondern die jeßige Müngvereinbarung ber füd- 
teutſchen Staaten fo fehr als möglih annähernd an das Münzſyſtem der nord- 
teutfihen Staaten gebracht werden. 

Art. II. Der im Süden des Zollvereind bereits beftehende Kronenthaler- 
fuß fol, jedoch unter genauer Einhaltung des 24%, Guldenfußes, von allen 
fontrahirenden Staaten ald Münzfuß angenommen und bei den Ausmünzungen 

derjenigen Sorten, welche Gegenfland diefer Konvention find, in ben füdteut« 
fhen Zolivereinsflaaten zum Grunde gelegt werben. 

Art. III. In den füdteutfchen Staaten des Zollvereins bleibt die Nech- 
nung nach Gulden zu 60 Kreuzer nicht nur fortbeflehend, fondern es follen 
au die Münzen in diefen Staaten der Gulden» und Kreuzerrechnung gemäß 
ausgeprägt werben, 

Art. IV. Als Hauptmünzen für die füdteuffihen Verelnsſtaaten werben, 
vorbepaltlich der Beſtimmungen über die Ausprägung weiterer Theilftüde des 


Guldens, angenommen : 
22 * 
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ein Guldenftüd zu 60 Kreuzer, 
ein halbes Guldenſtück au 30 Kreuzer. 
Die Ausprägung gröberer Münzforten bleibt der Vereinbarung mit den 
norbteutfchen Staaten des Zollvereind vorbehalten, 


Art V. Der Silbergehalt der Hauptmünzen wird zu %/,. und der Kupfer: 
gehalt zu */,n des Gewichtes angenommen. Der Durchmeſſer wird für die 
ganzen Gulvenftüde auf 30 Millimetres, für die halben Guldenftüde auf 24 
Millimetres feſtgeſetzt. 

Art, VI. Der Avers der ganzen und halben Gulbenftüde zeigt das Bilbnif 
des Negenten des betreffenden Staates, und bei der freien Stadt Frankfurt das 
Wappen berfelben, der Rebers dagegen, nach einerlei Zeichnung, die Angabe 
des Werthes der Münze nebft der Zahrzahl, in einem Kranze von Eichenlaub. 
Der Rand ift gerippt mit glatten Stäbchen auf beiden Seiten. 

Art. VIL Um die Lüden zu erfegen, welde im Geldverfehe durch bie 
Devalvation und Außerkursfeßung der 1, und %, Kronenthaler entftanden find, 
follen fo fohleunig als möglih, ganze und halbe Guldenſtücke von allen Staa- 
ten dieſes Vereines geprägt werben. 

Die kontrahirenden Staaten machen ſich daher verbindlich, bis zum 1. Jän⸗ 
ner 1839 eine Maffe von wenigfiens 6 Millionen Gulden im Ganzen, und 
zwar davon vier Millionen in Gulden- und zwei Millionen in halben Gulden: 
flüden nad dem Maaßſtabe der Bertheilung der Zollrevenüen, prägen zu laffen. 

Art. VIII. Bom 1. Jänner 1839 an werben die fontrahirenden Staaten 
innerhalb der darauffolgenden 6 Monate ſich darüber vereinigen, welche Mafle 
von ganzen und halben Guldenflüden weiter ausgeprägt werden fol, Für den 
Ball aber, daß eine ſolche Vereinbarung nit ftattfinden follte, machen fich die 
fontrahirenden Staaten verbindlih , von jenem Zeitpuntte an, jährlich wenig- 
ſtens den achten Theil der, nach vorfiehendem Art. VII. die einzelnen Staaten 
treffenden Summen an ganzen und halben Guldenftüden zu liefern. 

Art. IX. Was das Scheidemünzweſen betrifft, fo wird ſich auf die zwi» 
fchen fämmtlichen fontrapirenden Staaten heute darüber abgefchloffene befondere 
Hebereinfunft bezogen. 

Art. X. Die Größe des bei den gegenwärtig verabredeten Ausmünzungen 
der ſüdteutſchen Staaten des Zollvereind angnnehmenden Markgewichtes wird 
auf 233,855 Grammes feflgefeßt. | 

Art. XL. Jede Münzftätte hat die Verpflichtung, für die möglichft genaue 
Einhaltung des Münzfußes Sorge zu tragen. Da jedoch eine abfolute Ge 
nauigfeit bei den Ausmünzungen nicht zu erreichen if, fo werben die Fehler 
gränzen, um wie viel die Münzen von dem vorfchriftsmäßigen Feingehalt und 
Gewicht in Mehr oder Weniger abweichen dürfen, für die ganzen und halben 
Guldenſtücke auf 400 im Feingehalt und auf ıooo im Gewicht fefgefeßt, 


was bei dem einzelnen Stüde fowopl, als bei der ganzen Mark ſich erpro- 
ben muß, 
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Art. XIL Die Beflimmungen über die Fragen: 

a) dur welche Mittel zur gemeinfchaftlichen Ueberzeugung zu gelangen 
fey, ob die Münzen den Grundfäßen biefes Uebereinkommens gemäß durchaus 
enifprechend geprägt find, und 

b) durch welche Mittel die Ausgaben nicht probehaltiger Münzen verhindert 
werben foll? 


bleiben der Vereinbarung mit den nordteutfhen Staaten des Zollvereines vor: 
behalten. 


Bis eine folhe Bereinbarung zu Stande kommen wird, hat folgendes 
Verfahren einzutreten : 

Bon jedem Werke wird die Tiegelprobe von dem betreffenden Münzmeiſter 
oder Wardein gemacht. Nach Beendigung des Wertes aber follen durch einen 
von jeder Regierung aufzuftellenden Kontroleur neun Platten herausgenommen, 
hievon drei fogleich vor Ausgabe des Werkes von demfelben, ober von einem 
andern Gegenprobirer unterfucht, drei Platten follen bei der Münzftätte deponirt 
und bie übrigen drei Platten zur Veberfendung an bie Münzftätte desjenigen 
Staates beſtimmt ſeyn, welcher die Kontrofe im laufenden Jahre zu beforgen 
bat. Diefe von allen Werfen eines Quartals zur Berfendung beftimmten 
Platten können in Zeiträumen von drei Monaten gefammelt, und dann zuſam⸗ 
men überliefert werben. 

Jeder Wardein oder Probirer hat die Berbindlichkeit, binnen 4 Wochen bie 
erhaltenen Platten zu unterfuchen, gefundene Differenzen fogleich feiner, und 
durch diefe der treffenden Regierung anzuzeigen, und jedenfalls jährlich einen 
Bericht zu erftatten, der den übrigen Bereinsregierungen mitzuthellen iſt. 

In diefe jährlich von jeder Münzftätte zu erftattende Berichte, ift außer 
Angabe des Ausmünzungsquantum und der Sorten, auch noch dasjenige auf- 
zunehmen, was fih in Beziehung auf Münzbetrieb zur Kenntnignahme der 
übrigen Staaten eignet. 

Bei den in diefem Artikel vorgefchriebenen Probationen fol das Berfahren 
auf naffem Wege angewendet werden. 
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Kontrolirender 
Staat 


Bayern 





MWürtemberg 


Baden 


Heilen 


Naſſau 


Frankfurt 


Der Turnus der Vereinsſtaaten iſt hiebei, wie folgt: 


Zu kontrolirende Staaten 








— 
































1838 1839 1840 
J 

MWürtemberg Baden Hefien 
Baden Heilen Naſſau 
Heſſen Naſſau Frankfurt 
Naſſau Frankfurt Bayern 
Frankfurt Bayern Würtemberg 
Bayern MWürtemberg Baden 


1841 


Naffau 


— 


Frankfurt 





Bayern 








Wuͤrtemberg 





Baden 





— ç e— —— — — 


Heſſen 











1842 


Frankfurt 


Bayern 





Würtemberg 


— 


Baden 


Heſſen 


Naſſau 
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Art. XI, Eine Devalvation ober Außerlursſetzung, derjenigen Münzen, 
welhe nad ben Grundfäßen diefer Konvention ausgeprägt find, Tann . nicht 
Ratifinden, Jeder Staat hat aber die Verbindlichkeit, diefe Münzen feiner Zeit 
wieder einzuziehen und umguprägen, wenn fi ergibt, daß biefelben burch Ab⸗ 
nüßung eine im Wege künftiger Vereinbarung noch feftzuftellende Gränge ber 
Gewichtsabnahme überfchritten haben. 

Art. XIV. Die nach dem bisperigen Syſtem ausgeprägten ganzen Kronen« 
thaler werben in ihrem bisherigen Kurs von zwei Gulden zwei und ‚vierzig 
Kreuzer aufrecht erhalten. 

Art. XV. Die Bereinsftaaten maden ſich außerdem verbindlich, Feine 
Herabfegung oder Berrufung irgend einer in denfelben anerfannt Kurs haben» 
den Münze vorzunehmen, ohne bie übrigen fontrahirenden Staaten bavon vier 
Wochen zuvor in Kenntniß zu feßen. 

Gegenwärtige Konvention fol alsbald zur Ratifitation der hoben — 
hirenden Höfe vorgelegt und die Auswechslung der Ratifikationsurkunden ſpä⸗ 
teftens binnen drei Wochen in Münden bewirkt werben. 


$. 185. Befondere Uebereinkunft zwifchen den obengenannten 
Staaten über die Emittirung und den Kur der Scheivemünzen vom 
25. Auguft 1837, Amtsbl, M 65, p- 519. 


Ludwig, K. 

Die Bevollmächtigten der Königreiche Bayern und Würtemberg, ber Groß» 
herzogthümer Baden und Heflen, des Herzogthums Naffau und der freien Stadt 
Frankfurt, haben fich rückſichtlich des Scheivemüngwefens über folgende Be⸗ 
flimmungen vereinigt: 

Art. I. Die gemeinfchaftlihen Scheivemünzen in den kontrahirenden Staa⸗ 
ten befiehen : 

A. in Sechs⸗Kreuzerſtücken, 

B. in Drei«Kreuzerflüden 
von Silber. Die Ausprägung von Ein«Kreuzerftüden von Silber oder Kupfer 
und der Theilſtücke derſelben bleibt dem Ermeflen der einzelnen Staaten über- 
laffen. 

Art, IL Für die Fünftige Ausprägung der Sechs⸗ und Drei-Kreugerftüde 
wird der fieben und zwanzig Guldenfuß angenommen. 

. Art. UL Der Silbergehalt der Sechs⸗ und Drei⸗Kreuzerſtücke wird auf 
ein Drittel oder fünf und ein drittel Loth in der Mark fefigefeßt. Der Durd- 
mefler der Sechs⸗Kreuzerſtücke wird zu zwanzig und der Drei-freuzerftüde au 
175 Millimeter angenommen. 

Der Avers derfelben erhält das Wappen ded ausmünzenden Staated und 
der Revers die Wertpangabe der Münze nebſt der Jahrzahl in einem Kranz 
von Eichenlaub, 
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Die Fehlergraͤnze welche bei dieſen beiden Münzſorten in Mehr und Weni- 
ger eingehalten werden muß, beträgt 7/00 an Feingehalt umb:45/,n00 an Ge- 
wicht; beides jedoch nicht am einzelnen Stüd, fondern nur in der gangen Mark, 
wobei die möglihft genaue Einhaltung des Münzfußes ebenfowopl wie bei den 
groben Münzen zu beobachten ift, 


Art. IV. Die Kontrole über die von den fontrahirenden Staaten ausge» 
gebenen Scheidemünzen wird von den einzelnen Münzftätten im ber Art ge- 
führt, daß die von den Übrigen Münzflätten neu ausgegebenen Scheidemünzen 
des laufenden Jahres, wie fie in Kurs ſich befinden, einer Prüfung unterwor- 
fen werben, 

Das Ergebniß derfelben wirb von jeder Münzflätte ihrer Regierung vor- 
gelegt, welche darüber, fowie über bie Erfahrungen im Scheidemüngmwefen über- 
haupt Mittpeilung an die übrigen Regierungen machen wird, 


Art. V. Die vor diefer Vereinbarung von den Eontrahirenden. Staaten 
geprägten Sechs - und Drel⸗Kreuzerſtücke behalten in denfelben fortwährend 
gleichen Kurs mit den neu zu prägenden, 

Jeder diefer Staaten macht fich jedoch verbindlich, alle aus feiner Münz- 
flätte fowohl vor als nach diefer Vereinbarung hervorgegangenen Sechs- und 
Drei⸗Kreuzerſtücke an diefer Münzflätte fowopl, als auch an anderen von ihm 
näher zn bezeichnenden öffentlichen Kaflen auf Berlangen gegen kursfähige grobe 
Münze umzumechfeln. Die. zum, Umwechſeln befiimmte Summe darf jedoch 
nicht ‚nnter hundert Gulden betragen. 


Art. VL Alle Scheidemünzen der nicht kontrahirenden Staaten werben 
vom 1. Zänner 1838 an entweder außer Kurs gefeßt,, oder auf ihren Silber- 
werth gewürbigt, worüber gegenfeitige Mittheilung zu geſchehen hat. 

Es bleibt jedoch jedem einzelnen fontrahirenden Staate unbenommen, bie 
felben vollgültig in denjenigen Theilen feines Staatsgebieted, wo es örtliche 
Berhältniffe erfordern, auch nach diefem Termine zu bulven, 

Gegenwärtige Uebereinkunft fol alsbald zur Ratifitation der hohen kontra 
hirenden Höfe vorgelegt, und bie Auswechslung der Ratifitationsurtunden gleich⸗ 
zeitig mit jenen über die Münzkonvention fpäteflend ‚binnen drei Wochen in 
Münden bewirkt werben, 


F. 186. Den beiden vorſtehenden Konventionen traten fpäter bei: 

1. Hohenzollern » Sigmaringen, zufolge Bekanntmachung des Minifteriums 
des Aeußern vom 24. März 1838, Amtsbl. As 24, p. 193. 

2. Hohenzollern » Hechingen, zufolge Bekanntmachung des Miniftertums des 
Aeußern vom 17. Mat 1838, Amtsbl. As 30, p. 248, 

3. Sadhfen» Meiningen, zufolge Konvention vom 8, Juni 1838, Amisbl. 
A 39, p. 311, 

4. Heffen- Homburg, zufolge Bekanntmachung des Minifieriums des Aeu— 
fern vom 12, Dezember 1838, Amtobl. A8 67, p. 536, 
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5, Das Fürflentpum Schwargburg -Rudolftadt mit der Oberherrfchaft dies 
ſes Fürftentpums, zufolge Bekanntmachung des Minifleriums des Aeußern vom 
17. Zult 1839, Amtsbl. A 38, p. 320. Die beiden Teßtern traten überdies 
der Konvention mit Sarhfen » Meiningen bei. 


$. 187. Königl. Berordnung vom 8. Dezember 1837, Amtsbl, 
M 75, p. 611, die Scheidemüngen betr. 


Ludwig, 8 
Wir haben Uns — im Hinblide auf die Art. V. und VI. der zwiſchen 
den füdteutfchen Staaten bed Zollvereins bezüglih dee Scheidemüngen am 
2. Auguſt d. 3. abgefchloffenen Webereinfunft — auf den Antrag Unferer 
Staatsminifterien des Innern und der Finanzen allergnädigft bewogen gefun- 
den, zu verordnen, was folgt: 


Art, I. Neben den inländifchen Scheidemünzen haben vom 1. Januar 1838 
an in Unferm Königreihe die Königl. würtembergifhen, die großherzogl. 
badifchen, die großherzogl. heffifchen, und die herzogl. naffauifchen Sechs⸗ und 
Drei-Rreugerftüde, fowie jene der freien Stadt Frankfurt, vollen Kurs. 

Art, II. Die in dem vorftehenden Artikel nicht genannten Scheidemünzen 
bleiben, wie bisher, außer Kurs. 

Art, IT. An den Grengorten ift ed unbenommen, ſich der Scheidemünzen 
des Rachbarftaates auch wenn diefer nicht zur Konvention gehöret, im Gränz⸗ 
verkehr zu bedienen, jedoch find bie Öffentlichen Kaffen eben fo wenig als Pri- 
vate dafelbft, verpflichtet, diefe fremden Münzen nad ihrem Nennwerthe an» 
junehmen. 


Unfere Staatsminiflerien des Innern uud der Finanzen find mit bem 
Bollguge der gegenwärtigen, dur das Regierungsblatt bekannt zu machenden 
Verorbuung beauftragt. 


$. 188. Erlaß des Regierungspräfidiumd vom 27. Dezember 
1837, Amtsbl. M 80, p- 667, die Scheidemüngen betr. 


Durch die Königl. allerhöchfte Verordnung vom 8. Dezember d. J., bie 
Scheidemünzen betr., Art. I. und II. (Amtsbl. As 75) iſt feftgefett worden, daß 
neben den inländifchen Scheidemünzen vom 1. Januar 1838 an in dem Königreiche 
Bayern die Königl. würtembergifchen, die großherzogl. badifchen, die großherzogl. 
beiffihen, und die hergogl. naſſauiſchen Sechs⸗ und Drei⸗Kreuzerſtücke, ſowie jene 
ber freien Stadt Frankfurt, vollen Kurs haben, die hier nicht auedrücklich be= 
nannten Scheidemüngen aber,. wie bisher außer Kurs bleiben follen. 


Damit nun diefe Beflimmungen, welche in Folge ber zwifchen den ſüdieut⸗ 
fhen Staaten des Zollvereind bezüglich der Scheidemüngen am 25. Auguft 
d. 3. abgefchloffenen Uebereinkunft (Amtsbl. As 65) getroffen worden find, 
nicht zu trügerifchen Täuſchungen benüßt werben, namentlich durch Berbreitung 
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der Meinung unter den Landleuten, und ſonſtigen in dieſer Hinſicht unerfahrenen 
Unterthanen, als ob außer der inlaändiſchen, alle übrige Scheidemünze, welche 
bisher in Bayern Kurs gehabt hat, vom 1. Januar 1838 an außer Kurs ger 
feßt fey, und damit fonach die erwähnten Landleute und Unterthanen in be 
merkter Beziehung vor Schaden bewahrt werben, erhalten in Gemäßpeit König. 
Minifterialreferipts vom 22, diefes die Gemeindevorſtände den Auftrag, Sorge 
zu tragen, daß fämmtliche Unterthanen in jeder thunlichen Weife hierüber um- 
fländlich belehrt, vor möglihem Schaden gewarnt, und mit den Beftimmungen 
ber oben gedashten allerhörhften Berordnung vom 8. Dezember d. J., fowie 
insbefondere mit jenen Scheidemüngen auf das deutlichfle befannt gemacht wer⸗ 
ben, welche, wie gegenwärtig, fo auch nad dem 1. Januar 1833 Kurswertp 
im Inlande behalten. 

Zugleich geht den Polizeibehörben bie gemeflene Weifung zu, gegen mög- 
liche Einwechslungsverfuche betrüglicher Spekulanten, welche etwa bie Kurs har 
bende ausländifche Scheidemünge durch Täuſchung der Unterthanen um niedri- 
gere Preife an fich zu bringen verfuchen möchten, die ſtrengſte Aufficht zu pflegen. 

Die Königl. Landkommiſſariate werden mit der Ueberwadhung des Bol» 
zugs gegenwärtiger durch das Amtsblatt und die Lolal-Worhenblätter befannt 
zu machenden Berfügung beauftragt. 


$. 189. Belanntmadhung des Finanzminiſteriums vom 5. Ja 
nuar 1838, Amtsbl, Au. 5, p. 25, den Art. V. der befondern Kons 
vention über die Scheivemünzen vom 25. Auguft 1837 betr. 


Sn Gemäßpelt des Art. V. der befonderen Konvention über die Scheider 
münzen vom 25. Auguſt v. 3. wird hiemit zur Öffentlichen Kenntniß gebradt, 
daß die fämmtlichen Kreiskaffen diejenigen Behörden fepen, bei welchen — au» 
Ber der Hiefigen Münzſtätte — die inländbifhen Sechs» und Dreikreuzer- 
ftüde gegen kursfähige grobe Münzforten zu jeder Zeit .in fo ferne umgewechſelt 
werben können, als bie zur Ummwechslung befimmte Summe nicht weniger als 
Einhundert Gulden beträgt. 


$. 190. Bekanntmachung des Finanzminifteriums vom 5, Ja— 
nuar 1839, Amtsbl, M 8, p. 78, die Annahme der Gulden» und 
Halbenguldenftüde bei allen Vereinszollbehörden betr. 


Königl. Staatsminifterium der Finanzen, 

Mit Beziehung auf die Bekanntmachung vom 17. Zuni 1834 (Regierungs- 
blatt 6 33, ©. 859, 860) wird hiemit zur weitern Kenntniß gebracht, daß 
bie nach der Münztonvention vom 25. Auguft 1837 (Regterungsbl,. As 54, 
©. 745-756) ausgeprägten Gulden» und Halbenguldenflüde in bie für bie 
Entrichtung der Zollabgaben vereinbarte MünyBalvationstabelle mit dem ver- 
gleichenden Werthe von ſiebenzehn Silbergroſchen einen 5/, Pfennig, resp. acht 
Silbergroſchen ſechs % Pfennig preußiſcher Währung aufgenommen feyen, und 
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hienach die Zahlungen bei allen Zollerpebungsbepörben bes Bereind geſchehen 
tönnen, 


$. 191. Allgemeine Münzfonvention der zum Zoll- und Hans 
belsvereine verbundenen Staaten d. d. Dresden vom 30. Juli 1838, 
Amtsbl. Mu 10 vom Sahre 1839, p. 93. 


Art. 1. Als Grundlage des gefammten Münzweſens in den Landen ber 
hohen fontrahirenden Theile fol in allen Münzftätten einerlei Münzmark ans 
gewendet werben, beren Gewicht, mit dem Gewichte der in dem Königreiche 
Preußen und ben füdteutfchen Staaten des Zoll- und Handelsvereins bereits 
beftehenden Mark übereinſtimmend, auf 233,855 . . . Gramme feflgefegt wird. 

Art. 2, Nach biefer gemeinfamen Grundlage fol das Münzweſen in den 
fämmtlichen Landen ber fontrapirenden Staaten georbnet werben, und zwar in 
der Art, daß, je nachdem darin die Thaler- „und Grofchen”-, oder die Gulden⸗ 
und „Kreuzer“⸗Rechnung hergebracht oder ben Berpältniffen entfprechend iſt, 


entweder ber Vterzehnthalerfuß, bei welchem die Mark feinen Sil- 
bers zu vierzehn Thalern ausgeprägt wird, mit dem Wertpöverhältniffe des 
Thalers zu 1%, Gulden, 


oder der Vierundzwanzigundeinhalb-Guldenfuß, bei weldem 
aus der Mark feinen Silbers vier und zwanzig und ein halber Gulden arprägt 
werben, mit bem Wertpsverhältniffe des Guldens zu */, Thaler, 
als Landesmünzfuß gelten wirb, 


Art. 3. Insbeſondere wird 
einerfeits in den Königl. Preußifhen und Sächfifchen, in den Kurfürft- 
Lich Heffiiden, Großherzoglich Sächſiſchen und Herzoglich Sachfen » Altenburg« 
iſchen Landen, in dem Herzoglich Sachfen-Koburg und Gothaifchen Herzogthume 
Gotha, in der fürſtlich Schwargburg- Rubolfläbtifchen Unterherrfchaft, in den 
fürſtlich Schwargburg - Sondershaufen’fchen Landen, fowie in ven Landen ber 
fürflih Reußifchen Altern und jüngern Linie: 
ber 14-Thalerfuß, 
anbererfeits in den Königl, Dayerifchen und Würtembergifchen, in den 
Großperzoglih Badischen und Heffifchen, fowie in den Herzoglich Sachfen-Mei- 
ningen’fchen Landen, in dem Herzoglich Sachſen⸗Koburg⸗ und Gothaiſchen Für- 
ſtenthume Koburg, in dem Herzogthume Naffau, in der fürflih Schwarzburg- 
Rubolfädtifchen Oberherrfchaft und in der freien Stadt Frankfurt: 
ber 241/,-Guldenfuß, 
ausfchließlich ald Landesmünzfuß fortbeftehen, oder, wo ein anderer Landes» 
münzfuß befteht, fpäteflens mit dem 1. Januar 1841 eingeführt werben. 
Art. 4. Ein jeder der kontrahirenden Staaten wirb feine Ausmüngungen 
auf ſolche Stüde beſchränken, welche ber bem vereinbarten Münzfuße (Art. 2 
und 3) enifpreihenden Rechuungsweiſe gemäß find, Die Annahme gleichför- 
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miger Vorſchriften hierüber ‚bleibt der Berfländigung unter: denjenigen ber kon⸗ 
trahirenden Staaten, die fih zu demfelben Landesmünzfuße befennen, vorbe⸗ 
halten, 


Art. 5. Sämmtliche kontrahirende Regierungen verpflichten fi, bei den 
Ausmünzungen von grober Silbermüngze, folglich von Hauptmänzen ſowohl, als 
deren Theilſtücken — Kourantmünzen — ihren Landesmünzfuß (Art. 3) 
genau innehalten, und die möglichfte Sorgfalt darauf verwenden zu laffen, daß 
auch die einzelnen Stüde durchaus vollfaltig und vollwichtig ausgemüngt wer: 
den. Sie vereinigen fich insbefondere gegenfeitig zu dem Grundfaße, daß uns 
ter dem Borwande eines fogenannten Remediums an dem Gehalte oder dem 
Gewichte der Münzen nichts gekürzt, vielmehr eine Abweichung von dem den 
Lebteren zufommenden Gehalte oder Gemicdhte nur in fo weit nachgefehen wer» 
den dürfe, als ſolche durch die Inerreichbarkeit einer abfoluten Genauigkeit be 
bingt wird, j 


Art. 6. Bel der Beflimmung des Feingehalts der Silbermünzen foll 
überall die Probe auf naffem Wege entfcheidend feyn. 


Art. 7. Zur Bermittlung und Erleichterung des gegenfeitigen Verkehrs 
unter den kontrahirenden Staaten fol eine, den beiden im Art. 2 gedachten 
Münzfüßen entfprechende gemeinfchaftlihe Hauptfilbermünge — Bereind- 
münze — zu einem Siebentheile der Mark feinen Silbers ausgeprägt werden, 
welche fonach den Werth von 2 Thalern eder 31, Gulden erhalten wird, und 
zu diefem Werthe im ganzen Umfange der kontrahirenden Staaten, bei allen 
Staats-, Gemeinde», Stiftungs- und andern Öffentlichen Kaffen, ſowie im Pri⸗ 
vatverkehr, namentlich auch bei Wechfelgahlungen, unbeſchränkte Gültigkeit, gleich 
den eigenen Landesmünzen haben foll. 


Art. 8 Das Mifhungsverhältniß der Vereinsmünze wird auf neun Zehn- 
theile Silber und ein Zehntheil Kupfer fefigefeht. Es werden demnach 6%0 
Stüde eine Mark, oder 63 Stüde zehn Mark wiegen. Die Abweichung im 
Mehr oder Weniger darf, unter Fefthaltung des im Art. 5 anerkannten Grund» 
faßes, bei dem einzelnen Stüde im Feingehalte ſowohl, als im Gewichte, nit 
mehr als drei Zaufendtheile betragen, 


Die Bereinsmünze erhält einen Durchmeffer von 414 Millimetern; fie wird 
im Ringe und mit einem glatten, mit vertiefter Schrift oder Verzierung ber 
fehenen Rande geprägt. 


Der Revers, auf deffen mögliche Hebereinftimmung von allen Regierungen 
Bedacht genommen wird, muß jedenfalls die Angabe des Theilverpältnifies zur 
Mark feinen Silbers, dann des Werths in Thalern und Gulden und bie aud- 
drückliche Bezeichnung als Vereinsmünze enthalten. 


: Art. 9, Es follen vom 1. Jänner 1839 bis dahin 1842 an Bereinsmünze 
mindeflens zwei Millionen Stüde, und. zwar jährlich zum dritten Theile, aus⸗ 
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geprägt werben, und es verpflichtet fich ein Jeder der kontrahirenden Staaten, 
hieran nad dem Maafftabe feiner Bevölkerung Antheil zu nehmen, 

Die ferneren Ausprägungen von Bereinsmünzen nad Ablauf des vorbe» 
fimmten Zeitraumes follen, fofern darüber eine anderweite Bereinbarung nicht 
erfolgt, in dem Maaße fortgefeßt werben, daß innerhalb jedesmaliger vier Jahre 
mindeftens ebenfalls zwei Millionen Stüde, unter Aufrechthaltung bes ange» 
nommenen Beriheilungsmaaßftabes, ausgeprägt werben. 

Ueber die erfolgten Ausprägungen werben bie fontrahirenden Regierungen 
am Schluffe jeden Jahres fich gegenfeitig Nachweiſung zugehen laſſen. 

Art. 10. Die kontrahirenden Regierungen werben bie neu ausgegebenen 
Bereinsmüngen gegenfeitig von Zeit zu Zeit in Bezug auf ihren Feingehalt 
und auf ihr Gewicht prüfen laſſen, und von den Ausfiellungen, die ſich dabei 
etwa ergeben, einander Mittheilung machen. Für den unerwarteten Fall, daß 
die Ausmünzung der Einen oder der Andern der betheiligten Regierungen im 
eingehalte oder im Gewichte den vertragsmäßigen Beflimmungen nicht ent» 
fprehend befunden würde, übernimmt diefelbe die Verbindlichkeit, entweder ſo⸗ 
fort, oder nach vorangegangener fchtedsrichterliher Entfcheidung, fämmtliche 
von ihr geprägte Bereinsmünzen besjenigen Jahrgangs, welchem. bie fehlerhafte 
Auomünzung angehört, wieder einzuziehen. 

Art. 11. Sämmtlide fontrapirende Staaten verpflichten fich, ihre eignen 
groben Silbermünzen niemals gegen den ihnen beigelegten Werth herabzuſetzen, 
auch eine Außerkursfegung derfelben anders nicht eintreten zu laſſen, als nach» 
dem eine Einlöfungsfrift von mindeftens vier Wochen feftgefeßt und wenigſtens 
drei Monate vor ihrem Ablaufe öffentlich befannt gemacht worden if. Die 
Feſtſtellung des Werthsverhältniſſes, nach welchem zum Behufe des Meberganges 
zu dem neuen Landesmünzfuße (Art, 3) die Münzen des bisperigen Landes 
münzfußes eingelöst, oder im Umlauf gelaffen werden follen, bleibt jevorh einer 
jeden betheiligten Regierung vorbehalten. 

Nicht minder macht jeder Staat fich verbindlih, die Eingangs gedachten 
Münzen, einfchließlich der von ihm ausgeprägten Vereinsmünzen, wenn biefel- 
ben in Folge längerer Eirkulation und Abnugung eine erhebliche Verminderung 
bes ihnen urfprünglih zulommenden Metallwerthes erlitten haben, allmäplich 
zum Einfchmelzen einzuziehen, und dergleichen abgenußte Stüde auch dann, 
wenn das Gepräge undeutlih geworden, flets für voll zu demjenigen Werthe, 
zu welhem fie, nad ber von ihm geiroffenen Beſtimmung', gegenwärtig im 
Umlaufe find, oder künftig werben in Umlauf gefegt werden, bei allen feinen 
Kaſſen anzunehmen. 

Art. 12. Es bleibt vorbehalten, zu Zahlungen im Heinen Berfehre und 
zur Ausgleichung Heinere Münzen nach einem leichtern Münzfuße, als dem Lan⸗ 
besmünzfuße (Art. 2 und 3), in einem dem letztern entfprechenden Nennwerthe 
als Scheidemünge prägen zu laſſen. Sämmtliche Tontrabirende Staaten 
verpflichten fich aber, nicht mehr Scheidemünze in Umlauf zu feten,  ald zu 
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obigem Zweck für das Bedürfniß des eignen Landes erforderlich iſt. Sie wer⸗ 
den auch nach Thunlichkeit darauf hinwirken, daß die gegenwärtig im Umlaufe 
befindlihe Scheidemünge auf jenes Maaß zurüdgeführt und fobann Niemand 
genöthigt werde, eine Zahlung, welche den Werth der Heinften groben Münze 
(Art. 5) erreicht, in Scheidemünge anzunehmen. 

Art. 13. Jeder kontrapirende Staat macht ſich ferner verbindlich: 

a) feine eigene Silberſcheidemünze niemals gegen den ihr beigelegten Wert 
‚herunter zu feßen, auch eine Außerfursfeßung berfelben nur dann eintreten zu 
laffen, wenn eine Einlöfungsfrit von mindeftens vier Wochen ſeſtgeſetzt umd 
wenigſtens drei Monate vor ihrem Ablaufe öffentlich befannt gemacht wor 
ben ift; 

b) diefelbe, wenn in Folge längerer Girfulation und Abnugung das Gr 
präge undeutlich geworden ift, nach demjenigen Werte, zu welchem fie nad 
ber von ihm getroffenen Befimmung gegenwärtig im Umlaufe if, oder Fünftig 
wird in Umlauf gefeßt werden, allmäplich zum Einſchmelzen einzuziehen, auch 
nach dem nämlichen Werthe 

c) feine Silberfcheidemünge aller Art in näher zu begeichnenden Rafen auf 
Berlangen gegen grobe, in feinen Landen Eursfähige Münze umzuwechſeln. Die 
zum Umwechſeln beflimmte Summe darf jeboch nicht unter Einhundert Thalern, 
beziehungsweife Einhundert Gulden, betragen. 

Art. 14. Durch gegenwärtigen Bertrag fol an ben Beſtimmungen ber 
Münzlonvention d. d. München, ben 25. Auguft 1837, und der befondern Ueber⸗ 
einfunft über die Scheidemünze von bemfelben Datum nichts geändert werben. 

Art. 15. Die kontrapirenden Staaten werben alle Geſetze und Berord- 
nungen, welde zu Ordnung des Münzweſens im Sinne der gegenwärtigen 
Konvention ergehen werben, ingleichen die zu deren Ausführung unter Einzel- 

‚nen von ihnen etwa zu Stande fommenden Bereinbarungen fi einander mis 
theilen. 

Art. 16. Sämmiliche Regierungen ſichern ſich gegenſeitig zu, der Begehung 
von Münzverbrechen, es mögen ſolche gegen den eignen Staat oder gegen einen 
andern Bereinsftaat gerichtet feyn, auf das Nachdrücklichſte entgegen zu wirfen, 
zu dem Ende alle gefeßlihen Mittel in Anwendung zu bringen, welche zur 
Berhütung, Entvedung und Beflrafung derartiger Verbrechen dienen können, 
auch in dem Balle, wo dabei das Intereſſe einer andern Bereindregierung de» 
tpeiligt iſt, die Leßtere von den gemachten Entdelungen und von dem Ergeb- 
niffe der geführten Unterfuchungen ungefäumt zu benachrichtigen. 

Art, 17. Für den Fall, daß andere teutfche Staaten ber gegenwärtigen 
Münzlonvention beizutreten wünfchen, erflären die tontrapirenden Regierungen 
ſich bereit, diefem Wunſche durch deßhalb einzuleitende Berhandlungen Folge zu 
geben. 

Art. 18. Die Dauer der gegenwärtigen, vom Tage der Ausmwechfelung 
ber Ratifitationen an in Kraft tretenden Mebereintunft wirb bis zum Schlufle 
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bes Jahres 1858 feſtgeſetzt, und ſoll diefelbe alsdann, infofern der Rücktritt von 
ber einen oder ber andern Seite nicht erklärt, oder eine anderweite Berein- 
barung darüber nicht getroffen worden ift, ftillfepweigend von fünf zu 5 Jahren 
als verlängert angefehen werben. 

Es iſt aber ein folder Nüdtritt nur dann zuläßig, wenn die betreffende 
Regierung ipren Entfchluß mindeſtens zwel Jahre vor Ablauf der ausdrücklich 
feftgefeßten oder ſtillſchweigend verlängerten Vertragsdauer den übrigen mitkon- 
trahirenden Regierungen befannt gemacht hat, worauf fodann unter fämmtlichen 
Vereinsſtaaten unverweilt weitere Berhanblung einzutreten hat, um nach Ber 
finden die Beranlaffung der erfolgten Rüdtritiserflärung, und fomit diefe Er⸗ 
Märung felbft im Wege gemeinfamer Berfländigung zur Erledigung bringen zu 
fönnen. 

Örgenwärtige allgemeine Münzkonvention foll alsbald zur Rati- 
Hation der Hohen Kontrahenten vorgelegt und bie Auswerhfelung der Ratifi- 
Iationsurfunden fpäteftens binnen drei Monaten in Dresden bewirkt werden. 

$. 192. Außer obigen Konventionen und Verordnungen find in 
dem Amtsblatte nachftehende Verordnungen und Bekanntmachungen 
auewärtiger Regierungen über die Münzverhältniffe in ihren Staaten 
enthalten, auf welche Bier lediglich hingewieſen wird: 


I. Für das Herzogthbum Anhalt: Bernburg. 
— Herzogliche Verordnung vom 1. November. 1840, bie Emif- 
‚ fon neuer Scheidemüngen und das Berbot fremder Scheidemüngen 
betr, Amtsbl. vom Jahre 1841, M. 27, p. 217. Ä 
— Hergoglihe Berordnung vom 6, Februar 1841, Amtsbl. Mr 
27, p. 218, die Einführung des DVierzehnthalerfußes betr, 
U. Im Großherzogthume Heffen. 

— Großperzogliche Verordnung vom 16. Februar 1838, Amtsbl. 
vom Jahre 1838, Ma 17, p. 114, den Kours der fremden Münzen 
im Großherzogthume betr. 

II. In Kurheſſen. 

— Geſetz vom 18. Januar 1841, Amtsbl. M. 25, p. 207, das 

° Münzwefen betr, 
IV. Im Fürftentbum Reuß- Plauen. 

— Berordnung ber Lanbesdireftion vom 27. October 1840, 
AAmtsbl. Na 2 vom Jahre 1841, p. 14, die Herabfeßung der inlän- 
diſchen Konventionss‘/; und %5, fowie der inländifchen Scheidemünze 
auf den Nennwerth im Vierzehnthalerfuße und die deßfallſige Einlö- 
ſungsfriſt betr. 
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— Geſetz über die Münzverfaſſung der fürftlih Neuß » Plauen’ 
fhen Lande älterer Linie vom 14. Dezember 1840, Amtsbl. vom 
Sahre 1841, M ıl, p. 81. 

V. 3m Königreide Sadfen. 

— Befanntmahung der Kreisregierung vom 30. Juli 1837, 
Amtsbl. M 43, p. 355, das im Königreihe Sachſen erlaffene Bers 
bot der Annahme, Ausgabe und des Einbringens der Brabanter 
und 1, Kronenthaler betr. 

— Berordnung des Königl. Sächſiſchen Finanzminifteriums vom 
29. Auguft 1839, Amtsbl, M 50, p. A21, die Einwechslung der 
Sächſiſchen Konventiong = Ya, = Thalerftüde gegen Fonventionsmäßige 
Münzforten; diefelbe Verordnung - fteht auh im Amtsbl. Au 68 d. 
Jahres, p. 606. 

— Bekanntmachung des Königl. Bayer. Finanzminifteriumg vom 
5. Juni 1840, Amtsbl. M 35, p. 215, die Nichtannahme der Kö, 
nigl, Saͤchſi ſchen Schöteld- und Zwölftels-Thalerſtücke bei Zahlung 
an Zollvereinsgefällen, 

— Geſetz vom 20. Juli 1840, die fünftige Münzverfaffung im 
Königreihe Sachfen betr, Amtsbl, M 55 vom Jahre 1840, p. 347. 

— Berordnung des Königl, Sächſiſchen Finanzminifteriums vom 
3. Auguft 1840, Amtsbl. Mo 56, p. 351, die Herabfegung der Kons 
ventiong=1/;-Thaler auf den Nennwerth im Vierzehnthalerfuße und die 
deßfallſige Einlöfungsfrift betr. 

— Berordnung des Könige. Sächſiſchen Minifteriums des ns 
nern und der Finanzen vom 17. November 1840, Amtsbl. Mi 5 vom 
Jahre 1841, p. 37, die für's Künftige im Königreihe Sachſen als 
verboten, ingleichen die neben dem inländiſchen Kourantgelde ald er: 
laubt anzufehenden Münzen betr., an deren Stelle jedoch nachftehende 
getreten ift: Ä 

vom 8, September 1841, Amtöbl, M 76, p. 601, die in dem 
Königreihe Sachſen als verboten, ingleichen die neben dem inländiſchen 
Kourantgelde als erlaubt anzufehenden Münzen betr. 

— Finanzminifterialverordnung vom 22, Dezember 1841, Amts: 
blatt M 15 vom Jahre 1842, p. 149, die gängliche Einziehung der 
inländifchen Konventiond-Einzwölftel-Thalerftüde betr. 

— Königl. Sächſiſche Münz-Balvationstabelle, Amtsbl. Ma 15 
vom Jahre 1842, p. 150. 
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— Königl’. Sächftfihe ‚Verordnung vom 31. Dezember 1841, 
Amtsbl. Mi 15 vom Jahre 1842, p..151,:die fühftig in Kourantgeld 
nebft dem gefeglichen Agio zu Teiftende Zahlung auf urfprünglich im 
20 Guldenfuße normirte Verbindlichkeiten beir. 

VL In Sachſen-Altenburg. 

— Geſetz vom 28. November 1840, Amtsbl. M 1A vom Jahre 
1841, p. 97, das Mangweſen im“ — Sachſen⸗-Altenburg 
betr. | 

VII. ‚In Sahfen-Koburg- Gotha— 

— Herzogliche Verordnung vom 29, September 1840, Amtsbl. 
M. 71, p. 435, die Herabſetzung der im Konventions-Zwanziggul⸗ 
denfuße ausgeprägten fremdberrlichen. Auaernac auf Kourant im 
Bierzehnthalerfuße. betr. ; 

— Herzogliche Verordnung, vom 3% September 1840, Amtsbl. 
Aß 71, P. 436, die Einführung eines neuen. Landesmünzfußes und 
die damit in Verbindung ſtehende — des — Münz⸗ 
weſens im. Herzogthume Gotha betr. 

— Herzogliche Verordnung vom 1, October 1840, Amtsbl. M. 
71, p. Aas, die Umwandlung der an, die Öffentlichen und Kommunal- 
Fafjen abzuführenden Leiftungen sin dem VBierzehnthalerfuße betr. 

— Herzoglide Verordnung vom 10. Dezember 1840, Amtsblatt 
Mo. 20 vom Jahre 1841, p. 178, bie Zulaffung und den. Werth fremp- 
herrlicher Münzen im Herzogthume Gotha betr. 

— Herzogliche Berordnung vom 4. Februar 1841, Amtsbl. M 
21, p. 181, die Einziehung der inländiſchen, ohne Angabe der Mark 
ausgeprägten Scheidemünzen betr. 

— Herzogliche Verordnung vom 1. September 1848, Amtsbl. 
vom Jahre 1843, M 55, p- 5ıl, bie Einziehung der ältern, im 
Zwanzigguldenfuße mit Angabe der Mark. ausgeprägten Landesmün- 
zen. betr. es 
VII. In Sachſen-Weimar-Eiſenach. 

— Geſetz vom 18. Auguft.1840, Amtsbl. M 61, p. 375, bie 
Einziehung der inländifchen Scheidemünze mit Einfchluß der Konven- 
ions= og; und Ya Thalerſtücke beit, 

— Geſetz vom 4. September - 1816, Amisbl. AM 61, p. 391, 
die Herabſetzung vn Königl. Sach Be Konventions⸗ Thalerſtücke 
bett.u 

Dr. Siebenpfeiſer am, Berfaffung 1. 23 
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— Geſetz vom 27. October 1840, Amtsbl. M 5 vom Jahre 
1841, p. 39, die Münzverfaffung im Großherzogthume Sachfen-Wei: 
mar⸗Eiſenach ‚betr, 

— Großherzogliche Berorbinäng vom 17. November 1840, Amts: 
blatt M 5 vom Jahre 1841, p. 46, über ven Umlauf fremder Mün— 
zen im Großherzogthume Sachſen-Weimar-Eiſenach. 

IX. Im Fürſtenthum-Schwarzburg-Rudolſtadt. 

— Fürſtliche Verordnung vom 16. September 1840, Amisbl. 
NM 63, p. 383, die Einziehung der Schwarzburg-Rudolſtadf'ſchen 
Scheidemünze und Konventions- Zwei: und Biergrofchenftüde betr. 

— Geſetz vom 11. November 1840, Amtsbl. M, 3 vom Jahre 
1841, p. 21, die Einführung des 24%4-Guldenfußes in der Oberherr- 
haft und des Bierzehnthalerfußes in der Unterherrfchaft des Fürften 
thums Schwarzburg-Rudolftadt, ingleichen die in Folge diefer Mün;- 
veränderung erforderliche Negulirung der Bettpertgen Münzverhältnifte 
betr. 

— Befanntmahung des Schwarzburg - Rudolftadt’fchen geheimen 
Rathskollegiums vom 9. Dezember 1840, Amtsbl. M 9 vom Jahre 
1841, p. 74, diefenigen Münzen betreffend, die vom 1. Januar 1841 
an bei den fürftlichen Kaffen zu dem dabei bemerften Werth angenom- 
men und ausgegeben werben. 

X. Im Fürſtenthum Shwarzburg-Sondershaufen. 

— Gefes vom 30, November 1840, Amtsbl. Mi. 8 vom Jahre 
1841, p. 61, die Münzverfaffung des Fürſtenthums Schwarzburg- 
Sondershaufen betr. 

— Fürftlihe Verordnung vom 7. Dezember 1840, Amtsbl. M 
s vom Sabre 1841, p. 67, die Scheidemünzen betr, 

| Siebenjehntes Capitel. 
Zoll», Mauth= und Handelsverträge, 

— Diefe Materie folgt, ihrer bedeutenden Ausdehnung wegen, 
am Schluffe. dieſes Werkes in einem befonderen Anhange. 

Achtzehnies Capitel. 
Weggeld. 
Handbuch 4. Band, p. 314. 

F. 193. Durch Königl. Verordnung vom 24. Auguſt 1840, 
Amtsbl. M 51, p. 323, wurde beſtimmt, daß auf den Grund. des 
Ständeabſchiedes vom 15. April 1840, das mit dem 1. Juli 1834 
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gejeglich eingeführte Chauffegeld vom 1. September an vorläufig und 
bis zu anderweitiger Verfügung außer Erhebung gefegt werde, Es 
werben daher die über den Gegenftand vorfommenden früheren Ge⸗ 
ſetze und Verordnungen hier nur angeführt: 

— Geſetz vom 1. Juli 1834, Amtsbl. M ai, p- 439. 

— Negierungsverfügung vom 21. October 1834, Amtsbl. A. 58, 
P. 583. 

— Defanntmahung vom 16. Auguft 1834, Amtsbl. M 45, 
P. 474. 

— Regierungsverfügung vom 29, Dezember 1835, Amtsbl. M 
2 vom Jahre 1836, p. 15, die Ladfarten der Fuhrleute betr. 

— Befanntmahung der Königl, General-3olladminiftration vom 
29, Dezember 1835, Amtsbl. Mu. 8, vom Jahre 1836, p. 53, das 
Bayer, Chauffegeld von fremden Anfpann an Reifegefährten betr, 

— Bekanntmachung der Königl. General-Zolfadminiftration vom 
3. März 1836, Amtsbl. M 17, p. 181, das Chauffegeld auf den 
im Durchgang befreiten Straßen betr. 

F. 194. Bon dem Chauffegeld, wovon obige Verordnungen han- 
bein, ift verfchieden und wird noch erhoben das Weggeld auf der 
Strafe von Homburg nad Mittelbexbach, welches in Gemäßheit 
höchſter Entfchliefung vom 18. März 1840 in Erhebung gefegt wurbe, 
fiehe Regierungsbefanntmachung vom 1. April 1840, Amtsdl. M 18, 
P. 94, 

Neunzehntes Eapitel. 
Gewerbd- und Fabrikzeichen. 

$. 195. Königl. Verordnung vom 6. März 1840, Amtsbl. M 
14, p. 73, die Nahahmung und den Gebrauch der Gewerbs- und 
Sabrifzeichen betr. 

Ludwig, K. 

Wir finden Uns veranlaßt, in Betreff der vielen Mißbräuche und Unter- 
ſchleife, welche wiederholten Anzeigen zufolge, mit dem Nachmachen und Ge— 
brauche fremder Fabrikzeihen und Firmen, zum Schaden der rechtlihen Fabri- 
fanten und Gewerbeinpaber, fowie der Abnehmer getrieben werben, im Bollzuge 
des Landtagsabſchiedes vom 17. November 1837, Abfchn. III., Ziff. VII. und 
auf dem Grunde der in den Anmerkungen zum Strafgefeßbuhe Band III, 
6. 263 und 264, dann in dem Gewerbsgeſetze vom 11. September 1825, Art. 
12 am Schluffe entpaltenen Beſtimmungen — auf fo lange Bir nicht anders 


verfügen — zu verorbnen, was folgt: 
23 * 
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F. J. Jedem Fabrikanten und Gewerbsinhaber iſt freigeſtellt, ſeiue für 
den Verkauf beſtimmten Fabrikate und Gewerbserzeugniſſe entweder 

1. ohne irgend eine Bezeichnung in den Verkehr zu bringen, oder 

2. denſelben zu dieſem Zwecke ſeinen Namen und Wohnort, oder ſtatt des 
Wohnortes den Fabrik⸗- oder Gewerbsort beizuſetzen, oder 

3. feine Fabrikate und Gewerbserzeugniſſe mit einem beſonderen Fabrilk⸗ 
oder Gewerbszeichen zu verſehen, welches letztere namentlich auch in einem, den 
Namen oder die hergebrachte oder neugewählte Firma bezeichnenden Namens⸗ 
zuge befteben kann. | 

$. 1. Jeder Fabrikant und Gewerbsinhaber, welcher den polizeilichen 
Schuß gegen das Nachmachen der gewählten Bezeichnung ſich verſichern will, 
bat entweder: 

1. gemäß $. I. Abf. 2 feinen Namen und Wohnort, beziehungsweiſe ven 
Fabrik» oder Gewerbsort mit oder ohne weiteres Zeichen dem für den Berkauf 
beftimmten Erzeugniffe beizufeßen, oder 

2. von der fonftigen, für dem Berfehr angenommenen Bezeichnung feiner 
Waare ($. I. Abf. 3) bei der vorgefeßten Diſtriktspolizeibehörde die geeignete 
Anmeldung zu machen, und dabei eine genaue Angabe und Befchreibung dieſer 
Bezeichnung mit Beifügung eines Abdruckes oder einer Abbildung zu hinterlegen. 

F. III, Ueber die nach Vorſchrift des $. IL Abf. 2 bewirkte Hinterlegung 
wird von den Diftriftöpolizeibehörden ein fortlaufendes Katafler geführt, und 
darin Tag und Stunde der Anmeldung genau bemerkt, hierüber aber dem An- 
meldenden ein Certifikat ausgefertiget. Das Katafter flept der Einficht jedes 
Betheiligten offen. 

$. IV. Bei der Wahl der Fabrik: ꝛc. Zeichen in den Fällen des $.L, 
Abf. 3 iſt möglichft darauf zu fehen, daß ſich folche von andern hinlänglich un 
terfcheiden ; auch dürfen fie feine geſetz- oder flttenwidrige Bezeichnung oder 
Darftellung enthalten. Die Priorität der Anmeldung folder Zeichen, welde 
fhon vor dem Erſcheinen die'er Verordnung von andern geführt wurden, if 
nad der durch amtliche Zeugniffe dDarzuthuenden Dauer der etwaigen Führung 
zu ermitteln, 

$. V. Wenn Fabrifanten oder Gewerböbefiger eines anderen Bezirkes, 
als jenes in welchem der Berinträchtigte wohnt, oder feine Gefchäfte betreibt, 
fih den Gebrauch eines nad) $. I. Abſ. 3 gewählten, nach Borfchrift des $. IL 
Abf. 2, dann $. IH. Fataftrirten Zeichens anmafen, fo hat der Beeinträchtigte 
zuvor den Beeinträchtigenden durch die vorgefeßte Diſtriktspolizeibehörde auf 
die Widerrechtlichkeit feiner Handlung aufmerkfam zu machen und die Inpibir- 
ung des Gebrauches zu bewirken. 

Leiſtet der alfo Gewarnte nicht Folge, und feßt derſelbe beffenungearbhiet 
den Gebrauch des fraglichen Zeichens fort, fo fol fofort mit gewerbopolijzeilichtt 
Beftrafung gegen denfelben eingefchritten werben. 

Bei Fabritanten oder Gewerbsleuten, weiche in einem und demſelben Polis 
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geibifirifte wohnen, ober bei foldhen, welche fi der zur Bezeichnung gewäplten 
Namens und Wohn» bejichungsweife Gewerbsortes, Angabe eines anderen _ 
Produzenten — er möge innerhalb oder außerhalb des Polizeidiftrifts des Be— 
einträdptigten wohnen — bedienen, ift eine folche vorausgehende Warnung nicht 
erforderlich. 

$, VI. Wer fi eines foldhergeftalt verbotenen Gebrauches von fremden 
Zeihen, Namen oder Formen fchuldig macht, verfällt in eine polizeiliche Geld» 
frafe von 10 — 50 fl. Bei Zumeffung der Strafe innerhalb der Gränzen 
derfelben ift Hauptfählihd NRüdfiht zu nehmen auf Zahl und Werth der mit 
frafwürdigen Bezeichnungen in Verkehr gefetten Waaren, auf den innern Ge— 
halt derfelben im Vergleiche zu jenen des oder der betheiligten Konkurrenten, 
auf die größere oder geringere Erfennbarfeit der nachgemachten Bezeichnung, 
endlid aber und hauptfächlich auf die den betheiligten Gewerbsinpabern oder 
Sabrifanten, fowie den Abnehmern zugefügte Beſchädigung. 

As befonders ahndungsmwürbig ift der Gebraudh eines fremden Namens 
und Wohn⸗ beziehungsmweife Fabrikortes oder einer fremden Firma zu behandeln, 

$. vu. Zn Wiederholungsfällen ift nicht nur die Geldfirafe zu verdoppeln, 
fondern auch bei beharrlihem Mißbrauche und Ungehorſam die Einziehung der 
Konceffion des ſchuldhaften Fabrik- oder Gewerbbefigerd und zwar nad Be- 
haffenpeit der Umſtände entweder auf beftimmte Zeit oder für immer von ber 
zufändigen Behörde in Kraft des Art. 6 Abf. 4 des Gewerbögefeßes vom 11. 
September 1825 zu verfügen. 

$ vi. Außerdem bleibt vorbehalten: 

1. die firafrechtliche Unterfuhung und Befrafung, fo ferne die Zumibder- 
handlung hiefür nach den Beftimmungen des Strafgefeßbudhs und der Anmer- 
tungen zu demfelben geeignet erfcheint ; 

2. die civilgerichtliche Geltendmachung der Entfchädigungsanfprücde des 
betheiligten Gewerbsinhabers oder Fabrifanten, fo wie des Abnehmers, 

$. IX. Die polizeiliche Einſchreitung und Berhandlung erfolgt nur auf 
Anzeige und Anrufen. der Betheiligten. Die Polizeibehörden find aber  ver- 
pflichtet, jedes im diefer Beziehung an fie gelangende Anrufen jederzeit auf das 
ſchleunigſte zu erledigen. 

$. X. Die Befimmungen der gegenwärtigen Berorbnung find auch auf 
das Nachmachen und den Gebrauch der Fabrifzeichen und Firmen ausländifcher 
dabrik- und Gewerbsinhaber anwendbar, wenn 

a) diefelben der Borfchrift des $. 11. durch Beiſehung des Namens und 
Bohn» beziehungsweiſe Fabrikortes oder durch Anmeldung und Beſchreibung 
iprer fonft gewählten Zeichen bei einer inländiſchen Diſtriltspolizeibehörde Ge- 
nüge geleiftet Haben, und 

b) wenn zugleich in dem betreffenden ausländiſchen Staate den Bayer. 
Babrifanten und Gewerbsinhabern ein gleicher Schuß gewährt und begiehungs- 
weiſe von demfelben zugeſichert wird. 
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6. XL. Gegenwärtige Berorbnung ift durch das Negierungsblarr zu vers 
künden und tritt dreißig Tage nach diefer Berfündung für die Regierungäbezirke 
diesfeits des Rheins in Wirkſamkeit. 

$. XI. Unfer Minifterium des Innern ift mit dem Bollzuge beauftragt, 


F. 196. Erklärung des Minifteriumsd des Aeußern vom 4. Au 
guft 1843, Amtsbl. M. 45, p. 382, in obigem Betreffe. 

Nachdem die Königl. Bayer. und die Königl. Preuß. Regierung unter fid 
übereingefommen find, gegenfeitig ihre beiderfeitigen Unterthanen in dem ge- 
ſetzlichen Schuge der Waarenbezeichnungen einander gleich zu fielen, und zu 
behandeln, fo wird von bem unterfertigten Königl. Bayer. Minifterium des 
Königl. Haufes und des Aeußern in Folge befonderer allerhöchfter Ermächtig- 
ung hiemit erklärt, daß die Beſtimmungen der allerhöchſten Berorbnung vom 
6. März 1840, die Nachahmung uud den Gebrauch der Gewerbs- und Fabril⸗ 
zeichen betr., fowie die analogen in der Pfalz beſtehenden gefeßlichen Beſtim— 
mungen, auch zum Schuße der Königl. Preuß, Unterthanen in Anwendung 
gebracht werben follen. 

Hierüber if die gegenwärtige Miniftcrialerflärung ausgefertigt worden, 
welche, nach erfolgter Auswechslung mit einer entfprechend gleichlautenden Kö- 
nigl. Preuß. Minifterialentfchliefung, zur öffentlihen Kenntniß gebracht wer- 
den fol, 


Zweiter Abſchnitt. 
Einzelne Klafjen von Gewerben. 
Zum vierten Capitel. 


Bapierfabriten, Zumpenfammeln. 
4, Band, p. 320. 


$. 197. Der Beſchluß der Königl. Kreisregierung vom 7. Mai 
1832, Amtsbl. M 29, p. 302, das verbotwidrige Einbringen von 
Haderlumpen in den Rheinkreis und dadurch zu. befürdhtende Ein: 
fepleppen ber Cholera betr., wurde unterm 7. März 1834, Amisbl. 
M. 15, p. 145. wieder aufgehoben. 


$. 198. Befanntmahung der Königl, Regierung vom 3. Mai 
1835, Amtsbl. M 21, p. 241, die Ausfuhr der Lumpen betr. 

In Folge der jüngften Zollvereinigungsverträge find über die fernere Gül- 
tigkeit und Anwendbarkeit der Berorbnung ber vormaligen Regierung ber 
Bayer. Lande am Rhein vom 16. October 1816 (Amtsbl. 1816 $. 363), mer 
durch die Ausfuhr der Lumpen unbedingt verboten wurde, Zweifel erhoben 
worden, welde eine Anfrage der Königl. Kreidregierung bei der allerhöchflen 
Stelle veranlaßten. Durch Königl, Minifterialrefeript vom 15. v. M. wurde 
bierauf erwiebert, daß bie über die Ausfuhr der Lumpen exlaffene Verordnung 
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vom 16. Deiober 1816 durch deu Vereinszolltarif pos. 24 zur Zeit alg aufge 
hoben erfcheine, daß hiedurch aber weder in ber Konceffionabehandlung für das 
Zumpenfammeln im Innern eine Veränderung bewirkt , noch ben Papierfabri- 
Fanten.die Möglichkeit benommen werbe, durch Privatverträge mit ihren Lums 
penfammlern gegen die Lumpenausfuhr zu wirken, um ihre biesfallfigen Be— 
züge zu fihern. 

Den fämmtlichen Polizeibehörben wird ſolches hiermit zur Wiſſenſchaft und 
Nachachtung eröffnet, 


$. 199. Erlaß der Königl. Regierung bes 3 Npeinfreifee vom A. 
September 1837, Amtsbl. M, 52, p- 41s, das Qumpenfammeln betr, 


In einem höchſten Minifterialreferipte vom 29. Auguft v. 3. ift bezüglich 
ber Zulaffung auswärtiger Zumpenfammler bemerft worden, daß in Folge der 
Art. 6, 7.und 18 des Zolf-Unionsvertrages die Kommiffionäre gehörig konzeſ⸗ 
fionirter Papierfabritanten zollverbündeter, Staaten. in Bayern alle jene Befug- 
niffe genießen, deren fih die Kommiffionäre inländifsher Papierfabrifanten ers 
freuen, vorbehaltlich der Verpflichtung erfterer, jenen polizeilichen Vorſchriften 
und Erforberniffen zu genügen, welchen nad den beftehenden Berorbnungen 
bie inländifchen Kommiffionäre fih zu unterwerfen ‚haben, ebenfo während. ber 
Reifen in Bayern alle jene Obliegenpeiten zu erfüllen, welde den inländifchen 
Konzeffionären bezüglich der Bifirung u. f. w. vorgezeichnet find, und auf folche 
Weiſe dem zollunionsgemäßen Prinzip ber Gleichſtellung mit den Inländern 
nicht minder zu entſprechen, ald es die Bayern bei jedem Anlaffe in den übrigen 
Vereinsſtaaten zu thun bereit und gehalten find, 


In Folge diefer auf die Veſtimmungen der Zollverträge. gegründeten Er⸗ 
läuterung werden die Polizeibehörben bes Kreifes darauf aufmerffam gemacht, 
daß folden Kommiffionären zum Lumpenfammeln aus Zoßvereindftaaten, fofern 
fie mit: gehörigen ‚Reifelegitimationen .und mit einer Authorifation ihrer Obrig- 
keit zum Lumpenfammeln verſehen find, ein: Hinderniß: zum Betriebe ihres. Ge- 
Ihäftes im Nheinkreife nicht in den Weg gelegt werden könne, daß fie jedoch 
gehalten ſeyen, ihre Legitimationgurfunden jedesmal dem Königl. Landlommif- 
fariate, in deſſen Bezirk fie ihr Gewerbe ausüben: wollen, zur Einſicht vorzu⸗ 
legen und das Bifa diefer Behörde zu erholen, ſowie dem — — 
gleich den Inländern zu genügen. 


$. 200. Bekanntmachung derfefben vom A. September 1837, 
Amtsbl. M, 52, p. 416, das Lumpenfammeln betr. 
Das Fürftentpum Hohenzollern · Hechingen hat die Befuguiß zum Sammeln 


von Haderlumpen für die Dauer des teutſchen Zollvereins frei gegeben und 
bezüglich ber, hiezu erforderlichen Legitimationen beflimmt, daß 


1. Fürſtlich Hohenzollern ⸗Hechingen'ſche Unterthanen, welche in dem Für⸗ 
ſtenthume oder in den Bereinsflanten Bayern, Würtemberg, und Baden Hader» 
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lumpen fammeln ‘ober. aufkaufen wollen, zu dieſem Behufe bei dem fürſtlichen 
Oberamte in Hechingen ein Certifikat nachzuſuchen, 

2. Unterthanen der. Vereinsſtaaten Bayern, Würtemberg uud Baden aber, 
welche im Fürſtenthum Hechingen Haderlumpen fammeln und auffaufen wollen, 
fich hiezu mittel eines von, ihrer zuftändigen Obrigkeit. ausgefertigten Errüfr 
kates auszuweifen haben, 

Sn Gemäßheit höchſten Mintfterialreferiptes vom. 23. v. M. ‘werben biefe 
Bollzugsbefimmungen der fürftlich Hohenzollern » Hechingen’fhen Regierung 
fämmtlihen Polizeibehörden des Kreifes mit. dem Auftrage eröffnet, in vorkom⸗ 
menden Fällen bezüglich der Lumpenſammler aus dem genannten Fürftenthume 
fih nach der Ausfchreibung vom Heutigen, „das Lumpenfammeln beir.“, und 

u Auszug aus dem Geſetze 
74. | 

Les fabricans et marchands d’or-et d’argent ouvres on non ouvres, au- 
ront, un mois au plus tard apres la publication de la presente loi (du present 
reglement), un registre cotd et paraph& par Padministration municipale, sur 
lequel ils inscriront la nature, le nombre, le poids et le titre des matitres et 
ouvrages d’or et d’argent' qu’ils acheteront ou vendront, avec les noms et 
demeure de ceux, de qui ils les’ auront ächetes. 

’ 75, 

Ils ne pourront acheter que de personnes connues ou ayant des repon- 

dans & eux connus. | 
76. 

Ils seront tenus de presenter leurs registres d à l’autorite publique, toutes 
les fois qu’ils en seront requis, i 
78. 

Ils mettront. dans le .lieu‘ le plus apparent‘.de leur magasin ou boutique, 
un tableau Enongant les articles de la’presente loi (du present reglement), 
relatifs aux titres et & la vente des: ouvrages‘d’or- et d’argent, 


u ©. ; 

ls remettront aux acheteurs, ‚des bördereaux -Enoneiatifs de l’espece, du 
titre et du poids des ouvrages. qu'ils leur auront vendus, en designant si ce 
sont des ouvrages neufs ou vieux, 

Ces bordereaux prepares d’avance, et qui seront fournis au fabricant ou 
marchand par la regie de REES auront, dans toute la republique 
(et dans les quatre nouveaux departemens), le meme formulaire, qui sera 
imprime; le vendeur y ecrira a la main la’ designation de l’ouvrage vendu, 
soit en or, soit en ärgent, son poids’et soh titre „‘distingue par ces mots: 
premier, second ou troisieme, suivant la realite; il y meftra.de plus, le nom 
de la commune ou. se fera la vehte, avec. Iä'date' et Aa signature, 
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den darin angeführten Beſtimmungen bes höchſten ——— vom 29. 
Auguf v. 3 zu achten. 
Zum fünften Eapitel, 
Goldarbeiter. Juweliere 
Handb. p. 321. 


$. 201, Da das im 4. Band, p. 321, angeführte Gefeg vom 
19. Brumaire VI. und die Deflaration vom 26. Jänner 1749 im, 
Amtsblatte Ma 64 vom Jahre 1841, p. 505, neuerdings zur Dar- 


nachachtung publizirt worden, fo folgt bier der — nicht gegebene 
Text. 


vom 19. Brumaire VI. 
74. | 

Die Fabrilanten und Handelsleute von Gold und Silber , es mag verar⸗ 
beitet feyn oder nicht, follen, ‚fpäteflens einen Monat nach Verkündigung biefes 
Geſetzes, ein vom: ber Municipalderwaltung cotirtes und parappirtes Regifter 
haben, auf welches fie die Natur, die Zapl, das Gewicht und den Gehalt ber 
von ihnen gelauften oder ;verlauften Gold» und Silbermaterien oder Arbeiten, 
nebft Namen und Wohnung derer, die fie an fie verkauft haben, einfchreiben follen. 

715. 

Sie follen.nur von gelannten Perfonen, oder von folden, für die andere 

von ihnen ‚gelannte Perſonen gutſprechen, Run können, 
76. 

Sie find ſchuldig, ihre Regiſter, ſo oft ſie dazu aufgefordert werben, bee 
Öffentlichen Gewalt vorzuwelfen. 

78. 

Sie ſollen am fihtbarften Orte ihred Magazins oder Ladens eine Tabelle 
anheften, welche: bie Artikel des gegenwärtigen Gefebes (gegenwärtiger Berorb- 
nung), die auf die. Gehalte und den Berkauf der Gold» und Gilberwerke Be- 
zug haben, entpält. 

9. 

Sie follen den Käufern Sortenzettel einhändigen, worauf Gattung, Ges 
halt und Gewicht der Werke, die fie ihnen verkauft haben, angegeben WR, und 
zugleich angemerkt if, ob es neue oder alte Arbeit if. 

Diefe Sortenzettel, die zum voraus bereitet feyn und bem Sabrifanten Be 
Handelsmann durch die Negiftrirregie geliefert werden müſſen, folen in ber 
ganzen Republik (und in den Hier neuen Departemenien). das nämliche For⸗ 
mular haben, welches gebrudt werden foll: der Berkäufer fol eigenhändig: die 
Angabe des verfauften Gold» oder Silberwerks, fein: Gewicht und feinen Ge⸗ 
halt, mit den Worten: erfter, weiter oder dritter, der wahren Belhaf- 
fenheit zufolge, darauf fehreiben ; er ſoll "ferner den Nanien der Gemeinde, wo 
der Berlauf gemacht wird, mit dem Datum und feiner Unterfchrift hinſetzen. 
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‚ 80, 

Les contrevenans à l’une des dispositions prescrites dans les huit 
(eing) articles precedens, seront condamnes, pour la premiere fois, a une 
amende de 200 francs; pour la seconde, & une amende de 500 francs, avec 
‚affıche a leurs frais, de la condamnation, dans toute l’eiendue du departe- 
ment; la troisieme fois, l’amende sera de 1000 francs, et le commerce de 
— leur sera interdit, sous peine de confiscation%e tous les objets de 
leur commerce. 


81. 

Les articles 73, 74, 75, 76, 78, 79 et 80 sont applicables aux fabricans 
et marchands de galons, tissus, broderies, ou autres ouvrages en fils d’or et 
d’argent. 

Ceux qui vendraient pour fins des ouvrages en or ou en argent faux, en- 
courront, outre la restitution de droit à celui qu’ils auraient trompe, une 
aniende gqni sera de deux cents francs pour la premiere fois; de quatre cents 
francs pour la seconde fois, avcc affiche de la condamnation, aux frais du 
delinquant, dans tout le departement, et la troisieme fois une amende de mille 
francs, avec interdietion de tout commerce d’or et d’argent, 

86. 

Les joailliers ne sont pas tenus de porter au bureau de garantie, les 
ouvrages montes en pierres fines ou fausses ‚ et en perles, ni’ceux emailles 
dans toutes les parties, ou auxquels sont adaptes de christaux, mais ils au- 
ront un registre cote et paraphe comme celui des marchands et fabricans 
d’ouvrages d’or et d’argent, & l’effet d’y inscrire, jour par jour, les ventes 
et les achats qu’ils auront faits, 

87. 

Ils seront tenus, comme les fabricans et marchands orfevres, de donner 
aux acheteurs un bordereau qui sera. Egalement foumi par'la regie de l’en- 
registrement, et sur lequel ils decriront la nature, la forme de chaque ou- 
vrage, ainsi que la qualité des pierres dont il sera compose, et qui sera date 
et signe par eux. 
| 88. 

La eontravention aux deux articles précédens, sera punie des mä&mes 
peines portees en pareil cas contre les marchands orfövres.: 


89. 

Ils est aussi interdit aux joailliers de meler, dans. les mömes ouvrages, 
de‘ pierres fausses avec les fines, sans le declarer aux. acheteurs, à peine de 
restituer Ja valeur qu’auraient eue les pierres, si elles avaient et fines, et 
de payer, en outre, une amende de trois eents francs; l’amende ‚sera triple 
la seconde fois, et la condamnation affichee dans tout le departement, aux 
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) 80. ; ' ur 

Diejenigen, welche einer von ben in den acht (fünf) vorflehenden Artikeln 
enthaltenen Berfügungen zuwiderhandeln, follen für das erflemal zu einer Geld⸗ 
buße von 200 Francd, für das zweitemal zu einer Geldbuße von 500 Francs 
und zu den Koflen der Anſchlagung der Kondemnation im ganzen Umfange 
ihtes Departements, verurtheilt werden; das brittemal foll die. Geldbuße von 
taufend France feyn, und ber Goldſchmiedhandel foll ihnen, bei Strafe der 
Konfiszirung aller Handelsobjekte, unterfagt werben. 

| 81, er 

Die Artilel 73, 74, 75, 76, 78, 79 und 80 find auf die Fabrilanten und 
Handelsleute von Borten, Bändern, Stidereien und andere Arbeiten von Gold» 
oder Silberfäden anzuwenden. 

Diejenigen, welche Arbeiten von falfchem Gold oder Silber für fein ver- 
kaufen, follen außer der ſchuldigen Zurüderflatiung an den, welchen: fie. betrogen 
haben, in eine Geldbuße von 200 Frances für das erfiemal; von 400 France 
für das zweitemal mit Affifchirung der Eondemnation im ganzen Departement 
auf Koften des Delinquenten; und das drittemal in eine Geldbuße von taufend 
Ftancs verfallen, mit Unterfagung alles Gold» und Silberhanbels, 

86. 

Die Zuwelenhändler find nicht gehalten, in die Verſicherungsbüreaus die 
Werke zu tragen, welche mit feinen oder falfıhen Steinen, oder mit Perlen be⸗ 
fegt find, oder diejenigen, welche auf allen Seiten emaillirt, oder auf welche 
Erifalle eingelegt find; aber fie follen Regifter halten, das: wie jenes der Gold- 
und Silberwerkpändler und Fabrilanten cotirt und parappirt if, damit fie Tag 
vor Tag die Berkäufe und Ankäufe, die fie gemacht haben, darin einfipreiben, 

87. 

Sie follen, wie die Goldhändler und Fabritanten, gehalten feyn, den. Käus 
fern einen Sortenzettel zu geben, der gleihermaaßen von. ber Regiſtrirverwal⸗ 
tung geliefert werden foll, und auf welchen fie die Natur, Form jeder Arbeit, 
wie auch die Dualität der Steine, mit denen fie befegt. if, gu fchreiben haben, 
und welcher von ihnen batirt und unterfihrieben fepn ſoll. | 

88, * 

Die Zuwiderhandlung gegen die zwei vorſtehenden Artikel ſoll mit den 
nämlichen Strafen, die in ſolchem Falle gegen Goldwerkhändler erkannt find, 
belegt werden. 

89. 

Es iſt auch den Juwelenhändlern unierfagt, in den nämlichen Arbeitſtücken 
falſche Steine mit den feinen zu vermiſchen, ohne es den Käufern zu deklariren, 
bei Strafe, ven Werth, den die Steine gehabt hätten, wenn fie -fein geweſen 
wären, zurüd zu zahlen, und außerdem eine Geldfirafe von 300 Franes zu ers 
legen; die Strafe foll das zweitemal dreifach ſeyn, und das Urtheil im ganzen 
Departement auf Koften des Delinquenten angefchlagen; das brittemak foll er 
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frais du delinquant; la troisieme fois, ‘il sera déclaré incapable d’exercer la 
jonillerie, et tes 'effets composant son magasin, seront confisques. 


Direktorialbeſchluß 
Le directoire exécutit, va Particle 15 de la declaration du 26 janvier 
1749, qui 'enjoint, A’ peine de 300 livres d’amende, aux orfevres, joailliers et 
aufres fabricans ou marchands d’or et d’argent, d’inscrire sur un registre, les 


14 
4 


ourrages qui leur sont portés pour les raccomoder, ou qui leur sont donnes 
en nantissement ou en depöt; 

Considerant que c’et article de l’ordonance du 26 janvier 1749, n’a pas 
ete.promulgue dans les. departemens reunis par: la loi du 9 vendemiaire an 
IV, et quꝰil est important de donner à la legislation en cette partie, toute 
’uniformite dont elle est susceptible; 

'Qu’il est utile. de rappeler les dispositions de cet article a tous les tri- 
tribunaux‘ qui'doivent les appliquer 3 

Arröte que: l’article 15 de la declaration du 26 janvier 1749, sera insere 
au: bulletin des lois, & la suite du present 'arrete. 

voah nt Declaration du 26 janvier : 1749. 

Art. 15. . „Enjoignons & tous orfevres, joailliers, fourbisseurs, merciers, 
„‚graveurs et autres travaillant et fabricant des ouvrages d’or et d’argent, de 
„‚tenir des registres cotes et paraphes par Pun des officiers de l’election, 
„dans lesquels ils enregistreront jour par jour, par poids et especes, la vais- 
„selle et autres ouvrages vieux ou reputes vieux, suivant Particle 3, qu’ils 
„‚acheterönt pour leur compte ou pour les revendre, ceux qui leur seront 
„portés ‚pour racommoder, ou donnes en nantissement, pour modele ou depöt, 
;;ou sous-quelgue pretexte que ce puisse ‚fire; et ce, & l’instant que lesdits 
„ouvrages leur auront été apportes ou quils les auront achetes, seront 
„aussi tenus’de faire mention, dans lesdits enregistremens de la nature et 
;;qualitd des ouvrages et des armes qui y seront gravees, des noms et de- 
„imeures des personnes à qui ilsappartiennent, sans qu'ils puissent travailler 
„aux ouvrages qui ‚letır 'auräient été apportes pour raccomoder, qu’ils ne les 
„aient portes sur leurs regisires;:le tout & peine’ de confiscation et de 300 
„livres d’amende.‘‘ 


r "TE 
IE 1 





Sechszehntes Eapitel. 

| Hülfsvereine und Aſſekuranzgeſellſchaften. 

F. 202. Geſetz vom 28. Dezember 1831, Amtsbl. M. 6 vom 
Jahre 1832,,,p- 102,, die Privatvereine zur Verſicherung der Feld— 
— gegen Wetters und insbeſondere gegen Hagelſchaden betr. 

X Tudbwig, 8. 
'gna der! aAbſicht die Errichtung: und das künftige Beſtehen von Privatver- 
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unfähig erklärt werden, den Juwelenhandel zu treiben, und die Effeften, woraus 
fein Magazin beſteht, fonfiszirt ſeyn. 


vom 16, Prairial VII. 


Das Bollziehungspireftorium, auf Einficht des 15, Art.’ der Erklärung vom 
26. Januar 1749, welche den Goldfchmieden, Juwelleren und andern Gold» 
und Silberfabrifanten oder Händlern, bei einer Geldbuße von 300 Fiores, aufe 
erlegt, die Saden, die ihnen zum Ausbeffern gebracht, oder zum Unterpfand, 
oder in Verwahrung gegeben werben, in ein Negifter einzufchreiben ; 

In Erwägung, daß diefer Artifel der Verordnung vom 26. Januar 1749 
in den durch das Gefeß vom 9. Vendemiaire Aten Jahres vereinigten Departk 
menten nicht verkündet worden if, und daß es wichtig if, der Geſetzgebung in 
diefem Stüde alle mögliche Einförmigfeit zu verfchaffen; 

Daß es nützlich ift, an die Berfügungen diefes Artikels alle Gerichtshöfe, 
die ſie anwenden ſollen, wieder zu erinnern; 

Beſchließt, daß der 18te Artikel der Erklärung vom 26. Januar 1749 ger 
genwärtigem Beſchluſſe im Gefebregifter beigedruckt werben ſolle. 

Erklärung vom 26, Januar 1749. 

Art, 15. „Gebieten allen Goldfchmieden, Juwelieren, Schwertfegern und 
„Politern, Handeldleuten, Stehern und andern Gold» und Silberarbeitern und 
„Fabrikanten, Regifter zu halten, die von einem’ der Beamten der Eleftiön co» 
„tirt und parappirt ſeyn follen, in welche fie Tag für Tag, dem Gewichte und 
„ven Akten nad, das Gefchirr und andere alte, oder dem 3, Artilel nach für 
„alt geſchätzte Sachen, welche fie für ihre Rechnung oder zum Wiederverhan-⸗ 
„deln kaufen werden, diejenigen, die ihnen zum. Ausbeflern werden gebracht, 
„oder zum Unterpfande, zum Dufter, oder in Berwahrung, ‚oder unter irgend 
„einem andern Borwande gegeben werben, eintragen follen, und zwar im näm⸗ 
„lichen Augenblide, worin dergleichen Sachen ihnen werden gebracht ober von 
„ihnen gekauft werden: imgleichen follen fie gehalten fepyn, in ben. befagten 
„Regiftern die Art und Befchaffenpeit der befagten Saden und bie barauf ge⸗ 
„Kochenen Wappen, die Namen und Wohnungen der Perfonen, welchen fie zu⸗ 
„gehören, aufzufcpreiben, und follen fie au den ihnen um Ausbeffern überbrach- 
„ten Sachen nicht eher arbeiten dürfen, als nachdem fie diefelben, in ihre Re— 
„gifter werben eingefhrieben haben; alles biefes bei Girafe der Konfiskation 
„und einer Geldbuße von 300 Livres.“ 


einen zur Berfiherung der Feldfrüchte gegen Wetier- und insbefondere Hagel» 
fhäden durch gefeßliche Befimmungen zu befördern, haben Wir Uns bewogen 
gefunden, unter Berüdfichtigung der von mehreren Yandräthen über diefen Ge» 
genftand abgegebenen Gutachten, nad) Bernefmung Unferes Staatsrathes und 
mit Zufimmung Unferer Lieben und Getreuen, der Stände des Neiches, zu 
verordnen, wie folgt: | 


Art. I. Die Exekution gegen ſaͤumige Bereingmitglieber- auf die Zahlung 
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der verfallenen Vereinsbeiträgen iſt von den Gerichten nach den biesfälligen 
Beflimmungen der fünftigen, von dem Könige genehmigten, Saßungen der 
Privatvereine zu vollziehen. 

Die Königliche Beftätigung fann den Vereinsſatzungen nur in ſo ferne er⸗ 
theilt werben, ats fie keine den Geſetzen zuwiderlaufende Beſtimmungen ent⸗ 
halten. 

Art. U. Die Vereine genießen für ihre Forderungen an die Mitglieder 
der Geſellſchaft hinſichtlich der laufenden und der währeud des Konkurſes ver⸗ 
fallenden Beiträge zu dem Vereine, im Konkurſe der Gläubiger, den Vorzug 
der Einſtellung unmittelbar nach den Beiträgen zu ber Brandverſicherungs⸗ 
geſellſchaft. 

Art. IL. Dieſe Verſicherungsgeſellſchaften find in allen gerichtlichen um 
außergerichtlichen Gefchäften des Vereins, wobei die Koften den Bereingkafer. 
zur Laf fallen würden, von den Abgaben des Gtempeld, ber Taxen und ber 
Einregifirirung befreit, 

Gegenwärtiges Geſetz fol. dur das Geſetzblatt, und in jedem Kreiſe 
noch befonders durch das Kreidblatt befannt gemacht werben. 


F. 203. Befanntmadhung der Kreiöregierung vom 29. Septem- 
ber 1834, Amtsbl. NM. 54, p. 553, die Einführung von Leichenkaſſen⸗ 
Geſellſchaften betr, 


Sn mehreren Gemeinden des Reiches haben fich Leichenkaffengefellfchaften 
gebildet, und fih in ihren Wirkungen fehr wohlthätig bewleſen, daß die Königl. 
Staatsregierung ſich dadurch veranlaßt gefunden hat, die weitere Verbreitung 
derſelben ausdrüdlich zu empfehlen. Um diefen wohlwollenden Abſichten, auf 
in Beziehung auf den Rheinkreis zu entfprechen, wird es genügen, die Gemein 
ben mit dem Zwede und mit den Bedingungen, unter welchen folche Gefell- 
fhaften an anderen Orten bereits abgefchloffen worden find, befannt zu machen. 
Man läßt daher die Statuten der in den Städten Würzburg und Dürkpeim 
bereits befſehenden Leichenfaffengefellfehaften hier folgen, um denjenigen Ge⸗ 
‚meinden, welche ähnliche Anftalten begründen wollen, unter den von den Lokal⸗ 
verhältniffen gebotenen Modifikationen zum Muſter zu dienen. 

Auf die Ortsvorſtände feßt man das Vertrauen, daß fie mit regem Eifer 
ihre Berwalteten jur Abſchließung fo wohlthätiger Vereine aufmuntern werben. 


Statuten des Leihenfaffavereing der Stadt Würzburg. 


$.1. Zwede des Vereins. 
| Der Zwed des Vereins befieht darin, den Hinterbliebenen der mit mäßigen 
Beiträgen angelegten Gefelfhaftsmitgliedern eine wefentliche Unterflügung zur 
Dedung der fämmtlichen Leichentoflen, oder doch wenigſtens eines Theils der 
felben zu gewähren. 
Da diefe Unterſtützung gerade in ben fehwierigflen Umfländen geleifet 
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wird, übrigens die Beiträge fehr nieder find, und Niemanden fchwer fallen, fo 
find die Vortheile des Vereins einleuchtend. 
$.2, Deitrittserforderniffe, 

Der Berein tritt erfi dann ing Leben, wenn ſich wenigfiens 100 Indivi⸗ 
duen zur Theilnafme an folhem werden unterzeichnet haben, 

Aufnahmsfähig in den Berein if jedermann in hiefiger Stadt ohne Unter- 
ſchied des Geſchlechts, der das zwölfte Lebensjahr zurückgelegt hat, und feine Ge- 
fundpeit durch ein Arztlihes Zeugniß nachweiſet. Jedoch find befondere Erkun- 
bigungen über den Gefundpeitszuftand nicht ausgefhloffen, 

$. 3, Alter des Bereinsmitglieds, 

Der Beitritt ann nur nach zurüdgelegtem zwölften Lebensjahre, jedoch in 
jedem fpätern Lebensalter gefchehen. Wer aber älter ift als dreißig Jahre, hat 
vom ein und dreißigſten Tebensjapre an, die jährlichen Beiträge nachzuzahlen, 
wozu ihm jedoch eine Zahresfrift vergönnet ift. 

$.4. Anmeldung. 

Ber eintreten will, hat feine Anmeldung fammt dem Gefundheitszeugniffe 
jept bald möglich, und künftig fpäteftens 4 Wochen vor einem Quartale 1. März, 
1, Juni, 1. September und 1. Dezember jeden Jahrs dem Magiftrate zu über« 
geben, welchem die Aufnahme der Vereinemitglieder zuſteht. 

$.5. Leiftungen eines Bereinsmitgliedes, 

Jedes Mitglied Hat nicht nur Eintrittsgebüpren bei feiner Aufnahme, fon- 
dern auch jährliche Beiträge, Teßtere in monatlichen Raten zu entrichten. 

Die Einlage und die jährlichen Beiträge können einfach, zweifach, höchſtens 
dreifach geleiftet werden, wodurch aber auch eben nach diefem Berhältniffe die 
Hinterlaffenen eines Mitglieds die ein» zwei- oder dreifache Unterſtützung zu 
beziehen haben, 

Sogleich bei feiner Anmeldung zu dem Bereine hat fich jeder zu erflären, 
wie vielfahe Einlagen und Beiträge er entrichten wolle, doch kann auch nach 
erfolgtem Beltritte das Mitglied noch in eine höhere Klaffe übergehen, wenn es 
neuerlih feinen Gefunppeitszufland erprobt, und die Einlage für die höhere 
Kaffe, fowie die Beiträge hiefür vom ein und breißigfien Lebensjahre an 
nachzahlt. 

Doch unterliegt auch dieſer Uebergang in eine höhere Klaſſe der Entſcheld⸗ 
ung des Magiſtrats. 

Für die einfache Unterſtützung wird eine Eintrittsgebühr von 30 vu und 
ein Zahresbeitrag von 24 fr, entrichtet. 

In der zweiten Kaffe für die doppelte Unterſtützung beträgt die Eintritts- 
gebüpr 1 fl. rhn., und der Jahresbeitrag 48 Fr, Ä 

In der dritten Klaffe für die dreifache Unterftüßung beträgt die Eintritts- 
gebüpr 1 fl. 30 kr., und der Jahresbeitrag 1 fl. 12 Er. 

Gene Bereinsmitglieder jedoch, welche das breißigfte Lebensjahr noch nicht 
jurüdgelegt haben, bezahlen bis zum zurüdgelegten dreißigſten Lebensjahre 
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nur die Hälfte der ebengenannten Jahresbeiträge, und erfi von ihrem ein und 
breißigften Lebensjahre an, die ganzen Zahresbeiträge der treffenden Kiaffe: 
$.6. Ausſchluß wegen rüdffändiger Beiträge. 

Mitglieder, welche mit ihren Beiträgen 6 Monate zürückbleiben, follen ein- 
mal ermahnt, und nad fruchtlofem Berlaufe des fiebenten Monats von dem 
Bereine, ohne Rüderfaß der Einlage und Beiträge verlangen zu können, au 
geftrichen, und fie und ihre Hinterlaffenen ihrer Anſprüche an die Kafle verlu- 
flig werben. Diefer Berluft trifft auch die freiwillig austretenden Mitglieder. 

Defgleichen verlieren jene Mitglieder, welche ihr dahiefiges Domizil ver⸗ 
laſſen, und fih an einem andern Orte niederlaffen, ihre Anfprüche an die Kafle 
daun, wenn fie ihre monatligen Beiträge. nicht fortbegahlen ; ihre bereits be⸗ 
zahlten Einlagen und Beiträge verbleiben der Kaffe. 

Bezahlen fie jedoch ihre Beiträge richtig fort, fo bleiben ihre: Anfprüde 
aufrecht. Ebenſo bleiben auch jene im vollen Genuffe ihrer Anfprüche, melde 
zufällig auf der Reife oder fonft in auswärtigen Gefchäften abwefend verflor- 
ben find, und ihre Jahresbeiträge fortbezaplt Haben. 


97T Weiterer Ausfhluß. 
Ss Mitglieder, welche die phyfifche oder bürgerliche Todesfirafe erleiden, 
‘ oder in Strafhäufern fterben, verlieren jeden Anfpruch an die Kaffe, 
$. 8. Bermögen bed Bereind. _ 

Das Vermögen des Bereins bildet fi durch bie Eintrittögebüpren, Nach⸗ 
zahluugen, und jährlichen Beiträge der Mitglieder, ſowie durch die Zinſen der 
Kapitalien, dann durch Geſchenke und Vermächtniſſe. 

Die eingehenden Gelder ſollen zur Bildung eines Reſervefonds bald mög⸗ 
lichſt bei der ſtädtiſchen Schuldentilgungsfaffe zu 4 Prozent angelegt, und nur 
fo viel zurüdbehalten werden, als allenfalls zur Beftreitung einiger Todesfälle 
erforberlich if. 

Soliten zur Beftreitung bderfelben dem Bereine Feine Gelder disponibel feyn, 
fo Teiftet ihm die ſtädtiſche Kaffe einen unverzinslichen Vorſchuß. 

$. 9. Größe der abzureihenden Unterfüßung. 

Die bei einem eintretenden Todesfalle abzureichende Unterſtützung richtet 
fih nach den Eintrittsgebühren und jährlichen Beiträgen, 

Beiden Eintriitegebüpren von 30 fr., und ben jährlichen Beiträgen von 
24 kr., beträgt ſolche 10 fl. 

Bei den Eintrittsgebühren von 1 fl., und den jährlichen Beiträgen von 
48 kr., beträgt fie 20 fl, 

Ferner bei den Eintrittsgebühren von 1 fl. 30 fr, und ben jährlichen Bei⸗ 
trägen von 1 fl. 12 fr., beträgt folche 30 fl. 

Sollten: jedoch die Kräfte des Nefervefondes es zulaffen, fo ſollen nach vor⸗ 
gangiger Einvernahme der dahieſigen Gemeindebevollmächtigten und Geneh 
migung der Königl. Untermainkreisregierung die verabreicht werdenden Unter- 
ſtũtzungsbeiträge durch alle drei Klaſſen verhältnißmäßig erhöht werben. 
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Der volle Beerbigungsbeitrag in ben drei Klaffen wirb jedoch nur ganz 
gezahlt, wenn das recipirte Mitglied drei volle Jahre nach dem Aufnahmstage 
zurüdgelegt, ober bei feinem Eintritte die Japresbeiträge von zehn Jahren 
nachgezahlt hat, und ireien deßhalb folgende Unterſcheidungen ein: 

a) Stirbt ein Mitglied während des erfien Jahres nah dem Aufnahme. 
tage, fo erhalten deſſen Hinterlaffene unr ein Biertpeil der oben feſtgeſetzten 
Berrbigungsbeiträge. 

b) Stirbt derfelbe während bes zweiten Jahres nach dem Receptiondtage, 
fo erhalten deffen Hinterlaffene die Hälfte obiger Brerbigungsbeiträge, 

ce) Stirbt das Mitglied während des dritten Jahres nad dem Aufnahms⸗ 
tage, fo erhalten deſſen Hinterlaffene drei Biertel obiger Beerbigungsbeiträge, 

d) Stirbt aber das Mitglied nad) Ablauf bes dritten Jahres nach dem Auf- 
nahmstage, fo erhalten fie obige Beerdigungsbeiträge ganz und ohne allen Abzug. 

e) Hat ein Mitglied bei feinem Eintritte in den Berein die Zahresheiträge 
für 10 Jahre nachgezaplt, fo erhalten ohne Unterfchied, ob er im erften, zwei⸗ 
ten, dritten ober vierten Jahre nach dem Aufnahmstage flirbt, feine Hinterlafe 
fenen die obigen Beerbigungsbeiträge gleichfalls ganz und ohne allen Abzug. 

f) Diefe Unterfcheidungen treten dann ein, wenn ein Bereinsmitglied von 
einer niedern Klaffe in eine höhere übergeht, vorbehaltlich jedoch feiner bereits 
erworbenen Anſprüche auf die niedere Klaſſe. 

.$. 10. Kaffeverwaltung. 

Das Kaflegeihäft wird vom Magiftrate beforgt, ihm wird jährlich Rede 
nung geftellt, und biefe Rechnung den Gemeindebevollmächtigten zur Einficht 
und Abgabe ihrer Erinnerungen mitgetheilt. 

$. 11. Abänderungen der Statuten. 

Abänderungen an den genehmigten Bereinsflatuten können vom Magiftrate 
nur mit Zufimmung der Gemeindebevollmädtigten, und Genehmigung Königl. 
Regierung vorgenommen werben. 

$. 12. Auflöfung bes Vereins. 

Sollte ſich die Gefellfchaft auflöfen, fo fällt das Vermögen berfelben ben 
zur Zeit der Auflöfung noch vorhandenen Mitglievern im Berhältnifie der 
Klaffe, zu welcher jeves Mitglied beiträgt, zu. 


Statuten bes Leichenfaffevereind zu Dürfheim an der Haardt. 


Revidirte Statuten des am 1. Mat 1760 gefifteten Leichenkaffe- 
vereins zu Dürkheim. 

Art. 1. Der urfprüngliche- Zwei des Vereins befteht auch ferner darin, 
einem jeden einzelnen Mitgliede desfelben für den Fall feines Ablebens 
eine beſtimmte Geldfumme zuzufihern, welde vorzugsweife zur Beflreitung 
der Beerdigungstoften beflimmt, übrigens als ein vertragsmäßiger Bortpeil 
durch den bloßen Todesfall für die Maffe des verfiorbenen Mitgliedes unmiber- 
ruflih gewonnen iſt. 


De. Gicbenpfeiens bendbad der Berfaffung — 24 
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Art, 2. Der Berein ift auf keinen Stand ober einzelne Handwerferkaffe 
befchränft, fondern jede in Dürkheim wohnhafte Perfon, männlichen oder weib- 
lichen Geſchlechts, welche das ein und zwanzigſte Lebensjahr zurüdgelegt, aber 
das vierzigfte noch nicht überfehritten Hat, if fähig, in den Berein aufgenommen 
zu werben, wenn nicht befondere Gründe, wie Krankheit oder ausfchweifende 
Lebendweife der Aufnahme entgegenftehen. 


Art. 3. Der Betrag der zugeficherten Summe, welche fogleich nach dem 
Todesfall von den Rechtsinhabern des verflorbenen Mitgliedes in Empfang 
genommen werben kann, iſt feſtgeſetzt auf zwei und zwanzig Gulden. 
Diefe Summe kann jedoch, nah Maßgabe des Fondszuwachſes durch einen 
Befchluß des ganzen Bereind erhöht werden. in folder Beſchluß kann jedoch 
nur in der regelmäßigen Generalverfammlung durch Stimmenmehrheit gefaßt 
werden, wobei wenigftend zwei Drittheile aller Mitglieder anmwefend und die 
übrigen vorher von dem in ver Berfammlung zu berathenden Antrage in Kennt- 
niß gefeßt worden ſeyn müſſen. | 


Art. 4 Die Mittel zur Erreichung des Vereinszweckes bilden fi: 
1. Aus den bereits vorhandenen Kapitalien des Bereing, 

2. den Eintritisgeldern, und 

3. den jährlichen Beiträgen. 


1. Bon den Kapitalien. 


Art. 5. Die Kapitalien follen verzinstich angelegt werden, aber nur mit 
der nämlichen Sicherheit, wie fie durch die Gefeße und Berorbnungen für bie 
öffentlichen Stiftungen und Korporationen vorgefchrieben iſt. Für die laufenden 
durch die Zahl der Todesfälle bedingten Ausgaben foll in ver Regel nichts von 
den Rapitalten, fondern nur die Zinfen mit den Eintrittdgeldern und jährlichen 
Beiträgen verwendet werben; jedoch auch dieſes nicht ganz, damit der Kapital- 
fond fi immer noch vergrößere. Nur fol ausnahmsweiſe geftattet feyn, auch 
das Kapital anzugreifen, wenn die im Laufe eines Jahres unter den Mitglie- 
dern des Vereins fich ereignenden Todesfälle wider Erwarten fo zahlreich wer- 
den follten, daß die hierdurch veranlaßten Ausgaben nah dem in Art. 3 der 
Statuten oder in der Generalverfammlung feftgefegten Maafe, mit den dazu 
befimmten Einkünften nicht gededt werben könnten, damit die Mitglieder gegen 
außerorbentlite Beiträge von ungewiffem und unbegrängtem Betrage ficher 
geftellt feyen. Im einem folchen Falle foll aber fogleich bei Feftfeßung der Un- 
terlüßungsfumme für das nächflfolgende Jahr deflo mehr darauf Bedacht ge» 
nommen werden, den Abgang an Kapitalfond wieder zu erfeßen, fo weit diefes 
in einem Jahr gefchehen Tann, ohne daß die Bereinsglieder in der Gegenwart 
darunter leiden, Ergibt fih dagegen ein Ueberſchuß der Zahreseinkünfte über 
die Ausgaben, fo fol dieſer felbft wieder als Kapital angelegt werben, fobald 
er den Betrag von fünfzig Gulden erreicht bat, unbefchabet jeboh der unten 
folgenden Borfshrift in Betreff des für die laufenden Ausgaben nötpigen Geld» 
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vorrathes, auch ohne Berantwortlichkeit bes Rechners, wenn ſich keine Gelegen« 
peit zur frühern Anlegung finden follte. 

Endlih wird, da die vorhandenen Kapitalien bereits in größern und Hei- 
nern Beträgen ohne die oben vorgefihriebene Sicherheit ausgeliehen find, der 
Borftand des Vereins ermächtiget, billige Friften zu geftatten, in welden bie 
angelegten Gelder zurüdgezahlt oder wenigftens auf die gedachte Weife (in 
Form einer Spezialhypotheke oder eines Urtheils) gefichert werden müſſen, — 
eine Befugniß, von welder jeboch der Borfland nur mit Rüdfiht auf die Zahl⸗ 
fähigkeit des Schuldners und mit der größten Borficht Gebrauch machen darf. 

Auch darf diefe Frift ein Jahr nicht überfleigen, von Genehmigung ber 
gegenwärtigen Statuten dur die höhere Behörde an gerechnet. 

H. Bon dem Eintrittsgelde, 

Art. 6. Jedes neu in den Berein aufgenommene Mitglied hat fogleich 
nad feiner Aufnahme in die Bereinstaffe Einen Gulden fünf und vier» 
sig Kreuzer zu bezahlen, nebft Einem Gulden ein und zwanzig Kreu— 
zer für Nebenausgaben des Bereins befiimmt. Nur die Kinder verftorbener 
Mitglieder wenn fie nach Erreichung des erforderlichen Alters eintreten wollen, 
wozu ihnen eine breifährige Frift von erlangter Bolljäprigfeit an eingeräumt 
it — find von dem eigentlichen Eintrittsgelde befreit und können fehlechthin 
eintreten gegen bloße Erlegung bes Beitrags für Nebenausgaben. 

Dagegen find die Ehegatten von Bereinsgliedern weder von der einen noch 
von der andern Abgabe ausgenommen. 

11. Bon den laufenden Beiträgen, 

Art. 7. Jedes Mitglied hat für vier Wochen zwei Kreuzer, ein Ehe- 
paar alfo vier Kreuzer in die Bereindkaffe zu zahlen. Die Zahlung geſchieht 
für ein halbes Jahr oder ſechs und zwanzig Wochen mit 26 resp. 
13 Kreuzer auf einmal, Ber aber mit feinen Beiträgen für bie erfle 
Hälfte des Jahres (von einem Jahrestage zum andern gerechnet) auf dem 
Jahrestage des nämlichen Jahres im Rüdftande iſt, wird fofort als ausgetre- 
ten betrachtet und verliert alle Anfprüche gegen den Verein, ohne irgend eine 
Vergütung für geleiftete Zahlungen, und one daß eine Mahnung erforber- 
ih wäre, 

Ber zwanzig Sabre lang die laufenden Beiträge geleiftet hat, wird ba«- 
durch von der Beitragspflicht für die Zukunft befreit, unbefchabet aller ihm als 
Mitglied zuſtehenden Rechte. | 

Ver im Laufe eines Jahres eintritt oder aufgenommen wird, hat bie Bei⸗ 
träge für das ganze laufende Jahr zu entrichten. 

Art. 8. In der Bereinstaffe foll beftändig das für drei Todesfälle erfor« 
derlihe Geld in Bereitfchaft gehalten werben. 

Art. 9. Die Gefhäfte des Vereins werden unentgelblich beforgt von 
einem Vorſtande, welcher zufammengefeßt if: 

- aus einem Präfidenten, 
24* 
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einem Rechner, 
einem Bewahrer der Kaffe, und 
awei Mitgliedern, 
welche alle in der Seneralverfammlung aus ben Mitgliedern gewählt werben. 

Art. 10. Der Borfland verfammelt fih von drei zu drei Monaten, um 
über die Aufnahme neuer Mitglieder, fowie über die Anlegung oder Sicherung 
von Kapitalien zu berathen und zu befchließen; zugleih von der Kafle und 
ber ganzen Verwaltung Einficht zu nehmen, um fih von deren Regelmäßigkeit 
zu überzeugen, wiewopl die eigentliche Rechnungsablage auf dem Jahrestage 
Statt findet. 

Art. 11. Der Präfident beffimmt Ort und Stunde der Vorſtandsver⸗ 
fammlung. An ihn haben ſich diejenigen zu wenden, welde aufgenommen 
werden oder zufolge Art. 6 eintreten wollen. Auch bie Anzeige eines den Ver— 
ein beireffenden Todesfalles ift an denfelben zu richten, worauf er eine fehrift- 
liche Anmweifung zur Auszahlung ertheilt. 

Art. 12. Der Rechner hat alle Einkünfte des Bereind, ald: Zinfen, 
Eintrittsgelder und Beiträge, zu erheben und zu quittiren. Das Erhobene muß 
er aber bei der vierteljährigen Borftandsfigung in der Bühfe des Verwahrers 
deponiren, zu welcher Büchfe der Rechner den Sclüffel in Händen bepält. 
Zurüdzuzahlende Kapitalien können nur von dem SKaflenbewahrer und bem 
Rechner gemeinfchaftlich quittirt und in Empfang genommen werden, um fo» 
gleich in der Bereindfaffe deponirt zu werden, ferner; 

Alle vortommenden Ausgaben des Bereind auf Anweifung des Präfideuten 
zu machen und fich über die von ihm geleifteten Zahlungen auf das nämlice 
Blatt (wo möglich) Duittungen ausflelen zu laſſen. 

Leber Einnahmen und Ausgaben des Bereind, über Eintritt und Austritt 
von Mitgliedern, endlich über alle Ausftände hat der. Rechner ordentliche Bücher 
zu führen. | 

Zur Enifcpäbigung für dieſe verfchiedene Funktionen hat der Rechner von 
allen durch ihn eingenommenen Kapitalzinfen,, Bereinsabgaben beim Eintritte, 
wie aud von den laufenden Beiträgen zwei von Hundert: zu beziehen, 

Art. 13. Der Kaffenbewaprer hat bie Kaffe des Bereind, ferner bie 
Vereinskiſte (Archiv) mit allen Urkunden und Schriften des Bereins (ſoweit 
diefe nicht zur Gefchäftsführung dem Rechner unentbehrlich find), endlich alles 
übrige Mobiliareigenthpum des Bereins in Verwahrung zu nehmen. — Wegen 
der gemeinfchaftlihen VBerantwortlichkeit des Kaflenbewahrerd und des Rechners 
für die Gelder in der Bereinslaffe, follen die Duittungen über Zahlungen, 
welche unmittelbar aus der Kaffe geleiftet werben, fogleich darin beponirt werden. 

Art. 14, Für den Fall, daß ein oder das andere Borftandsmitglied ver- 
hindert wäre den Sitzungen des Vorſtandes beizumopnen, fol ein erſter, zwei» 
ter oder dritter Erfabmann gewählt werben, welde in — Folge an die 
Stelle des Verhinderten treten. 
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Die befondern Funktionen eines Borflandsgliedes, wie bie bee Präfidenten 
ober des Rechners, können im Berhinderungsfalle von dem Verhinderten felbft, 
einem Mitgliede des Vorſtandss resp. Erſatzmann übertragen werben, 

Art. 15. Jährlich einmal, und zwar auf den erften Sonntag ded Monats 
Mai ift Generalverfammlung in dem dazu beftimmten Lokale, wobei fih alle 
Mitglieder einfinden. £ 

In diefer Berfammlung werden alle Mitglieder mit Namen: befannt ge» 
macht; ſodann wird über die ganze Berwaltung des Jahres Rechnung abger 
legt, und dabei die Bücher und Belege, auf Verlangen, jedem Mitglieve zur 
Einfiht vorgelegt. 

Nah Anhörung der Demerfungen, welche jedes Mitglied zu machen befugt 
if, wird die Rechnung von dem Vorſtande abgefchloffen, wobei aber an bie 
Stelle des Rechners und Kaffenverwahrers zwei Erſatzleute treten. 

Ueber den Abfchluß der Rechnung wird ein Protofoll errichtet und von 
dem Borftande unterzeichnet, | 

Hierauf fpreitet die Berfammlung zur Wahl eines neuen Borftandes, wo— 
bei jedoch die abgehenden Vorftandsglieder von neuem wählbar find. Die 
Wabl geſchleht nach relativer Stimmenmehrheit, mittelft ſchriftlicher Abſtimmung, 
wobei die Stimmzettel von dem Präſidenten, mit Zuziehung zweier nicht zum 
Vorſtande gehöriger Mitglieder eröffnet werden, deren Reſultat der Protokoll⸗ 
führer zuſammenſtellt, gieichfalls mit Zuziehung von zwei andern Mitgliedern. 

Auch kann in dieſer Verſammlung zufolge Art. 3 der Statuten die Unter— 
ſtützungoſumme für einen Todesfall erhöht oder herabgeſetzt werden. 

Auf gleiche in Art. 3 näher bezeichnete Weiſe, können andere Abänderungen 
an ben gegenwärtigen Statuten getroffen werden, foweit der oben aufgeftellte 
Vereinszweck (Art, 1) dadurch nicht wefentlich verändert wird. Ebenfo wird 
das Lokal für die Generalverfammlungen beſtimmt. Endlih wird hier über 
Derufungen gegen Vorſtandsbeſchlüſſe entfchieden. 

Art. 16. Ueber alle Beſchlüſſe, des Borftandes ſowohl, ald auch der Ge- 
neralverfammlung, follen kurze Protokolle geführt werden. 

Die Führung bes Protokolls wird von dem Vorftande einem feiner Mits 
glieder, welches die Fähigkeit dazu befißt übertragen, 

Die Protokolle des Borflandes werden nur von biefem, die Protokolle der 
Generalverfammlung dagegen von allen flimmenden Mitgliedern unterzeichnet. 

Art. 17. Der Berein kann ſich nicht auflöfen, fo lange nur drei Mitglie- 
der für deffen Fortbeſtehen ſtimmen. 

Art. 18. Die älteren Saßungen der Leichenkaſſe von. 1760, fowie die er- 
neuerten von 1786 find hiemit aufgehoben und von bem Tage an, wo bie ge- 
genmwärtigen bie höhere Genehmigung erhalten haben werden, in allen ihren 
Theilen außer Kraft gefeßt. 

Die Genehmigung der gegenwärtigen Statuten von Seiten der Königl. 
Regierung bleibt demnach vorbehalten, 
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Art. 20. ‚Sobald diefe Genehmigung erfolgt feyn wird, foll an einem 
Sonntage, welcher von dem bisherigen Borftande zu beflimmen if, eine außer 
ordentliche Berfammlung aller Mitglieder gehalten werben, um bie gegenwär« 
tigen Statuten durch die Wahl des neuen Vorſtandes in Vollzug zu feßen. 

Alfo errichtet mit Zufimmung aller Mitglieder, welche hienach eigenhändig 
unterfchrieben haben. 

$. 204. Bekanntmachung des Juftizminifteriums vom 28. März 
1835, Amtsbl. M. 18, p. 199, die Erhöhung der Eintrittsgelder und 
Yahresbeiträge für die Advofaten-Wittwenfaffe betr, 

Seine Majefät der König haben auf den von dem Staatsminifte- 
zium der Zuftiz, im Benehmen und Einverfländniffe mit dem Staatsminifte- 
rium des Innern, geflellten Antrag, genehmigend den Borfchlag des Central» 
ausfchuffes zur Verwaltung des Advolaten-Wittwen- und Waifenfondes, in Er⸗ 
wägung der felt einigen Jahren unverhältnißmäßig gefleigerten Jahreserigenz 
der benannten Penfionsanftalt einerfeits, dann des durch den gefunfenen Werth 
der hiefigen Häufer herbeigeführten Berluftes bedeutender Emwwiggeldfapitalien 
andererfeitd und des in Folge diefer ungünftigen Ereinniffe eingetretenen Miß— 
verhältniffes zwifchen den Einnahmen und Ausgaben, durch allerhöchſte Ent- 
ſchließung vom Heutigen anzuordnen gerupt, daß 

1. die in der allerhöchften Verordnung vom 27. Zuni 1808 (Reggsbl. ©. 
1449) Art. IX. $. 1 und 2 beftimmte Eintrittsgebühr von nun an 

a) für den Advokaten, welcher ſich bei feiner Rezeption im Stande ber 
Ehe oder eines Wittwers mit Kindern befindet, von einhundert Gulden auf 
awelhundert und fünfzig Gulden; 

b) für den Advofaten, welcher bei feiner Rezeption ledig oder Witwer 
ohne Kinder ift, mit Vorbehalt des im Falle der Berchelihung nah $. 3 er 
forderlichen Komplementes und zwar zu einhundert und fünfzig Gulden, von 
fünfzig auf einhundert Gulden; 

dann daß vom 1, April d. J. an 

2. die nach $. 4 zu entrichtenden Jahresbeiträge 

a) der Advokaten, welche verheirathet oder Wittwer mit Kindern find, von 
zwölf auf zwanzig, 

b) der Advokaten, welche ledig oder Witiwer ohne Kinder find, von ſechs 
auf eilf Gulden erhöhet werden follen. 


$. 205. Ein Aufruf der Königl. Kreisregierung vom 19. Feb- 


ruar 1836, das in Augsburg fich befindliche Frauenftift für gebildete 
Stände betr., ſiehe Amtsbl. M 12 vom Jahre 1836, p. 83. 


F. 206. Eine Befanntmahung des Juftizminifteriums vom 8. 
Januar 1836, über den Vermögensſtand der Advofaten-Wittwenkaffe, 
fiepe Amtsbl. M. 13 yom Jahre 1836, p. 89. 
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$. 207. Statuten des zu Kirchheim gebildeten Vereines zur 
Unterftügung armer ifraelitifcher Gemwerbslehrlinge und Schuladfpi- 
ranten, Amtsbl, M 6 vom Jahre 1836, p. 34. 


IL. Zwed des Bereing, 
$. 1. Diefer befteht darin, um den Zuftand der Sfraeliten im Rheinkreiſe 
zu verbefiern, und einem allgemein gefühlten Bedürfniffe der fortfchreitenden 
Bildung der Iſraeliten nachzupelfen, nah Maaßgabe der Mittel und Beiträge, 
bie der Berein fi zu erfreuen haben wird, 


$. 2. As vorzügliche Mittel zur Erreichung dieſes Zweckes werben vor 
der Hand angenommen: 

1. Kinder unvermögender Sfraeliten werben auf Koften bed Vereins zu 
nützlichen Handwerken verwendet, vor der Hand, bis ber Berein fich beffere und 
äureichendere Mittel verfhaftt haben wird, fol das Lehrgeld fechszig Gulden 
nicht überfteigen dürfen. Diejenigen, die ſich diefer Unterflüßung theilhaftig 
machen wollen, müflen aber auf eine glaubhafte Weife ihre feitherige gute fitt- 
liche Aufführung und einen bewiefenen Schulfleiß vorberfamft darthun. 

2. Kinder, die durch dieſe Beweife fi Anfprüche auf Unterſtützung erwar⸗ 
ben, wenn fie nicht ganz arm find und Handwerfe erlernen wollen, deren Er» 
lernung mehr als ſechzig Gulden erfordert, müflen den Mehrbetrag zulegen. 

3. Kleinere, in ihren Mitteln befchräntte ifraelitifche Gemeinden können zur 
befferen Befoldung eines Jugendlehrers, wenn er bei einem fittlichen Lebens» 
wandel eine genügende Schulbildung befißt und Beweife gibt, daß burch feine 
Kenntniffe und Bemühungen die Schuljugend lobenswerthe Fortfchritte macht, 
von dem Bereine Beiträge erhalten, bie nach den verfchievenen Mitteln bemef- 
fen und nah Umfländen auf einige Jahre .gegeben werden. 

4, Ebenfo follen, wenn bie Mittel des Bereind es zulaffen, unbemittelten 
ifraelitifden Jünglingen, bie fih dem Schulfache widmen wollen, und fich durch 
gute fittliche Aufführung, Fleiß und Tpätigkeit, gehörige Kenniniffe in Mufit 
und Gefang audgezeichnet haben, und entfchloffen find, ein inländifches Schul⸗ 
leprerfeminar zu befuchen, die Koften zu ihrer Ausbildung zwei Jahre lang be« 
zahlt werden, wenn fie fortwährend Fleiß, gutes und anftändiges Betragen be- 
weifen werben. 

5. Würde ein folder unterftüßter Schullandidat aber bemnähft das Lehr⸗ 
amt nicht ergreifen, fo hat der Berein das Recht, das für ihn zu feiner Aus⸗ 
bildung verwendete Geld von ihm zurüdzufordern, wenn das Nötpige hierüber 
in dem zu feiner Unterflüßung errichteten Bertrage vorgefehen worden. 

6. Derjenige, welcher auf Koftlen des Vereins ein Handwerk erlernt, ift 
verpflichtet, fobald ex basfelbe ſelbſtſtändig ausüben wird, einen ihm von bem 
Bereine angetwiefenen vermögenslofen Ifraeliten ganz unentgeldlich in die Lehre 
zu nehmen, welche Berpflichtung in den für ihn vom Bereine beforgten Lehr- 
vertrag aufgenommen werben fol, 
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7. Ebenfo fol. in diefen Lehrverirag die Elaufel aufgenommen werben, daß 
ein-folcher, der auf Koſten des Bereins fein Handwerk erlernte, wenn er nach⸗ 
ber folches nicht ausübt, das für ihn ausgegebene Lehrgeld dem Bereine er» 
feßen muß. 

8. Diejenigen unvermögenden Kinder, welche das Schmied-, Maurer-, 
Zimmer- oder Dahdeder-Handmwerk erlernen wollen, erhalten nach Vollendung 
ihrer Lehrzeit von dem Bereine jeder zwanzig Gulden und die Koſten für ihr 
Felleiſen, auch nach zurüdgelegten Wanderjahren, jedoch nur wenn fie tüchtig 
in ihrem Gefchäfte befunden werden, und Zeugniffe über ihre fortwährende 
‘ Sittlichfeit und gute Aufführung beibringen, zum Anfange ihres Gefchäftes eine 
den vorhandenen Mitteln angemeffene Unterfüßung. 

9. Die Wahl des künftigen Gewerbes bleibt jevem Sfraeliten überlaffen. 

10, Zur Erlernung eines Handwerkes werben nur Knaben, die das vier» 
zehnte Jahr vollendet haben, angenommen. 

11. Um Unterflügung begehren zu können, müffen ihre Eltern, und nad 
deren Ableben ihre Vormünder, die gehörig Tegalifirten Beweife ihrer Unver- 
mögenheit, das Lehrgeld bezahlen zu können, durch die Ortsbeamten beibringen, 
ferner ein Zeugniß über ihr fittliches gutes Betragen und ihren bewiefenen 
Schulfleiß. 

12. Alle Geſuche um Unterſtützung aus dem Vereine müſſen jedes Jahr 
längſtens bis den 1. Juni portofrei an den Vorſtand und bie Belege zugleich 
mit eingefohidt werben. 

13, ZA die Anzahl der Nachfuchenden zur Erlernung von Handwerken von 
der Art, daß die Mittel des Vereins nicht hinzeichen, die Lehrgelder zu beftrei- 
ten, fo wirb eine Berloofung unter den Petenten vorgenommen, zu welchem 
Ende diefelben einberufen werben, perfönlich vor dem Borftande zu erſcheinen. 

I. Bildung des Bereins. 

$. 3. Der allgemeine Berein neht von Kirchheimbolanden, Landkommiſſa⸗ 
riats gleichen Namens, im Königl. Bayer. Rheinkreiſe aus, wofelbft ſchon feit 
ſechs Jahren ein Privatverein eriftirt, der zum Zwed hatte, aus den unter fich 
gefhaffenen Mitten arme unglüdlie, vermögendlofe Kinder, nicht allein aus 
diefem Orte, fondern auch aus den nächften Umgebungen, nüßlihe Handwerke 
erlernen zu laſſen. 

Der von biefem Privatvereine noch vorhandene Fond foll dem allgemeinen 
Bereine zugemwendet werden, und daher auch der Vereinsausſchuß feinen Sig in 
Kirchheimbolanden haben. 

$. 4. Wer Mitglied des allgemeinen Vereins werben will, hat fehriftlich 
feinen Beitritt wenigfleng für die Dauer von 3 Jahren zu erflären, und fi 
zur Entrichtung entweder eines jährlichen Beitrages in baarem Gelde, oder 
einer für dieſen Zeitraum auf einmal zu bezahlenden Summe zu verbinden. 

Der Austritt aus dem Bereine, oder eine Verminderung bed jährlichen 
Beitrages muß mindeflens drei Monate vor Ablauf der 3 Jahre ſchriftlich er» 
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Härt werben, widrigenfalls das Mitglied fo betrachtet werben muß, als wenn 
ſolches feine Beitragspflichtigkeit für die weiters folgenden 3 Jahre ſtillſchwei⸗ 
gend fortfeße, und fo fol es auch nad Ablauf der 2- und Zjährigen Periode 
gehalten werben, 

$.5. Es werben von jedem Stande und von jeder Religionspartpei Mit⸗ 
glieder zu dieſem Zwede aufgenommen, 

$. 6. Außerdem nimmt der Ausfchuß, von dem hienach die Rede feyn 
wird, alle außerorbentlichen Beiträge an, von welcher Art fie auch feyn mögen. 

Die fih fhrifilich erklärten Vereinsmitglieder verpflichten fi, außer ihren 
Geldbeiträgen nach allen Kräften dahin zu wirken, daß bie tfraelitifche Jugend 
immer mehr und mehr ben bürgerlihen Gewerben zugeführt, aus ihrem nie» 
drigen Stande erhoben und zum nüßlichen Unterrichte angehalten werbe, wo⸗ 
durch allein fittlihe und bürgerliche Tugenden und eine almählig geiftige Aus« 
bildung unter ihr befördert werden kann. 

$. 7. Einmal ausgetretene Mitglieder werben ihrem Begehren aemäß 
wiederum rezipirt. Ä 

$.8. Im Falle der allgemeine Berein wider Erwartung der Begründer 
desfelben den Auffhwung der wenigen Theilnehmenden wegen nicht erhalten, 
oder ſich ganz auflöfen folte, fo darf und kann der erhaltene Fond nie unter 
die Mitglieder ausgetheilt oder zurüdgegeben werden. Ex verbleibt dem Zwede 
allein, zu dem er einmal gefammelt wurbe , bis er endlich erfchöpft feyn wird, 


II. Ausfhuß des allgemeinen Vereins, fowie die Bevollmäde 
tigten der Kantone. 

$. 9. Der Ausfchuß des Vereins hat feinen Sitz in Kirchheimbolanden. 

$. 10. Derfelbe befteht aus einem Borftande und drei Beifikern, von 
denen ber eine in Berhinderung des Borftandes feine Stelle vertritt und ein 
anderer bie Function eines Sefretärs verfieht, 

$. 11, Der Ausfchuß wird auf die Dauer von 3 Jahren und nach deren 
Ablauf wieder neu erwählt, Nach Ablauf diefer 3 Zahre können die gewefenen 
Perfonen wieder neu gewählt werben. 

$. 12. Der Ausfchug kann auch ohne Rüdfiht auf Slardenchelenntai⸗ 
gewählt werden. 

$. 13. Der Ausſchuß allein ernennt einen Rechner, dem die Führung der 
Kaffe, die Deforgung der Einnahmen und Ausgaben obliegt; diefer Rechner 
muß unbefcholtenen Rufes und von ſolchem Bermögen feyn, daß er hinläng- 
liche Sicherheit für feine Gefchäftsführung darbietet. 

$. 14, Der Ausfhuß wird durch Bevollmächtigte der Bereingmitglieber 
auf Stimmenmehrheit erwählt, deren in jedem Kantone zwei ernannt werben 
follen, die fih zu dem Ende am Sitze besfelben zur Wahl auf Einberufung 
einzufinden haben. 

$. 15. Diefe Bevollmächtigten beforgen in ihren Kantonen bie Aufnahmen 
neuer Mitglieder, nehmen ihre fehriftlichen Erklärungen mit ihrem jährlichen 
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Beitrag auf, fie erftatten Berichte über nüßliche Einrichtungen und Berbefier- 
ungen, äußern ſich gutachtlich über die aus ihren Kantonen Nachfuhenden um 
Unterftüßung jeder Art, wovon es ſich im Zwede des Vereins handelt, und 
entwerfen bie Lehrverträge, erheben die Zeugniffe dazu und befördern folche an 
den Ausſchuß des Bereines, in der im $. IL. Art. 12 angezeigten Zeit. Auch 
follen fie zur Erleichterung der Mitglieder, und um folde von einer Reife zu 
dem Bereinsrechner zu verfchonen, die von biefem bezahlt werbenden Beiträge 
empfangen, Quittung darüber ertheilen Finnen, um folde fofort an ben Ber 
einsrechner einzuliefern. 

$. 16. Die Bevollmächtigten werben es ſich angelegen feyn laſſen, immer 
neue Mitglieder zu gewinnen, ober folde, die etwa auszutreten beabfichtigen, 
davon abzumahnen ſuchen. Sie follen zu dem Ende nicht allein mit mehreren 
gedrudten Exemplaren der Statuten, fondern auch mit gedrudten Britritider- 
Härungen verfehen werben. 

Sie follen ferner eine Lifte über den Zu- und Abgang der Bereinsmitglie- 
der ihres Kantons mit forgfältiger Bemerlung der von ihnen verfprochenen 
Beiträge führen, und am Ende jeden Monats ein Berzeichniß über die erfolg- 
ten Zu» und Abgänge, fammt den originalfchriftlichen Erklärungen an ben 
Borftand des Ausſchuſſes einzufenden, Sie follen auch insbefondere Aufficht 
darüber führen, daß die Unterflüßtwerbenden ber guten Abfiht des Bereind 
nicht zuwiderhandeln, fondern ſich gut aufführen, fleißig lernen und baburd 
ihre bürgerliche und geiftige Ausbidung befördern und bei Wahrnahme von ir- 
gend einem Webelftand fogleich berichten. 

$. 17. Die Heineren Koften für Schreibmaterlalien und Porto werben ben 
Bevollmächtigten, wenn folche es verlangen, nach eingegebener Rechnung und 
ber Belege darüber auf Anmweifung des Ausfchuffes vom Nechner bezaplt. 

IV. Obliegenheiten bes Vereinsausſchuſſes. 

$. 18. Der Bereinsausfhuß verfammelt ſich jeden Monat am 2, zu einer 
Sitzung. Er beſchließt durh Stimmenmehrheit. Zu außergewöhnlichen Ber- 
fammlungen hat der Ausfhuß die Bewilligung bes Bürgermeiſteramts einzu- 
holen, 

$. 19, Die Hauptfahe if bei der im erfien Monat jeden Jahres ftatt 
findenden gewöhnlichen Sigung des Bereinsausfchufles, ein Büdget oder einen 
Boranfıhlag über die Jahreseinnahmen und die beftimmten und unbeflimmien 
Ausgaben zu entwerfen, damit Ordnung und Negelmäßigkeit in der Berwal- 
tung beftehe. 

$. 20. Zu diefem Ende läßt er ſich die Verzeichniffe über die Anzahl und 
bie jährliche Beitragspflichtigkeit der Vereinsmitglieder und fonflige außerordent- 
liche Zufchüffe, fowie Die Rechnung des vorhergegangenen Jahres vorlegen, unter 
ſucht und prüft ſolche mit ihren Belegen, feßt alddann die zu erhebenden Aus- 
fände und den allenfallfigen Rezeß des Rechners fe, wodurd die Einnahme 
allein abgefchlofien werden kann, 
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Er beftimmt die Ausgaben, die auf jeden Fall fo bemeflen werben müflen, 
daß für unvorhergeſehene Beflreitungen und Leiftungen bie rn nie ganz 
erfchöpft werden darf, 

$. 21. Bor dem Abſchluß der Jahresrechnung wird dieſelbe zur Einficht 
der Bereinsmitglieder bei dem Borflande des Ausfchuffes während vier Wochen 
binterlegt, wo es jedem Bereinsmitgliede frei ſteht, feine allenfalfigen Ein- 
wenbungen zu machen. 

Nah Ablauf diefer Frift, die jedesmal durch das Kreisintelligenzblatt bes 
fannt gemacht werben fol, wirb zum Abfchluß der Rechnung gefchritten und 
das Hauptrefultat derfelben ebenfalls befannt gemacht werben. 

Der Bereinsausfchuß läßt fich die Gefuche um Unterflüßung and dem nur für 
die beffere Bildung der Sfraeliten geftifteten Fond fammt Belegen und den gut» 
achtlihen Aeußerungen der Kantonsbevollmächtigten vorlegen, prüft und unter- 
fucht deren Zuläffigkeit oder Abweifung, beſchließt übrigens definitiv darüber. 

Sm Falle die Gefuche zur Unterflüßung für Erlernung nüßlicher Profef- 
fionen fchon fo beträchtlich wären, daß die Koften dazu mit den Mitteln bes 
Fonds unverträglich und daher eine Berloofung unter den Petenten nöthig er« 
achtet würde, fo erkennt er vorberfamft über die zuläffige Anzapl der zu Hand⸗ 
werfen unterflüßt werden follenden Zünglinge, und fchreitet, wenn biefelben zu 
dem Ende einberufen waren, zur Berloofung aus einer verbedien Urne vor, 
welche die Anzahl der AS der Nachſuchenden enthält, nach denen die Ordnungs⸗ 
folge der Ziehenden bezeichnet werben fol, und aus einer andern, in welder 
die AS der Gewinnenden und Fehler liegen. 

Er unterfucht ferner die ihm vorgelegten Lehrfontralte, die in boppelien 
Eremplaren verabfaßt feyn müflen, in welchem bie Berbindlicpleiten von Geiten 
ber unterftüßten Lehrlinge ꝛc. ſtehen müffen, deren in Art, I. 9.5, 6 und 7 
gedacht wird, beflätiget oder verwirft folhe aus Mangel an Form oder weſent⸗ 
lihen Inhalts, und forgt fodann in letzterem Falle, daß ſolche gehörig audge- 
ftellt werden ; ferner forgt er dafür, daß ſowohl die Statuten als Aufnahms⸗ 
erflärungen der Mitglieder in hinlänglicher Anzahl gedrudt und in die Hände 
der zu erwühlenden Bevollmächtigten geliefert werben, 

Er wacht darüber, daß die Beiträge der einzelnen Mitglieder richtig ein« 
gehen und nit im Rückſtande nachgeführt werben, wodurch allein die einmal 
votirten Unterflüßungen auch pünktlich geleiftet werden Fönnen. 

Auch if es eine wefentliche und unerläffige Sorgfalt des Ausfchufles, daß 
er darüber wache, daß die Unterflüßten fi gut, brav und fittlich aufführen, 
daß folhe dem Zwede ihrer Unterflüßung durch Fleiß, Mühe und Sorgfalt 
immer näher fommen, beffere, gebildete Menfchen werben und dadurch der Gabe 
der Unterflüßung immer mehr fi werth machen. 

.-$. 22. Die erwachfen werbenden Koften für den Drud der Statuten, der 
Beitrittderflärungen der Mitglieder, Porto und anderen Heinen Ausgaben, wer: 
den vorläufig aus dem Fond bes dahier beftandenen Privatvereind entnommen, 
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$. 33. Diefe Statuten, berathen von dem Borfland oben gedachten Pri- 
vatvereind,, follen der hohen Königl. Regierung des Rheinkreifes mit der un» 
terthänigften Bitte vorgelegt werden, um biefelben zu beflätigen, und ben Ber- 
ein zu ermächtigen, Geſchenke, auch allenfallfige Vermächtniſſe anzunehmen, die 
den edeln Zwed zur größern Ausführung nur begünftigen können, 

Abänderungen diefer Statuten werben auf fehriftlih motivirten Antrag 
der Mehrheit der Kantonal-Deputirten und nad eingeholtem Gutachten bes 
Bereinsausfchuffes, von der Königl. Kreisregierung nad Gutbefinden genehmigt. 


F. 298. Da die im Amtsbl. M 35 vom Jahre 1836, p. 401, 
aufgenommenen reglementären Grundbeftimmungen der Tebensverficher: 
ungsanftalt der Bayer. Hypothefen- und Wechſelbank in befondern Ab 
drüden in das Publifum gebracht worden find, wird bier lediglich 
darauf hingewiefen. | 


S. 209. Bekanntmachung des Minifteriums des Innern vom - 

17. September 1837, Amtsbl. Ma 55, p. 440, den Berein zur Bil- : 

dung einer Präbendenftiftung für Töchter adeliger Familien in Bayern " 
betr, 

Staatsminifterium des Innern. 

Nachdem mehrere Adeliche des Königreiches dem ehrenvollen Entfchluß ger ' 

faßt haben, eine Präbendenftiiftung zu Gunften unverehelichter adelider Fräu- 

lein zu gründen und zu dem Ende in einen Berein zufammenzutreten, fo wer- 


ben die allerhöchſt beflätigten Satzungen dieſes Bereines mit dem Bemerfen 
fund gegeben, daß j 


I. der beabfichteten Stiftung die Benennung „Allgemeine adelihe Fräu- 
leinftiftung in Bayern“ bewilligt ift, daoſelbe 

II. in dem Falle ihres Zuftandefommeng nach der Natur ihres Zwedes in 
bie Reihe der milden Stiftungen eintritt, und baher auch von Rechtewegen 
aller jener Privilegien, Rechte und Borzüge theilhaftig wird, welche die Ge- 
feße den milden Stiftungen beilegen; daß 

II. diefelbe gleich allen übrigen, auf gleichen Borausfegungen berufenden 
Stiftungen der unmittelbaren Kuratel des Königl. Staatsminifteriums des In— 
nern untergeorbnet und insbefondere gehalten ift, dieſem mit Schluffe eines 
jeden Jahres feine fummarifchen Rechnungsaugzüge, und auf jeweilige Auffor- 
derung die Rechnungen felbft zur Einficht vorzulegen, und daß endlich 

IV. dem Bereine fowohl, als der Stiftung ein eigenes Sigill zulömmt, 
welches im goldenen Felde ein Edelfräulein mit purpurrotpem goldverbrämtem 
Gewande, blau und weißer Binde und goldener Rofenfrone darftellt, deren 
rechte Hand einen Kranz von rothen und weißen Rofen trägt, während bie 
linke auf der Stiftungsurfunde ruht und aus der Höhe herab ein Stern, als 
Symbol der Erhaltung und Beglüdung leuchtet. 
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Die Satungen diefes Bereind, Amtsbl. Mi 59 vom Fahre 1837, 


p-. 471. 
$.1. Bildung des Bereines, 

Mitglieder des Bayerifchen Adels vereinigen fih durch Bildung einer Ac» 
tiengefellfchaft zur Begründung einer Präbendenfliftung für ihre unverehelichten 
adelichen Descendentinen. 

$.2, Mitglieder. 

Jeder Bayer. Adeliche, chriftlihen Glaubensbekenniniſſes, welcher eine ober 
mehrere Actien nimmt, wird Mitglied des Vereines, und bildet mit allen fei- 
nen abelihen Descendenten in männlicher Linie eine demfelben angehörige 
Bamilie (Bereindfamilie). 

Auch Wittwen und VBormünder find berechtigt, für ihre adelihen Kinder 
resp. Mündel dem Bereine beizutreten, und repräfentiren aldbann bie Perfon 
des verfiorbenen Baters, 

Ebenfo können ganze adeliche Familien in ihrer Geſammtheit durch Actien⸗ 
abnahme aus dem Fonde ihrer Zamilienfliftungen dem Bereine fih anſchließen. 

Gönner und Beförberer des Bereines oder andere Individuen, welche fein 
Intereffe haben, Actien für fih zu nehmen, dürfen dergleichen für aufnahme» 
fähige Perfonen oder Familien erwerben, welche jedoch ſogleich auf ſolche zu 
überſchreiben find. 

" $.3. Bermögen. 

Das Bereinsvermögen bildet fi: 

1. aus dem Betrage der Actien und ben hievon abfallenden Zinfen wäh. 
rend. der erſten 5 Jahre; 

2. aus den jährlichen Beiträgen für die Actien innerhalb der erfien 5 — 
und aus der Hälfte des Betrages derfelben in den folgenden Jahren; 

3. aus den Intercalarfrüchten; 

4. aus Schenkungen, Vermächtniſſen und andern freiwilligen Beiträgen ; 

5. aus dem, bei Vertheilung bes Präbendenfonds jedesmal verbleibenden 
Ueberſchuſſe; 

6. aus Strafen und übrigen Einnahmen. 

94 Actien. 
a) Deren Betrag. 

Der Betrag einer Actie iſt 300 fl. 

Individuen, welche erſt nach Konſtituirung des Vereines, resp. nach dem 
zum Eintritte offen gelaſſenen Termine beitreten, haben außerdem noch bei 
jeder abzunehmenden Actie als Eintrittsgebühr 100 fl, zu erlegen, und die jähr⸗ 
lihen, von den Actionären bereits entrichteten Beiträge, fowie die Zinfen von 
dem Actienbetrage zu 4 Proz. bis zu einem Marimalbetrage von 20 Jahren 
nadhzuzahlen, begründen aber ſodann ebenfalls Bereinsfamilien, 

Angehörige einer urfprünglichen Bereinsfamilie aber zaplen bei fpäterer 
Abnahme einer Actie nur deren Betrag. 
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$.5. 5b) Deren Einzahlung. 

Der Betrag ber Actie kann nach Belieben fogleich, oder im Berlaufe der 
nach der Abnahme folgenden 12 Jahren in ber Art entrichtet werden, daß 
jährlich mindeſtens 25 fl., oder eine durch 25 theilbare Summe zur Abtrag- 
ung fommt. 

Der Rüdftand iſt mit 4 Proz. zu verzinfen. Erf nah Einzahlung des 
vollen Betrages wird die Actie gegen Rüdgabe des bei der Abnahme ertheilten 
Snterimsfcheines ausgefertiget und kann das darauf gegründete Einrüden in 
eine Präbende erfolgen. 


8.6. c) Stammactien. 

Jedes Mitglied einer Bereinsfamilie kann auch Actien, nur auf feinen 
Stamm (Descendenz) lautend, nehmen, und biebei zugleich beſtimmen, ob dies 
felben nah Erlöfchen feines Stammes der Familien anfallen follen. 

Eine folhe Stammactie wird, wenn bie Dedcendenz des Abnehmers fich 
fpäterhin erweitert und in verſchiedene Linien heilt, in denen auch wieder bes 
fondere (ober engere) Stammactien genommen werben, eine reſp. Samilienactie 
jedoch nur in Beziehung auf die Gefammtpeit der Descendenz, gegenüber den 
einzelnen Linien, welche befondere refp. engere Stammactien beſitzen, während 
fie gegenüber der Bereinsfamilie, Stammactie bleibt. 

6.7. dq) Rechte aus der Actie. 

Jede Actie ift ein unveräußerliches Eigenthbum der Familie oder des Stam- 
mes, für welchen fle genommen wurbe und fann bem Bereine eingefündet 
werden. Gie begründet; 

1. für den Inhaber oder Bertreter das Necht einer Stimme in den Ge- 
neralverfammlungen, und im Allgemeinen die aktive und paffive Wahlfähigkeit 
zu allen Bereinsämtern; 

2. für die immatrikulirten Töchter das Recht auf Einrüden je einer Tod 
ter der befißenden Bereinsfamilie resp. Stammes in eine Präbende, fo daß zu 
gleicher Zeit fo viele Töchter einer Bereinsfamilie oder Stammes präbendirt 
feyn können, als ſolche Actien befigt. 

$.8 e) Jährliche Beiträge Actionär, 

Bon einer jeden Actie wird ein jährlicher Beitrag zu 10 fl. von dem Ac» 
tionär entrichtet. Als ſolcher gilt der Abnehmer der Actie, resp. der von dem⸗ 
felben oder der Vereinsfamilie (Stamm) durch Stimmenmehrheit der in folder 
vorhandenen Familienhäupter aufgeflellte Vertreter. Im Zweifel wird das 
ältele Mitglied einer Familie resp, Stammes als gefeßlicher Vertreter derfel- 
ben angefeben. 

6.9. f) Erlöfhen der Actien, . 

Die Actien erlöfchen und fallen ohne irgend eine Entſchädigungs ⸗Verbind⸗ 
lichkeit für ſolche und die geleifteten Beiträge dem Mereine anheim, wenn die 
befißende Familie resp. Stamm in der Geſammiheit ausflirbt, auswandert, 
ober des Adels verluftig wird. 
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Die Suspenfion des Gebrauches des Adelstitels fuspendirt au, in fo 
weit fie felbft reicht, Die Ausübung der aus der Actie entfpringenben Rechte, 

Bird der Betrag einer genommenen Actie nicht innerhalb 12 Jahren voll⸗ 
Rändig entrichtet, fo verfallen fämmtliche bereits geleifteten Zahlungen dem 
Pereinsvermögen und unterbleibt die Ausfertigung. | 

$. 10. g) Termin der Zahlung, 

Die vollftändigen oder abfihlägigen Zahlungen des Actienbetrages, die 
Zinfen des hiebei verbleibenden Rüdftandes, fowie die jäprlichen Beiträge wer- 
den, bei Vermeidung von 5 fl. Strafe, praenumerando im Laufe des Monats 
Januar, und von fpäter Eintretenden, was bie Zinfen und Beiträge betrifft, 
flets für das volle er w — Verwaltungsrath portofrei entrichtet. 

. Intercalarfrüchte. 

Während ber Zeit —— einer Praͤbende fällt deren Ertrag dem 

Vereinsvermögen als Intercalarfrucht zu ($. 14), 
$. 12. Präbendenfond. 

Der Prabendenfond bildet ſich: 

1. aus den Zinſen des Vermögensfondes, vom Ablaufe der erſten fünf 
Jahre anfangend; 

2. aus der Hälfte der jährlichen Sollbeiträge. 

$. 13. Betrag und Creirung der Präbenden. 

Aus demfelben werden Präbenden zu 150 fl. jährlich gebildet; der Ueber⸗ 
ſchuß fällt dem Vermögensfonde zu, 

Nur alle 5 Jahre kann eine Vermehrung der Präbendenzahl eintreten, 
welche fo lange fortgefegt wird, bis Ießtere der Hälfte der Actien gleichkömmt. 

Don dieſem Zeitpunkte an wergen die Präbenden, von der älteflen Prä- 
bendiatin angefangen bis zur Hälfte herab, almäplig, ebenfalls in Perioden 
zu je 5 Jahren auf 200 fl, und wenn bied erreicht if, diejenigen des älteften 
Viertheils auf 250 fl. erhöht. 

Hierauf werden fämmtliche noch vorhandene Präbenden zu 150 fl. auf 200 
fl. gebracht, fodann die ganze andere Hälfte auf 250 fl.; hernach das älteſte 
Viertheil auf 300 fl. in welcher Art ſtets fortgefahren wird. 

$. 14, Deren Auszahlung und Wiederbefegung. 

Die Präbendirten können die Präbende, wo fie wollen, verzehren, haben 
diefelbe aber an dem Vereinsſitze oder einem Filtalorte, gegen Lebens⸗ und 
Standesbefcheinigung und Duittung, auf ihre Gefahr und Koften zu erheben, 

Diefelbe wird halbjährig, jedesmal im dritten Monate, alfo März und 
September, ausbezahlt, wenn die Präbendiatin diefen Monat erlebt hat, außer- 
dem fällt der Betrag dem Vermögensfonde zu. 

Eine erledigte Präbende wird erfi im folgenden Jahre wieber befebt, 

$. 15. Eintritt in Die Präbende, 
Der Eintritt in eine Präbende richtet ſich: 
a) nach dem höheren Lebensalter ſämmilicher immatritulirter Töchter ; 


* 
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b) nad der Zahl der einer Familie oder einem Stamme eigenthümlichen 
Actien, wobei, wenn dergleichen von beiderlei Art offen fliehen, das Einrüden 
auf den Grund der Familienactie gericht, fo daß die Familienactien den 
Stammactien immer vorgehen. 


$. 16. Suspenfion: 
a) bes Eintrittet, 

Ein Fräulein, welche aus Mangel einer offenen Actie in eine erledigte 
Präbende nicht einrüden kann, bleibt, bis eine Präbendeninpaberin aus feiner 
Familie resp. Stamm abgeht, ald das Aeltefte vorgemerkt. 

Dasfelbe fann im Falle des $. 5, Abf. 2, eintreten. 

b) des Genuſſes. 

Wenn die Zahlung der fährlichen Beiträge unterlaſſen wurde, fo iſt zwar 
das Einrüden in eine Präbende auf den Grund der fraglichen Actie nit ge» 
hindert, allein der Genuß bleibt fo lange fuspendirt, bis aus jener der Rück⸗ 
fand gänzlich gelilgt und die befiimmte Strafe berichtigt iſt. 


$. 17, Erlöfhung des Präbendengenuffes, 

Der Eintritt in eine Präbende wird gehindert und der Genuß erlifdt: 

1. dur den Tod, 

2. durch Verheirathung, 

3. durch Ablegung eines Kloftergelübbes, 

4. durch die Unwürbigkeitserlärung von Seite des gefammten Ausfchufles 
und Verwaltungsrathes, gegründet auf eine dem Stande ungeziemende und 
troß einmaliger Warnung fortgefeßte Lebensweife, oder auf Beflrafung wegen 
herabwürbigender Vergehen oder Verbrechen. 


$. 18. Immatrikulirung. 

Bei der Subſcription oder Abnahme der Actie hat ber Subſcribent oder 
Abnehmer u, f. w. fogleich Namen, Geburtstag und Jahr feiner fämmtlichen 
aufnahmsfähigen männlichen und weiblichen Descendenz, Mündel u. f. w. be» 
fheinigt anzugeben. Jede folgende Veränderung ift in gleicher Art anzuzeigen. 

Sämmiliche zur Anzeige gebrachte Töchter werben nach ihrem Lebendalter 
in fortlaufender Reihe in die Töchtermatrifel eingetragen, und können allein 
bei Vertheilung der Präbenden berüdfichtiget werben, 

Descendentinen der nach Konftituirung des Bereines beitretenden Mitglie- 
der werben ald am Tage der Aufnahme resp. des Eintritted geboren angefehen, 
und reifen nur untereinander nach ihrem Lebensalter. 

Wenn Bereinsmitglieder nachträglich Actien nehmen, fo gilt in Beziehung 
auf ſolche für ihre Töchter gleiche Beſtimmung. 

$. 19, Einkauf. 

Nah Konftituirung des Bereines können fih fliftungsmäßige Fräufein mit 
Zahlung des Actienbetrages in die Anſtalt einkaufen. — Sie werden al am 
Tage des Einkaufes geboren angefehen, hienach in die Törhtermatrifel einge» 
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tragen, und haben bis zum Einrüden in die Präbende den fährlihen Beitrag 
zu 10 fl. zu bezahlen. 

Die allgemeinen Befiimmungen finden auch auf fie, fo weit als möglich, 
Anwendung. 

$. 20. Bermwaltung. 

Ale Angelegenheiten des Bereins, ſowie die Differenzen der Bereinsmit- 
glieder unter einander wegen Bereinsfachen werden, mit Ausfchluß jeder frem- 
den Einmifhung, von bem Bereine, resp. den Generalverfammlungen, dem 
Ausfhufle und Verwaltungsrathe ſelbſt beforgt und gefihlichtet. 

$. 21. A. Generalverfammlung. 
a) Allgemeine Beflimmungen. 

Die Generalverfammlung beſteht: 

a) aus den Actionären ($. 8), 

b) aus den Mitgliedern des Augfchuffes und Berwaltungsrathes, in fo 
ferne ſolche nicht felbft Actionäre find, 

Jede Bereinsfamilie oder Stamm hat hierin fo viele Stimmen, als fie 
Actien befißt. (f. $. 7.) 

Jeder Stimmberechtigte kann ſowohl für fi, als aus Auftrag abwefender 
Stimmberechtigter mitſtimmen; in letzterem Sale muß vor Eröffnung ber 
Sigung dem Präfidenten ſchriſtliche Vollmacht übergeben ſeyn. 

Diefe Berfammlung wählt ſich für die Zeit ihrer Dauer einen Präfiventen 
und zwei Selretäre, und befchließt, wenn zwei Drittheile der Stimmberechtig ⸗ 
ten, resp. beren Vertreter verſammelt find, mit einfacher Stimmenmehrheit, 
aber nur über jene Gegenflände welde in dem Einberufungsfchreiben oder Cir⸗ 
eulare ald Zwed der Berfammlung bezeichnet find. 

. 9 22, b) Termin der Einberufung. 

Regelmäßig alle fünf Jahre if eine Generalverfammlung, in der Zwifchen« 
zeit aber nur dann, wenn es der Ausfchuß für nothwendig hält, durch den Ber- 
waltungsrath einzuberufen. 

$. 23. c) Befugniffe resp. Wirkungskreis. 

Die Generalverfammlung befaßt fih mit allen wichtigen Bereinsangelegen: 
beiten, fo weit folche nicht fpeziell dur die Statuten dem Ausfchufle oder Ber- 
waltungsratpe zugewieſen find. 

Namentlich läͤßt fich diefelbe alle fünf Jahre Rechenſchaft über die ge- 
fammte Berwaltung ablegen, und faßt hierüber ihre Befchlüffe; fie befchließt 
ferner über Aenderung der Bereinsftatuten und des Bereinsfißes, über Acqui- 
zirung von Grundvermögen, entfcheidet die Differenzen zwiſchen Ausſchuß und 
Berwaltungsrath, und wählt die Mitglieder diefer beiden Stellen. 

$. 24. d) Infonderheit von der Wahl des Ausfchuffes und Berwaltungs- 
rathes. 

Waͤhlbar in den Ausfhuß und Verwaltungsrath find alle großjährigen, 
der väterlichen Gewalt entlaffenen Mitglieder der Bereinsfamilien. 

Br. Sichennfeifen Fr re ber Berfaffung ıc, 25 
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Sie müffen aber bei leßterem, am Bereingfige ſelbſt, bei erfierem enimeber 
an biefem, oder innerhalb eines limfreifes von 25 Stunden wohnen. 

Die Wahl beginnt mit den Mitgliedern des Berwaltungsratdes und ge 
ſchieht mittelt Stimmzettel, auf welchem die Stimmberedtigten, mit genauer 
Bezeichnung, ob fie für fich felbfi oder als Stellvertreter, für eine oder mehrere 
Stimmen, diejenigen Waplfähigen benennen, melde fie als Mitglieder jener 
Stelle, für welche gerade gewählt wird, wünſchen. 

Relative Stimmenmehrheit befiimmt die Mitglieder und deren Erfaßmän- 
ner; bei Stimmengleichheit entfcheidet das Loos. 

Der Erfopmann für den Berwaltungsrath ift in ben Ausfhuß wählbar, 
tritt aber aus diefem, fobald er in Folge einer Erledigung in jenen einzurüden 
bat. Bei diefen Wahlen muß, jedoch lediglich zur Konftatirung der geſchehenen 
Wahl, eine Kommiffion des am Bereinsfiße befindlichen Gerichtes beigezogen 
werben. 

6. 25. B. Ausſchuß. 


a) Allgemeine Befimmungen. 

Der Ausfhuß beſteht aus 9 nah Stimmenmehrheit eintretenden Mitglie 
bern, wovon wenigftens der Direltor und ein Mitglied am Bereinsfipe woh⸗ 
nen müflen. 

Bei Abgängen rüden die Erfaßmänner ein. 

Er wird alle 5 Jahre gewählt, wobei die alten Mitglieder wieder wählbar 
find, und wählt fih einen Direktor und deſſen Stellvertreter. 

Die Wahl kann nur wegen Krankheit ausgefchlagen werben. 

Der Ausfhuß faßt feine Befchlüffe nach einfacher Stimmenmehrheit, bei 
gleihen Stimmen gebührt dem Direftor eine weitere Stimme; zu einem gül- 
tigen Befchluffe müflen außer dieſem wenigſtens drei Biertheile fämmtlicher 
Mitglieder flimmen. 

Die Abſtimmung kann mündlich oder fchriftlich erfolgen. 

$. 26. b) Geſchäftskreis. 

Der Ausſchuß hat über die Vereindintereffen und die Verwaltung des Ber- 
mwaltungsrathes, von welcher er ftets Einficht nehmen fann, zu wachen, ohne 
jedoch deffen Berwaltungsmaaßregeln hemmen zu dürfen, — und bildet bie 
zweite Inftanz bei Berufungen gegen Entfheidungen bes Berwaltungsratpes. 

Er Hat alljährlich die von folchem zu legenden Vereinorechnungen zu prüfen, 
und ertpeilt hierüber im Namen und aus Ermächtigung des Vereins Decharge. 

Der Direktor hat alljährlich wenigftens einmal unter Zuziehung eines Aus» 
ſchußmitgliedes eine Bifitation der Verwaltung mit Kaffe» und Dofumenten- 
flurz vorzunehmen, die Ergebniffe in Beifeyn der Mitglieder des Berwaltungs- 
rathes zu Protokoll zu nehmen, und dieſe Verhandlung nebfl Bemerkungen über 
allenfalls wahrgenommene Mängel der Verwaltung dem Ausfhuß vorzulegen, 
welcher Hierauf das Geeignete, im Notpfalle felbft die Berufung einer General- 
verfammlung, befihließt. 
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$. 27. e) Im Bereine mit dem Berwaltungsratpe, 

Hiezu gehört : 

Die Ertpeilung allenfallfiger Berwaltungsregulative und TEUER 

die Würdigung und Entfheidung der Frage: ob Prozeffe anzufangen, fort« 
aufegen, und in wie weit Bergleiche abzufchließen find ; 

Beikimmung zur Ausleifung bon Kapitalien ; 

Befimmung des dem Berwaltungsrathe für Beforgung der Sihreibereien 
und bed Kaflenwefens auszufeßenden Averfumg ; 

Die Abſtimmung kann ſchriftlich oder mündlich geſchehen; zu einem güf- 
tigen Befhluffe werben die Stimmen von drei Viertheilen ver Glieder beider 
Stellen erfordert. 

Der Borfig gebührt dem Direltor des Ausſchuſſes. 


$. 28, C. Verwaltungsrath. 


a) Allgemeine Beffimmungen, 

Der Berwaltungsrath beftept aus 3 Mitgliedern und 1 Suppleanten, welche 
am Site des Vereins wohnen müflen, auf je 5 Jahre mit Stimmenmehrpeit 
gewählt werden und nach Ablauf wieder wählbar find. 

Bei Abgang während bdiefer Zeit treten immer die Erfaßleute ein. ZA 
feiner mehr vorhanden, ber wenigfiens ein Zehntheil der Stimmen bei ber 
Bapl gehabt Hat, fo ſteht dem Ausſchuſſe das Recht ber Ergänzung bis zur 
nähften Wahlperiode zu. 

Der Suppleant hat das Recht, allen Verhandlungen beizuwohnen, ledoch, 
wenn er nicht die Stelle eines Mitgliedes verſieht, nur beralhende Stimme. 

Der Verwaltungsrath verrechnet die für den Verein zu machenden Aus- 
gaben, und befommt für Beforgung des Regieweſens ein genügendes Averfum. 

$. 29. b) Wirkungskreio. 

Diezu gehört: 

Berwaltung des Vermögens; Einziehung ber Beiträge und Auszahlung 
der Präbenden; Sorge wegen fihleuniger, verzinslicher Unterbringung der bie- 
ponibeln Gelder; Kündung der Kapitalien im Falle Bedürfens, oder wenn fi 
wegen der Sicherheit derfelben Bedenken ergeben follten; Ausſpruch des gefeß- 
lihen Heimfalles einer Actie, oder der Einziehung einer Präbende, vorbehaltlich 
der Berufung an den Ausfchuß. 

Ausfellung der Actien and Interimsfcheine; Führung der Mairikeln, des 
Auslanfs- und Einlaufsiournals, der Kaffabüher ; Aufbewahrung der Bereind- 
alten, Bücher, Rechnungen; Führung der Korrefpondenz ; Ausftelung ber Pro- 
jeh=- und anderer General- und Spezialvollmanpten ; Einziehen, Quittiren und 
Löfhen der Kapitalien im Hppothekenbuche; jährlihe Rechnungsablage an: ben 
Ausſchuß; Entfcheidung vortlommender Streitigkeiten und Anſtände unter den 
Bereinsmitglievern in erfier Inſtanz; Anregung zur Erledigung: jemet zum ge- 
meinſchaftlichen Geſchaͤftokreiſe beider Stellen verwiefenen — 

25 
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1,7, 30. e) Geſchäftobehandlung. 

Ueber bie Bertheilung der Gefchäfte haben fih die Mitglieder des. Berwal: 
tungsrathes alljährlich. zu: ——— ‚ im »Eniftefungefalle — der 
Ausſchuß. 

Alle Einläufe werden von dem Direktor erbrochen , -präfentirt,, * unter 
Bezeichnung des Referenten, an den fie gelangen ſollen, zum. Einlaufsproto⸗ 
kolle abgegeben. 

Die laufenden Sefpäfte, welche keiner befondern Berathung bedürfen, wer» 
den, von Tag au Tag erledigt, und bie Konzepte mit-der ION: des Re⸗ 
ferenten und dem Expediatur des Direktors verſehen. 

Alle Gegenſtände von Wichtigkeit hingegen, ſowie auch jene Anträge, be» 
züglih welcher der Direktor, und der Referent. verfchiedener Meinung find, 
werden für die Sigungen vorbehalten, die fo oft ftattzufinden haben, als Ber- 
anlaffung hiezu gegeben wird, und wobei die 3 Mitglieder oder deren Stell« 
vertreter anweſend ſeyn müſſen. 

In denfelben werden ſodann die Gegenftände ordentlich vorgetragen und 
nah Stimmenmeprheit eniſchieden. Die Befchlüffe find in dag — — 
einzutragen. 

Alle Ausfertigungen, als Schreiben, Kaſſequittungen oder ſonſtige vom 
Verwaltungsrathe auszuſtellende Urkunden ſind von den drei Beamten ‚ober 
ihren Stellvertretern zu unterzeihnen, die Urfunden aber noch mit dem Ver⸗ 
waltungsfiegel zu verſehen. 

6. 31. d) Stellvertretung. 

Bei Verhinderung oder Abweſenheit des Direktors hat deſſen Funktlonen 
ber Kontroleur zu verſehen; an deſſen Stelle der. Suppleant eintritt. 

Fehlen Kontroleur und Kaſſier, ſo tritt an des SONS Stelle der Suppfle- 
ant, in die des Erfteren der Erfaßinann. 

$. 32, e) Kaffawefen. 

Ale. eintommenden Gelder, Urkunden und geldwerthen Yapiere find von 
dem Kaffier in Empfang zu nehmen, zu verbuchen, und ſodann bei Bilamme 
kunft des Berwaltungsrathes in die Kaſſe abzuliefern. 

Die Kaffe ſteht unter gemeinfchaftlichen Verſchluſſe der drei Mitglieder, 
welche dem Vereine ſolidariſch verhaftet ſind. 

Ueber die in die Vereinskaſſe einzuliefernden, oder aus fie in Ausgabe 
fommenben Gelder, Urkunden u. f. w., iſt ein eigenes, in: der Kaffe aufzube- 
wahrendes Einnahms⸗ und Ausgabsprotofoll vom einem andern Mitgliebe, als 
dem Kaffier zu führen, dergeftalt, daß bierburch zu jeder Zeit fofort eine Mare 
Meberfiht des Standes ber — und Ausgaben * BETEN gelie- 
fett werben kann. 
| a 6.38 D Einſtweilige Anlegung der are 

In ber. Kaffe ift fo wenig. als möglich baar Geld. zu laſſen, daher das- 
felbe bis zur allenfallfigen hypothekariſchen Berfiherung ober fonfitgen Beraud- 
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zabung, te der Königl. Bank, gegen ie dafefbft veſebliche Berzinfung w 
deponiren. 
$. 34. g) Endliche Unterbringung derfelben. 

Der VBerwaltungsrath darf niemals Spelulationsgeſchaͤfte machen und nut 
Bayer. Staatspapiere erwerben. 

Die Ausleipung von Kapitalien auf Grundftüde foll nur im Inlande ge- 
gen den gewöhnlichen Zinsſatz und nur bie zur Hälfte des ermittelten Werthes 
des Hppotbekenobjektes geſchehen. 

Bei Prüfung der Sicherheit iſt die gewöhnliche Aufmerffamfelt eines ver. 
nünftigen Hausvaters anzuwenden, 

Auch nach gefchehener Ausleipung bat der Berwaltungsrath auf die Wirth. 
ſchaft des Schuldners, und auf die mit dem Unterpfande ſich ereignenden Ber: 
änderungen aufmerffam zu fepn, und bei befannt gewordener Verfglimmerung 
die Aüffündung und Wiedereinzichung des Kapitals zu betreiben. 


8.35. Bürgfhaft des Verwaltungsratpes und Ausſchufſes. 

Sämmiliche Mitglieder des Verwaltungsratpes und Ausfchuffes, einfchlüffig 
des Suppleanten , verpflichten fih beim Antritte ihres Amtes (die eintretenden 
Erfaßleute beim Eintritte) in einer, gemeinfchaftlich mittelt Siegels und Unter- 
fHrift auszufertigenden, in dem Vereinsarchive aufzubewwahrenden Urkunde, zur 
treuen und gemwiffenhaften Erfülung ihrer Obliegenheiten und zur fleten Wafr- 
ung ber Bereinsintereffen durch ihr Ehrenwort. | 

$. 36. Bon der Auflöfung bes Vereine. 

Soll über Auflöfung des Vereins ober Verwendung des Vermögens zu 
anderen Zwecken befchloffen werden, fo find, ohne Rüdficht auf die Actienzahl 
alle großjährigen Mitglieder fämmtlicher Bereinsfamilien ſtimmfähig und zu 
berufen, auch ift zu folchem Befchluffe eine Majorität. von drei Biertpeilen ſämmt⸗ 
licher Stimmen nothwendig, überdies zur Gültigkeit diefes Befchluffes, hinſicht⸗ 
li ber Verwendung bes Vereindvermögeng zu anderen Zweden, bie fpezielle 
Genehmigung Seiner Majeſtät bes Königs erforderlich. j 


$. 210. Unterm 7. November 1837, Amtstl. M. 64, p- 507, 
wurden von der Königl. Regierung nachflehende Statuten von Hand- 
werfögefellen » Unterftügungsvereinen in Krankheits⸗ und Sterbfällen 
der Städte Frankenthal und Zweibrüden als Mufter für jene. befannt 
gemacht, welche anderwärts ähnliche Vereine zu bilden beabfichtigen. 


Statuten zur Bildung eined Unterflügungsvereins in Krankheits- und 
Sterbfällen zu Frankenthal für Handwerföhefliffene verſchiedener 
Profeſſionen. 

Die im Rheinkreiſe ſeit mehreren Jahren ſich gebildeten, mit Deuetinianb 
Königl. Hohen Regierung beftehenden Wohlihätigkeitsinftitule und Unterſtütz⸗ 
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ungsvereine haben fih fo wefentlich nüglih und bewährt befunden — und ba» 
von geben die hier in Frankenthal beflehenden zwei Vereine, die durch weiſe 
Führung, Einigkeit und Sparfamfeit geleitet werben, den fpechendften Beweis, 
dag mit wenigen, aber oft gereichten Heinen Abgaben, Vereine gedeihen, bie 
zur Unterflüßung der Nothleidenden hinreichende Duellen darbieten, um bei 
eintreffenden Krankpeits- und Sterbfällen weder den Staat noch die Stadt in 
Anſpruch nehmen zu müffen — daß fih anheute eine Anzahl von 82 Hand» 
werksbefliffenen verfchiedener Profeffionen zu dem edeln Zwed vereinigt haben, 
um ebenfalls mittelft Darreihung einer monatlihen Beifteuer jene ihrer Mit- 
brüder unterfiüßeu zu können, die fünftighin durch Krankheits- oder Sterbfälle 
beimgefucht werden könnten, und find von den väterlichen Abfihten Königl. 
hoher Landesftelle überzeugt, daß auch ihnen zu dem vorhabenden löblichen 
Zwede die hohe Genehmigung, die fie anmit tiefſchuldig erbitten, nicht verfagt 
werben wird. — Sie ftellen demnach als Bafis ihrer Konftituirung folgende 
von ihnen entworfene Statuten auf, und beflimmen feſt und unwiderruflich : 

Art. 1. Der Ausfhuß fol in fieben Perfonen beſtehen, nämlich einem 
Borfteher, zwei Beigeorbneten und vier Beifigern; fie follen ber Wahl der 
Generalverfammlung durh Stimmenmehrheit anheim geftellt ſeyn. 

Art. 2, Bom Tage der Genehmigung dieſer Statuten von Königl. hoher 
Regierung beginnt ihre Eriftenz und Fonftituirt ſich der Verein, 

Art. 3. Die anjeßo den Berein bildenden Mitglieder, fowie die fpäter 
Eintretenden, zahlen als Aufnahmsgebühr 12 Kreuzer, und ferner einen Mo» 
natsbeitrag von drei Baßen. 

Art. 4. Fremde Profeffionsbefliffene können mittelft Entrichtung vorge» 
merkter Beiträge während ihres Aufenthalts dahier aufgenommen werben, und 
genießen die Unterſtützung in Krankhelts⸗ und Sterbfällen, wodurd alles Hau⸗ 
firengehen und Gabenfammeln fireng unterfagt bleiben fol; fie müſſen aber 
vorher 14 Tage bei einem Meifter in Arbeit geftanden feyn, ifre Wanderbücher, 
Legitimations» oder Heimathefcheine in gehöriger Ordnung bei der ftädtifchen 
Polizei hinterlegt haben , eines guten Rufs genießen, und fo lange fie bier in 
Arbeit ftehen, eine anfländige Aufführung pflegen, widrigenfalls keine Aufnahme 
ftatt fände, 

Art.5. Zur Aufnahme und Verpflegung der Kranken ift das Haus bes 
daahiefigen Weinwirths Bernhard Sommerphalter empfohlen ; er übernimmt un« 
entgefdlich die Gefchäfte eines rechnenden Oekonomen; er wird flets zur Aufe 
nahme von Kranken ein geräumiges und gefundes Zimmer in Bereitfchaft hal- 
ten, welches die nöthigen Betten enthalten fol; er ift verpflichtet, nicht nur 
allein die ärztlich verordnete Krankenkoſt in guter Qualität zu reihen, und gut» 
gehaltene Belt» und Weißzeuge zu ftellen, fondern auch als Bater für die ihm 
anvertrauten Leidenden zu forgen; bafür erhält er für jeden Kranken täglich 
vier und zwanzig Kreuzer, bie, wie die Medilamente und ärziliches Honorar, 
aus dem Bereinsfond mittelft Anweiſungen bes. Borflandes bezahlt werden, 
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Art. 6. Sollte der Patient in Gefahr kommen und auf Anrathen bes 
Arztes durch einen aufzuftellenden Wärter nächtliche Hülfe bedürfen, fo wird 
bafür bem Delonomen und Krankenvater eine weitere Entſchädigung von ſechs⸗ 
sehn Kreuzer aus dem Vereinsfond verwilligt. 

Art. 7. Bei Sterbfällen werden die Leichenkoſten nad Art der in der 
Stadt Frankenthal üblichen Armenbegräbniffe regulirt und aus dem Bereind- 
fond beſtritten. Sämmtliche Mitglieder — bei Erlegung einer Strafe von fechs 
Kreuzgern — find verbunden, den Leichenfondult auf den Gottesader zu beglel« 
ten und ihrem Mitbruder die letzie Ehre gu erzeigen; von der Sirafzahlung 
fhüßt nur Abwefenpeit oder Krankheit. 

Art. 8. Sollte in der Zukunft der Biltualienpreis fi erhöhen ober ver- 
mindern, fo wird hierüber vom Ausfhuß ein geeigneter neuer Tarif für bie 
Krankentoft feftgefebt. 

Art. 9. Jedes Mitglied hat nah Verlauf des Monats feinen Beitrag an 
den Oekonomen⸗Krankenpfleger felbft zu entrichten, indem wegen der geringen 
Mittel des Vereins noch zur Zeit kein befonderer Geldfammler aufgeftellt und 
falarirt werden kann, es müßte denn Jemand died Gefchäft gratis übernehmen 
wollen. 

Art. 10. Zehn Tage nach Berlauf eines Monats wird ber Defonom von 
den erhobenen und verausgabten Geldern dem Ausfchuß genaue Rerhenfchaft ab- 
legen; dieſe in Kürze aufzuftellende Status bilden am Ende des Jahre bie 
Belege zur richtigen Zahresrehnungsftellung. 

Art. 11. Berliert allen Anſpruch auf Unterflüßung und wird aus dem 
Verein entlaffen, dasjenige Mitglied, weldes zwei Monate mit der Zahlung 
feines Beitrages im Rückſtande fich befindet, 

Art, 12. Der nah Ablauf einer gewiflen Zeit hier als Fremder in Ar- 
beit geflandene und von Frankenthal fich wieder entfernende Profeffiondbefliffene 
er mag auch eine Unterfügung als Vereinsglied genoffen haben oder nicht, 
fann den erlegten Beitrag nie wieder zurüderhalten; er bleibt — wie es ſich 
von felbfi verſteht — in der Vereinskaſſe. 

Art. 13. Für Abſcheu erregende Krankpeiten, die fih ein Mitglied durch 
ausfchweifende ungeregelte Lebensart zuziehen würde, kann und barf nie eine 
Aufnahme auf Koften des Vereins im Krankenſaal flattfinden, 

Art, 14. Sollten fpäterhin höhere Eintrittsgebühren zur Aufnahme von 
Kandidaten erhoben werben müflen, fo können ſolche nur durch einen Befchluß 
des Ausſchuſſes beſtimmt werben; er wird alsdann bie geeignete fchonende Rück⸗ 
ficht nicht außer Acht laſſen, um den armen Einpeimifchen ſowohl als fremden 
wandernden Gefellen nicht zu drücken, fondern denſelben anftändig zu behan⸗ 
dein ſuchen. 

Art. 15. Sollten nad Jahren durch geregelten Haushalt Erſparniſſe be- 
zweckt, und diefelben als unnöthig in Verwahr zu bleiben erachtet werben, fo 
ſollen diefe Fonds, wenn es auch nur 150 Gulden wären, nußnießlih — ver- 
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ſteht ſich hppothekariſch — angelegt werden, wozu der Vorſtand allein berech⸗ 
tigt ſeyn foll. 

Art. 16. Zu dem Zwed der Aufbewahrung von Geld, Regifter und ber 
auf das Rechnungsweſen bezüglichen Alten, fol beim Eintreffen der erbetenen 
bopen Genehmigung gegenwärtiger Statuten, alsbald eine Lade mit zwei 
Schlöſſern und Schlüffeln verfehen,, verfertigt und dem Delonomen zum Ber- 
wahr mit einem Schlüffel übergeben werden ; der andere Sclüffel aber dem 
Borfieher zugeflellt, um fich zu jeder beliebigen Zeit des Vorraths von Geld 
und Daſeyns der Dokumente verfichern zu können. 

Art. 17. Der rechnungsführende Oekonom und Kranfenvater hat am Ende 
des Jahrs durch Jemanden die Rechnung flellen zu .laflen, die fammt den Be 
legen eingebunden werden fol; dafür, wie für die tm Jahr hindurch allenfalls 
nötpig werdenden Schreibmaterialien, fol dem damit Beauftragten eine billige 
Entihädigung aus dem Bereinsfond gereicht werden. Diefe Nechnung, vom 
Ausfhuß geprüft, fol alsdann in der Generalverfammlung abgelefen werben, 
wo jeder Betheiligte feine Genehmigung ertheilen oder allenfallfige Einwen- 
dungen machen kann; fie wird aldbann von demſelben geichloffen und unter- 
zeichnet, um in der mit Schlöffern und Schlüffeln verfehenen Lade aufbewahrt 
zu werben. 

Art. 18, Generalverfammlungen aller Ditgliever fönnen der Regel nad 
nur bei der jährlichen Rechnungsablage und Erneuerung des Ausſchuſſes flatt- 
baben, und um fo mehr wird biezu der Nachmittag eines Sonntags bezeichnet, 
als fimmtlihe Gewerböbeflifiene in der Woche nur mit Nachteil ihrer Meifter, 
fich entfernen können und dadurch beiden Theilen Schaden erwachfen würde, 
welches fireng vermieden werden fol, 


Art, 19. Einheimiſche ſowohl als Fremde, die im Berein anfgenommen 
find, haben fich einer befonders guten Aufführung zu befleißigen ; ipr Benehmen 
darf weder bei der obrigkeitlihen Behörde, bei dem Ausfhuß des Vereines, 
noch bei ihren Meiftern und Brodherrn zu Klagen Anlaß geben, bei Vermeidung 
des Ausfchluffes aus der Gefellfhaft, und eintretenden Falles eines Bergehens 
nad den beftehenden Geſetzen beftraft gu werden. 


Art. 20. Mitglieder, die inhaltlich vorfiehendem Artikel, oder in Folge 
des Art. 11 diefer Statuten aus dem Bereine entlaffen wurden, können nie 
mehr ald Mitglieder wieder aufgenommen werben. 


Art. 21. Sollten zur allgemeinen Kenntnißnahme fpäterhin gegenwärtige 
Statuten dem Drud überliefert werden müſſen, fo würden die Koſten durch 
Beiträge, vom Ausſchuſſe regulirt, erhoben werden müffen. 


Art. 22. Sollten fpäterhin den Zeit und Umſtänden gemäß ein ober 
mehrere Artikel einer Modifikation bedürfen, follten ein oder mehrere Zufaßar- 
tifel zum wefentlihen Nutzen und Gedeihen des Iuflituts für nothwendig er- 
achtet werben, fo fol der Ausfchuß durch einen in fein Regifter aufzunehmenden 
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Beſchluß jene Verfügungen: treffen dürfen, wodurd nur das Beſte des Vereins 
bezwedt werben könne. 

Art. 3. Pereingmitglieder, die erkranken follten und deren Eltern bier 
wohnhaft find, können fi) von benfelben verpflegen und verköſtigen laſſen, fie 
find aber verbunden, dem Auoſchuſſe davon Anzeige zu machen und ein ärzt- 
lihes Zeugniß ihres Zuftandes vorzulegen ; fie erhalten aledann — die Kranke 
heit möge dauern, fo lang fie wolle, — die im Art. 5 fefigefeßte Unterflützung 
von täglichen vier und zwanzig Kreugern, und im Sterbfalle haben die Eltern 
Anfpruch auf die Leichenkoften, aber nicht anders als wie fie im Yrt. 7 nad 
Art der Armenbegräbniffe bemerkt find. 


Art. 24. Dei allenfalls eintretender Auflöfung des Vereins — die nicht 
zu wünfgen ift und durch Eintracht und gute Ordnung verhütet werden möge — 
follen der baare Geldvorrath und die allenfalls angelegten Kapitalien zur Ver⸗ 
fügung der flädtifchen Lofalarmenanflalt — durchaus mit feiner andern Ber- 
bindlichkeit erfhmwert — anheim fallen; die auf die Verwaltung bezüglichen 
Regifter, Rechnungen und Papiere follen der flädtifchen Behörde zur Aufbe- 
wahrung in ihren Archiven überliefert werden. 


Art. 25. Gegenwärtige Statuten ſollen aldbald in zwiefacher Augfertig- 
ung, wovon eine auf Stempelpapier, dem Bürgermeifteramte mit der geziemen- 
den Bitte eingefandt werden, e8 möge demfelben belieben, diefelben mit gutacht⸗ 
lichem Berichte an Königl. hochlöbliches Landkommiſſariat und Leßteres einer 
Königl. hoben Regierung zur Genehmigung unterthänigft vorzulegen, Nach 
erfolgter hoher Sanction foll eine Ausfertigung in den flädtifhen Archiven 
niedergelegt werden, um einftlend zu dienen, wie, wann uud wo Rechtens. 


Statuten des Vereins für franfe Handwerksgefellen der Stadt 
. Zweibrüden. 


In Folge eines Befchluffes vom 26. September 1835, two gugegen waren 
die Herren Knorr, Bürgermeifter, Dr. Meuth und mehrere Bürger, haben fi 
beute die hier anmwefenden Handwerksgeſellen verfammelt, den rege geworbenen 
Wunſch in Ausführung zu bringen: 

„unter fich einen Berein zu bilden, um in vorfommenden Fällen Je— 
„den Ärztliche Hülfe und nötige Pflege verfchaffen zu können.“ 


Zu diefem Zwede wählte die Gefellfehaft einen Vorſtand, nämlih: C. Als 
brecht, Schreinermeifier, ©. Hohl, Kammmacher, als Borfiefer; €. 3, Can⸗ 
tineau, Buchbinder, ald Sekretär; L. Meyer und Zof. Meyer, als Altgefellen 5 
deſſen Wirkungskreis auf 1 Jahr beftimmt if, Nach reiflicher Berathung wur⸗ 
den folgende Punkte befchlofien : 


1. Der Zutritt zu dem Unterflügungsvereine if nit nur allein —* bier 
arbeitenden Handiwerkögefellen erlaubt, fondern es iſt fogar jedem zu empfehlen, 
fowopl dem Einheimifchen. wie dem Fremden, beizutreten. Zur vollkommenen 
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Erreichung dieſes Zweckes wird eine kräſtige Mitwirkung der Herren Meiſter 
unumgänglich nothwendig feyn. 


2. Erkrankt ein Mitglied des Vereins, fo hat es fich felbft, oder ein an- 
deres funktionirendes Mitglied, zu dem Altgefellen zu begeben, welcher beim 
Borftande eine Berpflegungsfarte in Empfang zu nehmen hat. Mit diefer 
Karte verfügt fih der Kranfe zu dem von der Gefellfhaft angenommenen 
Arzte, welcher ipm dann nach Umfländen fogleich einen Eintrittsfhein in bie 
Berforgungsanftalt zu geben hat. Zu diefem Zwede wurde ein helles, ge 
räumiges, trodenes und gefundes Zimmer im hiefigen Krankenhauſe gewählt. 


3. Die durch Mutpwillen, 3. B. durch nichts zu befeitigende Streitfucht 
augezogenen Krankheiten, fowie folhe, welche durch unmoralifches Betragen 
entftehen, fchließen den Anſpruch auf Berforgung aus der Berpflegungsfaffe aus, 
wenn nicht der Borftand durch Stimmenmehrheit dafür if. 


4. Sobald ein Kranker über einen Monat die Unterflüßung bes Vereins 
genießt, fo ift der Borftand, resp, der Sekretär verbunden, die Angehörigen 
des Pfleglings, jedoch mit den fehonendflen Ausdrücken, von deflen Befinden in 
Kenntniß zu feßen. Bei diefer Gelegenheit follen die Angehörigen zugleich, 
wenn nämlich der Arzt es für nöthig erachtet, befragt werben: ob, follte bie 
Krankpeit über 3 Monate dauern, fie die weiteren Koften tragen wollen ? in 
welchem Falle fie die von ber beireffenden Behörde ausgefertigte al nn 2 
keit einzuſchicken hätten. 


5, Auf länger als drei Monate kann Fein Mitglied Anfpruh auf Pflege 
und ärztlihe Hülfe machen. — In einem ſolchen Falle würde dem Kranken ein 
verhältnigmäßiges Reifegeld aus der Bereindfaffe verabreicht, wenn der Arzt zu 
einer Reife ſtimmt. 

6. Dem einheimifchen Kranken ſteht es frei, feine Pflege zu Haufe zu genie- 
Ben; in diefem Falle kann er jedoch nur Anſpruch auf die Hülfe des Arztes 
und Berabreichung der Medilamente machen, 

T. Die Begräbnißkoften eined verftorbenen Bereinsmitgliedes trägt der 
Berein nur in fo fern, als die nachgelaffenen Effekten desfelben, auf welche der 
Berein des gemachten Borfchuffes wegen, nad Art. 2101 des Civilgeſetzbuches, 
ein Privilegium hat nicht zureihen; der Borfland des Vereins oder der Se- 
tretär hat daher die erbfähigen Berwandten des Verfiorbenen zur Bezahlung 
der Leichenfoften gegen Auslieferung feiner hinterlaffeneu Effelten aufzuforbern, 
und im Falle ſich diefelben dazu nicht verfiehen, die Effekten im gefeßlichen 
Wege, bis zu dem Belaufe des Betrags der Leichenkoften verfleigern, den Ueber⸗ 
ſchuß an Effekten aber Behufs der Auslieferung an die Erben, in gerichtlichen 
Berwahr nehmen zu laffen. 

8, Mit dem Arzte und Unterarzie bes Bereins fchließt der Borftand einen 
Bertrag über jährlich fired Honorar ab. 

9. Der Arzt hat zu. beflimmen, ob. ein Kranker arbeitsunfäpig if, und ſo⸗ 
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mit Anfpruch auf freie Berpflegung gu machen hat; eben fo fällt die Unter- 
Räsung weg, wenn der Kranke für arbeitsfähig erklärt wird, 

10, Zedes Mitglied zapit beim Eintritte in den Berein 12 fr, Einſchreibe⸗ 
gebühr, und wöchentlich 2 fr. als Laufenden Beitrag. Den lebten Sonntag 
eines jeden Monats, Nachmittags von 2 — 3 Uhr, find diefe Beiträge in die 
Bereinstafie abzuliefern. 

11. Die weiteren Funktionen der Altgefellen find, die Kranken wenigſtens 
von 8 zu 8 Tagen zu befuchen, fih von der pünktlichfien Berforgung und 
Pflege zu überzeugen, im entgegengefeßten Falle aber dem Borftande fogleich 
die Meldung davon zu machen. Diefe Funktion der Altgefellen theilt fih in 
zwölf Theile, fo daß jeder nur einen Monat im Zahr die Aufficht zu beforgen 
bat. Bei jedesmaliger Perfonalveränderung der Altgefellen fol davon bei ber 
Polizeibepörde die Anzeige gemacht werden, 

12. Sobald die nöthigften Ausgaben befititten find, und Geld bis zu bem 
Beirage von 25 fl. in der Bereinskaffe befindlich ift, fo wird diefe Summe auf 
möglichſt nüßliche und fihere Weife angelegt. 

13. Heberfteigen die Ausgaben die Einnahme, fo hat der Rechner dem 
Borflande die Meldung davon zu machen, biefer beruft eine Generalverfamme« 
lung, und trägt auf doppelte oder dreifache Einlage an, die von der Gefell- 
fhaft genehmigt werden müßte; diefe Erhöhung fällt weg, fobald die Berpält« 
niffe, die fie nöthig machten, aufhören. “Bei jeder Berfammlung fol bie 
Polizeibepörbe davon benachrichtiget, und hiezu eingeladen werben. 

14. Jeder fäumige Zahler wird im erftien Falle dem Borftande namhaft 
gemacht und von demfelben fireng an feine Pflichten gemahnt, im Wiederhol« 
ungsfalle aber unnachſichtig ausgefchloffen. 

15. Zeder Fremde hat, bevor er dem Bereine beitreten kann, fih von dem 
betreffenden Bereindarzte ein Geſundheitszeugniß auszumitteln, 


$. 211. Bekanntmachung des Minifteriumsd des Innern vom 
3. Februar 1838, Amtsbl, M. 13, p. 89, die Berliner Lebensver- 
fiherungsgefellfchaft betr. 

Staatsminifterlum des Innern. 

Seine Majefät per König haben unterm 23. v. M. allergnädigſt au 
genehmigen gerupt, daß, fo lange nicht anders verfügt wird, die Bayer. Unter» 
thanen der Berliner Lebensverfiherungsanfalt beitreten dürfen, wenn 

1, Agentien hiefür in Bayern beſtellt und diefe nur an angefeflene, hin⸗ 
reihend verbürgte Bayerifche Unterthanen übertragen werben; wenn 

2. eine Abänderung ber Grundbefimmungen für das Königreich Bayern 
ohne die allerhöchfte Bewilligung Seiner Königlichen Majefät nicht ge 
ſchieht; wenn ferner 

3. die Ueberſchüſſe der Geſellſchaft auch in denjenigen Bezirken, in welpen 
fi Agenturen befinden, verzinslich angelegt werben; unb wenn endlich 
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4. eine reciprofe Maaßregel in: Beziehung auf die Bayer. Lebensver⸗ 
fiherungsanftalt ber DAMEN und: Werhfelbant hiemit in anne geſetzt 
werden wird. 

Die Königl. Regierung, Kammer des — wird hievon mit dem Bei⸗ 
faße in Kenntniß gefeßt, daß Agentien von Bayeriſchen Untertpanen nur mit 
befonderer Bewilligung des unterfertigten Minifteriums übernommen werben 
dürfen, 


$. 212. Durch Königl. VBerorbnung vom 8. Auguft 1839, Amts: 
blatt M 43, p. 365, wurde der Beitritt zu der Gothaer Lebensver- 
fiherungsbanf fernerhin geftattet. 

$. 213. Königl. allerhöchſte Entſchließung vom 15. April 1830, 
Amtsbl. Mi 22, p. 121, den Hagelverficherungsverein zu das Kö⸗ 
nigreich Bayern betr. 


Ludwig, 8 

Wir haben von den, über die Revifion der Saßungen des bisherigen 
Hagelaffeturangvereins von Oberbayern (Reggsbl. von 1835, S. 361) in ben 
Sigungen der Generalverfammlung dieſes Bereind vom 16. und 18. Septem- 
ber v. J., dann in den Sitzungen der Vereinsvorſtände und Ausſchußmitglieder 
vom 18, bis 21. Degember v. 3. und 15. Januar d. 3. gepflogenen Berhand- 
lungen Kenntniß genommen und befihließen hierauf, was folgt: 

I. Bir genehmigen die Umwandlung des bisherigen Hagelaffeturanzver- 
eins von Oberbayern in eine, für alle Theile Unferes Reiches wirkfame An⸗ 
ftalt, unter der Benennung „Bagelverfiherungsverein für das Königreich 
Bayern“, ohne jedoch hiedurch demfelben ein ausfchließlihes Recht zu einem 
folhen Berfiherungsverein zu ertheilen, und ertheilen den revidirten Satzungen 
in der Faſſung, wie wir ſolche dur die Beilage zur allgemeinen Kenntniß 
bringen laffen, Unfere allerpöchfte Genehmigung. 

U. Nachdem durch die in der Bereingverfaflung eingetretenen Verbefferungen, 
insbefondere durch eine angemeffene Abflufung der Veitragsklaflen und des Beir 
tragsmaaßſtabes, je nach der größern oder geringeren Gefahr der Behagelung 
($. 18), dann durh die Gewähr eines unter allen Umftänden zu leiftenden 
Entfpädigungs- Minimums ($. 32), die Borausfegungen gegeben find, um dem 
Bereine eine allgenieinere Teilnahme der Landeigentpümer und Dominifal- 
zentenbefiger zugumenden, fo gedenfen Wir, zu mehrerer Beförderung dieſes 
Zweckes, künftig die Gefuhe um Kollektenbewilligung wegen Hagelfhadens in 
der Regel bei feinem Bittfieller zu berüdfichtigen, welcher nicht bereit® vor der 
erlittenen Beſchädigung dem Hagelverfiherungsvereine für Bayern - beigetreten 
war, 

Il. Die Kuratelbehörden haben dahin zu wirken, daß bei Bewilligung von 
Darlehen aus Gemeinde» und Stiftungstaffen an Landeigenthümer, im Falle 
ber gleichzeitigen Bewerbung mehrerer Kapitalfucher, unter fonft gleichen Um⸗ 
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Ränden der Sicherheit 2c. jenem der Borzug eingeräumt werde, welcher mit ſei⸗ 
nen dazu geeigneten Befigungen dem befagten Bereine beigetreten if. 
IV. Unfer Minifterium des Innern ift mit dem Bollzuge gegenwärtiger 
Entſchließung beauftragt. 


— Die Stempelpflichtigfeit in Sachen der Lokalhülfskaſſen, ſiehe 
6. Bud, $. 111. 


$. 214. Satzungen des Hagelverfiherungsvereined für das Kö— 
nigreich Bayern, Beilage zu No 22 vom Jahre 1840. 


Allgemeine Beftimmungen. 

$. 1. Grundbeſitzer und Dominikaliſten bilden zufammen einen Privat- 
verein, der jedem einzelnen von ihnen den erlittenen Hagelfchaden nad bem- 
felben Maafftabe erfegt, nach welchem er dagegen feine Ernte hat verfichern 
laffen, ohne daß er hiedurch, was ſich von felbft verfieht, den Anfpruch auf die 
gefeßlichen Steuer-, Stift: und Giltnachläffe verlieren kann. 

6.2. Auch ausländifhe Grundbefiger und Dominikaliſten werden in den 

Berein aufgenommen, fobald fich derfelbe des nämlichen Schußes der einfchläg- 
igen ausländifchen Regierung verfichert hat, welchen die vaterländifche den Ver⸗ 
einsangelegenpeiten zu Theil werben läßt. 
53 Der Berein perfihert nur bie Ernte auf dem Felde, und nur gegen 
Befchädigungen, welche der Hagel veranlaßte. Mißernten wegen Froſt, Näffe, 
Trodene, Bild- oder Mäufefraf, oder auch in Folge ſchlechter Bewirthſchaf⸗ 
tung, Belchädigung an dem abgeernteten oder in die Scheunen, Keller, Magar 
zine 2c. gebrachten Früchte find kein Gegenfland der Berfiherung. Auch wird 
nur bie Frucht, fohin beim Getreide nur die Körner, nicht das Strof, bei Obfl- 
und Weingärten nur das Obfl- und die Traube, nicht aber jener Schaden ver- 
fihert, welder etwa an den Bäumen oder den Weinflöden durch den Hagel 
verurſacht worden ift. | 

Er verfichert ferner zwar jeden partiellen Schaden an einzelnen Fruchtgat⸗ 
tungen, fowie auf einzelnen Grundfläden oder Theilen derfelben; jedoch unter 
der unerläßlihen Bedingung der Aufnahme aller bebauten Gründe in die Faf- 
fion, bei Berluft der Entfhädigung; wobei jedoch bemerkt wird, daß 

a) die Verficherung mit Getreidefrüchten (Terealien) gefchehen muß, daß 
bagegen 

b) die Berfiherung von Wiefen, Kleefeldern, Hopfen, Obſt, Wein, Kar- 
toffeln u, dgl., dem Ermeſſen des Fatenten überlaffen bleibt. Die Fatenten 
müffen daher immer alle Srundſtücke ipres Anwefens, mit einziger Aus» 
nahme der Waldungen, Hutweiden und. Fifchwafler angeben, damit 

1. im Falle eines Hagelſchadens keines der verficherten Grundftüde mit 
einem andern verwechfelt werden kann, dann 

2. damit, wenn einmal die Faffion richtig geftellt if, fie in jedem folgen- 
ben Jahre nur abgefihrieben und bie Ernte besfelben Jahres, fammt ihrem 
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Geldanſchlage beigefügt zu werben braudt, Bei Grundflüden, weldhe in ber 
Brache liegen, oder welche mit andern, als Getreidefrüchte bebaut find, fohin 
nicht verfichert werben müffen, wirb fein Gelbanfchlag angefet. 


$. 4. Sobald der Fatent die vorfhriftmäßig ausgeftellte, von ihm unter- 
zeichnete Faffton nach dem anliegenden Bormulare (Beilage A.) dem Agenten 
zugeftellt hat, ift derfelbe zum Beitritte verpflichtet, und der Agent hat die Ber- 
bindlichkeit, ihm die Berfiherungsurfunde (Beilage B, rüdmwärts) binnen der 
nächften 24 Stunden gegen ben baaren Empfang bes Berfiherungs-, dann 
Schreibmaterialien⸗ und Negietoften-Beitrages, mit der Bemerkung bes Tages 
und der Stunde der Ausfertigung zuzuftellen, nachdem zuvor auf derfelben durch 
den Ortsvorftand ſowohl die Aechtheit der Unterfchrift des Fatenten, als auch, 
daß bis zu diefem Momente die verfiherten Grundſtücke noch nicht behagelt 
worden feyen, legal beftätigt worben ift. 

Bon diefem Augenblid an erhält der Berficherte rechtlichen Anfpruch auf 
Entfhädigung. Das ganz gleichlautende Duplitat der Faſſion mit der Ver⸗ 
fiherungsurtunde fendet der Agent nebft dem Geldbettage binnen acht Tagen, 
resp. mit dem nädhften Poſt- oder Bolentage an das Vereinsdireltorium ein, 
welches nach vorheriger Prüfung der Legalttät der Urkunde und der Richtigkeit 
des Ziffers, wofür der Agent principaliter haftet, dann nach richtig gefchehener 
Abfendung ber Bereinsbeiträge in die Vereinskaſſa, die Eintragung in ben 
Katafter verfügt. 

Da durchaus keine Rüdftände paffiren, auch Fein Agent die erhobenen Bei⸗ 
träge über acht Tage in Händen behalten darf, fo iſt das Direktorium befugt, 
im eintretenden Saumfalsfalle gegen den betreffenden Agenten mit den geeig- 
neten Zwangsmaaßregeln einzufchreiten. 

Das Direktorium wird daher den Empfang aller Beiträge an die Agenten 
fogleich und fpezififch quittiren, fo daß fich jedes Mitglied immer von der recht⸗ 
zeitig gefchehenen Einfendung feiner Beiträge bei dem Agenten überzeugen kann. 

Die Vernachlaͤßigung außerwefentlicher Formen, melde erſetzt werden kön⸗ 
nen, fol jedoch dem Verſicherten nicht nachtheilig feyn. Für den Fall, daß der 
Gemeindevorfieher felbft Agent des Bereines if, atteftirt ein Mitglied des Ge 
meindeausfchuffes die Aechtheit der Unterfihrift des Fatenten und den Umſtand 
der bis dahin noch nicht gefchehenen Behagelung der verfiherten Grundftüde. 


Das Recht auf Entfhädigung neu eintretender Mitglieder aus ber 
Vereinskaſſa wird erfi von dem Augenblide der durch das Direltorium voll- 
gogenen Fertigung der dahin einzufendenden erften Faſſion abhängig gemacht. 


6. 5. Die Entſchädigung wird Im baaren Gelbe, und zwar bie eine Hälfte 
Mitte September des laufenden Erntejahres, wenn bis bahin die definitive 
Feſtſetzung ſchon gefhehen ſeyn follte, bie andere Hälfte aber am 15. März des 
folgenden Jahres hinausbezahlt. 

Entfhädigung erhält man auch dann, wenn man nur auf einem einzelnen 
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Grundflüde, oder auch blos auf einem Theile eines Grundfädes einen Hagel- 
fhaden im Betrage von */stel der darauf flebenden Frucht erleidet, 

$. 6. Abfihtlihe Gefährten, welde fih ein Mitglied gegen ben Berein 
zu Schulden fommen läßt, ziehen, obwohl die Haftung für den Berfiherungs- 
beitrag verbleibt, den Berluft des Anſpruches auf Entihädigung nach ſich, vor« 
bepaltlich der polizeilichen oder ſtrafrechtlichen Einfhreitungen wegen Vergehen 
ober Berbrecen. 

$. 7, Jeder neu Einiretende macht fih verbindlich, fünf Jahre lang bei 
dem Bereine zu bleiben; für die Folgezeit fleht ihm aber nach vorgängiger ein- 
jähriger Auftündigung bei der Uebergabe der Faſſion der Austritt allezeit frei, 
Mit dem Austritte begibt man ſich aller Anfprüdhe auf das Bermögen bes Ber- 
eines, Nach wirklich gefchebenem Austritie, fey es auf ein oder mehrere Jahre, 
fann man nur als neu Eintretender wieder in ben Berein aufgenommen werden. 

$. 8. Bei Befißveränderungen tritt der neue Befiger in alle Rechte und 
Berbindlichkeiten des vorigen ein, und es bedarf hiezu um fo weniger einer 
Rovation, als die Berfierung auf die Ernte beftimmter Anweſen geſtellt if. 
Es geht daher das Anſpruchsrecht auf Entfhädigung mit dem Eigentfume an 
der Ernte auf den neuen Befiger felbfi dann über, wenn ber vorige die Ber- 
fiiherungsbeiträge bezahlt hat. Dagegen hat jener auch noch fo lange beim 
Bereine zu bleiben, ald der Borgänger bei demſelben zu. bleiben verbunden ge« 
weſen wäre, 

$. 9. Alte Eertifitate, Kontrafignationen u, dgl., welde Königl. mittel- 
bare oder unmittelbare Behörden dem Bereine, ober Mitgliedern beöfelben, 
Bepufs der Hagelverfiherung ausftellen, find flempel- und portofrei — dann in 
Folge der allergnädigften befondern Begünftigung bed Bereines, nach der Der 
flimmung des Art, III. des Gefehes vom 28, Dezember 1831 (Gefeßblatt vom 
Sapre 1831, S. 239) auch tarfrei. Da dem Bereine, und indbefondere dem 
Direktorium und den Agenten, die erbetene Poftportofreipeit nicht gewährt wor« 
den ift, fo haben von nun an 

1. fämmtliche Agenten alle Schreiben und Pakete an das Direktorium por- 
tofrei einzufenden, und 

2. das Poftporto und die Botenlöhnungen ber an fie gelangenden Erlafie 
zu entrichten, fofort 

3. diefe Beträge von den betreffenden Fatenten zu erholen und auf biefel- 
ben verhältnigmäßig zu repartiren. . 

Befondere Beftimmungen. 
I. Bon der Faffion und dem Eintritte in ben Bereim, 

$. 10. Seder Grund» oder Rentenbefiger, welder bem Bereine beifreten 
will, fowie jedes Bereinsmitglied, welches feine Faſſion erneuert, übergibt die⸗ 
feibe, nach dem lithographirten Formulare, deren immer eine hinreichende An⸗ 
zahl bei dem Agenten vorhanden ift, eigenhändig unterfrieben, doppelt dem 
Bereinsagenten, welcher damit nad ben oben (5. 4) vorgezeichneten Vorſchrif⸗ 
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ten verfährt, und die Duplikate nebſt den Geldbeträgen je von 8 zu 8 Tagen, 
resp. mit der nächſten Poſt⸗- oder Botengelegenheit an das Direktorium ein» 
fendet. Nahborgungen haben nicht flatt, und bie Faffion darf dem Fatenten 
nur gegen Baarerlage der betreffenden Beiträge ausgehändigt werben. 

$. 11. Die Fafflon enthält in ihrer Weberfchrift den eigenen und den 
Hausnamen, dann Nummer und Wohnort, Land» oder Herrfchaftsgericht und 
Regierungsbezirk des eintretenden Mitgliedes, im Konterte aber alle die ein- 
zelnen Grundflüde des Anweſens, deffen Ernte nach $. 4 verficdert werden will, 
mit Angabe der Gattung, des eigenen Namens und des Kataflernummers des 
Grundftüdes, feiner Größe, feiner diesjährigen Behellung und zu hoffenden 
Ernte nach dem Geldanfchlage. Dabei wird bemerft: 

1, So weit die definitiven Steuerfatafter bergeflellt find, genügt es, wenn 
in der Faffion blos das Kataflernummer angegeben iſt; wo aber nod das 
Proviſorium beſteht, oder bie definitiven ‚Steuerfatafter nit vorliegen, müffen 
die eigenen Namen der Grundflüde fo genau und umfländlich angegeben wer- 
den, daß eine Verwechslung des einen mit dem andern Grundftüde unmöglich 
wird, 

2. So weit das Definitivum eingeführt ift, wird auch die vermefiene Größe 
in Tagwerk und Dezimalen in der Faffion eingeflelt, außerdem aber bie bei- 
läufige Größe nah dem ortsüblihen Adermaaße. 

3. Nicht nur alle Grundftüde, fondern auch alle Fruchtgattungen, die auf 
einem Grundftüde fliehen, müffen befonders, mit beiläufiger Angabe bes Flächen- 
maaßes angefchlagen werben, weil leicht eine Frucht mehr, eine andere weniger, 
oder gar feinen Schaden leiden kann, 

4. Der Geldanfchlag der zu hoffenden Ernte ii dem eigenen Ermeffen des 
Satenten anheim gegeben, jedoch fol fih dabei an einem gleichen, den laufen⸗ 
den Preifen angemeflenen Maaßſtab gehalten werben. 

5. Auffallende Ueberfhägungen werben fogleih durch den Agenten oder bie 
DOrtspolizeibehörde herabgefeßt, oder nach Befund vom Direktorium ermäßigt. 

6. Ein Geldanfchlag unter dem muthmaaßlichen Werthe einer mittlern. 
Ernte begründet, wenn aus einer der im $. 3 aufgezählten Beranlaflungen der 
wirkliche Ertrag der Ernte den muthmaaßlich mittlern Anfchlag nicht erreicht, 
nur eine mit dem Geldanfchlage und den hienach bezahlten Beiträgen zu dem 
muthmaaplich mittlern Ernteertrage im Berhältniß ſtehende Entfhädigung, mit 
Ausnahme des Falles, wenn der Fatent den Grund der zu niedern Fatirung 
in der Faſſion, nach quantitativen Abflufungen des Werthes, 3. B. zu '; u. f. 
w. angegeben bat, 

6. 12. Dominitaliftien, Grund» und Zehentherren fatiren ihre zum Nach» 
laffe wegen Hagelſchaden gefeglich geeigneten Renten, fo weit fie fländig find, 
und nad Abzug der. etwa vorhandenen ‚temporären Moderationen, dann der 
Nachläffe wegen geſetzlicher Freijahre bei Brandſchäden, durch die ſteuerdiſtrikts⸗ 
weile Aufzählung berfelben, mit Ausſcheidung ber Geld» und Raturalgefälle 
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nach allen Fruchtgatiungen, dann mit Angabe des dem Geldanfıhlage für jede 
Fruchtgatiung zum Grunde liegenden Preiſes. 

- Die Faffion der ffändigen Dominikalrenten fann, fo ferne ber Stand Deu 
felben unverändert: bleibt, ein für allemal angefertigt, oder vielmehr die Bew 
fiherung auf den Grund der frühern Faffion erneuert werben. 

Da in dem Falle, wenn von Abgabepflichtigen ein Nachlaß, und in Folge 
deſſen von dem verficherten Dominikaliſten eine Entfchädigung in Anfprud ger 
nommen wird, der Beweis erforderlich ift, daß der Nachlaß nur wegen 
Hagelfhaden ertheilt worden fey, fo find die Agenten angewielen, auf 
geſchehene Anzeige der Behagelung, nach Umſtänden auch auf den Fluren der 
Abgabspflichtigen entflandenen Hagelfhaden zu erheben. 

$. 13. Den unfirirten Zehent fatirt man entweder : 

1. mitteld Aufzählung der zehentbaren Grundflüde, wenn man nur auf 
einzelnen Grundftüden einer Flur das Zehentrecht hat; 

2. mittels Fatirung des Zehentertrages von der ganzen Orts⸗ oder Zehent- 
flur,5 wenn man in dem ganzen Umfange derfelben alleiniger und zwar, auf 
allen Grundfüden gleich berechtigter Zehentherr if. Es muß jedoch auch in 
dieſem Falle jede Fruchtgattung befonders veranfchlagt werden, 

$. 14, Die Faffionen der Dominikaliften werben lediglich von den Königl. 
Rentämtern, auf den Grund der bei ihnen binterliegenden Dominikalfteuer- 
Saffionen berichtigt, bei denfelben vom Fatenten unterzeichnet, und mit der amt- 
lichen Beftätigung und Fertigung, wie die übrigen Faſſionen, dem einfchlägigen 
Bezirksagenten übergeben, 

$. 15. Grundbefiger und Dominitaliften, welche in mehreren Amtsbezirken 
begütert find, fatiren nur dann auch im zweiten Bezirke, wenn. fie daſelbſt au 
ganze Gutslompiexe befigen. Einzelne, in andern fremden Gerichtsbezirken 
entlegene Grundflüde ober Grund» und Zehentpolden können fie mit ben erfor« 
derlihen Bemerkungen in ihrer Haupifaffion vortragen. Bei den Fafflonen ber 
Dominikaliften ift aber in diefem Falle die mehrfache rentämtliche Befätigung 
erforderlich. 

$. 16. Der unerftredbare Termin zum Eintritte in den Verein wird für 
wirkliche fowopl, als neu eintretende Bereinsmitglieder auf den 31, Mai jedes 
Berficherungsiapres feſtgeſetzt. Jene, welche dem Bereine fon früher beige- 
treten waren, müſſen ihre für das laufende Erntejahr erneuerten Faffionen 
längftens bis. zu diefem Tage (31. Mai) einſchließlich, dem Agenten zugeftellt 
und die beireffenden Beiträge demfelben baar entrihtet haben, wibrigenfalls, fie 
jedes Entfhädigungsanfpruches im Falle eines Hagelfhadens in diefem Ernte 
jahre verluftig, nichts deſto minder aber die im vorhergehenden Jahre bezahlten 
Beiträge zu entrichten verbunden find, welche nöthigenfals executive von ihnen 
‚erholt werben würden. 

$. 17. Hat ein Landwirth in feiner Feldbeſtellung gegen die in feiner Safe 
fion enitalnen Angaben eine Aenderung vorgenommen, fo gilt der Exntean- 

Dr. Bichenpfeifen ae ber Berfafung 18. 26 
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ſchlag der in der Faſſion angegebenen Frucht ohne weiters für den Anſchlag der 
wirklich angebauten, jedoch immer im Verhältniſſe der hiefür bezahlten Beiträge 
und des Standes ber Ernte, vorausgefetzt, daß die. angebaute Frucht den glei—⸗ 
chen oder niedrigern Beitrag bezahlt. Wäre dagegen ein in der Faſſion als 
unangebaut bezeichnete Grundflüd angebaut worden, fo wird im Falle einer 
Beſchauerung für diefes Grundflüd feine Entfhädigung gegeben, auch felbft 
dann nicht, wenn dafür ein anderes Grundftüd für eben dieſe oder eine andere 
Sruchtgattung verfichert, aber nicht angebaut worden wäre, Ebenfo fällt bie 
Entfhädigung auchdann weg, wenn die, gegen bie Angabe der Faffion ange» 
baute Frucht in einer höhern Betragsklaffe lebt: 3. B. es wurde flatt Haber 
oder Gerfte, Sommerreps angebaut. 
UI. Bon den Berfiherungsbetträgen. 

$. 18, Das Direktorium wird fih amtliche Auffchlüffe darüber verfchaffen, 
wie oft in jeder Gemeinde, aus welcher Mitglieder in den Berein zu treten 
geſonnen find, binnen der letzten 15 (fünfzehn) Jahre Hagelfhäden vorgefom- 
men find. Nach dem fih hieraus ergebenden Grade der mindern oder größern 
Hagelfchadensgefahr werden nachfolgende Beitragsklaffen unterfchieben. i 

I. Klaffe: 3, Prozent oder — fl. 36 fr. von hundert Gulden des Geld⸗ 
anſchlages der Ernte für jene Gegenden und Orte, welche binnen 15 nachein⸗ 
ander folgenden Jahren vom Hagel ganz verfchont geblieben find. 

I. Rlaffe: 1%, Prozent oder 1 fl. 12 fr. vom Hundert des Erntean« 
ſchlages für Bezirfe, welche binnen 15 nacheinander ſotgenven Jahren nur 
einmal Hagelſchaden erlitten haben. 

II. Klaſſe: mit 2 Hagelſchäden in 15 Jahren, mit 195 Prozent oder 
1 fl. 48 fr. vom Hundert. 

IV. Klaffe: mit 3 Hagelſchäden in 15 Jahren, 22/, Prozent, oder 2 fl. 
24 tr. vom Hundert. 

V. Klaffe: mit 4 Hagelfchäden 3 Prozent oder 3 fl. vom Hundert. 

vi. Klaffe: mit 5 Hagelſchäden in 15 Jahren, 3%; Progent oder 3 fl. 
36 Er. vom Hundert, 

Sollten Fälle vorkommen, wo einzelne Mitglieber oder ganze Difirikte in 
einer Reihe von 15 Jahren mehr als 5 Hagelfihäden erlitten haben, fo fol 
für fedes ſolche Schauerjahr eine Beitragserhöhung von 36 fr. eintreten, vor⸗ 
behaltlich der im folgenden Paragraph enthaltenen Erhöhung. 

In Beziehung auf den Webertritt in eine höhere Gefährlichfeitstlaffe wird 
die , bis zu einem Zehntheile fleigende Behagelung ber in einer Flur verficher- 
ten Grundftüde als Maaßſtab feftgefebt. 

$. 19, Neben dieſer Hagelgefäprlichkeit nach der geographiſchen Lage, 
bWwmnit auch noch jene der befondern Zartheit der Pflanze und neben berfelben, 
jene der viel fpätern Ernte zu berückſichtigen. Dahin gehören vorzugsweife : 

a) Del- und Handelsgewärhfe, 

b) Wein, Obſt, Hopfen und Gemüfe aller Art. 
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zu a. Sene bezaplen neben dem ordentlichen no einen vollen Beitrag 
der treffenden Klaſſe; 

zu b. dieſe aber den breifadhen Betrag. i 

Es entrichtet demnach 3. B. Reps in der I. Klaffe fatt — fl. 36 fr. vom 
Hundert, 1 fl. 12 kr., in der III. Klaffe flatt 1 fl. 48 fr, — 3 fl. 36 fr. ; Obſt 
Hopfen, Bein und Gemüfe aber haben bie dreifachen Beiträge zu entrichten, 

$. 20. Die oben $. 18 angegebene Klaffifitation der Gegenden und ber 
Drte wird in entfprechenden Auszügen den Agenten mit den Faffionsformula- 
sin, Behufs der Verfländigung der Aufnahmsluftigen mitgetheilt, und biefe 
Mittheilung jedesmal erneuert, fo oft diefe Klaifififation erneuert wird. 

$, 21. Die Dominitaliften und Zehentherren ‚verfichern ihre Renten und 
Zehenten mit derfelben Beitragsquote, und in derfelben Kaffe, nach welchen bie 
verfiherten Grundbefißer ihre Beiträge entrichten. 

$. 22. Sollten ein oder mehrere wirflide Vereinsmitglieder ihre erneuer- 
ten Faffionen bis zum 31. Mat dem Agenten nicht übergeben und bie treffen» 
den Beiträge nicht entrichtet haben, fo übermacht der Agent das Berzeichniß der 
Reftanten und ihrer Beiträge dem Direktorium, welches bie einfrhlägigen Ge- 
rihte um deren ungefäumte erefutive Beitreibung angehen wird. Auf ſolche 
vom Direltorium attefirte Rüdftändeverzeichniffe Haben die angerufenen Ge— 
richte die Erekution gegen die NReftanten nach Art. 1 des Gefeßes vom 28, 
Dezember 1831 ohne weiters zu verhängen, fowie dem Vereine das im Art. IL. 
dieſes Geſetzes vorbehaltene Vorzugsrecht im Konkurfe für ſich gebührt. 

6. 23. Neben dem Berfiherungsbeitrage zahlt jedes Mitglied beim Em- 
fange der Berficherungsurfunde 6 fr. Beitrag für Schreibmaterialien, dann 
einen Regieloftenbeitrag der nach Maaßgabe des treffenden Berficherungsbei« 
trages, und zwar bei einer Summe 


Gulpen | 23 | Gulden Prozent oder 
biö zu |: mit | 
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über 50 bis 100 fl. von 10 zu 10 fl, um %, Prozent mehr; ii. N 
über 100 bis 200 fl. von 20 zu 20 fl. um Prozent mehr, 
und hierauf wird mit jeden weitern 50 fl. %; Prozent bexechnet, 
Zur Bezahlung diefer Nebengebüpren ift jedes Mitglied in berfelben Weiſe 
verbunden, wie zur Entrichtung der Berficherungsbeiträge. 


1. Bon der Shätungstommiffion und der Schadenderpebung. 

$. 24. Sobald in einem Bezirke mehrere Grundbefiger in den Berein auf- 
genommen find, bringt der Agent nad Berpältniß der Zahl der vorhandenen 
Mitglieder vier bis acht im Bezirke anfäßige fachverftändige und allgemein als 
redlihe Männer geachtete Landwirte dem Direktorium als Schäter in Bor- 
fhlag, und läßt fie nach erfolgter Genehmigung ein für allemal für ihre Funk⸗ 
tion gerichtlich vereiden. Jedesmal zwei von biefen verpflichteten Schäßern 
bilden, unter Leitung des Agenten, die Schätzungskommiſſion. 


$. 25. Ereignet ſich ein Hagelfchaden, der ein Vereinsmitglied trifft, fo if 
basfelbe verbunden, binnen 48 Stunden, und jedenfalls, bevor bie geringfte 
Beränderung an ben befehauerten Grundfläden vorgenommen wird, dem Agen- 
ten die Anzeige zu machen, und die Erhebung des Schadens zu begehren. So- 
fort beflimmt der Agent den Tag der Abſchätzung, die über ben dritten Tag nie 
verfhoben werden darf, und ſchlaͤgt die Schätzer vor. 


Iſt unter den vorgefhlagenen Schäßern einer, der in naher Berwanbt- 
fchaft oder Gefrhäftsverbindung mit dem Befchädigten fteht, fo hat derfelbe bie 
Pflicht, den Agenten hierauf aufmerffam zu machen, fowie ber Beſchädigte an- 
dererfeitd das Recht hat, einen Schäßer abzulehnen, welchem Gründe, die einen 
Zeugen verbädtig machen, erweislich entgegenftefen. Einen andern flatt bes 
Abgelehnten, kann der Beſchaͤdigte nicht wählen; derſelbe wird immer vom 
Agenten ernannt, 


$. 26. Die Schäßungstommiffion wird von dem Beichädigten an Ort und 
Stelle begleitet, und vor Allem 

1. die Identität des vom Befchädigten vorgezeigten mit dem in ber Fafflon 
angegebenen Grundftüde hergeflellt, fodann 

2. genaueft unterfucht und erhoben, welche von ben in der Faffion ange» 
führten einzelnen Grundflüden, und der wie vielte Theil von ihrem Flächenin- 
halte vom Hagel getroffen worden, endlich 

3, wie viele Fünftel von der heurigen Ernte Iebiglich durch den Hagel ver- 
dorben worden find; 

4. diefe Verhandlung muß jedenfalld von dem Agenten felbfi an Ort und 
Stelle mit den Schäßleuten gepflogen werben, wibrigenfalls diefe Taration als 
faoßungswibrig zurüdgewiefen werben foll, Weber die Nefultate diefer Unter- 
fugung geben nun die Schäßleute, nach Entfernung des Beſchädigten, und 
nachdem fie vom Agenten auf ihre eiblichen Pflichten aufmerffam gemacht wor- 
den find, ihr Gutachten darüber ab: 
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a) ber wievielte Theil einer muthmaaßlichen mittleren Ernte, im Gegen- 
halte der Zaffion, als verfichert angenommen werden könne? 

b) welches ber wirklihde Stand der Ernte fey, ob nicht, und welche Quot⸗ 
theile durch Mißwachs, Frof, Trodne, Kälte, Wild- oder Mäufefraß, jedoch mit 
Rüdfihtnapme auf $. 11, A 6, oder auch durch fihlechte Bewirtpfchaftung zu 
Grunde gegangen feyen ? endlich 

ec) wie viele Fünftel an dem wirklichen Beftande der Ernte, nach Abrech⸗ 
nung der eben aufgezäplten Befchädigungen, Tediglich durch den Hagel vernid- 
tet worden feyen? _ 

Die Gutachten der Schäßer find genau zu Protofoll zu nehmen, 

Im Falle einer Berfchiedenpeit fol fie der Agent zu vereinigen fuchen, au- 
ßerdem aber das Gutachten jedes Einzelnen zu Protokoll nehmen, wleches fo» 
fort dem Direktorium vorzulegen ift, deffen Ermeffen es anheim geſtellt wird, ob 
der Durchfchnitt der beiden Schäßungen als Maafftab angenommen, ober ein 
dritter Schätzmann beigezogen werden foll, 

Das Direktorium ift in jevem Falle befugt, bei größern Hagelfchäden aber 
verpflichtet, zu deren definitiven Nachſchätzung eigene Aborbnungen zu treffen. 

6. 27. So weit die Befchädigung auf dem ganzen Anwefen, oder auf ein» 
zelnen Grundflüden eine totale ift, fo weit alfo weber eine Erholung ber be- 
ſchädigten Frucht, noch auch ein weiterer Schaden durch wiederholten Hagel 
möglich if, wird die Abſchätzung fogleich für definitiv erklärt, im entgegenge- 
feßten Falle wird eine Nachſchätzung und die definitive Feffegung der Abſchätz- 
ungsrefultate acht, höchſtens vierzehn Tage vor der Ernte vorbehalten. Sollte 
fich jedoch genügend herausftellen, daß eine vom Agenten definitiv angegebene 
Abſchätzung, fey es in Folge von Fahrläßigkeit oder böolicher Abficht, ſich nicht 
bewähren follte, fo wird derfelbe hiefür dem Vereine perfönlich und mit feinem 
Bermögen haftbar erflärt. Die Koften diefer Schäßungen trägt zur Hälfte ber 
Berein, zur Hälfte der Befchädigte. 

$. 8. Das über obige Punkte ($$. 26 und 27) vom Agenten amgefer- 
tigte und von biefem, dann den beiden Schäßmänern unterzeichnete Protokoll 
wird nunmehr auch dem Befchädigten vorgelefen. Glaubt diefer durch die Ab» 
fhägung und das Gutachten der Schäßer wenigftens um Ystel bei dem ganzen. 
abgefchäßten Schaden verkürzt zu ſeyn, fo wird auf fein Verlangen eine zweite 
Schäßung, zwar unter Leitung desfelben Agenten, aber mit Zuziehung anderer 
zwei beeidigter Schäßer, auf die vorgefihriebene Weife vorgenommen. 

Gegen bdiefe zweite Schäbung hat eine weitere Einwendung nicht mehr 
ſtaltt. Unterliegt der Reklamant, fo trägt er die Koften diefer Schäßung allein, 
Werden die Abfchätungsrefultate von dem Befchädinten ohne alle, ober doch 
ohne wefentlihe Einwendungen angenommen, fo wirb dies zum Protokoll be- 
merkt, und basfelbe von dem Befchäbigten, dann den Schäßern und dem Agen- 
ten eigenhändig unterzeichnet. Im entgegengefeßten Falle wirb ber eingelegte 
Widerſpruch dem Protofolle beigefügt, der Tag zur wieberholten Schäbung 
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und die Schäßer, letztere Tebiglich nach der Wahl des Agenten, benannt, und 
das Protokoll von dem Befchädigten und dem Agenten unterzeichnet. 

Bei der wiederholten Schäbung wird dasfelbe Verfahren wie bei ber erften 
beobachtet. 

$. 29, Der Betrag der wegen Hagelfhäden gefehlich gtgebenen 
Nachläſſe an ſtändigen Geld- oder Naturalreichniffen wird durch amilich be» 
ftätigte Genußfcheine nachgewieſen; es ift mithin eine Schäßung zu bdiefem 
Zwede in der Regel nicht nothwendig; jeboch wirb es jedem Agenten zur an« 
gelegenften Pflicht gemacht, bei etwa bewilligten unverhältnifmäßigen oder aus 
andern Gründen, 3. B. wegen Mißwachs u. dgl. gegebenen Nachläſſen, die im 
F. 12 vorgefchriebene Abfhägung fogleich vorzunehmen, oder das Direktorium 
darauf aufmerkffam zu machen, um der Sache fofort und ohne Verzug auf den 
Grund zu fehen und bie geeignete Berfügung vorlehren zu können. 


$. 30, Ereignet fih ein Hagelfhaden, nachdem die Ernte fhon zum Tpeil 
eingebracht if, fo ändert dies in der Schäßung gar nichts, indem der bereits 
abgeerntete Theil als nicht befchauert betramhtet wird. Folgt auf einen frühern 
bis zur vollendeten Ernte ein weiterer Hagelfchaden, fo wird, wenn nicht der 
frühere Schaden ohnehin ſchon ein totaler war, bei der nachfolgenden definiti- 
ven Abfhähung der ganze Hagelſchaden des frühern und fpätern Schauers zu- 
fammen, nach Anleitung der 65. 26 — 28 abgefchäßt. Hat fih nah dem 
frügern Partialfihauer ein weiterer nicht mehr ereignet, fo wird, bevor irgend 
ein theilweife beſchädigtes Grundftüd abgeerntet wird, mit Zuhandnahme des 
frühern Schäßungeprotofolles lediglich unterfucht, ob die früher befundenen 
Abfhäßungsrefultate no die nämlichen find, oder ob und um wie viel fie fi 
nun als vermindert oder vermehrt erweifen. Der Befund wird war dem Be 
fchädigten befannt gemacht, und das Protokoll, nachdem wegen ber gefchehenen 
Eröffnung das Geeignete bemerkt ift, auch von demfelben unterzeichnet; Ein» 
wendungen dagegen werben aber in biefem Falle nicht mehr gehört. 


IV. Bon der Entfhädigung. 


$. 31. Da nur bie Befhäbigungen, welche der Hagel veranlaßt hat, zur 
Bergütung geeignet find ($. 3), auffallende Neberfhäßungen herabgefeßt, oder 
derartige Faffionen fogar zurüdgewiefen werben können ($. 11), und es wohl 
für fich in der Natur ber Sade liegt, daß ber Berficherte keineswegs auf Ge- 
winn, auf Koſten der Vereinskaſſa, fondern lediglich auf Erfah des durch Hagel 
verurfachten Schadens, im Berhältniffe feiner einbezahlten Beiträge, rechtlichen 
Anfpruch machen kann, keineswegs aber auf jenen Schaden, welchen derſelbe 
auf andere Art erlitten hat, fo werben der Agent und die Schäßleute wiederholt 
auf die genaue Beobachtung der im $.26 gegebenen Borfchriften hingewiefen. 

§. 32. Die Entfhädigungsfummen betragen bei Ruftifalien, und bei dent, in 
Berbindung mit den Zehentholden, verficherten Naturalgehent, eben fo viele Fünf⸗ 
tel des Ernteanfihlages, als nah der definitiven Abſchätzung, an ber diesjäpri- 
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gen Ernte durch den Hagel wirklich vernichtet wurden ; bei Totalſchauern alfo 
die ganze verficherte Summe, 

Sollte jedoch der im $. 18 bezeichnete Bereinsbeltrag ſammt der Hälfte 
Zufhug aus dem Refervefond ($. 34) nit Hinreihen, um den befchädigten 
Bereinsmitgliedern mindeftens ein Drittel ihrer Entfchädigungsforberung (331/; 
Progent oder 33 fl. 20 fr. vom Hundert) hinausbezaplen zu können, fo ift jener 
Beitrag verhältnigmäßig bis zu diefem Bedarfe zu erhöhen. 

Das Bereinsdireltorium, in Benehmen mit den Bereinsbevollmächtigten 
hat darüber einen umſtaͤndlich motivixten, die Nothwendigkeit fowohl als bie 
Größe. des Konkurrengbeitrages nachweifenden Beſchluß zu fafien, und an ſämmt⸗ 
lihe Agenten zur Berftändigung der Bereinsmitgliever auszufchreiben. 

$. 33. Die Ausbezahlung der Enifhädigungsfummen gefchieht nur an den 
Berfiherten, oder wenn er unter Kuratel oder Bormundfchaft ſteht, an ben 
Rurator oder Bormund gegen eigenhändig unterfchriebene, oder wenn ber Ber- 
fiperte nicht fchreiben kann, gegen von ihm mit — verſehene und von 
einem Zeugen mitunterſchriebene Quittung. 

V. Bom Reſervefonde. 

$. 34. Zur allmähligen Bildung eines Reſervefondes werben, aim den 
daaren Kaffaüberfchüffen, von den am die befchauerten Bereinsmitglieder voll 
hinaus zu zahlenden Entfhäbigungen, unter 500 fl. — drei Prozent, von Ent 
Hädigungen von 500 fl. und darüber aber fünf Prozent. in Abzug gebracht. 
Die hiedurch zuſammengebrachte Summe wirb entweber bei ber Bayer, Wechfel- 
und Hypothetenbant auf Wechfel verzinslich angelegt, oder es werben damit 
Bayer. Staatspapiere angekauft, und bie davon abfallenden jährlichen Zinfen 
auf diefelbe Weife admaſſirt. 

$. 35. In dem Falle, daß der Reſervefond eine Höhe erreicht, welche den 
wirflichen Bedarf bedeutend überfteigt, hat auf Antrag des Direftoriums bie 
Generalverfammlung ober. an deren Statt, das Direktorium mit dem Vereins⸗ 
bevollmächtigten zu berathen, und darüber zu befchließen, ob nicht die Beiträge 
verjenigen Mitglieder, welche ununterbrochen am längften im Bereine find, um 
gewiſſe Quottheile gemindert, und biefer Bortheil, fo lange es die Kaſſaver⸗ 
hältniffe des Vereins geflatten, allen nad der Reihe zu Theil werben fol, wie 
fie in das gleiche Alter eintreten, 

VI. Bon den Berwaltungsorganen bed Vereine. 

$, 36. Alle drei Jahre verfammeln fih die Mitglieder des Bereines, ente 
weder in Perfon , oder durch fehriftliche Bevollmächtigung anderer perfönlich 
erfiheinender Bereinsmitglieder, zu einer Generalverfaumlung. Die Einladung 
hiezu geſchleht durch befondere Schreiben an die Agenten, und durch Belannt- 
madhung in 2 oder 3 öffentlichen Blättern, mindeflens zwei Monate vor ber 
Stattpabung derfelben. Bet diefer Generalverfammlung hat das Direktorium 

1. einen umfaffenden Rechenſchaftsbericht über die ganze breifährige Perlobe 
feiner — vorzulegen. 


J 
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2, Werden bei derfelden über die von dem Direktorium, einzelnen Mit- 
gliedern, oder den gewählten Mandatarien angeregten Gegenflände, welche den 
Berein betreffen, Beratpungen gepflogen, und die Befchlüffe hierüber nad 
Stimmenmehrheit gefaßt; endlich 
3, die Wahl des Direltoriums vorgenommen. 

6. 37. Das Direktorium beflebt: 

1. aus einem Vorſtande, und 

2. aus vier Mitgliedern, welde nad einer in der Generalverfammlung 
genehmigsen Geſchäftsordnung, und nach fahgemäßer Gefchäftsvertpeilung , je- 
denfalls aber in Follegialen. Sigungen, und auf den Grund durch Stimmen- 
mebrheit gefaßter Beihlüffe, alle wichtigern Geſchäfte des Bereines beforgen, 
denfelben in allen Beziehungen vertreten, 

Das Direktorium. korrefpondirt mit allen Königl. Stellen und Behörden 
in der vorgefrhriebenen Gefchäftsform, vertritt den Verein auch vor den Gerich⸗ 
ten des Reiche, und iſt zu dem Ende befugt, in feinen Rechtsangelegenpeiten 
einen NRechtsgelehrten als Mandatar aufjuflellen. Das Direktorium ift zu die» 
fer Aufflelung verpflichtet, wenn es unter feinen Mitgliedern feinen Rechtöge- 
lehrten befiten follte. 

Die Wahl des Borftandes uud der Direktorialmitglieder gefchieht durch 
Stimmenmehrheit in der Generalverfammlung; treten aber in der Zwifchenzeit 
don einer Öeneralverfammlung zur andern Perfonalveränderungen ein, fo ge 
fchehen die Ergänzungen durch die Wapl des Direktoriums und der Bereind- 
bevollmädhtigten durch Stimmenmehrheit. 

Nur wirkliche Bereinsmitglieder find in das Direftortum und als Be» 
vollmächtigte wählbar. Die Nemuneration des Borflandes, und der übrigen 
Direltorlalmitglieder wirb jedesmal in der Generalverfanmlung auf drei Jahre 
feſtgeſetzt. 

$. 38. Das Direltorium, in Verbindung mit den Vereinsbevollmächtigten, 
wählt ein, des amtlichen Gefchäftes und insbefondere des Rechnungsweſens 
fundiged Individuum als Buchhalter, fowie einen Büreaudiener, welcher ſich 
zu allen erforderlichen Büreauarbeiten gebrauchen zu laſſen hat. 

Dem Direktorium, in Verbindung mit den Bereinsbevollmächtigten, bleibt 
es überlaffen,, die Gehalte derfelben, im Berpältniffe ihrer Leiſtungen, feftzu- 
ſetzen, wobei jedoch der Gehalt des Buchhalter den Betrag von, 800 fl. — 
jener des Büreaudieners den von 300 fl. nicht überſteigen darf. . 

Wenn bie Remuneration bes Direktorialvorflandes in Prozenten feſtgeſetzt 
it, fo hat derfelbe hieraus, im Falle des gewöhnlichen, ober eines befondern 
Geſchäftsdranges alle erforderlichen Gehülfen und Schreiber aus ber ihm and- 
gefprochenen Remuneration zu bezahlen. 

Die Bereinsbevollmächtigten haben darüber zu wachen, daß wegen Mangels 
au arbeitendem Perfonale keine Stodung im Gefchäfte entfiehe, wofür der Di- 
retorialvorftand immer verantwortlich bleibt, 
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Wegen Uebernahme der Bereingtaffe hat das Direktorium bei ber Bayer, 
BWerhfel- und Hypothekenbank das Geeignete einzuleiten. 


$. 39. Zu Agenten, deren in jebem Polizeldiſtrikte wenigſtens Einer, ober 
nach Ermeffen des Direktoriums mehrere aufgeftellt werben follen, Täßt fi) das 
Direktorium einige wohlhabende und rechtlihe Männer von den Köntgl. Land⸗ 
gerichten in Borfohlag bringen, und trifft hieraus bemeffene Auswahl, Die 
Agenten ftehen mit dem Direktorium in unmittelbarer Korrefpondenz, und volle 
ziehen deſſen Befchlüffe gegen eine Remuneration von fünf Prozent und ben 
Bezug der regulatiomäßigen Schätungsgebüfren. Zur Erleichterung ihrer Ge⸗ 
fhäfte werben ihnen lithographirte Reduktionstabellen und die erforderlichen 
Formulare zugeſendet. 

In der Regel ſollen nur. Vereinsmitglieder als Agenten aufgenommen 
werben können, Nur da, wo fich Fein gehörig qualifizirted Subjelt aus der 
Zahl ber. Bereinsmitgliever: befindet, Tönnen für die Folge Lehrer, Verwalter, 
Handelsleute u. dgl. ausnahmsweiſe gewäplt werden. Alle Agenten find auf 
die Diftrikte, für welche fie beftellt find, befchränft. 


$. 40. Sowohl zur primitiven Revifion und Erledigung er Vereinsrech⸗ 
nungen, als zur Kontrole des Direktoriums werden demſelben vier Vereinsbe⸗ 
vollmächtigte zur Seite geftellt, weldhe von der Generalverfammlung aus den 
Vereinsmitgliedern gewählt werden, und unter fih den Vorſtand beflimmen, 
Sie haben das Recht und die Berbindlichkeit: 


1. von der Gefchäftsführung des Direftoriums, von den Büchern, Rede 
nungen u. f. w. wenigftens alle 4 Wochen Einfiht zu nehmen. 

2. Etwa beobachtete Mängel oder Gebrechen zu rügen, auf beren Abfel- 
fung anzudringen, und 

3. auf Einberufung einer — Generalverſammlung anzutra⸗ 
gen, wenn ihnen 

a) die Rechnung nicht zur beſtimmten Zeit zugeſtellt wird, 

b) wenn fie Anſtaͤnde in derſelben finden, über welche ihnen Feine genü⸗ 
gende Auslunft gegeben wird, 

e) wenn ſie glauben, daß außerordentliche Maaßregeln zur Verhütung 
größerer Nachtheile erforderlich ſeyen, welche zu beſchließen uicht in der Befüg- 
niß des Direltoriums in Verbindung mit den Bereinsbevollmärhtigten Liegt. 

Dem auf einem biefer Gründe geftüßten Antrage auf Einberufung va 
Generalverfammlung hat 

4, das Direktorium fofort zu entfprechen. 

Den Bevollmächtigten iſt au 

: 5, ber in der Generalverfammlung vorzulegende Rechenfchaftöbericht min- 
deſtens 2 Monate vor der Generalverfammlung zur Einficht vorzulegen, um in 
berfelben das Intereſſe des Vereines gehörig vertreten au Tönnen. 


$. 41. Das Direktorium Hat alljährlich die rechigeitig geftellte Bereins⸗ 
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rechnung mit allen Büchern und Belegen ben ir nn mitzus 
theilen, welche 

1. diefelbe durch ein rechnungsfundiges Individuum der primitiven Res 
vifion unterwerfen, und 

2. die Bedenken dem Direktorium zur Beantwortung mittheilen, fofort 

3. nach erfolgter Beantwortung die definitiven Befchlüffe faſſen und dem 
Direktorium zum geeigneten Vollzuge mittpeilen. Die Refultate der. von der 
primitiven Revifion befchiedenen Rechnungen werben ſodann der Generalver- 
fammlung vorgelegt, und fünnen auf. deren Antrag, oder im Falle befonderer, 
von den Bereindbevollmächtigten erhobenen Anftände, dem Königl. Staatemi- 
nifterium des Innern zur Entfcheidung vorgelegt werben. 


Damit jedoch die Bereinsmitglieder von dem Stande bed Bereined genaue 
Kenntniß erhalten, it alljährlich eine genaue Rechnungsüberficht aller Ein: 
nahmen und Ausgaben in den Kreis-Intelligengblättern in der Art zu veröffent- 
lichen, daß hierin die Einnafmen an Beiträgen fummarifch nach Agentiebezirten, 
ebenfo die Ausgaben auf Regie und Remuneration ſummariſch, die auf hinaus: 
bezahlte Entfhädigungen aber nad Agentiebezirten vorgetragen werben ſollen. 

$, 42, Bei dem SRAHONERIENNE bed Direftoriums mit ben Vereinsbevoll⸗ 
märhtigten. führt : 

1, der Direktorialvorfiand den Vorſitz und hält die Umfrage, wobei 

2, die Bereinsbevollmächtigten abwechfelnb mit den Direftorialmitgliedern 
ihre Stimmen abgeben ; 

3. der Befchluß wird nah dem Ergebnifle der Stimmenmehrheit ausge 
fproden, und 

4. im Falle der Stimmengleichheit dem Vorftande die entfheidende Stimme 
eingeräumt; 

9. in bem abzubaltenden Protokolle find alle von Referenten abweichenden 
Stimmen mit gebrängter Anführung der Motive aufzunehmen, um feiner Zeit 
der Generalverfammlung vorgelegt zu werden. 

$. 43. Ueberdies fleht jedem Bereinsmitgliede frei: 

a) von dem Direktorium ſowohl, ald den Bereinsbevollmächtigten bie er- 
forberlichen Aufſchlüſſe zu erholen, 

b) feine Bünfche und Anträge dem Einen oder ben Andern jeberzeit münb: 
lich vorzulegen, fowie indbefondere 

c) in der Generalverfammlung feine Anſichten, Wünfche und Anträge auf 
Abänderung oder Zufäße zu den Bereinsfaßungen gebührend vorzutragen. 


$. 44. Zur Ueberwachung der Gefchäftsführung des Vereined und über 
haupt des genauen Bollzuges der Saßungen wird ein eigener Königl. Re 
gierungstommiffär aufgeftellt, welcher zu allen Situngen des Direktoriums, der 
Bereinsbevollmächtigten und der Generalverfammtlung einzuladen tft, und dem 
auf Verlangen alle Berhandlungen des Bereines vorzulegen find. 
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$. 45. Da der Fall eintreten kann, daß über den Sinn und die Aus— 
legung vorfichender Saßungen Zweifel entflehen, die Beantwortung principiels 
ler Fragen zur Sprache kömmt, oder fonft folche erhebliche Anftände vorkom⸗ 
men, welche das Bereinsdireftorium um zu heben fich nicht für fompetent er- 
ahtet, fo ermächtigt htemit die Sencralverfammlung, für folche Fälle das Di- 
rektorium in Berbindung mit den Bereinsbevollmächtigten zur proviforifchen 
Erledigung derartiger, in den Gefchäftstreis der Generalverfammlung gehöriger 
Gegenflände in der Art, daß die demgemäß gefaßten Defchlüffe der nächften 
Generalverfammlung zur Beflätigung oder anderweitigen Befchlußfaflung vor- 
gelegt werden follen, 

$. 46. Die Abänderung gegenwärtiger Satungen kann nur in Folge ber 
Befchlüffe einer Generalverfammlung und mit allerhöchfter Genehmigung Sei» 
ner Majeftät des Königs gefchehen. 

$. 47. In dem nicht zu hoffenden Falle der Auflöfung des Vereines wirb 
der vorhandene Aktivftand, wenn er bie Summe von 5000 fl. überfleigt, an 
die noch vorhandenen Mitglieder nach dem Berhältniffe der bisher bezahlten 
fümmtlichen Beiträge vertheilt; wenn er aber unter 5000 fl. beträgt, pro rafa 
der bisherigen Theilnehmer aus jedem Kreife, den Kreispülfstaffen zugewendet 
werben. 


Dierted Buch. — Volkswirthſchaft. 


412 


(Beilage A.) Hagelverfiherungsverein für das Königreich Bayern. 
Erntefaffion 





Beitragoklaſſe | bes Katafler- AM. 
Eintrittsjahr _ 
Hausname 
von (Diftrikt) 
(Gemeinde) 
Landgericht im Regierungsbezirke 
000 Der Grundftüde . | — | 
2 1 eldan⸗ 
2 | Katafter: 6 ee. flag der | 
5 oder — | 8 Bemerkungen. | 
3 Flur⸗ ober 21% Beftellung. Ernte. | 
|: Gigenname. B|& BEER 
Nummer. a Io Alla | 
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Gegenwärtige Zaffion wurde von dem Fatenten, welcher die ihm wohlbe⸗ 
kannten Bereinsfagungen für fi verbindlich, und insbefondere vom Tage des 
Eintrittes im Jahre an, fünf Jahre beim Bereine bleiben zu wollen, 
erklärte, eigenhändig unterzeichnet, diefe eigenhändige Unterfohrift auch vom 
Gemeindevorfteper mit Siegel uud Unterfchrift mit dem Anhange beftätigt, daß 
in dieſer Faffion alle bebauten Grundftüde des Fatenten aufgeführt, und bis 
zu biefem Augenblide vom Hagel nicht getroffen worden feyen. 

ben ten 18 mittagg Uhr 
Unterfihrift des Gemeindevorftehers. 
(L. S.) 
r  Unterfchrift des Fatenten. 


(Beilage B.) 
Berfiherungsurfunde, 


Nachdem | als Figentpümer der im Borftehenden 
fatirten Ernte, die nah dem Geſammtwerthanſchlag derſelben zu 
i fl, fr. 
nad $. 4 und 18 der Saßungen treffenden Beitzäge, nämlich: 
1. den Berfiherungsbeitrag in der Klaſſe mit fl. fr 
2. den Schreibmaterialienbeitrag mit AM fr. 
3. den Regieloftenbeitrag mit fl kr 





zuſammen 


Fr 


das ift R 
bei dem Empfange der Berfi — — und — bezadit Hat, 
fo wird ihm hingegen im Namen des Hagelverfiherungsvereines für das Kö⸗ 
nigreich Bayern auch die baare und unabbrüchige Bergütung der ifm vom 
Augenblide der Zuftelung diefer Urfunde an bis zur Bolendung der Ernte 
treffenden Hagelfchäden nach den Saßungen diefes Bereines feierlich und recht⸗ 
verbindlich zugeſichert. 
ben ten 18 mittags Upr 
Im Namen des Vereines 
ber Agent desfelben. 


$. 215. Eine Belehrung über die Leiftungen des Hagelverficher- 
ungsvereind, resp. Auszug aus den Satzungen besfelben. Beilage 
zum Amtsblatte M 29, vom Jahre 1840. 
Vorwort. 

Obgleich die Satzungen des Hagelverſicherungsvereins far das Königreich 
Bayern 1840 im Regierungsblatte (46 13, ©. 233) zur Öffentlichen Kenntniß 
gebracht, und allen Agenten eigene Abdrücke derfelben mitgetheilt worden find, 
um bie beitretenden Bereinsmitglieber von dem Inhalte derfelden in bie erfor« 
derliche Kenntniß zu feßen; fo fiheinen biefelben dennoch keineswegs fo allge 
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mein gekannt zu ſeyn, als es der Zweck dieſes, für die vaterländiſche Agrikultur 
fo hochwichtigen Vereines, und ſelbſt die Sicherheit der beitretenden Vereins⸗ 
mitglieder erheifcht; weßhalb es für zweckmäßig erachtet wurbe, einen gedruck⸗ 
ten Auszug aus denfelben der Publizität zu übergeben, welcher die Grundzüge 
und wefentlihen Beſtimmungen derfelben, mit Hinweifung auf die betreffenden 
Paragraphen der Saßungen enthält; fo daß, wer beffalls nähere Belehrung 
wünſcht, diefelbe theild aus dem Negierungsblatte, theild bei jedem Agenten, 
aus den dort ‚hinterliegenden Abdrüden der Saßungen, und ber Inftruftionen 
derfelben, fich leicht verfchaffen kann. 

I. Der Hagelverficherungsverein ift ein, auf den Grundfaß der Gegenfeis 
tigkeit geftüßter Privatverein der Oekonomie- und Grundrentenbefißer, zum 
Zwede der Berfiherung ihrer Ernten ober Theilen derfelben; jedoch unter der 
unerläßlihen Bedingung der Aufnahme aller bebauten Gründe 
in die Faſſion, bei Berluft ver Entfhädigung; wobei jedoc bemerkt 
wird, daß: 

a) die Verficherung mit Getreidefrüchten (Cerealien) gefhehen muß, 
bag dagegen 

b) die Berfiherung von Wiefen, Kleefeldern, Hopfen, Obſt, Wein, Kar 
toffel u. dgl. dem Ermeflen des Fatenten überlaffen bleibt. ($. 1 — 3.) 

1I. Die Uebergabe der Faflion an den Agenten begründet die rechtliche 
Berbindlichkeit zur Zahlung der fabungsmäßigen Beiträge an den Verein, 
welcher durch die Aushändigung der Berfiherungsurfunde an den Fatenten zur 
Zahlung der faßungsmäßigen Entfchädigung verpflichtet wird. Jeder Agent 
haftet prinzipafiter für die rechtzeitige Einhebung der Beiträge von den Fatenten 
und deren ungefäumte Einfendung in die Bereinsfaffa. 

Das Recht auf Entfhädigung neu eintretender Mitglieder aus 
der Bereindkaffa wird erfi von dem Augenblide, der durch das Direktorium 
vollgogenen Fertigung der dahin einzufendeuden erſten Faffion abhängig ge 
madt. ($. 4.) 

III. Der unerfiredbare Termin zum Eintritt in den Verein wird allgemein 
auf den 31. Mai jedes BVerficherungsjapres feftgefegt. Wirkliche Bereingmit- 
glieder müflen ihre, jedes Jahr zu erneuernden Faffionen bis zum 31. Mai 
übergeben, und bie Beiträge gegen Rüdgabe der Verfiherungsurfunde binnen 
24 Stunden an ben Agenten entrichtet haben; widrigenfalls fie ihren Ent 
fhäbigungsanfpruc für das Laufende Jahr verlieren, und: dennoch bie im vor 
hergegangenen Jahre bezahlten Beiträge entzichten müſſen, welche nöthigen 
Falls erekutive von ihnen erholt werden würden, ($. 16 u. 22,) 

IV. Die Berfiherungsbeiträge find beſtimmte Prozente, welche jedes Ber- 
einsmitglied in die Vereinskaſſa baar einzuzahlen hat: fie fleigen, je nad ber 
Hagelgefäprlichkeit, Hinfichtlich der geographifchen Lage des verficherten Grund» 
füdes fowohl, als der Zartheit der Pflanze, und des längern. Standes derſel⸗ 
ben auf dem Felde, Grundflüde in Fluren, welche in 15 nacheinander folgen. 
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ven Jahren gar feinen Hagel erlitten haben, zahlen von hundert Gulden der 
verfiherten Ernte einen Beitrag von 36 fr, 

Ein Hagelfhlag in 15 Jahren entrichtet einen Beitrag von 1 fl. 12 fr. 
von hundert Gulden Ernteanfchlag; ſowie jeder fernere Hagelfchlag ben Bel- 
trag immer um 36 fr, erhöht. 

Diefe Höherung findet aber nur dann flatt, wenn der zehnte Theil des 
verficherten Ernteanfchlages durch Hagel befchädigt worden iſt. ($. 18.) 

Die zarten Pflanzen, wie Del und Handelsgewächſe haben die doppelten — 
Früchte aber, deren Ernte ungleich fpäter, als die der gewöhnlichen Aderfrüchte 
gefchieht, 3. B. Hopfen, Wein u. dgl. die dreifachen Beiträge zu entrichten, 
($. 19.) 

Neben diefen Beiträgen werden noch 6 fr. für Shreibgebüpren, vo ein 
fehr mäßiger Negtefoftenbeitrag erhoben. 

Die tHeils auf den Grund rentamtlicher und Tandgerichtlicher Nachweiſe, 
theils nach den Bereinsbücern hergeftellten Klaffifitationen,, leiden durchaus 
feine Abänderung; wenn nicht durch Iegale Zeugniffe ganz unparthelifcher 
Männer, eine Unrichtigkeit in denſelben nachgewiefen werden kann. 


V. Die Verfiherung gefchieht mittelfi gebrudter Faffionsformularen, welche 
immer bei jedem Agenten in gehöriger Anzapl vorräthig find, und in welchen 
alle zu einem Gutskomplexe gehörigen befruchteten Gründe aufzuführen find. 

Jeden Falls iſt aber der Anfchlag nah dem Werthe einer zu hoffenden 
mittlern Ernte feftzufeßen. (c$. 3 — 11.) 


vi. Dominitalifien, Grund» und Zehentherren können ebenfalls ihre Sit. 
ten und Zehenten verfihern. Auch. fie finden Faffionsformularien bei jedem 
Agenten; und bie. nähern Borfohriften in den $$, 12 — 19 der Saßungen, 
Die Entfhädigung gefhieht Hier in ber Regel nach den, von dem Grund» ober 
Zehentheren bewilligten Nachläſſen, und den vom Direktorium etwa angeord⸗ 
neten Zarationen. 


VI. Sedes.Bereinsmitglied muß, wenn feine Gründe behagelt wurben, 
binnen zweimal 24 Stunden dem Agenten, bei dem es fich verfihert hat, 
bie Anzeige machen, welcher längft binnen 3 Tagen durch bie angeord- 
nete Schätzungskommiſſion, die vorläufige Abfhäßung vorzunehmen hat. — 
Kurz vor der Ernte verfügt das Direktorium durch die nämliche Schätungs- 
tommiffion , oder nach Umftänden durch eine eigene Aborbnung, die definitive 
Rachſchätzung, auf deren Grund fofort die Feſtſetzung der Entfchäbigungsfumme 
dur das Direktorium gefchieht, und hienach die baare Entſchädigung felbft, in 
den angeordneten Terminen, durch den Agenten geleiflet wird. 

VIII. Die Entfhädigung wird in der Regel voll und gänzlich geleiftet, 
und zwar die erfle Hälfte Mitte September, und die andere Hälfte aber am 
15. März des folgenden Jahres bezaplt. 

Entfgädigung erhält man au dann, wenn man nur auf einem einzelnen 
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Grundſtücke, oder auch blos auf einem Theile eines Grundſtücks einen Hagel⸗ 
ſchaden im Betrage von der darauf ſtehenden Frucht erleidet. ($. 5) 

IX. Durch die von. Sr. Majeſtät dem Könige huldvolleſt genehmigten 
Satzungen ift Vorſorge getroffen, daß felbf in befonders hagelfchweren Jahren 
mindeftens Ein Drittel des erlittenen Schadens ,. (33'/; Prozent) an die Be 
ſchädigten baar hinausbezahlt werden muß. ($. 31.) 

x. Das Direktorium ifl die, aus der freien Wahl der Bereinsmitglieber 
hervorgegangene Berwaltungsbehörbe des Bereines, welche fireng an die Sap- 
ungen gebunden, biefelbe auf das Geuaueſte zu beachten hat, fo daß jedem Ber 
einsmitgliede, welches fih dur den Ausſpruch bes Direktoriums beſchwert er- 
achtet, der Rekurs an die zufländigen Eivilgerichte, in diefer reinen Privatrecie- 
farbe zuftebt. ($. 37.) 

XI. Dem Direktorium zur Seite flehen bie gleichfalls aus der freien Wahl 
hervorgegangenen Bereinsbevollmächtigten, welchen die Prüfung und Berbe 
fiheidung der von dem Direktorium alljährlich zu flellenden Rechnung obliegt, 
und bie zugleih das Recht und die Verbindlichkeit haben, von der Gefchäfte- 
führung des Direktoriums Einficht zu nehmen, auf Abftellung etwa beobanhteter 
Mängel zu dringen, in wichtigen Fällen auf Einberufung einer Generalver- 
fammlung anzutragen, oder in Uebereinſtimmung mit dem Direktorium bie al: 
Ienfalls fi ergebenden Anftände und prinzipiellen Fragen propiforifch zu erle- 
digen. ($. 40 — 45.) 

Xu Zur allmähligen Bildung eines Refervefondes werben, neben den 
baaren Kaflaüberfchüffen, von den hinaus zu zahlenden Entfchädigungen unter 
500 fl. drei Prozent, von Entfchädigungen zu 500 fl. und darüber aber' fünf 
Prozent in Abzug gebracht, verzinslich angelegt und fortwährend admaſſirt. Ein 
Theil davon wird, wenn es nöthig, zur faßungsmäßigen Befriedigung der Be- 
dagelten verwendet; im Falle bedeutenden Anmwachfes desfelben foll er die Mit- 

‘tel darbieten, zur Herabfeßung der Beiträge allmäplig fehreiten zu können. 


Schlußworte. 

Des Schutzes nicht nur, fondern der höchſten Begünſtigung von Seite der 
Königl. Regierung verfichert, find gewiß zahlreiche Beitrittserflärungen zu bof- 
fen und um fo mehr zu wünfhen, als die möglich größte Zahl der Bereine- 
mitglieder die verläßigſte Bürgſchaft für den Fortbefland und Auffhwung ım- 
feres für die vaterländiſche Agrikultur fo hochwichtigen Vereines ift, deffen Zwed 
keineswegs ein fpekulativer, auf Gewinn berechneter ift, fondern vielmehr dahin 
geht, dem Landmanne, welchem der Hagel die im Schweiße feines Angefichtes 
erzielte Ernte raubt, eine billige, mit feinem Beitrage im — ſtehende 
Entfhädigung zu leiſten. 

Um demfelben eine allgemeinere Theilnahme ver — und 
Dominikalrentenbeſitzer zuzuwenden, geruhten Seine Königliche Majeſtät ꝛc. in 
dem allerhöchſten Beſtätigungsreſcripte vom 15. April I. J. die huldvollſte Zu«- 
fiherung zu erteilen, künftig bei Gefuchen um Kollettenbewilligungen twegen 
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Dagelſchaden in der Regel keinen Bittfieller zu berüdficptigen, welcher nicht bes 
reits vor der erlittenen Befhädigung vem-Hagelverfiherungsvereine für Bayern 
beigetreten war; auch wurden bie Euratelbehörden angewiefen, dahin zu wir- 
ten, baß bei Bewilligung von Darlehen aus Gemeinde - und Stiftungstaffen 
an Zandeigentpümer, im Falle gleichzeitiger Bewerbung mehrerer Kapitalſucher 
jenem der Vorzug eingeräumt werde, welcher mit ſeinen dazu aa = 
figungen unferm Bereine beigetreten ift. 


Werden es nicht auch die Hppothelgläubiger in ihrem Intereſſe finden, fo 
wie e8 bei Feueraffelurauzen der Fall ift, den Beitritt in den Hagelderfiherungs 
verein gleichfalls zu ſtipuliren ? Es tft wohl zu hoffen, 


Möge der guädige Himmel feinen Segen zum Gedeihen dieſes Bereines 
geben ! 


$. 216. Erlaß des Minifteriums des Innern vom 26. Mai 
1840, Amtsbl. Mi 32, p. 202, die Begünftigung der dem Bayer. 
Hagelverfiherungsvereine Beigetretenen bei Darleipen aus Gemeinde: 
und Stiftungsfaffen betr. 


Minifterium des Innern, 

Seine Majeftät der König haben inhaltlich der allerhöchſten Ent- 
ſchließung vom 15. v. M. (Amtsbl. 46 22) zu verfügen gerupt, es folle von 
Seite der Curatelbehörden dapin gewirkt werden, daß bei Bewilligung von 
Darlehen aus Gemeinde» und Stiftungstaffen an Landeigentpümer, im Zalle 
ber gleichzeitigen Bewerbung mehrerer Kapitalſucher, unter fonft gleichen Um⸗ 
Bänden der Sicherheit 2c. jenem der Borzug eingeräumt werde, welcher mit 
feinen bazu geeigneten Befigungen dem Hagelverficherungsvereine für dag Kö⸗ 
nigreih Bayern beigetreten iſt. 


Da die Beweggründe dieſer allerhöchſten Anordnung nicht allein auf der 
Rüdfigt für die Beförderung der allerdings hochwichtigen und gemeinnüßigen 
Zwede des befagten Vereins, fondern eben fo fehr auf dem Umſtande beruhen, 
daß ein, gegen Beſchädigung feines Grundeigentpumes und resp, gegen Ber- 
Luft deſſen jährlichen Ertrages geſicherter Kapitalfchuloner. feine Verbindlichkeit, 
in richtiger Abführung der Zinfen und Friſten an die kreditirenden und. Gtifr 
tungen um deſto gewifler und vollftändiger erfüllen werde, fomit der hypothe⸗ 
kariſchen Sicherheit noch eine weitere, den Perfonalkredit bebende Gewähr pin. 
zugefügt wird, fo wird bie Königl. Regierung, Kammer des Innern, fi 
befonders angelegen ſeyn laflen, für den genauen Bolzug der erwähnten aller 
höchſten Anordnung Sorge zu tragen, deßhalb dem betreffenden Untere, Cura⸗ 
tel- und Berwaltungsbehörben die erforderlichen befonderen Beifungen zugehen 
zu laffen, und infonderpeit zu verfügen, daß in den Anlehenstonfpekten jeden 
Rapitalwerbers genau angegeben werde, ob derfelbe dem Hagelverfiherungd- 
»ereine beigetreten fey. 

Dr. Bichenpfeilen a Berfaflung x. 237 
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$. 217. Unterm 27. Januar 1841, Amtsbſ. M 10, p. 77, 
wurde vor dem Beitritt zu der Döllftadt-Gothaer-Hagelverficherungs- 
banf, als einer nicht Fonzeffionirten, gewarnt, 

— Das Ausschreiben der Regierung der Pfalz vom 24. Februar 
1841, Amtsbl. M. 19, p. 171, die Errichtung von Lokalhülfskaſſen 
betr., fiehe unten $. 266. 

$. 218. Satzungen des Vereins für den Ausbau des Doms zu 
Cöln, Beilage zum Amtsbl. M 10 vom Jahre 1842. 

Der Dom zu Eöln, der teutfhen Bauwerke berrlichfies, harrt der Vollen⸗ 
bung, 

Bereits hat unter dem Namen: „Dombauverein” in Eöln ein Berein ſich 
gebildet, welcher den Zwed hat, vermittelt Darbringung von Gelpbeiträgen, 
und in jeder fonft angemeffenen Reife für die würdige Erhaltung und ben 
Fortbau des benannten Doms nah dem urfprüngliden Plane thätig mitzu⸗ 
wirfen: — aber nicht nur in Cöln felbft, fondern auch auderwärts fchon hat 
das in Frage flehende Werk freudige Unterflüßung gefunden, wie ſolches die zu 
bemerktem Zwede bereits von mehreren Seiten erfolgten nicht unbedeutenden 
Sendungen darthun. Bayern wird hierin nicht zurüdbleiben. 

Es wird diefes, der befonderen Theilnapme Seiner Majeftät des Kö» 
nigs fi erfreuende Unternehmen bei allen Bayern Anklang, und zwar hier 
einen um fo lebhafteren finden, ald gegen 2 Jahrhunderte lang Fürften ihres 
geliebten Herrſcherſtammes den Erzbifhöflihen Sit von Cöln inne hatten, und 
eben jebt wieder ein Bayer denfelben als Friedensbote einzunehmen im Be— 
griffe ſteht. 

Um jedoch hienach in Bayern die Mitwirkung zur Vollendung des Eölner 
Doms gehörig bethätigen zu können, ifl, einen Bayerifchen Berein zu bilden - 
notbwendig, und es haben Seine Königlihe Majeftät in diefer Hinficht 
nicht nur die Bildung eines folchen Vereins mit nachflehenden Sagungen zu 
genehmigen, fonbern auch das Proteftorat desfelben allergnädigfi zu überneh⸗ 
men geruht. 

$. 1, Unter dem Proteltorate Seiner Majeftlät des Königs bildet 
fih in Bayern ein Verein, welcher zum Zwecke hat, durch Geldbeiträge zu dem 
Ausbau des Doms zu Cöln nach dem urfprünglichen Plane mitzuwirken. 

$. 2. Der Bayerifche Verein wird fich wegen Verwendung felner Mittel 
mit dem zu Eöln beftehenden Hauptvereine in Benehmen feßen, und fein Be» 
fireben dahin richten, daß diefelben der Herftellung einzelner, aus dem großen 
Ganzen des Dombaues hervortretenden Theile in der Art augewenbet werben, 
damit dieſe wo möglich als das Werk des Bayerifihen Vereins entfliehen, und 
durch ihn bei Zulänglichteit der verfügbaren Mittel auch zur Vollendung ges 
bracht werben, 

$. 3. Wer dem Vereine beitreten wid, hat ſich zur Entrichtung eines 
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Sahresbeitrans von Einem Gulden zu verpflichten, jedoch Roh. es Jedermann 
frei, auch auf mehr zu unterzeichnen, 

Der Austritt aus dem Bereine muß ein Jahr vorher erlläri werden. 

F. 4. Durch Einzahlung eines Beitrags von 50 fl. kann die Eigenſchaft 
eines Mitgliedes für 20 Jahre erworben werben, 

Diefe Abficht muß jedoch fogleich erklärt werden, wibrigenfalls das Aner» 
bieten als eine für jedes Jahr eingegangene —— — betrachtet 
wird. 

$.5. Die Beiträge find alljährlich an dem biefür zu beſtimmenden Ter⸗ 
mine zu entrichten, 

$. 6. Der Berein wird durch einen allgemeinen Berwaltungsansfguß dere 
treten, welcher außer bem Borftande aus 10 Mitgliedern befteht, und feinen 
Sig zu Münden Hat. — Die Mitglieder des Berwaltungsandfchufles werben 
von 3 zu 3 Jahren aus den zu Münden anmwefenden Bereinsmitgliedern durch 
Stimmenmehrheit gemwäplt. 

Sie beftimmen unter fi den Borfland, den Sekretär und den Kaffier, — 

Die Austretenden find wieder wählbar. 

$. 7. Der allgemeine Berwaltungsausfchuß Teitet alle Angelegenheiten des 
Vereins. Er fegt ſich mit dem zu Cöln beftehenden Hauptveyeine zur Erfül« 
lung des Bereinszwedes in Verbindung, 

Ihm Liegt die Fefftellung der Ausgaben» Etats, bie Feffeßung des Ter⸗ 
mins für bie. Bezahlung der Bereinsbeiträge, die Bereinnafmung und Ber« 
wendung fämmtlicher Bereinsmittel, dann die Prüfung und: der Abfchluß der 
Jahresrechnungen ob. 

$. 8. Neben tem allgemeinen en wird für jeden Re⸗ 
gierungsbezirk ein aus einem Vorſtande und 5 Mitgliedern beſtehender Kreis⸗ 
ausſchuß gebildet, der in der Kreishauptſtadt ſeinen Sitz hat, und nach den im 
5. 6 gegebenen Vorſchriften zu wählen und einzurichten iſt. 

Der Kreisausſchuß hat die Beförderung und Ausbreitung bed’ Vereins in 
dem ihm zugemiefenen Kreife ſich angelegen feyn zu laſſen, bie Beiträge ber 
Bereinsmitglieder zu erheben und an den allgemeinen Berwaltungsausfchuß 
einzufenden, und mit biefem fortgefeßtes Benehmen zur Erreichung bes gemein« 

famen Zwedes zu unterhalten. 

Für Oberbayern hat der allgemeine Berwaltungsaugfchuß bie Geſchäfte bes 
Kreisausſchuſſes durch einen aus feiner Mitte zu bildenden engeren Ausfchuß zu 
beforgen. 

$.9. Nah Umfluß eines jeden Jahres bringt der Verwaltungsausfhuß 
bie Refultate der Berwaltung dur den. Drud zur öffentlihen Kenntniß. 

München, ben 20, Januar 1842, 

Vorſtehende Sagungen werden mit dem Belfügen zur öffentlichen Kennt- 
niß gebracht, Daß der proviforifche Kreisausfchuß für Die Pfalz bereits gebildet 


iſt. Mitglieder desſelben find bie Herren; Dr. Weis, Generalvicar u, Dom: 
78 
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dechant; Alwens, Königl. Regierungspireltor; Buſch, Kanonikus; Foliot, 
Kanonikus; Jaeger, Hofratp und Lyzealrektor, und E, 9. Foltz, Kauf- 
mann zu Speyer. 


$. 219. Statuten des Pfälzer Vereins zur fittlihen Befferung 
verwahrloster armer Kinder und entlaffener jugenblicher Sträflinge, 
Beilage zum Amtsbl, M 56 vom Jahre 1842. 


1. Abſchn. Allgemeine Befimmungen. 

$.1, Der Zweck des Vereins ift fittlihe Befferung verwahrloster armer 
Kinder und entlaffener jugendlicher Sträflinge, 

$. 2. Fürforge für fittlich «religtöfe Erziehung, für Efementar- und Ge- 
werbsunterricht, für Arbeitsgelegenpeit und Unterbringung bet. restfchaffenen 
Pflegeeltern, Meiftern und Dienftherrfchaften und flete Aufficht auf das fittliche 
Betragen und auf den Fleiß und die Arbeitſamkeit der im Obhut genommenen 
jugendlichen Perfonen find im Algemeinen die Mittel, durch welche der Verein 
feine Zwede zu erreichen fich bemühen wirb, 

$. 3, Arme, dem Sittenverderbniffe erponirte Kinder, für beren Erziehung 
aus dem Kreisfond für Findel- und verlaffene Kinder (ſeiner Befimmung nad) 
fein Anfpruch gemacht werben kann, werden von der Epode der Empfänglich- 
feit für fittlich-religiöfen, Unterricht, jugendliche Sträflinge aber vom Tage ihrer 
Entlaffung aus den Gefängniffen. von dem Bereine in Obhut genommen und 
darin fo lange erhalten, bis man von ihrer Beharrlichkelt im ‚Guten überzeugt 
fepn wird, oder bis fie fich auf einen redlichen Erwerbszweig häuslich nieber- 
gelaffen Haben, in der Regel jedoch nie länger, ald bis zur Erreichung ihrer 
Bolljäprigkelt. | 

$, 4. Mitglied des Bereins it Jeder, der ſich verpflichtet, (bis zum Wir 
derruf) einen jäprlihen Beitrag von zwei Gulden zu Beförderung ber Bereind- 
zwede zu bezahlen. - 

Der Widerruf muß vier Monate vor Ablauf des Kalenderjahres gefchehen, 

HG. 5. Der Verein nimmt alle außerordentlichen Beiträge, Gefchente und 

Bermächtnifie, welche ihm gemacht werben, mit Dankbarkeit an, 

$.6. Der Verein bedient fich bei feiner (ausfchließlih nur Vereinsgegen⸗ 
flände betreffenden Korrefpondenz eines, Siegels, auf welchem fih ein mit 
Strahlen umgebenes Auge als Sinnbild der Vorſehung befindet, mit der Um⸗ 
ſchrift: „Der Pfälzer Verein für Sittenverbefferung.“ 


2. Abſchn. Abtheilung des Vereins in Seftionen. 
6. 7. Der Berein theilt fich in Sektionen. 
Die Bereinsmitglieder, welche in einem Gerichtsbezirfe wohnen, bilden eine 
Seftion. 
3. Abfhn. Generalverfammlungen. 
$, 8. Jede Sektion hält am 1. October jeden Jahres eine Generalver⸗ 
fammlung, in welcher die Organe des Bereins oder der betreffenden Sektion 
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gewäßlt, ber Operationdplan: und das Büdget für das fünftige Jahr, fowie die 
Rechnung bed vergangenen geprüft, und überhaupt alle in Antrag gebrachten, 
ſowohl das allgemeine Intereſſe des Vereins, als der betreffenden Sektion be— 
rührenden Gegenflände der Beratpung und Befchlußfaffung unterfiellt werden. 

Jeder Sektions » Generalverfammlung wird, allerhöchſter Beftimmung ge- 
mäß, ein von der Königl. Regierung bezeichneter, am Orte wohnender Königl. 
Beamter ald Kommiſſär beiwohnen. 

$. 9. In diefer Berfammlung hat jedes erfihienene Mitglied eine Stimme. 
Bei Gleichheit der Stimmen wird diejenige Meinung zum Deſchluſſe erhoben, 
welcher der Vorſtand des Ausſchuſſes beigetreten iſt. 

4. Abſchn. Repräſentation des Vereins durch Ausſchüſfſe. 

$. 10. Jede Sektlon wird durch einen Ausſchuß repräſentirt, welcher fel- 
nen Sitz im Hauptorte des Gerichtsbezirkes hat. 

$. 11. Der Ausſchuß des Gerichtöbezirkes Frankenthal, welcher feinen Sig 
in der Kreispauptfiadt Speyer hat, beforgt zugleich nebft den Gefchäften der 
Seltionsausfhüfle überhaupt, unter der Benennung: „Eentralausfhuß” 
Alles, was bie allgemeinen Intereſſen des Bereind berührt, insbefondere in 
denjenigen Fällen, in welchen der Berein in Gefchäftsberührung mit der Königl. 
Kreisregierung kommt. 

5. Abſchn. Bildung der Ausfhüffe. 

$. 12. Die Seltionsausfchüfle befiepen aus gewöhnlichen und außeror- 
bentlichen Bereinsmitgliedern. Sie werden jedes Jahr von ben: Bezirks⸗Gene⸗ 
ralverfaommlungen ($. 9) gewählt. Die Austreienden Zönnen immer wieder 
gewählt werben. 

Zeder Sektionsausfhuß beſteht mindeſtens aus 5, ber Centralausſchuß aber 
aus 7 ordentlichen Mitgliedern. Diefe wählen jebes Jahr aus ihrer Mitte einen 
Vorſtand und einen Sekretär und ein — außerhalb derſelben zum 
Kaſſier. 

Für Verhinderungsfälle wird zu — Zeit ebenſo ein zweiter Vorſtand 
und zweiter Sekretär gewählt. | 

$. 13. Zur Gültigkeit ‚der in. den Sektionsausſchüſſen zu faſſenden Be- 
ſchlüſſe müflen wenigftend drei, und zu jener der in dem Eentralausfchufle über 
Gegenflände (von allgemeinem Intereffe für den ganzen Berein zu faffenden 
Beſchlüſſe mindeſtens fünf Ausfhußmitglieder in den Sitzungen anwefend ſeyn. 
Bei Gleichheit der Stimmen gilt das im $. 9 hier oben aufgeftellte Prinzip. 

Die Ausfertigung der Beſchlüſſe wird von dem Vorſtande und dem Sefre- 
taͤr unterzeichnet, 

6. Abſchn. Wirkungskreis der Organe des Bereins. 

$. 14. Die Borfände der Seklionsausſchüſſe haben’ ebenfo: wie In dem 
Ausfhüffen, au in den Seltiond-Beneralverfammlungen ben Bor, und lei⸗ 
ten den Gang der Verhandlungen. 

6.15. Die Selretäre der Seltionsausfchäffe führen ebenfo in beiden Fäl⸗ 
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Ien das Protokoll, verwahren die den Berein beireffenden Echriften und Ber» 
dandlungen, und beforgen die Korrefpondenz ber Ausfchüffe, 


$. 16. Die Kaſſiere feßen die ihnen von den Ausſchüſſen eingerwiefenen 
Einnahmen in Erhebung, beftreiten die von eben diefen Ausfhüffen auf fie an» 
gewirfenen Ausgaben, und Tegen am Ende des Jahres Rechnung darüber ab. 


$. 17. Jeder Sektionsausſchuß übernimmt die flatutenmäßige Fürſorge 
für alle in feinem Bezirke domizilirte, von dem Bereine in Obbut zu nehmende 
verwahrloste arme Kinder und für die von dem Gentralausfchufe ihm ange» 
zeigt werdenden, demnächſt zu entlaffenden jugendlichen Sträflinge feines Be— 
zirkes. 

Zu dem Ende wählt er ſich in jeder Gemeinde einen oder mehrere achtbare 
Männer (es ſeyen Vereinsmitglieder oder andere) als Korreſpondenten. 


$. 18. Die Korreſpondenten der Ausſchüſſe übernehmen es: 

1. diejenigen Fälle zur Anzeige zu bringen, wo bie flatutenmäßige Fürſorge 
für verwahrloste arme Kinder, für welche auf den Fond für verlaflene Kinder 
fein Anfprucd gemacht werben fann, nöthig und möglich feyn dürfte; 

2. die Art und Weiſe, wie von dem Bereine für folhe Kinder Fürforgs 
getroffen werden kann, vorzuſchlagen; 

3. gegebenen Falls rechtliche Pflegeeltern und Lehrmeifter für ſolche Kin⸗ 
der auszumitteln, und, vorbehaltlich der Genehmigung ber Ausfchüffe, unter den 
von diefen fehzufeßenden Bedingungen auf Rechnung des Bereins Pfleg- und 
Lehrkontrakte abzufchließen 5 

4. den fittlich - religiöfen, den Elementar- und Gewerbsunterriht folcher 
Kinder, Towie bie vertragsmäßige Berpflegung und bie Erhaltung ihres Ge- 
fundpeitszuftandes zu überwachen ; 

5, Vorſchläge zu machen, wie und wo foldye Kinder bei vorgerüdten Alter 
und entlaffene jugendliche Sträflinge nach ihrem Austritte aus den Gefängnif- 
fen bei rechtfchaffenen Dienftperrfchaften und Handwerksmeiſtern, mit oder ohne 
Zufhuß von Seite des Vereins, in Arbeit untergebracht werben können ; 

6. die Gelder, welche jugendliche Sträflinge als Arbeitsverdienſt von den 
Strafanſtalten zu erhalten haben, in Berwahrung zu: nehmen, und biefelben, 
fowie die von dem Bereine bewilligten- Interflüßungen, nad den Anordnungen 
ver Ausſchüſſe für fie u verwenden ; 

T. die jährlichen Beiträge von den in threr nächften Umgebung wohnenden 
Bereinsmitglievern zu erheben und vierteljährig an den Kaffler des Sektions⸗ 
ausfrhuffes zu überfenden, und 

8. von dem Eparakter, von dem fittlihen Betragen und von der Arbeit- 
famfeit der von dem Vereine in Obhut genommenen jugendlichen Perfonen dem 
Ausfhuffe von Zeit zu Zeit Nachricht zu geben. 


$. 19. Außer der bereits im Borbergehenden berührten haben die Aus- 
ſchüſſe noch die weitere Verpflichtung : 
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1. die Zahl der Vereinsmitglieber durch Aufmunterung zum Beitritte fo 
viel möglich zu vermehren ; 

2. den Boranfchlag der Einnahmen und Ausgaben für das folgende Jahr 
vorzubereiten, ihn vor Allem dem Gentralausfhufle zur Abgabe feiner Erin» 
nerungen im allgemeinen Intereffe des Vereins, und dann der Bezirks⸗Gene⸗ 
ralderfammlung zum Abfchluffe vorzulegen, und 

3. dem Eentralausfchufle diejenigen Momente der Wirkſamkeit in feinem 
Bezirke, weiche den Gegenfland des allgemeinen Jahresberichtes bilden, anzu» 
geben. 

$. 20. Der Eentralausfchuß hat folgende Befugniffe und Verpflichtungen: 

1. Anträge — im allgemeinen Intereffe des Nereins in einer Sektions⸗ 
Generalverfammlung geflelt, durch Mehrheit der Stimmen zum Beſchluſſe er- 
hoben und ſammt den Motiven an den Eentralausfchuß eingefendet — werden 
von biefem den übrigen Seftiond » Generalverfammlungen zur gleichmäßigen 
Beſchlußfaſſung überfendet, die gefaßten Befchlüffe fammt Motiven von biefen 
wieder eingeforbert, wenn bie Mehrheit ver Botanten für den Antrag fpricht, 
von bemfelben zum Bereindbefchluffe erhoben, und das Geeignete zum Vollzuge 
besfelben verfügt. 

2. In allen unvorhergefehenen und dringenben Fällen von allgemeinem 
Intereffe Handelt der Eentralausfchug im Namen des ganzen Vereins, gibt aber 
den Sektiousausfhüffen alsbald Nachricht von den getroffenen Verfügungen. 

3. Er überwacht im Allgemeinen das Einfommen bed Bereind und die 
Ratutenmäßige Berwenbung desfelben, verfügt über die für allgemeine Vereins- 
awede beftimmt werdenden Fonds, und bringt die Einnahmen und Ausgaben 
aller Sektionsausfchäfle in eine Haupt-Zufammenftellung. 

4. Er erhebt von fämmtlichen Sektionsausfchüffen die Angaben über die 
Refultate ihrer Wirkfamteit feit der legten Generalverfammlung, und entwirft 
darüber einen Hauptbericht, welchen er mit der Haupt-Zufammenflellung ſämmt⸗ 
licher Einnahmen und Ausgaben und mit dem Namensverzeichniffe fämmtlicher 
Bereinsmitglieder, Korrefpondenten und Wohlthäter des Vereins, der Königl. 
Kreisregierung und fämmtlichen Bereinsgliedern mitteilt und überhaupt geeig- 
net veröffentlicht. Endlich 

5. ſucht fih der Eentralausfchuß rechtzeitige erfchöpfende Auskunft über alle 
Berhältniffe der im Laufe des nächften Quartals entlaffen werdenden jugend- 
lichen Sträflinge zu verfchaffen, welche dur ihr Betragen während der Straf- 
zeit an Tag gelegt haben, daß fie für fittliche Beſſerung noch empfänglich und 
demnach der Fürforge des Bereind würdig find; er trifft die geeignete Einlei⸗ 
sung, daß dem zu entlaffenden jugendlichen Sträflinge von dem Arbeitövere 
dienſte, den er allenfalls von der Strafanftalt zu gut Hat, nicht mehr auf bie 
Hand gegeben wird, als er zur Reife an feinen Beftimmungsert nöthig hat, 
und daB Der Ueberſchuß dem Bereine * zweckmãßigen Berwendung für den 
Sträfling übergeben wird 
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Bon allem dieſem ſetzt der Centralausſchuß den Seetionsausſchuß in Kennt⸗ 
niß, in deſſen Bezirk der zu entlaſſende Sträfling fein Domizil hat, damit von 
jenem bie flatutenmäßige Fürforge für diefen übernommen wird, 

7. Abſchn. Einkommen des Vereins und deffen Berwendung. 

$. 21. Die Beiträge aller Mitglieder des Vereins und bie Gaben von 
Wohlthätern desfelben bilden, zur Erhaltung der Einheit, ein Ganzes — das 
Bermögen bed Vereins. 

$. 22. Die Sektionsausſchüſſe haben bei Entwerfung ihrer Voranſchläge 
nur 2stel aller aus ihrem Bezirke eingehenden Beiträge und Gaben unter den 
Einnahmen zu begreifen. 

Der Ueberreſt wird reſervirt für die allgemeinen Ausgaben des Bereins 
und für Zuſchüſſe, welche denjenigen Bezirken hinzumeifen find, deren flatuten- 
mäßige Ausgaben die 2/, ihrer fämmtlihen Einnahmen überfteigen. 

$. 23. Die beim Abfchluffe der Zahresrechnungen der Sektionsausfchäfle 
ſich ergebenden Ueberfchüffe oder Erübrigungen werden nicht in die Boranfchläge 
mit aufgenommen, fondern find als Beftandtpeile des Fonds für Zufhüfle zu 
behandeln, 

$. 24, Der Centralausſchuß vertheilt, nad Borabzug feiner im allgemei« 
nen Sntereffe zu nehmenden Ausgaben, den Fond für Zuſchüſſe nach Maaßgabe 
des Defizite, welches fi in den (nach $. 19, 8 2) ihm vorgelegt werbenben 
Voranſchlägen befindet, und flellt die, einzelne Settionen treffenden Raten ſo⸗ 
gleich in die betreffenden Voranſchläge ein, 

$. 25. Die Seltiond-Generalverfammlungen haben hienach die Ausgaben 
fürs folgende Jahr genau nad ihren Einnahmen (unter melden die Zufchüffe 
zu begreifen find) zu bemefien, für unvorperzufebende Fälle einen hinreichenden 
Eredit in den Voranfchlägen zu eröffnen, und überhaupt-bafür zu forgen, daß 
die Ausgaben des betreffenden Jahres bie Einnapmen vesfelben niemalen über: 
fleigen. 

$. 26. Die Ausfchüfle dürfen bei ihran Anweifungen auf die Sektiond- 
kaſſen die ihnen in dem Voranſchlage eröffneten Erebite nie überfchreiten, und 
bie. Seftionskaffiere dürfen auf Anmeifungen, durch welche die Eredite über 
fhritten werben, feine Zahlungen Ieiften. 

$. 27, Ueber die im allgemeinen Interefie des Vereins zu machenden 
Ausgaben wird. von dem Gentralausfchuffe ein Woranfıhlag gemacht und den 
Sellionsausſchüſſen mitgetpeilt; wenn in Zeit von 14 Zagen feine Erinnerungen 
bagegen erhoben werben, fo vertheilt der Eentralausfhuß den Betrag diefer 
Ausgaben unter bie vier Vezitke nah Maaßgabe der Bereinsmitglieder, welche 
jeder Bezirk zäplt. 

:Erhobene Erinnerungen werben in der im $. 20, 6 1, vorgefehriebenen 
Form erledigt, 

Der jeden Bezirk treffende Betrag der Ausgaben für allgemeine Bereind- 
swede wird von den Sektiondkaffierern an jenen bes Centralausſchuſſes überfendet. 
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$. 8. Sämmtliche Ausfchußmitgliever und Korrefpondenten bes Bereins 
verrichten ihre Funktionen (als einen Dienft, den fie der Humanität Teiften) 
unentgeldlich. — Es können daher nur baare Auslagen für Büreaubedürfnifle, 
für Kopialien von Rechnungen, Berichten und fonfligen Schriften und für Cal⸗ 
eulrevifionen von Rechnungen u. dgl, — in Ausgabe verrechnet werben. 

8. Abſchn. Schlußbefimmungen. 

$. 29. Abänderungen ber Statuten und Zufäße zu. denfelben können nur 
durch gemeinfchafllihes Zufammenwirken ſämmilicher Seltions » Generalver- 
fammlungen, und zwar in ber im $. 20, A 1 beſtimmten Weife, befchloffen 
werben. 

Befchlüffe der Art können jedoch nur durch eine Mehrheit von /,tel der in 
ber Sektions-Generalverfammlung anmwefenden Mitglieder gefaßt werden, nach⸗ 
bem vorher alle Bereinsmitglieder des Bezirks durch eine Aufforderung mit An⸗ 
gabe des Betreffs berufen worden find, ‚und mir wenn bie Mehrheit der Bes 
fchlüffe der Seltions» Generalverfammlungen für den Antrag auf Abänderung 
ber Statuten und Zufäße zu denfelben ſpricht, — hat der Centralausſchuß die» 
felben zum Bereinsbeichluffe zu erheben, denfelben, nach vorgängiger Einholung 
der allerhöchften Genehmigung, "den Statuten einzuverleiben, die fo mobifizirten 
Statuten den ſämmtlichen Bereinsmitgliedern, wie aud den beireffenden Kö⸗ 
nigl. Behörden mitzutheilen, geeigneten Falles diefelben dur den Drud zu 
veröffentlichen, und für den Bollzug derfelben vie geeigneten Berfügungen zu 
treffen. 

Benn bie Befchlüffe von zwei Seltions - Generalverfammlungen für, und 
von zwei andern ‚gegen den Antrag find, fo werben die Stimmen aller in den 
vier Seltions - Generalverfammlungen aniwefend geweſenen Bereinsmitglieder 
gezählt, und nur-wenn drei Biertpeile aller Stimmenden für den Antrag war 
ren, wirb derfelbe auf bie angegebene Weiſe zum Belchluffe des Vereins er- 
hoben. 

$. 30, Bei Auftöfung des Vereines, wenn biefelbe früher oder fpäter er- 
folgen follte, füllt das ganze Altivvermögen bed Vereins dem Kreisfond für 
Findel» und verlaffene Kinder anheim. 

$. 220. Eine fummarifche Rechnungsüberfiht aller Einnahmen 
und Ausgaben des Hagelverfiherungsvereing für das Königreich Bayern 
vom Jahre 1842, fiehe in der Beilage des Amtsblattes M 25 vom 
Sahre 1813. 
$. 221. Erlaß des Juftizminifteriumd vom 19, September 1843, 
Amtsbl. M 49, p. 409, die Erhebung und Berfendung der Eintritts- 
gebühren und Beiträge der Advofaten in der Pfalz an die Advofaten- 
Wittwen- und Waifen-Penfionsanftalt betr. 
Juſtizminiſterium. 
Dem von den Königl. Generalſtaatsprokurator an dem Königl. Appella- 
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tionsgerichte ber Pfalz am 19. Mai 1843 geſtellten Antrage entſprechend, wer- 
den die Beamten der Königl. Staatsbehörde in der Pfalz ihrer bisherigen 
Obliegenpeit, die Eintrittsgebühren und Beiträge der Advokaten zur Advolaten- 
Wittwen⸗ und Baifen-Penfionsanftalt, zu erbeben und zu verfenden, biemit 
enthoben, und wird die Erhebung und Berfendung bdiefer Gelder dem Oberge- 
richtsfchreiber an dem Königl. Appellationsgerichte der Pfalz und den Gerichts- 
ſchreibern an den Königl. Bezirksgerichten vom Anfange des fünftigen Etate- 
jahres an in der Art übertragen, daß der Obergerichtöfchreiber an dem Königl. 
Appellationsgerichte der Pfalz von den bei diefem Gerichtshofe und die Ge- 
ricptöfchreiber an den Königl. Bezirksgerichten von den bei jedem diefer Gerichte 
angeflellten Advokaten die Eintrittsgebühren und Beiträge zur Advofaten-Bitt- 
wen» und Baifen- Penfiondanftalt Halbjährig zu erheben, und foldhe Gelder nad) 
Abzug des von dem Eentralausfchuffe zur Verwaltung des Advofaten- Wiltiwen- 
und Baifen-Penfionsfondes als Tantieme bewilligten Progents, als Partheiſache 
bezeichnet, an ben erwähnten Centralausfchuß der Advokaten in Münden un«- 
mittelbar zu fenden haben, 

Hienach ift das Weitere zu verfügen, und gegenwärtige Entſchließung durch 
bas Amtsblatt der Pfalz befannt zu machen. 


$. 222. Bekanntmachung des Yuftizminifteriums vom 7. Octo— 
ber 1843, Amishl. M 56, p. 517, die Advofaten- Wittwen- und 
Waifen-Penfionsanftalt betr. 
Zufizminifterium, 

Laut der im Regierungsblatte des verfloflenen Jahres ©. 1005 enthaltenen 
Bekanntmachung wurde allerhödhfler Anorbnung Seiner Majehät des Kö» 
nigs zufolge dem von den Advokaten des Königreiches nach den Befimmungen 
vom 5. Zuli 1832 für die Periode 18*2%,, gewählten Eentralausfchuffe dahier 
bad Bermögen der Advofaten-Wittwen- und Waifen-Penfionsanftalt zur eignen 
Verwaltung desfelben vom 1. October 1842 an, vorbehaltlich der Oberaufficht 
des Zuftizminifteriumg, übergeben, 

Nachdem inzwifchen die von der bisherigen Verwaltung für das lebte Jahr 
18*1/,, geftellte Rechnung revidirt und juftifizirt, nnd dadurch bie Möglichkeit 
gegeben worden ift, ven Betrag des übergebenen Vermögens bekannt zu machen, 





geſchieht diefes hier mit Folgendem : fl. Mb. 

Die Einnahmen beftanden in 54,523 44 1 

Die Ausgaben in 50,98 3 - 

fonach bleibt ein baarex Aktivreſt von 359 4 1 

Die Aktivkapitalien betrugen 181,150 — - 

nnd mit Heberweifung von | 5,72 34 - 
Ausſtänden, wurde dem ——— 


ein Vermögen von 190,868 331 
übergeben. Ä Ä 
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Die oben erwähnten Beftimmungen vom 5. Juli 1832. find folgende : 

L. Dee Eentralausfchuß . zur Verwaltung: des Bermögend ber Advokaten⸗ 
Wittwen⸗ und Waifen-Penfionsanftalt hat’ aus fünf in Münden wohnenden 
Advokaten (nebft zwei Suppleanten) zu beftehen. Diefelben werben von fämmt- 
lichen Advokaten des Königreiches gewählt, wobei Stimmenmehrheit entfcheivet, 

II. Die Wahl wird alle drei Jahre erneuert, 

II. Kein Mitglied des Ausfchuffes ift verbunden, vor Ablauf von. fechs 
Jahren, vom Ende feiner dreijährigen Funktion an, neuerbings in den Aus- 
ſchuß zu treten, 

IV. Die fünf (wirklichen) Mitglieder des Ausfchuffes haben aus ihrer 
Mitte den Vorftand und Rechnungsführer zu wählen, 

V. Bon der Beftimmung des Ausfchuffes hängt es ab, ob bie Kafle dem 
NRehnungsführer, oder einem andern Ausfchußmitgliede, oder einem Dritten 
übergeben werben folle. 

VI. Jede geftellte Jahresrechnung ift nach gefchehener Revifion und Rich» 
tigftellung derfelben dem Zuflizminifterium zur Einficht vorzulegen. 

VIL Der Rechnungsführer erhält einen Funktionsgehalt von 120 bis 200 fl, 
worüber nad dem Umfange der Funktion, und nach dem motivirten Gutachten 
bes Ausfchufies von dem Zuflizminifterium die Beflimmung getroffen wird. 

VIII. Die Feſtſetzung der Penſionen für die Wittwen und Waifen der 
Advokaten des Königreichs ſteht auf derichtlichen Antrag des Ausſchuſſes dem 
Juſtizminiſterium zu. 

Theils zur Ergänzung, theils zum Vollzuge dieſer Beſtimmungen wurden 
von dem Centralverwaltungsausſchuſſe am 30. Auguſt 1842 folgende, von 
Seiner Majeſtät dem Könige am 8. September 1842, in nachſtehender 
Art genehmigte Befchlüffe gefaßt: 

I. Für die Aovofaten » Wittwen - und Walfen« Penfionsanftalt foll auf 
Koſten derfelben ein eigenes mit den erforderlichen Kanzleirequifiten ver» 
ſehenes Büreau errichtet, und bis zur Ausmittelung eines hiezu geeigneten 
Rändigen Lokals, ein Zimmer in ver Wohnung des Ausihußvorfiandes ge⸗ 
miethet werben, 

11. Behufs der Vermögensverwaltung foll eine eigene ——— be⸗ 
ſtehend: 

a) aus dem jeweiligen Vorſtande des Centralausſchuſſes, 

b) aus einem von dieſem aus feiner Mitte gewählten Kontroleur und 
Referenten, bezüglich des gefamniten Rechnungs und Kaffawwefens, nnd 

e) aus einem Gefchäfts- und Rechnungsführer gebildet werden. 

IM. Dem letztern find nebſt der Rechnungsführung und Buchhaltung and 
die Funktionen des Kaſſiers und Actuars der Anftalt, namentlich in letzterer 
Eigenfchaft alle Kanzlei» und Regiftraturgefchäfte des Ausfchuffes und der Ad⸗ 
minifirationstommifflon zu übertragen. 

IV, Der Gefihäfts- und Rechnungsführer foll ein von dem Gentralaus- 


428 Binted Bud. — Vollswirthſchaft. 


fchuffe in widerrufliher Eigenſchaft angeftelltes, und aus ber Advofaten-BWitt- 
wen» und Waiſen⸗Penſionskaſſe befoldetes, rechnungsverftändiged Individuum 
feyn , weldhes eine Kaution von 500:fl. zu leiſten, und ald Redhnungsführer 
und Kaffier 200 fl., dann als Aftuar 150 fl., zufammen alfo jährlich 350 fl. 
Funktionsgehalt zu beziehen hat. 

V. Die Kaffe dat unter dem dreifachen gemeinfhaftlichen Berfchluffe ber 
oben IE. a, b,-c, benannten Abminifiratoren zu fteben, jedoch kann dem Rech— 
nungsführer und Kaffler eine Handkaſſe mit einem der geleifteten Kaution gleich 
fommenden Betrage allein überlaffen werden. 


VI. Zur Gefdäftsförderung und Bereinfahung ift der Eeniralausihus er 
mädtigt, In den Kreifen des Königreiches aus der Zahl der in bemfelben 
mohnenden Advokaten Agenten aufzuftellen. 

Diefes wird den bei der Advofaten-Wittwen» und Baifen-Penfionsanftalt 
Betpeiligten wit dem Anhange befannt gemacht, daß dem Centralverwaltungse 
ausſchuſſe nachträglich auch die Rechnung von 18°Y/,, ausgehändigt worden ifl, 
und daß die von den Hinterlaffenen der Advofaten des Königreiches auf den 
Grund der allerhöchſten Verordnung vom 27. Zuni 1808 (Neggsbl. S. 1449 
— 1459) geftellt werdenden Penfiong» und Unterflüßungsgefuhe, mit den er» 
forberlichen Zeugniflen verfegen, nah Nummer VII. der Befimmungen vom 
5. Juli 1332 fünftig bei dem Centralausſchuß zur Verwaltung des Advofaten« 
Wittwen⸗ und Waifen-Penflonsfondes dapier unmittelbar einzureichen find, 


Siebenzehntes Eapitel, 
Die Bayer. HSppotheken- und Wechſelbank. 


$. 223. Gefes vom 1. Juli 1834, Amtsbl, M. 39, p. 416, 
die Errichtung einer Bayer. Hypothefene und Wechſelbank betr. 


Ludwig, K. 

Wir Haben nach Vernehmung Unſeres Staatsraths mit Beirath und 
Zuftimmung Unferer Lieben und Getrenen der Stände bes Reiches befchlof- 
fen und‘verorbnen wie folgt: 

$. 1, Die von einer Privatgeſellſchaft zu errichtende Hppotheken ⸗- und 
Wechſelbank fteht unter dem Schutze und der fortwährenden Oberaufficht ber 
Staatsregierung, 

$. 2, Sie erhält für ſich und- ihre allenfallfigen Filialbanken das au 
fohließende Privilegium $. 8, Banknoten auf den Inhaber (au porteur) in 
Umlauf zu feßen. Nachahmungen oder Veränderungen der Banknoten werben 
bis zur Belanntmadhung: eines allgemeinen Strafgefeßbudes in den älteren 
Kreifen diesfeits des Rheins nach Art. 347 Thl. J. des Strafgeſetzbuches vom 
Zahr 1813 befiraft. Im Rpeinkreife fol die Strafe der Zwangsarbeiten nit 
unter 8 Jahren nach den Diftinktionen des Art. 347 Thl. I. des Strafgeſetz⸗ 
buches vom Zapr 1813 eintreten. Die Dauer. diefer Privilegien wirb ber 
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Staatsregierung nach vorläufigem Benehmen ımit den Bankunternehmern zu 
beftimmen überlaflen. 


$. 3, Ihre Statuten, fo wie die in der Folge zu treffenden Abänderungen 
derfelben unterliegen der Königl. Genehmigung, 

$.4. Der Bankfond wirb dur baar einzuzahlende Actien gebildet. 

$.5. Actien der Bank werden unr auf Namen weder auf Wahlſprüche, 
noch auf jeden Inhaber (au porteur) ausgefellt, 


$. 6. Die Bank Hat wenigftens drei Fünftpeile ihres Fonds zu Anleihen 
auf Örund und Boden zu verwenden, 

Das Marimum der Zinfen it Bier vom Hundert, Die Bank iſt verbun« 
den, auf Verlangen Annuitäten im Verhältniſſe diefes Zinfes zu bewilligen. 


$. 7. Sie ift ermärhtiget, mit den Übrigen zwei Fünftheilen andere Bank⸗ 
und Werhfelgefchäfte zu machen und hat hiebei vorzüglich bie gewerbtreibende 
Klaffe zu unterflügen, 

Dagegen find ihr Kommiffionsgefchäfte und Geſchäfte in ausländifchen 
Staatspapieren, fowohl per Kafla als ‚auf Lieferung oder Depot unterfagt. 
Die Bank kann Leibrentenverträge ſchließen, und eine Lebensverficherungsan- 
ſtalt errichten. 


$. 8. In Folge diefer Befugniffe. und Berbindlichkeiten wird der Bant 
die Emittirung. von unverzinslichen Banknoten bewilligt; die Summe dieſer 
Banknoten darf jedoch nie den Betrag von Yu, des Bankfondes, im höchften 
Balle nie die Summe von 8 Millionen überfehreiten, und muß jebenfalls für 
%, der Emiffion. mit dem Doppelten der von ihr auf Grund und Boden an» 
liegenden Hypothek, für das Weitere 1/, aber wenigftens mit einem gleichen 
lets in baarem vorhandenen Gelvvorrathe der Banklaffe gededt feyn. Die 
Bank ıft verpflichtet, ihre Noten auf Begehren fogleih bei ihren Kaffen einzu» 
löfen ; die Banknoten follen in ihrem geringfien Betrage nicht unter 10 fl, aus⸗ 
geftellt werben. 


$. 9. Die Bank und ihre Filialbanken genießen für ihre Wechfelgefähäfte 
bie Wechſelrechte des Augsburger. Handelsplaßes, Die Filialbanfen haben 
ifren Gerichtsſtand bei den Handels» und Werhfelgerichten, wo fie ihren Sitz 
haben, | 

$. 10. Die Bank wird in ihren von der Staatsregierung genehmigten 
Statuten jene Befimmungen feftfeßen, welche zu Sicherſtellung der pünktlichen 
Entrihtung der Zinfen und Friſten von den auf Grund und Boden zu machen⸗ 
den Darlehen nöthig erfcheinen, und in bie Darlehensverträge aufgenommen 
werben follen, j 


$. 11. Unfere Staatsminifterien des Innern und der Finanzen find mit 
dem Bollzuge beauftragt. 


$. 224. Königl, Verordnung vom 18, Juni 1835, Amisbl. 
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M. 29, p. 305, die Statuten der Bayer. Hypothelen⸗ und Wechſel⸗ 
banf betr. 
Ludwig, 8 

Nachdem Wir die Schlußrebaction der von dem dahier verfammelten Aus» 
fhufle der Bankactionäre berathenen Bankſtatuten neuerdings einer forgfältigen 
Prüfung unterworfen, und hiedurch die Meberzeugung gewonnen baben, daß 
bie einzelnen Beflimmungen bem bezielten Zwede zu entfprechen geeignet feyen, 
fo ertheilen Bir gedachten Statuten hiedurh Unfere Genehmigung. 


Bei dem im Berlaufe diefer Berhandlungen bewährten Eifer und ber 
regen Thellnahme für Beförderung Unferer landesväterlihen Abfichten über 
lofien Bir Uns gern und mit vollflommenfter Beruhlgung zum Voraus dem 
Bertrauen; die Bankgeſellſchaft werbe auch nach Erſchöpfung der den Zweden 
der Hppothekenbank zuerfannten zwölf Millionen Gulden, auch über biefe 
Summe die Hypothefenanlehen fo weit ausdehnen, ald es unbeſchadet bes 
Bankinfitutes gefchepen kann, und. namentlich zur möglichen Beförderung bes 
Annuitätenfpflemes vermittelnd zwifchen die Geld» und Güterbefiger treten. 


Dagegen wollen Wir im Hinblide auf die eigentpümlichen Schwierigkei- 
ten, welche Uns in einer befondern Darflellung von Seite des VBantausfchufles 
bemerkbar gemacht worden, auch geftatten, daß die Banfgefellfchaft die Erreich- 
ung ber in $. 10 bes Gefehes vom 1. Juli 1834 angedeuteten Sicherftellung 
der pünktlichen Entrichtung der Zinfen und Friſten von ben auf Grund unb 
Boden zu bemwilligenden Darlehen vorerft Iediglich im Annuitätenfyfteme finde, 
vorbehaltlich jedoch der Verpflichtung der Bank, in Ermanglung der ent 
fprechenden Zabl vollfommen flatutenmäßig begründeter Annuitätendarlehend« 
gefuche, auch andere Hppothefaranleipen im Allgemeinen zu geben‘, fobald bie 
Binwegräumung folder Schwierigkeiten auf dem geeigneten Wege herbeigeführt 
feyu wird, 


Anlangend die fonftigen, in erwähnter Darftellung des Bankausſchuſſes 
berührten Wünſche, find Wir geneigt, denſelben jene wohlwollende Aufmerk- 
famfeit, welche Uns bei Begründung des Bankinſtitutes geleitet, — zuzuwen⸗ 
ben, um bie Ausbildung und das Gedeihen einer Anftalt zu ſichern, welche 
Unferer Huld und Gnade, fowie des Königlichen Schußes forthin verfihert 
feyn kann. 


‚Statuten der Bi Hypotheken und Wechfelbanf. 
Erfter Abſchnitt. Fundation und Dauer der Bank, 
$. 1. Die Bayer. Hypotheken⸗ und Werhfelbant ift eine, von einer Pri⸗ 
vatgeſellſchaft gegründete, unter dem Schuße und ber fortwäprenden Oberauf- 
fit der Staatsregierung ſtehende Anflalt. 
Sie Hat die ihr durch das Geſetz vom 1. Zuli 1834 beigelegten Rechte 
und Berbindlichkeiten und ihr Bermögen iſt Privateigentpum der Geſellſchaft. 
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$. 2. Dieſe Anſtalt zerfällt nach ihrer, durch jenes Geſetz bezeichneten 

Tpätigkeit, in eine 
a) Hypothefenbant, 
b) Wechſelbank. 

$. 3. Die Hypothefenbant gründet ſich ala Privattrebitvereinsanftalt auf 
die für Kreditvereine beftefenden gefeglichen Beflimmungen. 

$. 4. Der Sitz der Hppotheken⸗ und Wechſelbank it in Münden. Jeden⸗ 
falls wird baldmöglichft in Augsburg eine Filiale ertichtet,, welihe in dem Un⸗ 
terorbnungsverhältniß einer Filiale in Beziehung auf das Eskompto, Leih⸗, 
Depofito- und Girogefchäfte den nämlichen Wirkungskreis, wie die Bank erhal- 
ten fol. Webrigens können nad Bedarf auch noch in andern Städten Bayerns 
Silialanftalten errichtet werden. 

$.5. Der Bank fleht zu, ihren beim Beginne aus zehn Millionen Gul⸗ 
den, beflebenden Hauptfapitalftod mit der allmähligen Entwidlung und Aug 
dehnung der Geſchäfte anf 20 (zwanzig) Millionen Gulden auszudehnen. Ze» 
denfalls verpflichtet fich diefelbe auch ohne diefe Ausdehnung und zwar nad 
Maßgabe der erfolgenden fatutenmäßigen Anmeldungen, und ohne deren Ber- 
jögerung die Summe der Darleihen auf Hypothelen bis zu dem Betrage von 
12 (zwölf) Millionen Gulden zu erhöhen. Bei jeder vom nun an von Seite 
der Bantadminiftration vorzumehmenden Emiffion gebührt den GSubfcribenien 
der frühern zehn Millionen Gulden bezüglihd der Hälfte der zu emiitirenden 
Actien und zwar in dem Verhältniſſe ihrer früheren Subferiptionen dee Bor 
zug, ein Viertel wird zur Verfügung der Staatsregierung geftellt, über ben 
von Teßterer nicht disponirten Theil, fowie über das letzte Viertel verfügt die 
Banladminiftration. Hat die Bank von diefer weiteren Emiffion bereits einen 
Refervefond gebildet, fo if derfelbe vor Allem von den Uebernehmern der neu 
auszugebenden Bantactien im Berhältniffe ber neuen Emiffion zu den bes 
reits beftehenden Subferiptionen zu erhöhen. 

$. 6. Zur Bildung des Kapitalftodes werben auf den Namen des Erwer⸗ 
bers Iautende Achten zu fünfhundert Gulden ausgegeben , welche durch bloßes 
Indoffement und ohne gerichtliche Dazwiſchenkunft von einem Beſitzer auf den 
andern übergehen können, 

Die Actien werden nah ihren laufenden Nummern und unter Beifeßung 
des Namens des Mebernehmers in ein eigenes Buch (Actiengrundbuch) -einge» 
tragen. 

Eine Umfchreibung in diefem Buche auf einen andern Namen kann nur 
nah Borlage der Originalactie gefchehen, und bis zu berfelben wird ber in 
dem Actiengrundburhe zulegt genannte Befiger als Inhaber betrachtet. 


$. 7. Die Kapitaleintfagen werden in baarem Gelde an die Bankadmini⸗ 
fration gemacht. Diefelbe Hat die Raten zu beflimmen, nach welchen bie Ein» 
ſchüſſe geleiftet werden follen, und die Actionäre zur Einzahlung einen Monat 
vorher aufzufordern, Diefelben find verpflichtet, beim Beginne der Bank, auf 
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die nach Erfcheinen ber genehmigten Statuten von Seite der Bankabminiftration 
gefchehene Aufforderung zehn Prozente des Betrages der Actie, mit fünfzig 
Gulden, gegen eine auf ihren Namen lautende Actienpromeffe fogleih einzu» 
fchießen. Diefelben können nie und in feinem Falle angehalten werden, für die 
Actie mehr als fünfpundert Gulden an die Bank zu bezahlen. 

$. 8. Jede Arctie hat gleichen Antheil an dem Bankfonde und an dem 
aus den Bankoperationen hervorgehenden Gewinne, 

Während der Dauer der Bank findet keine andere Bertheilung als die der 
Dividende und Superbipidende flatt, 

$. 9, Actien können Inländer und Ausländer, Korporationen und inlän- 
bifhe Staatskaſſen erwerben. 

$. 10. Einer jeden Actie werben, vorläufig auf zehn Jahre, halbjährig 
aahlbare Dividendkoupons, demnach 20 Stücke beigelegt. Der jährlige Zin- 
fenbetrag ift auf drei Prozente feflgefegt, wonach ein halbjährig zahlbarer 
Zinsfoupon (Dividende) die Summe von fieben Gulden und dreißig Kreuzern, 
jedoch mit der weitern Bemerkung ausfprieht, daß aucd der (nach $. 40) aud- 
zumittelnde Gewinnfiantheil (Superbividende) in dem von der Banktabminifira- 
tion Öffentlich befannt ‚gemachten Betrage gleichzeitig mitvertheilt werbe. 

$. 44. Die Dauer. der Bank ift auf neun und neunzig Jahre feflgefeßt. 
Die ihr zufommenden Privilegien erlöfchen, wenn fie nicht erneuert werben, 
erſt nad Ablauf diefes Zeitraumes, 

Zweiter Abfchnitt. Rechte und Privilegien der Bant. 

$. 12. Die Bank und ihre Filiale 

1. genießen nicht allein in allen vorkommenden Fällen das Augsburger 
Wechſelrecht, fondern alle Streitigkeiten zwifchen ihr und den Werhfel- und 
Merkantilgerichten unterworfenen Gefrhäftsleuten werden, in fo weit es ſich um 
Wechſel⸗ und Merkantilgefchäfte handelt, bei den betreffenden Handels, Wedh- 
fels und Merkantilgerichten nah den Beflimmungen des Augsburger Wechfel- 
rechtes entishieden, wenn nicht durch befondere Uebereinkunft zwifchen der Bant 
und den Betheiligten ausnahmsweiſe etwas anderes bedungen wurde; 

2. ſchließen ihre Gefpäfte und fertigen ihre Urkunden unter der Firma 
„Bayer. Hypotheten» und Wechſelbank“, welche Fertigung glei jener einer 
öffentlichen Behörde zu achten iſt; 

3. führen ihr eigenes in der Anlage J. bezeichnetes Siegel, 

4. genießen das Recht, daß bei ihnen Depofiten- und Pupillengelvder von 
ben Königl. Behörden gegen billige Berzinfung hinterlegt werden dürfen. 

$. 13. Die Bank Hat das ausfchließige Privilegium , Banknoten auf den 
Inhaber (au porteur) in Umlauf zu feben, deren Betrag nicht unter gehn Gul- 
den feyn foll. 

Die Summe berfelben darf jedoch nie den Betrag von vier Zehntel des 
Kapitalfiodes der Bank, im höchſten Falle nie die Summe von 8 (acht) Mil- 
lionen Gulden überfepreiten,, und muß jedenfalls für drei Biertheile ver Em- 
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milfion mit dem boppelten, -der von ihr auf-Grund und Boben anliegenden 
Hppotpel, für das weitere vierte Biertpeil aber, wenigftens mit einem gleichen, 
ſtets in -baarem vorhandenen Geldvorzathe der Bankkaſſa gededt feyn. Die 
Banfadminiftration hat überdies dafür zu ſorgen, daß außer biefem Geldvor⸗ 
rathe auch die übrigen brei Biertheile bed Betrages der ausgegebenen Bankno⸗ 
ten durch leicht umzuwandelnde in ber Bankfafia ſich befindende Valuten ge- 
fihert find. Die Banknoten können bei öffentlichen Kaflen nah ihrem Nenn- 
werthe an Zahlung gegeben werben, 

$. 14. Die Bank ift verpflichtet, bei jenen * Kaſſen, welche ſie beſonders 
dazu beſtimmen wird, Banknoten gegen baares Geld auszugeben und an⸗ 
zunehmen. 

$. 15. Die Bankvaluta if die Bayer, Reihswäprung, bie Bankkaſſen 
empfangen und bezahlen nur in: 

1/, und !/, Kronenthalern zu 2 fl. 42 Er. 
Konventiondthalern zu 2 fl. 24 fr. 
in 20r Stüden zu — fl. 24 fr. 
and zur Ausgleihung nur in Bayer, Scheidemünze. 

$..16, Die Bank nimmt auf die von ihr. ausgegebenen Banknoten ober 
bei ihr hinterlegten Gelder und andern Gegenflände weder Amortifations- noch 
Arrefigefuhe an. 

$. 17. Zu Verluſt gegangene Actien, und andere auf Namen ausgeftellte 
Urkunden ber. Bank, können nad den, bei den inländifchen Staatspapieren be» 
fiependen Gefeßen, von den Gerichten amortifirt werden, worüber die Banfad- 
minifiration fogleich in Kenntniß zu feßen if. 

$..18. Nach Ablauf ihres Privilegiums oder bei ihrer einftigen XAuflöfung 
hat die Bank für alle ſich no im Umlaufe befindenden Noten den baaren 
Betrag bei einer Königl. Kaffe zu erlegen. 

Der Betrag der drei Jahre nach gefchehenem Aufrufe nicht umgewechfelter 
Banknoten fällt, ſo wie dies auf den Banknoten bemerkt it, dem Bankfonde 
beim, 

Dies tritt auch ein, wenn die Banfadminifiration entweber wegen * 
Abnützung der Banknoten oder aus andern Gründen die im Umlauf befindlichen 
Banknoten gegen andere umwechſelt. 

$. 19. Die Nachmachung oder Veränderung der Banknoten wird nad 
Art, 2 des Gefetzes vom 1. Zuli 1834 befiraft. 

$. 20. Der Bank flieht das Recht. zu, fih rüdfihtlich ihrer ſammilichen 
Forderungen an einen Deponenten, durch den Werth feines Depots ohne ger 
richtliche Dazwiſchenkunft, bezaplt zu maden. 
Dritter Abſchnitt. Berpältniffe der Bank zur Staatsregierung. 

$. 21. ‚Die. Königl. Staatsregierung übt durch einen Königl. Kommiffär 
bie fortwäprende Oberaufſicht auf die Einhaltung der von ihr genehmigten 
Bankſtatuten. Derfelbe fann zu biefem Zwede: 2 
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4, den Bahlen, a ee und Sitzungen der _—. 
tion beiwohnen, 

z von den Kaflen und Büchern der Bank jederzeit Einficht nehmen, und 

3. hat unter fpegieller Berantwortlichleit über den gewiſſenhaften Vollzug 

der, im $. 13 rüdfichtlih der Banknoten gegebenen Beſtimmungen, zu wachen, 
ſo wie bie Banknoten vor ifrer Emiffion mit Unterſchrift oder Stempel zu 
unterfertigen. 

$. 22. Sollte der Königl. Kommiffär in vorkommenden Fällen der DMein- 
ung feyn, daß der Ausfchuß oder die Dankabminifitation ihre Befugniffe zu 
überfehreiten, oder gegen die Statuten zu handeln im Begriffe flefe, und foll- 
ten feine deßhalb gemachten Erinnerungen nicht berüdfichtigt werben, fo berich⸗ 
tet er augenblidfich an die Königl. Staatsregierung, worauf der in Zweifel 
gezogene Gegenftand bis zur erfolgten Entſcheidung fuspendirt bleibt. 

$. 23. Die Bank kann fich in ihren Angelegenheiten unmittelbar an die 
Königl. Minifterien wenden. 

$. 24. Wenn die Staatsregierung mit der Bank zum Behufe ihrer Unter- 
nehmungen, auf irgend eine Welfe in Gefchäftsverbindung treten follte, fo fin⸗ 
den alle in den Statuten und Reglements der Bank enthaltenen Beſtimmungen 
ebenfo, als wenn die Banf mit Privaten Gefchäfte abfchließt, ihre volle An- 
wendung. 


Bierter Abſchnitt. Adminifration der Bank. 

$. 25. Die 40 größtbetheiligten Actionäre ($. 37) bilden der Bankaus⸗ 
ſchuß. 

$. 26. Der Bankausſchuß wählt aus den in Münden wohnenden Ar 
tionären 7 Adminifiratoren, und diefe wieder aus ihrer Mitte einen erfien und 

zweiten Direktor. 
j $. 27. Die Banfadminiftration wählt jährlich die ihr nöthig ſcheinende 
Anzahl von Eenforen aus den in Münden wohnenden fachverftändigen Gr- 
fchäftsleuten, welche darauf zu fehen haben, daß nur als folid anerfannte Han⸗ 
delsfirmen zum Diskontiren zugelaffen werben; zur jebesmaligen Entſcheidung 
werben 3 Cenforen erfordert. 

6.238. Die Wahl jedes einzelnen Adminiftratord foll befonders vollzogen 
und erfi nach Belanntmachung der Wahl des erfien, zur Wahl ders zweiten, 
dritten u. f. w. gefihritten werben. 

$. 29, An dem Ausfchuffe, fo wie an der Apminiftration Fönnen nur, zur 
freien Verwaltung ihres Vermögens berehtigte, inlandiſche Actionãre Theil 
nehmen. 

Ausgeſchloſſen ſind: Frauen und Ausländer, fo wie Korporationen und 
Staatskaſſen. 

Im Konkurs begriffene oder geweſene Individuen köͤnnen, wenn fie ihre 
früheren Verbindlichkeiten nicht vollkommen erfüllt haben, weder in ben And 
ſchuß — noch in die Apminifiration eintreten. Kein Actionär Tann fi dabei 
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durch einen Bevollmächtigten vertreten laflen, ausgenommen bievon find bie 
Mitglieder des Königl. Hauſes. 

$. 30. Jeder Adminificator muß wenigftens zwanzig, auf feinen Namen 
in dem Actiengrundbuche eingetragene, und während der Dauer feiner Funktion 
bei der Bank hinterlegt bleibende, Actien befigen. 

$, 31, Bei dem Beginne der Dank treten von den gewählten Adminiſtra⸗ 
toren nach Berlauf des erfien Jahres einer, und in jedem ber zwei nachfolgen⸗ 
den Sabre immer drei nah dem Loofe, für bie Folgezeit aber nad ihrem Ein» 
trittdalter- aus. Die Austretenden können wieder gewählt werben. 

$. 32. Die Adminiftratoren und Cenſoren befleiden ihre Stellen als 
Ehrenämter unentgeldlich ; jedoch bleibt ed dem Ausſchuſſe für die Zukunft un« 
benommen , den, Adminiftratoren und Cenforen eine billige Entſchädigung für 
ihre Zeitverſaͤumniß u. ſ. w. zu bewilligen. 

$. 33. Die Adminiſtration berathet unter dert Vorſitze bes Direktors 
wöchentlich wenigſtens einmal in follegialer Form bie Angelegenheiten ber Bank, 
Zur Zaffung eines gültigen Befchluffes wird die Anwefenpeit von wenigſtens 
brei Mitgliedern außer dem Direktor, welchem bei Stiumengleichheit eine zweite 
entfheldende Stimme zufommt, erfordert, welche die Situngsprotofolle mit 
dem Direktor unterzeichnen, 

Der erfte, und in deſſen Berhinderungsfalle der zweite Direktor, repartixt 
die Gefchäftseinläufe. Jeder der Adminiſtratoren erhält ‚einen befondern Ge» 
fhäftszweig zur befondern Aufficht. 

$. 34. Die Bankadminiftration ordnet den Gefchäftsgang der Bank, ent- 
wirft die, für jeden einzelnen Zweig nötpigen Reglements ‚ernennt das zur 
Gefpäftsführung der Bank nöthige Perfonale, und beflimmt deffen Befoldung 
fowie die zu leiftenden Kautionen, Ebenfo bezeichnet die Bankadminiſtration 
den Wirkungskreis der von ihr eingerichteten und unter ihrer Aufficht ſtehenden 
Biliale durch geeignete Reglemente. Sowohl die Reglements als die Perfonal. 
ernennungen find dem Ausfchuffe in feinen durch die Adminiftration veranlaßten 
Berfammlungen vorzulegen. 

$. 35. Die Banfabminiftration wählt einen Rechtsgelehrten zur Berathung 
und Vertretung ihrer Rechtsangelegenpeiten, 

$. 36. Alle Urkunden der Bank, als die Bankactien, Anweifungen , ver- 
zinsliche Schuldurkunden u. f. w., werden im Namen der Bayer. Hppotheken⸗ 
und Wechfelbant ausgeflellt, von einem ber Direktoren und von einem bem 
treffenden Sefchäftszweige vorſtehenden Adminiſtrator unterzeichnet, fowie mit 
dem Siegel der Bank verfehen. 

$. 37. Zu der in der Regel jährlich einmal, und zwar am zweiten Mon» 
tage des Januars abzupaltenden Ausfchußverfammlung ruft die Bankadmi⸗ 
niftration die nach ihrem Actiengrundbuche am Tage der Einberufung und ſechs 
Monate vorher, größtbetheiligten vierzig Actienbefiger ein, wobei der länger, 
Actienbefig bei gleicher Actienanzapl den Vorzug gibt. In dringenden Fällen 

28 * 
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kann bie Bantabminifiration den Ausfhuß auch öfter verfammeln. Der Direl- 
tor der Banfabminiftration hat bei diefen Berfammlungen ben Vorſitz. 


$. 38. Die Bankapminiftration hat bei der im Sanuar jeden Jahres 
fattfindenden Berfammlung des Augfchuffes die jährlichen Rechnungsabſchlüſſe 
vorzulegen, die ausgewiefenen Erträgniffe der Bank der Prüfung zu unterlegen, 
die für nöthig erachteten Abänderungen in den Statuten oder Reglements vor⸗ 
zuſchlagen, und überhaupt über alle Berhältniffe ver Bank Aufflärung zu geben. 

Bei allen deffallfigen Beſtimmungen entfcheidet die Stimmenmehrheit, mit 
Ausnahme der Abflimmung über die von einem Ausfchußmitglieve in den An» 
trag gebrachten Abänderungen der Statuten, melde der Königl. Staatsregier- 
ung nur dann zur Beftätigung yorgelegt werben können, wenn drei Biertheile 
der anwefenden Ausfchußmitglieder für diefelben geſtimmt haben. 


Bünfter Abſchnitt. Befimmungen über die Dividende und ben 
Reſervefond. | 

$. 39. Die Bankadminifiration hat jährlich zweimal, am Ende Juni uud 

Ende Dezember, ihre Bücher abzufhliegen, um den bei den Bankoperationen fich 

ergebenden, und als Dividende, nach Abzug des Beirags für den Nefervefond 
gleihmäßig auf jede Actie auszutheilenden Gewinn auszumitteln. 


$. 40. Als Dividende werden vor Allem drei Prozente des Nominalla- 
pitald einer Actie (von 500 Gulden — halbjährig mit Sieben Gulden und 
dreißig Kreuzern) feſtgeſetzt. 

Bon dem übrigen ſich ergebenden reinen Gewinne werben nach Abzug aller 
Untoften, Berlufte unb zweifelhaften Forderungen, drei Biertheile ebenfalls 
gleichmäßig auf jede Actie ald Superdividende ausgemworfen. 

Das Refultat des jedesmaligen balbjährigen Bankabfchluffes wird öffent» 
lich bekannt gemacht; worauf bie Dividende und Superdividende gegen Zurüd- 
gabe des treffenden Koupons erhoben werden können. Bei dem erfien Red» 
nungsabfchluffe der Bank wird nur die nach der Zeit der Einfchüffe zu 
berechnende Dividende von drei Prozent ertpeilt, 


$. 41. Dur den, nach Vertheilung von drei Biertheilen des Gewinnſtes 
noch verbleibenden vierten Biertheil wird ein NRefervefond bis zu der Höfe bes 
zehnten Theiles des Kapitalfiodes der Bank gebildet. Derfelbe muß flets in 
diefer Stärke erhalten, darf aber nie über diefelbe vergrößert werden. Sobald 
ber Reſervefond die bezeichnete Höhe erreicht hat, wird auch der vierte Biertheil 
des Banfgewinnftes in der Superdividende mit verteilt. 

$. 42. Der in einer eigenen Rechnung zu verwaltende Refervefonb muß 
von der Bankadminiſtration in Staatspapieren, Privaturfunden oder, nad 
eigenem Ermeffen, auf andere Weiſe fruchtbringend angelegt, defien bei der im 
Dezember alljährig abzufchließenden Bankrechnung fih erzielende Ertrag aber 
von der Bank in Einnahme gebracht, und mittelft desfelben die zu vertheilende 
Superbivibende verflärkt werben. 
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Sechster Abſchnitt. Gefhäfte der Bank, 
Erfie Abteilung. Bon den Gefhäften der Bank im Allgemeinen. 
$. 43. Bon dem Kapitalftode der Bank werben drei Fünftpeile zu Anlehen 
auf Grund und Boden gegen bypothekariſche Sicherheit, die übrigen zwei Fünf— 
theile aber für bie übrigen Gefchäftsgweige der Bank verwendet, 

$. 44. Gollte es der Bank nicht immer fogleich gelingen, für die oben 
bezeichneten drei Fünftheile ihres Kapitalftodes folide und annehmbare Kapital» 
gefuche zu erhalten, fo kann fie bis zur Anmeldung derfelben über die noch zur 
Berfügung fiehenden Fonds zu andern, in ihrem Gefchäftstreife liegenden 
Zweden, jedoch nur unter der Borausfeßung verfügen, daß bie zu ihrer eigent- 
lihen Beſtimmung ſtets bereit zu haltenden drei Fünftheile nur auf kurze Ter- 
mine angelegt werben. 

.$. 45.: Die Bank darf niemals Spekulationdgefchäfte überhaupt, insbe» 
fonbere aber feine Depotgefchäfte in ausländifchen Staatspapieren für eigene 
Rechnung machen, 

$: 46. Die Bank umfaßt folgende Gefchäftszweige : 

1. Darlehen auf hppothekariſche Sicherheit, 

2. das Eslomptogefchäft, und zwar 

a) das einfahe Wechſel⸗Escomptogeſchäft, 
b) das Estomptogefhäft in, die im $. 62 4 2 bezeichnete Sicherheit 
nicht bietenden Wechfeln, 

3. das Leihgefchäft auf Papiere, Gold und Silber, 

4. das Girogeſchäft, 

5. das Depofitengefchäft, 

6. die Lebensverſicherungs⸗, Leibrenten: und andere dergleichen Gefchäfte, und 

7. Uebernahme von Geldern, fowopl von dem Staate, als von Privaten 
gegen mäßige Zinsvergütung. 

$. 47. Unter den, im vorigen Paragraph bezeichneten Geſchäften if das 
einfache Estomptogefchäft von der Bankabminiftration vorzugsweiſe zu ber 
günftigen. 

Zweite Abtheilung. Bon den einzelnen Geſchäftözweigen der 
Bank insbefondere, 
1. Das Darleiden auf hypothelkariſche Sicherheit, 

$. 48. Die Bank gibt ihre Darlehen nur bis zur Hälfte des ermittelten 
Werthes eines Hppothekenobjektes, in der Regel nur auf erfle Hppoihek, und 
zwar 

1. auf alle Arten von in Bayern gelegenen utsrealitäten, 

2. auf in Städten oder Märkten gelegene, einen fihern narphaltigen Er- 
trag gewährende Häufer, mit Ausnahme von Schlöffern auf dem Lande und 
unvermieihbaren Gebäuden, in fo ferne diefelben ohne den übrigen Gutskom⸗ 
plex verfchrieben werden wollen. 

In ſo ferne das Objelt in einem Lehens⸗ oder Fideilommißverhältniſſe lebt, 


* 


438 Dierted Buch. — Volkswirthſchaft. 


bleibt der Bank noch insbefondere vorbehalten, die zu ihrer Sicherheit nölhigen 
fpeziellen Befimmungen feftzufeßen. 

$. 49. Darlehen diefer Art werben nur in baarem Gelbe, in runden 
Summen, und in Minimo zu fünffundert Gulden gegeben. 

Koften aller Art, ſowohl gerichtliche, als außergerichtliche, hat der Geld» 
nehmer zu tragen. 

$. 50. Darlehenfuchende können fih unmittelbar mündlich oder fehriftlic, 
mittelbar aber nur durch gehörig Bevollmächtigte, oder durch beeidigte Senfale 
(welche Feiner Vollmacht bedürfen) an die Dank wenden, 

Sie haben außer einer genauen Angabe der Summen des Darlehens und 
der zu verfchreibenden Objekte, einen gerichtlich beglaubigten Auszug aus dem 
Hppothefenbuche, dann eine nach dem $. 60 gefertigte Schäßung’, fo ‚wie die 
Erklärung darüber beizubringen, daß fie zur Leiſtung der -vorgefchriebenen 
Realſicherheit und zur Erfüllung ber übrigen fapungsmäßigen Bedingungen 
bereit ſeyen. 

$. 51. Der Darlehennehmende hat der Bayer. Hypotheken⸗ und Wechſel⸗ 
bank eine, nach den Vorſchriften des Hypothefengefeßes $.-173 von dem be» 
treffenden Hppothefenamte verfaßte und ausgefertigte Urkunde auszuftellen, 
welche alle von der Bank zur Sicperflellung ihres Darlehens und der flipulir- 
ten Zinszahlung verlangten Bedingungen, und überbied auf den Grund des 
Geſetzes vom 1. Zuli 1834 $.10 eine zu Protokoll gegebene Erklärung darüber 
enthält: 

1. daß er die Bankflatuten als ausfchließlich verbindende Normen zur Be: 
urtheilung und Auslegung feines, mit der Banf REN Darlehens ver⸗ 
trags anerkenne und betrachtet wiſſen wolle, 

2. daß er für den Fall der, 14 Tage nach eingetretener Zahlungszeit, nicht 
geleifteten ftipufirten Zahlung : 

a) fich auf die, von der Bank bei dem gefeblih zufländigen Gerichte ge 
fielte, und mit dem Hypothelenbriefe oder mit einem beglaubigten Audzuge 
aus dem Hypothelenbuche befcheinigte Klage fogleih, und ohne vorherige Ber 
bandlung über bie Liquidität des Rückſtandes, dem, in dem $.52, Abf. I. und 
$. 64 des Hypothefengefeßes beſtimmten Erekutionsverfahren unterwerfe, 

b) der Bank die Wahl des Erekutiondgegenftandes, ohne Beihränkung 
auf die Beflimmungen der Gerichtsordnung cap. 18 $. 3 fehgefeßte Reihenfolge 
einräume, 

ce) feine Einrede circa modum et ordinem executionis, die er nicht auf ber 
Stelle dur Urkunden beweifen kann, vorbringen wolle, und 

d) auf die Sufpenfivwirfuug aller Rechtsmittel, fo wie auf die Redie- 
wohlthaten der amtlichen Friften und Nachlaßregulirung der Kompetenz, ber 
Güterabiretung und auf das moratorium rechtsförmlich Berzicht Teifte, 

3. daß die Bank bei jeder, die volle Dedung ihrer Forberung zweifelhaft 
machenden Deterioriation eines ihr verpfändeten Objektes nicht allein zu einer 
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neuen Abſchätzung, fondern auch nach vorhergegangener halbiährigen Auftün- 
bigung ausnahmsweiſe zur Zurüdnahme ihres dargeliehenen Kapitals, ohne 
weitere Rückſichtnahme auf die flipulirte Zahlungsart berechtigt fey, - 

4, daß im Falle der Schuldner es feinem Intereffe angemeflen fände, nad 
bem von der Banf empfangenen Kapital no ein weiteres Anlehen von freme 
der Hand aufzunehmen, er fich verbindlich mache, zur Sicherheit der Bank für 
allenfallfige Zinsrüdfände und Koſten ben zehnten Theil ,des von ihr erhal⸗ 
tenen Kapitals vorerſt ald zweite, jedoch unverzinsfiche Hypothek für felbe ein- 
tragen zu laflen, 

5. daß er ferner alle, durch Nichterfüllung ber übernommenen Berbindlich- 
keiten verurfachte Koſten und Schäden der Bank vergüten werde. Diefe Er- 
Märung iſt fomopl im Hypothefenbriefe, als auch im Hppotpefenbuche felbft in 
der Kolumme „Anmerkungen“ ausprüdlich anzuführen. AT, 

$. 52. Die Tilgung, einer Hppothekenſchuld findet zur Zeit nur durch ges 
Reigerte Zins“ (Annuitäten) Zahlung ftatt, doch ſteht dem Debitor in jeder 
Zeit das. Recht zu, feine Schuld auch durch weitere freiwillige Abſchlagszahl⸗ 
ungen oder durch volle Rüdzaplung des. noch ſchuldigen Kapitals zu tilgen, 
Eine Abfhlagsjahlung darf nie weniger als einen jährlich. gefieigerten Sins 
(Annuitäten) betragen, 

6. 53. Das Marimum der Annuitätenzahlung ift vorläufig auf ein. Pro⸗ 
zent feſtgeſetzt. Die vertragsmäßigen Zinſen werden halbjährig an dem, * 
der Bankadminiſtration beſtimmten Termine entrichtet. | 

$. 54. Der nach vorfiehenden Paragrappen, bie gefteigerten Zinfen — 
nuitäten) zu 5 Prozent der urſprünglichen Schuld ununterbrochen zahlende 
Bankſchuldner tilgt in 43 Jahren feine ganze Schuld. Unterbricht derſelbe 
aber dur freiwillige Abſchlags⸗ oder volle Rüdzaplung des; noch ſchuldigen 
Kapitals, das Annuitätenverpäliniß, fo wird mit: ihm nach dem Berhältniffe der 
ganzen Annnitätenzeit zu den Fahren, in welchen er, im ganzen oder theilweifen 
Beſitze des Kapitals war, abgerechnet. 

$. 55. Auf Verlangen kann nicht nur bie ——— über die allmahlis 
ſtaltgehabie Tilgung der urſprünglichen Schuld, durch Abrechnung ber bereits 
geleifieten Abzahlung geſchloſſen, fondern auch der Reft als ein neues Anlehen 
behaudelt. werben. 

$. 56. Ausnahmsweife können auch fünfprogentige, eine hinläugliche Sicher⸗ 
beit gewährende Ewiggeldbriefe, mittelſt Transporibriefen an die Bank: überge- 
tragen werben. hi 

In diefem Falle erteilt die Banf dem Schuldner einen, Su für feine 
Befisnachfolger geltenden Revers über bie Zufiherung der gänzlichen Befreiung 
bes treffenden Befigthumes von biefer Ewiggilt, für den Fall ‚einer durch volle 
brei und vierzig Jahre ununterbrocpenen balbjährig und unverfürgt, geleifteten 
Giltzahlung. J 

Bei der Belmiahlang nach erfolgter Aufkündigung von Seiten des Squlb 
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ners oder beffen Befisnachfölgers, werben demfelben die bis dahin bezaplten 
Annuitäten von dem Kapital nach den Beftimmungen des 5. 54 in Abrechnung 
gebracht. Bei nicht pünkilicher Giltzahlung tritt ‘gegen den Schuldner das 
Berfahren nah Ewiggeldrecht ein, und bei einem Gantverlaufe genleßt der 
Käufer die Rechte und Bortheile des früheren Schüldners, 

$. 57. Nah vollſtändig ‚getilgter Schuld erhält der Schuldner die Schuld⸗ 
urfunde mit der darauf gefeßten Quittirung zurück. Die Vorlage ver ab» 
quittirten Schuidurfunde allein ‚ermächtigt die Hypoipelenämter zur Löſchung 
der Schuld in ihren Büchern. 

$. 58. Die Bank erkennt als Beweis der an fie geleifteten Zahlungen nur 
die von ihr ausgeftellten Düittungen an, 

$,. 59. Die Bankadminifiration kann einem von unverſchuldeten großen 
Unglüdsfällen getroffenen Gutsbefiger, nach Beſchaffenheit der Umflände und 
der Würdigung der perfünlichen Berhältniffe, auf vorgängige Unterfuchung. nicht 
nur eine längere. oder kürzere Rachſicht in Entrichtung feiner fchuldigen Leiſt⸗ 
ungen, fondern aud weitere geficherte Anlehen auf einen, zur Erholung ange 
mefjenen Zeitraum geben. Der auf dieſe Begünfiigung Anſpruch Machende hat 
der Bank die erlittene Befihäbigung unter Beilage gerichtlicher Zeugnifie binnen 
14 Tagen vom Tage der Befchädigung anfangend anzuzeigen. 

$. 60. Die Schäßung hat den aus der Berüdfichtigung aller Umftände 
bervorgehenden wahren Werth des zu verhppothezirenden Objektes zu ermitteln 
und biebei im Allgemeinen die in dem Hypothelengefeße vom 1. Juni 1822, 
$.:132, und in der Inſtruktion über deffen Bollzug vom 13. März 1823, Bei- 
lage V. für Gutsfhäßungen enthaltenen —— zu beobachten. 


Insbefondere aber: 

1, müſſen die-Dominikalrenten, und zwar die fändigen mit Fünf und 
jwanzig und die unfländigen mit Zwanzig zu Kapital erhoben werden; 

2. dürfen von dem zu einem Guistompiere gehörigen Gebäuden: 

a) nur diejenigen in befondern Anfchlag gebracht werden, welche den Guts⸗ 
werth erhöhen oder einen leicht auszjumittelnden Verkaufswerth haben, 
— b) auf dem Laride gelegene, mit anderm Grundbefiße verbundene Schlöffer 
aber nur nach ihrem Werthe als Wohngebäude, und in der-Regel nach dem 
Steuerkapitale angefchlagen , bloße — tg eo nicht in die Schäßung 
aufgenommen werben, ferner muß 

o0) bei Befimmung des Gefammtwertpes auf die zum Betriebe einer Wirth- 

fchaft oder eines Gewerbes nöthigen Gebäude die al ig re genommen 
—n und es müffen 

) alle zu einem Gutskomplexe gehörigen oetame ber Brandverſicherungs⸗ 
—* einverleibt ſeyn; 

3. wird bei in Städien und Märkten — Gebäuden wenigflens 
eine doppelte Deckung der Kapitalszinſen durch einen, mittelſt RER 
Urkunden als nachhaltig erwiefenen Mietpsertrag erfordert; 
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4. find geſchloſſene Waldungen von verpflichteten Forſtwirthſchaftoverſtän⸗ 
bigen unter Berüdfichtigung des Steuerfapitals und ihres nachhaltigen Ertra- 
ges nach forſtwirthſchaftlichen Grundfägen zu ſchätzen, und: der auf dieſe — 
ermittelte Ertrag mit 30 zu Kapital zu erheben, 

5. fol bei Schäßungen anderer Ruſtikalbeſitzungen ber Steuerwerth zum 
vorzüglihen Anhaltspunkte genommen, jedoch dem Beſitzer der Nachweis eines 
höhern Werthes, fomwie der Bank das Recht einer neuen Taration für den Fall 
vorbehalten bleiben, wenn durch befondere Anzeige die Beforgniß eines, durch 
Annahme des Steuerfapitals drohenden Verluſtes Gefahr eintritt. 

$. 61. Der Bantadminiftration bleibt überdies das Recht jeder weitern, 
den Gefeßen nicht entgegenftehenden Anordnung zur Erhebung des wirklichen 
Werthes des bei ihr zu verbppothezirenben Objektes, | 


II. Das Escompto - Gefchäft, 
A. Das einfahe Escompto⸗Geſchäft. 

$. 62. Die Bank diskontirt: 

1. inländifche, durch Berloofung oder Auffündigung in höchflens ſechs Mo» 
naten rüdzahlbare Staatspaplere und Koupong, 

2. alle den gefeglichen Erforderniffen entiprechende und in der Banfvaluta 
auf ein Münchner Gefhäftspaus gezogene Wechfelbriefe, welche wenigfiens mit 
äwel, und wenn fle nicht acceptixt find, mit drei als ganz folid anerkannten 
Handelsfirmen verfehen find, und nicht über drei Monate zu Iaufen haben. 

$. 63, Die Bank fann auch auf fremde Plätze gezogene Wechſel diskon⸗ 
tiren, welche jedoch nicht Länger als drei Monate laufen, und wenigftens mit 
3 anerkannt guten Unterfhriften verfehen find. Diefelben müffen in bianco gi- 
rirt und zur größeren Sicherheit der unmittelbaren Rüdzaplung an die Banl, 
von ihrem Inhaber mit einem auf die disfontirte Summe lautenden, wenig» 
ſtens 14 Tage früher zahlbaren Sola Wechſel begleitet werden. Sollte bdiefer 
Sola Wechſel jedoch am BVerfalltage nicht pünktlich eingelöst werden, fo läßt die 
Bankadminiſtration die diskontirten fremden Wechfelbriefe am nähftdarauffol« 
genden Börfentage durch geſchworne Mäkler an ber Börfe verkaufen. Im Falle 
des Nichtgelingens des Verkaufes hat die Bank ſolche am andern Tage zum 
Incasso eingufenden, übernimmt jedoch Feine daraus, möglicher Weife, ent» 
fpringende Gefahr oder Berlufte, die, welcher Art fie auch immer feyn mögen, 
allein den Deponenten treffen. 

$. 64. Der gefeßlihe Wechſelzins darf nie überfchritten, wohl aber von 
der Bank ermäßigt werben. 

Die Bantabminifiration Hat demnach alfe drei Monate ihren Disconto 
feftzufeßen und befannt zu machen. Zr 

$. 65. Alle bei der Bank disfontirte und hinterlegte Wechfel oder Effel- 
ten können auch vor der Berfallzeit zurüdgenommen werben; in bdiefem Falle 
findet aber an dem bereits in Abzug gebraten re eine theilweife Rück⸗ 
vergütung nicht ftatt. 


Ed 
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B. Das Escompto⸗Geſchäft in Wechſeln, die. nicht wenigſtens mit drei 
Handelgfirmen  verfehen find. | 

$. 66. Die Bank disfontirt auch nach Thunlichkeit die von einem Müng- 
ner Handelshaufe auf fich ſelbſt ausgeſtellten, auf höchſtens drei Monate, lau» 
tenden Wechfel (Sola Wechſel) wenn, die benfelben. fehlende volle Sicherheit, 
nämlich die Unterfchrift von wenigfiens drei als folid: anerfannten Handelsfir- 
men baburch erfeßt wird, baß ber Ausfteller. ein, dem nad. den, Befimmungen 
der $$. 68, 69 und 70 fehzufeßenden Werthe des ganzen Betrages. gleichlom- 
mendes Unterpfand bei der. Bank mit der unwiderrufbaren fohriftlichen Ermärh- 
tigung hinterlegt, folches im Falle der unterlafienen, $. 71 bezeichneten Nach» 
fohüffe, oder der pünktlichen. Einlöfung einen Tag nach dem Sinfen des Kurfes, 
resp. einen Tag nad der Berfallzeit, zu jedem Preiſe zu veräußern, 

$. 67. Als Unterpfand diefer Sola Werhfel nimmt die Bank an: 

1. Waaren, die nicht. Gefahr bringen, dem Berberben nicht ausgeſetzt find, 
und feinen zu großen Raum einnehmen ; on 

2. Prätiofen von Edelfteinen, Gold und Silber; 

3. Staatspapiere, die auf den Börfen von München;oder Augsburg notirt 
und negozirt werben, | 

$. 68. Waaren werben auf feinen Fall höher, ‚als zu fünf und fieben- 
zig Prozent ihres fihern Werthes angenommen, und die Bank haftet weder für 
deren Gewichtabgang, noch Berberben. 

8.69, Prätioſen von Evdelfteinen und edeln Metallen werben höchſtens 
nur zu fünf und fiebenzig Prozent ihres innern auszumittelnden Werthes an- 
genommen. Edelſteine, deren innerer Werth wegen Größe des Gewichtes nicht 
leicht zu befliimmen ift, bleiben ausgefchloffen. . 

$. 70. Staatspapiere werden nur zu achtzig Prozent des auf der 
Münchner Börfe notirten Kurfes angenommen, wenn fie entweder auf ben In- 
haber (au porteur) lauten, oder auf die Bank übergetragen und umgefchrie- 
ben find, | | 

$. 71. Bei einem Sinfen des Kurſes der zum Unterpfande gegebenen 
Staatspapiere um zehn Prozente, hat die Bank den Hinterleger zu einem Zu- 
fehuffe von zehn Prozenten aufzufordern, welcher in Staatspapieren zu achtzig 
Prozenten des an der Münchener Börſe notirten Kurſes flatt finden kann. Bei 
einem jedesmaligen ferneren Sinten des hinterlegten Staatspapiered um zehn 
Prozente muß die Ergänzung ſtets auf die nämliche Weife erfolgen. 

$. 72. Werden Sola Wechſel, deren Sicherheit. durch Hinterlegung befon- 
bern Unterpfandes verſtärkt wurde, nicht am Berfalltage eingelöst, oder wird 
ber Aufforderung zu einem erforderlichen Einfhufle nach $. 71 nicht enifprochen, 
fo läßt die Bank diefe Unterpfänder durch geſchworne Mäller am nächſtfolgen⸗ 
den Börfentage veräußern, hält ben Mehrerlös mach Abzug aller Koften zur 
Berfügung bed Werhfelausfiellers, bleibt dagegen, auch rüchſichtlich des etwa 
flatt findenden Minderbetrages, deſſen Werhfelgläubigerin. 
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Das Leihgefhäft auf Papiere, Gold und Silber. 

$. 73.. Die Bank leiht gegen Deponirung inlänbifcher Staatspapiere und 
ihrer eigenen Actien neunzig Prozente des an ber Börfe notirten Tagskurſes. 
Erftere müſſen auf Inhaber (au porteur) lauten, oder auf die Bank umgeſchrie⸗ 
ben, Ießtere aber an biefelbe übertragen werben. Der. Deponent hat gleichzei« 
tig mit feinen Papieren eine unwiderrufbare fehriftliche Ermächtigung gu dem, 
im $. 66 näher bezeichneten Berkaufe feiner Papiere zu übergeben. Sinten die 
Papiere um 5 Prozente, hat der Deponent nach Aufforderung der Banf fünf 
Progent nachzuſchießen, was in gleichen Papieren zu neunzig Prozent bes an 
der Börfe notirten Kurfes ftatt finden fannz auf gleiche Weife geichehen bie 
Nachſchüſſe bei jedem ferneren Sinken um: fünf Prozente. 

$. 74. Darlehen auf Depot werben höchftens auf neunzig Tage gegeben. 

$. 75. Die Bank kann, wenn e8 ihre Geldverhältniffe geflatten, auf ger 
münztes und ungemünztes Gold und Süber den Betrag des Innern Werthes 
nicht überfleigende Darlehen gegen ein achtel Prozent auf dreißig Tage leihen. 


$. 76. Dei, von einem Deponenien rechtzeitig nicht vollzogenen Nach— 
fhüffen oder Einlöfung der deponirten Gegenftände fommen bie im $. 72 feſt⸗ 
geſetzten Präjudize in analoge Anwendung, | 

$. 77. SProlongationen abgelaufener Geſchäfte überhaupt können nur nad 
befonderer Uebereinkunft mit der Bank flatt finden, 


IV, Das Giro⸗Geſchäft. 

$. 78. Jedem in München anfäffigen, bei dem Handlungsgremium imma 
trikulirten und börfefähigen Gefhäftsmanne, fowie jedem daſelbſt wohnenden 
Actionär der Bank wird auf Berlangen bei dem Girogefchäfte der Bayer, Hp⸗ 
pothefen» und Werhfelbant ein Folium, worauf ihm feine in der Bankvaluta 
binterlegten Gelder guigefchrieben werben, und auf welche er allein nur an« 
weifen fann, eröffnet, 

Die dafür zu entrichtende Gebühr, fowie den Geſchäftsgang vis Giroge⸗ 
ſchäftes überhaupt, beſtimmt das Reglement. 

V. Das Depoſitengeſchäft. 

$. 79. Die Bayer. Hypotheken⸗ und Wechſelbank iſt berechtigt, gemünztes 
und ungemünztes Gold und Silber, Juwelen, in» und ausländiſche Staats⸗ 
und Privatobligationen und Dokumente, fowie überhaupt alle Gegenflände von 
Werth unter den im Reglement fefzufeßenden Modalitäten, und gegen daſelbſt 
zu befiimmende Gebühren in Verwahrung zu nehmen. Die Depofitengegen- 
ſtände find Faufipfänder für die Gebühren, welche nicht im Boraus bezahlt find, 
fowie für alle Koften, die fich hierauf allenfalls erlaufen könnten. 
z VI. Das Tebendverfiherungs- und Leibrentengefchäft. 

$. 80. Die Bank errichtet eine auf Prämienfäße gegründete Lebendver- 
ſicherungs⸗ und Leibrentenaftalt, und Iegt deren reglementäre Grundbeſtim⸗ 
mungen der Königl. Staatsregierung zur Genehmigung vor, 
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Siebenter Abſchn. Auflöſung der Bank. 

$. 81. Bor Ablauf des Privilegiums ($. 11) kann eine frühere Auflöſung 
der Bank nur auf Berlangen von drei Biertheilen der Actionäre, die auch Be- 
fißer von wenigftens drei Biertpeilen der Bankactien ſeyn müſſen, eintreten. 

Sn diefem Falle troten zehn von dem Bankausſchuſſe aus feiner Mitte ge- 
wählte Mitglieder zu der Bankadminiftration, um mit derfelben die Liquidation 
vorzunehmen, fowie die vollftändige Erfüllung ber Berbindlichkeiten des Etablif 
fements zu beraten und auszuführen. 

Shluß. 

$. 82. Gegenwärtige, von der Staatsregierung genehmigte Bankftatuten 
können ohne deren Zufimmung nicht abgeändert werben. Bon ber Staatöre- 
gierung genehmigte Abänderungen müflen aber jebedmal den Statuten beige 
fügt, resp. öffentlich befannt gemacht werben. 


— Die Statuten der Feuerverfiherungsanftalt der Bayer. Hypo: 
thefen- und Wechfelbant fiehe im 3. Buch unter Brandaffefuran;z. 

F. 225. Finanzminifterial-Entfchliegung vom 15. November 1836, 
Amtsbl, M 39, p- 619, die Emiffion der Banknoten betr. 

Auf die Anzeige der Adpminiftration der Bayer. Hypotheken⸗ und Wechſel⸗ 
banf vom 3. d. M., daß bdiefelbe mit der ihr durch das Geſetz vom 1. Zuli 
1834 geftatteten Emiffion unverzinslicher Banknoten vorerfi im Nennwerthe von 
sehn Gulden demnächſt beginnen werde, werben nach Anfiht des $. 13 ber 
Bankſtatuten folgende Verfügungen erlaflen: 

1. Bei fämmtlichen Staatslaffen und Aemtern find die unverzinslichen 
Noten der Bayer. Hppotheken- und Wechfelbant al pari, d. h. nach iprem 
Nennwerthe bei Zahlungen anzunehmen. 

2. Eine baare Einlöfung der Banknoten findet bei den Staaiskaſſen 
und Aemtern durchaus nicht flatt, weßhalb die Annahme diefer Banknoten auf 
folhe Zahlungen beſchränkt bleibt, deren Betrag wenigfiens dem Nennierthe 
der an Zahlungsftatt übergebenen Noten gleichkommt. 

3. Die eingehenden Banknoten find von den Staatslaffen und Aemtern 
in Bezug auf die Kaffenverhältniffe wie baares Geld zu behandeln. 

4. Die Staatskaſſen und Aemter dürfen bie eingegangenen Banknoten zu 
amilispen Ausgaben nur auf ausbrüdliches Berlangen der Empfänger verwenden. 

5. Diejenigen Staatskaffen und Aemter, welche fih am Site der Bant 
oder ihrer Filiale befinden, haben von Zeit zu Zeit die eingenommenen Banf- 
noten an bie Bank oder deren Filiale abzugeben, und dagegen jedesmal fo 
gleih die Baluta baar in Empfang zu nehmen, die übrigen Staatglaffen und 
Aemter haben die eingenommenen Banknoten an diejenigen Kaſſen abauliefern, 
an welche fie ihre Gefällsablieferungen überhaupt zu machen haben. 

Sienach ift das Weitere an verfügen, 


$. 226. Bekanntmachung der Bayer, Hypotheken⸗ und Wechſel⸗ 
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bank vom 15. October 1836, Amtsbl. M, 1 vom Jahre 1837, p. 5, 
die Kennzeichen der Aechtheit der Banfnoten betr, 


Die der Bayer. Hypothefen- und Wechfelbant gemäß des $. 8 des Geſetzes 
vom 1. Zuli 1834, dann $. 13 der Banfftatuten, geftattete Emittirung unver- 
zinslicher Banknoten auf den Inhaber Tautend, beginnt von heute an, und wer⸗ 
den borerfi nur Banknoten zum Betrage von Zehn Gulden Bankvaluta in Um⸗ 
lauf gefeßt, deren Verabreichung und Einlöfung gegen baares Geld nad $. 14 
der Statuten und fonach vorderhand bei der Bankkaſſe in Münden flattfindet. 


Diefe Zehnguldennoten haben bie Form eines länglichen Bieredes, das 
Papier it ausgezeichnet fein, weiß und haltbar und enthält ein theils Lichtes, 
theils dunkles Waflerzeichen, 

Der dunkle Theil des Wafferzeichens bildet in ber Mitte von Tateinifchen 
großen Buchftaben die Inſchrift: „Bayer. Hpypothel. Wechſelbank,“ welde 
der Lichte Theil umfchließt. Letzterer befieht aus einer einfachen, ein längliches 
Biere bildenden Linie, oberhalb und unterhalb welcher in einiger Entfernung 
in der Milte von gleicher Linie Heine längliche Bierede, beide dunkel mit arab» 
ifchen Ziffern die Zahl 10 enthaltend, befindlich find, und jedes diefer Heinen 
Vierede mit dem großen, durch einfache, von jedem Ede des leßtern nad ben 
beiden nächſten Eden der erfiern laufenden Linien verbunden if. An ber rech⸗ 
ten und linken Seite des großen DVieredes befinden fih an jeder ein Meines 
Biere von boppelten, durch eine gezadte Berzierung verbundenen Linien mit 
der Infchrift „Zehn“ mit englifchen großen Buchftaben. 


Das große Biered unb bie vier Heinen Bterede find durch arabeste Ver⸗ 
zierungen fo zufammen verbunden, daß das ganze Waflerzeichen bie Geftalt 
eines liegenden Dvales hat. 

Der Drud befteht aus fhwarzer Schrift mit brauner Randverzierung. 

Die Schrift entpält auf der erfien Zeile mit mittleren gothifchen Buch⸗ 
flaben: Zr 
„Die Bayerifche Hppothefen- und Werhfelbant zahlt gegen“ 
auf ber zweiten Zeile mit Heinen ſtehenden Tateinifhen Buchſtaben: 

„biefe Banknote“ 
auf der dritten Zeile mit großen gothifchen fetten Buchftaben : 
„Zehn Gulden, 
auf der vierten Zeile mit mittleren gothifchen Buchflaben: 
„Bayerifche Währung in Bant-Baluta,“ 
auf der fünften, fechsten und fiebenten Zeile mit Heinen gothifhen Buchflaben 
und arabifchen Ziffern: | | 
„und nimmt weder Amortifationd-, noch Arrefi-Gefuche darauf an. Der Ber 
„trag der 3 Jahre nach gefchehenem Aufrufe nicht umgewechfelten Banknoten 
„fällt dem Bankfonde heim. Die Nachahmung oder Veränderung — 
„wird nach Art. 2 des Geſetzes vom 1. Juli 1834 beſtraft.“ 
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auf der achten Zeile mit. mittleren lateiniſchen ſtehenden Buchſtaben und arab⸗ 
iſchen Ziffern : ET 
„München, den iften Juni 1836." 
auf der neunten Zeile mit größeren gothifchen Buchſtaben: 
„Die Bayer. Hppothelen- und Wechſel ⸗Bank“ 

Den unteren Theil des Schriftfchildes füllt eine troden, erhaben gepreßte 
Verzierung, deren Konturen auf der Abbildung mit ſchwarzen Linien bejeich— 
net find, von drei Ovalen und zwei zwifchen biefen befindlichen Kreifen, ſämmt⸗ 
lich von Epheulaub. Die zwei Seitenovale haben an der äußern Mitte im 
Epheukranze eine Nofette, eine gleiche NRofette befindet fich in der unteren Mitte 
des Epheufranges bei jedem der drei Ovale und ber zwei Kreife, fowie auch 
eine folche Rofette die Epheukränze, da wo fie an dem drei Ovalen und zwei 
Kreifen zufammenlaufen, verbindet. 

Der obere Winfel zwifchen dem rechten Ovale und Kreife, dann der uns» 
tere Winkel zwifchen dem linken Ovale und Kreife find mit einem dreifachen 
Eichenziweige und ber obere Winkel zwifchen dem Iinfen Ovale und Kreife, 
dann der untere Winkel zwiſchen dem rechten Ovale und Kreife mit einem breis 
fachen Lorbeerzweige, ferner die beiden obern und die beiden untern Winkel 
zwifchen dem mittlern Ovale und den beiden Kreifen, jeder gleich mit einer 
Arabeske und einer NRofette verziert. Der Kreis rechts euthält den Herzfchild 
bes Bayerifchen Reichswappens und der Königskrone, von Tateinifchen großen 
Buchftaben die Umſchrift: 

„Bayer. Hypothek.⸗ u. Wechſelbank“ 
und zwiſchen dem Anfang und Ende biefer Umſchrift eine Rofette. Der Kreis 
links enthält von arabifchen Ziffern die Zahl 10, von Tateinifchen großen Buch» 
Raben die Imfchrift: „Zehn Gulden Bank Baluta“ und zwifchen dem Anfang 
und Ende der Umſchrift eine Rofette mit zwei Lorbeerzweigen. 

Das mittlere Dval enthält ſchwarz im verfüngten Maapftab das Facfimile 
„Gr. Lerhenfeld" und unterhalb des, das Oval bildenden Kranzes von 
liegenden Tateinifchen Buchſtaben: „Rönigl. Kommiffär“. Das Oval rechts 
enthält gleichfalls fohwarz das verfüngte Facfimile: „S. Fhr. v. Eichthal“ 
darunter mit liegenden Iateinifchen Buchftaben innerhalb des Epheufranzes in 
Bogenlinie: „ Direktor." Das Dval Links enthält ebenfo ſchwarz das ver» 
jüngte Facfimile: „I. v. Maffei*, dann darunter innerhalb des Epheufran- 
zes in Bogenlinie vom liegenden lateinifchen. Buchſtaben: „Adminiſtrator“. 

Die Randverzierung lauft gleichbreit um alle vier Seiten, nach außen burch 
eine breite und eine fchmale Linie, uud nad innen durch zwei ſchmale Linien 
begrängt, wovon bie legten an jeder Seite bis zu ben erften fortgefeßt find, fo 

das die ganze Randverzierung dadurch aus 4 Geiten- und 4 Edabtipeilungen 
bee, | 
Die obere Seitenabtfellung enthält in’ der Mitte ein, von zwei Linien um⸗ 
faßtes Tänglicht fechsedtiges Feld, in dem fiih von ſchwarzem Drud mif Tätein- 
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iſchen Buchſtaben: „Serie“ und mit römifchen Ziffern die Serienzahl be- 
findet; ber Raum zu beiden Seiten diefes Feldes ift mit reichen arabesken Ver⸗ 
zierungen ausgefüllt. 

Die untere Seitenabtpellung enthält in der Mitte ein gleichgroßes Tänglicht 
ſechsecliges, von zwei Linien umzogenes Feld, defien Grund in der Mitte nach 
der ganzen Länge raftrirt und der übrige nach. oben und unten verbleibende 
breiedige Raum dunkel grundirt if. Auf dem Raftrum befindet ſich von ſchwar⸗ 
jem Drud mit arabifchen Ziffern-die Nummer der Banknote, und zu beiden 
Seiten des Feldes iſt der Raum mit reichen arabesfen Berzierungen ausgefüllt, 

Die Seitenabtheilung rechts entpält ein Poſtament von Arabesten, darauf 
eine Figur, die Abundantia vorſtellend, über deren. Paupt ber Raum durch eine 
Heine arabeste Berzierung ausgefüllt il; 

Die Seitenabtpeilung links enthält ein gleiches — darauf eine 
Figur, die Prudentia vorſtellend, und über deren Haupt iſt ebenfalls der Raum 
mit derſelben Verzierung ausgefüllt. 

Die vier Eckabtheilungen enthalten in einem Kranze mit römiſcher Lapidar⸗ 
ſchrift die Zahl „xXx“ und die Winkel außerhalb bes Kranzes find mit arabesfen 
Verzierungen ausgefüllt. | | 


F. 227. Bekanntmachung der Regierungsfammer der Finanzen 
vom 15. Juli 1837, Amtsbl. M 42, p. 350, die Ausgabe von Banf- 
noten bei den Königl. Kaffen betr, 


Unter Bezugnahme auf das Ausfchreiben vom 25. November v. J. (Amts⸗ 
blatt 1836, ©. 649) wird unter gleichmäßiger Anweifung der betreffenden Kaf- 
fen und Aemter zur Nachachtung weiters befannt gemacht, daß laut Entſchließ⸗ 
ung des Königl. Staatsminifleriums der Finanzen vom 8. biefes die bei den 
Königl. Finanzkaffen und Aemtern eingehenden Banknoten nit nur zu amt. 
lichen Zahlungen, infoferne von den Empfängern diefe Zahlungsweife ausdrück⸗ 
li verlangt wird, verwendet, fondern auch gegen baare Erlage ber Valuta 
auf Verlangen an Private verabfolgt werden dürfen. 


F. 228. Allerhöchſt genehmigte Aenderungen der Satzungen der 
Bayer. Hypotheken- und Wechſelbank vom 17. Juni 1835, ſiehe 
Amtsbl. M, 10 vom Sabre 1839, p. 100. 

$.. 15 Tautet nunmehr folgendermaaßen : 


„Die Bantvaluta iſt die Bayer, Reichswährung; bie Banflaffen empfangen 
„und bezahlen nur in: 


„ganzen. Kronenthalern zu 2f.42 kr. 
„balben:Kronenthalern zu (1120 kr. 
„ganzen: Gulben zu « — fll. 60 kr. 
„halben Gulden zu. — fl. 30 ir. 


Konventionsthalern zu 21.24. 
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„20 Ir. Stüden zu: — fl. 24 kr. 
„und zur Ausgleihung nur in vereinsfänbifiher Scheidemünze.“ 


$. 38 erhält folgende Zuſätze: 

„Die Mitglieder der Adminiſtration haben, wenn fle die erforberliche An⸗ 
„zahl von Aktien befigen, Stimmrecht au in ber. Ausfhußverfammlung; doch 
„nicht in Fragen, welche die; zeitherige Gefchäftsführung ber re ober 
„einzelner Mitglieder derſelben betreffen.“ 

„Zur Prüfung der Rechnungen werbem vom Bantausfgaffe in feiner jähr 
„Nch Ratifindenden Sitzung aus feiner Mitte drei feiner anwefenben Mitglieder 
„gewählt. Die Gewäplten haben das Prüfungsgefchäft unverzüglich zu begin 
„nen, ohne Verzögerung oder Aufenthalt zu vollenden, fih hiezu die Bücher 
„und Behelfe von der Apminifiration zu: verfchaffen, die. etwa nöthigen Aufe 
„fchlüffe von derfelben zu erholen, ſodann über den Alt ber Rechnungspräfung 
„ein förmliches Protokoll zu verfaflen, welches dem Ausfchufle noch während 
„Seiner Verfammlung, oder wenn er die Bertagung der Borlage befchließt, in 
„feiner nächften Berfammlung vorzulegen’ if.“ 


$. 62 lautet nunmehr folgendermaaßen : 

„Die Bank diskontirt: 

„tr. inländifche, durch Berloofung ober — in höchſtens 6 Monaten 
„rückzahlbare Stantspapiere und Koupons;“ 

„2. alle, den gefeglichen Exforderniffen entſprechende und in der Bankva⸗ 
„luta, was den Bankfig in München betrifft, bei einem Münchener Gefgäftd- 
„hauſe und rüdfihtlih der Filialen an anderen Orten, bei einem Gefdäftd- 
„hauſe diefes resp. Ortes zahlbaren Weihfelbriefe, welche wenigſtens mit zwei, 
„und wenn fie nicht acceptirt find, mit drei als ganz folid anerkannten Han- 
„dels firmen verfehen find, und nicht über drei Monate zu laufen haben.” 


$, 64 Jautet nunmehr folgendermaaßen: 

„Der gefegliche Wechſelzins darf nie überfepritten, wohl aber. von der Bant 
„ermäßiget werben, 

„Die Bankadbminiftration hat demnach alle ſechs Wochen ihren Disconto 
vfeſtzuſetzen und bekannt zu machen.“ 


6. 66 lautet nunmehr folgendermaaßen : 

„Die Bank diskontirt auch nach Tpunlichkeit die von jedem als folid be» 
„tannten Bechfelfähigen, auf ſich felbft ausgeftellten, auf höchſtens drei. Monate 
„kautenden, hier, oder an dem Drte. einer Filiale zahlbaren Wechſel (Sola- 
nWerhfel), wenn die denfelben fehlende volle Sicherheit, nämlich die Unterſchrift 
„von wenigfiens drei als folid anerkannten Handelsfirmen, dadurch erſetzt wird, 
„daß der Ausfteller ein, dem nach den Beflinimungen: ber F9. 68, 69 und 70 
„feſtzuſetzenden Werthe des ganzen Betrages igleichtommendes Unterpfand bei 
ber Bank mit der unmwiderruflichen fchriftlichen Ermächtigung hinterlegt, ſolches 
‚im Falle der unterlaffenen, $. 71 bezeichneten Nachſchüſſe oder der pünktlihen 


Zweite Abtheilung. — Handel und ‚Gewerbe. (449 


„Einlöfung einen Zag nach dem Sinten des Kurfes resp. einen: * * der 
— zu jedem Preiſe zu veräußern.“ 


F. 229. Bekanntmachung der Regierungs- ige vom 


6. September, 1839, Amtsbl. Na 46, p. 381, die Emiffi on von Bank 


noten zu 100 fl. betr. 

Die Adminifiration der Bayer. Hppothelen⸗ und Wechſelbant wird — 
näͤchſt nebſt den Banknoten zu 10.fl, auch Banknoten zu Einhundert Gul- 
ben emittiren; das Königl. Staatsminiſtertum der Finanzen. hat unterm: 27. 
v. M. befiimmt, daß. die höchſte Entichließung vom 15. November 1836 (Amts- 
blatt Jahrg. 1836, Stüd 59, Seite 649) au auf die Banknoten zu Einhun⸗ 
bert Gulden volle Anwendung finden fol ; dies wird. ſämmtlichen Aemtern und 
Kaflen mit dem. Deifügen eröffnet, daß die Befchreibung ber äußern Kennzeichen 
ber Banknoten zu, Einhundert Gulden bur das Regierung», resp, das, yanit- 
blatt mitgetpeilt werbe. 


$. 230. ——— des abnigl. Miniſteriums des Innern 
und der Finanzen vom 3. September 1839, Amtsbl. M 47, P. 385, 


die Banknoten der Bayer. Hypothefen- und Wechfelbanf beit, 
Minifterium des Innern und der Finanzen. 

Nachdem die Bayer. Hypotheken» und Wechſelbank in Gemäßpelt des Ge⸗ 
feßes vom 1. Zult 1834, $. 2, auf den Grund der Statuten dom 17. Juni 
1835, $$, 13 bis 19, zur Emiffioen von Banknoten im Betrage zu hundert 
Gulden, neben den bereits in Umlauf gefeßten Noten zu zehn Gulden gefchrit« 
ten if, fo wird die von der Banfabminiftration erlaffene Bekanntmachung über 
die Kennzeichen der Aechtheit diefer Banknoten in den Beilagen Lit. A. und B. 
mit dem Bemerken zur Öffentlihen Kenntniß gebracht, daß die Ermädtigung 
der öffentlichen Kaffen zur Annahme der Banknoten bei amtlihen Zahlungen, 
nach der Beflimmung des $. 13 der Bankflatuten, bereits erfolgt fey. 

Befchreibung der zu emittirenden Hundertguldennoten der Bayer. | 
Hppothefen- und Wechſelbank. 

Die Bayer. Hppotheken- und Werhfelbant — befugt. durch $; 8 bes Ge⸗ 
feßes vom 1. Zult 1834 und $. 13 ifrer Statuten — emittirt von heute an, 
außer ben bereits in Umlauf gefeßten 10 Guldennoten, au größere von Hun⸗ 
dert Gulden Bankvaluta, welche gleich Erfteren bei der Bankkaſſe ausgegeben, 
und auch gegen Bankvaluta — 69. 14 und 15 der Statuten und Aus ber» 
felben — eingewechfelt werben. 

Die Form biefer Hundertguldennoten. iſt ebenfalls die eines langlicht Tie- 
genden Bieredd,. das Papier weiß, fein und dennoch gäbe, und maobeſariabenes 
Waſſerzeichen enthaltend. 

Ein an beiden Seiten abgeſchnittenes, von einer Perlenſchnur formirtes 
Dval zeigt an ben nd ice vier Eden eben fo viele länglichte Schilder, 
Dr. Gicbenpfeifen Dansk Du der Berfaffung 1«. 29 u 


« 


‘450 . Vierted Buch: — Volkewirthichaft. 


umgeben. von lichten einfachen. Linien und Arabesken, mit der “Sal Hundert 
von arabifchen Ziffern und dunkeln Wafferzeichen. 

Ueber den beiden Halbzirkeln ſowohl, als aus den zwei Geiten-erheben 
fih zwei helle Linien, einen fpißigen intel formirend, deffen Spite jedoch ab⸗ 
geſchnliten if, Parallel mit denr ober "und untern Halbzirkel befinden fid 
mit römifhen großen Buchftaben in bunfelm Waſſerzelten und zwar inner · 
* * Erſtern: 
„Baperiſche "© 

Savas kehiern: „Bank⸗ Valuf 
die Mitte zeigt in horizontafer Linie mit Rondefchrift die Borte: 
Zu “ „Hundert Gulden“ 
‘ebenfalls in bunkelm Wafferjeichen 5 von den zwiſchen diefer und oben befchrie- 
vbenet Bogenfihrift frei bfeibenden Räumen ift der obere mit Arabesken, der 
‚untere mit zwei in einander geſchlungenen Füllhörnern von lichten Waffer- 
zeichen ausgefüllt; auch decken die leeren Plätzchen an den beiden Seiten, zwi- 
- a derfelben Schriſt und der Perlenſchnur, zwei ovale Rauten 
Der Sctriftabdruck iſt ſcwarz, derjenige des Randes hingegen goldbraun. 
Auf der erften Zeile der Schrift liest man in fiehender, ‚was verzierter 
Kanzleiſchrift: 
„Die Bayeriſche Sypothefen» und Wechſel⸗Bank⸗ 
auf der zweiten Zeile in römiſcher Kartenſchrift: 
| „zahlt gegen diefe Bant-Note“ 
bie dritte Zeile zeigt in einem länglichten, an beiden Seiten abgerundeten 
j Sqilde, umgeben von einem ‚Städten, in gothiſcher Lapidarfchrift die Borte: 
Sundert Gulden“ 
| An biefen reihen ſich zu beiden Seiten leichte Arabedfen, und an diefe wir 
der zwei, ebenfalls von, Stäbchen umgebene, zirkelrunde Schildchen, von arab⸗ 
iſchen ſchwarzen Ziffern die Zahl 
„Hundert“ 
enthaltend, fowie diefe beiden Schildchen ebenfalls wieder Arabesken nach den 
zwei Seiten hin in horizontaler Lage — vie vierte geile entpält mit 
—— — Buchſtaben: | 
„Baveriſche Bährung in BanbBaluta,“ 
- Die fünfte fechste und fiebente Zeile mit, mach der Einfen liegender, tentfge 
Kurrentſchrift und aradifchen Ziffern: 
und nimmt weder Amortlfationdgs, noch Arreſt⸗Geſuche darauf am, Der 
„Betrag der 3 Zahre nach gefchehenem Aufrufe nicht umgewechſelten Banl- 
„noten fällt dent Bankfonde heim. Die Nachahmung oder Beränberung der 
elben wird wach Art, 2 des Grfeßes vom 1. Juli 1834 beſtraft.“ ı74 
Die Achte mit fehenden, großen, römiſchen Bucflaben und rather 
Ziffern: | 
| | „München, den 1." Zünt 1839," 
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und endlich die neunte Zeile mit etwas verzierter, doch ſchwarzer Frakturſchrift: 
„Die Bayer. Hypotheken⸗ u. Wechſelbank.“ 

Den noch übrigen Raum füllt eine, aus rautenförmig in einander gefüg- 
ten Blumentelchen beftehende, mittelft Roſetten verbundene, erhaben gepreßte 
Verzierung aus, wovon bie mittlere und diefenige an den beiden Seiten bie 
Geftalt eines Tiegenden, oben und unten plattgebrüdten Ovales, die zwifchen 
diefen dreien und bdiefelben verbindenden hingegen zwei regelmäßige Kreife for» 
miren. 

An den Verbindungspunkten der zwei Kreiſe, ſowie der drei Ovale, ebenſo 
an den beiderſeitigen Enden der ganzen Verzierung zeigen ſich nach oben und 
unten zu im ſenkrechter Linie ſtehende Arabesken in obiger Manier: 

Der Zirkel zur Rechten ſchließt das Herzſchild mit der Krone des Königl. 
Bayer. Wappens nebft der Freisförmigen Umfchrift: 

„Bayer. Hypothek. u. Wechfelbanf,“ 
und eine Rofette im untern Mittel — der Zirkel zur Linken hingegen die Zapl 
„Hundert“ von arabiſchen, gothifch verzierten Ziffern mit ber zirkelförmigen 
Umſchrift: | 
„Hundert Gulden Bank⸗Valuta“ 
und ebenfalls einer Rofette unten in der Mitte — ein, 


Die beiden Rundfchriften find von großen, ſtehenden römifchen Buchftaben 
und übrigens au wieder, fammt bem andern Inhalte der Kreife, troden ge⸗ 
preßt, 

Das mittlere Oval enthält in fhwarzer Farbe das verkleinerte Facfimile 
„v. Sutner*, das Dval zur Rechten dasſelbe „S. Fhr' v. Eichthal“ und 
barunter von ftehend Yateinifcher Kartenfhrift das Wort „ Direktor”, ebenfo 
das linke Dval „I. v. Maffei“ und darunter in berfelben Schrift und Linie 
das Wort „Adminiftrator“, 

Unterhalb dem mittlern Dval befinden fi die Worte: „Königl. Kom» 
miſſär“ ebenfalls von ſchwarzer, flehend Iateinifcher Kartenfchrift. 


Die Einfaffung zerfällt in vier Eck- und vier Zwifchen biefen befindliche 
Mittelpartpien. in griechiſchem Style, welch Lebtere anfcheinend aus Erfleren 
entfpringen, und beren äußerſte Konturen ringsherum zwei Parallelen nicht 
gröblich überfchreiten. Die Eckparthien umgrängen zwei parallele Linien, 
welhe gegen die Mittelparthien zu immer durch zwei Zirkel⸗Segmente eine 
Spige bilden. Im einiger Entfernung, innerhalb diefer Linien, fchliegen — in 
derfelben Richtung diefelbe Figur formirend — ebenfalls zwei Linien die, in 
dem zwifchen den Erfieren und Letzteren frei bleibenden Raume befindlichen, 
ganz einfachen Berzierungen ein. 

Der innerhalb der Ießteren Linien noch übrige raflrirte Grund zeigt in 
Welß einfache Ornamente, 

Die obere und untere Mittelparthie bilden ganz reiche Ornamente, von 

29 * 
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welchen jede in ber Mitte einen Länglicht viereckigen Schild von allen Seiten 
einfchließt. 

Seder diefer Schilder zeigt im Innern ein vierediged Raftrum, und zwar 
auf Erfierem die Nummer und auf Feßterem die Serie. der Banknote in dunkel: 
brauner Farbe. Diefes Raſtrum umgibt eine Perlenfchnur, und diefe ein weißes, 
von einem breiteren und einem fehmäleren Stab begränztes Pläßchen, - Die 
Mittelparthien an den beiden Seiten werden von ähnlichen Verzierungen for 
mirt, und berühren nach oben und unten immer ein, in der Mitte befindliches, 
etwas Heineres vierediges Schildchen, welches in Weiß und Lapidarfihrift bie 
Zahl „Hundert“ von arabifchen Ziffern, auf vieredigem, rafirirtem, von einem 
weißen Pläßchen und zwei verfchiedenen Stäbchen umfangenem Grunde zeigt. 

Die vier Schildchen in fämmtlichen Mittelparthien haben die horizontale 
Lage der Banknoteninſchrift. 


F. 231. Die reglementäre Grundbeſtimmungen der Bayer. Hy— 
potheken- und Wechſelbank für die Rentenanſtalt ſtehen im Amisbl. 
NM 49, p. 403, vom Jahre 1839, und wird, da ſolche vielfach im 
Publikum verbreitet, hier blog darauf hingewiefen. 


$. 232. Geſetz vom 15. April 1810, Amtsbl. M, 23, p. 135, 
die Abänderung der $$. 7, 8 und 10 des Geſetzes vom 1. Juli 1834, 
die Errichtung einer Bayer. Hypothefen- und Wechſelbank betr, 


Ludwig, 8 
Wir haben die Befimmungen der $$. 7, 8 und 10 des Geſetzes vom 1. 
Juli 1834, die Errichtung einer Bayer. Hppothefen» und Wechſelbank betr., 
einer Revifion unterftellen laffen, und nach Vernehmung Unferes Staats 
rathes, mit Beirat und Zufimmung Unferer Lieben und Getreuen, ber 
Stände des Reiches, befchloffen und verorbnen, wie folgt: 


Art. J. Der $. 7 des Geſetzes vom 1. Juli 1834, die Errihtung einer 
Hypotheken⸗ und Wechfelbanf betr., wird abgeändert, wie folgt: 


„Die Bank ift ermächtiget, mit den übrigen zwei Bünftheilen andere Banl- 
und Werhfelgefchäfte zu machen, und hat dabei vorzüglich die gewerbtreibende 
Klaffe zu unterflüßen. Dagegen find ihre Gefchäfte in ausländifchen Staatd- 
papieren ſowohl per Kaſſa, ald auf Lieferung wie auf Depot unterfagt “ 

„Auch bleiben bei ipr alle Kommiffionsgefchäfte unterfagt, mit Ausnahme 
der Eröffnung von Conto currents für Gutsbefiger und Gewerbtreibende, wo⸗ 
rüber jedoch feſte Vorfchriften in ihre Statuten aufzunehmen find.“ 


„Die Bank kann Leibrentenverträge fließen und eine Lebendverficherunge- 
anftalt errichten.“ 


Art. U. Der $. 10 des genannten Gefeßes erhält nachſtehenden Zufaß: 
„Der $. 52 des Hppothelengefeßes vom 1. Juni 1822 findet auf ben Boll- 
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befrag verfallener Annuitäten Anwendung, fo ferne in den von der Bank abge- 
ſchloſſenen Darlepensverträgen diefe Anwendung bedungen ifl.“ 

Art. III. Gegenwärtiges Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung durch 
das Gefeßblatt in Wirkfamteit. 

Art. IV. Die Minifterien des Innern und der Finanzen find mit dem 
Bollzuge beauftragt. 

$. 233. Befanntmahung des Minifteriums des Innern und der 
Finanzen vom A. Februar 1841, Amtsbl. M 16, p. 129, die Abän- 
derung der Satungen der Bayer. Hypotheken- und Wechielbanf betr. 

Miniferium des Innern und FZinangminifterium, 

Nachdem Seine Majeftät der König die von dem Ausfchufle der 
Bayer. Hypotheken-⸗ und Werhfelbant in feiner Sigung vom 11. Januar d. 9. 
mit Rüdficht auf das Gefe vom 15. April (Gefehbl. vom Jahre 1840, ©. 61) 
befehlofienen und Hiernächft in Antrag gebrachten Abänderungen der Bankfaß- 
ungen vom 17, Juni 1835 (Reggsbl. vom Jahre 1835, S. 589 ff.), auf fo 
lange als Allerhöchfidiefelben nicht anders verfügen, zu genehmigen geruht ha- 
ben, fo werben biefelben, unter Bezugnahme auf die Bekanntmachung vom 3. 
Gebruar 1839 (Reggobl. vom Jahre 1839, ©. 148) narhftehend zur öffentlichen 
Kenniniß gebracht. 


Der $. 48 erhält folgenden Zufaß : 

„An Untertanen des Königreichs Bayern können auf ihre, in den teutfchen 
Bundesftaaten gelegenen Beflgungen Darlehen der Bank in der Borausfeßung 
gegeben werben, daß hiefür die Landesgeſetze genügende Sicherheit und prompte 
Eretution bieten.“ 

„An Angehörige anderer teutfcher Bundesftaaten können Darlehen auf bie ba- 
felbft liegenden Befigungen, unter obiger Vorausſetzung nur aus den, gemäß $.7 
bes Bantgefeßes vom 1. Juli 1834 für Bank» und Wechfelgefchäfte verwend- 
baren Zweifünftpeilen des Bankfond verabfolgt werben.“ 

Der $. 51 erhält nach den Worten: 

„auf den Grund bes Geſetzes vom 1. Juli 1834, $. 10, _ 
ben Beifaß: „und des Geſetzes vom 15. April 1840, Art, IL.“ 

Der $. 53 Iautet nunmehr folgendermaaßen: 

„Der gewöhnliche Betrag der jährlichen Annuitäten iſt auf ein Prozent 
feſtgeſetzt. Eine niederere Annuitätenzaplung im geringften Betrage von 1, 
Prozent, dann eine Annuität von mehr als ein Prozent hängt von aus— 
brüdlicher Erflärung der Darlehensfucher ab.“ 

„Die Annuitäten werden halbjährig an dem von ber — 
befimmien Termine entrichtet.“ 

$. 54 lautet nunmehr folgendermaaßen : 

„Der die gefleigerten Zinfen (Annuitäten) ununterbroden zahlende Bant- 
ſchuldner tifgt feine ganze Schuld nach den beigefügten Tabellen IL. — IV. durch 


“ 
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Zahlung von 4%, Prozent der urfprünglichen Darlehensfumme in 611/, Jahren, 


von 5 Prozent in 43 Jahren, 
von 5°, Prozent in 3, on 
von 6 Prozent in 29 ri 


Bei höheren Annuitäten wird eine befondere Berechnung gepflogen, wobei 
jedoch für Apminiftrationskoften nicht mehr angerechnet wird, als bei der bie 
herigen Tilgungszeit zu 43 Jahren dur 5 Prozent angenommen war, 

Unterbricht aber der Bankſchuldner durch freiwillige Abfchlagd- oder volle 
Rüdzahlung des noch ſchuldigen Kapitals das Annnitätenverhältniß, fo wird 
mit ihm nach dem Berhältniß der ganzen Annuitätenzeit- zu den Jahren, in 
welchen er im ganzen oder theilweifen Beſitze des Kapitals war, abgerechnet," 


$. 234. Bekanntmachung des Minifteriums des Innern und ber 
Finanzen vom 23. Mai 1843, Amtsbl. M 34, p. 289, die Einzieh- 
ung der alten und bie Emiffion neuer, Zehnguldennoten ber. Bayer. 
Hypothefen- und. Wechſelbank betr. | 

Minifterium des Innern und Sinanzminifierium. | 

Nachdem die Bayer. Hypotheken» und Wechſelbank, in. Gemäßpeit des Ge 
febes vom 1. Zuli 1834, $$. 2 und 8, und auf den Grund der Statuten vom 
17. Juni 1835, $. 13, die dermalen in Umlauf fich befindenden Roten zu Zehn: 
Gulden einzuziehen, und dagegen neue Banknoten gleichen Betrages auszuge⸗ 
ben befchloffen hat, fo wird bie von der Banfabminiftration erlaffene Bekanntmach⸗ 
ung hierüber, beziehungsweife über die Kennzeichen der Aechtheit der neuen Baul⸗ 
noten in der Beilage mit dem Bemerken zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß bie 
Ermächtigung der Öffentlichen Kaffen zur Annahme der Banknoten bei amtlichen 
Zahlungen nach der Beftimmung des $. 13 der Bankflatuten bereits erfolgt fey. 


Betanntmahung. 

Die Bayer, Hppotheken⸗ und Wechfelbant beginnt mit dem 1, uni d. J. 
die in der Beilage zum Regierungsblatt vom 26. November 1836, 19 42, bes 
fehriebenen und feither in Umlauf geweſenen Zehngulden-Bantnoten einzuziehen, 
um dagegen, gemäß $. 8 des Bankgeſetzes vom 1. Zuli 1834 und $. 13 ber 
Bankftatuten, neue Noten gleichen Betrages auszugeben. Diefes. wird: zur öffent 
lichen Kenntniß mit dem Beifaße gebradt, daß, laut $. 13 der: Bankfaßungen, 
der Betrag der 3 Jahre nach geſchehenem Aufrufe nicht: umgewerhfelten Banl- 
noten, forwie dies auf den Banknoten bemerkt ift, dem Bankfonde anheimfalle, 
und. daß fomit alle bis zum 1. Juni 1846 bei den Banklaſſen gegen baared 
Geld oder neue Noten nicht umgewechfelten alten Zehnguldenoten von jenem 
Tage an ihre Gültigkeit verlieren, 

Die audzugebenden neuen Zehngniden » Banknoten haben bie Form eines 
länglichen Vierecks, deſſen kurze Seite die Grundlinie ver Note bildet. Das 
milchweiße, feine und haltbare Papier ift an feinen Rändern unbeſchnitten.“ Da 
Letzteres eines der Erkennungszeichen ber Aechtpeit it, fo wird auf bie Erhal⸗ 
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tung des Papiers in: unbefhnittenem, Zufande beſonders — 
gemacht. Auch enthält das Papier nachbeſchriebenes Waſſerzeichen: In 

Die Form desſelben ift ebenfalls: die. eines laͤnglichen Viereds, das ‚son 
dier in rechte Winkel zufammen Taufenden heilen: Linien begränzt wird, 

Im Mittelpunkt befindet: fich, eine äußerſt lichte runde Stelle, welche” ben 
Werth der Note, die Zahl 10, in dunkeln arabifchen Ziffern umfaßt, und won 
einem koneentriſchen Kreiſe umgeben iſt. Zehn ſehr helle, wellenföoörmig ge⸗ 
krümmie Linien laufen ſowohl von dem Kreiſe, als auch über und unter dem⸗ 
ſelben nach den langen Seiten des Vierechs fort, dann itheilen ſie ſich, bevor 
ſie die Seiten erreichen, fämmtlich in: zwei weniger, helle Enden, wem Ole 
ſich mit den’ geraden Gränzlinien -feft verbinden. 

Den Raum unter, dem oben beichriebenen Wellenlinien ‚nimmt, a is 
Theil des Waflerzeihens ein, welcher in den aus großen römiſchen Buchſtaben 
zufammengefetten. Borten: „Zehn Gulden Bauk Valuta“ beſteht, die je zwei 
zu zwei bogenförmig in der Art angebracht ſind, daß bie, äußere Krümmung; 
oder konvere Seite bes einen Bogens mit den Worten: „Zehn: Gulden“ nach 
oben, die des andern Bogens aber mit den — „Bank EBEN: * um) 
ten gelehrt ifl: - 

Zwifchen beiden: Bögen, — mit: * Balıs ber Note, Pre 1 — 
Entfernung von einander drei römiſche Zahlen: X; unter den: Worten: „Bank 
Baluta” geht no eine andere ; weniger gekrümmte Wellenlinie von der einen 
langen Seite zur andern, und bie zwifchen dieſer und ber Grunplinie befind⸗ 
liche Fläche enthält weitere fenfrechte helle Striche. 

Der obere Theil: des Waſſerzeichens wird, durch wellenförmige, ebenfalls; 
helle Linien ausgefüllt, die mit denen in der Mitte gleiche Krümmung und 
Richtung Haben, und ſich je zwei zu. zwei nahe an den geraden Seitenlinien in, 
ein fehr lichtes, mit der Gränzlinie, verbundenes Ende vereinigen: Dex Raum, 
zwifchen ber legten Wellen» und ber geraden. obern Sch/ußlinie wird, wie unten, 
durch ſenkrechte Striche eingenommen,, Außerdem befindet ſich no In drei un⸗ 
tereinander flehenden Zeilen die abgekürgte Lichte  Infchrift:,- „Bayer. Hyp. u. 
Wechſ. Bank“ mit; großen römiſchen Bucpflaben, ſowie auch, endlich an jeder 
Seite zwifchen der erſten und zweiten Zeile ein vierediges helles Schildchen, 
welches wiederum einen dunkeln arabiſchen Zehner (10) ‚enthält. 

Der Druck der neuen Noten zeichnet ſich durch Schärfe und Reinheit au. 
Ex beſteht beider Schrift aus ſchwarzer, bei den Verzierungen aus blauer,-und 
bei einem in der Mitte der, Note, befindlichen runden Schild aus rother Farbe. 

Diefer, Schild zeigt eine weiße. römiſche Zahl; X auf. dernämlihen Stelle, 
wo die dunkle arabiſche Ziffer : 10 in dem bereits beichriebenen: hellen Schilde 
des Waflerzeichens angebracht if. Von dieſem Schild, ‚der. durch einen, aus 
zwei blauen und einer rothen Linie: gebildeten Stab koncentriſch umſchloſſen iſt, 
entfpringt-eing reiche architektonische Verzierung aus Blumenkelchen, welche ‚gegen 
diebeiden laugen Seiten. laͤuft und- ſich an denſelben hinaufe und hinunterzieht. 
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An den Endungen befinden fih auf jeder Seite zwei länglichviereckige Fel- 
der, in deren Innern achtedigen, durch einfache Linien gebildeten Räumen, welcht 
derfelben Richtung nach folgen, die Worte: „Zehn Gulden” in göthifchen Let- 
tern abwerhfelnd ſchwarz gebrudt ſtehen. 

Bier weitere Edverzierungen aus Blumentelhen fchließen ſich mit ihren 
Endungen an den langen Selten der Note den vier Feldern, ‚und an den Fur 
zen Seiten wieder zwei-folden Feldern an, welde auch laͤnglichvieredig ſind 
und die Richtung der karzen Seite nehmen. 

Auf: dem obern Felde befindet ſich in ſchwarzem Druck mit ſchlanken arab⸗ 
iſchen Ziffern die Nummer, auf dem untern in nämlicher Weiſe mit römiſchen 
Ziffern die Serienzapl der Banknote, und jedes derfelben iſt noch mit leid 
ten Verzierungen verfehen, die wie alle andern Ornamente in griechiſchem 
Style gehalten find, 

Durch die vom Mittelpunfte der Note ausgehende Berzierung entfleben auf 
derfelben zwei gleiche Abtheilungen. Die obere enthält den größten Theil ber 
Schrift, : die untere aber die Birma ber Bank, nebfl dem RER der Unter- 
ſchriften und den Tebtere umgebenden Trockenſtempel. “ 

Sn der obern Abtheilung liest man auf der erften Zeile in Heinern goth- 
iſchen Buchſtaben: „Die Bayeriſche“ 

— der awelten in größerer gothiſcher Schrift: 

| „Bppotheten- und Wechſel⸗Bank⸗ 
und auf der- dritient wieder in Heinen gothifchen Leitern: 

„zahlt gegen diefe Banknote” 
dann — in einem länglichviereckigen Schilde die Worte: 
„Zehn Gulden“ 

mit sehen römifchen, verzierlen Lapidarbuchſtaben. Der Schild if oben und 
unien von fünf Kreisfegmenten umgeben, von melden jedes wieder mehrere, 
mit ihm Toncenirifch gezogene Bögen einfchließt,‘ die an den fihmalen Seiten 
des Schildes mit ihren Enden zufammentaufen, ſich / in den Zwiſchenabtheilungen 
ſchneiden, und dadurch eine.gleiche Anzahl Rauten bilden, - 

‚Die vierte Schriftzeile enthält in teuiſcher Kanzleifihrift die Worte : 

„Bayerifhe Währung in Bank ˖ Valuta“ 
weiten ſich auf der fünften, ſechsten fiebenten und achten Zeile mit franzöſiſcher 
Rondeſchrift nachſtehender Satz anreihet: 
„und nimmt weder Amorliſations⸗, noch Arrefigefüche darauf an, Der Be 
„tag der drei Zahre nach gefchehenem Aufrufe nicht eingeweihfelten Bankno⸗ 
„ten fällt den Bankfonde heim. Die Nachahmung oder Veränderung der» 
‘ „felben wird nach Artitel 2 des Geſetzes vom 1. Zuli 1834 beftraft.“ 
"Unter der achten Zeile Kept in-aufwärts gefrümmter Bogeuform das Da- 
tum, und zwar rechts: „Münden,“ Links: „I. Mat 1841, 

In der untern Abtheilung der Note befindet ſich eine wellenförmige Schrift» 

zeile- von größern gothiſchen Buchflaben mit den Worten: „Die Bayer. Hype 
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theken und: Wechfel-Bank", worunter nad einem Zwifchentaum bie verjüngten 
Facsimilias „vo. Bezold" und darunter in Ehartenfhrift „Königl. Kom- 
mifär“, dann rechts und links jene „S. Fhr. v. Eichthal“ und „Er. Xav. 
Riezler“ zu ſehen finds 

Schließlich beſteht die Zeichnung des Trockenſtempels aus Rofetten und 
Blumenlelchen, die in ihrer Zuſammenfügung drei unregelmäßige Sechsecke 
bilden; dieſe tragen an ihrem Vereinigungspunkte beſondere Heine Ornamente 
und umgeben die Facsimilia der Unterſchriften. Zwiſchen dem erſten und zwei⸗ 
ten. Sechsbeck befinden fih oben und unten zwei ähnliche fechdedige Felder; das 
obereimit dem Wappen der Bank,’ das untere mit der Infhrift (firma) „Bayer. 
Hypotheken ⸗ und Wechſelbank“ in großen römiſchen Leitern. 

In gleicher Weiſe ſind zwiſchen dem zwelten und dritten Sechsecke wieder 
zwei ſechsedige Felder angebracht, wovon das obere die römiſche Zahl X, und 
das. untere im großen römifchen —— Worte (Werthangabe) „Zehn 
Gulden Bank⸗Valuta“ enthält. 

Die auf beigefügter Abbilduns befindlichen — Linien bezeichnen die 
— bed Trockenſtempels, der ſehr ſcharf und deutlich ausgeprägt if, 





‚Anhang zum zweiten Abſchnitt. 

gi 235: Den Plan zur Errichtung einer Actiengefellfhaft zur 
Beförderung ber Leinwandfahrifation in Bayern, fiehe Amtsbl. M, 10 
vom Jahre 1831, p. 69, 

F. 236. _ Ausfchreiben der Kreisregierung vom 25. Februar 1837, 
Amtsbl, Ma 15, p. 109, die Regulirung der öffentlichen Uhren nad 
der mittleren Zeit betr. 

Nachdem die, Königl, Akademie der Wiffenfchaften im gemeinfamen In⸗ 
terefie der Wiffenfchaften und der öffentlichen ſowohl, als der Privatgefchäfte 
auf die gleichförmige Regulirung der öffentlichen Upren nach der mittleren Zeit 
angetragen: bat, und diefe Manfregel nicht nur als ausführbar, fonbern au 
als ſehr zwedgemäß erfannt worden ift, fo wird in Folge höchſter Entfchliefung 
des. Rönigl. Staatsminiftleriums des Innern vom 26. 9. M. nachflehend die 
von: der Königl. Akademie der Wiffenfchaften hierüber verfaßte Anleitung mit 
angehängter Tabelle, zur Regulirung der Uhren nach mittlerer Zeit, zur allge» 
meinen Kenntniß gebracht. 

An die Königl. gandfommiffariate ergeht zugleich der Auftrag: 

1. Zu ſorgen, daß die Regulirung der öffentlichen” Uhren in allen Stäbten 
und größeren Gemeinden nach der mittleren Zeit ftatt finde, und daß bie an 
ben Gemeinde» und Stiftungsgebäuben befindlichen, etwa ſchadhaften Sonnen- 
uhren bergeftellt- werben, um hienach von Zeit zu Zeit mit Hülfe der Tabelle 
die Räderuhren richten zu können. 

2. Die anderen Gemeinden, in welchen Heine Sonnennhren beſtehen, und 
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wo die Kenniniſſe ber Individuen, denen bie Beſorgung der. Öffentlichen Uhren 
obliegt, nicht hinreichen, den Sonnenmitlag durch die Herſtellung einer Mit⸗ 
tagslinie zu beſtimmen, an beſonders zu bezeichnende benachbarie größere Ge- 
meinden zu weiſen, mit deren Uhren ſie die ihrigen in Uebereinſtimmung zu 
halten haben. 

2. Den Beginn dieſer Maaßregeln auf den 15, April d. J. als auf ben 
Tag feſtzuſetzen, an. welchem die Sonnenzeichen mit jenen der mittleren Zeit 
aufammentreffen. 

4, Die Berfendung der beſonders —— — Königl. ————— 
riaten zugehenden Exemplare gegenwärtiger Verfügung an diejenigen zu veran⸗ 
laſſen, denen die Aufſicht auf die öffentlichen Uhren in ben Gemeinden über- 
tragen ift, und - 

5. die Bekanntmachung * Snfteultion durch die Lolalwochenblatter und 
die Aufnahme der Tabelle in die Kalender auf angemeſſene Weiſe zu bewirken. 
Inſtruktion. 

Wenn die Sonne bei dem Bogen, welchen fie täglich am Himmel be— 
ſchreibt, nahezu den höchſten Punkt über dem Horizont erreicht hat, und für 
uns genau im Süden ſteht, ſo nennt man dieſen Augenblick Mittag, und zwar 
den wahren Mittag. . Bis fie Tags darauf im dieſelbe Lage kommt, verſtreicht 
ein wahrer Sonnentag, und man theilt-biefen bekanntlich in 24 Stunden, jebe 
Stunde in 60 Minuten u, f. f. Diefes Zeitmaaß nennt man bie wahre Son- 
nenzeit. Nun aber dauert ed nicht in allen Jahreszeiten gleich lang von einem 
wahren Mittag bis zum nächſt darauf folgenden ; daher die wahren Zeitfiuns 
ben, nach gleichförmiger Zeit gemeflen, bald länger, bald fürger find. Unſere 
, Räbderuhren, welche allgemein zum Zeitmaaß dienen, gehen, wenn fie gut ge 
baut find, Jahr aus Zahr ein gleichmäßig fort, fo daß jede Stunde, bie fie 
zeigen, gleich lange dauert, und man ift nit im Stande, eine Uhr zu machen, 
welche genau nach der oben bezeichneten wahren Sonnenzeit gebt, daber denn 
beftändig an allen Uhren gerichtet werden muß, um fie wieder während einiger 
Zeit nahezu übereinfimmend mit der wahren Sonnenzeit gehen zu machen. 

Um dieſem Uebelſtande abzuhelfen, Hat man eine gleichſörmige Zeit ange 
nommen, die, mit dem Jahre nach wahrer Sonnenzeit gerechnet, gleich viele 
Tage, Stunden,„Minnten u. ſ. w. hat, wo aber jeder Tag, jede Stunde, jede 
Minute u. f. w. gleich -Tange dauert. Diefe Zeit nennt man bie. mittlere Gon» 
nenzeit, Weil aber die wahren Tage, wie oben gefagt wurbe, bald Länger, 
bald fürzer find, als die mittleren oder gleich langen Tage, fo folgt daraus, 
daß die Räderupren nicht gu allen Zeiten des Jahres übereinflimmend mit dem 
Sonnenuhren geben, die die wahre Zeit zeigen. Die Unterſchiede werden aber 
nie größer, ald circa eine Biertelftunde, um was bie Sonnenuhren gegen bie 
Räderupren zweimal im Jahre vor⸗, und zweimal im Jahre nachgehen. 

Da nun"die'mitilere. d. i. gleihförmige Zeit auch in Bayern als bürger⸗ 
liches Zeitmaaß, fowie es bereits: in unſern Nachbarfinaten befieht, eingeführt 
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werben ſoll, iſt beifolgende Tabelle zur Aufnahme in die Kalender des König⸗ 
reichs entworfen worden. 
Dieſelbe Tabelle enthält für alle Tage des Jahres den Unterſchied zwiſchen 
der mittleren und wahren Zeit, fo daß jede Räderuhr durch deren Benützung 
mittelft einer Sonnenupr nad mittlerer Zeit gerichtet werden kann. 


Tabelle zur Negulirung der Uhren nad mittlerer Zeit. 
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Wenn die Sonnenuhr 12 Uhr zeigt, 
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follen 





Wenn die Sonnenuhr 12 Uhr zeigt, die Raͤderuhren 
| zeigen: 
Dezember „.. | 18. — 19, 4111 un 57 Minuten 
1 20. — 21. ea: 
22, — 23, . . 11 59 
24, — 25. — — 12 0 
26. Anz 27. 12 1 
28. m» 29, ° [) * 12 2 
30, — 31. 12 3 91 


F. 237. Unterm 8. October 1837, Amtsbl. M 61, p. 487, 
wurden die Statuten der Actiengefellfhaft zur Betreibung —— 
Getreide-⸗Walzmühlen befannt gemacht. 


F. 238. Verordnung des Miniſteriums des Innern und der 
Finanzen vom 5. März 1839, Amtsbl. Mu, 14, p. 121, die Berbin- 
dung der Runfelrübenzuderfabrifation mit der Raffinirung des in- 
diſchen Rohzuckers betr. 

Miniſterium des Innern und ber Finanzen, 

Nachdem die im vorigen Jahre bei der Generalfonferenz in Zollangelegen- 
heiten zu Dresden flatt gehabten Verhandlungen und Vereinbarungen bezüglich 
des vereinigten Betriebes der Zuderfabrifation aus Kolonialzuder und ‚Runfel« 
rüben die allerhöchfte Genehmigung erhalten haben, fo wird zum Zwede ber 
gleichförmigen Durdführung fegefeßt, wie folgt: 


I. Die Anlage von Siedereien, welche indiſchen Rohzucker gegen den er- 
mäßigten Zolfaß zur weitern Berarbeitung beziehen wollen, findet mur an 
folgen Orten ftatt, wo eine zur Kontrofe ermächtigte Zollbehörde ſich befindet. 

Eine Ausnahme kann nur bei den fhon früher — vor jener Konferenz⸗ 
verhandlung — beftandenen Zuderfiebereien, welden ohne dieſe Bedingung 
ber begünftigungsmweife Bezug der Rohzuder zugefagt worden if, eintreten. : 


11. Raffinerien für indifhen Rohzuder können nebenbei auch Runkelrüben 
oder Ropzuderfioffe aus Runkelrüben, opne Verluſt des Anfpruches: auf Bezug 
bes indiſchen Nopzuders gegen den geringeren Zolfaß verarbeiten, wenn das 
Dauptgefcpäft in überwiegenden, durch die Einfuhr und Berzollung des fremden 
. Zuders und durch Bergleihung mit dem fonft verarbeiteten Material’ zu er» 
weifenden Maaße in Raffinirung indiſchen Rohzuckers beſteht, und — 
andere Stoffe nur als Hülfsmaterial verarbeitet werben. 

II. Runfelrüben-Zuderfabriten, welche zugleich Indifchen Rohzucker verare 
beiten wollen, bürfen beide Arten ber Fabrikation nicht gleichzeitig neben einan⸗ 
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‚der betreiben, folglich während Nunfelrüben verarbeitet werden, keinen indlſchen 
Zuder und den indifchen Ropzuder nur dann verfieden, wenn bie Fabrikation 
"aus. Runfelrüben ruht, beide Berfiedungsarten auch in völlig getrennten Perio- 
'den von längerer Dauer, die Runfelrübenverarbeitung alfo nach der Ernte bis 
zur Erfohöpfung des Materials flatt finden, und dann während bes Sommers 
‘und bis zum Wiederbeginnen der Rübenverarbeitung, die Verfiedung des bis 
‚dahin unter amtlichen Verſchluſſe gehaltenen indifhen Zuders bewerkftelligen 
laſſen. 

IV, Bei dem unter IL. und UI. bemerkten vereinigten Betriebe der Zucker⸗ 
fabrifation aus dem zum begünftigten Sa bezogenen Kolonialjuder und aus 
Runkelrüben, haben alle jene Bedingungen und Vorſchriften in Anwendung zu 
kommen, welche für ſolche Fabrikanten beftehen, die audfchließlich Kolontalzuder 
‚verarbeiten, insbeſondere dürfen die Zuderfiedereien 

A) weder mit Koloniale, noch Rübenrohzucker Handel treiben; ebenfo 

b) in den Siedereigebäuben, oder in anderen mit diefen Gebäuben zufam- 
menhängenden Räumen Fein Gewerbe mit Gegenfländen üben, zu deren Be 
reitung Zuder gehört, 3. B. Zuderbäderei, Liqueurfabrikation u. dgl. ; 

ec). auch follen diefelben auf Zuderbonifilation für die Zuderausfupr Feiner 
lei Anfprüche haben, 

V. Uebrigens verfteht ſtch von ſelbſt, daß die fonftigen Rontrolmanfregeln, 
durch welche der begünftigte Bezug des Kolonial-Rohzuders bisher bedingt ger 
weſen, ohne Veränderung fortzubauern haben, als die vorgeſchriebene Eingangs» 
beffaration, die Verfchlußpaltung, das Schwärzen mit thierifher Kohle und 
überhaupt diejenigen Anordnungen, welche durch die Zollficherheit® geboten find. 

VI. Bor Ertpeilung einer Bewilligung fol zwifchen der kompetenten Res 
gierungsftelle und der General Zolladminiftration zur Befeitigung möglider 
Anftände gefchäftsmäßiges Benehmen gepflögen, im Falle von Einfprüchen oder 
Bedenken an das vorgefegte Minifterium Anzeige erftättet werden. 

' VII Bei Ertpeilung der Bewilligung zur Errichtung folcher Zuckerſiederelen 
ik deu Unternefmern ausdrüdlich zu eröffnen, daß — anbelangend die Runkel— 
rüben- Zuderbereitung — eine mögliche Impoſtirung auf das Erzeugniß vorbes 
halten bfeibe, und daß, — den Umfang nnd das Maaf der Begünftigung für 
ben Bezug des indifchen Rohzuckers betreffend, — der jeweilige Tarif das Nähere 
befimme, auch daß in Anfehung der verorbnungsmäßigen Kontrole eine De 
freiung in feinem Falle zugeflanden werben könne, 

‚Hiernad if fih von Seite der Behörden pünktlichſt zu achten; biefelben 
werben in Gemäßheit diefer Feſtſetzungen von ſelbſt die hinſichtlich einzelner 
Siedereien noch. fchwebenden Tragen leicht und vollftändig zu erledigen wiſſen. 

Dabei wird zugleich bemerkt, daß vorbehalten bleibe, auf den Grund ſich 
ergebender neuerlicher Erfahrungen die diesfalls ſachdienlich erſcheinenden 
nähern Erörterungen bei einer Tünftigen Generalkonferenz un Erfotvernif 

anzuregen, 
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$- 239. Bekanntmachung der Regierung: vom :8, März 1838, 
Amtsbl. M 17, p. 111, die Verhaͤltniſſe derjenigen Perſonen, welche 
Muſik auf Erwerb treiben, betr. 


Einem höchſten Normativreferipte vom 29, Degember,v. J. zufolge if bie 
Defugniß zum Erwerbe durch Muſikmachen in den jenfeitigen Kreifen des Kö— 
nigreichs dur die Erlangung eines Lizenzfeheines in allen denjenigen Fällen 
bedingt, wo ber. Dufiter nicht entweder als notorifcher Virtuofe des In⸗ oder 
Auslandes durch. feinen Reifepaß, oder als Mitglied eines muſikaliſchen Inſti— 
tutes höherer Ordnung durch fein Anftellungsdefret, oder als Militärhautboift 
dur einen legalen Ausweis über dieſe Eigenfchaff, oder endlih als Tpürmer 
oder Fonceffionirter Mufifer durch Ernennungs=..und resp. Konceffionsurkunde, 
über Perfonalverhältniffe und Befähigung fih zu legitimiren. vermag, 


Die Ligenzfiheine für einen Ort oder Poltzeibezirt werben von der ein» 
fhlägigen Bezirkspolizelbehörde, — für mehrere folche Bezirke oder einen gan« 
zen Kreis von’ ber zuftändigen Kreisregierung, endlich für mehrere Kreife von 
dem Königl. Staatsminifterium des Innern ;bewilliget. 

Bezüglich der — zur Ertheilung der Lizenzſcheine iſt vorge⸗ 
ſchrieben: 

a) Jeder vrwerter hat ſich über verhaͤltnißmäßige Befahigung zur Muſik 
durch vollkommen glaubwürdige Zeugniſſe auszuweiſen. Dieſe Zeugniſſe müſ⸗ 
ſen, ſofern es ſich nur von der Erlaubniß für einen Ort oder Polizeibezirk han⸗ 
delt, von Muſikverſtändigen, deren Tüchtigkeit der Lizenz verleihenden Diſtrikts⸗ 
polizeibehörde zulänglich bekannt iſt, — in allen andern Fällen von den Bor- 
ftänden der Schullehrerfeminarien des betreffenden Kreifes ausgeſtellt feyn, 
welche die Prüfung des Bewerbers durch bie untergebenen Muſiklehrer in ihrer 
Anwefenheit vornehmen zu laſſen haben ; 

b) Böllig ungetrübter Leumund ift die weite wefentliche Vorbedingung der 
Ligenzerlangung ; 

c) Insbefondere if bei jenen Bewerbern, welche ſich nicht über vorzügliche 
Leiftungen zweifellos legitimiren können, neben firengfier Bebachtnahme auf 
ihren Leumund darauf zu fehen, daß fie vermöge ihres Alters, Gefchlechtes oder 
ihrer förperlichen Befchaffenheit zu produftivem oder anderem nüßlichen Erwerb 
nicht fähig find, und daß die Zahl der Mufiker der letztern Art, fowie ihr Be- 
zirk, möglichft befchränft werde ; 

d) Sn der Regel darf nur Ein Individuum und zwar das Familienhaupt 
ſich durch Muſik Erwerb verſchaffen. Sollten ausnahmsweiſe Mitglieder der- 
ſelben Familie gleiche Lizenz erhalten, ſo ſind ihnen beſondere auf ſie perſönlich 
lautende Scheine zu ertheilen. 

Geſuche, welche von den Kreisregierungen oder von dem Staatsmlniſterium 
bes Innern zu bewilligen find, hat die Diftriftspolizeibehörbe der Heimath des 
Geſuchſtellers zu infiruiren und darüber in der nachftehend vorgefchriebenen 


‘ 
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tabellariſchen Form zu berichten. ‚Die Berichte find, wenn nicht eigenthümliche 
Berhältniffe bei einzelnen Bewerbungen eine gefonderte Berichterfiattung noth⸗ 
wendig machen, jährlih einmal, und zwar am 1, Dezember für alle Bittſteller 
gleichzeitig der betreffenden Kreisregierung nebft den abgelaufenen Lizenzſcheinen 
gutachtlich vorzulegen, und bei Begutachtung zu Lizenzen für ganze Kreife oder 
für das ganze Königreih Beweife der befondern Fähigkelt und Würdigkelt des 
Bewerbers, und des Befiges des benöthigten Neifegeldes zu Tiefern. 

Da nun einem hödhften Minifterialreferipte vom 19. v. M. zufolge die pa- 
tentifirten Muſiker der Pfalz den im Eingange ‚als Ausnahme bezeichneten ton» 
ceffionirten Muſikern nicht gleichgeftellt werben können, weil fie den in den 
obern Kreifen gefeglich beftimmten Borbedingungen und insbefondere dem Nad» 
weis über Befähigung nicht unterworfen find, und daher, fofern fie nit zu 
einer andern der oben angeführten Ausnahmskathegorien gehören, allerdings 
eines Lizenzfcheines bedürfen, um in ben oberen Kreifen des Reiches durch Mu- 
fit Verdienſt zu fuhen, — fo fieht man fih veranlaßt, ſämmiliche Polizeibe- 
hörden auf obige Vorſchriften bezüglich ber Befugniß zur Ausübung der Mufi 
in den jenfeitigen Kreifen aufmerffam zu. machen und infonderheit die Königl, 
Landfommiffariate anzumweifen, in vortommenden Fällen. bie Geſuche diesfeitiger 
Kreisbewohner , welche eine Erlaubniß zum Erwerb durch Mufil in den jenfei- 
tigen Kreifen des Königreiches zu erhalten wünfchen, nach. den gegebenen höd- 
ften Borfchriften zu infiruiren und in einer dem unten folgenden für die jen- 
feitigen Behörden vorgefhriebenen — analogen Form zur gutachillchen 
Vorlage zu bringen. 


— 
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$. 240. Unterm 9. Februar 1838, Amtsbl. M 12, p. 87, 
macht die Regierung’ der Pfalz auf die Shräft: „Der Mehlhandel 
Teutſchlands mit Amerika von Dr. von Reben«, auferkſam, und em⸗ 
pfiehlt dem Gewerbſtande die neue Erfindung eines Amerifaners, Woll- 
tüher ohne Beihülfe des Spinnens und Webens, unterm 21. Juli 
1841, Amtsbl, M, 49, p- Av, zur. Beachtung. 

— Die Königl. Verordnung vom 15. Januar 1810 über bie 
Verwendung der werktagsſchulpflichtigen Kinder in Fabrifen betr, fi ie 
im 3. Bud, 3. Abtheilung unter Schulwefen, $. 161. 

$. 241. Das neue Öfterreihifhe Kontumaz - Regulativ ſiehe 
Amtsbl. Ma 53 vom Jahre 1843, p. 536. 

$: 242. Berfügung der Kreisregierung, vom 15. Juni 1837, 
Amtebl: M 87, p: 290, die Ausgabe von Promeſſen auf auswärtige 
Staatslotterieloofe und die Einfchreitung gegen deren. Anfündigung: -) 

Den in öffentlihen Blättern enthaltenen, von Privaten herrüßrenden Aus 
kündigungen über den Berfauf ausländifher Staatslotierie⸗Anlehenslooſe find 
häufig auch Empfehlungen des Abſatzes fogenannter Promeflen beigefügt, durch 
welche der Ausfteller derfeiben den Erwerbern oder Inhabern das Verſprechen 
gibt, daß fie mit den auf den Promeflen bemerkien Nummern der Originals 
looſe im Gewinnfifalle den planmäßigen Gewinn zu beziehen haben 

Infoferne die Ausgabe von Promeflen auf auswärtige Staatslötterie- An« 
lehenslooſe ſchon urfprünglih mit der von der beireffenden Regieräng geneh⸗ 
misten Einrichtung. des Anlehens verbunden war, ſteht Dem: Berfaüfe folcher 
Promeffen und fomit au der Ankündigung des. erflern in öffentlichen Blättern 
ein Bedenken nicht entgegen. Iſt aber: die Ausgabe von: Promeſſen auf: aus- 
wärtige Staatslotterie-Anlehensloofe eine Spekulation von Privaten, fo fällt 
ſelbe ungweifelgaft unter. die Beftimmungen der Verordnung vom 22, Septem: 
ber 1816, Bas unerlaubte Lottoweſen betreffend, (Amtsbl. As: 18) und auch die 
Zulaͤſſigkeit der Veröffentlihung derfelben fubfumirt ſich ſodann unter bie über 
die Ankündigung verbotwidriger Yotterten beſtehenden Befiimmungen. * «u» >» 

Indem’ man in Folge König. Minifterlafreferiptes vom 23. März und 6. 
Juni d. J. obige Borfchriften den Königl. Polizei» und resp: Cenſurbehörden 
zur Nachachtung eröffnet, wird noch bemerkt, daß nach einer höchſten Entfihließ- 
ung vom 2. v. M. der Nachweis, daß die Ausgabe von Promeſſen anf. aus 
wärtige Staatslotterle-Anlehensloofe ſchon urfprünglid mit der von der beitefr 
fenden Regierung genehmigten "Einrichtung des Anlehens verbunden. war, auf 
irgend eine Weile genügend gellefert werden 'müfle, und daß die nen 
oe des S MNMHIER eo berüdflihtiget werben könne.— et 
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a. Dritte Abtheilung. 
yrmenwefen 
. 4. Band, p. 329. | 
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7 .$. 243. Minifterial- Inftruftion über die Behandlung des Ar 
menwefens vom 29. November 1834, Amtsbl. No A vom Fahre 1835, 


p: 37. 
Ä Tit. I. Allgemeine Beftimmungen. 
$.1. Berpflihtungen der Gemeinden bezuglich auf das 
Armenweſen. 

Die Beſtimmungen des Geſetzes vom 24. Vendemiaire II. gahıkh, nament- 
lich die Art. 1 bis 13 und 16 bis 18 des V. Titels, verpflichten. jede einzelne 
Gemeinde zur Fürforge- für die ipr angehörenden Armen, und ‚Are zugleich 
feſt, wer als Angehöriger einer Gemeinde zu beirachten iſt. 

: Die im Rheintreife beobachteten Befimmungen werben. zur feruermeien 
Darnachachtung nachſtehend abgedrudt. 

4, „Die Unterſtützungsheimath (domicile de — iR der Ort, an wel- 
an der Bebürftige ein Recht auf öffentliche. Unterſtützung bat,“ 

2, „Der Geburtsort ift die natürliche Unterſtützungsheimath.“ 

3. „Als Geburtsort der Kinder gilt der Ort, an welchem die Mutter, zur 
Zeit ne fie geboren wurden, ihren gewöhnlichen Wohnſitz hatte.“ 

4, „Zur Erwerbung. der Unterſtützungsheimaih ‚wird ein Aufemigaht von 
einem Jahre in einer Gemeinde erforbert.” ige 
4.5; „Der Aufentpalt wird von dem Tage an gerechnet, am welchem bie 
ge bei der Gemeindebehörde geſchehen iſt.“ 

6, „Die Gemeindebehörde Tann die Unterſtützungsbeimaih dem ſie Anſprechen 
den verweigern, wenn derſelbe nicht mit einem Paſſe und- mit Zeugniſſen der 
fehen iſt, welde darthun, daß er Fein, beftimmungslofer Menſch (homme sans 
aveu) iſt“ Chierunter ift zu verftehen, wer weder. Subfiflengmitiel, no Gewerb, 
noch Gewährsmänner für ſich dat. Art; 3 Tit. I. ‚des Geſetzes vom: 19. bis 
22. Auguft 1790 — Sammlung. der. Berorbnungen IX. Heft S. 70). 

7. „Bis zu dem Alter von 21. Jahren Taun; jeder Staatsangehörige ofnr 
weitere Zörmlichkeiten das Recht der Unterftüßungspeimatp an feinem Geburis⸗ 
orte anſprechen. “ 

12 8 Nach dem Alter von 21 Jahren oh, ‚zur: Erlangung der Unterflüß- 
ungsheimath ein Aufenthalt von 6 Monaten erfordert, wobei naher den Bor« 
— der Art. 4, 5 und 6 genügt ſeyn muß.“ 

9, „Wer feine Unterſtützungsheimath verläßt, um eine — zu erwerber, 

hat hier dieſelben Förmlichkeiten zu beobachten, wie bei der früheren.“ 
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10. „Dasſelbe gilt von jenen, weiche: in ipee Tenper verlaſſene Unterftüß- 
ängefehunit zurüdtehren wollen.” 

11.-„Niemand kann zu Brruper Zeit im zwei Gemeinden die Unierhüfunge® 
heimath befiben.“ - 

12, „Die letzte Heimath wird fo lange als beibehalten angefehen, als die 
zur Erwerbung der neuen erforderlichen Frift nicht abgelaufen iſt, vorausgefeßt, 
daß die erforderlichen Einfipreldungen bei der neuen Gemeindebrpörde gehörig 
beobachtet worden find,“ 

13. „Wer ſich in einer Gemeinde —* und 6 Monate in derſelben 
wohnt, erwirbt dadurch das Heimathorecht.“ — 

16. „Jeder Greis, welcher bei einem Alter von 70 ——— noch keine Un⸗ 
terſtützungsheimath erworben hat, oder vor Errelchung dieſes Alters gebrechlich 
wird, ſoll in dem nachſten Hoſpital die — nothwendige — 
erhalten.” 

17. „Wer im Laufe der, zur —— der Unterhügungspeimatf aſo 
derlichen Friſt durch ein ſich zugezogenes Gebrechen außer Stand geſetzt wird, 
feinen Lebensunterhaft zu gewinnen, ſoll ohne Unterſchied des Lebensalters — 
das naͤchſte Hoſpital aufgenommen werden.“ 

18: „Seder von Unterhaltomitteln entblößte Kranke, er man das Helmätpes 
recht befißen oder nicht, foll entweder an feinem faktlſchen Metnide a. 
halte); oder Im nädhften Hofpital unterflüßt werden.“ : 

— Außerdem find die Beſtimmungen der mit:mehreren teutfchen Bunbeshan« 
ten (Amtsblatt des Rheinkreiſes von 1817 S. 579, von 1818 ©. 786, von 
1821 ©. 113, von 1824 ©. 74, von 1829 ©. 49) beftehenden Staatsverträge, 
wegen werhfelfeitiger Mebernahme der Baganten und Landſtreicher, bezüglich 
ver Heimathvechte diefer Klaffe von Staatsangehörigen,, zu berüdfichtigen a 
in Anwendung. zu: bringen. 

6. 2. Geſetzliche Organe zur Reglung bes Bollzugs Diefer 
Berpflihtungen. “3 

Als Gemeindeorgan zur ‚Erfüllung. der oben gedachten Berpfligtungen 
fordert das Geſetz in jeder Gemeinde eine Lofalarınen » oder Almofenpflege. 
(Geſetz vom 7. Frimaire V. Art. 3. Sammlung ber Verordnungen IX. * 
S. 240.) 

$. 3. Zweck der Lokalarmenpflegen. 

Der Zweck der Lokalarmenpflege iſt, die örtlichen Pflegfchaftslaften der bes 
treffenden Gemeinden zu ermitteln, ſelbe zu beſtreiten und die fittliche zunbipe- 
oe Bere über die Armen diefer Gemeinden: zu: führen. 

6,4 Zweck der Difriftsarmenpflegen. 

— mit Armen überladene Gemeinden, werden in Erfüllung ihrer 
Pflichten gegen dieſelben/ durch Anwendung jener Mitlel unterſtuͤtzt, welche die 
Kreisfonde für die Zwecke der: Wohlthätigkeit und Armenpflege darbieien. 

(Verordnung vom 11. Februar 1818, Amtsbl. S. 152, in Berbindung mit 
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der Berorbnung vom 6. Dezember 1818, Amtsbl. 1819, ©. 1, die Kreisſonds 
für Woplthätigkeit betr., Berorbnung vom 19. October 1821, Inteligenzblatt 
©, 627, Berorbuung vom 22. October 1823, Intelligenyblatt ©. 1472.) 

Beide Verordnungen die Borbedingungen zur Aufnahme in die Kreidar- 

menanftalt betr, 
- Verordnung vom 2, November 1825, Zutelligenzblatt 8. 1173,., Unter» 
richtsanftalt für Taubſtumme betr. Ueber die Fürforge für verlaffene Kinder, 
vid, Beilage zu A6 20 des Inielligenzblattes von 1820. Ueber den Kreisal- 
mofenfond, vid, Beilage zu 6.22 desſelben Blattes. von 1820.) 
Tit. I. Bon den Lokalarmenpflegen. 
Abfhn. 1. Bildung der Toflalarmenpflegen ° — 
Beftand der Lokalarmenpflegen. 

5. 5. Der Vorſtand des Lokalarmenpflegſchaftsrathes iſt der Bürgermeiſter 
oder deſſen Stellvertreler; die Pfarrer im Orte find die befländigen Mitglieder 
des —— 

In denjenigen Angelegenheiten, welche zum arzlichen Beirath geeignet ſind, 
werben die Pflegfchnftsrätge von.dem Kantonsarzte unterſtützt, und wo es auf 
Rechtsfragen ankommt, von dem an dem Sitze eines jeden Bezirksgerichtes, in 
Gemäßpeit des Negierungsbefchlufies vom 7. Messidor IX, aus ben angefehen- 
fien Rechtögelehrten gebildeten Konfultativfomite berathen. _ 

Außerdem befteht der Pflegſchaftgrath aus einem Abgeorbneten bed Ge- 
meinderathes und. aus Abgeordneten der verfchiedenen beitragspflichtigen Ein- 
wohnertlaffen, in einer gewiſſen, von der Diſtriktsbehörde mit Rüdfiht auf die 
örtlichen Berhältniffe zu’ beflimmenden Anzahl, welche in jevem Falle die Zapl 
der befländigen Mitglieder mindeflend um eins überfteinen muß. 

$. 6. Diefe unftändigen Mitglieder des Armenpflegfchaftärathes werden 
für das erflemal von den flimmfäpigen Bürgern gewählt, und in ben Kantond- 
haupforten von der Kreisregierung, in den übrigen Gemeinden von den Königl. 
Landkommiſſariaten beflätigt. 

Sie werben jedes Zahr zum fünften Theil erneuert. 

Regterungsbeichluß vom 7. Germinal XIII. 

6.7. . Der Austritt gefchieht in den 4 erften Jahren durchs Loos, welches 
in einer Generalverfammlung des Pflegſchaftsrathes zu ziehen ift, in ber Folge 
entfcheidet das Dienflalter.._ Der Austretende kann immer wieder gewählt wer- 
ben... Ibid, Art, 2, 
+. 68. Zum VDehufe der Wirderbefeung der erledigten Stelle legt der 
Pflegichaftsrath eine Liſte von 5 Randidaten vor, aus welchen in den Kantond- 
hauptorten die Kreisregierung, in den übrigen Gemeinden das betreffende Land⸗ 
tommiffariat. einen in den. Pflegichaftsrath ernennt, . Ibid, 

$..9, Wer feln reshtlihes Domizil in der Gemeinde, wo ber Bpeafhafi 
rath beſteht, verläßt, kann nicht —— vesieihen — 

Ibid, ‚Art. õ. 
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$. 10, Die im Laufe des Jahres erfolgenden Erledigungen, fey es in 
Folge des vorſtehenden $., ſey ed durch Todesfälle oder durch Abbdankung, zäh⸗ 
len in den vier erſten Japren für bie im $. VIII. vorgeſchriebene Ziehung. 

Ibid, Art, 6, 

$. 11. Die Glieder des Armenpflegfchaftsratpes beziehen Feine Befolbung 
und haben feine Einnahmen zu machen, 

Sie ernennen aus ihrer Mitte einen Kaffierer, welcher alle Einnapmen be- 
forgt (Beleg, vom: 7. Frimaire V. Art, 5) und verrechnet, und zu dem Ende, 
wenn er Beioldung oder Remifen bezieht, Kaution zu fiellen hat. 

Regierungsbefchluß vom 16. Germinal XII. 


Abfhn. IL. Aufgaben der Lolalarmenpflege, 
und zwar 
A. Aufgaben der Rokalarmenpflege mit Beginn jeden Etatsjahres. 
$. 12. Ermittlung des Standes der Armutp. 
Allgemeine Geſichtspunkte. 

Die erſte Aufgabe der Lolalarmenpflege ift die Ermittlung bes Standes 
ber Armuth. — Darf oberflächliches Wirken überhaupt nicht Plab greifen, wo 
von Belaftung der Staatsbürger die Rede ift, fo tritt die Pflicht der Gründ- 
lichkeit doppelt ernft hervor, fobald es fih um Verwaltung der Wopftpätigkeite- 
fonde, um Bertheilung freiwilliger Spenden, wohl auch (indirett durch Bel 
träge aus den Gemeinde-Einnahmen, oder direkt dur Umlage für Zwecke ber 
Armenpflege) um Beiträge zum Unterhalte erwerbsunfähiger oder erwerbslofer 
Gemeindeangehörfger frägt. — Hier iſt es heilige Pflicht, dafür zu forgen, daß 
nur wirklich Arme ald arm behandelt, nie aber das fauer erworbene Einkom⸗ 
men ber fleißigen Samilienväter zu Ermunterung bes Müßigganges in Anſpruch 
genommen werbe, 

§. 13, ‚Bortfegung der Ermittlung ded Standes der Armuth. 
Konflatirung. 

Sn jeder von Noihleidenden bewohnten Gemeinde wird daher jährlich mit 
Anfange des Monats Auguft zu wiederholter Konftatirung des Stanbes ber 
Armuth geſchritten. | 

$. 14. Fortſetzung der Ermittlung des Standes der Armuth. 
Vorläufige Anmeldung. 

Deder einzelne Armenpflegichaftsrath erläßt zu dem Ende eine, in ber Ge⸗ 
meinde jährlich anzuheftende, in größeren Städten überdies den Lokal » Intel- 
Iigenzblättern einzuserleibende Bekanntmachung in der Form Anlage 1. 

IB. Fortſetzung der Ermittlung bes Standes der Armutp. 
Botlage des von dem Vorſtande vorbereiteten Berzeichniffes. 

Nach abgelaufenen Anmeldungstermine empfängt der Armenpflegfehaftörath 
von feinem-Borflande das Verzeichniß 

a) der’ biäfer aus‘ dem Armenfonde mit regelmäßigen Beiträgen ganz oder 
thellweiſe UnterKüßten, und 


\ 


472 Viertes Buch. — Vollswirthſchaft. 


b) ber für bas kommende Jahr zu Unterflüßungen. entweder ſelbſt, ober 
durch einzelne Mitglieder des Pflegichaftsratps, oder durch dritte Perfonen an 
gemeldeten Individuen. 


$. 16. Bortfegung der Ermittlung des Standes der Armuth. 
Borrufung der Armen. 
Sofort wird zur Borrufung der Berzeichneten gefehritten. — 
Jede, in dem Falle des $. 15 befindliche Perſon iſt gehalten, am dem hiezu 
feftgefeßten und ihr gehörig fund zu gebenden Tage perſönlich vor dem ver 
fammelten Pflegſchaftsrathe zu erfiheinen, BEL EL Ze > 


Ein Anſpruch auf Befreiung von diefer Pflicht gebührt nur jenen Indivi⸗ 
buen,3 denen ärztlich befcheinigte Krankheiten, oder abſolut undermeidliche Ab- 
wefenheit das Erfcheinen, nach förmlichem Anerkenntniffe des Armenpflegfchafts: 
rathes, durchaus unmöglich machen. Dispenfen find nur zu Gunflen fogenann- 
ter ſchamhafter Hausarmen, und hier nur geflattet, wenn die Armuth in der 
Art Fonftatirt und der Hinderungsgrund in der Art erheblich iſt, daß der Ar- 
menpflegfchaftsrath die Befreiung einftimmig befchließt. 


$. 17, Fortſetung der Ermittlung des Standes der Armuth. 
Bei jedem einzelnen Angemeldeten zu ergründende Fragen.! 

Der Armenpflegfchaftsrath konftatirt bei jedem Borgerufenen durch Unter, 
ſuchung der Papiere und infoferne es nöthig fcheint, durch mündliche Rückſprache, 
bei jedem vom Erſcheinen Dispenſirten durch eine aus ſeiner Mitte gewählte, 
und fofern der Unterflüßungsgrund aus behaupteter Kränklichkeit abgeleitet wird, 
durch den Kantondarzt, wenn biefer in der Gemeinde wohnt, verftärkte Kom: 
miſſion, — — | 

1. ob das betreffende Individuum, fep es vermöge ber Anfäßigfeitd» oder 
fonfliger Heimatheverhältniffe der Eltern, fey es durch eigene Anſäßigmachung 
oder wie immer, ber Gemeinde mit dem Heimathrecht angehört; 


2. ob die Hülfsbedürftigkeit Überhaupt vorwalte : 
3. ob bie Hülfsbedürftigkeit 
a) aus gänzlicher, oder er, 
b) aus tpeilweifer Erwerbsunfähigkeit, oder r 
c) aus Mangel an Erwerbskunde, oder 
d) blos aus Mangel an Erwerb herrüpre, demnach der Hülfsbedürftige 
entweder zu on oh 
a) ber I. Klafle, d. h. jenen beiguzählen ift, denen phyſiſche oder geifige 
Gebrechen jeden Erwerb unmöglich machen, denen alfo fremde Unter ſtũtzung 
als einziges Mittel zum Lebensunterhalte erübrigt, oder ob er zu 
b) der U. Klaſſe der Erwerbobeſchränkten, d. i. jener gehören, deren Kräfte 
nur noch zum theilweifen Lebensunterhalte zureichen, die alfo der Unterflügung 
zu Ergänzung des unvolftändigen Erwerbs bedürfen, oder od er zu 
e) und d) 111, Klaſſe, blos erwerblog, d. i. ein folcher, iſt, deſſen Hülfgbe- 
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bürftigkeit bei gänzlichem Borbanbenfeyn ber Kräfte zu einer, ben vollen Jinter- 
halt fihernden Arbeit, blos aus Mangel, entweder 
a) an Arbeitsgelegenheit und . 
b) an Arbeitstüchtigfeit, ober... 
e) an Arbeitoluſt herrührt. 

4. Ob bei fonftatirter Erwerbsunfähigkeit oder, Erwerbebefchränktpeit nicht 
ganz oder theilweife alimentationspflichtige Perfonen vorhanden find, 

5. Ob dieſe Individuen das nöthige Vermögen befißen, um bie ſchuldige 
Unterſtützung entweder 

a) ganz, oder 
b) theilweiſe zu leiſten. 

6. Ob ſie bejahenden Falles diefer Verpflichtung genügen, oder ob die Ver⸗ 
bindlichkeit der Armenpflege zu vorſchußweiſer Hülfeleiſtung in Anwendung zu 
treten hat. 

7. Ob der Hülfsbedürftige nicht. außer den gefebtichen Alimentationszu⸗ 
flüſſen Hülfe von öffentlichen Anſtalten, von ung ober von Privaten 
an Geld, Naturalien, Kof u. dgl. erhalte, _ 

8. Ob diefe Hülfe nicht zu gänzlicher, ober doch cheilweiſer Deckung feines 
Bedarfs hinreicht, und was er im letzten Falle zu: Ergänzung feines Lebensun« 
texhaltes bedarf. : | 

9. Wie Hoch alfo fein Unterlügungsbebarf . Ganzen ſich ſtellt. 

Ob ber wegen mangelnder Arbeitsgelegenheit Hülfobedürftige alle 
Mittel zu deren Auffuchung angewendet hat, 

11. Welcher Unterricht dem wegen mangelnder Arbeitstüchtigfeit Bedürf- 
tigen nöthig fey, um ein wirkfamer, der Selbſternährung fähiger Staatsange- 
böriger zu werben. 

12. Ob, dann welde Zwangsmittel gegen ben, wegen mangelnder Arbeitd« 
luſt Noihleidenden bereits angeordnet worden ſind, und mit welchem Erfolge. 

Die ſtatt gehabten Ermittlungen werden in eine, die Stelle des Sitzungs⸗ 
protofolls vertretende, nah Zormular Anlage, 2 verfaßte Tabelle eingetragen, 

Zu möglicher Vereinfachung des Gefhäfts, und um den Dertlichkeiten jede 
mit dem Zwede vereinbare freie Bewegung zu fihern, wird übrigens — 
auf obige Befimmungen feſtgeſetzt, wie folgt: 

1, Jeder Armenpfleofhaftsrath if. berechtigt, feinen Borftand ober — 
Mitglieder zur vorläuſigen Einſammlung der nöthigen Aufſchlüſſe zu komittiren, 
und auf den Grund dieſer Vorarbeiten in der Tabelle durch frühern Eintrag 
alles rein Thatfächliche in der Art vorbereiten zu laſſen, daß ben Sigungen an 
Schreiberelen neben den Befchlüffen nur die etwa aus der mindlichen Einver- 
nahme, hervorgehenden Berichtigungen vorbehalten bfeiben. 

2. Jedem Armenpflegfihaftsratpe ſteht frei, den vorgefchriebenen , in feiner 
Weiſe zu umgebenden Kolumnen noch alle jene Kolumnen: beizufügen ‚u deren 
Nothwendigkeit durch örtliche Berpältniffe geboten,’ oder. empfohlen fheint.; 
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3. Bei den ſchon früher aus der Armenpflege unterſtützten Perfonen kann 
von einem wiederholten nähern Abfragen ganz'oder theilweiſe infoferne Um⸗ 
gang genommen werben, als diefer Umgangsnahme die einhellige Zuſtimmung 
fämmtliher Mitglieder des Armenpfleafhaftsratpes zu Tpeil wird, 

4. Auch darf unter gleicher Borausfeßung einhelligen Beſchluſſes Hinficht- 
Hd der in frübern Armenbefihreibungen bereits aufgeführten, in ihren Verhält⸗ 
niffen unverändert gebliebenen Perfonen, der wiederholte Detalleintrag durch 
eine einfache Hinwelfung auf Zahrgang und Pagina des beireffenden früpern 
Beſchriebs erfeßt werben. 

$. 18. Fortfeßung der Ermittlung des Standes der Armutp. 
Beichluß über den Stand der Armuth und über die jedem Armen gebührende 
Hülfe, tabellarifches Sitzungsprotokoll, zugleich ald Armenbefhrieb und als 
Voranſchlag des Bedarfs. an vorherfehbaren Unterflüßungen. 

Der Armenpfleafchaftsrath tritt, je nachdem er e8 angemeflen findet, entweder 
nah Bollendung fämmtlicher Konftatirungen über das Ganze, oder mit Schluß 
jedes einzelnen Situngstages über die Konftatirungen des Tages, oder nad 
jeber einzelnen Konftatirung, über diefe in Berathung, er faßt über den Stand 
der Armuth jedes einzelnen Individuums und über deſſen Bedarf einen be» 
fimmten Beſchluß, durch deffen Eintrag in die betreffenden Kolumnen des Ars 
menbefchriebs, letzter zugleich zum tabellarifchen Siungsprotofolle und zum 
Detailvoranfchlage aller: vorherfehbaren Unterflüßungen für das beireffende 
Jahr erwärhst. 

$. 19. Allgemeine Grundfäße in Bezug auf die Fekflellung der jebem 
einzelnen Armen zuzuwendenden Hülfe. 

Bei den Ermittlungen und Beichlüffen haben übrigens die Armenpfleg- 
ſchaftsräthe von folgenden Grundfäßen auszugehen. 

Der Pflichtkreis des Armenpflegfchaftsrathes umfaßt nicht blos das nach» 
haltige Wirken zu Gunften der wahrhaft Armen, d. h. der mit geſetzlichen An- 
fprüden an den Armenfond begabten Perfonen, fondern wie ſchon erwähnt 
au die Sorge dafür, daß Fein Scheinarmer fich unter die wahrhaft Armen 
bränge, daß alfo die gefebliche Unterhaltungspflicht der Bermittelten in feinem 
Sale, und unter keiner Vorausſetzung zu einem Freibriefe für den Müßiggang 
mißbraucht werde. 

Sein Pflichtkreis umfaßt ferner die zwedmäßige Anorbnung der aus dem 
Armenfonde fließenden Unterflügungen, und das Bemeflen des Wie m. ein» 
zelnen Gabe aus dem Doppelgefichtspuntte 

a) der örtlichen Berhältniffe 

b) der inviduellen Tage des zu IUnterftüßenden. 

Als oberfier Grundfag muß ‘daher gelten: daß Vorſchüſſe & Conto ber 
ihrer Pflicht nicht genügenden vermöglichen Alimentationgpflichtigen in der Be- 
fpreibung auch wirklich als Borfchüffe vorgemerkt, und daß der Regreß aegen 
ſolche Perſonen mit aller Kraft gehandhabt werde. 
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Us fernexer Grundſatz muß gelten, daß wer arbeiten kann, aud zu ar- 
beiten verpflichtet it, daß die Kräfte bed von einer Gemeinde vorſchußweiſe 
oder definitiv Unterfüßten, vermöge biefer Unterflüßung der Gemeinde verfal« 
len, und daß felbfi dort, wo bie.Bilance der Armenpflege Gelbbeiträge ohne 
Gegenleiftung möglich, ia pecuniär rathſam machen könnte, die öffentlichen 
Spenden aus Gründen der Moral nie in ein Befolden des Nichtsthung aus⸗ 
arten dürfen. 

Als weiterer Hauptgrundfaß endlich muß gelten , daß der Arme wohl ein 
Recht onf Unterſtützung, keineswegs aber einen Anſpruch auf beflimmte Unter- 
füßungsweifen befißt, und daß die Art der Hülfe nicht nur bie Berhältnifle ber 
Armen, fondern auch, und zwar. mit gleiher Gewiffenhaftigkeit, die Lage jener 
Samilienväter zu beachten bat, deren unmittelbare oder mittelbare Beiträge. zu 
dem Armenfonde an ihrem fauer erworbenen Brode abgeben, 


$. 20. Spezielle Grundfäge hinfichtli der Fürforge für die Erwerbloſen. 

Demzufolge ift es heilige Pflicht dea Armenpflegfchaftsratpes, Niemanden 
eine Unterflüßung an. Geld: oder Naturalien zuzuweiſen, welchem durch — 
nete Arbeit Verdienſt verſchafft werden kann. 

In Erfüllung dieſer Pflicht muß er vor Allem für das ——— 
der Armen 3. Klaſſe, nämlich jener Dürftigen beſorgt ſeyn, denen es weder an 
Gefundpeit noch an Kräften zu. einer den vollen. Unterhalt fihernden Arbeit 
gebricht, deren Armutp aber blos aus Mangel | 

a) an Arbeitsbefaͤbigung (Ausbildung zu irgend einem Geſchäfte), oder 

b) an Arbeitögelegenpeit, oder 

c) an Arbeitsluft herrüprt. 

Er muß 

1. den bloß wegen Mangels an Arbeitsbefähigung Hülfsbebürftigen durch 
Unterbringung bei ordentlichen Meiſtern oder ausgezeichneten Dienfiherrfchaften 
die nöthige Gewerbs- oder Dienflbildung zuwenden. 

Den für ein Gewerb Gebildeten die nöthigen Werkzeuge und Fegitima- 
tionen, den zu Dienfibotendienflen Eingeübten, Dienftbotenbüdher und das fonft 
Nötpige verfchaffen, und auf biefe Weife die läſtigſten aller Kathegorien von 
Armen, nämlich die aus Mangel an — Richtung Dürftigen, in ar 

beitsfähige Iudivipuen umwandeln. 
Er muß 

2. durch die Gemeindebehörben forgen, daß die in den Gemeinden felbf 
fih darbietenden- Arbeits«- und Berforgungsgelegenheiten, als Gemeindeblener 
Feldſchützen), Hirtenftellen, als Knecht-, Magd- und Wärtersdienfle in Gpitä- 
lern und Pfründehäufern, dann die Arbeiter ‚für: Gemeindezweche, 3. B. das 
Holzfällen in den Gemeindewaldungen, dad Arbeiten oder Auffehen an den Ge 
meinbewegen,, vorzüglich den arbeitsfählgen. oder zur Arbeit — 
Armen des Ories zugewendet werde. 

Er muß ſih ur) 
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3. in ſteter Kenntniß des Bedarfes art ſtändigen und ünſtaͤndigen Dienſt⸗ 
boten und Arbeitsgehülfen erhalten, bei beabſichtigtem Wechſel feine arbeitslo⸗ 
fen Armen, als Knerhte, Mägde, Kindomägde, Taglöhner u. dgl. empfehlen, 
und den Gemeinfinn der Ortöbewohner dahin zu beleben trachten, daß fie hülfr 
lofe Inwohner des eigenen Ortes fremden Dienfiboten und Taglöhnern, nnd 
indbefondere brave finanziell herabgelümmene Meifter, fremden Handwerföge- 
fellen vorziehen, und auf folche Weife fih und ihre Gemeinden ber Laſt des 
Ernährens müßiger Menfchen entheben. I ' 

Zu bdiefem Ende iſt bei den Armenpflegen ein Kundfchaftsangeiger nach 
Formular Beilage AR 3 zu eröffnen, welcher eine fortwährende Ueberſicht der 
Herfonen enthalten fol, benien e8 an Dienft und Arbeit fehlt, und die deßwe⸗ 
gen den Armenpflegen' entweder ſchon zur Laſt fallen, oder bei fortbauerrider 
Dienft- und Arbeitslofigkeit zur Laſt fallen Würden, Mit diefer Weberficht ſoll 
fich zugleich" die fortwährende: Kenntniß derjenigen verbinden , weldhe Dienft- 
und Arbeitsleute fuchen. Gattungen und Arten der Dienftleiftungen und Ars 
beiten, die. von dem einen Theil angeboten, von dem andern Theile gefordert 
werden, find zu bemerken und zu vergleichen , nnd — wo moͤglich die bei⸗ 
derſeiligen Bedürfniſſe zu ermitteln. 


Er muß Be 

4. eben’fo in ununterbröchener Kenntniß der angeorbnet werbenden öffent- 
lichen Arbeiten, namentlich der beabfichtigten Staats: und Vizinalfſtraßenbauten 
des Bedarfs an Holzhauern bleiben, und jeden folgen Anlaß zu Empfehlung 
feiner arbeitsfähigen Armen benüßen. 


5. Bei Unzureichenheit ber fo eben angegebenen Mittel muß er durch unmit— 
telbares Benehmen mit den Lokalarmenpflegen der Nachbargemeinden verſuchen, 
ob feine uubefchäftigten Armen unter dem ohnehin gefeßlichen Vorbehalte ihrer 
Heimathsrechte, Arbeit in andern Gemeinden des Diſtrikts oder Kreifes erhal- 
ten können. 


6. Den auf dieſe Weiſe nicht — arbeitsfähigen Armen muß er 
in fo lange, als ſich für ſie kein Unterkommen findet, auf Koſten der Ortsar⸗ 
menpflege Beſchäftigung verſchaffen. 

7. Die Urt der Arbeit muß ſich nach den örtlichen Verhältniſſen richten, 
jedenfalls aber muß eine ſolche Beſchäftigungsweiſe gewählt werden, 

a) deren Manipulation einfach, alſo den Armen leicht beibringbar iſt; 

b) deren Rohſtoffe nach den örtltchen und benetugen Berhältniffen billig 
zu ſtehen kommen, und 

c) deren veredelte Stoffe in dem Orte oder in ber on ER leichten 
Abſatz finden, dann 

d) deren. Betrieb fo wenig als mögtig nachtheilig in die — 
Gewerbe eingreift. Als ſolche Beihäftigungsweife dürfte insbeſondere deluwanv⸗ 
ſpinnerei, Korbflechten, Schachtelmachen zu betrachten ſeyn. 
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8. Die der gewählten Beſchäftigung unkundigen Armen find zu deren Er- 
leruung anzuhalten. 

- 9. Zür fogenannte ſchamhafte Armen ſind Arbeiten in dem Hauſe, — 
lich für. die Frauen weibliche Arbeiten von nicht Eoftfpieligem Materiale, auszu⸗ 
mitteln, die Arbeitserzeugniſſe felbft aber, entweder ben Arbeitern als Surrogat 
ber Spenden zu laſſen, oder wo, bie betreffenden. Armen. fih durch den Selbſt⸗ 
verkauf nicht nähren lönnen, durch Accorde an beftellende Hanbelspäufer abzu- 
feßen, ‚oder endlich, in Ermanglung folcper Accorbgelegenpeiten beſtellender Pri« 
vaten, kommiſſionsweiſe an fädtifche Kommiffionslager weibliher Arbeiten 
abzugeben, um duxch den Erlös mindeflens einen Theil des aufgewendeten 
Materials zu decken. 

10. Diefes Beihäftigen * Armen darf der Armenpflegſchaftsraih nicht 
unterlaſſen, es möge, ſolches nach Oertlichkeit pecuniäre Vortheile oder —— 
weisfagen, wohlbedenkeud, daß 

a) ‚ein etwa nachtheiliges Zifferrefultat ſich tauſendfach in dem für die 
Sittlichkeit erwachfenden Gewinne ausgleicht, und daß 

b) gerade ‚biefes Sichbefchäftigenmüflen das einzige Mittel ift, jene vor⸗ 
nehmthuenden Armen abzuſchrecken, welche gegenwärtig bie drückendſte Laſt der 
Armenpflegen bilden, und deren Rücktritt aus der Reihe der Bewerber von 
dem Augenblick an gewiß iſt, wo unter öffentlicher Aufficht für öffentliche Rechnung 
gearbeitet, fomit die Spende durch Fleiß und Anfirengung verdient werben muß, 
11. Sollten Hülfsbebürftige ſich weigern, die ihnen ausgemittelten Unter 
fommen oder Arbeitsgelegenpeiten anzutreten, fo liegt dem Armenpflegfchafts- 
rathe alsbaldige Anzeige an bie betreffende Diſtriktspolizeibehörde ob, damit 
diefe geeigneten Falls nad Maaßgabe der Art, 274 u, f, bes Strafgeſetzbuches 
ein chreite. 

$ 21. Spezielle Grundfäße hinſichtlich der Sürforge für die theilweife 

Erwerbsunfähigen. 

Ferneres Geſchaͤft des Armenpftegſchaftsrathes iſt eg, für das Unterkommen 
oder die theilweſſe Beſchäftigung der nur theilweiſe Arbeitdunfähigen (Erwerb 
(ofen) zu ſorgen. 

Die Art dieſer Fürſorge richtet ſich nach Analogie der ſo eben entwidelten 
Direttiven. | 

Diebel find, Arme diefer Kathegorie zu Heinen Arbeiten in Pfründpäufern 
zu verwenden, und an wagere Familien zu Leiftung Heiner häuslicher Dienfte, 
zu Auffiht auf Kinder u. dgl. zu empfehlen. 

Den auf dieſe Weife nicht unterbringbaren ; if eine ihren Kräften ange 
meſſene Befchäftigung zu fihern. 

‚$ 22... ‚Spezielle Orundfäße über die Art der aus dem Armenfonde wirk⸗ 
lich zu ermittelnden Unierſtũtzungen. 

Was die ganze, oder, Weitmei:? Reiäftignng nicht Bo iſt durch Bel 
auszufüllen, , 12939 Muri... 2 — .1 50 1 BR 5 3 | 
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Diefe Beiträge aber find 

1. überhaupt und namentlich auf dem Lande nicht ſowohl in baarem Gelve 
(welches der Landmann fehwer aufbtingt, der Arme in der Regel ungetignet 
verwendet), fondern wo, und foweit es nur immer fepn fann, in Naturalien 
—— 

2. Insbeſondere iſt, wenn die Gemeindeglieder es wünſchen, die Koſtabgabe 
auf die beitragspflichtigen Familien in der Art zu vertheilen, daß jede Haus— 
haltung an beftimmten, durch den Turnus feflgefeßten Tagen, felbe in Natura 
in die Wohnungen der Dürftigen' fende. 

3. Jedenfalls if felbft dort, wo Geldbeiträge beflehen, jenen erwerbobe⸗ 
ſchränkten oder ganz erwerboloſen Familien, bei denen Leichifinn in Verwendung 
der Gelder zu befürchten ſteht, die Spende flets nur in Naturalten, Mehl, 
Brod, Gemüfen, Holz u. dgl. zu reichen. (Art, 10 des Geſetzes vom 7. Fri- 
maire V.) 

4. Bei den Natural» ſowohl als Geldleiſtungen iſt mit angemeffener Spar- 
famkeit zu verfahren, und der Koftenbeltrag foviel zu mildern, ald es ohne 
Berletung der Pflichten gegen Nothleidende, und ohne aa bed eigent- 
lihen Zweckes der Armenpflege, geſchehen kann. 

Eben deßhalb iſt 

5. vor Allem der Wopltpätigkeitsfinn der Einzelnen möglichſt hervorzu— 
rufen, 

6, diefem Wohlthätigkeitsſinn if jede, mit dem Zwede vereinbare Freiheit 
der Bewegung zu belaſſen, dabei iſt 

7. die Errichtung von Privat: Wopltpätigkeitsnereinen zu beſtimmten Zwecken, 
namentlich die Bildung von Vereinen zur Vertheilung von Holz, von Brod, 
von Kleidungsftäden, zu Unterſtützung armer Wöchnerinnen, zu Gründung von 
Kleinkinderfchulen für arme Kinder, möglihft zu begünftigen. 

Sofern die Leiſtungen diefer Bereine nicht Hinreichen, find 

8. namentlich die Reihungen an Holz nicht durch iſolirte Beheißung der 
zahlreichen Armenwohnungen zu verſchwenden, fondern 

a) die Erwerbsbefchränkten wo möglih in Häufern untergübringen, wo 
benfelben gegen die wenigen ihnen mögliden Arbeiten der Aufenthalt in den 
gewärmten Wohn- oder Dienfibotenkuben freifteht, und 

b) für die auf diefe Weife nit untergebrachten Erwarhfenen eine gemein. 
fhaftliche Arbeits. und Aufentpaltöftabe, für ipre in Inftltuten oder Familien 
nicht unterbringbaren Kinder aber beauffichtete und erivärmte Bewahrungs⸗ 
räume (Kleinkinderſtuben) auf Voſten des Armenfonds zu ——“ 

Ebenſo ſind 

9. die Ausgaben auf Verköftigung dadurch zu mildern, daß eriwerböße- 
ſchraͤnkten Armen, wo möglich in ordentlichen Familien, die Koft gegen Leiftung 
Heiner Arbeiten, Rinderwaaren u. f. w. verfchafft wird. Wo diefes Mittel nicht 
zureicht, und die Koftabgabe aus den Häufern unzuläßig ober bet Wunſche 
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fämmtlicher Pflichtigen zuwider exfcheint, iſt ur, Errichtung Rumford'ſcher Sup- 
penanftalten zu ‚fchreiten, worin nad der Beilage 4 gegenwärtiger Inftruf- 
tion, eine Portion vollklommen fättigender Speifen kaum auf 1 fr. zu fiehen 
fommt, und welche, da bie Woptfeilpeit der Koft mit der Zahl der Portionen 
wächſt, nicht nur arme Familien. mit der, dem. Familienflande entfprechenden 
Portionenzapl, ohne große Beläftigung des Armenfondes unentgeldlich zu ver- 
fehen, fondern auch ben minder bemittelten Klaffen, namentlich den Taglöh- 
nern gefunde, warme Koft für äußerſt geringe Preife zu reichen im Stande if. 

Gerner 

10. häufige Sammlungen alter Kleider zu veranftalten, um das Bekleiden 
der Armen ohne Boftfpielige Anſchaffung meuer Kleidungsfiöffe und ohne Aus» 
gabe von Macherlohn zu bewirken; überhaupt if 

11. alles aufzubleten, um mit dem möglichſt geringen Aufwande die * 
haltigſte und wirkfamfte Hülfe zu erzielen. 

$. 23. Ermittlung von Dispofitions⸗ und Refervefonden für bie — 
Ausgaben. 
Abſchluß bed Ausgabenvoranfchlages, 

Nah feftgeftelltem und in dem Armenbeſchrieb eingetragenem Bedarf an 
vorhinfehbaren Uuterflügungen wird 

1: ein Dispofitionsfond für unvorbergefehene, in dem Laufe de⸗ dans 
etwa anfallende Unterfüßungen ; 

2. der Aufwand für Beichäftiguug der Armen; 

3. der Bedarf an Regie und Berwaltungstoflen —9 

Der Dispoſitionsfond iſt beſimmt zu decken: 

1. Die in dem Laufe des Jahres etwa nothwendig werdenden Unterſtütz⸗ 
ungserhöhungen ; 

2. der in dem Laufe bes Jahres eima neu anwachſenden regelmäßigen Un⸗ 
terflüßungen ; 

3. der vorübergehenden Hülfeleitung an einzelne, in dem Laufe des Jahres 

von augenblicklicher Noth befallene Gemeindeangepörige ; 

4. der vorübergehenden Hülfeleiſtung an ſolche hülfobedürftige Angeförige 
anberer Gemeinden oder Staaten, die entiweber wegen eines undorhergefehenen 
Unglüds eines einfachen Zehrpfennigs würdig erſcheinen, oder deren Gefund⸗ 
Heitszuftend eine alsbaldige Zurüdweifung in die Heimat nicht geftattet; deren 
Unterfüßung alfo ber Armenpflege ihres augenblidlichen Aufenthaltsortes, und 
awar: " | Bu | 
a) wenn es fih nur um: momentane Hülfe handelt, ober wenn bie beiref- 
fenden Perfonen zur Zeit ihrer Erkrankung in dem Drt in Dienften ober Rn 
Dition flanden, ohne Erfah, ober | 
i b) wenn es fih um eine längere Unterfiäßung: resp. —— in, obigem 
Falle nicht befindlicher Individuen frägt, gegen Erſatz aus ben Kaſſen der * 
mathsgemeinden anzuſprechen haben, 
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— 5 der Spenden an wandernde Handwerksburſche; 

6. der in dem Laufe des Jahres etwa neu anwachſenden Ausgaben auf 
Erziehung und Handwerksetlernung armer Kinder; | Ä . 

7. Der etwaigen’ Zahlungen des Lokalarmenfondes. 

8, der fonfligen unvorhergeſehenen Ausgaben. 

Unter die Arbeits: und Fabrikationskoſten reihen ſich 

1. Der Ankauf roher Materialien zur Belhäftigung der Armen ꝛc. 

2. Der eigentliche Fabrikationsaufwand. 

3. Die Ausgaben auf Verwerthung der gearbeiteten Manufalte. 

Die Regieloften des Armenpflegſchaftorathes umfaflen befien Ausgabe auf 
Schreibmaterial, Diurnten und Dienfterforderniffe jeder Art, Durch die eins 
fache Vormerkung des ermittelten diſp. Fonds und des Voranſchlages für Ar⸗ 
menbefchäftigung und. Regie an dem: Schluſſe des Armenbefchriebes (man ſehe 
die eheletzte Seite der Beilage 5) erwäaͤchst letzterer zugleich zum Gefammts 
bedarfsvoranſchlage für das beireffende Jahr. FJ | 

$. 24. Ermittlung der Dedungsmittel. Feſtſtellung der Einnahmen. 

Auf den Grund des ermittelten Bedarfed wird fofort zur Berathung ber 
Dedungsmittel, und zwar in narhftehender Reihenfolge gefchritten : 

1. Die Dedung der Ausgaben haftet vor Allem auf bem Reinertrage bed 
dem Armenfonde etwa zugehörigen Stammvermögensd (an KRapitalien, Reali⸗ 
täten, Renten und nußbaren Rechten). Ze 

An diefe erfle Poft des Einnahmenvoranſchlags reihen ſich: 

2. Die für befiimmte Ausgaben referbirten und deshalb dem Stammver⸗ 
mögen nicht einverleibten, ſondern blos durch Vermittlung des Stiftungs⸗ 
pflegers bis zu ihrer Verwendung momentan nusbar angelegten Kaflenüber- 
fhüffe früherer Jahre. | 

:3; Die dem Armenfonde aus Staatskaſſen, öffentlichen oder Privatfonden 
etwa zufließenden Paffivreichniffe. u 

4. Die geſetzlichen Einnahmen des: Lokalarmenpflegſchaftsrathes, nämlich: 

2) Das den Hoſpitälern und Armenpflegen gewidmete ein Zehntel über 
den Eintritts- und Abonnementspreisinon theatraliſchen Borftelungen.‘ 

5) Das denfelben Anftalten gewidmete ein Biertel bed Bruttoertrages bei 
Bällen, Feuerwerken, Concerten, Wettläufen, Pferberennen und Pferbeübungen, 
Panoramas, maleriſchen und mechaniſchen "Theatern (oder Vorſtellungen) und 
bei allen übrigen öffentlichen Feſten, bei welchen Eintrittögeld bezahlt wird. 

Gefeß vom 7. Frimaire V. Recueil des Reglements, Cahier IX. p. 239 | 

Gefet vom 6. Ergänyungstage VIE "Recueil' des bulletins, B. VII. p. 11. 

Regierungsbeſchluß vom 7. Fruct. VIII. (angeführt im Regierungobeſchluß 
vom 9. Fruct. IX., Recueil des bulletins B. 68, p. 15.) on 

Regierungsbefchluß vom 9; Fruct. IX. ibid. ' 

‚ "Regierungsbefchlußn won ‘18, Therm, X. Recueil des kulletins, . B. 9% 
p. 41, 1 al .. 
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Regierungsbefihluß vom 10, Therm, XL 


id, „ 30. Therm. XIL 
id, „ 18. Fruct, XIII, 
id, „» 21. Augufi 1806. 
id. „ 9. Degember 1809. 


c) Der den Armen zufommende Betrag von ben Strafen und Konfista- 
tionen, welche wegen Zuwiderhandlung gegen bie Octroi-Reglements verwirlt 
werden. 

Dekret vom 17. Mai 1809, Art. 13 u. 18 des Dekreis vom 8. Februar 1812. 

d) Der reine Ertrag der zum Vortheile der Armen beſtehenden Leih⸗ oder 
Pfandhausanktalten in den Gemeinden, wo folde beftehen. 

Gefeß vom 16. Pluviose XI. 

Dekret vom 24. Mess, XII, Art. 14. 

‚ Defret vom 12. Zuli 1807. 

e) Der Ueberſchuß der Toren für die Hundszeichen, wo biefe bem Her» 
fommen nach erhoben werben. 

5. Die allenfalls fchon voraus befannten Fundationgzuflüffe des Armen- 
fondes aus Bermächtniffen, Erbfihaften, Schenkungen u. f. w. 

Regierungsbefchluß vom 4. Pluviose XII, 

Diefen Einlommenspoften folgen: 

6. Die Einnahmen aus Kolleften und aus freiwilligen Beiträgen ber Orts- 
einmwohner. 

7. die Erfaßleiftungen, welche bie Armenpflegichaft der betreffenden Gemein» 
den entweder 

a) von andern Gemeinden nad $. 23, Ziff. 4, lit. b, 

b) von Alimentationsverpflichteten der betreffenden Gemeinden nad) $. 17, 
Ziff. 4 zu fordern hat. 

8. Der Erlös aus der Armenbefchäftigung, falls und fo weit er irgendwo 
die Koften des Materialanlaufs, der Fabrikation und ber Verwerthung über- 
ſteigen follte. 

9, Die der betreffenden Gemeinde wegen unverhältnißmäßiger Armenzapl 
etwa bewilligten Zufhüffe aus dem Kreisarmenfonde oder aus dem im Jahre 
1817 gebildeten unb zum Theil noch nicht ganz verwendeten Bezirksunter⸗ 
flüßungsfonde, 

Regierungsbefhluß vom 22. Mai 1817. Amisbl. ©. 161. 

Die nach Beilage IL. $. 49 der Verfaſſungsurkunde fich ergebenden, und 
im Einverfländniffe mit der betreffenden geiftlihen Oberbehörbe verfügbaren 
Veberfchüfle des Kirchenftiiftungsvermögeng, endlich 

11. Bei Unzureichenheit oder Nichtverfügbarkeit aller dieſer Mittel iſt das 
Fehlende auf die Gemeindekaſſe anzuweiſen, und im Falle auch dieſe nicht zu 
Tänglich feyn follte, durch Umlagen zur Ausgleihung der Einnahmen mit den 
Ausgaben zu deden. 


Ur. Sichenpfeifen —— der Berfaffung 1. 31 
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Grundfäße bei Ermittlung der Dedungsmittel. 

$. 25. Bei Fefiflellung des Einnahmenvoranfchlages felbft iſt von folgen- 
den Direktiven auszugehen, 

1. In den Einnahms-, wie in den Autgabeetaten find die Einnahmen nie 
über, die Ausgaben nie unter dem muthbmaaßliden Bedarfe zu greifen, damit 
der Boranfhlag nah allen Wahrfcheinlichkeitsregeln, und felbft bei Eintretung 
einzelner, unvordergefehenen Fälle immer noch eine fichere, verläßige Bafis des 
Wirkens darbiete. 

2. In Gemeinden, wo die Revenüen vom Patrimonialvermögen zur Be- 
ftreitung der Gemeindeverwaltungsausgaben nicht hinreichen, find Anweifungen 
auf die Gemeindekaffen und beziepungsweife auf die zu deren Bezahlung erfor- 
derlichen Ausgleihungsumlagen fletd nur als dad Außerfte und letzte Mittel zur 
Ergänzung der Einnahmen anzufeben. Es muß’ daher vorerft 


3. alles, zu höherer NRentirung des Fondsvermögens etwa dienliche mit 
möglicher Sorgfalt erwogen, und bei den Gemeindebehörden, fowie in dem 
Entſtehungsfalle auf dem Inſtanzenwege geltend gemacht; 

4. ber richtige Eingang aller geſetzlichen Zuflüffe alles Ernftes kontrolirt; 

5. die gütliche, und foferne folche nicht erfolgt, die gerichtliche Beitreibung 
der nach $. 19, Ziff. 6, und $. 23, Ziff. 4, Lit. B. gegenwärtiger Inftruftion 
vorſchußweiſe geleifteten Unterftüßungen durch die Volizeibehörden mit vollefter 
Kraft verfolgt; 

6. bei Unzulänglichkeit aller diefer Mittel der Milpthätigkeitsfinn der Orte 
bewohner, Behufs freiwilliger Beiträge, in Anfprud genommen werden. 


$. 26. Die durch Zufhüffe in die Armenpflegfchaftstaflen nöthig gemwor- 
denen Gemeindeumlagen zur Ausgleihung der Einnahnıen mit den Ausgaben 
werden nach denfelben Vorfhriften, wie alle übrigen Gemeindeumlagen be- 
handelt. 


$. 27. Hierauf gegründeter Boranfchlag der Einnahmen und Gefammtbilanze. 

Der fefigeftellte Gefammtvoranfhlag aller Einnahmen mit dem früher feſt⸗ 
geſtellten Gefammtvoranfchlage aller Ausgaben gebörig bilanzirt, wird fammt 
der Bilanze dem Armenbefchriebe auf die aus der legten Seite der Beilage 
gegenmwärtiger Inſtruktion erfichtliche Weife beigefügt, und biefer Eintrag vol- 
Iendet den Gefammtetatsvoranfchlag für das treffende Jahr, welcher ſpäteſtens 
am 15. October an die Diftriftspoligeibehörbe gelangt, 


$. 28. Getrennte Armenbefchtiebe und Etatsvoranfchläge. 

Da die Vereinigung des Etats mit dem Befchriebe nur zu dem Zwecke 
möglichftee Vereinfachung des Gefchäftes, fleten Beifammtenbleibens der Akten 
und größeren Bequemlichkeit des Armenpflegfchaftsrathes angeorbnet wurde, 
und eine Trennung beider nicht nur dort, wo ed gewünfht wird, auch fortan 
geftattet bleibt, fondern auch in einzelnen Orten, namentlich in größern Städten 
auch häufig wünfchenswerth erfcheinen kann, fo wurde für folhe Fälle in den 
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mweitern Beilagen 6 und 7 auch eremplifizirte Formulare ber getrennten Be- 
ſchriebe und Etats beigefügt. 
B. Aufgabe der Armenpflege in dem Laufe des Jahres. 
$. 29. Kundgabe der gefaßten Beſchlüſſe als erſter Akt der Gefchäftsführung 
für das betreffende Jahr. 

Nah feſtgeſtelltem und von der Kuratel genehmigtem Etat werben vor 
Allem fämmtliche, nach $. 14. gegenwärtiger Inſtruktion angemeldete Perfonen 
abermal, und zwar je nach dem Wunfche des Armenpftegfchaftsrathes, entweder 
vor das geſammte Kollegium, oder vor eine, aus dem Vorſtande und einigen 
Mitgliedern zufammengefegte Kommiffion berufen und von ber Bewilligung 
oder Abweifung ihrer Gefuche in Kenntniß gefeßt. Zugleich werden ſämmtliche 
Arme, und zwar jeder über den, feine befondern Verhältniffe betreffenden In— 
balt gegenwärtiger Inftruftion und über die, in den Art. 274 bis 283 bes 
Strafgefeßbuches enthaltenen Strafbefiimmungen, in fo weit biefes bei jedem 
Einzelnen nöthig erachtet wirb, wiederholt und ernfilich zu Protokoll belehrt. 

$. 30. Umfang der fonfligen Gefhäftsaufgaben in dem Laufe des Jahres. 

Nach vollgogener Bekanntmachung des Etats beginnt die Verwaltung bed 
laufenden Jahres. Ste umfaßt 

1. die Sorge für richtige Einpebung, Belchreibung und Quittirung der fefl- 
gelegten Einnahmen und für angemeflenen Kaffavorfchuß, geregelten Gang bes 
Kaſſaweſens und richtige Führung des Einnahms- und Ausgabetagebuds ; 

2. die Würdigung und Befcheidung der in dem Laufe des Jahres fich er- 
gebenden Unterflüßungsfragen ; 

3, die Verwaltung des den Armenfonds angehörigen Stammdermögene 
und der kontrollirende Einfluß auf die übrigen geftifteten Wopltpätigkeitsanftal- 
ten ber Gemeinde, worüber im $. 34 bhierunten bie näheren Erläuterungen 
folgen ; 

4. die vorfchriftsmäßige Mitwirkung zu den Gefchäften der Kreishülfskafle; 

5. die ftete Aufficht auf die Wohlthaͤtigkeitsvereine; 

6. die Sorge für pünktlihen und zwedmäßigen Bollzug des Etats, na- 
mentlich in Abficht auf die etwa feſtgeſetzten Armenbefchäftigungen ; 

7. die fittliche und polizeiliche Beauffihtigung der Armen; 

8. die Führung und ſtete Evidenthaltung des Kundſchaftsanzeigers, $. 20, 
A}. 

9. pie Beforgung der fonfligen, aus der Natur. des Geſchafis ſich ergeben 
den Vorkommniſſe. 
$. 31. Einpebung, Beitreibung und. Quittirung: ber Armenfondeeinnapmen, 

Kaffaverfchluß, Kaffawefen, Einnahmen- und Ausgabentagebuch. 

Den Mittelpunkt der Kaffa- und Buchführung bilden bie, Kaffiere. ber 
Pflegſchaftsraͤthe; fie find vor Allem gehalten, ſich nach den Beftimmungen ‚bes 
Regierungsbefchluffes vom 19. Vend, XIL. und des Dekrets vom 11. Therm, XII, 


bie Pflichten der Einnehmer der Wohlthätigkeitsanſtalten beir., zu edle übri- 
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gens haben die Kafflere jede Ausgabe ebenfo wie jede Einnahme, an dem 
Tage ihrer NRealifirung in das täglich abzuſchließende und nach dem exemplift- 
zirten Formulare Anlage As 8 auf ungeflempeltem Papier zu führenden Tage— 
buch, einzutragen. 


Bet denjenigen Anftalten, die beträchtliche Einkünfte haben, follen die Ein- 
nahmen und Auszahlungen durch einen befondern Angeftellten kontrolirt werben, 
der ein Regifter über die Gelder führt, die in die Kaffe geliefert, und aus der- 
felben genommen werden. Mit diefem Regtfter muß bie Revifionstommiffion 
die vorgelegten Rechnungen der Einnehmer vergleichen. 


Ein Berwaltungsmitglied wird befonders mit der Unterzeichnung aller 
Zahlungsmandate beauftragt, alle Zahlungen alfo, die nicht mit dergleichen 
Mandaten und den Duittungen der wirklich gefchehenen Zahlung belegt find, 
werben verivorfen, | 

Die Belege der Mandate in Anfehung der gewöhnlichen Lieferungen und 
Reparaturen find 

1. der Beſchluß des Pflegerathes, welcher die Ausgabe authorifirt, 

2. der Berbalprozeß über den in der gefeßlichen Form genehmigten Zufchlag 
oder die gefeßlih angenommene Soumiffion, in den Fällen, wo diefe Berfahr- 
ungsart geftattet iſt, 

3. ein umfländliches Verzeichniß ber gelieferten Gegenſtände, 

4, ein Berbalprogeß über die Ablieferung, der von einem Mitgliede ber 
Verwaltung unterzeichnet ift, 

5, bie von ben Empfangsfontroleuren, wovon oben die Rede iſt, mebörig 
vifirten Quittungen derjenigen, zu deren Gunften die Mandate audgefertiget 
find. 

Dekret vom 7. Floreal KIN. Art. 6 und 7, 


$. 32. Würdigung und Befchreibung ber in dem Laufe des Jahres ſich 
ergebenden Unterflüßungsfragen. 


Die in dem Laufe des Jahres fich ergebenden Unterftüßungsfragen werben, 
ſowohl was die Einleitung als was dic Befchreibung anbelangt, unbedingt nach 
Analogie der $$. 17, 18 und 19, und nath den Grundfäßen der $$. 20, 21 
und 22 gegenwärtiger' Inftruftion behandelt ;. Zedes einzelne Geſuch um Ber- 
leifung einer neuen, oder um Erhöhung einer fhon bewilligten Hülfe, unter- 
liegt daher der dort bezeichneten Unterfuchung. Der Armenpflegfehaftsratf ent- 
fheidet über jedes folcher Gefuche fpeziel in feiner regelmäßigen, ober bei 
Dringenpeit des Falles in befondern von dem Borflande fpeziell zu veranlaf- 
fenden Sigungen. Die Berhältniffe der Hülfsbedürftigen fammt dem Beichluffe 
‚ ‚werben in ben Armenbefchrieben auf das Volftändigfie und zwar, fofern es 
ſich um Erhöhung ſchon etatifirter Beiträge Handelt, unter Hinwelfung auf bie 
Pagina und Nummer des frühern Eintrags’ im der Art nachgeiragen, wie fol- 
ches die Beilage 2 näher andeutet. 


Dritte Abtheilung. — Armenwejen. 485 


8. 33, Fortſetzung der Würbigung und Befchreibung der in dem Laufe des 
Jahres fih ergebenden Unterſtützungsfragen, Ausnahmen von 
der fireng analogen Behandlung. 

Ausgenommen von einer förmlichen Armenbefchreibung, dann von ber 
Nothwendigkeit eines jeweiligen Gefammtbefchluffes, find nur : 

a) die, reifenden Handwerkögefellen zu reichenden Zehrpfennige, und 

b) die einzelnen Heinen Almofen an burchreifende Notpleidende auswär- 
tiger Gemeinden, 

Die Zehrpfennige reifender Handwerksgeſellen, find durch ein förmliches 
Negutativ, unter Berüdfihtigung der, den einzelnen Handwerksgenoſſen nad 
Hertommen obliegenvden Gaben, feftzufeßen und für beide Arten von Ausgaben 
ift ein kleiner Diepoſtuloneſond in die Hände des oder der Ortspfarrer nieder⸗ 
sulegen. 

Auch ift durch einen ähnlichen Borfhuß Fürforge zu treffen, daß undorber- 
gefehenen mit Berzugsgefahr verbundenen Rothfällen einzelner Gemeindeange- 
böriger auf der Stelle und vorbepaltlich der weitern Befchlüffe des Armenpfleg- 
fchaftsratps eine augenblidlihe Abhülfe zu Tpeil werde. 


$. 34. Berwaltung des Stammvermögens der Lolalarmenpflegen. 

Wenn die Armenpflegfchaften Stammvermögen zu verwalten haben, fo 
haben fich diefelben nach den hierauf bezüglihen Gefegen und Berorbnungen 
zu achten, — dies find: 

1. da6 Defret vom 12. Auguft 1807 über die Verpachtung der, den Wohl⸗ 
thätigkeitsanftalten gehörenden Güter, 

2, Der Reglerungsbefhluß vom 7. Germinal IX. über bie Verpachtung 
ſolcher Güter auf lange Jahre. 

3, Der Regierungsbeſchluß vom 14. Ventose XI. betreffend die Formalitä- 
ten, welche zu beachten find, wenn Pachtungen von Gütern der Wopltpätig- 
feitsanftalten aufgehoben oder Parhtnachläffe gemacht werden follen. 


4. Regierungsbefhlußg vom 19, Ventose X, die Berwaltung der Wald⸗ 
ungen der Gemeinden und Woplthätigkeitsanftalten, fowie die benfelben Ge- 
genftant betreffenden iuſtruktiven Verfügungen vom 16. Januar 1826, Intellgzbl. 
©. 97, vom 3. April desfelben Jahres Intellgzbl. S. 406, und vom 29. Juni 
1830, Intellgzbl. ©. 237. 


3, das Dekret vom 10, Brumaire XIV. betreffend die Erbauung und Res 
paraturen der, den Woplthätigkeitsanftalten gehörigen Gebäude, und bie, den- 
felben Gegenftand berüßrenden inftruttiven Verordnungen vom 17. November 
1826, Intellgzbl. ©. 575, vom 9. Januar 1829, Intellgzbl. S. 8, vom 
28. Februar 1825, Intellgzbl. 18%, S. 328 und vom 13, debruar 1828, 
SIntellgzbl. ©. 27. | 
6. Das Dekret vom 16. Juli 1810 über die Wiederanlegung abgetragener 
Kapitalien der Wopitpätigkeitsanftalten auf Zinfen ober in liegenden Gründen. 
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71. Das Dekret vom 23, Zuni 1806 über die den Wopltpätigkeitsanftalten 
auftehende Befugniß, Gelder gegen Leibrenten anzunehmen, 

8. Das Staatsrathsgutachten vom 7. März 1508 die Erbbeflandsrenten 
betr., und 

9, der Regierungsbefchluß vom 4. Pluviose XU. über die Acceptation von 
Schenkungen und Vermächtniſſen, welche den Bopltpätigkeitsanflalten gemacht 
werden. 

In Beziehung auf die, dem Armenpflegichaftsrathe zuftehende Kontrole 
über alle übrigen Woptltpätigkeitsanftalten hat derfelbe 

1. jede Anflalt der Art von Zeit zu Zeit zu befichtigen. 

2. Seinen Borftand oder einzelne feiner Mitglieder mit der Kontrole der 
einzelnen Anftalten zu beauftragen. 

3. Die zweckmäßigſte Verwaltung und Verwendung der Bm zu beob- 
achten oder zu empfehlen. 

4, Die gewiffenpaftefte Einhaltung der Stiftungszwede nicht nur nach dem 
Zerte, fondern auch nach dem Geifte der Stifter zu bewahren. 

5. Insbeſondere fih Gemwißpeit darüber zu verfhaflen, daß nicht unbe- 
rechtigte, — der Scheinarme zum Nachtheil der fliftungsmäßig Berechtigten, 
ober, wo die Stiftungsurkunde nichts befonderes beſtimmt, der wirklich Arme 
Aufnahme finde. 

6. Ebenfo Ueberzeugung zu gewinnen, ob die darin untergebrachten Pfrünb- 
ner, Kranken, Waiſen oder Armen vorfchriftemäßig behandelt, und ob insbe⸗ 
fondere die geftifteten Befhäftigungspäufer nicht vorfariftswidrig als Straf- 
anftalten mißbraucht werben. 

7. Insbeſondere darüber zu waren, daß die geftifteten Anflalten ihre 
Waiſen entweder felbft erziehen und verpflegen, oder wo es nicht räthlih er- 
fcheint, felbe nur Familien anvertrauen, deren Religiofität, Sittlichfeit und Bil- 
dungsgrad volle Bürgfchaft für die geiftige uud ermwerbliche Ausbildung der 
Kinder darbietet, 

8. Entdeckte Mißbräuche der Gemeindebehörde, und in dem Falle des Nicht- 
erfolges der vorgefeßten Euratelbehörbe zur Abhülfe anzuzeigen. 

Die Borfteher der geftifteten Bopltpätigkeitsanftalten , find gehalten, dem 
Pflegſchaftsrathe oder deſſen Abgeorbneten zu jeder Zeit den Zutritt zu geftat- 
ten, und bie von felben etwa gefoderten Auffchlüffe unverweigerlich zu ertheilen. 

Unmittelbarer Befehl des Pflegichaftsratpes oder feiner Delegirten an dieſe 
Borfände, find und bleiben jedoch unbedingt verboten, ebenfo darf ein etwaiger 
Zabel im Angefichte der Inftitutvorfände, ber Kranten, der Pfründner, der 
Baifen zc. ꝛc. nie und unter keiner Vorausfegung ausgefprocen werden, viel- 
mehr find die belobenden oder mißbilligenden Wahrnehmungen lediglich zu 
notiren, und fofort auf dem vorgefchriebenen Wege geltend zu machen. 

Zuwiderhandlungen der Armenpflegfchaftsbehörde oder Individuen, müßte 
die firengfte Einfchreitung der Euratel zur Folge haben. 
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$. 35. Mitwirfung des Armenpflegfhaftsrathes zu den Gefchäften der 
Kreiohülfskaſſe. 

Die Mitwirkung des Armenpflegſchaftsrathes zu den Geſchäften der Kreis⸗— 
bülfstaffe Hat durch die 66.4, 22 und 23 der Inſtruktion vom 29. Auguft 1823 
ipre genauefte Feſtſtellung gefunden. 

Nahdem in Folge gegenwärtiger Verordnung die Armenpflegfchaftsräthe 
allentpalben in Wirkfamkeit treten, fo gehen nunmehr die bisper von ben Bür- 
germeißerämtern allein beforgten Gefchäfte an die Armenpflegichaftsrätpe über. 


Jeder in Gemäßheit jener Inftrultion von der Nendantur der Kreispülfg- 
kaſſe geforderte Auffchluß ift von dem Armenpflegfchaftsratfe mit größter Ge- 
wiffenpaftigfeit zu ermitteln und abzugeben. | 


Ebenfo find von Amtswegen an die Kreishülfskaſſe alle jene Anträge zu 
fielen, welche zum Frommen des Ganzen und zu Erfüllung der edeln Zwede 
bes erhabenen Stifters irgend dienlich ſcheinen. 


$. 36. Stete Auffiht auf die Woplthätigkeitsvereine. 

Die Wopitpätigkeitsvereine, namentlich die Vereine zu Unterflügung armer 
Wöchnerinnen, zu Bertheilung von Holy, von Kleidern, von Lebensmitteln; 
die Bereine zu Unterflüßung armer Kinder und zu Gründung von Kleinkinder« 
ſchulen, follen nad $. 22 A 6 gegenwärtiger Inſtruktion, eine ber wichtigften 
und wirffamften Hülfsquellen der Armenpflegen bilden. Sie wenden dem wid: 
tigen Zwede nicht nur die Fonde, fondern aud die Intelligenz ber bemittelten 
Kaffe zu — fie fördern das Wopl der Armen, und übertragen die Aufgabe 
der Armenfpende ohne allen Zwang auf dem Wege des freien Willens von ber 
minder bemittelten auf bie bemitteltere Staatsbürgerflaffe. 

Sie ſtehen unter der Auffiht des Staates, ihre Statuten werden von der 
Königl. Kreisregierung , Kammer des Innern, auf Antrag des einfhlägigen 
Armenpflegfchaftsrathes und der einfchlägigen Diftriktspolizeibehörde geprüft, 
alle angemefien ſcheinenden Berfügungen beftätigt,, in ihrem Wirken beobachtet, 
und befteben, fo lange nicht fpäter ihre Mitglieder noch die Kreisregierung ihre 
Auflöfung befchließen. 

Die durch Bereine gebildeten Kleinkinderfchulen ſtehen noch indbefondere, 
wie jeve Schule, unter der Aufficht der Lokal» und Difriktsfchulinfpektion, 

Sache des Armenpflegichaftsratpes iſt es, Vereine der Art hervorzurufen, 
ifrem Wirken die zweckmäßigſte Richtung zu geben, zu diefem Ende ihre Sta⸗ 
tutenentwürfe auf das Genauefle zu prüfen, die eiwa nöthinen Abänderungen 
rückſichtslos zu beantragen, mit den beftätigten Vereinen in ſtets freundfchaft- 
lichem Gefchäftsverkepr fi zu. verhalten, ihnen, felbft unaufgefordert, fiete 
Renntniß von den Verhältniſſen der Notpleidenden zu geben, fie nah Befund 
zu gemeinfamen Sigungen einzuladen, und durch zuvorlommendes Benehmen, 
kräftigen Schuß und zweckmäßigen Rath, ihren Sinn für das Gute flets rege 
au erhalten, 
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Ausgezeichnete Leiſtungen find auf dem Geſchäftowege zur Kenntniß der 
Kreisregierung zu bringen, 

Ebenfo find die durch Woptltpätigkeitsfinn und edles Streben ausgezeich⸗ 
neten Perfonen den höhern Stellen zu bezeichnen, damit diefen bei Lebzeiten 
die gehörige Anerkennung und nad ihrem Ableben eine bleibende Erinnerung 
augewenbei werden könne, 


$. 37. Sorge für pünftliche und zwedmäßige Ausführung der durch den 
Etat feftgefeßten Armenbefhäftigung. 

Die Sorge für pünftlihe und zwedmäßige Ausführung der durch ben 
Etat feſtgeſetzten Armenbefhäftigung, kann nach Gutbefinden des Armenpfleg- 
fchaftsrathes entweder 

1. der Gefammtpeit aller Mitglieder (dem Pleno) vorbehalten oder 

2. einzelnen Kommiffionen, oder endlich 

3. dem Vorſtande ausfchließlich anvertraut werben; ebenfo hängt es von 
dem Beſchluſſe des Armenpflegfchaftsrathes ab, ob das Kafla- und Rechnungs 
wefen der Armenbefhäftigung dem Kaſſier des Armenpfleafhaftsratpes über- 
geben, oder ob die diesfallfige Materialien » und Geldrechnung der mit der 
Armenbefihäftigung beauftragten phyſiſchen oder moralifchen Perfon übertragen 
werden ſoll. Auch bleibt das Gefchäftsverhältniß des oder der Beauftragten, 
zu dem Pleno, die Kompetenzgränze der erfleren und ber größere oder geringere 
Einfluß der Geſammtheit auf das Einzelne der SERERDERSRIONAND + lediglich 
dem Armenpflegſchaftsrathe anheimgegeben. 

Jedenfalls dürfen Geldlieferungen aus der Kaſſe an einzelne Rechner nur 
auf den Grund einer von dem Vorſtande kontraſignirten Quittung ſtatt finden; 
auch muß das Plenum in dem Falle der Anftellung einzelner Rechner von dem 
Stande der, an diefe abgereichten Vorſchüſſe mit Schluffe jeden Monats ge 
naue Renntniß nehmen, 


$. 38. Behandlung derfelben nach firenger Analogie der $$. 17, 18, 19, 
20, 21 und 22 gegenwärtiger Inftruftion. 
Die Arbeiten der Armen felbft, find ſowohl dem Koftenaufwande, als ber 
Güte der Fabrifate nach, ununterbrochen zu leiten und zu beauffihtigen. 


Die rohen Materialien find in zwedmäßigen Borratblammern aufzube 
wahren, die verarbeiteten find rafch und zwar wo möglich an Accorbanten zu 
verwerthen, mit jedem Arbeiter ift über Materialempfang und Abgabe regel 
mäßig Abrechnung zu pflegen, und überhaupt ift alles vorzulehren, was zum 
möglihft fparfamen und ſchwunghaften Betriebe der Beihäftigung dienen kann. 

Vebrigeng find unter mehreren ſich darbietenden Befchäftigungsweifen bei 
fonft gleichen Berhältniffen, ſtets jene Beichäftigungswelfen vorzuziehen, welche 
in dem Orte nicht, oder nur ſchwach betrieben werden, deren Einführung alfo 


keinen nachiheiligen Einfluß auf den Wohlſtand der Ortsmeifter befürchten 
läßt, 
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$. 39. Beauffihtigung ber Armen in polizeiliher und fittlicher Hinficht, 

Der würdigfie und. wichtigſte Theil des Wirkungskreifes öffnet ſich dem 
Armenpflegfepaftsrathe in der Beauffihtigung der Armen oder Berarmungnahen. 

Diefe Aufgabe gefellt der Pflege der phpfiſchen auch jene der geifligen In« 
terefien bei; ‚fie umfaßt die Bereblung der Hülfsbedürftigen, ihrer und ihrer 
Kinder Erziehung, zu einem ächt flaatsbürgerlichen Leben, alfo das Bermindern 
ber Armen für die Zufunft und die Sorge dafür, daß nicht die ungebildete 
Bevölkerung fich dropend vermehre, und den Wohlſtand der Gebildeten,, fowie 
die öffentliche Ordnung gefährde. 

Zu Erfüllung fol erhabenen Berufes ift vor Allem 

1. Pfliht des Armenpflegfchaftsratpes, genaue Kenntnig aller dürftigen 
Familien und Individuen feines Pflegbezirtes zu befiben und fortzufeßen. 

Zu dem Ende hat derſelbe 

2. nicht nur durch die Orisbehörden, fondern auch durch feine einzelnen 
Mitglieder und namentlich durch die Ortspfarrer die Armuth in ihren Hütten, 
insbefondere die Walfenkinder , die Findelkinder , dann jene fhamphaften Armen 
aufzuſuchen, die aus übel verfiandener Furcht ihre und der ihrigen oft bis an 
den Hungertod grängende Roth, dem Blide der öffentlichen Behörden zu ent» 
ziehen ſtreben. Ebenfo hat er 

3. die durch Unglüd irgend einer Art in ihren Berbältniffen Erfchütterten, 
dann jene Familien aufzuſuchen, deren Leichtfinn oder ehrloſer Wandel einen 
unfeplbaren Zerfall des Vermögens und des fittlichen fomwopl, als phyſiſchen 
Berderbens der Kinder befürchten Täßt. 

4. Baifen- und Findelfinder hat .er den öffentlichen Anflalten oder bewähr⸗ 
ten Familien zu unentgeldlicher Erziehung zu empfehlen, und bei Mißlingen 
diefer Berfuche auf Koften des Armenfondes in Pflege und Erziehung zu geben. 

5. die dürftigen Familien opne Ausnafme hat er mit wohlfeilen, ihren be- 
fondern Berpältniffen angemeffenen Erbauungsbüdhern und mit jenen moral- 
ifhen Waffen zu verfehen, welche das fittlihe Gefühl auch im Unglüd aufrecht 
erhalten, oder zu werden, die Arbeitsluft zu förbern und dem fo natürlichen 
Uebergange von der Armuth zur. Unfittlichkeit und Verzweiflung vorzubeugen 
vermögen. . 

6. Brave, durch Unfälle der Berarmung fih nahende Familien hat er mit 
Rath und That zu unterſtützen; heiliges Bemühen muß es ihm feyn, wenn bie 
Noth blos aus momentanem Stoden der Arbeit herrührt, Beftellungen für fie 
aufzufuhen; wenn fie vem-Mangel an Material angehört, dasfelbe zu ermit- 
teln, two Heine Geldhülfen nöthig find, auch aus der Kreiskaſſe und Stiftungen 
oder von edeln Menfchenfreunden unter den, den Berhältniffen der Familien 
angemeffenen Bedingungen rechtzeitige -Hülfe zu einer Zeit zu ermitteln, wo noch 
fein Anleben mit Wucherzinfen das Hebel unheilbar gemacht Hat, und über— 
baupt alles anzuwenden, um felbft aus Armenfonden der Berarmung, alſo ber 
bleibenden Belafkung des Armenfondes vorzubeugen. Ä 
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Ebenfo hat er 

7. die aus Trägheit der Berarmung entgegengehenden Familien zur Ar- 
beit aufzufordern, über die drohende Gefahr, ſowie über ibre Pflichten zu bes 
lehren, und fie vor ihrem Untergange zu warnen, fo lange noch ganze oder 
theilweife Rettung des Vermögens unb Befeitigung der gänzlihen Berarmung 
möglich ift; er hat i 

8. auf die Kinder folher Familien ein ganz befondered Augenmerk zu rich 
ten, und gegebenen Falles deren Trennung von dem Baterhaufe und deren 
Erziehung unter obrigfeitlicher Aufficht auf dem durch die Gefeße vorgezeichneten 
Wege zu bewirken; er hat 

9. mit amtlicher Authorität eine bdirefte Auffiht auf den Fleiß und das 
fittliche Betragen der aus dem Armenfonde Unterftüßten [zu pflegen und gegen 
Unfittlichkeit oder Trägheit von Berufs wegen einzufchreiten; er bat 

10. Kinder diefer Zamtlien unter feine Aufficht zu nehmen, deren Erzieh- 
mg, Schulbefuh, Schulfortgang mit Baterforge zu überwachen, gegen mangel- 
hafte Kinderzucht allen Ernfles einzufchreiten, bei fruchtloſem Erfolge feiner Er- 
mahnungen, verwahrlodte, oder gar dem Lafſter feil gebotene Kinder öffentlichen 
Snfituten oder würdigen Familien, gegen Theilung des Unterflüßungsbeitrages 
zwiſchen den zurüdbleibenden Eltern und den künftigen Pflegern, anzuver- 
trauen; er hat 

11, feine ganz befondere Aufmerkfamfeit deu fo unglücklichen und nidt 
felten auf das Empörendſte mißhandelten Irren zuzuwenden, felbe unter Zu— 
ziehung des Gerichtsarztes zu befuchen, fich zu überzeugen, ob fie fi der ge- 
büprenden Pflege erfreuen, insbefondere zu ermitteln, ob fie nicht gereizt oder als 
Gegenflände des Spottes behandelt werden, den bemittelten Familien die gebühren: 
ben Erinnerungen zu machen, und bei offenbarer Armuth der Pflegepflichtigen, 
ober bei offenbarer Nichterfüllung der Pflegepflichten, die Berforgung derfelben 
in öffentlichen Srrenanftalten, oder in einemPobrigfeitlich ausgemittelten Lo- 
Tale, wo nöthig, felbft unter vorſchußweiſer Einfchreitung der Armenfonds und 
Geltendmachung des Regrefies zu bewirken; er hat ferner mit gleichem Ernſte 

12, ben, den Xerzten obliegenden unentgeldlichen Befuh armer Kranken, 
wie die fleißige Erfüllung der deßfallſigen ärztlichen Pflichten wirkfam zu über- 
wachen, und unterlaflene oder laue Leiftungen des betreffenden ärztlichen Per- 
fonals nad fruchtloſer Ermahnung alsbald zur befchwerenden Anzeige zu 
bringen; er hat 

13. die Fräftigfie und rüdfichtslofefte Wachſamkeit gegen den Bettel und das 
Herumvagiren zu entwideln, gegen jeden in oder außerhalb der Gemeinden 
wohnenden Bettler, fowie gegen jeden beitelnden Handwerksburſchen die geeig- 
neten polizeilichen Einfepreitungen zu veranlaffen, und mit vorzüglichem Ernſte 
Darauf zu ſehen, daß der Schuß der den Beltel verbietenden Geſetze nicht nur 
auf das Innere der Ortfchaften, fondern auch auf die Weiler und Einöppöfe 
fih erfirede, den wahren, vollfländigen und rückſichtsloſen Vollzug der im 


Dritte Abtheilung. — Armenweſen. Ay 


Strafgeſetzbuche Art, 269 — 282 enthaltenen Beſtimmungen zu fontroliren und 
zu fördern, und gegen deren unterbleibende oder ungenügende Befolgung bei 
den Gemeindebehörden, in dem Nihtabhülfsfalle bei der Diftrifts + Polizeibe- 
börde und bei etwaiger, nicht zu erwartender Gleichgültigkeit der leßtern, bei 
der Kreidregierung befchwerend aufzutreten. Er hat 


14. auf gleichem Wege Sorge zu tragen, daß Mütter unehelicher Kinder 
nicht unter dem Borwande des Kinderpflegend dem Müßiggange fi weihen, 
vielmehr alles Ernftes, und gegebenen Falles dur Beſchwerden an die höheren 
Snftanzen zu fordern, daß die Mütter fich ehrlich von ihrer Arbeit nähren, und 
daß die Kinder in öffentlichen Anftalten oder braven Familien erjogen, und bie 
Mütter zum Dienen angehalten werden; er hat 


15. auf Berbringung lieberlicher oder arbeitsfcheuer Weibsperfonen in das 
Zwangsarbeitshaus (Depot de mendicite) zu deffen Wiederberftelung im Sinne 
des Art. 274 des Strafgefehbudhes nah Maaßgabe der gewinnbaren Mittel 
Einleitung getroffen werden wird, feiner Zeit anzutragen, und etwaige frucht- 
Iofe Aufforderungen der Art in den fo eben bezeichneten Inſtanzwegen zu ver» 
folgen; er bat 


16. insbefondere die dienende Kaffe ſtets im Auge zu behalten, deren 
Moralität und geziemendes Betragen zu beauffichtigen und auf alsbaldige Hin» 
wegweiſung unfittlicher, roher oder brodlofer, dem Müßiggange fröpnender Ins 
dividuen diefer Kathegorie anzutragen, 


17. Dagegen aber auch zu Gunften der braven Dienfiboten und Gefellen, 
burd das Drgan der Poltzeibehörbe, für Anlegung örtlicher Sparlaffen, over 
für Ausdehnung beftehender Sparkaſſen beforgt zu ſeyn; endlich 

18. vorzüglich und mit Anfirengung aller Kräfte dahin zu wirken, daß das 
wo möglich wieder in das Leben zu zufende Inflitut der Zwangsarbeit (fiede 
A 15 vorhin) feiner wahren Bedeutung nad erkannt, gewürdiget und benützt 
werde. 

Bar früher die Wirkung der Zmangsarbeitshäufer im hohen Grade unbe» 
friedigend, fo lag der Grund hievon nicht blos in der Mangelpaftigkeit diefer 
Inſtitute felbft, fondern namentlich auch in der irrigen Anficht der meiften Ge- 
meinden über bie eigentliche Befimmung der Zwangsbeichäftigungsanßalten, 

Diefe Anftalten wurden nämlich häufig nicht als das, was fie find, als 
Beihäftigungsinfiitute und als Mittel, um arbeitfcheue oder der Arbeit ent» 
wöhnte Individuen zur Arbeitsgewohnheit zurüdzuführen, fondern als Zuchh 
und Strafpäufer betrarhtet. 

Man wandte auf bie darin befindlih Geweſenen den Begriff der Zudt- 
Häusler an, — Niemand bot ihnen bei ihrem Austritte Beichäftigungsgelegen- 
Heit, dar, fie wurden mittel- und dienſtlos in ihre Heimathsgemeinden gebannt, 
and die Sorglofigkeit mancher Behörden im Bunde mit dem Boruriheile, ließ 
aud den Gebefferten unter ihnen häufig nur die Wahl zwifchen Diebſtahl ober 
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Hungertode übrig. Solche verkehrte Anfichten müffen einer beffern Neberzeug- 
ung weichen. 

Es ift Pflicht der Gemeinden und ihrer Organe, insbefondere des Armen» 
pflegſchaftsrathe, den aus den Arbeitshäufern und Gefängniffen Entlaffenen 
wohlwollend entgegen zu fommen, dem Gebeflerten durch Arbeitsgelegenbeit das 
ehrliche Fortlommen möglich zu machen, die nicht oder theilweiſe Gebeflerten 
der Diftrifts- Polizeibehörbe zur alsbaldigen Zurüdfendung in die Anſtalt zu 
bezeichnen, fruchtloſe Anträge auf dem unter Ziff. 13 und 14 gegenwärtigen 
Paragrapps bezeichneten Wege zu verfolgen, und auf diefe Weife durch Auge 
übung einer verbienfilichen Pflicht der Menfchlichkeit die Gemeindearmenfonde 
vor jenen Alimentationsausgaben zu fihern, deren Mehrung bei Fortdauer der 
bisherigen GSorglofigfeit den unfehlbaren Ruin aller minder bemittelten Ge- 
meindeglieder herbeiführen müßte. 

€. Aufgabe der Armenpflege mit Schluffe des Jahres, 
er $. 40. Zeitpunft des Rechnungsabſchluſſes. 

Sowie im Rheinfreis alle Gemeinde». und GStiftungsrechnungen mit bem 
Ende des Kalenderjahres fich ſchließen, fo fchließen fich auch in derfelben Periode 
die Rechnungen der Armenpflegfchaften. Der Rechner hat fih nach denjenigen 
Befimmungen zu achten, welche in diefer Beziehung in dem Dekret vom 7. 
Floreal XII. und in der infiruftiven Verordnung vom 25. November 1825, 
Intellgzbl. 1825, ME 285, enthalten find. 

$. 41. Zeitpunkt der Rechnungsablagen. 
Auflegen der geftellten Rechnungen in dem Gemeindehaufe. 
Kundgabe der Refultate, 

Jeder einzelne Rechner muß feine Rechnung fpäteflend am 15. Februar 
volltommen abgefchloffen und dem Armenpflegfchaftsrathe übergeben haben. Die 
auf diefe Spexialrehnungen fih flüßende, von fämmtlichen Mitglievern des 
Armenpflegfhaftsrathes zu unterzeichnende Hauptrechnung muß fpäteflens am 
15. März jeden Jahres in das Gemeindehaus gelangt feyn, um dortſelbſt 14 
Tage hindurch zur Einficht fämmtlicher Beitragspflichtigen aufzuliegen. Jeder 
der letzteren ift berechtigt, feine etwaigen Bemerkungen in ein gleichfalls aufae- 
legtes, paginirtes und parappirtes Erinnerungspeft einzutragen, welches dann 
der Rechnung beigeheftet und mit dieſer an die im $. 50 gegenwärtiger In« 
ſtruktion näher bezeichneten Revifionsbepörben abgegeben wird. 

Veberdies werden die Rechnungsrefultate durch das Lokal⸗Intelligenzblatt, 
oder in deſſen Ermanglung durd den Drud, für den Gefammilreis aber durch 
das Kreid-Intelligenzblatt zur öffentlichen Kenntniß gebracht, 

‘8,42. Verhalten dort, wo ſich im betreffenden Jahre weder Armenpflegichaf- 
tenausgaben, noch Armenfondseinnahmen ergeben haben. 

Wo fih weder Ausgaben, noch Einnahmen ergeben haben, gelangt flatt 
der Rechnung eine Fehlanzeige zur Auflage in dem Gemeindehaufe und von ba 
zu dem Einlaufe der Kuratelbehörbe. 
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| $. 43 a. Bau der Hauptrechnung. 

Die Rechnung folgt in jeder Beziehung dem Baue des Boranfchlages ; fie 
umfaßt daher folgende Hauptrubrifen : 

Einnahme aus: 

I. Reinertrag des Stammvermögens; 

I. An dem Stammvermögen nicht einverleibten, fondern verfügbar Br 
tenen Kaffenüberfchüffen früherer Jahre; 

II. Zuflüffe: 

1. aus Staatskaflen, 

2. von Privaten, 

IV. Gefeßlide Einnahme der Lolalarmenfonde, und zwar: 

1. von Schaufpielen, Bällen, Eoncerten u, f. w. 

2. die Strafen wegen Zuwiderhandlungen ‚gegen bie Octroireglementg, 

3. 20, (vid. $. 24 gegenwärtiger Inftruftion) ; 

V. Fundationszuflüſſe; 

VI. Kollekten und freiwillige Beiträge; 

vu, Erfaßleiltungen : 

1. von anderen Gemeinden für nicht blos momentane Unterfüßungen ihrer, 
in dem Orte weder ald Dienfiboten, noch als Gefellen verwendet gewefenen 
Heimathsangehörigen, 

2. von alimentationspfliytigen Korporationen und Privaten ; 

VIII. Erlös aus der Armenbeihäftigung ; 

IX. Zufhuß aus dem Kreis. oder Bezirfsarmenfonde ($. 24, 8 I gegen» 
wärtiger Snftruftion) ; 

x, Zuſchüſſe aus der Gemeinbelaffe ; 

XI Im Einvernehmen mit der geiftlichen Oberbehörde etwa angewarhfene 
Ueberſchüſſe der Kultusfiftungen ; 

XI, Sonflige Einnahmen. 

Ausgabe auf: 

I. Borpergefehene Unterſtützungen: 

a) in Geld, " 

b) in Naturalien ; 

11. Auf den Dispofitionsfond für unvorhergefehene Fälle, und zwar: 

1. Erhöhung vorhergeſehener Unterſtützungen; 

2. in dem Laufe des Jahres neu eingetretene Unterſtätzungen, 

3. in. dem Laufe des Jahres new eingetretene Unterhalte- und Erziehungs⸗ 
koſten armer Kinder, 

4. vorübergehende linterflüßungen von Gemeindeangehörigen ‚ 

5. Hülfeleitungen an Angehörige anderer Gemeinden oder fember Staaten, 

6. Spenden an wandernde Handwerkägefellen, 

7. Zahlungen an Wohlthätigkeitsinſtitute, 

8. Sonft unvorhergefehene Ausgaben; 
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III. Auf die Armenbefchäftigung : 

1. Ankauf roher Materialien ; 

2, Fabrikationskoſten, 

3. auf Verwerthung der verarbeiteten Materialien ; 

IV. Auf Regie; 

V. Sonftige Ausgaben: 
bierunter Vorſchüſſe gegen Rüderfab 

von Gemeinden, 
von Privaten, 
bleibt reine Ausgabe. 

Sämmtlihe Rechnungen richten fih von nun an nach dem Rechnungs 
formulare Anlage 9. 

$. 43 b. Materialrechnung. 

Wenn die von dem Armenpfleafchaftsratpe zu verrechnenden Matertalgegen- 
fände oder Naturalien von einigem Umfange find, insbefondere in Stäpten, 
wo Biltualien und Brennfloffe für die Armen erkauft und unter fie vertheilt, 
oder wo rohe Stoffe erfauft, zur Verarbeitung an die Armen abgegeben, und 
verarbeitet wieder verkauft worden, ift zur Herflellung der Kontrole eine befon- 
dere Materialrechnung zu führen, und als Nebenrechnung resp. Rechnungsbeleg 
der Hauptrechnung beizufügen, 

$. 44. Nähere Borfihriften für diefe Rechnungen $. 43a und b. 

Die eigentlihe Rechnung umfaßt nur die effeftiven Einnahmen und Aug» 
gaben des Armenpflegſchaftsrathes. Ihr Ziffer erftredt fih demnach nicht auf 
die, von Privatperfonen oder Vereinen direft an die Armen gelangten Spenden. 

Ebenfo findet Fein Zifferanfaß der, aus den Häufern der SEIEN nad 
dem Turnus an die Armen gefendeten Naturaltof, ftatt. 

Ebenfo darf die förmliche Taration und der Ziffereintrag ber, — Spen⸗ 
den oder Kollekten an den Armenpflegſchaftsrath gelangten alten Kleider und 
ähnlicher Verbrauchsartikel unterbleiben, wohl aber muß ein der Rechnung 
vorangehender nad der Anlage 10 verfaßter Borbericht das ganze Armenwefen 
der Gemeinde in allen feinen Beziehungen kurz und Har entwideln. In bie 
fem Borberichte find neben der Zahl der unterflüßten Armen jeder Kathegorie 
ber gefammte Unterftüßungsbebarf und neben der aus den Häufern turnusweife 
gereichten Naturalkoſt, auch die Leiſtungen der Privatvereine, Die dem Armen- 
pflesichaftsrathe befannt geworbenen Hülfsleiftungen der Privaten, die dur 
Kollelten oder Schenkungen eingelaufenen Naturalien aller Art, nach Zahl, 
Beichaffenpeit und beiläufigem Werthe fummarifch dorzutragen, damit die Ge- 
meinde fowopl, als bie Kuratel zu einem fleten Ueberblicke aller Leiftungen bes 
betreffenden Jahres und durch die jährliche Wiederholung dieſer Meberfichten zu 
einer gebrängten Gefchichte ihres Armenmwefens gelange. Auch find mittelf 
dieſes Borberichtes die Namen audgezeichneter Wohltpäter dem Dantgefüple 
ihrer Mitbürger zu bezeichnen. 
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$.45. Aufbewahrung der Armenbefcpriebe und Armenpflegfchafisrechnungen, 

Die Armenpflegfchaftsrechnungen fammt ihren Beilagen und insbefondere 
fammt der, als integrirende Beilagen diefer Rechnungen zu betrachtenden, Ar« 
menbefchreibungen dürfen nie vernichtet, fondern müffen dem Gemeindearchiv 
einverleibt und dort auf das Sorgfältigfte aufbewahrt werden, um die Bafis 
der künftigen Operation zu bilden, und durch Benüßung der darin niederge— 
legten Erfahrungen, bie flete Vervolfommnung der Armenpflege möglich zu 
maden. 

Abſchn. ur Gefhäftsführung der Yolalarmenpflege, 
$. 46. Befondere Vorſchriften für den Gefhäftsgang der Yolalarmenpflegen. 

Die Lokalarmenpflegichafterätpe find berufen, in dem Leben und für 
das Leben zu wirken, 

Ihr Gefchäft gehört vorzugsweife der Dertlichkeit an; — das Einzelne des 
Geſchäftsganges ift daher auch ihrem Ermeflen und ihrer Kenntniß der örtlichen 
Berpältniffe und Bedürfniffe anpeim gegeben. Jedenfalls muß die Form in der 
Art gewählt werben, daß den für die gefammte Gefchäftsführung kollektiv haf- 
tenden Mitgliedern auch angemeffene Mitwirkung gefichert, bleibe, 

Ferner find die Armenpflegfchaftsrätpe gehalten, den: Geſchäftsverkehr mit 
der Gemeindebehörde in der Regel mündlich, mittelft der im Pflegſchaftsrathe 
anweſenden Gemeindebeamten zu pflegen, fehriftliche Rommunitationen aber nur 
dann einzuleiten, wenn in einzelnen Fällen entweder 

a) ſolches zu Dedung bes Armenpflegichaftsrathes abfolut notfwenbig er» 
achtet wird, oder wenn 

b) der Gemeinderath felbft weder den mündlichen. noch fchriftlichen Bortrag 
feiner in dem Armenpflegfchaftsrathe figenden Mitglieder altengenügend findet, 
oder wenn enblich 

ec) eine Bereinigung der Anfichten zwifchen der Gemeindebepörbe und bem 
Armenpftegfihaftsratpe nicht herbeigeführt werben könnte, 

$. 47. Bezeichnung ber zur Beforgung ber Sireibereien verpflichteten 

Perſonen. 

Die Schreibereien des Armenpflegſchaftsrathes, ſoferne ſolche von Einzelnen 
ſeiner Mitglieder nicht freiwillig übernommen werden, ſind durch die Gemeinde⸗ 
ſchreiber beſorgen zu laſſen. | 

$. 48. Spezielle Gefchäftsabtheiluug in größern Städten. 

Die Armenpflegfchaftsräthe der größern Städte werben fehr wohl thun, 
Ausfchüffe zu bilden, insbefondere Fönnte nad örtlichem Bedarfe zweckmäßig 
erfiheinen 

1. ein Ausſchuß, um gemeinfam mit dem Borftande oder für benfelben 
die Materialien zur Armenbefchreibung zu fammeln, bie Nachforſchungen über 
die fi Anmeldenden anzuflellen, und die Unterflüßungsgefuche der Armen ent 
gegen zu nehmen, Ein folder Ausfhuß darf, gleich den Pfarrern, zu augen- 
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biiclicher Anordnung einer vorläufigen Hülfe aus dem Nefervefonde ermäch— 
tiget werden, 

2. Ein Ausihuß zu Belebung des Woplthätigkeitsfinnes, zur Erwirkung 
freiwilliger Beiträge an Geld und Naturalien, zu Unterflüßung des obbenann-» 
ten Ausfchuffes in Vorbereitung der Etatdmaterialien, ’ 

3. Ein Ausſchuß zu Ermittlung bes Unterfommend für die — 
zu Führung des Kundſchaftsanzeigers und zu Beaufſichtigung der Beichäftig- 
ungsanflalten, 

$. 49, Selbſtſtändigkeit der Lokalarmenpflegſchaftsräthe in ihrem 
Wirkungskreiſe. 

Der Armenpflegſchaftsrath bewegt ſich innerhalb ſeiner Sphäre in der 
Form und Stellung einer förmlich konſtituirten Behörde. 

Er iſt der Gemeindeverwaltung koordinirt, er berichtet wie dieſe unmittel⸗ 
bar an die Kuratel. 

Die Armenpflegſchaftsräthe können ohne Ermächtigung der — 
wegen Amtehandlungen nicht vor Gericht geſtellt werben. 

Dekret vom 14. Zult 1812, 
Abſchn. IV. Berpältniffe der Lolalarmenpflegfhaftsräthe zu 
den Ruratelbehörben, und zwar 
$. 50, A. Zu den Königl, Landlommiffariaten. 

Den Königl. Landkommiſſariaten bleibt vorbehalten : 

1. die Entſcheidung der gegen den Armenpflegfchaftsratd etwa vorgebrad- 
ten Beſchwerden; 

2. bie Entfcheidung der zwifchen Armenpflegfchaften verſchiedener Gemein 
den desfelben Polizeibezirts etwa obwaltenden Srrungen ; 

3. bie reviforifche Prüfung und Befcheidung der Etatsvoranfchläge (Büd⸗ 
gets) und der Armenpflegfchaftsrechnungen jener Gemeinden, deren Kommunal» 
und Stiftungsrechnungen von den Königl. Landkommiſſariaten abzufchließen 
find; 

4, jedes Ausleihen von — unter 232 fl. (500 Fr.) und 

5. jeder nicht im nämlichen Jahre zurüderflattet  werbende Vorſchuß von 
gleichem Betrage (Dekret vom 16. Zuli 1810); 

6. jede Acceptation von Schenkungen und Bermächtniffen unter nicht läſt⸗ 
tigen Bedingungen bis zum Belaufe von 140 fl. 800 dr.) ; 

Dekret vom 4, Pluviose XII, Art, 1 

7. jede Verpachtung auf gewöhnliche — Jahre nicht überſteigende) Dauer 
und jede Wiederaufhebung eines ſolchen Pachtes analog nach den bei Gemeinde⸗ 
realitäten geltenden Grundſätzen; 

8. die Beſtätigung des zu dem Armenpflegſchaftsrathe gewählten Perfonals 
in allen Gemeinden bes Landfommiffariats, ausfchließlich der Kantonshauptorte, 

$. 50. B. Zu ber Königl. Kreisregierung, Kammer des Innern. 

Bon der Genehmigung ber Königl. Kreisregierung bleiben abhängig: 
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1. jedes Anlehen von Kapitalien, von höherem als dem eben angegebenen 
Betrage (Dekret vom 16, Zult 1810) und 

2. jedes Darlehen überhaupt, wenn es an Mitglieder der Gemeindebe- 
hörben, des GStiftungsverwaltungsperfonals , oder des Armenpflegfchaftsrathes, 
oder deren Berwanbte in auf- und abfleigender Linie, oder an deren Seitenver- 
wandte und Berfihwägerte im 1. Gliede gemacht werben nr 

3, jedes Einlaffen in einen Rechtöftreit ; 

4, Jede Aufnahme von Paffivfapitalien ; 

5. jeder mit Uebernahme von Laften verbundene Fundationszuſchuß; 

6. jede Acceptation von Schenkungen und Bermächtniffen über 140 fi. 
(300 $r.) oder unter läftigen Bebingungen. Dekret vom 4, Pluv. XII. Art.2 u. f. 

Dekret vom 23. ZJuni 1806, die Gefchenfe unter Ausbebingung von Leib⸗ 
renten beit. 3 

7. Jede Erwerbung, Berdußerung und fonfige Grrinderung gen das 
Stammvermögen bildenden Realitäten und Rechte. Dekret vom 16. Zuli 1810. 

8. gebe etwaige Neubaute und jede Wiederaufbauung — Gebäude. 

Dekret vom 10. Brumaire XIV. 

Inſtruktive Verordnung vom 17. November 1826. 

9, Jede Verpachtung auf mehr als neuu Jahre (a longues annees) Gefeg 
vom 7. Germinal IX. 

10, Jede Wiederauffebung reines abgeſchloſſenen langjährigen Padtes, jede 
biesfällige Pachtnachlaßbewilligung. 

Regierungsbeſchluß vom 14. Ventose XI. 

11, Die reviſoriſche Prüfung und Beſcheidung der Etalsvoranſchläge und 
Armenpflegſchafisrechnungen jener Gemeinden, deren Kommunal» und Stiftungs- 
rechnungen tem Abfchluffe der Königl. Kreisregierung vorbehalten find. 

12. Die Deflätigung der Pfleafchaftsrätpe in den Kantonspauptgemeinden, 

$. 51, Der Königl. Kreisregierung ſteht überdies auch die Entfcheidung 
der gegen die Befchlüffe der Königl. Yandfommiffariate erhobenen Rekurfe zu. 

$. 52. Periodiſche Redenfchaftsablagen der Armenpflegen an ihre Kurateln. 

Die Kuratel ift dur das Geſetz mit der fleten Aufficht auf die Gefchäfts- 
führung der Armenpflegichaftsräthe beauftragt. 

Seder von letzterer etwa geforderte Aufſchluß muß daher alsbald abgegeben 
nub insbefondere müflen bie von ihr eiwa angeorbneien außerorbentlichen 
Bücherabfchläffe und Materialflürge unweigerlich ftattfinden. 

Jedenfalls empfängt jede Kuralbehörde jährlich unmittelbar nach Ablauf 
bes Jahrs, und fpäteflend am 6. Januar eine vorläufige, auf den Bücherab⸗ 
fhluß und den Materialfturg gegründete nach Anlage 11 verfaßte Ueberficht der 
Berwaltungsrefultate des abgelaufenen Jahres. 

$. 53,. Vifitationsbefugniffe der Kuratel- und Diſtriktopolizeibehörden. 

Den Borftänden: ber. Kuratelbehörben fleht es jederzeit frei, den -Sigungen 
jedes einzelnen, ihrer Kurafel untergebenen Armenpflegſchaftorathes ſelbſt, oder 

Dr. Gichenpfeifen) Banvind) dir Berfaffung se. 32 
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durch die Rebenbeamten beizuwohnen. Diefen Ruratelbehörben gebührt in ſol⸗ 
chem Falle der Borfiß, fie haben ſich jedoch ihrer vorgefeßten Stellung gemäß 
jedes Mitvotireng zu enthalten, ihre Wirkffamfeit auf Beobachtung des Geſchaͤfts⸗ 
ganges, auf münblide Entwidlungen ihrer Kuratelbemerkungen, Anfichten und 
Anträge zu befrhränfen, und in dem Nihtbeachtungsfalle das Geeignete in dem 
gewöhnlichen Kuratelgefhäftsgange einzuleiten. 

Sedenfalls find die Vorſtände der Kuratelbehörben: gehalten von Zeit zu 
Zeit in Perfon oder durch ihre Nebenbeamten von ben Geſchaͤften jedes einzel- 
nen Armenpfleafchaftsratpes Örtliche Einficht zu nehmen, bie Bücher einzufehen, 
und das Gerignete vorzukehren. 

§. 54. Spftem: der Kuratelbeamten — den Armenpflegſchaftoraͤthen. 

Die Kuratelſtellen und Behörden werden ſich von ſelbſt berufen finden, den 
Armenpſtegſchaftsräthen ſtets wohlwollend gegenüber zu flehen, einerfeitd den 
Gefchäftsgang, die Gefchäftsformen und den Bollgug der gebotenen Direltiven 
alles Ernftes aufrecht zu halten, andererfeits aber auch die gemeinbliden Or⸗ 
gane der Wohlthätigkeit in allem Guten möglichſt gu unterkügen, auf ben 
Gang berathend und aufmunternd einzumirken, den Dertlichkeiten innerhalb des 
Geſetzes die möglichft freie Bewegung zu belafien, Mißbräuchen im Keime zu 
begegnen, dem Verkehr die einfachfle Form zuzuwenden, und in bie. Wechſelbe⸗ 
beziehungen Lebendigkeit und praktifhen Takt zu übertragen, Berbienfle 
anzuerkennen, und überhaupt jenes Syſtem zu entwickeln, woburd allein die 
Raatsbürgerlichen Notabilitäten den Müpfeligkeiten eines öffentlichen Amtes 
befreundet und den Gefchäften die Mitwirkung aller Gutgefinnten geſichert 
werben kann. 

Tit. II. Bon der Diftriktsarmenpflege. 

6. 55. Außer den, $. 50a bemerkten Gegenftänden, legt den Königl. 
Landkommiſſariaten als Diſtriktopolizelbehörden bie Aufgabe ob: 

1. Im Intereſſe der gemeinfamen Armenpflege ihres Amtsbezirkes das 
Berfahren ber einzelnen Armenpflegfchaftdrätpe einer genauen Würdigung zu 
unterwerfen, und die etwa nöthig fcheinenden Anweifungen, Belehrungen und 
Rathſchlaͤge im geeigneten Gefhäftswege, insbeſondere bei den vorzunehmenden 
Amtsreifen, zu ertheilen. 

2. Die Brage zu erwägen, ob unb weiche Gemeinden nach ber Berhält- 
nißzahl 1 

a) ihrer Beitragopflichtigen, 

b) ihrer Beltragsfähigkeit, 

c) ihrer bereits beftehenden Laſten und ae 

d) ihrer Hülfsbebürftigen und 

e) deren Hülfsbedarfen in der That als überbürbet zu beirachten find. 

8, zu ergründen, ob und wie etwa die Unterbringung ber blos erwerbiofen 
Armen, — namentlich überbürbeter Gemeinden — bei mit Arbeitögelegenpeit 
derfehenen Gemeinden ober Perfonen zu erwirten fey. 
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4, Ununterbroden darauf zu fehen, daß bei Staats- und Kommunalunter- 
nehmungen arbeitöfähige Arme vor Dritten den Borzug erhalten, 

5. Im Nihtunterbringungsfalle mit anderen Königl, Landkommiſſariaten 
in Korrefpondenz zu treten, um zu ermitteln, ob nicht ähnliche Hülfe fih aus— 
wärts barbiete. 

6. Insbefondere alles Ernftes auf den richtigen Bollzug der in dem $. 39 
gegenmwärtiger Inſtruktion, binfichtlth der austretenden Zwangsarbeiter oder 
Strafgefangenen entwidelten Grundfäße zu halten, dafür beforgt zu feyn, daß je- 
ber aus einem Zwangsarbeitshauſe Entlaffene, in Folge der 4 Wochen vor dem 
Ausiritte von ber Berwaltung der betreffenden Anflalt an die Diftriftepolizei- 
behörbe feiner Heimath zu exlaflenden Notififationen bei feiner Ankunft bereits 
eine ausgemittelte Befchäftigung finden, und biefe Befchäftigung ſowohl des 
Fleißes als der Sittlichkelt wegen genau beobachtet und bei fichtbar werbender 
Nichtbefferung alsbald in das Zwangsarbeitshaug zurüdgefendet werde, 

7. Die einzelnen Lolalarmenpflegen in der Verwerthung ihrer Fabrifate 
und Arbeiten zu unterflüßen, auch auf Berlangen den Ankauf der Ropfloffe und 
die Verwerthung der Manufalte zu übernefmen. 

8. Ueberhaupt alles aufzubieten, um das Gedeihen ber Armenpflege in dem 
Gefammtumfang des Diftriktes zu bewirken. 

$. 56. Fürforge für die mit Armen überbürbeten Gemeinden, 

Die Königl. Landlommiffariate haben aus den ihnen vorgelegten Berwal- 
tungsrefultaten und Etatsvoranfchlägen auf das Gewiſſenhafteſte zu unterfuchen, 
ob und welche Gemeinden wirklich überbürbet find. 

Der Begriff einer Ueberbürdung ift feiner Ratur nach ſtets relativ, — Er 
fann nur gefchöpft werden aus dem Berhältniffe der Bürde zu der Leiftunge- 
fähigkeit der mit der Bürde geſetzlich Delafleten. 

Die Ueberbürdung einzelner Gemeinden mit Armen, läßt fih daher nur 
ermitteln aus dem Berhältniffe, in welchem in jeder einzelnen Gemeinde bie 
Zahl und der Bedarf der Armen zu den Kräften der beitragsfähigen Gemein- 
deangehörigen ſteht. Diefe Kräfte ſelbſt aber können ohne eine nit wohl 
zuläßige Unterfuchung jedes einzelnen Altiv- und Paifivflandes nur nad allge- 
meinen Anpaltspunften fattfinden. 

Als allgemeine Anhaltspuntte bieten fich die Grund, Mobiliar Perfonal-, 
Fenſter⸗, Gewerbfieuer und die fonftigen direkten und indirekten Auflagen des 
Staates und der Kommunen dar, über deren Ertrag auf Antrag des Armen- 
pfleaichaftsrathes die umſtändlichſten Auffhlüffe zu erholen find. — Nebſtdem 
müflen auch jene befonderen Berhältniffe in Erwägung gezogen werben, welche 
entweder bei odſchwebenden Steuerreflamationen, den gefeßlihen Anhaltspunft 
der Steuer in Zweifel flellen, oder wie läflige Servituten, häufiger Hagel- 
flag und dergleichen machtheilig, oder endlich, wie beſonders ſchwunghafter 
Gelverwerbsbetrieb, Vorhandenſeyn reicher, durch Feine Kapitalfteuer in Evidenz 
gebrachte Kapitaliften, vortheilhaft auf die Bilanz der Kräfte in she vermögen, 

32 


500 Dierted Buch. — Volkswirthſchaft. 


Jeden berartigen Umftand hat der Borftand zu den Akten zu erheben, die 
Berhältnißzahlen unter genauer Würdigung aller Verhältniffe nach beſtem Ge- 
wiſſen zu ſchöpfen, diefe Ermittlungen in tabellarifche Ueberſichten zufammen zu 
fiellen und mit einem motivirten Berichte der Königl. Kreisregierung vorzulegen. 


Tit. IV. Bon der Sreisarmenpflege. 


6.57, Begriff der Kreisarmenpflege. 

Der Inbegriff aller, ven Kreis ald Gefammtpeit berührenden (alfo weder 
lokalen, noch bdiftriftiven) Bedürfniffe und Hülfsanftalten bildet das Bas ber 
Kreisarmenpflege. 

$. 58. Aufgabe der Kreisarmenpflege. 

Aufgabe der Kreidarmenpflege ift es: | 

1. den Stand der Armuth in dem Gefammtlreife aus bem höheren Ge- 
fihtspunfte eines leitenden Mittelpunftes zu ermitteln, zu dem Ende 

2. aus den ebenerwähnten Berichten und Meberfichten der Königl. Land» 
fommiffarlate, aus den Zahresberichten und deren Belegen, die Zahl der Dürf- 
tigen jeder einzelnen Gemeinde, das numerifche Berhältniß derfelben zu der 

a) rein aderbauenden, 

b) gemifcht aderbauenden und induftriellen, 

c) der rein induftriellen 
Bevölkerung zu den in der Gemeinde verwendeten auswärtigen Gefellen und 
Dienfiboten und zu den Arealeinkommens Duantitäten und Qualitäten ber 
Gemeinden zu ermitteln ; 

3. aus den nöthigen Falls einzufendenden Protofollen und Rechnungen ber 
Armenpflegfihaftsräthe genaue Kenntnig über den Gang und die Leiſtungen 
der örtlichen Zürforge zu fchöpfen ; 

4. auf den Grund diefer Vorarbeiten Urtheil über das Bor» ober Rüd- 
fhreiten und über die tieferen Quellen der Verarmung, ſowohl bezüglich der ein» 
zelnen Kommunen und Bezirke, als bezüglich des Gefammikreifes zu begründen; 

5. das den Berhältniffen des Kreifes angemeffendfte Abhülfeſpſtem im 
Großen zu entwerfen ; hienach 

6. die einzelnen Lokalarmenpflegen gu belehren, 

7. die Verwaltung der Kreiswoplthätigkeitsftiftungen genau zu Eontroliren, 

8. bie bereitd beflehenden Kreisanftalten, als: die allgemeine Armenanftalt 
zu Frankenthal und die Kreispülfstaffe, dann das wo möglich zu erridtende 
Zwangsarbeitsinftitut $. 39 46 14 die Befchäftigungspäufer ꝛc. forgfältig zu 
beauffichtigen; die der Wohlthätigkeit gewidmeten Kreisfonde, ihrer Befimmung 
gemäß, zu verwalten und zu verwenden, und bie in Bezug auf diefe Anftalten 
und Zwede erforberlihen Ergänzungen und Berbefferungen zu beantragen, 

9, periodifche Bifitationen der einzelnen und insbefondere der mit umfaffen- 
ben Beihäftigungsanftalten verbundenen, oder in ihrer Fürforge lauen Orts- 
armenpflegen vorzunehmen, 
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10. bei nothwendig werbender Inanſpruchnahme der Kreldfonde die nö— 
thigen Anträge an den Landrath zu entwerfen und überhaupt 


11. Alles vorzubereiten, einzuleiten und zu vollziehen, was dazu bienen 
fann, das Armenweſen des Gefammifreifes im Einzelnen, wie im Ganzen, ohne 
Luxus und unnöthigen Aufwand, auf einen dem Bedürfniffe des Kreifes, uud 
der Eivilifationsftufe der Bayer. Nation und den väterlihen Abfichten Seiner 
Majeftät entfprechenden Standpunkt zu erheben. 


$. 59. Atiributionen der Königl. Kreisregierungen, 8. d. J., in Bezug 
auf die Kreisarmenpflegen. 
Die Gefhäfte der Kreisarmenpflege find der Königl. Rreisregierung, K. d. 
J., und zwar mit alleiniger Ausnahme der Relurſe gegen die Beſchlüſſe der 
Königl. Landlommiffariate zu bureaumäßiger Behandlung, alfo zu ſelbſtſtändi⸗ 
ger Zeitung durch den Königl. Generallommiffär und Regierungspräfidenten 
augewiefen. 


$. 60. Befugniffe der Generallommiffäre zu Berufung tonfuftativer Kreis- 
fomit?s in Sachen der Kreisarmenpflege. 

Dem Köntgl. Generallommiffär und Regierungspräfidenten bleibt, nad 
6. 133 der allerhöchften Formationsverorbnung vom 17. Dezember 1825, bie 
Zurathziefung des gefammten Regierungstollegiums geftattet, 

Berner ift derfelbe berechtigt, fich entweder im Allgemeinen für alle wich⸗ 
tigeren Fragen und in einzelnen Fällen für diefe mit einem Konfultativtomite 
ausgezeichneter Staatodiener und Staatöbürger, insbefondere aus der Kreid- 
hauptſtadt und deren Nähe zu umgeben, und neben dem einfrhlägigen Regier⸗ 
ungsreferenten in dieſes Komite bewährte, ausgezeichnete Mitglieder des Clerus 
der Kreispauptfladt, Mitglieder des Kreislandrathe, dann Borflände der land⸗ 
wirthſchaftlichen und polptechnifchen Kreisvereine, dann, wo zu Folge der aller- 
höchſten Berordnung vom 6. Zuli 1828 Kreispülfvereine beftehen, die Vorflände 
und einzelne Ausfhußmitglieder dieſer Bereine zu berufen, 


$. 61. Wirkungskreis und Gefhäftsgang der konfultativen Kreistomites, 

Der Königl. Generaltommiffär bleibt allein für feine Gefchäftsführung in 
Betreff der Armenpflege und für dem rechtzeitigen lebendigen Vollzug gegen» 
wärtiger Infiruftion verantwortlich. Ebendeßhalb iſt auch die Stellung der 
von ihm etwa berufenen Konfultativfomitds eine berathende. 

Diefe Mitglieder werden weder förmlich ernannt, noch mit beftimmten Ti— 
teln bekleidet, fondern Tediglich von dem Kreisvorfiande zu berathender Tpeil- 
nahme an den Gefchäften der Kreisarmenpflege eingeladen. 

Die einzelnen Mitglieder verfammeln fih auf Einladung des Generalom- 
miffärs unter feinem Vorſitze oder unter dem Präfivio der etwa von ihm be— 
zeichneten Perfonen. 

Birkungstreis, Geſchaͤftsform des Komits, richten ſich Iediglih nach ber 
von bem Generallommiffär für zweckmäßig erachteten Inſtruktion. — 
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$. 244. Durch Regierungsentfchließung vom 12. Februar 1835, 
Amtsbl. M 9, p. 125, wurde ausgeſprochen, daß die Ueberfchüfle 
der Forfiftrafen zu den Dedungsmitteln der Armenfonds gehören, und 
ebenfo wie die Strafen wegen Zumwiderhandlungen gegen die Octroi— 
reglements ($. 24, Ma A, Litt. c. der obigen nftruftion, M 243) 
zu behandeln find. 


$. 245. Berfügung der Kreisregierung vom 22, Februar 1835, 
Amtsbl. M 11, p. 147, Inftruftion über die Behandlung des Ar- 
menweſens betr. 


Es wurde angefragt, ob bei den im $. 6 der höchſten Inftruftion über die 
Behandlung des Armenweſens (Amtsbl. von 1835 A 4) angeordneten Wahlen, 
der unftändigen Mitglieder der Armenpflegfchaftsräthe, ganz bdiefelben Be— 
flimmungen in Anwendung kommen follen wie bei der Wahl der Gemeinde- 
räthe? — 


Diefe Anfrage it durch ein Königl. Minifterialrefeript vom 12. d. dahin 
entfchleden worden, daß bei der Wahl der unfländigen Armenpflegichaftsrätpe 
die Inftruftion vom 25. November 1818 (Amtsbl. AE 26 in. der durch die 
Berfihiedenpeit der Sade und fonft durch den ——— von ſelbſt gebotenen 
Weiſe zur Richtſchnur zu nehmen fey. 


In Erwägung nun, daß im $.6 der Inſtruktion über die Behandlung des 
Armenwefens nur vorgefchrieten if, daß die unfländigen Armenpflegſchaftoräthe 
von ben flimmfähigen Bürgern gewählt werben follen, daß ferner nad $.5 
alinea 3 dafelbft die paffive Waplfähigkeit durch nichts als durch die Beitrags- 
pflichtigkeit des zu Wäplenden bedingt ift, und daß in diefer höchſten Inftruk⸗ 
tion über die Art und Weife, wie gewählt werden fol, feine weiteren Borfohrif- 
ten gegeben find ; 


In Erwägung nun, daß die Infiruftion vom 25. November 1818 von der 
Wahl der Gemeindebevollmächtigten handelt, welche flaatsbürgerliche, in ihren 
Folgen weit wichtigere, Rechte auszuüben haben, als die, welche den Armen 
pſtegſchaftsräthen übertragen find, — daß demnach die Beobachtung der näm« 
lichen ſtrengen Formen, welche dort beobachtet werden müffen, bei der Wapl 
der Armenpflegfchaftsrätpe nicht erforderlich find, daß es vielmehr genügt, wenn 
nur blos fiimmfähige Bürger zur Wahl zugelaflen werden, wenn biefen, um 
ihr Wahlrecht ausüben zu können, der Tag der Wahl gehörig befannt gemacht, 
und über die Wahlhandlung felbft ein förmliches Prototoll geführt wird; 

Aus diefen Gründen wird feflgefeßt, was folgt: 

Art. 1. Die unmittelbare Leitung der Wahlen der unftindigen Mitglie- 
der bes Armenpflegfchaftsrathes kommt den Bürgermeiftern zu. 

Art. 2. Die Königl. Landlommiffariate haben vor der. Wahlhandlung 


De. Gichenpfeifts Dempbug der Berfaffung x. 34 
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nach Borfchrift des $. 5 der Inftruftion vom 20. Rovember v. 3. die Zabl der 
zu wählenden unftändigen Mitglieder des Armenpflegihaftsratpes zu beftimmen. 


Art. 3. Die Art. 8, 10, 11, 12, 24 und 31 der Infleuftion vom 25. 
November 1818 find als dem Gegenſtande nicht angemeflen bei der Wahl ber 
unfändigen Mitglieder der Pflegihaftsräthe zu umgehen. 

Art. 4. Alle übrigen Befimmungen der ebenberührten Infiruftion find 
bei diefer Wahl in analoge Anwendung zu bringen. 


F. 246. Verfügung der Königl. Kreisregierung vom 14. Augui 
1836, Amtsbl. M 40, p. 452, bie Bertheilung der Ueberſchüſſe des 
Forftftraffond betr. 

Zur Befeitigung der Anflände, welche fich bei Bertheilung der Ueberſchüſſe 
der Forfiftrafgelder ergeben haben, und um bie Bertheilung diefer Gelder in 
dem Sinne flatifinden zu laffen, wie es fi aus dem Art. 4 des Forſtſtrafgeſetzes 
vom 28. Dezember 1831 herausftellt, nämlich um dem Mangel derfdürftigfien 
Kaffe an Brennmaterial zu fleuern, und biedurh den flärkfien Impuls zu 
Korfifreveln zu befeitigen, hat man nach Vernehmung der Königl. Yandfom- 
miffarlate befchlofien, wie folgt: 

$. 1. Bei der Bertheilung der Forfifirafgelver find auszuſchließen: 

a) die Gemeinden, deren Bewohner in den Wintermonaten mindeftend ein 
halbes Klafter Holz, oder ein dasfelbe erfeßende Duantum von Wellen, Tori 
oder Steinkoplen entweder ald Gemeindegabe oder in Folge einer Berechtigung 
in Staats » oder anderen Waldungen, Torfgebrüche oder Steintoplengruben 
erhalten. 

b) Die Gemeinden, in welchen die Bewohner ein geringeres Quantum 
Brennmaterial oder auch gar feines erhalten, deren bürftige Einwohner adır 
entweder aus Wopltpätigkeitsanftalten oder aus Gemeinde-Patrimonialeinfüri- 
ten oder durch den Wopitpätigkeitsfinn vieler vermögender Gemeindeeinwohrr 
in der Art unterflübt werden können, daß fie fi) das im Abfıhnitt a gemannt 
Duantum aus einem im Orte beftehenden Holzhofe, Steinkoplen « oder Zart- 
magazine nach ihrem momentanen Bedarf entweder felbft verichaffen Tönner. 
oder daß es ihnen von dem Armenpflegfchaftsrathe leicht ermittelt werben kazı. 

$. 2. Die übrigen Gemeinden eines Kantons find in drei Klaffen F 
reihen, und zwar in bie 

I. Klafſſe. 

Die im $. 1 Abſchnitte d bezeichneten Gemeinden, wenn eines oder de 
andere angegebene günftigere Verhältniß, fey es die Möglichkeit einer ausır- 
chenden Unterflüßung, oder bie Gelegenheit ur leichteren Anfhaffung des Brec 
materials, abgeht. 

1. Klafſſe. 

Die Gemeinden, in welchen keines der angegebenen günftigen Berhälint 

befieht, welche aber aus nahe gelegenen, durch gute Kommunikationswege » 
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jeder Zahreszeit zugänglichen Waldungen, entweder zum Ankauf ihres Brand» 
material um mäßige Preife oder zu fonft erlaubtem Bezuge Gelegenheit haben. 
ut Klaffe. 

Alle übrigen in obigen Kathegorien nicht begriffenen Gemeinden, 

$. 3. Bei Bertheilung der Ueberſchüſſe des Kantonalforfifiraffonds werben 
die Anfprüche der Gemeinden der 1. Klaffe mit ',, die der 2. Klaffe mit 2/, 
und jene der 3. Klaffe mit 3/, bezeichnet. 

$. 4. Das hienach zur Verfügung bleibente Siebenthell des Ueberſchuſſes 
wird als Nefervefond für ſolche Fälle aufbewahrt, wo in einzelnen Gemeinden 
berrfchende Krankheiten oder flattgehabte Elementarereigniffe eine außerordent- 
liche Unterflüßung der bürftigftien Bewohner nothwendig machen. 

Die Verwendung dieſes Refervefonds findet nur mit befonderer Bewillig- 
ung ber unterfertigten Stelle auf das Gutarhten des Armenpflegfchaftsraths 
und den Bericht des Königl. Landkommiſſariais ftatt, und zwar ohne Berüd- 
fichtigung der aufgeflellten Klaffifitation der Gemeinden. 

$. 5. Zritt die Rothwendigkeit der Vertheilung dieſes Refervefonds nicht 
ein, fo wird berfelbe dem im nächften Jahre zu vertheilenden Ueberſchuſſe der 
Forſtſtrafgelder zu gefchlagen und mit demfelben repartirt. 

$. 6. Die Königl. Landkommiſſariate haben in Zeit von zwei Monaten, 
benehmlich mit den Königl. Forſt- und Lokalbehörden, die Brennmaterialbezüge 
und Berechtigungen jeder Gemeinde zu liquibiren, und unter Berüdfihtigung 
ſowobl diefer als aller anderen in ben $$. 1 und 2 berührten diftinftiven Ver⸗ 
hältniſſe, nad den oben gegebenen Borfihriften eine Klaffifitation für den Zeit- 
raum von 5 Jahren zu entwerfen, und diefelben ben betheiligten Gemeinden 
zuzuſtellen, damit diefe innerhalb eines Zermind von 4 Wochen ihre allenfall- 
figen Erinnerungen abgeben können; nöthigenfalls find auch bie Betpeiligten 
tontradiktorifch zu vernehmen. Die Klaffifitation ift fodann, unter Berüdfid- 
tigung gegründet befundener Einwendungen, und vorbehaltlich des Rekurfes an | 
die unterfertigte Stelle innerhalb 30 Tagen abzuſchließen. 

$. 7. Sobald den Königl. Landkommiſſariaten der Betrag der einem je- 
ven Kantone zulommenden Ueberſchüſſe an Forfifirafgeldern befannt feyn wird, 
baben biefelben diefen Betrag, unter Abrechnung bes zu refervirenden Sieben- 
tbeils, unter die Gemeinden zu vertheilen, 

Bet diefer Repartition ift die Anzahl der bürftigften Familien aller Kan- 
tonsgemeinden als Vertpeilungsmaapftab anzunehmen, fo zwar, daß jeder die⸗ 
fer Gamilien, wenn ihre Heimathsgemeinde in bie IL. Klaffe (f. $. 2) gehört 
das Doppelte, und wenn biefelbe zur III. Klaffe gehört, das Dreifache von 
dem erhält, was einer Familie zulömmt, deren Heimathsgemeinde zur erfien 
Slafie gehört. | 

$.8. Das im $. 53 der Inflruftion zum Bollzuge des Forfiſtrafgeſetzes 
vom 23. Juni 1832 (Amtsbl, As 40) vorgefchriebene Berzeichniß der bürftigften 
einer Unterfiügung an Brennmaterial würdigen Familien ift Fünftighin von 
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dem Pflegfchaftsrathe aus der in der Inſtruktion über die Behandlung des Ar- 
menwefens vom 29. November 1834 Beil. 2 (Auitsbl. AS 4 des Jahrgangs 
1835) vorgeſchriebenen Armenbefchreibung, unter Beifügung der Ordnungsnum⸗ 
mer biefer Armenbefchreibung in der Art auszuziehen, daß es blog diefe Ord⸗ 
nungsnummern, dieNamen ber Familien und eine Kolumne für die motivirten 
Befchlüffe des Königl. Landlommiffariats enthalten foll, 


$. 9, Diefe Verzeichniſſe find den Königl. Landkommiſſariaten im October 
jeden Zahres vorzulegen, um fie im Laufe der zwei folgenden Monate, unter 
Berüdfichtigung der in der Armenbefchreibung enthaltenen und. anderer ihnen 
befannten Berhältniffe abzufchließen, und der oben angeorbneten Bertheilung 
unter die Gemeinden als Maaßſtab zum Grunde zu legen. 


$, 10, In einer und derſelben Gemeinde erhält jede bürftige Familie, 
ohne Rüdficht auf die größere oder geringere Zahl ihrer Glieder, gleichen An- 
tbeil an dem der Gemeinde zugetheilten Betrage der Ueberſchüſſe der Forſt⸗ 
firafgeldver. 

$. 11. Da die Abgabe des den bürftigften Familien zukommenden Unter 
flüßungsbetrages, als der Abficht des Geſetzes zuwiderlaufend, nicht in Geld 
gefchehen darf, fo haben die Pflegfchaftsräthe in den Gemeinden, wo Feine 
Holzhöfe, Torf» oder Steinkoplenmagazine beſtehen, aus welchen der Bedarf 
auch im Winter bezogen werden kann, im Frühjahre jeden Jahres für die An- 
fohaffung des Hausbrandbedarfs der dürftigften Familien Fürforge zu treffen, 
und demnach, ehe noch die Holz» oder Zorfverfleigerungen beginnen, zu bera- 
then, ob es den beftebenden Berhältniffen angemeffener fey, das nöthige Brenn- 
material felbft zu fleigern, und es bis zu ber erfi in ben vier Wintermonaten 
fucceffive vorgunehmenden Bertheilung unter die Dürftigften aufzubewahren, 
oder die Lieferung desfelben an den Wenigſtnehmenden zu begeben, und bie 
fucceffive Abgabe desfelben in den Wintermonaten zu bedingen. 

$. 12, Im erfien Falle werben der Kaufpreis des erfleigerten oder ge 
fauften Holzes und die Transportkoſten auf die von dem Armenpflegfhaftsratde 
audgeflellte Rechnung, und die Befcheinigung des wirklichen Ankaufs und Trand- 
ports, von dem Königl. Kandlommiffariate zur Zahlung angewiefen, und von 
dem Kantonseinnehmer fogleih an diejenigen, welche die Beträge zu fordern 
baben, bezahlt. 

Dasfelbe gefchieht im letzteren Falle hinfichtlich des Lieferungspreifes, wenn 
der Lieferant ein folventer Mann if, und demnach binfichtlich der richtigen Ab- 
lieferung kein Zweifel obwaltet, fonft aber nur nah wirklicher Erfüllung der 
eingegangenen Berbindlichkeiten. 

$. 13. Diejenigen dürftigen Familien, welche das ihnen zugetheilte Brenn- 
material veräußern, find bei der künftigen Bertheilung auszufchließen, 


$. 247. Regierungsbelanntmachung vom 6. März 1837, Amts 
blatt M 17, p. 120, die Bildung der Armenpflegfchaftsräthe im 
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Rheinkreiſe nach $. 5, Abfchn. 1 der Inftruftion vom 29. November 
1834. 

Zur Erledigung vorgelommener Anflände wurde mittelfi Königl. Minifte- 
rialreferiptes vom 16. v. M. der 1. Abfaß des $. 5 der Inftruftion über die 
Dehandlung des Armenmwefens im Rheinkreiſe vom 29, November 1834, Im 
Einklange mit der entſprechenden Verfügung des $.9 der für die fieben älteren 
Kreife über benfelben Gegenftand beftehenden Inſtruktion vom 24. Dezember 
1833 dahin erläutert, daß „die Pfarrer des Ortes“ als die befländigen Mit- 
nlieder des Armenpflegſchaftsrathes erflärt werben , ſonach in diefer Eigenfchaft 
auch an den Armenpflegen jener Gemeinden ihres Pfarrfprengeld Antheil zu 
nehmen berechtigt und berufen find, in welchen fie ihren Wohnfig nicht haben. 

Welches hiermit zur Wiffenfhaft und Nachachtung befannt gemacht wird. 

F. 248. Erlaß der Regierung der Pfalz vom 29. März 1838, 
Amtsbl. M, 20, p. 138, die Erhebung des dem Lofalarınenfond zu- 
gewiefenen Antheild an dem Ertrage öffentlicher Belufiigungen. 

Da nunmehr in den meiflen Gemeinden das Armenwefen mach ber In« 
firuftion vom 29, November 1834 (Amts» und Intelligenzblatt von 1835, As 
4) geordnet ift, und für die Erhebung und Verrechnung ber den Lokalarmen⸗ 
fonds durch den $. 24 dafelbfi zugemwiefenen Einnahmen befondere Kaffler auf- 
neftellt find, fo if in Zukunft der den Lokalarmenfonds überwiefene Antheil an 
der Einnabme von theatralichen Vorflelungen und fonftigen öffentlichen Be⸗ 
luftigungen, gleich den übrigen Einnahmen, nicht mehr, wie noch an manden 
Orten gefhieht, durch den Gemeindeeinnehmer, fondern direlt durch ben Kaſ⸗ 
fier des Armenpflegichaftsratpes, unter eigener Haftung für jede Nachläßigkeit 
in der Beitreibung zu erhebeu. 

$. 249. Hier ift noch zu erwähnen, daß die Hälfte ber Fuhr⸗ 
wefenspolizei-Gelbftrafen,, zufolge 8. 23 der allerhöchſten Verordnung 
vom 16. Juli 1840, Amtsbl, p. 291, und der Regierungsbefannt- 
mahung vom ı9, November 1842, Amtsbl. M 75, p- 615, dem 
Armenfond jener Gemeinden zufallen, in deren Marfung das betref- 

fende Fuhrwerk zuerft angehalten wurde, 

Erfied Eapitel. 

Bettler, Kollekten. 
Siebenpf. 4. Band, p. 329. 

— Die Kollekten wegen Brandfchaben fiehe 3. Bud, $. 58, 66, 


68 und 69. 
Zweites Capitel. 
Armenhaus in Frankenthal. 
4. Band, p. 332, 


F. 250. Berfügung der Kreisregierung vom 29. März 1835, 
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Amtshl. M 15, p. 175, Civilftandsaften, in specie die Todesan« 
zeige von verjtorbenen Pfleglingen der Kreisarmenanftalt betr. 


Um bie Königl. Verwaltung der SKreisarmenanftalt in den Stand zu 
feßen, den Beflimmungen des Art. 80 des Eivilgefegbuches genügen zu können, 
werben die Bürgermeifterämter hiemit angewieſen, in ben Berichten, mit wel⸗ 
en fie Gefuche um Aufnahme in bie Kreisarmenanftalt vorlegen, jedesmal 
anzugeben : 

1. die Namen, Geſchlechtsnamen, das Alter, Gewerbe, den Geburtsort und 
Wohnort des Aufzunehmenden ; 


2, Ob derfelbe ledig, verbeiratpet oder im Wittwenſtande ift, und in den 
beiden letzten Fällen die Bor- und Geſchlechtsnamen des Ehegatten ; 


3. Die Bor» nnd Gefchlechtsnamen, das Gewerb und den Wohnort ber 
Eltern des Aufzunehmenden, 


.. Die Königl. Landlommiffariate haben darauf zu fehen, daß diefe Vorſchrif⸗ 
ten umfomehr jedesmal pünktlich beobachtet werben, als im entgegengefeßten 
Falle, folche Geſuche unerledigt zurüdgefchidt werben, 


$. 251. Erlaß der Kreisregierung vom 27. Juni 1835, Amtds 
blatt Mi 26, p. 288, die unbefugte Leberweifung armer Kranker in 
die Kreisarmenanftalt betr. 


Seit einiger Zeit Haben verſchiedene Behörden gegen die Beitimmungen 
der Verordnung vom 19, October 1821 Bewohner ihres Amtsbezirkes unter 
Borfhügung der Dringlichkeit der Fälle in die Kreisarmenanflalt gefendet, ohne 
vorher die Bewilligung zur Aufnahme von der unterfertigten Stelle einzupolen. 
Man findet ſich dadurch veranlaßt, die in biefer Beziehung beftehenden Bor« 
fohriften wiederholt mit dem Bemerken zu erneuern, daß die dadurch veranlaf- 
ten Transportloften, fowie die Koften der Berpflegung folder Individuen in 
der Anftalt bis zur ertpeilten Bewilligung zur Aufnahme derfelben von den» 
jenigen Behörden erfeßt werden müffen, welche fie durch ihr verordnungswidri⸗ 
ges Verfahren veranlafßt haben. 


Man muß um fo mehr mit Strenge auf dem pünktlihen Vollzug der an⸗ 
geführten Verordnung beſtehen, ald der auf 500 Köpfe beflimmte Normalftand 
der Bevölkerung feit geraumer Zeit um 20 bis 30 Individuen überftiegen if, 


und ed an Raum fowopl als an Fonds zur Aufnahme einer größeren Anzahl 
Pfründner ermangelt. 


F. 252. Statuten der allgemeinen Armenanftalt, Amtsblatt vom 
Jahre 1838, Beilage von M 18. 
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Statuten der allgemeinen Armen- und Jrrenanfalt der Pfalz 
zu Frankenthal. 


Erfter Theil, 
Bon der Beftimmung, Organifation und Verwaltung der Armen- 
anftalt der Pfalz. 
Erfies Cap. Bon der Befimmung der Anftalt. 


$. 1. Der Zwed ver allgemeinen Armenanftalt ift: Pflege und Heilung 
armer Kranken; — Berforgung von Prefidaften und Altersihwachen; — Bere 
wahrung und Heilung von Irren; — Verpflegung und Unterricht von Taub» 
flummen; — Sorge für Unterhalt, Erziefung und Unterricht armer Waiſen. 

Alles diefes unter den, $$. 130 — 151 über die Aufnahme von Pfleglingen 
feftgefeßten Bedingungen und Vorſchriften. 


Zweites Cap. Bon der Organifation der Anftalt. 


$. 2. Die allgemeine Armenanftalt fiedt unmittelbar unter der oberen 
Leitung der Königl. Regierung der Pfalz, Kammer des Innern. 

$.3. Der Anftalt it ein Verwalter unmittelbar vorgeſetzt. 

Ihm ift eine Auffichtstommiffion an die Seite geftellt, 

Ein Arzt beforgt die Krankenpflege; — ihm ift nad Maaßgabe bes Be- 
dürfniffes ein Affiftenzarzt beigegeben. 

Ein katholiſcher und ein proteftantifcher Geiflicder halten den Gottesdienft 
für die Pfleglinge iprer Konfeffion im Gebäude der Anftalt, und üben dafelbfi 
die Seelforge aus. 

Ein Lehrer gibt den Kindern und den Taubfiummen Unterricht; ihm kann 
je nad dem Erforderniß ein Gebülfe beigegeben werben. 

$. 4. Für die Führung des gefammten Rechnungsweſens der Anftalt iſt 
ein Rechnungsführer aufgeftellt. Er iſt Fautionspflihtig und dem Berwalter 
untergeordnet. — Seine Anflelung iſt widerruflich. 

$. 5. So lange der bermalen ald Sekretär benannte Beamte in biefer 
Eigenſchaft funktiontrt, beforgt diefer die Schreibereien der Verwaltung. 

Außerdem beftellt der Berwalter unter feiner Berantwortlichleit aus dem 
ihm hiefür zu bewidigenden Averfum ein tauglihes Subjekt für dieſe Geſchäfte. 

$. 6. Ws Hülfsperfonale für die Dekonomie und Polizei de Anflalt find 
dem Berwalter ferner untergeorbnet : 

1. drei Oberauffeher; fie werben auf den Borfhlag der Berwaltung von 
der Regierung auf Widerruf angeflelt. 

2. Die Saalauffeher und Auffeherinnen bei den gefunden Pfleglingen ; 

3. die Krantenwärter und Wärterinnen ; 

4. die Waſchfrau; 

5. die Köchin; 

6, der Bäder; 
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7. der Hausknecht; 

8. ber Pförtner; 

Das von 2—8 inel, benannte Perfonale wird von dem Königl. Verwalter 
auf Wohlverhalten angenommen. 

Die Anzahl der anzunebmenden Saalauffeher und Krantenwärter feßt die 
Regierung auf den Antrag der Berwaltung fef. 

Das Hülfsperfonale fol zunächſt aus den tauglichen Pfleglingen der An- 
ftalt gewählt werben; es genießt die Naturalverpflegung in der Anftalt und 
den im Büdget feftgefeßten Lohn, 


Drittes Eap. Bon der Berwaltung im Allgemeinen. 


$. 7. Die Verwaltung der allgemeinen Armenanflalt richtet fih im Al⸗ 
gemeinen nach dem von ber Königl. Regierung, Kammer des Innern, jährlich 
fefigefeßten Büdget, und nach den Befchlüffen und Anordnungen, melde biele 
Landesftelle für befondere Fälle erläßt. 


Biertes Cap. Bon dem Wirkungokreiſe der Beamten der Ber- 
waliung. 


Erfter Abſchn. Wirkungokreis des Verwalters. 

F§. 8. Der Verwaller leitet den geſammten Haushalt, die Polizei und bie 
innere Einrichtung des Inflituts, und iſt für die genaue Ausführung der feh- 
gelegten Ordnung verantwortlich. 

Er dat über die zwedmäßige und den Statuten angemefiene Gefchäftsbe- 
forgung der übrigen Beamten-und des ganzen Dienfiperfonale des Haufes fiete 
Aufficht zu führen, vorfommende Mißbräuche und Unorbnungen abzuftellen, 
oder nah Maaßgabe ihrer Erheblichkeit bei der Regierung zur Anzeige zu 
bringen, überhaupt für den genauen Vollzug der Statuten und NRegierungsan- 
orbnungen zu wachen und keinerlei Abweichungen zuzulaſſen. 

$. 9. Der Berwalter entwirft, im Benehmen mit dem Rednungsführer, 
jebes Jahr das Büdget nach beiliegendem Formular AS 1, und übergibt es mit 
einem feine motivirten Anträge enthaltenden Erläuterungspefte in der legten 
Hälfte des Monats Auguſt der Auffihtsfommiffion, welche ed in den erſten zehn 
Tagen des Monats September mit einem ebenfalls motivirten Gutachten der 
Königl. Berwaltung zurüdgibt, um von bdiefer mit ihren allenfalfigen Br 
merfungen ber Königl. Kreisregierung zum Abfchluffe überfendet zu werben. 

Er wacht dafür, daß die in dem Büdget bewilligten Kredite nicht über 
fpritten, und. daß. die Genenflände einer Ausgabe auf ben entiprechenden Kre- 
bit imputirt werden, | 

Im Falle einer im Laufe des Jahres ſich ergebenden Ungulänglichkeit ein- 
zelner Kredite hat der Verwalter über bie eingetretene Rothwendigkeit einer 
nachträglichen Krebitseröffnung Bericht an die Königl. Regierung zu erflatter, 
und nach der Entſchließung dieſer Landesftelle zu verfahren. 

Antlcipationen von Ausgaben, wodurd Anfchaffungen des laufenden Ber- 


’ 
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waltungsjahrs mit der Dotation des nächften gebedt werben, find, als der 
Reinpeit der Rechnung zuwiderlaufend, durchaus unzuläßig. 

10, Dem Verwalter liegt ob, in der erfien Hälfte bes Monats Zuli, 
im Benehmen mit der Auffihtstommiffion, das Bedingnißpeft für die anzuord⸗ 
nenden Öffentlichen Verfleigerungen zu entwerfen, und dasfelbe (ſowohl von ihm, 
als von der Auffihtsfommiffion unterfertigt) vor dem 15. Zuli der Königl. 
Regierung der Pfalz zur Genehmigung zu überfenden, hiernach, im Benehmen 
mit dem Königl. Yandlommiffariate, ven Tag der Verſteigerung feflzufeßen, die 
Belanntmahung in den Beilagen zum Amts» und Intelligengblatte für die 
Pfalz und in den übrigen öffentlichen Blättern der Pfalz zu beforgen, bei der 
Verfleigerung gegenwärtig zu feyn, um das Intereffe der Armenanftalt dabei 
wahrzunehmen und bie erforderliche Auskunft zu geben. 

In den erfien Tagen nach der Berfleigerung legt derfelbe die Verfteiger- 
ungsalten, welde von ihm und dem bei der Berfieigerung anmwefend gemwefenen 
Mitgliede der Auffihtsfommiffion mitunterzeichnet feyn müflen, diefer Kommif- 
fon zur Berathung vor, ſtellt nemeinfchaftlih mit derfelben gutachtliche An⸗ 
träge darüber, und fendet biefe zugleich mit den Berfteigerungsaften, mit den 
jeweiligen Fleiſch- und Brodtaren und mit den Marktpreifen der Königl. Re— 
gierung zur Genehmigung ein. | 

Er wacht über die Fontraftmäßige Lieferung fämmtlicher Naturalien und 
Stoffe, ſowohl in Hinficht ihrer Belchaffenpeit, ald Quantität, weßhalb nur in 
feinem Beifeyn Lieferungen an den Rechnungsführer ftatt finden können. 

Er ſowohl, als der Rechnungsführer, ift befugt und verpflichtet, die Lie— 
ferung unguläßiger, geringhaltiger oder verborbener Gegenflände zurückzuweiſen. 

Er forgt dafür, daß ftets ein hinlänglicher Vorrath von Kleidungsftüden, 
Zeib- und Bettwelßzeug in den Magazinen der Anftalt vorhanden fey, und daß 
es überhaupt nirgend an ben nöthigen Effelten und Bedürfniffen, insbefondere 
der Krankenpflege, mangle. 

$. 11. In fo ferne auf die befonderen Anträge der Königl. Berwaltung 
und auf das darüber abzugebende Gutachten der Auffihtsfommiffion von der 
Königl. Regierung für gut gefunden wird, gewiſſe Gegenflände auf Accord 
liefern, oder in Oekonomie ankaufen zu laffen, oder Arbeiten in Regie auszu- 
führen, hat fi die Berwaltung nad ber diesfälligen Regierungsenifcpließung 
zu richten.’ 

Ankaufe von Heinen Bebürfniffen des Hauspaltes beforgt der Berwalter 
im beften Snterefie der Anftalt und nah Maaßgabe des Vüdgets. 

$. 12, Der Berwalter ftellt die Geldanweifungen nach den Krediten des 
Büdgets aus, und hält Bormerlungen hierüber, 

Geldanweifungen für Lieferungen von Naturalien, Stoffen und Mobiliar» 
gegenftänden überhaupt können erfi dann erfolgen, wenn von bem Rechnungs» 
führer der Empfang und die gefchehene Verbuchung des betreffenden Gegen» 
ftandes nad Quantität und Gattung auf dem Konto genau befcheiniget if. 
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$. 13, Zn dem Zahlungsmandate muß der Name, Stand und Wohnort 
des Empfängers, dann der Gegenflund der Ausgabe kurz und deutlich ange- 
geben, die angemwiefene Summe in Ziffern und Buchflaben ausgebrädt, und 
ber beireffende Kredit des Büdgets mit dem Titel und Paragraph, unter wel» 
chem bie Ausgabe zu verbuchen ift, angeführt werben. 

Jedem Zablungsmandate werden die Belege (Conti), welche die Zahlung 
veranlaffen, allegirt und bemfelben beigefügt. 

Benn Rechnungen von Gewerbsleuten eingegeben werden, in welchen Aen⸗ 
berungen zu machen find, fo muß dies auf den Rechnungen felbft gefchehen, 
und wenn in denfelben Poften vorlommen, weldhe auf verfchiedene Kredite zu 
imputiren find, fo ift die deßfallſige Ausfheidung auf einer Beilage zu machen. 

$. 14. Eine Geldanweifung an den Berwalter oder irgend einen Beam- 
ten, ober an ein Individuum aus dem Hülfsperfonale der Anftalt, um über- 
baupt Ausgaben mit der angewiefenen Summe zu befizeiten, findet nicht 
ſtatt. 

Jedoch kann für beſtimmte Ausgaben auf gewiſſe Marktgegenſtände und 
kleine Bedürfniſſe, zu deren Ankauf der Königl. Verwalter ein Individuum aus 
dem Dienſtperſonale beauftragt hat, eine Anweiſung auf dasſelbe erfolgen, ſo 
ferne von dem Verkäufer eine Quittung nicht erhalten werben kann. 

Proviſoriſche Geldanweifungen dürfen nur ausnahmsweiſe für Abfchlags- 
sahlungen flatt finden, wo die gleichzeitigen Abrechnungen mit den Lieferanten 
oder Unternehmern nicht möglich find, und die Verwaltung ſich die Heberzeug- 
ung verichafft hat, daß die Anftalt dabei feine Gefahr Läuft. 

In diefem Halle find fie aber in den der Königl. Regierung (nach $. 21 
hierunten) monatlich vorzulegenden Gelvrechnungsertratten unter Angabe ber 
nähern Umſtände aufzuführen. 

$. 15. Der Verwalter hat darauf zu fehen, daß alle Anweifungen ohne 
Aufenthalt bezahlt werden, und daß feine Schuld im NRüdftande bleibe. Jeder 
Saumfal und jede Beſchwerde ift fogleich abzuftellen, und nad Befcaffenpeit 
der Umftände bei der Königl. Reglerung zur Anzeige zu bringen. 

$. 16, Der Berwalter fördert täglich eine Ueberficht über den Zu» und 
Abgang der Bevölkerung der Anfalt nah Formular 2 an; diefe Weberfichten 
müffen jeven Tag längflens Morgens 9 Uhr gefertigt feyn und bereit Liegen, 
um ben Mitgliedern der Infpektionstommiffion, welche ſich von Zeit zu Zeit 
aur Konflatirung des Bevöllerungsſtandes in ber Anftalt einfinden, vorgelegt 
werben zu können. 

Das zu diefen Meberfichten befimmte Papier ift in Heften, welche für den 
Bedarf eines Monats zureichen, im Boraus zufammen zu nähen, und von dem 
davon zu machenden Gebrauche dem Borftande ver Auffihtstommiffion vorzu⸗ 
legen, um von ihm parappirt und mit Seitenzahlen verfehen au werben. 


Am Schluffe jeden Monats find diefe Hefte der Königl. Regierung einzu- 
fenden. 
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$. 17. Der Berwalter weist alles an, was abzugeben if an Naturalien, 
für Berpflegung und Kleidung, für das Lager und für fonflige Bebürfniffe der 
Pfleglinge und des Haufes, 

Die täglihe Anweifung der Virtualien und Konfumtibilien gefrhieht in der 
unter AG 3 beiliegenden Form. 

$. 18. Der Berwalter ftellt täglich die Namensliften über alle Pfleglinge 
und ihre Victualienbezüge, nach den verfchiedenen Sälen abgetheilt, aus, und 
übergibt fie dem Delonom zum Gebrauche bei der Speifevertheilung. 

In diefen Liſten ift überhaupt jede täglich vortommende Beränderung, ins» 
befondere die der Krankenkoſt forgfältig zu bemerken. 

$. 19. Am Schluffe jeden Monats entwirft der Berwalter die Koftord- 
nung für den ganzen folgenden Monat nach Formular Ag 4. 

Die Berköfigung der Pfleglinge (die ärztlichen Drbinationen ausgenom- 
men) find hier für jeden Tag in der Woche einmal für allemal feſtzuſetzen, 
und nur die Sonntage und Mittwoche, fowie die Montage und Donnerftage 
dürfen und müſſen hinfichtlich der Verköſtigung einander gleich fepn. 


$. 20. Der Verwalter it verpflichtet, wenigftend zweimal im Zahre zu 
unbefimmten Zeiten von den Rechnungen, Zournalen und Belegen, dann von 
dem Stande der Kafle und Magazine Einficht zu uehmen, und das hierüber 
abzupaltende Protokoll an die Königl, Regierung einzufenden. 

Ebenso hat ſich der Berwalter von Zeit zu Zeit von der Hebereinfiimmung 
der von den Oberauffehern zu führenden Mobiltenverzeichniffe mit den Büchern 
des Rechnungsführers zu überzeugen, 


$. 21. Am Scluffe eines jeden Rechnungsiahres hat der Verwalter mit 
dem Rechnungsführer fämmtlihe in den Magazinen vorhandenen Konfumtibir 
lien und Bictualien aufzunehmen, darüber ein Protokoll in doppelter Ausfer- 
tigung aufzufeßen, dem Rechnungsführer ein Exemplar davon einzuhändigen 
und benfelben darin anzuweifen, daß er die vorhandenen Borrätfe für das 
nähfte Zahr in Rechnungseinnahme vortrage. 


$. 22. Der Verwalter überzeugt fich perfönlich in allen Tpeilen der An- 
ftalt von dem pünktlichen Bollzuge der Anorduungen, von dem Zuflande ber 
Pfleglinge, der Magazinsvorräthe, der Kof, Kleidung, Geräthe und aller Zu- 
gebörungen des Inſtituts. 

Insbeſondere hat fih der Verwalter Gewißpeit zu verfchaffen, daß bie täg- 
Kb durch den Rechnungsführer zu verabreichenden Duantitäten an Raturalien 
aller Art wirklich nach ihrer Beſtimmung abgeliefert und fofort für bie Be- 
dürfniffe der Anftalt verwendet werben. 


$. 23. Der Berwalter unterfuht von Zeit zu Zeit mit Zuziehung eines 
technifchen Beamten den baulichen Zuftand ber Gebäude, ordnet bie Fleineren 
Reparaturen an, und erflattet Anträge über nothwendig werbende Hauptrepa- 
raturen oder neue Bauarbeiten. | 
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Er forgt für die Feuerficherpeit, und für die gute Haltung zwedmäßiger 
Löfchapparate, 

$. 24. Der Verwalter trifft alle Anordnungen in Beziehung auf die zwed⸗ 
mäßige Pflanzung und Kultur des Hausgartens. 

Er wird hiebei auf die Bedürfniffe der Anftalt vorzüglich Rüdficht nehmen. 

Er forgt für die gehörige Verwendung des in der Anflalt erzeugten Dün- 
gers, fowie für die Verwerthung des Meberfluffes daran und der übrigen Ab- 
fälle, und aller unbrauchbar gewordenen Kleivungsftüde, Geräthe und fonfliger 
nußlos geworbener Objekte, 


$. 25. Der Berwalter beforgt die. gefammte Dienftesforrefpondeng ber 
Anſtalt; — er führt das Regifter über die Aufnahme, Entlaffung und Sterb- 
fälle von Pfleglingen, und macht der Civilſtandsbehörde tie Anzeige über die 
in der Anftalt vorgefommenen Geburten und Sterbfälle. 


6. 26. Am Anfange jeden Monats fendet der Berwalter an die Königl. 
Regierung das Berzeichniß über die im vermwichenen Monate flattgehabten Po- 
pulationdveränderungen nach Formular AS 5. 


6. 27. Nah Ablauf eines jeden Etatsjahres hat der Verwalter eine 
Mufterungslifte nah Formular A 6 zu fertigen und der Königl. Regierung 
vorzulegen. 

$. 238. In Ausübung der Disziplinargewalt wirft der Berwalter in ben 
in diefem Statute vorgezeichneten Gränzen. 

Er ift im Benehmen mit der Auffichtsfommiffion befugt, gegen Oberauf- 
feber bei erheblichen Dienflesvergehen die augenblidlihe Suspenfion unter 
gleichzeitiger Anzeige bei der Königl. Regierung zu verhängen, und gegen das 
übrige Hülfsperfonale nach vorläufiger Bernefmung bes Fehlenden die Ent 
laffung zu verfügen. 


$. 29. Nah Umfluß eines jeven Rechnungsjahres erflattet der Verwalter 
einen umfaflenden Zahresbericht über die Verwaltung der Anftatt in allen ihren 
Theilen, nach Anleitung der Ueberfchriften der Eapitel der Statuten, fügt dem- 
felben bie Meberfichten der Refultate der Verwaltung nah dem Borbilde bei 
welches in dem Amtsblatte von 1836, AE 29, bereits enthalten it, und legt 
das Ganze der Auffihtsfommiffion zur Einficht vor, welche es nad Ablauf von 
10 Tagen, mit ihren Erinnerungen begleitet, der Königl. Berwaltung zurüd- 
gibt, um von diefer mit ihren allenfallfigen Bemerkungen der Königl. Regier- 
ung überfenbet zu werben. 

Ueber alle wichtigen Borfälle im Laufe des Jahres hat der Verwalter fo- 
gleich die Anzeige an Königl. Regierung zu machen, insbefondere über wahr 
genommene Dienftesgebrechen von Beamten und dem übrigen Dienfiperfonale 
ber Anſtalt. 

$. 30, Im Falle einer legalen Verhinderung kann der Berwalter, unter 
feiner Verantwortlichkei, feine Funktionen einem anderen Beamten übertragen. 
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Zweiter Abſchn. Wirkungsfreis der Aufſichtskommiſſion. 

$. 31. Die Auffichtstommiffion,, welche überhaupt dafür zu wachen hat, 
daß die gegenwärtigen Statuten in allen ihren Theilen genau vollzogen wers 
ten, befteht aus dem Borftande des Landkommiſſariats Frankenthal und aus 
vier Einwohnern der Stadt Frankenthal, welche von der Königl. Kreisregier- 
ung dazu ernannt werben. Der Borfland des Landkommiſſariats führt den 
Borfig. 

Binfigtlihd der Erneuerung der Kommiſſion kommen die Beſtimmungen 
ber Art. 1 — 7 des Regierungsbeſchluſſes vom 7. Germinal XIII., die Bildung 
und Erneuerung der Wohlthätigkeitskommiſſionen überhaupt betr., in analoge 
Anwendung. 

$. 32. Es if ihr jährlih das von der Königl. Verwaltung zu entwer- 
fende Büdget und das Bedingnißpeft für die Lieferungsverfleigerungen vor 
deren Einfendung an die Königl, Kreisregterung zur Einficht und Abgabe ihrer 
altenfallfigen Erinnerungen vorzulegen, wie dies bereits oben verordnet if. 

$. 33. Ein Mitglied der Kommiffion hat ebenfo wie der Königl, Ber- 
walter der Armenanftalt ver Pfalz den im Intereſſe diefer Anftalt abzupalten- 
den Berfteigerungen beigumohnen, und diefelben mit zu unterzeichnen. 

$. 34, Bei Lieferungen von Naturalien und Stoffen, deren Uebernahme 
von der Königl, Verwaltung aus irgend einem Grunde beanftandet und dver- 
weigert wird, können die Lieferanten auf den Ausfprud der Aufſichtskommiſſion 
fompromittiren, welches Recht den Lieferanten in den Bedingnißpeften jedesmal 
ausdrücklich vorzubehalten iſt. Die Mitglieder der Kommiſſion können übrigens 
auch außerdem ebenfo wie der Königl. Berwalter jederzeit von den abzuliefern- 
den Naturalten nnd Stoffen Einfiht nepmen, und von ber vertragsmäßigen 
Qualität und Quantität fi Ueberzeugung verſchaffen. | 

$. 35. Die Auffihtstommiffion hat fih von Zeit zu Zeit und wenigſtens 
einmal in der Woche durch eines ihrer Mitglieder von der guten Qualität und _ 
Duantität der nad dem Koftregulativ und nach der Koftorbnung diefer Pfleg- 
linge beflimmten Nahrungsmittel und von der regelmäßigen Bertheilung ber» 
felben Gewißheit zu verfchaffen ; entdeckte Unregelmäßigkeiten hat diefelbe ent- 
weder im Benehmen mit dem Königl. Berwalter zu befeitigen, oder gutachtliche 
Anträge deßhalb an die Königl, Kreisregierung zu flellen, 

$. 36. Eben fo unterfucht die Kommiffion von Zeit zu Zeit die Meberficht 
über den Zu» und Abgang der Bevölterung und den Beſtand berfelben. Die 
Entlaffung von Pfleglingen, welche als erwerbsfähig auch außerhalb der An- 
ftalt ihr Unterkommen finden fönnen, und der Anflalt auch nicht als Auffeher 
oder zu anderen Dienften nöthig find, hat diefelbe entweder im Benehmen mit 
dem Königl. Berwalter und mit dem Hausarzte zu bewirken, ober auch hier⸗ 
ũber gutachtliche Antraͤge zu ſtellen. 

$. 37. In den im $. 11 dieſer Statuten vorgeſehenen Fällen gibt die 
Kommiffion ipre gutachtliche Aeußerung, ohne welche die Königl. Verwaltung 
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feine derartigen Gefchäfte abfchließen darf. Bei Verſchiedenheit der Anfichten 
entfcheidet die Königl. Kreisregierung. 


$. 38. Die im $. 28 dem Königl. Berwalter eingeräumte Disziplinarge- 
walt gegen die DOberauffeher und das übrige Hülfsperfonal übt bderfelbe (die 
im $. 126 hierunten vorgefehenen Fälle, wo es fih von bloßen Lohnabzügen 
bandelt, ausgenommen) nur im Benehmen mit der Auffihtsfommiffion aus, 


$. 39. Hinfihtlih der Disziplinarfirafen gegen Pfleglinge der Anftalt 
wirkt die Auffichtstommiffton nach den im $. 265 enthaltenen Beftimmungen. 


$. 40. Im Laufe des erfien Quartals find der Auffihistommiffion die 
Rechnungen des verwichenen Jahres fammt dem Inventarium, ſowie auch ber 
nad $. 29 zu erflattende Jahresbericht fammt den Weberfichten der Verwal» 
tungsrefultate zehn Tage lang zur Einfiht nnd Abgabe ihrer Erinnerungen 
vorzulegen. 

$. 41, Die Kommiffion hat gleiche Auffichtsbefugniffe und Pflichten mie 
ber Königl. Verwalter hinfichtlich der in den $$. 20, 22, 23 und 71 gegenwärs- 
tiger Statuten, fowie überhaupt Hinfichtlich aller darin und in den fpätern Re» 
gierungsverfügungen enthaltenen Beftimmungen in Bezug auf Reinlichkeit, Be- 
fgäftigung der Pfleglinge, Krankenpflege, Schulunterricht, Humanität ber 
Angeftellten gegen die Pfleglinge und hinfichtlih der ökonomiſcheu Anftalten, 
ber Pflanzung des Hausgartens, und der der Anftalt gehörigen und der gepad- 
teten Gründe, wie auch Hinfichtlich des Viehſtandes. 

Sie kann dieſe ihre Befugniffe durch einzelne ihrer Mitgliever ausüben 
laſſen, welchen zu dem Ende der Eintritt in alle Theile der Anftalt zu jeder 
Stunde offen fteht. 

$. 42. Die Mitglieder der Auffichtstommiffion befuchen wöchentlich wenig« 
ſtens einmal die Armenanftalt in allen ihren Theilen. 

Die Kommiffion Hält monatlich wenigftens einmal Sitzung; der Borftand 
kann die Kommiffion außerordentlich verfammeln, wenn bie Umflände es er- 
fordern ; ihre Wahrnehmungen und Befchlüffe werden in ein fortlaufendes Pro- 
tofoll eingetragen, wovon fie monatlich eine Abfchrift an die Königl. Kreisre- 
gierung einfendet. 

Sie faßt ihre Befchlüffe nach der abfoluten Stimmenmehrheit. 

Findet die Kommiffion Abweichungen von ber vorgefhriebenen Ordnung 
der Anftalt, oder Mißbräuche, fo berichtet fie, im Falle die Gebrechen durch 
Rüdfprahe mit dem Berwalter nicht fogleich befeitigt werden, an bie Königl. 
Regierung. 

Die Kommiſſion mifcht fich nicht in die Verwaltung. 

Sie beforgt ihre Gefchäfte ohne befondere Belohnung. 


Dritter Abfchn. Bon den Gefchäften des Rechnung führenden Oekonomen. 
$. 43. Der Rechnung führende Delonom verwaltet bie Kaffe, beforgt die 
Delonomie und führt das ganze Rechnungswefen der Anfalt. 
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Er dat die Aufficht über die Mobilien, die Magazine, die Werkſtätten, das 
Waſchhaus, die Bäckerei, die Stallung und die Küche der Anftalt. 


$. 44. Der Rechnungsführer empfängt von dem Berwalter die von der 
Regierung auf die Dotation der Anftalt ausgefertigten Mandate und ftellt 
dem Verwalter, welcher hierüber die Bormerkungen führt, Empfangsbefcheinig- 
ungen aus. 

Er erhebt die mandatirten Summen, flellt darüber Quittungen aus und 
forgt für die rechtzeitige Eintreibung der ifm von der Königl. Regierung mit« 
telft des Berwalters zugemwiefenen außerorbentlichen Einnahmen. 


$. 45. Der Rechnungsführer kann feine Zahlung leiſten, wozu er nicht 
durch ein förmliches nach $. 12 und 13 ausgeftelltes Zahlungsmandat bes Ber- 
walters authorifirt ift, und an feinen andern als den darin bezeichneten Ems 
pfänger ober deſſen Bevollmächtigten, 


$. 46. Der Rechnungsführer ift für die büdgetmäßige Verrechnung ver- 
antwortlich, er kann daher über den Betrag der im Büdget bewilligten Kredite - 
feine Zahlungen leiflen, und hat dafür zu forgen, daß die Gegenflände einer 
Ausgabe auf den entfpredenden Kredit imputirt werben. 


$. 47. Er if für die Richtigkeit feiner Belege verantwortliih. Er bat 
daber jedes ihm zur Zahlung vorgelente Beleg, welches er nicht rechnungsfähig 
findet, zurüdzugeben, und den Anftand ohne Aufenthalt fogleich zu befeitigen. 

$. 48. Er ift unter perfönlicher Berantwortlichkeit verpflichtet, Zahlungen, 
welche er als nicht im Snterefie der Anftalt erachtet, der Königl. Regierung 
fogleich zur Anzeige zu bringen, 

$. 49. Der Rechnungsführer führt ein Journal über alle Einnahmen und 
Ausgaben an Gelb. 

Er hält ein Ausgabebuch, welches nach den Titeln und Paragraphen bed 
Büdgets eingetpeilt iR, und woraus man zu jeder Stunde erfehen Tann, welche 
Summen auf die verſchiedenen eröffneten Kredite imputirt find. 

Er hat bei der nahen Erfchöpfung eines Kredites den Verwalter bei Zeiten 
Davon zu benachrichtigen, damit diefer die im $. 9 vorgefchriebenen Auflagen 
erfüllen kann. 

$. 50. Er fellt jährlich die Rechnung über Einnahme und Ausgabe an 
Gelb. | 

Die Form der Rechnung richtet fich genau nach der Form des Büdgets, 
mit der alleinigen Ausnahme, daß in der Rechnung die Einnahmen voranzu- 
fiellen find. Ä Ä 

Den Ausgaben der Rechnungen werben bie Kredite bed Büdgets gegen- 
über geftellt. 

$. 51. Der Rechnungsführer it verantwortlich und haftet mit feiner Kau- 
tion für den Stand der Kafle. 

$. 52. Er nimmt die gelieferten Vietualien, Konfumtibilien und Stoffe, 
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nachdem deren Qualität von ihm und dem Verwalter konſtatirt worden iſt, in 
die Magazine der Anſtalt auf. 

Er beſcheinigt die richtige Ueberlieferung der in Einnahme genommenen 
Gegenſtände auf den Rechnungen der Lieferanten. 

$. 53. Der Rechnungsführer beſorgt die Austheilung der Victualien und 
Konfumtibilien nad der im $. 19 hieroben erwähnten Koflorbnung und nad 
der im $. 17 vorgefchriebenen Anweifung des Berwalters. 

Er hat dafür Sorge zu tragen, daß die Gegenflände, welde er in bie 
Küche abgibt, wirklich zu dem Zwede verwendet werben, wofür fie beftimmt 
find. 

$. 54. Aus den auf ben fäglihen Anweifungen der Verwaltung (For: 
mular AS 3) befindlichen Weberfichten der Beftandtheile der Bevölkerung des 
Zages hat der Rechnungsführer am Ende des Monats eine Zufammenftellung 
nad Formular AG T zu fertigen. 

$. 55. Aus diefer Zufammenftellung (Formular As 7) und aus den täg- 
lichen Anweifungen auf das Magazin (Formular AF 3) hat derfelbe die mo» 
natlihen Zufammenftelungen ber Anweilungen nach dem Formular AS 8 zu 
bilden, fo zwar, daß eine Zufammenftellung für die Sonntage und Mittwoche 
des Monats, eine für die Montage und Donnerflage und drei für die übrigen 
Wochentage für jeden eine gemacht wird. 

$. 56. Am Schluſſe jeden Monates hat die Königl. Verwaltung bie im 
Berlaufe desfelben ausgeftellten Anweifungen (Formular A683), fowie die eben 
erwähnten Zufammenftellungen (AS 7 und 8), nachdem vorher deren Totalbe⸗ 
träge auf einem befondern Etat (auf welchem die auf der innern Seite ber 
Anwerfung, Formular AF 3, befindlichen Kolonnen beibehalten werden) fum- 
mirt find, der Königl. Regierung fammt der Koflorbnung vom vermwichenen 
Monate und fammt den im $. 178 hierunten vorgefchriebenen, mit einer Zu« 
fammenftellung begleiteten Kranfenverpflegszetteln (Formular As 11) einzufen- 
den, um auf dem Rechnungskommiſſariate fogleich der Revifion unterftellt zu 
werben, z 
$. 57. Am Sadresfchluffe Hat der Rechnungsführer nach der monatlichen 
Zuſammenſtellung der Berpflegten (Formular AS T) eine Zufammenflellung 
nah Formular AF 9, und nach diefer und nad den monatlichen Zufammen- 
ftellungen der Anweifungen (Formular AS 8), nach den verfchiedenen Wochen⸗ 
tagen, wie es im $. 55 angegeben ift, fünf Zufammenftellungen nach dem For- 
mular A 10 zu bilden, und biefe, ebenfalls nach vorgängiger Summirung 
ihrer Zotalbeiräge, wie dies im vorhergehenden Paragraphen von den monat- 
lichen Zufammenflelungen angegeben if, fowie die Zufammenftellungen nad 
Sormular 6 9, zugleich mit der Jahresrechnung über fämmtlihe Einnahmen 
und Ausgaben (in Folge des $. 40 hieroben) der Auffichtstommiffion zur Ein: 
fipt und Abgabe ihrer allenfallfigen Erinnerungen vorzulegen. 

$. 58. Der Rechnungsführer ift für die vegulatiogemäße Berabreihung 
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der Speifen- und Getränfe an die Pfleglinge der Anftalt, fowie auch für deren 
Beſchaffenheit verantwortlid. 

Er wird fi täglich in ber Küche überzeugen, daß die Speifen gut gekocht 
und gehörig zubereitet find. 

$. 59. Der Rechnungsführer ift verpflichtet, bei jeder Bertheilung von 
Lebensmitteln zugegen zu ſeyn und folche zu leiten ; er wird daher die täglich 
berichtigten, im $. 18 genannten Liften von dem Berwalter erhalten, welche 
nad den verſchiedenen Unterabtfeilungen den ganzen Bevölferungsfland des 
Hauſes fpezifizirt enthalten müſſen, und nah welden er die in ben verfchie- 
denen Stunden bes Tages zu machenden Austheilungen von Speifen und Ge- 
tränfen in Gegenwart der Oberauffeher an bie Saalauffeher vornimmt. 

$. 60. Der Rechnungsführer bat jede Abgabe von Bictualien und andern 
Konfumtibilien an Perfonen, welche der Anftalt fremb find, unter perfönlicher 
Berantwortlichkeit zu verweigern und zu verhindern, 

$. 61. Der Rehnungsführer wird ein wachſames Auge auf die Bäderei 
der Anftalt haben und fireng darauf feben, daß das Brod gut ausgebaden if, 
und daß - ihm für eine beflimmte Duantität Mehl das richtige Berhältnig an 
Brod zurüdgeliefert werbe. 

Er Hat daher ein Regifter über das in die Bäderei abgelieferte Mehl und 
von dem dagegen zuräd erhaltenen Brode zu führen, 

Er darf unter feinem Borwande ein Brod, welches nicht wenigſiens feit 
24 Stunden gar gebaden aus dem Dfen tft, abgeben. 

$. 62. Der Rechnungsführer hat ein Negifter über die Milheinnahmen 
zu führen, welche der Biehftand der Anftalt gibt, und auf der rechten Seite die 
Ausgabe nach den verfchievenen Ablieferungen an die Pfleglinge der Anflalt 
auszuführen, welche Ablieferungen auf demfelben Regifter von dem Verwalter 
und dem Hausarzte zu. befcheinigen find, 

$. 63. Es liegt dem Rechnungsführer ob, mit dem Berivalter bein Ab» 
flachten der aus dem Viehſtande der Anftalt gemäfteten Kühe und Schweine, 
wie auch der Kälber genenwärtig zu feyn. 

Er hat ein Protofoll über das befundene Gewicht an Fleiſch und Fett auf⸗ 
zufeßen, welches von beiden Theilen zu unterzeichnen ift, 

Er wird auf den Grund diefer Protokolle das darin bezeichnete Fleifch und 
Fett in der Bictualienrechnung in Einnahme bringen. 

$. 64; Der Rehnungsführer nimmt die aus dem Haudgarten erzeugten 
Produkte auf die nämlihe Art und Weife, als wären ſolche geliefert worden, 
in der Bictualienrehnung in Einnahme, und forgt überhaupt dafür, daß ſolche 
nur zum Beften ber Anflalt verwendet werben. 

6. 65. Der Rechnungsführer führt ein Manual über Einnahmen und 
Ausgaben an Bictualien und. Konfumtibilien aller Art. 

$. 66, Der Rechnumgsführer ſtellt jährlich vie Rechnung der Bicinalien 
und gg 
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$. 67. Er gibt in die Werkftätten die nöthigen Stoffe und nimmt folde 
nach gefchehener Berarbeitung in die Magazine zurüd. 
$. 68. Er wird deßhalb offene Eontis mit Folgenden halien: 
1. mit der Wollfpinnerei, 
2. mit ber Hanfipinnerei, 
3. mit der Wollweberel, 
4. mit der Leinweberei, 
5. mit der Striderei, 
6. mit der Näherei, 
7. mit der Schneiderei, 
8. mit der Schuhmacherei, 
9, mit der Schreinerei, 
10. mit der Seilerei, 
11. mit der Waſchfrau; 
a) wegen bes Bauchens und Zubereitens des leinenen Garns ; 
b) für das Bauchen und Bleichen der Leinwand, 
$. 69, Der Rechnungsführer ift verpflichtet, alle Werkſtaͤtten mehrmalen 
des Tages durchzugehen, um fich zu überzeugen, ob die Stoffe, welche er in biele 
abgeliefert, nur allein im Intereffe der Anftalt und wirklich zu dem Behufe ver» 
wendet werben, für weichen folhe von dem Berwalter beftimmt worben find. 
$. 70. Der Recdhnungsführer führt ein Manual über alle Einnahmen und 
Ausgaben der rohen und verarbeiteten Stoffe. 
Er fiellt jährlich die Rechnung darüber. 
$, 71. Der Rehnungsführer iſt verantwortlich und haftet mit feiner Kar⸗ 
tion für den Inhalt der Magazine der Anftalt und für die fih in den Bat 
ſtätten befindenden rohen und verarbeiteten Stoffe. 
Er behält für ſich die fämmtlichen Schlüffel der Magazine und Tann ohnt 
Borwiffen der Berwaltung keinen Fremden in die Magazine einführen. 
$. 72. So oft der Berwalter oder die Auffichtstommiffion durch eins ober 
einige ihrer Glieder den Stand der Kaffe und Magazine unterfuchen wird, 
bat der Rechnungsführer demfelbeu die volftändige Einfiht derfelben, dann der 
Zournale, Manuale, Rechnungen, Belege und Hierauf Bezug habenden Papier 
fogleih und ohne Anſtand zu gewähren, 
$. 73. Der Nechnungsführer gibt diefe Gerätpfchaften, fo wie auch die in 
den Werkſtätten der Anftalt angefertigten und in die Magazine zürüdgenom- 
menen Gegenftände gegen fihriftliche Anweifung des Berwalters in ben Ge 
brauch ab. 
$. 74. Er Hält ein Generalregifier über das fämmtliche Mobiliarvermöger 
der Anſtalt, worin für jede befondere Art von Gegenfländen ein offener Konto 
enthalten feyn muß, auf welchem er ben Ein- und Abgang in Rechnung bringt. 
$. 75. Der Rehnungsfüprer führt ein zweites Regifter über alle Mobi- 
liargegenflände, welches eben fo viele Abteilungen enthalten muß, als Em- 
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pfänger da find, unter deren nähern Auffiht und Berantwortlichkeit die Mo- 
bilien ſtehen. 

Die Hanptabtpeilungen find: 

a) Für den Arzt, wegen Aufbewahrung ber chirurgifhen Inſtrumenie; 

b) Für den Lehrer, für den Verſchluß der Schulgegenflände und Bücher : 

ce) Für die drei Oberauffeher, die gefammte Anzahl Geräthe, Kleider, 
Weißzeug und andere Effekten, die fih in ihren Höfen befinden 5 

d) Für die Köchin, wegen den Küchengerätbichaften, die unter ihrer Auf» 
ſicht find, 

e) Für die Waſchfrau, für die ſchmutzige Waſche, die ihr jede Woche zur 
Reinigung überliefert wird, fo wie auch für die Gerätpfchaften, die ſich in der 
Küche befinden ; — 

f) Für den Bäder, wegen der Geräthſchaften, bie in der Bäderel vorhan⸗ 
den find; 

g) Für den Hausfnecht, für alle Mobilien, die fih auf fenen Speichern 
befinden, welche außer den unter ber Auffiht der Oberauffeher ſtehenden Höfe 
find ; 

h) $ür die verfhledenen Aufſeher in den Werkflätten, wegen fämmtlichen 
Handwerkgeräthes, das in den Werkiätten befindlich if; 

i) Für den Kirendiener, für die Sirchengeräthichaften, die unter deſſen 
Aufficht find, 

Diefes Regifter muß im Ganzen fo eingerichtet feyn, daß zu jeder Stunde 
ausgemitielt werden kann, in welcher Abtheilung jeder Mobiliargegenftand bes 
Haufes befindlich if. 

$. 76. Der Rechnungsführer hat für alle verfchiebene Abtpeilungen noch 
befondere Berzeichniffe zu führen, welche indeflen in den Händen der intereffir 
ten Theile zu belaflen find. 

Er wird, fobald er auf fhriftlihe Welfung des Verwalters einen Mobi- 
liargegenftand zum Gebrauche abgibt, demjenigen, der foldden in Empfang zu 
nehmen hat, in dem für ihn beflimmten Berzeichniffe zu Laſt fhreiben, fo wie 
ex auch für die in die Magazine zurüdgelieferten, ober durch den Gebraud, 
burch den Tod, Entlaffung oder Entweichung von Pfleglingen abgängig ge» 
worbenen Gegenflände in den nämlichen Berzeichnifien die Entlaftung vorzu- 
merken hat. 

$. 77, Der Rechnungsführer hat bei der Aufnahme eines in die Anflalt 
einzutretenden Pfleslings protololarifh mit Zuziehung des betreffenden Ober» 
auffehers zu Eonflatiren, was ber Aufzunehmenbe dem SInflitute an Kleid⸗ 
ungsfüden und Welßzeug zubringt, und folche, wenn fie noch brauchbar find, 
in denen dahin einfchlagenden Regiftern und Berzelchniffen in Einnahme zu 
bringen. 

Die deßfallſigen Protololle find dem Berwalter noch am Tage ber Aufe 
nahme zur Bifirung vorzulegen. 

35 * 
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5. 78. Er muß bei Sterbfällen ſich durch den betreffenden Oberaufſeher 
ſogleich die Kleidungsſtücke, nad vorgängiger Reinigung, abliefern und ſolche, 
wenn es notpiwendig befunden wird, ausbeffern laſſen, um fie alddann zum 
weitern Gebraucde in den Magazinen aufzubewahren. 

Den Oberauffeher wird er für diefe zurüdgelieferien Kleider in dem Ber- 
zeichniffe und in dem Hauptregifter entladen. 

$. 79. Der Rechnungeführer hat bei Urlaubsbewilligungen an die Pfleg- 
linge der Anftalt die Kleidungsſtücke, welche der Beurlaubte mit fih nimmt, Im 
ein Bormerkungsregifter einzutragen, und fi zu dem Ende den Benrlaubten 
durch den Oberauffeper mit den im Urlaubsfcheine bewilligten Kleidungsfüden 
vorführen zu laſſen. 

$. 80. Es wird bei förmlicher Entlaſſung eines Pfleglings aus der An⸗ 
alt auf die nämliche Weiſe, wie im vorhergehenden Paragraph verfahren, je⸗ 
doch mit dem einzigen Unterſchiede, daß die Kleivungsflüde, welche der Ab» 
gehende mit fih nimmt, nad vorgängiger, mit dem Verwalter protokollariſchen 
Aufnahme in den betreffenden Regiftern und Berzeichniffen definitiv in BE 
gebracht werden, 

$. 81. Der Rechnungsführer hat bei Entweihung eines Pfleglings aus 
der Anftalt fich von dem betreffenden Oberauffeher die Kleidungsſtücke angeben 
zu laffen, welche folcher mitgenommen hat, und darüber mit Zugiehung des 
Oberauffebers eine protofollariiche Aufnahme anzufertigen, 

— Er wird diefe Kleidungsftüde, nachdem das Protokoll von dem Verwalter 
unterzeichnet worden ift, in dem Berzeichniffe und Hauptregifter abfihreiben. 

$. 82. Am Ende jeden Monats iſt das fümmtliche Hülfsperfonal, welches 
Kleidungsftüde, Weißzeug, Handwerksgeräth und fonftige Effekten und Mobilien, 
welche dasfelbe unter feiner Auffiht und Verantwortlichkeit hät, gehalten, dem 
Rechnungsführer auf Pflipt und Gewiſſen den Abgang anzugeben, welchen 
obenbenannte Mobiliargegenflände durch den Gebraud erlitten haben. 

Er ift verpflichtet, füch die Leberzeugung zu verfchaffen, daß diefe Angaben 
uach der reinen Wahrheit gemacht find, und wird alddann mit Zuziehung bes 
betreffenden Dienftperfonals diefe Abgänge durch protofollarifche Aufnahme kon» 
ftatiren, welche Protofolle dem Berwalter zur Bifirung vorzulegen find, 

Der Rechnungsführer hat fodann die abgegangenen Mobilien in ben ber 
treffenden Verzeichniſſen und Regiftern definitiv in Ausgabe zu bringen. 


$. 83. Dem Rechnungsführer liegt ob, wöchentlich den Oberauffehern für 
jede ihrer Abtheilung friſch gewaſchenes Weißzeug zu übergeben, und dagegen 
das unreine in Gegenwart der Wafchfrau zurüdzunehmen und es diefer zu über. 
liefern , nachdem er vorher einen genauen Wafchzettel doppelt angefertiget hat, 
wovon er ein Exemplar für fich bepält und das andere der Wafıhfrau einhän- 
digt. Nach diefem Wafchzettel hat die Wafchfrau in der folgenden Woche das 
Weißzeug nad Quantität und Qualität ordentlich rein gewafchen, das zerriffene 
Davon abgefondert, wieder zurüdgegeben, 
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$. 84. Es wird dem NRechnungsführer zur Pflicht gemacht, ein warhfames 
Auge auf die Waſchküſche der Anftalt zu haben, und Sorge zu tragen, daß bie 
Waſchfrau keine Waſchgeſchäfte für andere Perfonen der Stadt übernimmt. 


$. 85. Der Rechnungsführer übergibt die von der Waſchfrau abgefonderte 
zerriffene Waſche der Auffeherin der Fliderei, und nimmt nach gefchehener Re— 
paratur diefelbe wieder in das Magazin zurüd, 

Er Hat zu dem Ende ein Berzeichniß für die Flickereien zu halten, worin 
er der Auffeherin die an fie abgelieferte zerriſſene Waſche zu Lat fehreiben, und 
fie fpäterhin für die zurüdgelieferte reparirte Wafche wieder entlaften wird, 


$. 86. Der Rechnungsführer überzeugt fih, daß zum Zliden der fchadhaf- 
ten Wäſche fein anderes Weißzeug verwendet wird, als folches, welches ſchlech⸗ 
terbings für ben Gebrauch nicht mehr dienlich if. 

Er wird am Ende eines jeden Monats ein Protokoll über den Abgang, 
auffegen, welches der Berwalter für die Richtigkeit mit zu unerzeichnen hat. 

Das abgängige Weißzeug if alsdann in den betreffenden Regiſtern abzu- 
führen. | 

Neues Weißzeug darf nur dann in Gebrauch gegeben werben, wenn es 
vorher mit dem Hausflempel verfehen worben ift. 


$. 87. Die Schulrequifiten find von den Lieferanten berfelben au ben 
Rechnungsführer abzugeben, welcher fie, auf vorgängige Anweifung bed Ber- 
walters, je nach Bebürfniß, gegen Schein an ben Xehrer der Anftalt abliefert. 

Diefer Hat dann dem Rehnungsführer über die Verwendung berfelben 
monatlich eine fpeziele Nachweiſung abzugeben, welche Ießterer bei Stellung 
der Rechnungen ben von dem Lehrer abgegebenen Scheinen beizufügen hat. 


$. 88. Am Ende jeden Rechnungsjahrs wird der Berwalter und der Rech» 
nungsführer fämmtlihe Mobilien, Kleidungeftüde, Weißzeug und fonflige Effel- 
ten der Anftalt aufnehmen, und der leßtere wird darüber ein General» Inven» 
tarium anfertigen, welches die verſchiedenen Gattungen ber Objekte nach alpha- 
betifher Ordnung, fowie au den während des Jahres flattgehabten Zu- und 
Abgang enthalten muß. 

Diefed Inventarium wird von dem Verwalter und dem Rechnungsführer 
unterfihrieben und der Königl. Regierung vorgelegt. 

$. 89. Der Rechnungsführer kann ſich unter feiner Berantwortlichkeit eines 
Gehülfen bedienen; es ift jedoch die von ihm getroffene Wahl eines Indivi- 
duums der Genehmigung der Königl. Rgierung unterworfen, 

Einem folhen Gehülfen kann der Rechner im Falle feiner legalen Berhin- 
derung und unter feiner perfönlichen Haftung feine Funktion übertragen. 

$. 90. Ohne Anzeige an die Königl. Berwaltung kann ber Rechnungs» 
führer feinen ganzen Tag von ber Anftalt hinwegbleiben. 
Bierter Abſchnitt. Bon den Pflichten und Befugniffen des Hausarztes und des 

unter feiner Leitung für die Krankenpflege wirkenden Perfonals, 
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$. 91. Die hieher einſchlagenden Beſtimmungen find in dem Kapitel „von 
der Sanitätspoligei und von der Krankenpflege” enthalten. 
Fünfter Abfchnitt. Bon den Pflichten der der Anftalt beigegebenen Geiflichen. 

$. 92. Die Obltegenheiten der mit ber Geelforge ber Pfleglinge beauf- 
tragten Geifilihen find unter dem Kapitel „von den Reiigienekdungen ber 
Pfleglinge“ vorgefchrieben. 

Sechster Abfchnitt. Bon den Pflichten des Lehrers der Anftalt. 

$. 93, Die Berrihtungen des Lehrers der Anftalt find in dem Kapitel 
„von dem Ynterrichte der Pfleglinge* angegeben, 

Siebenter Abſchnitt. Bon dem Sefretär oder Schreiber der Anftalt. 

$. 94. Der dermalige Sekretär oder künftig von dem Verwalter anzu 
nehmende Schreiber hat alle Schreibereien der Königl. Verwaltung zu befor- 
gen und alle jene Gefchäfte zu verrichten, mit welchen ihn der Königl. Ber: 
walter, fo ferne fie nicht diefem perfönlich übertragen find, vder nach diefen 
Statuten in den Wirfungstreis eines anderen Beamten einfchlagen, für bie 
Zwede des Inflituts zu beauftragen für gut finden wird. 

$. 95. Die täglichen Büreauftunden des Sekretärs find von Morgens 8 
bis 12 und Nachmittags von 2 bis 6 Upr feftgefest. 

Sn dringenden Fällen ift er verbunden, auch außer diefer Zeit zu arbeiten. 

Ohne Erlaubniß ded Berwalters darf der Sekretär in den ihm vorgefchrie- 
benen Arbeitsflunden das Büreau nicht verlaflen. 
Achter Abſchnitt. Befimmungen für das fämmtliche in den vorſtehenden Ab⸗ 

fhnitten benannte Perfonal der Anfalt. 

$. 96. Das in den vorfiehenden Abfihnitten benannte Perfonal darf we= 
der birelt oder offen, noch unter anderm Namen irgend einen Antheil nehmen 
an Lieferungen und Beräußerungen, welche an die Armenanftalt der Pfalz, 
ober resp. von ihr gemacht werben. 

$. 97. Zwifchen dem Bermögen der Angeftellten und jenem ber Anftalt 
muß flets eine firenge Scheidung flatt finden. 

$. 8. Die Angefielten dürfen Fein Nußvieh in der Anftalt halten und 
überhaupt keine Speifeabfälle oder fonflige Gegenfläude der Anftalt zu ihrem 
privativem Nußen verwenden. 
Sünftes Cap. Bon den Gefhäften des Hülfsperfonalsd der Ber- 

waltung. 
Erſter Abſchnitt. Bon den Oberauffehern. 

$. 9. Für jede der drei Hauptabtheilungen der Pfleglinge, nämlich ver 
Männer, Weiber und Irren, if ein Oberauffeher befiellt, welcher unmittelbar 
für die Ausführung aller durch den Königl. Berwalter und den Hausarzt ge 
troffenen Maafregeln zu wachen hat. 

$. 100. Jeder Oberauffeher hat die unmittelbare Auffiht über ſämmilicht 
Pfleglinge, Krankenwärter und Saalauffeper und über alle Lokalitäten feiner 
Abtheilung. 
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Er führt Verzeichniſſe über die zu feiner Abtheilung gehörigen Pfleglinge, 
und über jene insbeſondere, welche Dienfte leiſten. 

$. 101. Die Oberauffeher haben barüber zu wachen, daß Unordnungen 
und Zäntereien der Pfleglinge verhütet werben, das Zufammentreffen- beider 
Gefchlechter nicht flatt finde, und ein übermäßiger Lärm der Kinder’ in den 
Höfen nit Platz greife. 

$. 102. Ste haben ihre Aufmerkfamfeit nicht minder auf die Reinlichleit 
ber Pfleglinge, ihrer Belleibung und Wohnung zu richten. 

Sie haben dafür zu forgen, daß neue Ankömmlinge, bevor fie einem Saal 
zugetheilt werben, gehörig gereiniget werden; — daß ſämmiliche Pfleglinge, 
und vorzüglich die Kinder, täglih ſich waſchen, und an ihrem Körper feine 
Unreinlicpleit gebuldet werde; — daß die Kleidungs⸗ und Weißzeugflüde, vor- 
züglid bei den Kranken, fo viel als möglich rein und nicht zerriffen find, und 
in legterem Falle fogleih ausgebeflert, völlig unbrauchbare und eckelhafte Klei- 
bungsftüde aber abgelegt werden; — daß die Zimmer und die barin befind- 
lichen Geräthfchaften ſtets reinlih; daß bie Krantenwärter und Saalaufſeher 
bierauf befonders aufmerffam find, und daß gleiche Reinlichkeit auf den Gängen, 
Stiegen, Höfen, Abtritten u. f. w. firenge beobachtet werbe. 

Bei vorfallenden Befchädigungen der Baulichkeiten hat der Oberauffeher ſo⸗ 
gleich der Berwaltung die Anzeige zu machen, welde den Urheber ausmitteln 
und nah Umſtänden beahnden wird, 

$. 103. Ueber das von dem Rechnungsführer empfangene Weißgeug, wel- 
ches jeder Oberauffeher welter an die Saalauffeher feiner Abtheilung abgibt, 
hat derfelbe Berzeichniffe zu führen und darauf zu fehen, daß ihm gleiche Quan⸗ 
tität und Qualität zurücdgegeben werde, 

$. 104, Er muß fich argelegen ſeyn Iaffen, daß Weißzeug und Kleidungs⸗ 
ftüde und fonftige Effelten von ben Pfleglingen nicht muthwillig verdorben, 
ſondern ſo viel als möglich in gutem Stande erhalten werden. 

Bei dem Auotritt, der Entlaſſung, oder Entweichung eines Pfleglings hat 
der DOberauffeher ein Verzeichniß der von der Anftalt mitgenommenen Klei⸗ 
dungsftüde dem Rechnungsführer einzuhänden, 

$. 105. Er hat genaue Aufficht über Feuerung und Beleuchtung zu hal- 
ten und jeder Feuersgefahr mit größter Sorgfalt vorzubeugen, 

$. 106. Er hat darauf zu achten, daß die zum Gebrauche abgegebenen 
Gegenflände nicht zu anderen, als den beſtimmten Zweden, verwendet werden. 

$. 107. Er beforgt die regelmäßige Austheilung der verorbneten Kof und 
Getränke unter die verfchiedenen, feiner Auffiht anvertrauten Pfleglinge, und 
hat fich deßhalb vor jeder Austheilung der Speifen und Getränfe In ber Küche 
einzufinden, _ 

IR etwas gegen die Quantität und Dualität der Speiſen zu — ſo 
hat er ſogleich die Verwaltung hievon in Kenntniß zu ſetzen. 

In den Fällen, wo es nach 8. 200 gefattet worden iſt, einem Kranken für 
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fein Geld Lebensmittel anzukaufen, hat ber Oberaufſeher darauf zu achten, daß 
diefe Einkäufe der Kranfenwärter nicht in einen Handel zum Nachtheile ver 
Kranfen ausarten, 

$. 108. Der Oberauffeher bat täglich. ven Arzt bei -feinen. Befuchen in 
feiner Abtheilung zu begleiten und darauf zu fehen, daß die —— Anord⸗ 
nungen genau in Vollzug kommen. 

Wenn ein Pflegling erkrankt, ſo hat er dem Hausarzt, ober in deſſen Ab⸗ 
weſenheit dem Aſſiſtenzarzt ſogleich die Anzeige zu machen, und bei Anfällen 
von Fallſucht oder Wahnſinn hülfreiche Hand zu leiſten. 

$. 109, Jeden Sterbfall und jede Entweichung eines Pfleglings hat der 
Oberauffeher unverzüglich der Verwaltung anzuzeigen. 

Er beforgt, daß der Verſtorbene nah der ärztlichen Anordnung in das 
Todtenhaus gebracht, und der Sarg gefertiget werde, 

Die der Anftalt gehörigen Effekten Tiefert er an ben Rechnungsführer ab; 
die eigenthümlichen Gegenflände des Berfiorbenen, als: Geld, Papiere u. f. w. 
übergibt ex der Königl. Verwaltung. 

E8 wird über dieſe Hebergabe ein Protofoll in auplo aufgeſetzt, welches 
von dem Verwalter, von dem Rechnungsführer und von dem die Gegenſtände 
überliefernden Oberauffeher zu unterzeichnen, und wovon ein Exemplar dem 
Rechuungsführer einzupändigen ifl, welcher das Geld-in Empfang zu nebmen 
und zu verrechnen bat, 

Er begleitet die Teiche auf den Begräbnißplaß, und forgt dafür, baß bie 
ben Leichenzug bildenden Pfleglinge wieder in’ Ordnung in die Anftalt zurüd- 
kehren. 

$. 110. Kein Oberaufſeher darf ſich gegen Pfleglinge oder feine fonftigen 
Untergebenen eine körperliche Strafe oder Züchtigung erlauben ; es kömmt ihm 
nur zu, mündliche Zurechtweifungen zu geben, und wenn biefe nichts fructen, 
fowie in allen hauspolizeiwidrigen Fällen der Verwaltung die Anzeige zu 
machen, welde nach Vernehmung des Dein Inge bie weiteren Anorbnungen 
treffen wird, | 

8 111. Ohne Erlaubniß der Berwaltung kann fi kein Oberaufſeher 
Stunden lang aus der Anftalt entfernen. 

Die beiden Oberauffeher für die Abtheilungen der Männer und Weiber 
haben abwerhfelnd jeden: Sonntag Nachmittag freien Audgang, fo daß alsdann 
ber Bleibende für dieſe Zeit die Aufficht über beide Abtheilungen hat. 

Der Oberauffeher der Itren fann nur mit Zufimmung des Arztes feine 
‚Abteilung verlaffen, und es muß in dieſem Falle für die Aufficht der Srren 
genögende Borforge geichehen. 

$. 112. Sämmtlibe Dberauffeher haben ihre Geſchafte mit Thaͤtigleit, 
Verlaͤßigkeit und Redlichkeit zu erſüllen, und ſich eines anſtändigen und fitt- 
lichen Betragens zu: befleißen. 

$ 113, Insbeſondere darf fi der Oberauffeher der Irren nicht hinreißen 
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laſſen, dur Schläge oder fonftige Lörperliche Züchtigungen einen Srren zu 
firafen, oder zur Ruhe zu bringen, fondern er darf durchaus nur bie vom Arzte 
angegebenen Berupigungsmitiel anwenden ; bleiben diefe fruchtlos, fo macht er 
bie Anzeige. 

Er hat darauf zu achten, daß Niemand zu Irren zugelafien werde, bei 
welchen der Zutritt anderer Perfonen unterfagt if, und daß überhaupt Nie- 
mand in der Srrenanftalt herum geführt werde, der hiezu von dem Berwalter 
oder dem Hausarzte nicht authorifirt if. 

Alle anderen Pfleglinge der Anftalt find von ihm aus dem Bereiche feiner 
Abtheilung entfernt zu halten, wenn fie nicht etwa ein beſtimmtes Geſchäft da- 
hin führt, 

Zweiter Abfchnitt. Bon dem Pförtner. 

$. 114. Außer den gewöhnlichen Geſchäften eines Pförtners hat berfelbe 
darauf zu fehen, daß kein Fremder ohne Anzeige in die Anftalt gehe; daß kein 
Pflegling ohne Erlaubniß die Anſtalt verlaffe; daß nichts heimlich und ohne 
Borwiffen der Berwaltung aus ber Anfalt hinmweggetragen werbe, und daß 
kein unerlaubter Handel mit Victualien u. f. w. zwifchen den Pfleglingen und 
den Auswärtigen ftatt finde, 

Jede Wahrnehmung von Thatſachen, melde der Haudorbnung zuwider⸗ 
laufen, hat der Pförtner fogleich dem Berwalter umftändlich anzuzeigen; auch 
hat derfelbe alle jene Anträge auf das Genauefte zu erfüllen, welche ihm ber 
Berwalter bei befonderen Borfällen im Intereffe der Sicherheit und Ordnung 
der Anftalt zu ertpeilen für gut finden wird. 


Dritter Abfchnitt, Bon der Köchin. 

$. 115. Die Köchin hat für gute Zubereitung und für die vorgefchriebene 
Duantität der Speifen, fowie für befändige Reinhaltung der Küche und Ge» 
räthe zu forgen. 

Sie darf durchaus feine anderen Speifen kochen, als diejenigen, welche der 
Rechnung führende Delonom befiimmen wird, und außer den befimmten Aus» 
tHeilungen, weiche nad ben täglichen Speifezetteln in der Küche von dem Red» 
nungsführer geleitet, in. Beiſeyn der DOberauffeher an bie Krankenwärter und 
Saalauffeber gefchehen, an einzelne Pfleglinge und an andere Perfonen nichts 
abgeben, fondern fie muß ihre Einrichtungen fo treffen, daß die verfchiedenen 
Austheilungen für Frühſtück, Mittag» und Abendeffen an den beftinmten 
Stunden vorgenommen werden können. 


$. 116. Sie felbft darf feine Speifen aus der Küche wegtragen. 


$ 117. Sie empfängt von dem rechnungsführenden Oekonomen alle noth- 
wendigen Küchengeräthfihaften, worüber er ihr zu gleicher Zeit ein zum Zus 
und Abfchreiben eingerichteted Berzeichniß einhändigt, und mit welchem nad 
den $$. 75 und 82 zu verfahren if. 

$. 118. Die nöthigen Küchengehülfen beflimmt ber Verwalter aus ber 
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Zahl der dazu tauglichen Pfleglinge; diefelben Haben der Köchin in Allem Folge 
zu leiften. 
. Bierter Abſchn. Bon der Wafchfrau, 

$. 119. Die Bafıhfrau if für die Quantität und Qualität der nad 
$. 83 von dem NRechnungsführer übernommenen unreinen Wäfche verantwort- 
Hd, bis fie diefelbe ohne Abgang und vollfommen rein wieder eingeliefert har 
ben wird; fie hat dabei diejenigen Stüde, welche einer Ausbeflferung bedürfen, 
gefondert von den übrigen vorzulegen. 

Für etwaigen Abgang oder fattgefundene Verwechslung follen ihr auf An- 
ordnung der Berwaltung Abzüge am Lohn bis zum Belaufe des Werthes ge 
macht werden, | 

Nicht gehörig gereinigte Stüde, fofern fie einer vollftändigen Reinigung 
nicht unfähig find, fol die Verwaltung auf Koftlen der Wafchfrau abermal 
waſchen laffen. 

6. 120. Die Waſchfrau hat dafür zu forgen, daß alle jene Weißzeugfiüde, 
die nicht in Gemeinfchaft mit der übrigen Wäſche zu bringen find, namentlich 
die Berbandftüde, die Weißzeugſtücke der Kräßigen, Benerifchen u. f. w. befon- 
ders gereiniget werben, 

Sie darf neben der Wäfcherei für die Anftalt Feine Waſchgeſchäfte für an- 
bere Perfonen der Stadt übernehmen. 

Fünfter Abſchn. Bon dem Bäder. 

$. 121. Der Bäder muß für eine beflimmte Quantität und Qualität von 
Mehl, das ihm durch den Rechnungsführer übergeben wird, eine beftimmte 
Menge gut ausgebadenen Brodes an den Rechnungsführer abliefern. 

Es muß immer, wenigftens für einen Tag, Vorrath von Brob vorhanden 
ſeyn. 

$. 122, Wenn ſich der Bäder wiederholt zu Schulden kommen läßt, nit 
ausgebadenes oder fehlecht zubereitetes Brod zu liefern, fo fol die Bermwaltung 
ihn durch ein tüchtigeres Individuum erfegen laſſen. 

$. 123, Der Bäder darf an Niemand als an den Rechnungsführer Brod 
abliefern. 

Unterfchleife, oder Einverfländiffe mit dem Mepliieferanten, — Anforber- 
ungen oder Annahme von Trinkgeldern u. dgl. follen auf der Stelle mit der 
Entlaffung beftraft werben, 

Schöter Abfchn. Don dem Hausknechte. 

$. 124. Die Verrichtungen des Hausknechtes beftehen in der Beforgung 
aller Gefhäfte außerhalb der Anfalt und im Innern derfelben, welche einem 
anderen Individuum des Hülfsperfonales ohne Beeinträchtigung feiner befon- 
dern Obllegenheiten nicht übertragen werben können, 

Dahin gehören auf Anordnung der Königl. Verwaltung die Heineren An- 
käufe auf dem Markte, das Holen verſchiedener Artikel bei den Handelsleuten, 
die Auffiht auf alle diejenigen Gebäude der Anflalt, die nicht unter der nächflen 
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Aufficht eines der drei Oberaufieher fliehen, in Hinficht auf Reinlichkeit, Beast. 
ficherheit, Thürſchließen u, f. w. 

Der Hausknecht beforgt ferner auf Anorbnung bes Rechnungsführers und 
in beffen Gegenwart die Austpeilung von Brod, Wein, Bier, Del. u, f. w. und 
leiftet ihm Dienfte in allen niedrigen Berrichtungen, die zum Zwede feiner 
Gefchäftsführung nöthig find. 

Siebenter Abſchn. Beftimmungen, welche für das fämmtliche in ben vorfiehen- 
ben ſechs Abfchnitten genannte Hülfsperfonal gelten. 

$. 125. Das in den vorfiehenden fechs Abfchnitten genannte Hülfsperfonal 
ift für die ihm übergebene oder unter feine Aufficht geftellte Geräthfchaften ver- 
antwortlih, Wenn ein oder ber andere Gegenftand durch fein Berfchulden oder 
aus Mangel an gehöriger Aufficht unbrauchbar wird oder abhanden kömmt, fo 
bat, auf Antrag des Rechnungsführers, der Berwalter einen dem der Anftalt 
dadurch erwachfenden Berluft gleichlommenden Betrag an dem Lohne bes ber 
treffenden Hülfsangeftellten in Abzug zu bringen. 


$. 126. Bei Nadlägigkeiten und Unorbnungen im Dienfte, welche fi 
das Hülfsperfonal zu Schulden fommen läßt, hat der Dekonom dem Berwal- 
ter Anzeige zu machen, welder dann, wenn biefelben nicht gerabe fo erheblich 
find, daß fie die Entlaffung aus dem Dienfte nöthig machen, Disziplinarfirafen 
mittelft Lohnabzügen bis zum Belaufe des Lohnes von fünf Tagen zum Bor- 
theile der Anftalt zu verfügen hat. 

$. 127. Die in Folge der zwei vorſtehenden SS. ſich ergebenden Einnah⸗ 
men hat der Berwalter jedesmal in fein Vormerkungsbuch einzutragen, und 
dem Rechnungsführer zur Einnahme unter dem betreffenden Titel einzuweiſen. 


Achter Abſchn. Bon den Saalauffehern. 

$. 128. Die Saalauffeher, welche bei den gefunden Pfleglingen aufge- 
ſtellt find, führen die nächfte Aufficht auf das Betragen derfelben, und handha⸗ 
ben die vorfhriftsmäßige Ordnung in dem Saale, welchem fie zugeteilt find. 

Sie forgen für die Reinhaltung der Fußböden, für Lüftung und Räuder- 
ung des Saals, und für den flatutenmäßigen Wechfel des Bett und Leibweiß— 
zeuges; — fie wachen für die körperliche Reinlichkeit der Pfleglinge, für die 
Bolftändigkeit und Reinlichkeit ihres Anzugs, für die gehörige Schonung ber 
Effeften und Gerätpfchaften, und überhaupt für die Befolgung aller Ob» 
liegenpeiten der Pfleglinge, fo wie auch hinwiederum die Auffeher die Aufträge 
ihrer Borgefeßten auf das Genauefte zu erfüllen haben. 


Neunter Abfchn. Bon dem Benehmen des Dienfiperfonals der Anfalt über- 
haupt, indbefondere gegen die Pfleglinge. 
$. 129. Der woplthätige Zweck der Anflalt, als eines Zufluchtsortes für 
Arme und Unglüdliche, fordert das gefammte Dienftperfonale auf zw einem 
menfchenfreunblichen Benehmen gegen bie Pfleglinge zur Unverbroffenpeit in 
den Dienfleifungen, zum fittlihen Wandel und zur getreuen Berwendbung ber 
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Sonde, und alles, auch des unbedeutenden Eigenthums der Anfalt für ihre 
geheiligte Befimmung, 

Der Königl, Berwalter hat hiefür mit aller Sorgfalt zu wachen ; er wirb 
die Fehlenden zurechtweifen; — nach Befchaffenheit der Umftände an die Re- 
gierung berichten; — oder fo fern ed das Hülfsperfonale betrifft, nad feinen 
Defugniffen mit aller Strenge verfahren. 


Zweiter Theil. 
Bon der innern Einrichtung und von der Polizei der Anftalt. 


Erfies Cap. Bon der Aufnahme der Pfleglinge. 

$. 130. Zur Aufnahme in die allgemeine Armenanflalt eignen ſich zu- 
nächſt folche Arme der Pfalz, welche ohne Vermögen und Erwerbsfähigkeit ſich 
noch überdies in einem bleibenden ober vorübergehenden Zuftande von körper⸗ 
licher Gebrechlichkeit befinden, ber ihre Behandlung und Verpflegung in einer 
Öffentlihen Anftalt nothwendig macht. 

Inöbefondere eignen fich zur Aufnahme in diefe Anftalt : Blödfinnige, Taub» 
flumme, Kinder in dem Alter von 8 bis 14 Zahren, Blinde, Bahnfinnige und 
mit außerorbentlihen Mängeln behaftete arme Menfhen, deren Zufland auf 
das Öffentliche Mitleid ein Recht gibt, oder deren Entfernung aus der Gemeinde 
ans polizeilichen Gründen nöthig if. 

$. 131. Die Zapl der aufzunehfmenden Pfleglinge if (nah Raum und 
Fonds bemeffen) mit Inbegriff des in der Anftalt verpflegten Dienftperfonals 
auf fünfhundert fefgefeht. , 

Sobald die Bevölkerung dieſe Normalzahl überfleigt, fo fönnen nur in 
höchſt dringenden Fällen, wo eine Berpflegung des Aufzunehmenden außerhalb 
der Anftalt durchaus nicht thunlich if, Aufnahmen in die Anftalt beantragt und 
bewilligt werden. 

Zu den höchſt dringenden Fällen gehören nur: 

a) Raferei Tobfucht oder fehr heſtige und häufige epifeptifche Zufälle, wo 
das Leben des Aufzunehmenden felbft oder feiner Umgebung gefährvet und 
Beuersgefahr oder ein fittenverderbendes Scandal zu fürdten iſt; 

b) Zufälle, welche eine ohne Gefahr für das Yeben oder die Wiederher- 
flellung des Aufzunehmenden nicht zu verfchiebenden chirurgiſchen Hülfe nöthig 
machen, die außer der Anftalt nicht geleiflet werden Tann; 

ec) Krankpeiten, bei welden Gefahr der Anfledung und weitern Ber 
breitung obwaltet, welchen außerhalb der Anftalt auf keine Weife vorgebeugt 
werben Tann; 

d) Krankpeiter, zu deren Heilung außergewöhnlihe Anftalten z. B. Dampf 
bäder und andere Mittel nöthig find, wozu Arme außerhalb der Armenanftalt 
ber Pfalz und ver Lofalfpitäler, auf welche fie Anſpruch haben nicht gelangen 
tönnen ; endlich 

e) folhe Krankheiten, wo der Aufzunehmende, wegen unerträglichen Ge- 
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zus, zu großer Unreinlichkeit, zu großen edelerregenden Aeußern, bei recht⸗ 
lihen Leuten außerhalb der Anflalt nicht in Pflege und Unterhaltung gegeben 
werden fann. 

Auf diefe dringende Fälle werben die Aufnahmen in die Anftalt felbft au 
dann beſchränkt, wenn die Bevölkerung den Normalftand zwar noch nicht er» 
reiht hat, der zur Aufnahme Beantragte aber einer Gemeinde oder einem Land⸗ 
fommiffariatsbezirte angehört, welche bereits fo viele Pfleglinge in der Anftalt 
haben, daß ihre Anzahl diejenige bedeutend überfteigt, welche fie im Berhältnifie 
ihrer Bevölkerung zu jener der ganzen Pfalz und zu jener der Armenanflalt 
darin nur haben follten. 

Der Bevölferungsftand der Armenanftalt der Pfalz wird von Zeit zu Zeit 
io dem Amts» und Intelligenzblatte angezeigt werden, damit, fo lange berfelbe 
den Rormalftand überfleigt, die Verwaltungsbehörben ihre Anträge um Auf- 
nahme in die Anflalt blos auf die im vorſtehenden $. angegebeuen Bälle be» 
fhränfen, 


$. 133, Da die Pflege der im $. 130 bezeichneten’ Armen zunächſt eine 
Pflicht der durch das bürgerliche Geſetzbuch bezeichneten Familienglieder ift, und 
bei deren Ermanglung oder Unfähigkeit die Verbindlichkeit der Unterhaltung 
ber Armen auf der Gemeinde oder deren Wopitpätigkeitsfiiftungen beruft, fo 
kann ein Anſpruch auf die VBerforgungsanftalt der Pfalz nur durch Nachwelfung 
eines gänzlichen Abgangs der bei den Verwandten, oder bei der Gemeinde und 
deren Stiftungen zu ſuchenden Hülfe, oder durch die Beſchaffenheit des körper⸗ 
lihen oder geifigen Zuftandes bes betreffenden Armen gegründet werden. 


$. 134, In der Regel muß die Aufnahme in die Armenanftalt bei bem 
betreffenden Bürgermeifteramte oder Königl. Landkommiſſariate nachgeſucht 
werden; es ift jedoch diefen Behörden geftattet,. in den obenbezeichneten Fällen 
und unter ben dba angegebenen Borausfegungen von Amtswegen beffallfige 
Anträge zu fielen. 


$. 135. Zur Begründung der Aufnahme in die Anftalt müflen folgende 
Belege beigebracht werden. 


1, Der Geburtsfchein; 

2. Das Zeugnif des Gemeinderaths über die Armuth des Aufzunehmenden 
und über den Abgang oder die Unvermögenheit der gefeßlih zum Unterhalt 
verpflichteten Berwandten ; 

In diefem Zeugniffe muß angegeben werben: 

a) Ob und welches Bermögen der Aufzunehmende noch befißt und welchen 
Werth dasfelbe hat; 

b) Ob verfelbe noch einen Gatten oder Gattin, Eltern, Großeltern, Kinder 
oder Enkel hat, — deren Namen, Alter, Stand, Wohnort, und ob und welches 
Vermögen oder Eintommen fie haben; 

3. Auszug aus den Steuerrollen über bie öffentlichen Abgaben, welche das 
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aufzunehmende Individuum oder deſſen zu feiner Alimentation geſetzlich ver- 
pflichtete Verwandte zu entrichten haben ; 

Auf diefem Auszuge hat der Steuereinnehmer zugleih zu bemerken, ob 
und welches Eintommen bie betreffende Heimathsgemeinde aus Patrimonialver- 
mögen hat, ob fie zur Beftreitung ihrer Berwaltungsbebürfniffe direkte Umlagen 
machen muß, wie viel Prozent vom Gefammtfteuerfapital diefe betragen, und 
wie viele Steuerpflichtige in der Gemeinde wohnen, die mehr als 30 fl. Geſammt⸗ 
fteuer bezahlen ; 

4. Im Falle die Gemeinde ein Hofpizium befigt, bie fehriftliche Erflärung 
der Berwaltungstommiffion über die Urfachen, warum der brireffende Arme 
darin Feine Aufnahme finden könne ? 

5. das Zeugniß des Königl, Kantonsarztes über den Krankheitszuſtand; — 
diefes Zeugniß ift nach Vorfchrift des 8. 147 auszuftellen ; 

6. Bei Kindern der Impffchein ; 

7. Bei Wahnfinnigen das Gutachten des Famillenratps mit Angabe ber 
einzelnen Thatfachen, aus welchen der WBahnfinn bewiefen werben will, fammt 
einem durch den Königl. Sriedensrichter vorgenommenen Interrogatorium und 
Zeugenverhör. 

Diefe Belege, weiche Foftenfrei, und weber dem Stempel, nocd der Einre⸗ 
giftrirung unterworfen find, fendet die Lokalbehörde mit gutachtlihem Berichte 
an das Königl. Landfommiffariat, um von bemfelben mit feinem Antrag der 
Regierung vorgelegt zn werben. 

In diefem Berichte der Lokalbehörde müſſen zugleich, um bei fih ereinnen- 
ben Sterbfällen in der Anftalt den Befimmungen der Art. 79 und 80 des Ei» 
vilgefeßbuches genügen zu können, Bor» und Zunamen des Gatten des Aufzu- 
nehmenden, wenn er verheirathet oder Wittwer ift, fowie Vor- und Zunamen, 
Profeffion, Geburts⸗ und Wohnort feiner Eltern angegeben werben, 

$. 136. Gefunde, mit feinem Gebrechen behaftete Kinder können nur in 
fo fern eine Aufnahme in diefer Anftalt finden, als für ihren Unterhalt und 
ihre Erziehung, fo weit diefes den allgemeinen Fonden obliegt, feine annehm⸗ 
baren Pflegeeltern auf dem Lande ausgemittelt werben konnten. 


$. 137. Die Aufnahme von vermögenden Individuen, in fo fern diefelbe 
zum Zwede ihrer Heilung von einer außerorbentlichen Krankpeit, oder zur Bor- 
nahme einer chirurgiſchen Operation nachgefucht wird, iſt nicht ausgeſchloſſen, 
fo weit e8 ohne Beeinträchtigung des erforberlihen Raumes für die Aufnahme 
von Armen, denen dieſes Inflitut zunächft gewidmet iſt, gefchehen kann; und 
wenn nicht eine befondere, mit dem beſtehenden Koflregulativ und mit den Be- 
ſtimmungen biefer Statuten überhaupt nicht im Einklang ftehende Verpflegung 
und Behandlung verlangt wird; jedoch haben fie eine von der Regierung zu 
beftimmende verhältnigmäßige Eniſchädigung in die Kaffe der Anſtalt zu be» 
zahlen. 

Ueber den Beirag der Berpflegungstoften und über die aus dem Bermögen 
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oder von dem Einkommen ber Aufgenommenen an bie Anftalt gemachten Zah⸗ 
lungen hat der Recpnungsführer offene Rechnung zu halten. 

$. 138. In fo fern vermögende Eltern taubflummer Kinder diefe an der 
Lehranftalt unterrichten laſſen wollen, haben fie hiezu die Bewilligung der Kreis- 
regierung nachzufuchen und babei. durch ärztliches Zeugniß nachzuweiſen: 

a) daß der Zaubflumme hinlänglihe Beweife eines gefunden, natürlichen 
Berflandes gebe; 

b) daß er außer dem Mangel an Gehör und Sprache an feinem anderen, 
dem Unterrichte hinderlichen Gebrechen leide ; 

c) daß er fih in dem Alter gwifchen 8 und 14 Jahren befinde, 

Die Eltern haben für die Unterkunft ihrer Kinder in der Stadt Franken⸗ 
thal zu forgen und für den Unterricht einen mäßigen Beitrag in die Kafle der 
allgemeinen Armenanftalt zu entrichten, 

Dielen Beitrag feßt die Regierung bei der Bewilligung fefl. 

$. 139. Das fogenannte Einfaufen mittelft Meberlaffung eines Kapitals 
oder des Vermögens an die Anftalt, um die lebenslängliche Berforgung darin 
zu genießen, findet, als der Beftimmung des Inftituts zumiderlaufend, nicht 
ſtatt. 

$. 140, Auch Fremde können im Falle eines ihnen in der Pfalz zuge⸗ 
floßenen Unglücks, oder einer Krankheit, bei dem Abgange anderer Hülfe und 
bei obwaltenden dringenden Umfländen in dieſem Snfitute ipre Aufnahme 
finden. 

$. 141. Ebenfo können Baganten, welche einer beflimmten Gemeinde nicht 
zugewielen werden können, jedoch in Folge der mit auswärtigen Staaten ber 
ſtehenden Berträge im Lande beibehalten werden müffen, in der Armenanflalt 
aufgenommen werben, woferne hinfichtlich ihrer Gewerbsunfähigkeit und körper 
lichen Gebrechlicpkeit die oben angeführten Bedingungen eintreien; außerdem 
bfeiben fie derjenigen Gemeinde zur Laſt, wo fie ſich zuletzt aufgehalten haben. 

$. 142. Die Aufnahme in die Armenanftalt der Pfalz wird von ber Kö- 
nigl. Regierung entweder unbefchräntt, oder auf die Dauer gewiſſer Umftände 
bewilligt. u 

In diefem lebten Falle hat die Königl, Berwaltung der Anftalt die Be- 
fugniß, bei vem Aufhören der Urfache der Aufnahme, ben Pflegling von Amts- 
wegen mit dem erforderlihen Zeugniffe zu entlaſſen. 

Im erfien Falle aber kann zwar die Königl. Berwaltung die Entlaffung 
nicht felbR verfügen; es Liegt ihr jedoch ob, woferne fie eine Aenderung ber 
Umftände wahrnimmt, welche zu der Aufnahmobewilligung vorzüglich mitgewirkt 
haben, ihre Anträge auf Entlaffung an die Königl, Regierung zu erflatten, 
welche nach Berhalt der Sache die Behörden vernehmen, und die Dimiffion 
ober Beibehaltung ausfprechen wird, 

8. 143, Niemand darf, felbft nicht auf eine Nacht, ohne vorgängige Er» 
mädtigung in die Anftalt aufgenommen werben. Nur in den im $. 131 be- 
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zeichneten dringenden Fällen fann ber Verwalter provfforifch eine Aufnahme 
bewilligen, wenn die Dringlichkeit gehörig nachgemiefen ift, er muß jedoch am 
Tage der Aufnahme noch die berichtliche Anzeige darüber an die Königl, Res 
gierung machen. 

Kleidungsftüde Fönnen den in dringenden Fällen in der Art Aufgenom- 
menen ebenfalls nicht ohne vorgängige Ermächtigung aus der Anftalt verab- 
folgt werden, | 

$. 144. Diejenigen Verwaltungsbehörden, welche unter Vorfhüßung ber 
Dringlichkeit des Falles Bewohner ihres Amtsbezirks unbefugter Weife in bie 
Armenanftalt der Pfalz fenden,, haben die veranlaßten Trandportfoften, fo wie 
die Koften der Verpflegung folcyer Individuen in der Anftalt zu erfeßen, wenn 
die Bewilligung zur Aufnahme derfelben nicht erfolgt. 

$. 145. Diejenigen Individuen, welche von der ihnen ertheilten Aufnahms⸗ 
bewilligung binnen 6 Wochen vom Tage der Regierungsverfügung an gerechnet, 

ohne erhebliche, und gehörig befcheinigte Hinderniffe keinen Gebrauch gemadt 
baben , können in diefe Anftalt ohne weitere anal ee nicht aufs 
genommen werben. 

$. 146. Mit der Regierungsentfchließung, welche die Aufnahme eines In⸗ 
bividuums bewilliget, werden der Königl. Berwaltung die den Antrag zur 
Aufnahme begründenden Belege ($ 135) mitgetheilt, wozu Insbefondere das 
ärztliche Zeugniß gehört, welches fo umfländlich abgefaßt feyn foll, daß es zum 
Anhaltspunkt für den in der Anftalt zu befolgenden Heilungsplan dienen 
fann. 

$. 147. Das im $. 135 vorgefchriebene ärztlihe Zeugniß zum Zwede der 
Aufnahme muß folgende Angaben und zwar jede derfelben in einem befondern 
$. wie hier folgt, enthalten: 

1. Bor» und Zuname, Alter und Wohnort des die Aufnahme nacfuchenden 
Individuums, 

2. Schilderung feiner allgemeinen körperlichen Konflitution ; 

3. Eine genaue Beſchreibung der bei der Unterfuhung vorgefundenen 
pſychiſchen und phyſiſchen Gebrechen und ihre Dauer. 

4. Beranlaflfende Urfachen derfelben, 

5. Die dagegen angewandten Heilmittel entweder mach eigener Beobachtung, 
oder nach Erzählung des Individuums oder feiner Verwandten ıc. ; 

6. Angabe, ob die Hellung wahrfcheinlih fey oder nicht, und ob ber 
Kranke in feinem Wohnorte eine zwedmäßige Pflege empfangen könne, oder 
0b feine Aufnahme in die Armenanftalt der Pfalz nöthig fey, und aus welden 
Gründen. 

$. 148, Aerztliche Zeugniffe, welche nicht ſtreng nach diefer Borfchrift ab⸗ 
gefaßt find, werden auf Koflen der betreffenden Kantondärzte zur Umänderung 
zurückgeſendet. 

$. 149. Wenn es ſich bei der bei dem Eintriite eines Aufgenommenen 
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vorgenommenen Unterſuchung berausflellt, daß verfelbe das dm ärztlichen Zeug- 
niffe angegebene Gebrechen entwever gar nit, ‚oder bei Weitem nicht in dem 
Grade hat, daß feine Aufnahme in die Aaftalt nöthig geweſen wäre, fo wird 
ein folches Individuum auf Koſten des betreffenden Kantondarzied zurüdge- 
fendet, und in Wiederholungsfällen die Ausftellung — unrichtigen Zeug⸗ 
niſſe noch ernſtlicher gerügt werden. 

$. 150. Bei der Aufnahme von Wahnſinnigen insbeſondere dient das von 
dem Königl. Friedensgerichte aufgenommene Zeugenverhör: und Interrogatorium 
des Wahnfinnigen, fowie d.e Derathfchlagung des Familienraihs zur zweckmä⸗ 
Bigen Notit über die hauptſächliche oder Gelegenheitsurſache der Krankheit, for 
wie über das Betragen und den Grad ver Gefährkichfeit des Unglücklichen; 
weßwegen dieſe Aftenftüde der Königl. Verwaltung mitgetheilt werden, um 
zum Zwede der Behandlung den angemeffenen Gebraud davon zu machen. 

$. 151. Sobald ein Pflegling in der Anftalt ankömmt, wird berfelbe vor 
Allem ſorgfältig gereiniget, und es fol mit Berüdfichtigung des $. 161 bie in 
$. 170 über Handhabung der Sanitätspolizei gegebene Vorſchrift befolgt werben. 

Der anfommende Pflegling wird nach Ablegung feiner eigenen — 
ſtücke mit reiner Wäſche und Kleidern verſehen. 

Seine mitgebrachten Kleider werren ſodann, inſoferne fie noch brauchbar 
find, gereinigt, gelüftet, in das im $. BL vorgeſchriebene Regiſter eingetragen, 
mit der Orbnungsnummer diefes Regiſters bezeichnet, und an einem für folde 
Gegenflände in den Magazinen refervirten Platze aufbewahrt, um: dem Pfleg- 
linge bei feinem Austritie gegen Zurüdiaffung ber von der Anftalt erhaltenen 
Kleidung wieder zurüdgegeben zu. werben, oder nach Umfländen zu andermwei- 
tiger Berfügung. 

Zweites Cap. Bon der Abtheilung der FE Bileglinen. 

$. 152. Die Pfleglinge der allgemeinen Armenanftalt zerfallen in drei 
Hauptabthellungen, welche durch den Unterfchied der Geſchlechter und durch bie 
für Behandlung der Geiſteskranken erforderlichen befonderen Einrichtungen be> 
bingt find. 

Es befteht demnach: 

1. Eine Hauptabtheilung der Pfleglinge männlichen Geſchlechts; 

2. Eine Hauptabtheilung der Pfleglinge weiblichen Geſchlechts, und 

3. Eine Hauptabtheilung der in der Irrenanſtalt zu verwabrenden 
und zu behandelnden Pfleglinge. 

Einer jeden dieſer Hauptabtheilung find ihre beſtimmten Räume in ben 
Gebäuden der Armenanftalt gewidmet. 

$. 153. Die Pfleglinge diefer drei Hauptabtheilungen bilden, in Bezieh- 
ung auf die Zwecke der Krankenpflege, zwei Klafien, je nachdem fle nämlich 
der ärztlichen Orbination und Behandlung unterworfen find, oder nicht. 

$. 154. Die Unterabtheilung der erſten Klaſſe BERN * den über die 
Krankenpflege gegebenen Vorſchriften. 


Dr, Gichenpfeifen Berfaffung 1. 26 
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8..155. Zu der zweiten Klaffe werben außer den gefunden Pfleglingen 
‚alle diejenigen: gerechnet, welche der befonderen Sorgfalt und Aufficht der 
Krankenpflege nicht bebürfen, 

Die Pfleglinge diefer Klaffe find, jede in ihrer Hauptabtpeilung, auf fol- 
gende Weife abgefondert und in eigenen Sälen verteilt, nämlid: 

1, die Kinder bis zu 8 Jahren ; 

2. bie Kinder bis gu 16 Jahren; 

3. die Erwachfenen bis zu 60 Jahren; 

4, die Erwachfenen von 60 und barüber; 

5. bie Unreinlichen ; 

6, die Fallſüchtigen; 

7. die Taubſtummen; 

Drittes Cap. Bon der Reinlichkeit. 

$. 156. Es fol in den Sälen, Gängen, Stiegen, Höfen, in der Küche, 
in der Bäderei, in den Magazinen, Speifegewölben, Kelleen und in allen Thei⸗ 
Ien der Anftalt die größte Reinlichkeit beobachtet werden. 

Ale Tage müffen die Säle, Gänge und Stiegen gekehrt, und im Som- 
mer alle Samstage gewafchen werben. 

$. 157. Das Innere der Anftalt fol in der Regel, und fo weit es bie 
Reinlichkeit nothwendig macht, alle Jahre gemweißt werben. 

$. 158. Auf flete Reinhaltung der Luft in den Sälen foll befondere Auf- 
merkſamkeit verwendet, und bie erforderlichen Räucerungen bürfen nicht ver- 
abfäumt werben. 

Das Tabatrauhen in den Sälen und überhaupt in den Gebäuden ber 
Anftalt if nicht geftattet. 

$. 159, Alle Pfleglinge müflen fih an jedem Morgen Gefiht und Hände 
rein wafchen und fich kämmen.  Pfleglinge, welche Arbeiten verrichten, müſſen 
das Waſchen der Hände vor dem Eſſen wiederholen. 

$. 160. Die Pfleglinge follen, befonders zur Sommerzeit angewiefen wer 
den, alle acht oder längftens alle vierzehn Tage ihre Füße zu wafchen. Es 
bleibt jedoch dem Ermeflen des Hausarztes überlaffen, in Anfehung einzelner 
Pfleglinge Hierin einem Auffgub anzuordnen, fowie in Beziehung auf die üb- 
rigen körperlichen Reinigungen eine angemeffene. Modifitation eintreten zu 
laſſen. 

$. 161. Wenn es von dem Hausarzte für nöthig oder zuträglich gehalten 
"wird, follen die Pfleglinge in dem Badepaufe der Anflalt gebadet werben. 

Befonders fol Hierauf bei der Aufnahme der. Pfleglinge in die Anftalt 
Bedacht genommen werben, 

$.:162. ° Die Pfleglinge follen angehalten werden, ihre Kleider rein zu 
halten; und es ift darauf zu fehen, daß denen des männlichen Gefchlechts von 
Zeit zu Zeit das Haar gefpnitten und der Bart abgenommen werbe. 

Ibre Hemden müflen jde Mode, die Betitücher in der Regel jeden Mo- 
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nat gewechfelt, und die Strohfäde alle Vierteljahre erneuert werben; vorbe⸗ 
baltlich der für Kranke $. 120 getroffenen befonderen Beftimmungen, 
Biertes Cap, Bon der Nahrung der Pfleglinge. 

$. 163. Die Koft der Pfleglinge der. Armenanftalt der Pfalz zerfällt in 
zwei Klaffen, nämlich: 

1. Klaſſe: Koft für Kranke, 

2. Klaffe: Koft für Gefunde. 

1, Klaffe. Kof für Kranke, 

enthält drei Unterabtheilungen, nämlid : 

1. Fette Koft, befleht für den ganzen Tag aus Folgendem : 

Brod aus einer Mifhung von halb Walzen, halb Roggenmehl. 

Ganze Portion — 500 Gramm (1, Kilogramm), 


y! + u — 375 " (% 8 " 
W; 2 ” an 250 " C/ 4 " 
9 4 — 125 1) ( ı) 5 " 


Fleiſch befteht ungelocdht für den ganzen Tag: 
Ganze Portion — 300 Gramm (%,, Kilogramm), 


3 4 7 — 250 " ( 1 " 
Ya ” — 200 " (5 " 
—* " — 125 ” ( Y 10 „ 


Sleifpbrühfuppe, zwei für jeden Kranken ohne Rüdficht anf ganze, 
Ya, % oder 1, Portionen, verfegt mit 100 Gramm (Y/,, Kilogramm) haupt⸗ 
fächlich gemifchtes Brod, oder gerollte Serſte, oder Hirfen, oder Gries, oder der. 
gleichen, oder 500 Gramm (!/, Kilogramm) Wurzelwerk, oder 3 Deeiliter Co 
Liter) Hülfenfrüchte, 

2. Magere Koft, befteht für den ganzen Tag aus Brod von ber näm« 
lichen Mifchung, wie bei der fetten Koft. 

Ganze Portion — 500 Gramm (1, Kilogramm), 


3, " — 375 " (Ye " 
nn - 0 . CO " 
y/' „ — 125 "” CU " 


Wafferfuppe, zwei täglich für jeden Kranken, opne Unterſchied ber Por- 
tionenabflufung, verfegt mit der nämlichen Quantität und Gattung Subflan- 
zen, wie die Suppen bei der fetten Koſt, und gefchmälzt mit 20 Gramm Butter. 

3. Diätportion, befleht für den ganzen Tag aus 5 Deciliter ('/, Liter) 
Fleiſchbrühe oder Milch ohne Zufaß irgend einer andern Subſtanz. 

Zu diefen drei Unterabtheilungen kann der Hausarzt auch Gemüs, bürre 
Zweiſchen, Brei, Mich, Eier und Milchwecke verſchreiben. Die Portion befteht 
alſo für den ganzen Tag‘ zu 

Gemüs, aus 1 Kilogram Gartenerzeugniffen, oder Wurzelwerk, ober 3 
Deciliter Co Liter) Hülfenfrüchten, gefhmälzt mit 20 Gramm Butter. 


Zwetfhen, aus 125 Gramm (U, Kilogramm). — 
36 
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Brei, aus 5 Deciliter ('/, Liter) Mid, und 50 Gramm (!/,, Kilogramm) 
Schwingmepl, oder Reis, oder Gries, oder dergleichen. 

Milch, aus 5 Deciliter (Y/, Liter) ohne irgend einen Zufaß. 

Eier und Milhwede werben nach der verorbneten Anzahl verabreicht. 


Der Hausarzt beftimmt jeden Tag bei feinem Beſuche des Morgens in 
den Krankenzetteln die Portionen nad ganzen, %,, 1% und !/,, welche während 
des Tags an die Kranken verabreicht werben ſollen. Diefe Abftufung hat je 
doch feinen Bezug auf Suppe und Gemüs, welche Speifen ftets in ganzen 
Portionen gegeben werden, wenn es nicht der Hausarzt in einzelnen Fällen 
ausdrücklich anderfi verordnet. 


Getränfe verfchreibt der Arzt befonders; die ganze Portion Bier befleht 
aus 1 Liter, Wein aus 5 Deciliter (1, Liter) für den ganzen Tag. 


2. Klaffe Kof für Gefunde, 

enthält folgende ſechs Unterabtheilungen : 

1. Für gefunde Kinder unter 8 Jahren; 

2 ” „ von 8 big zu 16 Jahren; 

3. " Erwarhfene von 16 bis zu 60 Jahren ; 

4 „ Sechzigiährige Pfleglinge und darüber ; 

5. „ bie zum Hausdienfi verwendeten Pfleglinge; 

6. „ die gedungenen Dienfiboten, 

Diefe ſechs Unterabtpeilungen erhalten folgende Koft: 

Brod aus einer Mifhung von halb Waizen-, halb Roggenmehl, beſteht 
die Portion für den ganzen Tag, nämlich: 

1. Für Kinder unter 8 Jahren — aus 500 Gramm ('/, Kilogramm), 

2. Für Kinder von 8 zu 16 Jahren — aus 500 Gramm (!/, Kilogramm), 

3. Für Erwachfene von 16 zu 60 Jahren — aus 600 Gramm (3/, Kilo⸗ 
gramm), 

4. Für Sechzigjährige und darüber — aus 500 Gramm (!/, Kilogramm), 

5. Für die zum Hausdienft verwendeten Pfleglinge — aus 600 Gramm 
(’/, Kilogramm), 

6. Für die gebungenen Dienfiboten aus 600 Gramm (Y, Kilogramm). 

Die übrige Koft beftept täglich, nämlich : 


41,2% und 3, Unterabtheilung. 
Befunde Pfleglinge bis zu 60 Jahren 
Sonntags und Mittwochs. 

Fleiſch, ungekocht, 250 Gramm (Kilogramm). 

Fleiſchbrühſuppe, zwei für jeden Pflegling, verſetzt mit 100 Gramm 
(Yo Kilogramm) hauptſächlich gemiſchtem Brod, oder gerollter Gerfie, ober 
Pirfen, oder Gries, oder dergleichen, oder 500 Gramm (', Kilogramm) Wur⸗ 
zelwerk, oder 3 Deciliter (/,, Liter) Hülfenfrüdten, und 

Gemüs, Mittags und Abends, zufammengefegt aus 1 Kilogramm Gar 
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tenerzeugniffen, oder Wurzelwerk, oder 3 Declliter (0 Liter Hülſenfrüchten, 
geſchmälzt mit 10 Gramm Butter, 
Ä Montags, Dienſtags, Donnerftags, Freitags und Samſtags. 

Wafferfuppe, zwei für jeden Pflegling, und zubereitet aus 100 Gramm 
(Yo Kilogramm) hauptſächlich gemifchtem Brod, oder gerollter Gerfie, oder 
Hirfen, oder Gries, oder dergleichen, oder 500 Gramm (1, Kilogramm) Wur- 
zelwerk, oder 3 Deciliter (Yo Liter) Hülfenfrüchten, gefhmälzt mit 10 Gramm 
Butter und 20 Gramm Einbrennmehl, und 

Gemüs, Mittags und Abends, aufammengefegt aus 1 Kilogramm Gar- 
tenerzeugniffen, oder Wurzelwerk, oder 3 Deeiliter (3/,, Liter) Hülſenfrüchten, 
geſchmälzt mit 10 Gramm Butter, 

4. und 5. Unterabtheilung. 

Sehzigiährige und zum Hausdienfi Berwendete. 
Fleiſch, ungekocht, 250 Gramm ('/, Kilogramm), 
Fleifhbrühfuppe, Mittags und Abents, für jeden verfeßt mit 100 

Gramm (Yo Kilogramm) hauptfählich gemifchtem Brod, oder gerollte Gerfle, 
oder Hirfen, oder Gries, oder dergleichen, oder 500 Gramm (1, Kilogramm) 
Burzelwerk, oder 3 Deeiliter (3,0 Liter Hülfenfrüchte, und 

Gemüs, Mittags und Abends, zufammengefegt aus 1 Kilogramm Gar- 
tenergeugniffen, oder Wurzelwerk, oder 3 Deeiliter (/,, Liter) Hülfenfrüchte, 
gefhmälzt mit 10 Gramm Butter, 

Bier, als Getränke für den ganzen Tag 5 Deciliter (1, Liter). 

6. Unterabtheilung. 
Gedungene und verföfigte Dienftboten. 

Fleiſch, ungefodht, 250 Gramm (Y/, Kilogramm). 

Fleiſchbrühſuppe, Mittags und Abends, für jeden verfeßt mit 100 
Gramm (Yo Kilogramm) hauptfählich gemifchtem Brod, oder gerollte Gerfte, 
oder Hirfen, ober Gries, oder dergleichen, oder 500 Gramm ('/, Kilogramm) 
Wurzelwerk, oder 3 Deeititer (5.0 Liter) Hülfenfrüchte, und 

Gemüs, Mittags und Abends, zufammtengefegt aus 1 Kilogramm Gar- 
tenergengniflen oder Wurzelmerf, ober 3 Deciliter (%/,, Liter) Hülfenfrüchte, ge⸗ 
fhmälzt wie die Gemüfe der Kranken, mit 20 Gramm Butter, und 

Bier, täglich 1 Liter ald Getränfe, 

Bemerkung. 

Während der Sommermonate, wann die Kartoffeln nicht mehr genießbar 
find, oder ganz mangeln, auch bei fonftigen obwaltenten Umfländen kann den 
franfen und gefunden Pfleglingen Abends anftatt Suppe und Gemüs nur eine 
einzige, aus Suppen» oder Gemüsfubflangen zubereltete dicke Suppe abgegeben 
werben, für weldhe alsdann bie normalmäßige Ouantität doppelt genommen 
wird. 

In diefem Falle beſteht eine foldhe Suppe aus 100 Gramm (Y,, Kilo» 
gramm) hauptfächlich gemifchtem Brod, oder gerollte Gerſte oder Hirfen, ober 
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Gries, oder dergleichen, oder 1 Kilogramm Wurzelwerk, oder 3 Deciliter (Fo 
Liter) Hülfenfrüchte, geſchmälzt an jenen Worhentagen, an welchen für fämmt- 
liche Verköſtigte Fleifch gekocht wird, für jeden gefunden Dflegling mit fünf, 
für jeden Diener oder Kranken aber mit zehn Gramm Butter. 

An den übrigen Tagen der Woche wird jedoch für jede ſolche Suppe jener 
Pfleglinge, welden dieſes Regulativ kein Fleiſch geftattet, das Doppelte an 
Schmalz nebfi 20 Gramm Einbrennmehl verwendet. 

Frühſtück. 
1. Für Kranke. 

Milch» oder Brodfuppe Die Milchſuppe beſteht aus 25 Centiliter 
(4 Liter) Milch und 50 Gramm (!, Kilogramm) gemifchtem Brod, und bie 
Brodfuppe befleht aus 100 Gramm (Yo, Kilogramm) gemifchtem Brod, ge- 
fhmälzt mit 10 Gramm Butter. 

2. Für die gefunden Kinder unter 8 Jahren. 

Milch oder Brodfuppe. Zufammengefegt, wie für die Kranken. 

3. Für alle übrigen gefunden Pfleglinge, 

Süßholz⸗ und Isländiſchmoostrank. Bereitet für 100 Pfleglinge aus 400 
Gramm (?/; Kilogramm) Süßholz, und 200 Gramm (. Kilogramm) islän- 
difhem Moos. 

4. Für die gedungenen und verköfligten Dienfiboten. 

Täglich /, Liter Milch und 1 Milhbrod, 

Bemerfung. 

Die Koft der Kindbetterinnen und fäugenden Weiber ift jene der fechzig- 
jährigen Pfleglinge, und bie der Säuglinge richtet ſich nach den Befchreibungen 
des Hausarztes. 

Sünftes Cap. Bon der Kleidung und bem — der pfleg 
linge. 

$. 164. Die Kleidung der männlichen Pfleglinge beſteht in folgenden 
Stüden: 

Ein Hemd, Kamifol, Wehe und lange Beinklelder (alles im Sommer grau 
leinen und im Winter von Tuch oder Biber), Strümpfe (im Sommer von 
Leinen, im Winter von Wolle), Halstuh, Sadtuh von Leinen, Kappe von 
grauem Quche, lederne Schuhe. 

$. 165. Die Kleidung der weiblichen Pfleglinge befieht aus folgenden 
Stüden: 

Hemd, Leibihen, Kamifol (im Sommer keinen, im Winter von Zub), 
Rock (im Sommer leinen, im Winter von Tuch oder Biber), leinene Schürze, 
Halstuch von Leinen, Haube von Leinen, leinenes Sadtuh, Strümpfe (im 
Sommer leinene, im Winter von Wolle), lederne Schuhe. 

$. 166. Das Lager der Pfleglinge beſteht aus einer Betiftele, einem 
Strohſack, einem Kopftiffen von Haaren, aus zwei Betttüchern, und je nach der 
Jahreszeit aus einer oder zwei wollenen Deden. 
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Jede Beitſtelle iſt nur für einen Pflegling beſtimmt, uud es dürfen un—⸗ 
ter feinen Umſtänden zwei zuſammen in demſelben Bette liegen. 

Jede Bettflelle fol 32 Eentimeter von dem Fußboden abflefen, 90 Eenti- 
meter breit und 195 Gentimeter lang, und wenigſtens 50 Gentimeter von ber 
nähften Bettflelle entfernt feyn. 

Die Betifielen für Fallſüchtige follen nur höchſtens 20 Gentimeter von dem 
Fußboden abftehen. 

In den Krantenfälen find die abweichenden — bes $. 189 zu 
beobachten. 

Sechstes Cap. Bon der Sanitätspolizei und von ber Kranken— 
pflege. 
Erfier Abſchnitt. Bon den Pflichten und den Befugnifen bes Hausarztes. 
$. 167. Der Hausarzt ift mit der Sorge für ärztliche und wundärztliche 
Behandlung und Pflege der Kranken in der Anfalt, und mit der Handhabung 
ber Sanitätspolizei im Benehmen mit der Königl. Verwaltung beauftragt, 

$. 168. Der Hausarzt if verbunden, täglih am Morgen bie Anftalt zu 
beſuchen. 

Sind aber gefährliche Kranke darin, oder macht es ſonſt der Zuſtand der 
Kranken nothwendig, fo muß dieſes jeden Tag auch mebrmal geſchehen. 

$. 169. Bei feinen Beſuchen hat der Hausarzt die Anftalt zu durchgehen, 
um fi) zu überzeugen, ob in allen Sälen und Abtheilungen frifche Luft fey, 
überall die gehörige Reinlichkeit Herrfche, ob Speifen und Getränke gefund und 
unverdorben, und ob die Pfleglinge ihrer Gefundpeit angemeflen gelleidet feyen. 

Findet der Hausarzt hierin einen Mangel, fo hat er den Königl. Berwal- 
ter fogleich hievon zu unterrichten, um bie Abflelung des Gebrechens zu 
bewirfen. 

$. 170. Bei dem Eintritte eines jeden Pfleglings in die Anftalt foll ver 
Hausarzt oder der Affiftenzarzt gegenwärtig feyn, um nach Maaßgabe des im 
ärztlichen Zeugniſſe befchriebenen Krankpeitszuftandes und des eigenen Befunds, 
bie Zutheilung des Kranken in den geeigneten Saal, und bie etwa weiter er» 
forderlichen mediziniſch polizellichen Anordnungen im Benehmen mit dem 
Königl. Berwalter zu treffen. 

$. 171. Der Hausarzt fann zwar in Hinficht auf Krankenpflege alles an- 
ordnen, was er zum Zwede der Heilung oder zur Linderung ber Onuegen 
eines unpeilbaren Uebels für nöthig erachtet. 

Jedoch muß er in Darreihung der Arzneimittel nach dem für öffentliche 
Anftalten vorgefihriebenen Formular ber zufammengefegten Arzneimittel, und 
nach dem für die Kranken in $. 163 feftgefeßten Koftregulatio, im Allges 
meinen fich richten. 

$. 172. Jedem Kranken wird ein befonderes mit dem Namen und mit 
bem Tage feines Eintrittes in den Krankenſaal bezeichnetes Blatt (Formular 
As 1) gewidmet, unter deffen Rubrik die Nummer bes Krantenfaals und bes 
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Bettes, die für jeden Tag vorgeſchriebene Koft und bie orbinirte Arznei, dann 
die Krankheit, und die. befonderen Bemerkungen in den entfprechenden Kolum⸗ 
nen don dem Arzte eingetragen werben. 

Die zu verabreichenden Nahrungsmittel für die Kranken hat der Hausarzt 
auf den täglichen Berpflegszetteln zu befcheinigen. 

An jedem Krankenbette wird eine ſchwarze Tafel aufgehangen, worauf ber 
Name des Kranken, die Krankheit und die Koft verzeichnet wird, 

Der Arzt wird fich daber überzeugen, ob bie Speifen und Getränfe für 
diefelben gefund und underdorben find, auch in gehöriger vorgefchriebener Quan⸗ 
tität verabreicht werben. 


$. 173. Da das mit der allgemeinen Armenanflalt verbundene Irrenin- 
Aitut nicht nur als Verwahrungsort für unbeilbare Irren, fondern auch zur 
Heilung von Wahnfinnigen beflimmt it, fo wird der Hausarzt eine eben fo 
große Sorgfalt für eine angemeffene Behandlung jener Unglücklichen, als au 
für die Herbeiführung diefes letzteren Amwedes verwenden; — und bie Königl. 
Verwaltung hat den Hausarzt in allen feinen Anordnungen zu unterftügen. 


$. 174. Die befondere Behandiung heilbarer Srren, ihre Verköſtigung, 
ihre Wohnung, ihre Jfolirung oder ihr Zufammenfeyn mit anderen, der Beſuch 
von Fremden oder Bekannten, ihre größere oder geringere Beſchränkung, der 
anzuwendende Zwang, die nolhwendig werdende Strenge, das Anhalten zur 
Arbeit: — überhaupt die ganze Anordnung ihrer Lebensweiſe kann einzig nur 
nach ärztlicher und feiner anderen Rüdficht befiimmt werden. 


$. 175. ‚Die Bindigungsmittel,, welche angewendet werden, um bie ale 
unheilbar erfiärten Irren zu verhindern, fich felbft und ihren Imgebungen 
Schaden zuzufügen, dürfen nie in Schlägen oder ſolchen Maßregeln beftehen, 
welche das Gefühl der Menschlichkeit beleidigen. Die Königl. Verwaltung wird 
vielmehr die Auffeber oder Wärter, welche fi folche Handlungen erlauben wür- 
den, mit ber .augenblidlichen Entlafjung ſtrafen. 


6. 176. Die Wahl der Bändigungsmittel wird zwarsbem Hausarzte über- 
laſſen, jedoch fol derſelbe fih von Anwendung ber folgenden nicht zu leicht 
entfernen, nämlich : 

Abbruch der gewöhnlichen Koft, Verwahrung im dunkeln Zimmer, das 
Schwungrad, die Zwangswefle, das Zwangſtehen, Begießen mit faltem Waf- 
fer u. dgl. 

$. 177: Da auch eine regelmäßige an beftimmte Stunden gebundene Be- 
fohäftigung die Häufige Rückkehr von NRafereiparorigemen vermindert, fo wirb ber 
Hausarzt dafür Sorge tragen, daß durch die Verwaltung ſolche für zweckdien⸗ 
lich erachtele Beichäftigungen zum Vollzuge fommen. 

$. 178. Bei einer anftedenden oder gefährlichen Krankheit unter den 
Pfleglingen follen die von dem Hausarzte nöthig befundenen Mittel und Räu— 
cherungen angewendet, bie ‚erforderliche Abfonderung. der Pfleglinge vollzogen, 
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auch Kleider und Betten, wenn hierdurch Anftedung zu befürdten ift, nad 
feiner Anordnung verbrannt werden, 

$. 179. Der Hausarzt forgt für die Berwahrung und Erhaltung der pa- 
thologifch-anatomifhen Präparate, und wird, fo weit die Leihenöffnungen 
Merkwürdigkeiten für die Wiffenfchaft darbieten, auf Fortfegung einer zwed» 
mäßigen Sammlung Bedacht nehmen, 

Er hat die chirurgiſchen Infrumente unter feinem Berfhluffe und Berant- 
wortlichkeit, und führt Aufficht über die gute Haltung der für die Krankenpflege 
nötpigen Vorrichtungen. 

$. 180. Am Anfange jeden Monats gibt der Hausarzt in dem nach $. 27 
von der Berwaltung einzufendenden Berzeichniffe der im verwichenen Monate 
ftattgehabten Populationsperänderungen fein Gutachten über den Geſundheils⸗ 
auftand der neu aufgenommenen Pfleglinge, in welhem er den Krankheitszu⸗ 
fand nach feinem Befunde anzugeben, und ſich insbefondere darüber auszu⸗ 
fprechen hat, ob derfelbe von der Art war, daß die Aufnahme jebes betreffenden 
Pfleglings in die Anftalt wirklich nnbedingt nöthig war ober nit, und ob 
feine Beibehaltung oder Entlaffung aus der Anftalt räthlich erfcheint, 

$. 181. Am Schluffe eines jeden Jahres hat der Hausarzt über den Ger 
ſundheitszuſtand des verfloffenen Jahres einen Bericht an die Königl. Regier- 
ung zu erflatten, in welchem er die Refultate feiner ärztlichen Behandlung, den 
Aufwand der verbrauchten Arzneimittel, die Ergebniffe der Leichenöffnungen 
und feine Beobachtungen erörtert, und feine Anfichten über die feinem Wir⸗ 
fungsfreis zulommenden inneren Einrichtungen der Anftalt, und etwa zu tref⸗ 
fenden Berbefferungen vorzutragen bat. 

Diefer ärztliche Bericht bitvet eine Beilage zu dem in $. 29 vorgefchriebenen 
Sahresbericht der Berwaltung. 

$. 182. Sollte der Hausarzt auf mehrere Tage am Beſuche der Anftalt 
verhindert feyn, fo hat er dem Verwalter die Anzeige davon zu machen. 

Zweiter Abfchnitt, Bon dem ärzlichen Hülfsperfonale. 

$. 183. Dem Hausarzt ift je nach dem Bedürfniß und der Ausdehnung 
der Krankenpflege ein Affiftenzarzt beigegeben. 

Derfelbe fol ein angebender , wiflenfchaftlich gebildeter Arzt, und mit den 
Kenntniffen der höheren Chirurgie vertraut fepn, damit der doppelte Zweck 
feiner Behimmung: die Beförderung der Krankenpflege des Inflituts, und feine 
eigene praftifche Ausbildung erfüllt werde. 

6. 184. Der Affitenzarzt ift dem Hausarzte und in Berwaltungsfachen 
bem Königl. Berwalter untergeorbnet ; er muß in ber Anflalt wohnen, und 
fann ſich ohne Borwiffen bes Hausarztes und des Berwalters keinen ganzen 
Tag aus dem Inſtitute entfernen. 

Er hat alle jene ärztlichen Geſchäfte zu vollziehen, welche ihm ber Hausarzt 
zu übertragen für gut finden wird. 

Inobeſondere liegt ihm ob, für die Bollziefung ber Anorbnungen bes Haus— 
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arzies zu wachen, und jeden Abend regelmäßig Beſuche bei den Kranken der 
Anftalt zu machen. 

Dhne Borwiffen oder Auftrag des Hausarztes kann er feine Arzneimittel 
verfchreiben, ausgenommen in dringenden Fällen, und er iſt aldbann verbunden, 
dem Hausarzte fogleich bei feiner Ankunft in der Anftalt die umftändliche An- 
zeige zu machen, 

$. 185, Der Hausarzt kann angehende Aerzte, während ihres Bienniums, 
jedoch fletd nur unter feiner direkten Aufficht und Leltung in der Anftalt prak— 
tiziren laſſen; ſolche Aerzte haben fich bei der Königl. Verwaltung zu fifliren, 
und deren Anordnungen in Bezug auf die Hausordnung Folge zu leiften, 

$. 186. Ein wundärztlicher Gehülfe beforgt unter Leitung des Hausarztes 
ober Aſſiſtenzartes die feinem Gefchäfte eigenen niederen chirurgiſchen Berrich- 
tungen. 

Dritter Abfchnitt. Bon der Abtheilung ber Kranken, von ihrer Nahrung, ihrem 
Lager, ihrer Kleidung und ihren übrigen Bedürfniſſen. 

$. 187. Der Hausarzt hat im Benehmen mit dem Königl. Berwalter da- 
für zu forgen, daß die Kranken, fowie fie nad den Hauptabtheilungen der Pfleg- 
linge ohnehin nach Gefchlechtern gefchieden find, auch unter ſich nad der Be- 
fhaffenpeit ihrer Krankheit getrennt werden, 

Sie werden in beflimmten Krankenſälen verpflegt. 

Den Krebfigen, Veneriſchen, Kräßigen und allen Pfleglingen, welche an 
anftedenden oder edelhaften Krankheiten leiden, follen befondere Zimmer gewid⸗ 
met werben; — ebenfo den Epileptifchen. 

Ehronifche Kranke, deren Uebel die befondere Aufmerffamfeit und Pflege 
von Kranfenwärtern 2c. nicht erfordert, können, im Falle ed momentan am 
Raume mangelt, in jenen Zimmern, wohin fie nach der in $. 155 feftgefebten 
Abtheilung gehören, beibehalten werben. 

Wörhnerinnen und die neugebornen Kinder follen von allen anderen Pfleg- 
lingen getrennt werben, 

$. 188, Die Nahrung der Kranken richtet fi) nach den im $. 169 gege- 
benen Borfchriften, 

$. 189. Ihr Lager befteht aus einer Beitfiele, einem Strobfade, einer 
Matratze von Haaren, einem oder zwei Kopfliffen von Haaren, aus zwei Bett- 
tüchern, und je nach der Jahreszeit aus einer oder zwei wollenen Deden, 

Die Stropfäde werden von Monat zu Monat erneuert, die Betttücher alle 
14 Tage gewechfelt, wenn beides nicht durch eine beflimmte Krankpeit öfter 
nothwendig gemacht wird, 

Benerifche, Kräßige u. f. w. befommen keine Matraße. 

$. 190. Jede Bettfielle ik nur für einen Kranken beſtimmt, und es Fün- 
nen in keinem Falle mehrere Kranke in ein Bett zufammen gelegt werben. 

Jede Bettfielle muß von der anderen einen Meter entfernt fteben ; — ſie 
ſoll 32 Centimeter von dem Fußboden abſtehen. 
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Der Zwiſchenraum zwifchen zwei Reihen von Betifiellen darf nicht unter 
3 Meter breit ſeyn. 

$. 191. Jeder Kranke hat * ſeinem Beit ein Tiſchchen ſtehen, und an 
Geräthfihaften bekömmt er zwei bis drei Gefäße für feine Speiſen und Ge- 
tränfe, einen Löffel, ein Meffer, eine Gabel, ein Spudfäftchen und ein Uringlas. 

Außerdem muß in jedem Kranfenfaal eine hinlänglige Anzahl von Hand» 
tüchern vorhanden ſeyn. 

$. 192, Die Bekleidung der Kranken befieht außer dem Hemd, bei dem 
männlihen Geſchlechte aus einem Veberrod (Krankenmantel) ein Paar 
langen weiten Beinkleidern, Strümpfen, Schuhen und einer Nachtmüße. 

Bei dem weiblichen Geſchlechte aus einem Rod, Kamifol, Halstud, 
Strümpfen, Schupen und einer Nachthaube. 

Sm Sommer find diefe Kleidungsftäde von Leinen; 

Im Winter von Wolle, 

Die Hemden werden jede Woche gewechfelt, wenn es nicht öfter noihwen ⸗ 
dig iſt. 

Vierter Abſchnitt. Bon den Krankenwärtern. 

$. 193. Es ſoll in jedem Krankenſaale ein Krankenwärter ſeyn. 

In außerordentlichen Fällen, bei epidemiſchen Krankheiten u. ſ. w. kann 
die Zahl der Krankenwärter vermehrt werden. 

Die Bettſtelle des Krankenwärters iſt in demſelben Saale, dem er zuge—⸗ 
theilt iſt. 

g. 194. Die Krankenwärter ſollen leſen und ſchreiben können; fie ſollen 
zu allen Stunden bei Tag und bei Nacht ihre Geſchäfte unverdroſſen, reinlich, 
nüchtern und uneigennützig erfüllen. 

$. 195. Sie müſſen in den Sommermonaten um 5 Uhr, und in den 
Wintermonaten um b6 Uhr aufftehen, und alddann vor allem die Leibſtühle rei- 
nigen, die Säle fäubern, nad Vorſchrift beräuchern und Lüften. 

Den Tag über müffen fie nicht nur für die Reinlichkeit des Saales, des 
Fußbodens der Betten und für Reinpaltung der Luft forgen, fondern fih au 
hauptfächlich die Reinlichkeit der Kranken ſelbſt, dur Anhalten zum Wafchen 
und Kämmen u. dgl. angelegen feyn laſſen. 

Bei ſchwachen Kranken haben die Krankenwärter diefe Gefchäfte felbft zu 
verrichten. 

Sie haben auf das öftere Berhfeln des Bettweißzeugs und auf bie Rein⸗ 
Lichkeit fämmtlicher Eß⸗, Trink⸗ und Arzneigefäße zu achten, 

Die Nachtgeſchirre und Leibſtühle müſſen öfters geicheuert und amt Tage 
fo geftellt werben, daß fie fo wenig als möglich ſichtbar find. 

$. 196. Sie dürfen nicht zugeben, daß die Kranken die Arzneien ohne 
ihr Borwiffen nehmen, fondern fie müflen folche ihnen felbf reichen, und fo 
lange verweilen, bis bie Arznei wirklich genommen if. 

Bei äußerlichen Mitteln, z. B. bei Einreibungen u. dgl. müflen fie ſich, 
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wenn die Kranken dies felbft thun können, durch den Augenſchein vergewifiern, 
daß dies ordentlich gefchieht ; — im entgegengefeßten Falle. aber follen fie den 
Kranken entweder belehrend zurechtweifen, oder felbft Hand anlegen. 

In keinem Falle dürfen fie fih nach eigenem Gutdünken oder durch die 
Kranken bewegen laflen, eines oder das andere vom Arzte Angeorbnete zu 
mehren, zu mindern, zu unterlaffen, oder etwas Anderes dafür zu fubftituiren, 

$. 197. In Abweſenheit des Arztes haben die Kranlenwärler das Ber- 
halten eines jeden Kranfen und alle äußeren Veränderungen ber Krankheit ge» 
nau zu beobachten, um darüber dem Arzte Meldung machen zu können. 

Auffallend ſchnelle Veränderung einer Krankheit muß fogleich dem Arzte 
angezeigt werben. 

Sie haben darauf aufmerffam zu feya, daß Fein Kranker den Arzt hinter 
gehe, ſowohl durch ſich felbft angedichtete und nicht vorhandene Krantpeitszu- 
fälle, ald durch Berheimlihung von wirklich vorhandenen, 

$. 198, In der Frühe, Mittags und Abends müffen fie die Speifepor- 
tionen für die Kranken in der Küde abholen und ihnen felb nad Vorſchrift 
überreichen, wobei fie forgfältig darauf zu fehen haben, baß die Kranken nicht 
bie Speifen unter fich verwechſeln. 

Was ein Kranker von feiner Portion nicht genießt, ift in die Küche zurüd- 
autragen, und darf nicht an andere Kranke vertpeilt werben. 

Sollten in der Küche ſowohl nah Quantität, ald Qualität die Portionen 
nicht gehörig verabfolgt werden, fo mäflen die Krankenwärter auf der Stelle 
bei ihrem Oberauffeher die fchleunige Erfeßung des obwaltenden Mangels nad» 
fuchen, und im Wiederholungsfalle der Verwaltung oder dem Arzte die Anzeige 
machen. 

Klagen der Kranken wegen und über die Koſt nach dem Genuſſe der Spei- 
fen fallen nur auf den Kranfenwärter zurüd, 

$. 199, Die Kranken können von ihren Wärtern nicht angehalten werden, 
ihr Bett zu machen, die Gefäße zu reinigen, oder zur allgemeinen Reinigung 
des Saale beizutragen ; ed fey denn, daß der Arzt zur Erleichterung der Kran» 
fenwärter folche Kranfe, die hinreichende Kräfte beſitzen, namentlich bezeichne. 

$. 200, Die Kranten müffen ohne Murren ihren Wärtern in Allem fol- 
gen, was diefe das Recht haben, anzuordnen; dagegen haben fie die Befunnif, 
von ihren Wärtern alle diejenigen Hülffeiftungen und perfönlien Dienfte zu 
erwarten, die fie felbft zu thun durch ihre Krankheit verhindert find. 

Gegenfeitige Klagen find dem Oberauffeper mitzutpeilen, welcher fobann 
zur Ordnung zu verweifen oder bie weitere Anzeige zu maden hat. 

$. 201. Insbeſondere müflen die Kranken die ärztlichen Vorfchriften fireng 
befolgen, dürfen ihren Saal nicht ohne Erlaubniß des Arztes verlaffen, und 
fih von Speifen und Getränken außer ihren vorgefhriebenen Portionen nichts 
zutragen laſſen, oder Ießtere mit denen anderer Kranken des Saals vertaufchen. 

$. 202. Den Kranfenwärtern ift ed auf das Strengfie verboten, ben 
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Rranten ohne Vorwiſſen des Arztes für Geld Lebensmittel zu hinterbringen, 
oder ihnen durch Auswärtige dergleichen zutragen zu laflen. 

In den Fällen, wo es erlaubt wurde, einem Kranken für fein Geld etwas 
auswärts zu kaufen, hat ber Kranfenwärter diefes feinem Oberauffeher zu 
melden. 

$. 203. Die Krantenwärter haben darauf zu achten, daß kein Kranker 
von Fremden etwas fordert, oder fich ſchenken Täßt. 

Gefchente von Fremden oder Verwandten dürfen denfelben erſt überlaffen 
werden, wenn die Berwaltung dieſes bewilliget hat, 

$. 204. Den Kranfenwärtern ift ed auf das Strengſte unterfant, von ben 
Kranken für geleiftete oder zu leiſtende Dienfte u, dgl. Geld abzunehmen, oder 
au nur von ihnen zu leihen. 

$. 205. Ohne Erlaubniß des Berwalters und ohne Anzeige bei dem Arzte 
dürfen die Krankenwärter ihren Saal oder wohl gar die Anflalt auf mehrere 
Stunden nicht verlaffenz noch weniger aber dürfen fie dies ipren Kranken eigen⸗ 
mädtig erlauben. " 

6. 206. Sie follen dafür beforgt feyn, daß kein Kranker in feinen Reli« 
pionsübungen geflört werde. 

Berlangt ein Kranker einen Geiftlichen, fo muß dies fogleich dem Ober- 
auffeper angezeigt werben. 


$. 207. An den befiimmten Tagen haben die Krankenwärter die ſchwarze 
Wäſche abzuliefern, und neues Weißzeug für ihren Saal zu empfangen. 

Sie müffen ſich diefes vorzählen laffen, und find alddann verantwortlich 
für die richtige Wiederablieferung der Zahl und Gattung, 


$. 208. Werden eigentliche und anhaltende Nachtwachen in einem Saale 
notwendig, fo wechſeln nicht nur die in jevem Hauptkrankenſaal befindlichen 
beiden Krankenwärter ab, fondern es wird auch noch aus dem zunächſt liegen⸗ 
den Saal, in welchem geringere Gefchäfte zu beforgen find, ein dritter zu ihrer 
Unterlüßung beigezogen ; dagfelbe gilt auch bei Zubereitung der Bäder und 
dem Derbeitragen des nöthigen Waflers. 


$. 209. Sie dürfen unter feinem Borwande einem ihrer Kranken eine 
Hülfleiftung abſchlagen, oder ihn aus irgend einem Grunde hart anfahren., 

Sollte ein Kranker aus böfem Willen feinen Wärter über bie Gebühr pla- 
gen, oder mißbrauchen wollen, fo iſt der Oberauffeher, und durch biefen bie 
Berwaltung oder der Arzt davon in Kenntniß zu feßen. 


$. 210. Die Krantenwärter haben den Oberauffehern, welchen fie unter» 
geordnet find, willigen Gehorfam zu Teiften. 

Glauben fie gegründete Klagen gegen diefe führen zu können, fo müſſen 
fie diefelben der Verwaltung oder dem Arzte anzeigen, dürfen ſich aber den Ans» 
ordnungen bed Dberauffehers nicht widerfeßen. 

$. 211. Rachläßigkeit in den Dienfiverrichtungen wird mit Verweilen und 
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Adzügen an Lohn, unmoralifhe Handlungen aber werben auf der Stelle mit 
der Entlaffung beftraft. 

Ebenſo zieht die Nebertretung der in den $$. 202 und 204 enthaltenen 
Verbote nah Maafgabe der Umftände die Entlaflung nad fid. 

Hinfihtlic der Abzüge am Lopn gelten die im $. 126 enthaltenen Beftim- 
mnngen. 

$. 212. Alles dasjenige, was bisher von den Krankenwärtern gefagt ift, 
gilt auch von den Irrenwärtern. Diefe müflen insbefondere auf das pünft- 
lichſte allen Anordnungen nachkommen, und dürfen fih auch in ber foheinbar 
unbedeutendfien Stleinigfeit nicht davon entfernen, 

Fünfter Abſchnitt. Bon den Apotpeferreihnungen. 

$. 213. So lange in der Anftalt Feine eigene Hausapotheke eingerichtet 
if, werden die Arzneien von den Stadtapothefern, nach getroffener oder noch 
zu treffender Uebereinkunft bezogen. 

Die Rechnungen darüber find monatlih in der Art an die Königl. Ber- 
waltung zu übergeben, baß baraus der Monat und Zag, ber Namen des Kran- 
ten, das Gewicht der Arznei und die Dofis erfiptlich find. Die Rechnung 
wird ſodann von dem Hausarzte für die Richtigkeit befeheinigt, von dem Kir 
nigl. Rantonsarzte, nach Maaßgabe der beſtehenden Uebereinkunft tarirt, und 
nach gefchehener Revifion von Seiten der Kreisregierung von dem Verwalter 
zur Zahlung angewieſen. 

Siebentes Cap. Von der Beſchäftigung der Pfleglinge. 

6. 214. Die Pfleglinge ſollen im Allgemeinen die Wohlthaten, die fie in 
der Anftalt genießen, durch Anwendung ihrer Kräfte zum Beften des Inſtituts 
dankbar erwiedern, und fie dürfen fih den Befchäftigungen, welche ihnen nad 
Maaßgabe ihrer körperlichen Fähigkeit übertragen werben, nicht entziehen. 

Sie können insbefondere zu allen häuslichen Arbeiten verwendet werben. 

Ale gefunden Pfleglinge find gehalten, ihre Betten felbft zu machen, und 
müflen abwechfelnd zur Reinigung der Säle beitragen. 

$. 215. Taugliche Pfleglinge, welche eine gewiſſe Gewerbsgeſchicklichkeit 
befigen, oder für deren Gefundpeit eine zweckmäßige Beſchäftigung als noth- 
wendig erachtet wird, follen zu Verfertigung aller jener Gegenftände angewie ⸗ 
fen werben, welche für die Anſtalt von Nutzen find. 

‚Hierher gehört die Verfertigung von Schneider- und Schuhmacherarbeiten 
für die Anftalt, das Weben von Ieinenen und wollenen Tüchern, die Anfertig 
ung der nöthigen Schreinerarbeit, Spinnerei von Hanf, Flachs und Wolle, 
Striden u. f.w. - 

6216, Die in der Anftalt befindlichen Kinder follen nach Maafgabe ihrer 
Törperlichen Fähigkeit zur Arbeitfamteit angehalten, und alle tauglichen Pflege 
linge in zwedmäßigen Befchäftigungen unterrichtet werben, 

$. 217. Obgleich alle arbeitsfähigen Pfleglinge verbunden find, jede Ar- 
beit, die ihnen der Verwalter zumeist, zu leiften,, ohne dafür Belohnung an- 
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fprechen zu können, fo wird doch zur Aufmunterung berfelben folgender Arbeits- 
lohn feftgefeßt: 
1. Spinnerlofn: 
a) für hänfen Garn 
1te Qualität 10 fr. für den Kilogramm, 
2te ) 8 tr, „mn " 
b) für hänfen Werg 3 fr. vom Kilogramm, 


2, für die Verarbeitung der Wolle überhaupt, fo daß diefelbe als Strid- 
und Webgarn zu gebrauchen ift, für den Kilogramm 8 fr. 

Hiezu gehört nämlich das Sortiren, Reinigen, Schlumpen, Streichen, 
Spinnen, Spulen, Waſchen und Zwirnen. 


3. Für das Weben der wollenen Zeuge und für die Anleltung der Arbeiter 
zur Zubereitung der Wolle und Garne, fowie für die Auffiht über die Arbeiter 
wird ein Werkverftändiger angenommen, der nebfl der Koft für feine Perfon 
einen angemeflenen Lohn empfängt. 

4. Für den Meter Leinwand zu weben 1/, fr, 

5. Striderlohn : 

für ein Paar wollene Kinderfirümpfe 3 fr. 
nu „ " Weiberſtrümpfe 4 fr. 
" " " " Mannsfoden 3 fr, 
„» » leinene Kinderfirämpfe 4 fr. 
nn „ I Beiberfirümpfe 5 Er. 
" " » Manndfoden 4 fr. 
6. Sir Perfertigung eines neuen Kinderhembes 1'/, Fr. 


7) " n " Weibshemdes 2 tr 
" „ " »  Mannshemdes 2 tr. 
" ” " n Betttuches ı fr. 

n " " »  Panbtudes 1, fr. 


7. Für Ausbefferung eines fehabhaften Hemdes oder Betttuches '/, Fr. 

8. Der Taglopn einer Waſchfrau auf 3 fr, 

9. Schneider, Schufter, Schreiner, Krantenwärter, Saalauffeher und alle 
übrigen Arten von Arbeitern empfangen im Berhältniffe gu ihren Dienfileiftun. 
gen eine angemeflene Gratififation, deren Betrag der Verwalter aber nach dem 
entfprechenden Kredit zu beflimmen hat. 

$. 218, Für untauglihe und geringe Arbeit wird feine Vergütung ger 
leiſtet. 

$. 219. Ueber die von den Pfleglingen geleiſteten Arbeiten hat der Ver⸗ 
walter eine vierteljährliche Meberficht zu verfertigen, mit den Regiftern des Rech» 
nungsführers der Richtigkeit wegen zu vergleichen, und ſodann die Zahlungs» 
anweifung auszuftellen, 


$. 220, Die Arbeitsftunden der Pfleglinge werben fefigefest : 
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im Sommer: von Morgens 6 bis 11 Uhr, 
von Nachmittags 1 bis 7 Uhr. 

im Winter: von Morgens 8 bis Il Uhr, 
von Nachmittags 12 bis 5 Uhr. 

$. 221. Bei Widerfpenftigfeit, Nachläßigkeit und Trägheit treten nad 
Maaßgabe der Umftände die im $. 262 vorgefehenen Disziplinarfirafen ein. 

$. 222. Kinder und alle jene Pfleglinge, deren Beihäftigung zum Zwede 
ihrer Heilung angeordnet ifl, erhalten feine Gratifikation. 

Für die gewöhnlichen häuslichen Arbeiten können in der Regel feine Gra- 
tififationen bewilliget werben, 

Achtes Cap. Bon den Religionsübungen der Pfleglinge 

6. 223. Jeden Morgen vor Austheilung des Frühflüds wird in den Sä— 
len von dem Auffeher oder von einem Pflegling ein Gebet adgelefen. 

Eben diefes geſchieht am Abende. 

$. 224. Den Geifilihen beider Konfeffionen if die Seelforge in der An 
ftalt übertragen. 

Sie werden wöhentlih einmal in der Kirche der Anftalt Gottespienft hal» 
ten, welchem fämmtliche gefunde Pfleglinge der betreffenden Konfeifion beizu- 
wohnen haben. | 

$. 225. Den Kranken, Altersſchwachen und Sterbenden haben fie auf 
Berlangen geiftlihen Beiftand zu leiften, und ihnen das heilige Abendmahl zu 
reichen. | 

$. 226. Soüte die Mitwirkung der Geiflichen zur Heilung von Wahn» 
finnigen erforberlich feyn, fo werben fie die Maaßregeln des Hausarztes in dem 
Sinne feiner eingefchlagenen Behandluug auf alle Weife unterflüßen. 

$. 227. Die Geiftlichen ertheilen den Kindern den Religionsunterricht, und 
beforgen ihre Konfirmation, 

$. 228. Sie pflegen Auffiht auf den Schulunterricht, und treffen im Be- 
nehmen mit der Königl. Berwaltung und mit Gutheißung derfelben die zwed- 
dienlichen Anordnungen. 


Neuntes Cap. Bon dem Unterridte der Pfleglinge 
$. 229. Der Lehrer ertpeilt den Elementar » und Zaubfiummenunierrigt 
an den Werktagen in folgenden Stunden des Tages: 
im Sommer 
Morgens von 6 bis 8 Uhr Taubflummenunterricht, 
von 8 bis 10 Uhr Elementarunterricht, 
Nachmittags von 1 bis 3 Uhr Elementarunterricht, 
von 3 bis 5 Uhr Zaubfiummenunterricht ; 
im Winter: 
Morgens von 7 bis 9 Uhr Taubftummenunterricht, 
von 9 bis 11 Uhr Elementarunterrict. 
Nachmittags wie im Sommer. 
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Am Mittworh Nachmittags ändern ſich die Unterrichtöftundben dahin ab, daß 
nur von 1 bis 2 Upr Elementar- und von 2 bis 3 Upr. URN 
zu eriheilen if. | 

Am Samstag Nachmittags in kein Unterricht. 

Der Monat October jeden Jahrs iſt für die Ferienzeit beſtimmt. 

$. 230. Der Elementarunterricht, den die Kinder des Inſtituts im Allge⸗ 
meinen genießen, befteht in Lefen, Schreiben, Rechnen (Kopf- und Schriftliche 
Rechnen), Sprachlehre, Sprach“ und Denkübungen, 

Der Unterriht für Zaubftumme befleft in Schreiben (Schön und 
Rechtſchreiben), Rechnen, Uebung in der Tonfprade und im Lefen, in ber 
Sprachlehre, im Zeichnen, dann in dem Unterrichte in der Religion und in 
gemeinnüßigen Keuntniſſen. 

‚ Außerdem follen die taubllummen Mädchen Inweifung erhalten in weib⸗ 
lichen Arbeiten: Striden, Nähen, Spinnen u. f. w, 

Die taubfiummen Knaben follen Anleitung erhalten zu verfihiebenen Ar- 
beiten in Stroh und Pappe. 

$. 231. Außer dem eigentlichen Unterricht fol ſich der Lehrer hauptfächlich 
angelegen feyn laffen, bei den Kindern das Gefühl für Sittlichfeit und Tugend 
zu erwecken. | 
Er hat das Betragen ber Kinder mit aller Sorgfalt zu brobachten, fie 
säterlih zu leiten und zurechtzumeifen, und auf ihre gute Erziehung bedacht 
au ſeyn. 

Bei ber Feier des Gottesdienſtes muß er jedesmal gegenwärtig ſeyn. 

$. 232. Wenn es der Hausarzt zu Heilung eines Wahnfinnigen für an» 
gemeflen findet, fo hat ber Lehrer dem betreffenden Irren nad Anleitung des 
Hausarztes befonderen Unterricht zu ertheilen. 

$. 233. Der Lehrer empfängt nach Anweifung des Berwalters und gegen 
Schein von dem Rechnungsführer die zum Unterrichte nöthigen Apparate, Zeiche 
nungen, Bücher und andere Schufrequifiten. 

Er ift für deren Aufbewahrung und Verwendung verantwortlich, fo wie 
auch für alle andere Gegenftände, die er für feinen perfönlichen Gebrauch oder 
für die Schule im Genuffe hat. 

$. 234. Der. Lehrer hat dem Verwalter die Anzeige zu machen, wenn er 
aus befondern Gründen ben: Unterricht auszufegen gendthigt if. 

Zehntes Cap. Bon der Zeitordnung. 

6.235. Die Zugänge zu den verfchiedenen Abtheilungen der Anſtalt wer⸗ 
den im den Wintermonaten um 7. Upr, und in den Sommermonaten um 6 Uhr 
Morgens geöffnet ,- Inden Wintermonaten um 6 Uhr und in den Gommer« 
monaten Abends um 8 Uhr gefhloffen. 

$. 236, Im Sommer. wird. das Schlafengehen auf 9 Uhr Abends feſt⸗ 
geieht. Ä 
$. 237. Die Brüppüce iſt im Winter um 8 Uhr, im Sommer um 7 
De, Giebenpfeifen Dundöuch der Werfofung x. 87 
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Uhr; — um 11 Uhr wird zu Mittag gegeflen; — das. Abendeflen — im Win⸗ 
ter um 5 Uhr und im Sommer um 7 Uhr. 


Eilftes Eap. Allgemeine Borfohriften für — —— 
bei dem Beſuche der Anfalt. 


$. 238, Der Eintritt in die allgemeine Armenanftalt if in der Regel 
allen Fremden und auswärtigen Perfonen unterfagt. 


Der Königl. Verwalter und ber Hausarzt. allein find befugt, Fremden ober 
Angehörigen ber Pfleglinge den Eintritt in die Anftalt zu bewilligen. - 

Im Falle einer von dem Hausarzte extheilten Bewilligung: muß jebocd dem 
Königl, Verwalter fogleih die Anzeige davon gemacht werben.  _ 


$. 239. Fremden, welche die Anftalt befehen wollen, um ihre Einrichtung 
tennen zu lernen, kann ber König, Verwalter hiezu die Erlaubniß ertheilen. 

Der Fremde wird alddann von den Oberauffehern ,: und zwar von jebem 
in feiner Abtheilung, oder von einem anderen von dem Königl. Verwalter be» 
flimmten Individuum aus dem Dienfiperfonale des Haufes begleitet. 


$. 240. Da der häufige Befuh von fremden Perfonen ber Heilung ber 
Srren hinderlich if, und die Wahnfinnigen überhaupt um fo ruhiger ſich ver⸗ 
halten, je weniger Fremde ihnen zu Geficht fommen, fo werben der Königl. 
Verwalter und der Hausarzt nur mit ſtrenger Auswahl den Zutritt in bie 
Srrenanftalt gefatten. 

Insbeſondere hängt es nur allein von ber Beſtimmung bes Hausarzies ab, 
ob bei einem, der ärztlichen Behandlung unterworfenen Irren der Zufrift ir 
gend einer zu der Anflalt nicht gehörigen Perfon geflattet werben Tann, 

Wo diefes von dem Haudarzte unterfagt iſt, darf Niemand zu bem * 
treffenden Irren gelaſſen werden. 


$. 241, Ohne Bewilligung des Verwalters, welche derſelbe jedoch ohne 
erhebliche Urfache nicht verweigern wird, ift es Feinem Bekannten oder Ber- 
wandten geftattet, einen Pflegling zu beſuchen. 

Will der Beſuch einem Bahnfinnigen gemacht werben, fo ift piezu die Gut⸗ 
peißung des Hausarztes erforderlich. 


$. 242, Bon jedem Fremden, welcher auf erhaltene Erlaubnig die Anftalt 
befucht, wirb die dem Zufluchtdorte von Armen und Unglüdlichen ‚gebührende 
Befcheidenpeit im Betragen erwartet. 

Es ift keinem Fremden geftattet, fih mit Wahnfinnigen zu unterhal⸗ 
ten, oder auf Deffnung derjenigen Zimmer zu bringen; in welchen fish 
gerade ſolche Irren befinden, die für den Augenblick — iſolirt bleiben 
ſollen. 

$. 243. Die über den Beſuch der Fremden beſtehenden — 
ſollen aus dieſen Statuten ausgezogen, und an dem Eingang der Anſtall an» 
| — waden. 
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Zwölftes Cap. Bon vemBerhalten ver Pfieglingeigegen:ihrä 
Vorgeſetzten, unter fih, und gegen dritte Perfonenatsu ne 
$, 244, Die Pfleglinge folen fich gegen * ihre Vorgeſetzten mit Aqtung 
betragen, und ihnen Gehorfam leiſten. 
"Die Regeln der hausordnung, insbefondere jene, werde auf bie rörper⸗ 
He und häusliche Reinlichkeilt Bezug haben, ſollen fe auf das Öenanefe 
beobaipien. 

“ Heberhaupt fol ihre Auffüßrung bon folcher Berhaffenheit fehn, baß fie 
durch ihr gutes Verhalten für den Genuß der Wopttpaten ihre Danlbareit 
ausbriicken. | 

$. 245. Die Pfleglinge follen untereinander friedfertig ſich bezelgen. % 

Zah Und Streit witd nicht gebufbet, Hi 

$. 246. Sie follen ſich feine unanfländige oder unſitiliche Sanbtungen, 
Heben, Geberden, ſchriftliche oder bildliche Darſtellungen erlauben. 
9247. Die Pfleglinge dürfen nichts, was ihnen von ber Anſtalt gereich 
wird, verſchenken, verkaufen oder vertauſchen, auch durchaus nichts von ipren 
Speifen an andere — in oder außer nr Infalt mit oder ohne Bergäle 
ung’abgeben, 23 — 4 > arın 9387 

$. 248. Es ift den Pfleglingen nwar th — von ihrem eigenen 
Gelde firh ‚Heine Bedürfniſſe anzuſchaffenz jedoch darf dieſes nur mit Bewillig- 
ung bes Berwalters, und nur in ſo ferne geſchehen, als ABO URNNR * 
deſſen Gebrauch und Verwendung der Hausordnung nicht entgegen: iſt. 

8. 249. Ohne Bewilligung des Königl. Verwalters iſt es keinem pflege 
— erlaubt, aus dem Umfſange der. Anſtalt herauszugehen. 2 

. 250. Von allen Sachen, welche die Pfleglinge zum: Gebrauche erhal⸗ 
„als: Kleldung, Bettzeug, Gexäth, Materialien und Werkzeuge dürfen fie 
nicht das Geringſte verlieren, entkommen laſſen, — — als 
unbrauchbar; verwerfen oder wegſchaffern. 

§. 251. Allen Pfleglingen iſt es verboten, bei inte; — a Er⸗ 
laubniß erhalten haben, bie Anſtalt zu. beſuchen, zw beitelnas- ) 1 8.2 

8. 252, Es if den — geſtattet, an — ober Verwandte 
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Briefe au ſchreiben. BET 
Zedoch müſſen ſowohl die —— ale die — ne auf 
der, Schreibfiube der, Bermaltung. zur, Beſorgung abgegeben: werden⸗ 2 5)0 


Auch iſt der Königl. Bermalter befugt, nach Befund ver ——— 
Inhalte der ankommenden und abgehenden Briefe Einficht zu nehmen. 
45253. Hat ein PYflegliag eine Beſchwerde gegen einen ‚andern Pflegling, 
fo hat er dieſelbe dem Saalaufſeher oder Dbernuffeher: vorzutragen, um durch 
ben Königl. Verwalier die Unterſuchung und Abhülfe zu bewirlen. .t 

5. 254. Iſt die Beſchwerde eines Pfſeglinge gegen den Oberauffeher, 
Wörter ober Saalaufſeher felbB gerichtet, oder ‚betrifft. fir. wie Koſt, has Lager, 
oder fonflige Bedürfniffe, fo hat fie der Pflegling dem König. Bermalten, oder 

37 * 
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ſo weit die ——— die —— der Kranken ſich — dem Dauearzte 
zu melden. 


Dreizehntes Cap. Von den Erholungen ber Pfleglinge. 


$. 255. Der Königl. Berwalter wird den Pfleglingen au ſchönen trodnen 
Tagen geſtatten, ſich in fchidlichen Stunden im Hausgarten zu erholen, und 
im Freien Bewegung zu machen. 

Die Pfleglinge haben ſich hiebei jeder Beihädigung ber Pflanzungen, des 
Abbrechens der Früchte u. ſ. w. zu enthalten. 
Das Zuſammentreffen der beiden Geſchlechter im Garten muß forgfättig 
vermieden werben. 

$. 256. Der Königl. Berwalter kann gleichfalls einzelnen gefunden Pfleg- 
lingen erlauben, außerhalb der Anftalt eine beſtimmte Zeit fpazieren zu gehen; 
jedoch wird er diefe Erlaubniß nur. mit Einſchränkung und zur Auszeichnung 
eines befonders gufen Betragend ertheilen, 

5 257. Zur Unterhaltung der Pfleglinge im Sunern der Anfalt fann bie 
Berwaltung angemefiene Spiele zulaſſen. 


rn Gap. Bon den Disziplinarkrafen und deren 
« Anwendung. 


6, 258. Die —— von Disziplinarſtrafen gegen einen Pflegling 
wegen Uebertretung der Vorſchriften der Hausorbiiung hängt zuvorderſt davon 
ab, ob die vorſchriftswidrige eg dem Fehlenden jur Strafe augereipmet 
werben kann. 

8. 259. Bel Rranten, veriodiſch Wabnſinnigen und Blsdfinnigen hat der 
Hausarzt allein zu entſcheiden, wie eine pflichtwidrige Handlung zu beurtheilen 
ſey 5 — ob und weiche Strafe, und in welcher — ſie — wet» 
den Fünne.: Ä 

$. 260. Allgemein Bapnfinnigen Im * keinem dall⸗ en * Sand: 
lung .oder Aeußerung zur. Strafe zugerechnet werben, - 

$. 261. Gegen alle Pfleglinge, welchen ihre ad, Hand» 
Jungen nicht zugerechnet werben können, oder bei welchen je nach ihrer körper⸗ 
lichen Befchaffendeit oder geiftigen Fähigkeit ein böfer Wille zur- abfichtlichen 
Webertretüng der Hausordnung nicht angenommen werden kann, beſchränkt fi 
die Disziplin ganz allein auf Maapregeln, welche geeignet find, die That zu 
verhüten, ‘ober bie — wu a0 Benehmen vn und rd uns 
nn zu machen. 

Tg, 262. Die! Diezipiinarhrafen, welche im Balle dr Burehnungefäpgt 
—* werden können, ſind folgende: 

1. das Verbot auf eine beſtimmte Zeit das Ziumer zu verefeh; 2* 

MNa 2. Adzug an der gewöhnlichen Koſtz 
3J. Einfames Einſperren von 6 —n * au 8 zogen, —* auſheb 
eier —— Arbeit. 
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4; Einſames Einſperren von 2.Tagen bis höchſtens 14 Tagen, jeden zwei⸗ 
ten Tag bei Waſſer und: Brod, und mit Aufgabe einer! beſtimmien Arbeit, 
Das Einſperren geſchieht in beſondern, jedoch nicht in dunkeln Zellen. 

Dei Anwendung dieſer Strafe iſt über den zu verordnenden Abzug an der 
Koft: die Erinnerung des Hausarztes vorläufig zur vernehmen, - 

Dienfitäuenden : Pfleglingen, welche im Arrefiftrafe verfallen, follen verhält 
nißmäßige Abzüge an ihren monatlichen Gratififationen gemacht werden, 

$. 263; Die im vorfieheuden Paragraph bemerkten Strafen follen flufen- 
weife und nach ber Größe des Vergehens gegen bie Fehlenden angewendet werben’ 

Bei: Zuerlennung der Strafe fol auf. ipre Dauer Rüdfipt genommen, und 
au hierin nad. der. Beſchaffenheit des Disziplinarvergehens die gehörig be 
meflene Stufenfolge beobachtet werben. _ F 

$ 264. Der Berwalter hat ein Disziplinar» Strafregifter zu führen, in 
welchem alle verfügten Disziplinarfirafen, worunter auch die Lohn⸗ und. Gratir 
flationsabgüge zu rechnen find, in chronologifcher Orbnung-mit Angabe des 
Factums und der den Strafverfügungen zu Grunde liegenden Motive von ihm 
einzutragen find. Diefe Einträge find jebesmal von dem Berwalter, und wo 
nach obigen Beflimmungen auch dad Gutachten des Hausarztes erholt werben 
muß, auch von biefem zu unterzeichnen. 

Das Disziplinar- Strafregifter muß, ehe und bevor Gebrauch davon ge- 
macht wird, von dem Königl. Landfommiffär, als Borftand der Aufſichtskom⸗ 
miffion, oder in befien Verhinderung von dem ben Vorſitz führenden Mitgliebe 
biefer Kommiffion mit Seitenzahl verfehen und parappirt feyn. Es iſt nach 
dem Schlufle jeden Jahrs der Königl. Regierung zur Einfiht vorzulegen. 

$. 265. Die im $. 262 beflimmten Disziplinarftrafen dritten und vierten 
Grades Hat die Auffihtsfommiffton zu verhängen, zu welchem Ende der Kö 
nigl. Berwalter die geeigneten Anträge an biefelbe zu fiellen Hat. 

Die Kommilfion Hat fi dabei, nach den in den 69. 258 — 261 enthal⸗ 
tenen Vorſchriften zu achten, und jedesmal Rückſicht zu nehmen auf die frühern 
Strafen, welche nach dem von dem Königl. Verwalter ihr jedesmal vorzulegen» 
den Disziplitar- Strafregifter gegen einen Miegling bereits erfannt worden 
feyn könnten. 

Bänfzeyutes Eap. Berfahren bei vorkommenden Verbrechen 
und Vergehen. 

$. 266. Hat ein Pflegling in der Anflalt eine Handlung begangen, welche 
als ein Vergehen oder Verbrechen firafrechilich zu beurfdeilen if, fo hat der 
Königl, Verwalter unverzüglich die Anzeige dem Königl. Staatsprofurator am 
Bezirkögerichte zu Frankenthal zu machen, 

Sechzehntes Cap. Bon dem’ Austritte der- PIIEBEINGE aus ae 
Anftalt, - 
Erfter Abfıpiitt, Bon: der-Entlaffung der Pfleglinge. | 
$. 267. Wenn die. Aufnahme eines Pfleglings von der Königl. Regierung 
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auf: die Dauer gansfier Umfãnde, ober. bie zur Heilung bes Aufzunchmenden 
bewilliget worden iſt, ſo i der. Königl. Verwalter befugt und verpflichtet, bei 
dem Aufhören der Arles⸗ Bu — den pfleglung von Amtswegen zu 
entlaſſen. 

Soll die Entlaſſung wegen — Heilung Herfügt Werken; fo ii dat 
Gutachten· des Hausarzies erforderlich, von welchem in. dem Entlaffungsichein 
ausdrückliche Meldung gemacht werden muß. 


MIR, 208. ZA die Aufnahme von der Könlgl. degierung —*— be⸗ 
williget worden, fo kann zwar ber Königl. Verwalter die Entlaſſung nicht 
ſelbſt verfligen, es liegt ihm jedoch od, wofern er eine Aenderung der Umftände 
wahrnimmt, welche zu der Aufnahmsbewilligung vorzüglich mitgewirkt baten, 
feinen Antrag auf Entlaffung an die Königl. Regierung zu erftatten , welche 
nach Bethalt der Umſtände die belreffende Behörde vernehmen und bie Eat 
Taffüngöder Beibehaltung auoſptechen wird. 


me ‘€ 209, Wenn ein Plegling,. welder ſich nicht. in den dalle der vorfteh⸗ 
enden beiben Paragrappen befindet, aus der Anſtalt entlaffen zu werben wünfdt, 
Tey ı 28, um feinen Unterhalt ſich ſelbſt zu verfchaffen, oder um feine Berforgung 
bei einem Bekannten oder Berwandien zu erhalten, ober aus anderen Öründen, 
fo Hat die König. Verwaltung an bie Königl. Regietung Bericht zu erfatten, 
und die Bewilligung zur nachseſuchten Entlaffung einzupolen. 


$ 270, Dem zu. entlaſſenden Pflegling ertheilt die Königl. Verwaltung 
‚ginen, Enslafungsfeein, welcher die Stelle des Paſſes verficht. 

Darin fol der. Tag. bes. Eintrittd und des Austritis des betreffenden Pils 
lings und. die Urfage feiner Entlaffung ausgebrüdt ſeyn. 
=, Diefer Schein if nur für bie Reife nah dem Wohnort des Pfleglinge 
und für bie ihm darin vorgeſchriebene Route gültig, 

, Dei, Ausfertigung des Entlaſſungeſcheines ift die Behörde des Wohnoris 
"von. ber, geſchehenen Entlaſſung durch ein befonderes Schreiben in Kenntniß p 
fſehen. 

3 der zu entfaffende Pflegling ein Ausländer, oder in einem 
"anderen Kreife des Königreichs wohnhaft, fo wird demfelben ein einfacher Ent- 
laſſungsſchein, worin lediglich der Tag feines Eintritts und Austritts und die 
Urſache feiner Entlaffung angegeben if, ausgefertigt, und das betreffende Je 
dipiduum vor das Königl, Landkommiſſariat in Frankenthal verwieſen, um fer 
„uen, Paß zur ‚Sortfegung feiner Reife vifiren, oder füh einen Vorweis ausßel 
‚fen ‚gu laſſen. 


Zweiter Abſchnitt. Bon dem Aysleitt lehr / und arbeiisfähiger Kinder, 
34 8272, Die in der Anſtalt verpflegten Knaben: werben, wenn fie das I. 
Lebensjahr zurüdgelegt haben und gehörig entwidelt find, bei rechtſchaffener 
Handwerkern. in, die Lehre, oder bri Landbauern in Dienſt gegeben. 

Bei der Wahl, des. zu erlenenden ‚Gewerbes. follo auf Die Neigung dt 
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Pfleglinge, und - . körperliche und geiſtige Fähigkeit rei genommen 

werben. - 

Die in ber Anftalt verpflegten Mädchen werben nach —— 14. 
Lebensjahre und exrreichter Arbeitofähigkeit gleichfalls entlaſſen und in Dienſt 
gegeben. 

6. 273. Das Lehrgeld ber Knaben wird aus ber Kaſſe der Anſtalt in zwei 
Hälften bezahlt, wovon die zweite erft nach geendigter Lehrzeit entrichtet. wird. 

Die Knaben’ ſowohl, als die Mädchen erhalten bei ihrem Eintritt in Lehre 
und Dienſt die notpiwenbigften Kleivungsftüde auf Koften der Anftalt. 

$. 274. Die Königl, Verwaltung hat ver Königl. Regierung bie lehr⸗ 
und bienfifäfigen Kinder nampaft zu: machen, und wegen Abfchließfung ber Lehr⸗ 
accorde die Genehmigung einzupolen, 

$. 275. Der Königl. Verwalter wird fih von Zeit zu Zeit von ber gu- 
ten Behandlung der in Lehre und Dienft befindlichen Kinder, und von ber 
zweckmäßigen Unterrichtung derfelben überzeugen, ihr Schickſal nicht aus dem 
Auge verlieren , und im Falle einer gegründeten Beſchwerde für ihr befferes 
Unterfommen Sorge tragen. 

Dritter Abfchnitt, Won der Entweihung der Pfleglinge, 

$. 276. Das Entweichen aus einer Anftalt, welche den Armen und Un 
glücklichen wohltpätige Fürforge gewährt, kann in der Regel nur von Geiſtes⸗ 
kranken oder von Kindern angenommen: werben.. 

Su diefem Falle Hat die Königl. Verwaltung für ihre Wiedereinbringung 
Sorge zu tragen, und zu dieſem Enbe an die Polizeibehörden nöthigenfalls bie 
ſachdienlichen Schreiben: zu erlaffen. 

$. 277. Sollte ein anderer Pflegling aus der Anftalt entweichen, fo hat 
bie Berwaltung ber DRIHNEUERE feines Wohnort hievon fogleich die Anzeige 
au machen. 

Der Entwichene fann jedoch ohne —— Bewilligung der Regierung 
nicht wieder aufgenommen werden. 

$. 278. Die vorgefallenen Entweichungen, und die nach $. 282 verfügten 
Biederaufnahmen find in den monatlichen Berzeichniffen über bie VBeränder- 
ungen der Population der Königl, Regierung anzuzeigen. 

Bierter Abſchnitt. Bon dem Berfahren nach ihrem Tode, 

$. 279.. Benn ein Pflegling geftorben if, fo Hat die. Königl. Berwaltung 
nah Borfchrift des Art. 80 des. bürgerlichen - Geſetzbuches dem Eivilfiandsbenm- 
ten zu Frankenthal innerhalb 24 Stunden die Anzeige zu machen, damit bie 
über Aufnahme der Sterbakten beflependen gefeglichen Beſtimmungen vollzogen 
werben. 

$. 280. Die Leiche wirb auf Anorbnung des Hausarztes, welcher jederzeit 
zu Ronftakirung des erfolgten Todes Herbeigerufen werben muß, in das Todten⸗ 
haus gebrant, und. nach Umfluß von 48 Stunden, wofern der Hausarzt nicht 
eine andere Beſtimmung trifft, auf dem Begräbnißplat ber Anftalt beerbdiget. 
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$. 281. Die gefunden Pfleglinge begleiten die Leihe unter Anführung 
des betreffenden Oberauffehere zum Grabe, wo der Gelftliche der Konfeffion 
des Berftorbenen die religisfen Gebräuche verrichtet. 

$. 282, Das Bettzeug, worauf ein Pflegling geforben iſt, wird, — 
abgenommen und durch frifches erfeht. 

Die. Beitſtelle muß forgfältig gereiniget werben. 

$. 283, If der Pflegling an einer kontagiöſen Kranpfeit geſtorben, oder 
war dieſe langwierig, und von ſolcher Beſchaffenheit, daß das Bettzeug verdor⸗ 
ben wurde, ſo muß hinſichtlich ſeiner Reinigung und ferneren Verwendung die 
Vorſchrift des Hausarztes befolgt werden. 

So fern es nach dem Erachten des Arztes nicht nöthig iſt, daß das Bette 
zeug verbrannt werde, fo fol basfelbe gleichwohl einige Tage ‚der freien. Luft 
audgefeßt werben. 

$. 284. Die Kleivdungsflüde, das Geld, und fonftiges Eigentum bed Ber- 
ſtorbenen, welches er bei fich hatte, gehört der Anftalt als Entſchädigung für 
genoffene Pflege, es ſey denn, daß der Verſtorbene nach $. 137 gegen ein bes 
flimmtes Koftgeld in die Anflalt aufgenommen war, in welchem Falle das in 
der Anftalt befindliche Eigentpum desfelben den Erben zu verabfolgen ift. 

Die Königl, Regierung kann jedoch zum Vortheil armer Berwandten auf 
den Nachlaß eines verftorbenen Pfleglings Verzicht Teiften. 

Allgemeine Befimmung. 

$. 285. Die Borfriften über das Verhalten der Pfleglinge,: über bie 
Neinlichkeit, Befchäftigung und Erholungen, dann über die Dienfiverrichtungen 
der Kranfenwärter und Saalauffeher folen aus diefen Statuten ausgezogen, 
und in ben Sälen, die es betrifft, angeſchlagen werben. 
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meine Armen- und Irrenanftalt follen- künftig in Heinern Loofen, welche über- 
haupt bei Anfchaffung der Anſtaltsbedürfniſſe die Regel bildet, ausgefeßt werben; 


und des Landrathabichiedes vom 2%: Det. 1842, Amtsbl. Ma 71, p. 562, 
daß in der. Regel die Baureparaturen werfleigert werben föllen. 

Die Fonds, welche die Armen = und Irren-Befhäftigungsanftalt 
zu unterhalten haben, fiche Ausfcheidungsgefeg 1. Buch 8. 139. 

Drittes Eapitel. 
dindel⸗/ verlaffene Kinder- und Kleintindber-Bewahranftalten. 
4. Band, p. 3306. - 

Die Verbindlichkeit der Armenpflegſchaftsräthe hinfichtlich der 
Findel- und verlaffenen Kinder, fiehe oben ben Art, * 3. 4 der In— 
firuftion über das Armenmefen $. 243. 

$. 254. Verfügung der Kreigregierung vom 6, Septb. 1836, 
Amtshl. Mr. 43, p. 483, die Fürforge für die fittlihe Bildung der 
Findel- und verlafienen Kinder und der auf Koften des Kreiſes erjo- 
genen armen Waiſen betr. - 

Nach gemachten Anzeigen wird auf: die fittliche Bildung der auf Rofen des 
Kreifes erzogenen Findel⸗ und verlaffenen Kinder und armen Waifen nicht in 
allen Semeinden-des Kreifes diejenige Sorgfalt verwendet, welche der. beflehen- 
ben Berorbnung nach darauf verwendet werden follte. In vielen Gemeinden 
landen. fih Die Pflenichaftsräthe (die Bürgermeifter und Ortsgeifilichen an der 
Spige) von aller weiteren Aufficht und. Fürſorge für dieſe unglücklichen Ge 
Töpfe ‚entbunden, ſobald fie’ zum Behufe des Bezuges der Pfleg- und Lehrgel ⸗ 
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der keine Zeugniſſe mehr aus zuſtellen haben, und doch find! gerade in dieſem 
Lebensalter dieſe Kinder, beſonders jene. des weiblichen Geſchlechies, am meiften 
der Gefahr des: ſittlichen Verderbniſſes ausgeſetzt; ahre Verwahrloſung in dieſer 
Epoche iſt der Grund, warum ſo viele derſeiten den Gemeinden in ſpateren 
Jahren fo ſehr zur Laſt fallen. 

Zur Befeitigung: dieſes Mißſtandes macht man bie Armenpflegfepuftsrätpe, 
insbefondere die: Bürgermeifterämter.. und: die Ortsgeiſtlichen, eruftlih auf wie 
genaueflei Befolgung der img. 30: dee Zuftruftion: über bie Behandlung des 
Armenweſens (Amtsbl, won: 1835 48:4); enthaltenen :Borfchriften insbeſondere 
mit dem Beifügen aufmerkffam, daß fie fireng darauf zu halten haben, daß die 
Findel⸗Waiſen und verlaffene: Kinber, wenn ſie aus bem Volksſchulen entlaffen 
find, unmnachſichtlich zum Beſuche der Sonn⸗und Feiertagsſchulen angehalten 
werden, daß von den Schullehrern Regiſter über den Schulbeſuch dieſer Kinder 
und über ihr Vorauſchreiten in’ allen Zweigen des: Sonn⸗ und Feiertagsſchul⸗ 
unterrichts geführt, und daß ihnen dieſe Regiſter vierteljährlich zur Einficht 
vorgtlegt werden, um nöthigen Falles geeignete a zur — 
nachlaßiger⸗· Schüler: ergreifen zu können. 

Die pflegſchaftorathe haben übrigens auch die Dienfiberren und gehrmeffier 
ſolcher Kinder zur unausgefeßten Wachſamkeit auf: ipr fittliches Betragen auf 
zummisern, in diefer Hinficht von denfelben ‚öfters Auffchlüffe über den fittlichen 
Wandel ſolcher Kinder einzuziehen, und dieſe in ein Regiſter einzutragen ; wel 
ches ſis den Königf. — * ihren rl zur — — 
legen haben. 

Die Königl. —— Mieſei⸗ — übrigens die Befolgung 
diefer Vorſchriften mit allem-Fleiße zu überwachen, und wo fie Nachläßigkeit 
in dieſer Beziehung gewahren, entweder ſelbſt fogfeich abhülfliche Verfügungen 
zu treffen, oder je nach den Umſtaͤnden berichtliche Anzeigen und Anträge zu machen. 

‚$. 255. Unterm 6. März 1839, Amtsbl. M 14, p..123 wurde 
von, Königt. Regierung der Pfalz ein dringender Aufruf zu Exrichtung 
von Kleinkinderbewapranftalte erlaffen. 

$. 256. Bekanntmachung der Königl. Regierung der Pfalz. vom 
18, November 1839, Amtsbl; M.: 66, P-’589, die (Errichtung und 
Beaufſichtigung der Kleinkinderbewahranſtalten betr. | 

Die von Seiner Königlichen Mafeftät durch höchſte Brinifettatent- 
fhließang nom 4. dieſes Monats) allergnädigfi genehmigten Behimmungen, nach 
welchen "bei der Errichtung und Beauffihtigung der Kleinkinderbewahranſtalten 
künftig verfapreniwerben fol, werben andurch zur Öffentlichen’ Kenntniß gebracht, 
und ſowohl die Königl Landkommiſſariate als auch die Königl. Diſtriktöſchul⸗ 
inſpellionen Haben darüber zu wachen, daß allenthalben, wo dergleichen: An» 
ſtalten etrichtet werbden, nach dieſen re Gehtuungen DEREN. und 
Pünktlich ſich gerläptet werde: 
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Allgemeine Befimmungem Ä 

Der Einfluß, welchen die allmäplig fih vermehrenden Kleinkinderbewahr- 
anfalten unverfennbar auf bie häusliche und öffentliche Erziehung: gewinnen, 
macht es nothwendig, daß. bei ihrer Errichtung und. Beauffichtigung mad feſten 
und mwohlbemeflenen Grundfäßen verfahren, möglichem Mißbrauche rechtzeitig 
vorgebeugt, und biejenige Stellung ihnen. angerwiefen werde, von welcher aus 
ihr wohltpätiner Zwed ſich am Ieichteften und ficherfien erreichen läßt. 

Seine Majeftät der König wollen daher, daß bezüglich diefer An- 
falten nachſtehende Vorſchriſten allgemein, zur Anwendung gebracht werden 
ſollen. 

1. Die Kleinkinderbewahranftalten find, ’ in fo lange nicht anders ‚verfügt 
werben wird, als Privatinfiitute zu: betrachten, und als ſolche den befiehenden 
Vorſchriften gemäß zu behandeln, 

Es if jedoch zur Bildung jeber folhen Anftalt die obrigleitliche Bewillig- 
ung erforderlich. F 

Ihre Errichtung und Erhaltung iſt allenthalben zu beförbern, wo fih das 
Bebürfniß für fie fund gibt, wo die erforberlichen Mittel dazu aufgebracht wer» 
den können, unb wo fid gegen ben Inhalt der zur IRRE vorzulegen⸗ 
den Statuten, etwas Weſentliches nicht erinnern läßt. 

2. Die erwähnten Anſtalten ſollen keinen andern Zweck haben, als den 
Heinen, für die öffentliche Schule noch nicht reifen Kindern, Aufenthalt und 
Pflege in der Art angedeipen zu laffen, wie ſolche von verſtändigen und gewiſ⸗ 
fenpaften Eltern zu gebeihlicher Entwidlung geiftiger und leiblicher Kräfte für 
biefes zarte Jugendalter gewährt zu werben pflegen. 

Auf diefe ihre Beſtimmung find fie allentpalben zu befchränfen,. und es {fl 
daher auch nicht zu geſtatten, daß ihnen der noch hie und da übliche Name 
einer Kleinkinderſchule beigelegt, oder daß den dabei beſchäftigten Perſonen der 
Titel eines Lehrers oder einer Lehrerin verliehen werde. 

3. Die Unternehmer ſowohl als die Aufſichtobehörden haben mit allem Ernfte 
darüber zu wachen, daß bie freie und naturgemäße Entfaltung des kindlichen 
Gemüthes durch fleife Förmlichkeiten nicht gehemmt, der jugendlihe Fropfinn 
durch eine erft für fpätere Lebensjahre geeignete Erziehungsiweife nicht verküm⸗ 
mert, der Schule nicht vorgegriffen, und. die erſt im Heraustreten  begriffene 
Geifteökraft weder übermäßig angefirengt noch unpaffend, fondern vielmehr ge- 
nau auf die in $. 5 bezeichnete Weife befchäftigt werbe. - 

4. Da bei weitem ber größere Theil der im dieſe Anftalten aufgenommenen 
Kinder, armen Eltern angehört, und für einen Stand erzogen werden fol, 
welder vorzugsweife einen gefunden, kräftigen und gewandten Körper, Luſt 
und Liebe zu anfirengender Arbeit und möglichſte Beſchränkung feiner: Bebürf- 
niſſe zu feinem künftigen Fortlommen und zu feinem äußern Lebensglüde nö⸗ 
thig dat: fo muß in deu Kleinkinderbewapranftalten Alles forgfältig vermieden 
werben, was nachtheilig auf den Geſundheitszuſtand einwirkt (wie dieſes 
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namentlich durch überheizte Lokalitäten geſchieht), die Pfleglinge ſchwächt und’ 
verweichlicht, den Hang zum Woplleben hervorruft und Bebürfniffe ergeugt, die 
in den fpätern Lebensjahren nicht mehr befriedigt werden können, und im Ente 
behrungsfalle Leicht eine Duelle der Unzufriedenheit und bes Unfriedens eröffnen 
dürften. Es iſt vielmehr dahin zu wirken, daß die Kinder ſchon frühe Telblich 
geftärkt und gefräftiget werben ;' daß fie fich viel und ungezwungen in freier 
Luft bewegen, und daß fie ſelbſt bei übler Witterung in den Zimmern: mit 
Sitzen, Stehen und Gehen fleißig abwechſeln. Ihre Unterhaltung muß, fo weit 
es ohne Störung der nothwendigen Ordnung möglich if, frei und ungezwungen 
ſeyn, und felbft bei ihrem gemöhnfichen Spielen iſt auf freie Geiftestpätigkeit 
und eigenes Nachdenken oder Erfinden , auf Gewandtheit und Stärkung des 
Körpers ,' auf innere Anregung und auf Förderung des I DERTENDER Frohfinns 
beſonders zu achten. 


5. Dagegen muß es eine Hauptaufgabe bleiben, die geſammte Beſchaͤflig⸗ 
ungsweiſe der Kinder zu einem fortwährenden Spiele, d. i. zu einer leichten 
und geregelten, zu einer anregenden, anziehenden und zweckmäßig abwechſelnden 
Unterhaltung zu machen. Nur iſt dabel vorzuſehen, daß das Spielen nicht in 
bloßes Tändeln und die leichte Beſchäftigung nicht in geſchäftigen Müßiggang 
ausarte. Denn auch das Spiel hat feinen Ernſt, und auch der angenehmſten 
Unterhaltung darf es nicht an der erforberlichen, den Berhältniffen angemeffenen 
Grundlichkeit und Beharrliqhteit fehlen. 


6. Der Extheilung eines eigentlichen Unterrichtes haben fich die Pfleger und 
Aufſeher dieſer Anfalt gänzlih und firenge zu enthalten. Die Kinder follen 
weder lefen noch ſchreiben lernen, weder mit Rechnen noch mit ſonſt einem für 
die Schule gehörigen Lehrgegenftande anhaltend befäftiget werben, und wenn 
es auch, unbenommen bleiben mag, fie im Zufammenfegen und BVergleihen ber 
Buchſtaben und Zahlen zu üben, fo bat biefes doch nur in ber Abficht zu geſchehen, 
das Auffaffungs- und Anfhauungsvermögen zu weden, Sinn und Urtheil zu 
fhärfen, an geregelten Geiflestpätigkeit und rupiges Aufmerken zu gewöhnen, 
und. auf diefem. Wege. die Kleinen auf. die a, ber öffentlichen — 
vorzubereiten. 


"7. Als eine ihrer wichtigſten Pflichten haben die mit der Aufficht und 
Pflege diefer Heinen Kinder beauftragten Perfonen es zu erachten, für die mög- 
liche Erwedung und Belebung eines wahrhaft frommen Sinnes in den zarten 
Gemüthern gerwiffenhafte Sorge zu tragen. Dazu genügt aber nit, die Kine 
der nur am Anfange und beim Schluſſe beten zu Iaffen. Es muß vielmehr die 
ganze Erziehungsweiſe darauf, als auf das höchſte und letzte Ziel hingerichtet 
und dahin gearbeitet werben, daß die Kleinen fhon von früher Jugend an Gott 
erfennen und lieben lernen, daß Lehre, Beifpiel und Uebung fie fortwährend 
und in ber rechten Art auf ihn und fen Gebot zurückweiſen, daß fie fih ganz 
von frommem chriſtlich ⸗ religiöſem Sinne durchdrungen fühlen, und das Gebet 
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ihnen nicht als eine Sache der bloßen Duoheßrit erſcheint, fonbern Bedürfniß 
des Lebens, Troſt und Freude wird.  - 

Auf diefen Mittelpunkt aller wahren. — ik auch bei . der übrigen 
Belhäftigung der Kinder- ſteis die geeignete Rüdficht zu nehmen. 

Dieſe Beſchäftigungsweiſe hat aber vornehmlich. darin zu befehen, daß die 
Sinuen« und Berftandesträfte der Kfeinen-an mannichfaltigen Aufgaben - geübt 
werben; daß man ihnen lehrreiche und erhauliche Geſchichten erzählt und fig 
diefelben nach kindlicher Art vom ihnen wieder erzählen läßt; ihnen bebentunge- 
volle Bilder oder ſonſtige Gegenſtände zur Betrachtung vorhält und ſich Darüber 
mit ihnen untenrebetz daß man kurze, inhaltreiche Denkſprüche und: Heine Lie- 
derperfe ihrem, Gebächtuifle einprägt, und. fie gewöhnt, dieſelben ohne Ziezerei, 
einfach und mit dem wahren. kindlichen Ausdrucke wieder zu geben,. und daß 
man fie außerdem anleitet, Teichte Handarbeiten zu verrichten, ſich dabei unter 
einander felbft zu unterflüäßen, und fo allmählig bie erforderliche Gewandthei 
des Geiſtes und des Leibes ſich anzueignen. 

8. Hiebei mögen die Pfleger und Aufſeher wohl bebenken dafı fie e8 mit 
Kindern zu thun haben, melden das Wahre und Gute noch nicht durch Ber 
flandesgründe zur Meberzeugung gebracht, fondern durch Beifpiel und Gewähr 
nung in die zarten Herzen eingepflangt und für ihr ganzes Leben lieb und 
werth gemacht werden fol. Diefer Grundfaß muß die ganze Bebandlungs · 
und Erziehungsweiſe in den Kleinkinderbewabranſtalten leiten, deren ‚große 
Aufgabe nur dann als gelöst zu betrachten ift, wenn burch Bbenfo liebevolle, 
als ernfte Behandlung, Aufrichtigkeit und Offenheit, Schamhaftigkeit und Nein- 
ſichteit, Ordnung und Puünktlichkelt, Dienſtfertigkeit und Mäßigung, Dantkbar⸗ 
kelt und Liebe, ſtrenger Gehorſam und Freude am nützlicher Thaͤtigkeit ſammit 
andern Tugenden des kindlichen Alters, den Kleinen zur Gewohnheit, ja gleich · 
fam zur andern Natut werben, und jenen eigentlich ſittlich frommen Sinn oder 
Eharakter begründen ; welcher dem Staate und der Rüge eine fihere und er» 
freufiche Bürgfchaft für die Jukunft gewährt, 

9 Die Aufſicht und Leitung der Kleinkinderbewahranftält I ben Unter 
nehmern zu überlaffem Die öffentfihen Behörden‘ aber haben dur witder- 
holte perfönliche Beſuche von dem genauen Vollzuge der vorgeſchriebenen Grund · 
fäße ſich zu überzeugen, bie Beſchaäftigungs ⸗ und ſonſtige Erziefungsmeife forg- 
fältig zu überwachen, ungerignete Abweichungen zu. rügen, und erforderlichen 
Falles ein ernfteres Einſchreiten u veranlaffen, | 
10. Die Auffielung ‚des benötpigten Perſonals if gleichfalls Sade der 
Unternehmer. Diefe haben jedoch die ‚gewählten Indivlduen der beircffendbem 
Polizei- und Schulbehörde zur Anzeige zu bringen, und, find. gehalten, den, Er- 
innerungen derſelben Gehör zu.geben, - wenn gegründete. IDEE gegen 
bie getroffene Wahl erhoben werben: können, T 


11. Es iſt aber keineswegs nothwendig, zur Kart und Pflege ber Krisen 
wur. folge Perſonen aufzunehmen, welche ſich dem Lehrberufe eigens ;getoibmet 
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und. ihre: Borbildbung in Schulfeminarien. und Ähnlichen Anftalten erworben 
baben. Esi genügt vielmehr vollländig, wenn dergleichen Leute das gegrüne 
dete Zeugniß eines frommen Sinnes, eines unbefholtenen Rufes und -eines 
tadelfofen Wandels für ſich haben, wenn fie noch in den fräftigern Lebensfah⸗ 
ren fiehen und heitern Gemüthes find; wenn fie fich einfach, Har und beſtimmt 
auszudrüden wiffen, mit der Freundlichkeit den rechten Ernft verbinden, und 
mit: der Sauftmuth und Geduld die nöthige Willenskraft und Beharrlichkeit 
vereinigen; ' insbefondere.aber, wenn fie Liebe, zu Kindern haben und fich der 
unentbehrlichen Gabe der Anregung und ber Mittheilung erfreuen, durch die 
fie allein mit Erfolg auf das Innere der Kleinen einzumirken vermögen. 

12, Finden e8 jedoch Schullehrer oder Schulgehülfen: iprer Neigung ans 
gemeffen, ſich bei. Kleintinderbewapranftalten verwenden zu laſſen, fo iſt ihnen 
diefes,. foferm fie fonft dazu befähigt find, bereitwillig zuzugeſtehen, weil fie da⸗ 
durch eine paflende Gelegenheit erhalten, ſich auf ihren Beruf als Lehrer und 
Erzieher theils vorzubereiten, theild: in demfelben weiter auszubilden, 

Für diefen Fall fol innen vorbehalten bleiben, die an biefen Anftalten zu⸗ 
gebrachte Zeit ihren Dienfljahren beizuzählen vorausgefeht jedoch, daß ſie vor⸗ 
her die Anftellungsprüfung fhon mit Erfolg befanden haben, und daß fie fich 
über ihre Leiftungen, fowie über ihren tadellofen Wandel durch gute Zeugniſſe 
aus zuweiſen vermögen. 

13. Eltern und Vormlinder können nicht gezwungen werden, ihre Kinder 
oder Pflegbefohlenen in eine Kleinkinperbewahranftalt. aufnehmen zu laſſen, 
wohl aber fleht e8 den Armenpflegen und Polizeibehörden frei, Kinder, welche 
entweder von ihren Eltern. getrennt werden müffen, ober für deren Erziehung 
ihnen aus andern Gründen die Fürforge obliegt, dahin unterzubringen, Wie 
der Eintritt, fo fol auch der Austritt frei und ungezwungen fepn. ... 

14. Die Borfieher können verlangen, daß die Kinder regelmäßig und rein⸗ 
lich in die Anſtalt gebracht und rechtzeitig wieder aus derſelben abgeholt wer⸗ 
den, daß die betheiligten Perſonen ſich überhaupt in die vorgeſchriebene Ord⸗ 
nung fügen und den Pflegern und Aufſehern die gebührende Achtung erweiſen, 
und daß auch von Seiten des Hauſes nach Möglichkeit für die Befoͤrderung * 
guten Zweckes mitgewirkt werde. 

Auch ſindeſie befugt, denjenigen Kindern die Aufnahme ober ben. — 
Beſuch der Anfßalt zu verſagen, ‚durch welche derſelben äußere oder innere Nach⸗ 
theile gebracht werden lönnen. Dagegen wird aber auch von, ihnen erwarteth 
daß ſie die Verhältniſſe der Eltern und Kinder genau berückſichtigen, keine über⸗ 
triebenen Forderungen san fie in Bezug auf Kleidung, fleißigen Beſuch der An⸗ 
ſtalt, pünktliches Entfohuldigen ber. Ausbieibenden und dergleichen Dinge ſtel⸗ 
len, dur die Kinder-wohlthätig, auf bie Erwachfenen zu wirken fuchen, und 
fi zum beffern Gedeihen der. Kleinen. in ſtetem Benehnten mit den Eltern er⸗ 
halten. 

15. Oeffentliche Prüfungen, feierliche Aufzüge, Dreiöbertheilungen, for 
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FR 
überhaupt Alles, was Eprgeiz, Eitelkeit und falfhe Selbfiliebe erzeugen lönnie, 
oder ſich fonft nicht mit diefem Kindesalter verträgt, bleibt unterfagt, 

Damit fol jedoch nicht verwehrt feyn, Die Kleinen” durch Unterflüßungen, 

Heine Geſchenke und dergleichen von Zeit zu Zeit zu ermuntern, und nament⸗ 
lich iſt zu geflatten, daß ihnen durch die Anflalt oder durch ſonſtige Wohlthäter 
zur Weihnachtszeit Freude bereitet werde. 
‘ 16, Die zur Errichtung und Unterhaltung: der Kleinfinberbewahranftalten 
erforderlichen Koften find nach den genehmigten Satzungen einer jeden aufzu- 
bringen, wobei, infoweit es erforderlich ift, die polizeiliche Auffiht einzutreten 
dat. 
17. Die Verwaltung des Bermögens dieſer Anfalten, bie. befallfige Rech⸗ 
nungsablage und die Heberwachung berfelben durch die öffentlichen Behörden, 
hat fih gleichfalls nach den genehmigten ftatutarifhen Befimmungen bei einer 
jeden derfelben zu richten. 

Den öffentlichen Behörden flieht jedoch ſtels die Befugniß gu, bei negebenen 
‚befonderer Beranlaflung von der Vermögensverwaltung unb den Rechnungen 
nähere Einficht zu nehmen. 

18. Löſen fich dergleichen Anftalten auf, ohne daß zuvor in gültiger Weife 
Beſtimmungen über das Bermögen getroffen worden find; fo fällt dasſelbe 
dem Orisſchulfonde zu. 

Nach diefen Borfriften if nunmehr bei Errichtung und Beauffihtigung 
ver ee genau und pünktlich zu verfahren: 


Viertes Eapitel, 
Leihhäuſer, Spartaffen. 
4. Band, p. 343. 


F. 257. Erlaß der Kreisregierung vom 12, Auguſt 1836, 
Amishl.. Na 39, p. Aal, die Errichtung von Sparfaffen in allen 
Kantonshauptorten betr. 


Die unterzeichnete Stelle hat wiederholt die Klagen vernehmen müſſen, 
über das häufig unregelmäßige Leben der Dienfiboten, Handwerksgeſellen und 
anderer junger Leute von unbemittelten Eltern. In der That ſieht man au 
einen großen Tpeil diefer Jugend einer ungezügelten Sucht zu Tanz und ans 
deren Belufigungen, dem Genuffe geiftiger Getränke, und beſonders das weib- 
liche Gefchlecht einem Hang zu Kleiderpracht ergeben, welche ihren Bermögend- 
verhältniffen und ihrer fünftigen Stellung tn der Gefellfhaft ganz unangemeffen 
iſt. Auf diefe Weife wird in voller Jugendkraft, in der Zeit. bed Ermwerbes, 
verſchwendet, was fpäter zu häuslicher Einrichtung, zur. Begründung eines Ge 
fihäftes und zur Erleichterung und Rettung in unvorpergefehenen Unglücksfällen 
dienen follte: Als Folge davon entfliehen Familien opne alles Bermögen, bie 
beim geringfien Unfall in gänzliche Verarmung BER: und ihren Helmatd- 
gemeinden zur Laft fallen. 
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Die verſchiedenen Mittel, welche zur Befeitigung dieſes Uebels in Vorſchlag 
gebracht wurden, waren größtentheils nicht auf Beſeitigung der Urſachen des- 
ſelben berechnet, und konnten daher, den erwünſchten Erfolg nicht. haben. 

WVermögendere Leute finden ſteis Gelegenbeit, ihr disponibles Geld nutz⸗ 
bringend anzulegen, weil ſie über größere Beträge zu verfügen haben, bie man 
ſchon zur Erwerbung eines Grundſtücks verwenden, oder mit Sicherheit auf 
Zinſen anlegen kann. Dienſtboten, Handwerksgeſellen und andere junge Leute 
armer Eltern erübrigen aber ſteils nur geringere Beträge, welche zu ‚einer. fol- 
chen Verwendung nicht zureichen, und die fie. ‚oft ſelbſt nur mit Gefahr bes 
Berluftes aufbewahren. können. Sie laſſen ſich daher, in der Regel nur zu 
leicht beflimmen , alles was fie verdienen, auf Genüfle au verwenden, ‚welche 
meiſtentheils bie nashtpeifigften Folgen felbfi auf. ihre Moralität, und, auf, ihr 
ganzes künftiges Leben haben. | 

Scqhon früher hat man, bie neberzeugung gewonnen, daß, bem "unfefigen 
ber unvermögenden Klaſſe bes Bolfes Gelegenheit gegeben wird, ihre zur 
augenbliclichen Vefrledigung teeller Bebürfniffe'nicht nöthigen geringen Geld» 
Hörräthe nutzbringend für die Zukunft: anzulegen. Man hat daher Spärtäffen 
für diefe Klafle des Volkes errichtet, und der Erfolg hat anzeigt, wie dilugend 
das Bedürfniß derſelben war. * 

In den Sparkaſſen, welche in ſuimmichen Krelien des ebricreid⸗ beſtehen, 
ſind bereits vier und eine halbe Million Gulden angelegt/ wövon aber den 
Rheinkreis vor der Hand nur eirea 12000 fl. treffen, da außer der in der 
Stadt Speyer errichteten Sparkaſſe noch keine andere im: Kreife in Aktivität 

ie, Indeſſen ſind in den Städten Landauz: Zweibrücken, Kaiferdlautern und 
Sranfentpal die Statuten PR: —— und von ei — 
worden. 


Da aber alle dieſe Auftalten nur für das anfn⸗ der Gemnanen, in 
welchen fie ſich befinden, beſtimmt ſind, ſo wird dem Uebel, dem man durch 
Sparkaſſen begegnen will, nur lokal abgeholfen, und es muß als eine Pflicht 
der Verwaltung sauerfannt werben, durch eingteifendere Maaßregeln die wohl⸗ 
thätigen Folgen der — auf Grktiang Ober ee Mann“ — 
meiner zu verbreiten. 

Wo daher uach den obigen Voratſedünen das Bedürfnig toider Anflal⸗ 
ten ſich zeigt, was namenilich in fämmtlichen Städten des Kreifes der ‚Ball iR, 
die Mittel au ihrer Errichtung anfgefucht und aufgefunden werben, * 


Die Koͤntgl. Landkommiſſatlate werden demnach angewleſen, bie ‚Einfeit- 
ungen zur Ertihtung von Sparkaſſen vorläufig in allen Baniondfanniig zu 
suchen, » 
Zu dem Ende Laßt man, bie von. Könlatı Euininifekue — 
nern bexeitg mebmigten Statuten, ber, Sparkaſſe in Fraukenihal ala! Vorbild 
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"Hier folgen, und erwartet vom dem Cifer der Königl. Landkommiffariate, das 
fie Diefer anf den Wohlſtand und die Moralität der unbemittelten Klaſſe des 
Volkes fegenreich einwirkenden Einrichtung ihre volle und ungelheflte Auf. 
merkſamkeit zuwenden, und dadurch das Wohlwollen der Königl. Staats 
regierung und den Dank Iprer Berwalteten ſich zu erwerben nicht unter- 
en 
Statuten 
‘der Branfenthaler Sparkaffe, nah dem Stadtrathöbeſchluß vom 23. Mat 183, 
3.9 and der hohen Regierungsenifchließfung vom 23. Dezember 1835, zufolge 
darin vorgenommenen Mobififationen. 


Art. 1. Der Zwed der Sparfafle if vorzugsweiſe den wenig bemitiel⸗ 
ten Einwohnern der Stadt Frankenthal, den Taglöhnern, Dienfiboten und ben 
unbemittelten Kindern bis zu ihrem zurüdgelegten 15ten Lebensjahre ohne Um 
„terfipied, Gelegenheit zu geben, ihre Erfparniffe in Meinen Beträgen und gegen 
Bezahlung von Zinſen mit Sicherheit anzulegen. | 


n. 7; Art. 3. Die Stadtgemeinde baftet mit ihrem ganzen Bermögen für 
bie in bie Sparkaſſe eingelegten Gelder-fammt Zinfen, und trägt die Bnnd 
tungskoſten. 

Die Theilnehmer haben daher für ihre Einlagen nicht nur feinen Berlaf 
u fürdien, fondern es find auch alle auf die Sparkafle . — Gr 

Achaͤfte ganz unentgeldlich. 

Art. 3. Das Inſtitut der. Syartaſſe Arbt dunaͤchſi unter der aafigt dei 

Bürgermeiſters der Bezirtöftadt Frankenthal. 

3 Die: unmittelbare Berwaltung.beforgen ‚Hier Bürger, * der Siadtrath 

auf drei Jahre erwählt und eidlich verpflichten läßt. 

Verſchwiegenheit iſt ihnen beſonders zur Pflicht gemacht. 

«5 + Die ausſstretenden Verwalter können wieder gewählt werben. 

ı Art. 4. In die Sparkaſſe können Feine — jedoch — unter breißis 
—— eingelegt werden. 

) Das höchſte Einlagequantum, weitet. in — — — werden 

„Tann, it auf Einpundert Gulden, fo wie der höchſte Betrag einer und wer 
felben Perfon auf Dreihundert Gulden fefigefegt bleidt. Im letzien Falk 
müſſen aber die Zinfen jedes, Jahr am, Berfalltag ‚erhoben, indem ſolche nid 
mieht kapitaliſirt werben koͤnnen. 

Um den Dienſtboten Gelegenheit zu geben, einen Sprit ihres dedee⸗ 
der Sparfamfeit zu widmen, find befonders die vier Ziele, als Oferr, 
Zohbanni, Migaeli und Welbnachten zur Annahme ber Einlagen 

beſtimmt. 

Diejenigen Gelder, welche an dieſen Terminen und in den darauf folger · 

den S Zugen der Anſtalt überbracht werden, wetden von dem erſten Tage dei 

auf die Zieltage folgenden Monato an verzinſet. Zwar werden außerdem aus 
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bas ganze Jahr hindurch, an einem durch die Verwaltung ber Sparkafle zu 
befimmenden Tage In jeder Woche, Einlagen angenommen, jedoch find biefe 
in der Zwifchenzeit überbrachten Beliräge ext von dem nächſten Zieltage an, 
verzinslich. 

Von Kindern kann jedoch ohne Mitwirkung ihrer Eltern oder Vormünder 
feine Einlage empfangen werden. 

Art.5, Die Berwaltung der Sparkaffe ift befugt, einzelne Einlagen, 
wenn fie mit ‚dem. Zwedce der Anftalt nicht vereinbarlih find, die Annahme 
ju verweigern, und bie, bereits angenommenen Einlagen nebft Zinfen zurüd 
zu geben, 

Art, 6. Den Einlegern wirb ein mit einer Nummer bezeichnetes auf deren 
Namen geftelltes und von dem als Kaffier ernannten Mitgliede der Verwaltung 
lontraſigniries Duittüngsbuch übergeben, und in basfelbe der jedesmalige Ber 
trag der geleifteten oder empfangenen Zahlungen von dem Kaffier und. von 
einem andern Mitgliebe der Berwaltung eigenhändig, und mit Belfügung bes 
Datums verzeichnet. | 

Art 7. Dies Duittungsbuch iſt nur für die Eigentümer und. für veffen 
Erbe gültig, es iR unveräußerlich und unverpfändbar. 

Ber daher in die Sparkaſſe Gelver einlegt, ber verzichtet in Kraft biefer 
Beflimmung auf das Recht der Berpfändung oder Veräußerung feines Quit⸗ 
tungsbuches. 

Alles dieſes jedoch unheſchadet det ‚Rechte eines Dritten, welche er. auf bie 
in.der Spartaffe eingelegten Gelder und Zinfen im Wege des gerichtlichen 
Berfahrens geltend machen könnte. 

Der Erbe, fo fern er in eine.der im Art. 1 bezeichneten Kathegorien 
gehört, und das Geld feines Erblaſſers aus ber Sparkaffe nicht zurüdziehen 
will, iſt gehalten, das Duittungsbud auf feinen Namen umſchreiben zu laſſen. 


Art. 8. Die Einlagen unter fünf und zwanzig Gulden werben mit zwei 
Kreuzer vom Gulden, fohin mit Drei ein Drittel Prozent verzinfet. 

Benn-aber die Einlage. gleih anfänglih fünf und zwanzig Gulden be- 
trägt, oder durch fortgefeßte Sparfamkeit oder durch Anwuchs der Zinſen diefen 
Beirag erzeicht, fo wird ‚fie zu vier Gulden vom Hunbert verzinfet. 

Man bepält fih vor, nah Maaßgabe der Refultate der Rechnungen, feiner 
Zeit einen höheren Zingfuß zu bewilligen. 

Art. 9. Die Zinfenberehnung findet in ber Regel alljährlih an ben 
im Art. 4 erwähnten Perloden Ratt ‚ and zwar für das an benfelben abge» 
faufene Jahr. 

Die Zinſen von einer Einlage von fünf und zwanzig Gulden bis zu drei⸗ 
huudert Gulden, werden zu dem Kapital geſchlagen, und gleich dieſem verzin⸗ 
ſet. Ebenſo jene von einer Bintage unter 25 Gulden, fobald fie .. — 
betragen. . 

88 . 
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Art, 10. Die Bezaplung der Zinfen erfolgt nur mit der Zurüdgabe ber 
Einlagsſumme. 

Außer dieſem Falle wird, wenn nicht beſonders dringende Urſachen ange⸗ 
führt werden, Feine feparate Zinszahlung geleiſtet. 

Auch werden von den, vor Ablauf eines Jahrs zurüdgeforberten und bes 
zahlten Einlagen feine Zinfen fürs laufende und’ verfloffene Quartal vergütet, 


Art. 11. Die Einlagen können in der Regel erfi nah vorheriger einvier- 
telfähriger Auffündigung zurüdgefordert werben, doch kann bei ermwiefenen 
Nothfällen die Zurücdzaplung der Einlagsfumme fammt Zinfen au vor Ab» 
lauf diefer Zeit erfolgen. 

Zahlungen fönnen nur an den Eigentpümer, oder an deſſen gefeßliche 
Stellvertreter, und jedoch nur im Falle bewiefener Berhinderung an gehörig 
Bevollmächtigte geleiftet werden. An Kinder fann ohne Mitwirkung ihrer El⸗ 
tern oder Bormünder nichts bezahlt werden, 


Art. 12. Jeder Theilnehmer hat an dem auf feinem Quittungsbuche ber 
zeichneten Zieltage dasfelbe der Berwaltung der Sparlaffe vorzulegen, damit 
die rechnungsmäßigen Einträge gemacht werben. Sollte fih ein Theilnehmer 
während fünf Jahren weder bei der Kaffe gemeldet, noch etwas von feinem 
Guthaben bezogen haben, auch fein Aufenthalt bei der Polizeibehörde nicht er- 
fragt. werden fünnen, fo wird feine Einlage fammt Zinfen bei der Sparkaſſe 
depontrt, von nun an aber nicht mehr verzinfet, 


Art. 13: Wenn das Duittungsbuh dem Eigentümer abhanden kommen 
würde, fo hat derfelbe die Berwaltung fogleich in Kenntniß zu feßen, damit auf 
feine Koften die Belanntmahung durch das Wochenblatt bewirkt, und das 
Quittungsbuch ald ungültig erklärt werde. | 

Erf nah Berlauf des in der Bekanntmachung feſtgeſetzten Termind 
von vier Wochen, kann der Betrag der Einlage fammt Zinfen an den 
befannten Einleger bezahlt, oder ihm ein Duplikat bes Duittungsbuches aus 
gefertiget werden.. 


Art. 14, Bier Wochen nad) Ablauf eines jeden Jahres, ftellet die Verwal 
tung der Sparfaffe über Einnahme und Ausgabe förmliche Rechnung, und 
übergibt fie fammt den Belegen dem Bürgermeifter, um dem Stabtrathe zur 
Revifion vorgelegt zu werben. 

Die Rechnung wird fodann fammt den Erinnerungen des Stabtraihes bem 
Könige, Landlommiffariate Frankenthal, und bush — der Königl. Regier⸗ 
ung zum definitiven Abſchluſſe überreicht. 

Wenn die Rechnung richtig befunden worden, fo wird fie ſummariſch und 
ohne Benennung der Gläubiger oder Schuldner, fondern bloß durch Bezeich⸗ 
nung mit den Nummern der. Quittungsbüchelchen, und mit ben Buchftaben der 
Dbligatiorien über die von der Sparkaſſe ausgeliehenen Gelder, durd das 
Wochenblait zur Kenntniß des Publitums gebracht. 
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Das Original der Rechnung fammt Belegen wird während eiues Monats 
nach erfolgtem Abfchluffe indem Lokale der Sparkaffe aufgelegt, damit jeder 
Theilnehmer, fo weit es fein Intereſſe betrifft, von der Ordnung und Gefeß- 
lichkeit des Verfahrens fich felbft Ueberzeugung verfchaffen könne. 

Alfo im Original gefertigt zu Frankenthal den 11. Jänner 1836. — 


$. 258. Verfügung der Kreisregierung vom 10. November 
1836, Amtsbl. M 58, p- 621, die Sparfafferehnung der Stadt 
Speyer betr. 

Zur Erzielung der Gleichförmigfeit im Rechnungsweſen der verfchiedenen 
im Kreife beftebenden und noch zu errichtenden Sparkaffen, läßt man hiernach 
Formulare von den bei der Sparkaffe zu Speyer eingeführten und von ber 
unterfertigten Stelle gutgeheißenen Gefhäftsbüdern abdruden, nach welchen bie 
Berwaltungen der übrigen Sparlaffen bie iprigen zu führen haben, 
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No 
der Binlage 


No. des 


Kontofurrent 








RNehnung der Sparkaffe zu N. 


von Weihnachten 1835 bis dahin 1836, geftellt durch den Nechner NN. zu N. 


Ginnahme 


Nüdftand von voriger Rechnung. 
Art. 1. Kafjenvorrath resp. Paſſivrezeß des Nechners nach voriger Rechnung laut Ab— 
ſchluß Königl. Regierung von ; 1836 . N : 


Abgetragene Kapitalien. 
Urt. 2. Die Stadt Speyer trägt ab unterm 25. September 1336 dad sub Art. 9 vor: 
getragene Kapital mit ® ; : : 
2: A — 


Snuage im laufenden Rechnungsjahr. 
Laut Zeugniß der Verwaltungskommiſſion fanden folgende Ginlagen ſtatt: 





Beträge | Beträge 
unter25fl |von 25 fl. 

daber nur|u.darüber| . Total. 
zu 3'/; daher zu 

verzinsi.| A 0% 








verziugl, 
Auf Ziel Dftern. %r Gl # |& 
Art. 3. Von .N . ’ ' j : * — = a ? 
Art, 4. Von R. M.. — — 10— 
(u 4%, verzindlih, weil N. N. ſchon sub M. Ziel 
.  eine-Einlage-von-25-# gemacht hat.) ıc. ıc. . 1 600— 


td . . Mole! s20l- 


346 
1427| 6 


10001 — 
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nn | Ginnahme 
55 
&| € Beträge | Beträge ß 
sie 5 unter25fl.|pon 25 fl 
$5 2 dahernurfu,darüber| Total’ 
Sig: zu 3'/, Y,|daher zu 
8 3 verzinsl. J A 046 
u: Me berzindl. | 
f ol # Iel # Io 
Auf Ziel Johanni. 
| 204| 102 Art. 5. Von NM. . . : z £ — — 501 — 
TEE n — I1—11320)— 
Total i — |—113701— 113701 — 
Auf Ziel Michaeli. 
300) 103 Art. 6. Bon NN . j . ; i ; 10 1 — — 
8: 8%; ; ; } ; F ; : ae 12001 — 
Total . ' 10] — [1200| — [1210| — 
. Auf Ziel Weihnachten. 
405) 104 Art. . Von i.N_. £ ; ä ; ; B 5l— — 





| ie: IE 3. : 5 . i ; ; i he 960 — 
| Total 5|—| 960|--1:965|— 


Total der Ginlagen im laufenden NRechnungdjahre . 14165 
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Ginnahbme 





ver Belege. 


Nummer 





Zinfen von ausgeliehenen Kapitalten, berechnet ohne Rücjicht auf die Verjellat von —— 
1835 bis dahin 1836 zu 5%. 









| * Ss — = E:-] s F 
| =3I 3 Namen Datum Rn Feel 5 SEN. 8 
„31 22 a) der Schuldurfunde, — 2551 = 25123 
z&| $8 “er b) der Sypotpefarine | 2 |Es8l 8 |&% |5 
a —— feription = |13°& 75 
2 * & * e 
| | | Aa A Io 4 Sl / ul / 
| 81 10001 —1Stadt Speyer Schuldfihein vom 24. De: | 50I—] 50/—] 100|—I 50 50 — 
| | zember 1831. 
| 9 1000| Dieſelbe id. vom 1. Juli 1835. | 37308 255] 621306230] — |—I 
| (Laut Artikel 2 wurde diefed Kapital am 25. | | 
1 September 1836 abgetragen, daher der Zind ww ! | | | 
auch nur bis dabin für tel Jahr bereihnet | 4 
ae wurde.) | | | | 
4 10] S00—|R. N. zu N. a) 3. Juni 1833. 25] 10-1] 35/—] 35 = — — — 
"Sign Van u Susan "7 159° 3.7"Sunt 1833 Eu; ya ist Zapee) Kite: 1 f 
11 °ABE2LH—|N. N zu N. a) 25. März 1836, | 180156] — — 180556] —I—I 180/561 


b) 29.' iv. ip. 


ne * ———— 222 27 222 ee io En IT ei nt Sem TE ET ET ———— wer en. a em — 21 
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58 
25 Einnahme. 
Rx 
a 
| Zinfen von ausgeliehenen Kapitalien, berechnet ohne Rückſicht auf die Verfallzeit von Weihnachten 
| 1835 bis dahin 1836 zu 5 %. 
| ö— —— — —— —— — 
| — un; = 5 = 41 
— * Namen Datum > I®.8:| , 1.8 115% 
3 SE Ba a) der Schulvurfunde, — 35517 3 B ji 5 
551 38 3 b) ver Hypothekarin⸗ 2 esel % >iı I5%2 
* F Ale Schnldner feription. * * * = > - = 
= ö 5 EB ik N 
(Neu angelegt, ſiehe Art. 15, und find die Zinien | 4 In] Z Ix| # I!ol # 1o #1 
| vom 25. März 1836 an für Rtel Jahre zu reinen ) | r 
| 121 4780 — A * | FE FU 239 — | 3915] 278115] 278115] — |— 
| 12105|— he 2 e. 0 2 53226| 124115] 656JA1] a25lad] 230]56 
1000| — geben ab ais abgetragen, ſiehe Art 2 
| | 11105] [bleibt Kapitalvermögen an Weihnachten 1836. | 
| — Biederholung. 1: h 
ee Rückſtand von voriger Rechnung mn 427€ 
Abgetragene Kapitalien . i F . ; s .. 11000 
Ginlagen im laufenden Rechnunghjahr . 441416531 
Zinſen von ausgeliehenen Kapitalien 425145 


Geſammteinnahme - 18017151 


- rat, em — — = 
— — — — — - 2 — ——-- - 
- - - ar a rn nn ae ẽ— 
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Nummer 


: der des 
Ein-Con— 
la⸗ to⸗ 
gen. | Sur. 


"519u98] 5 








UT IE PT TE 





Verwaltungskoſten. 
Art. 13; An Buchbinder N, N. für Einband gegenwärtiger Rechnung ſammt Belegen 


— 





- laut quittirter Rechnung Ä 175 
Art, 14. An denfelben für ein neued Ginlagebuch, Konfo-Kurrenibud, Debitorenbudh und 
ſonſtige Schreibmaterialien  . ; —— — .4 10— 
| x. x. 8. Def u Fra CH SE 2 
Neu angelegte Rapitdtien. | | I} 
Art 15 MN, zu N. erhielt laut Obligation vom 25. März, Inferibier den 29 März | 
18836 in Folge beiliegender Autorijatton Des Königl. Yandfommiffariats ein: vom |! 
25. März 1836 an verzindliched Kapital von .| =  ). =" » 148251 
x. x. x. | ' 
Ä 1 
Zurückbezahlte Einlagen mit Zinſen. 
| | laut ver beigefügten Duittungsbücher . | | 
AL 10. N. N⸗behielt· nach voriger ia — Ziel Weihnachten mit Au 4IE 
Zinfen gut . 5 j ; .112 28 
Hiezu Zins bis Weihnachten 1836 & ı% i cr 5 4 29 
welches Guthaben auf Weihnachten 1836 ausbezahlt wurde mit . . 116157 


— — er — m. — en an ee eu A. 


609 


Dritte Abtheilung. — Armenweſen. 





Nummer 
der Belege. | 


Nummer 


der | ded 
Gine Con— 
la: to: 
gen. | Eur. 


6| 1031 85 








7] 310] 105 


| 
| 


Art. 17. MN. 





Uebertrag 


deſſen Guthaben enuns auf Ziel —— 





beträgt 

welches den 10. Juni 1836 zurückbezahlt wurde, und zwar ohne Sin: 
fen, da die Ginlage 2 fein ‚ganzes Jahr alt * (vide Art. . ber 
Statuten) .»  . ss — — 


Total der zurückbezahlten Einlagen und Zinſen 


betiug . ; : 52 — 

Hiezu Zins bis Oftern 1836 4 40 2 5 

54 5 

Den 30. April wurden hievon zurüdbezahlt . A i A 45 

Reſt verzinslih von Dftern 1836 an . 50 — 

— — 
Art. 18. N. MN vejjen Guthaben nach voriger Rechnung auf Ziel Michaeli 

— 





11657 


Den 
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5— 


2135]16) 
2261 |18 


ng von 


Ihr. ie —— ber Berfaffung te. 
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BD iederho lung 
Derwaltungskoften . s, . ⸗ . . 
Neu angelegte Kapitalien ! 4 . . . . . . 
——— Einlagen und Be . . . . — — 
Geſammtausgabe 


Abgleichung. 


Die Geſammteinnahme beträgt . . 
Die Geſammtauegabe 


‘ 


fage (in Worten) 


+ 


Die Schulvigfeit der Redner resp. * — * 


3ufammenfellung 
der Activen und Pafjiven der Sparkaſſe an Weihnachten (25. Dezember) 1836, 


Activa 


Kaffenvorrath nad gegenwärtiger Rechnung . . 
Außgeliebene Kapitalien . . 
Rückſtändige Zinjen bis 25, Dezember 1836 . 


Paſſiva. 


Solche beſtehen in den noch nicht zurückbezahllen Einlagen und Zinſen, 
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+ 
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. D — 
————— ct I Hierunter find begriffen: 
echnung. 25 Bemerkungen. 
* ẽ = 8 NB ügli 
Zu: — a .I22 « Hier find vorzüglich di 
= = s 2Tr 4 5x55 — mon die zu 
und — ri eS <z1 - .51 8-3 5 früfbssahlteen Einlagen verrech 
= E BE | zs2zeäl-e$| 2 =’ 5 [net find, anzugeben, und in je 
Borna I =. 1% Me - z mSs|.sSsıe>3 5 [ren Säten, wo ein Deponent 
I 5 ———— 1535 51 © 2013 915 an verfchiedenen Zielen Einla⸗ 
men a’ 81 -S2lec28]| = 32] 3 N al —— 57 » [gen gemacht hat, das betreffende 
— 52513328 — 15 J — 9 2 Re S [piet und die Nummer der Ei 
En al 2% — — x. . Hage anzugeben, da nach dem 
Depo⸗ 5751—732315353 SAN nee „3, [&efammspetrag der von einem, 
— — 55212322153 Em&| 3-2] 3 7 ond demſelben Deponenten zu 
nenten. | = zn = ee 3 SISSFL * 25 aut habenden Eumme der an: 
> 2 = zZ u PR =; zumwendende Zinsfuh fich 
er > 81 27 51.855 richtet 
5 * — aan Zee s 
3 8 F = = =» = = = = * 
5 * 52 
#2] # |% | # 0] A — 


AN, — II — — 


. ⁊c. a ee 


Total 21 130 ra Eos 
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Auf Ziel Michaeli. 


MN. 6|—I — |12 6—I — 174] — — 
NM. N — — — — — /—[ — |—] 10/24]vide Ziel Joh. Mu 30. 
NR I — — — — — /-1 — — — vide Urt. 18 d. Rechng. 
Ic. ⁊c. — — — |— I Bere De 1144 = 

= lg = 


Total 61 — — 12411154124 
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Beträge von 25 fl. und daruber 
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der Statuten. 
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Hterunter find begriffen: 





Bemerfung 


NB. Sier find vorzüglich die 
Artikel, unter weichen Die Au: 
rückbezaͤhlten Einlagen verrech:! 
net ſind, anzugeben, und in je⸗ 
nen Fällen, wo ein Deponent 
an onkhiehenen Zielen Einta:) 
gen gemacht hat, das betrerfende 
Ziel und Die Nummer der Ein: 
lage anzugeben, da nach dem 
Gelammebefrag der von einem 
und demfelben Deponenten zu) 
gut habenden Summe der ans 

zuwendende Zinsfuß fich 

richtet. 








vide Art 16 d. Rechng. | 
vide ZielOftern MM. 301.) 
u. Ziel Joh. Ma 107. 





Simmtliche Ginlagen mit Zinfen bie zu den beiveffenden Zielen betragen deninach 


Hiezu kommen: 


1. Die proviſoriſch berechneten Zinfen. yon 
‚von- jedem ber bemerkten Zielen. bis zu 


tiva ebenfalls Berechnet ſind, als 
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Öefammtbetrag der Pafjiva 


den ‚oben derzeichnehtn Ginlagen _nebft erworbenen Zinjen 
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— © Speer, den 9. debruar issa.— Er | er 


Bilanıy re u: 


‚Die Action ‚betragen . et. . — a a — — 12231 29 
Die Paſſiva 1") . + * + . + + . r . + — 11863 10 


Gewinn für die Sparkaſſe bis Weihnachten 186° .* _& 368 19 


Aiſo gegenwärtige Rechnung aufgeſtellt und als wahrhaft beſtätigt. | 
Speyer, den 30. Jänner 1837. 
Durch den Rechner der Sparkaffe. 
N. R. 


Gegenwärtige Rechnung wurde auf den Grund der vorhergehenden Rechnung, ſowie des Haupt: 
Einlagebuchs, des Kontokurrent, des Debitorenbuches, des Kaſſajournals und der hier beigefügten Einnahms— 
und a aa geprüft und richtig befunden, daher 


un. 











die Sinnabme auf . . . . I — 8017 51 
| die Auegabe auf. . Er . . A ul“ . © 122 18 
—— nn. es. Mr Kaffenvorratf auf eh 25 0 
- (in Worten) 5* | 
Sämmtliche Activa auf. ee A ie a ER. 
" Paſſiva auf. . . #% [1 X “ 1 1 863 10 
Der Gewinn für bie Sparkaſſe « an Weihnathien 1836 Fomit auf -. R 368 19 


abgeſchloſſen. 


5 Se 2 Pu Die Berwaltungsommifflon, 7* 
* * N. N. N. N. N. N. 


Für. den Abſchiuß Konigl. Megierung iſt ein Blatt freizulaſſen— 
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$. 259. . Eine wiederholte Aufforderung an die Landkommiſſa⸗ 
riate, die Ortsbehörden zur Gründung von Sparfaffen anzuhalten, 
vom 21. Auguft 1841, fiehe Amtsbl. Mi 56, p. 458. 


F. 260. Statuten des Leihhaufes zu Landau, Amtsbl. M 16 
vom Jahre 1842, p. 157. 

Unter Vorbehalt höherer Genehmigung wird zur Steuer des Wuchers und 
zum Beten der bürftigen Volksklaſſe die Errichtung eines Leihhauſes in Lan⸗ 
dau unter folgenden Beſtimmungen befchloffen : 

$. 1. Zur Bildung des Fonds dieſer Anftalt werben die erforderlichen 
Gelder gegen 5%, vorzugsweiſe aus der Sparkaffe aufgenommen und für deren 
fihere Rüdzaplung wird von der Stadt Landau Garantie geleiftet. Im Falle 
der Ungulänglichteit der baaren Mittel diefer Kaffe follen die verfügbaren Ka- 
pitalien des Eivilhofpitals dazu verwendet oder die bisponible Baarfchaft ver 
Stadtkaffe momentan benüßt werben. Kapitalien von tofafvereinen, Korpora- 
tionen, »gefchloffenen Gefellfchaften und Stiftungen können ebenfalls zu 5% 
angenommen werben. Anleihen von Privaten dagegen follen vorberfand und 
bis deren Annahme dringend erfcheint, ausgefchloffen bleiben, | 

$. 2. Das für die Leihanftalt auszumittelnde und einzurichtende Lokal 
foll gegen Einbruch und Feuersgefahr gehörig geſichert, der ungefähre Wertp 
der Pfänder affekurirt und das Haus von dem Leihhausdiener bewohnt werden. 

$. 3, "Zur Verſetzung und Auslöfung der Pfänder hat die Pfandhaus— 
fommiffion wenigflens drei Tage per Sege zu befimmen und die Büreauſtun⸗ 
den feflzufeßen. 

64 Geringer ald 1 Gulden und höper als * Gulder werden vorder⸗ 
hand keine Gelder auf Pfänder ausgeliehen. 

$. 5. Als Pfänder werden angenommen: Gold, Sitber, Kupfer, Meffing, 
Zinn, Blei, fammeine, feidene, Teinene, wollene oder baumollene Zeuge, Kleid- 
ungsftüde und alle übrigen Gegenftände, welche nicht dem Berderben oder. einem 
wandelbaren Werthe zu fehr unterworfen find, oder einen allzugroßen Raum 
erfordern, wie Getreide, flüffige Sachen, Pelzwaaren, Spiegel, Büder, Ge» 
mälde, Kupferflihe u. dgl, Auf liegende Güter, Obligationen, Wechſel, Hand» 
fpriften, Beſoldungsſcheine, Kirchengerätpe, Armaturflüde nnd Munition werden 
feine Gelver geliehen. 

$. 6. Auf Gold und Silber follen drei Viertheile, auf alle übrigen Pfän- 
ber aber die Hälfte ihres abgefchägten Werthes dargeliehen werben. 

$.7. Die Abſchätzung der Pfänder gefchieht nach ihrem wahren Werthe 
ohne Einrechnung des Kunſtwerthes, Gold und Silber und alle übrigen Me- 
talle werden blos nach dem Gewicht und ihrem innern Gehalt, ohne Rüdficht 
auf bie Fason, abgeſchätzt. 

8. 8. Die Zinfe werben vorberpand auf zehn vom. Hundert feflgefeßt. 
Bei der Verrechnung ber Zinfe werden 30 Zage für einen Monat, 14 Tage 


- 


N 
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für einen ‚halben, :eine Woche fowie einzelne So we /, — angenommen, 
und Kreuzerbrüche für voll gerechnet. 

6. 9. Auf kürzere Zelt als auf einen Monat, ‚ und * längere Zeit als 
6 Monate hat Fein Anleden auf Pfänder flat. Im Falle einer bevorfiehenden 
Blokade der Stadt hat jedoch bie ana ine die Befugniß, die Ein- 
löfungsfrift abzufürzen. 

$. 10. An jedes Pfand, welches in dem Leihhaufe hinterlegt wird, wirb 
auf einem Zettel die Nummer angeheftet, unter welcher das Pfand in dem 
Pandregifler eingetragen ifl.. 

$.41.. Nach gefchehener Ablieferung bes Pfandes und nach — 
Darlehen empfängt ber Verpfänder einen von dem Kaſſier und einem Verwal⸗ 
ter gemeinfchaftlich unterfpriebenen Pfandſchein, welcher die Nummer des Pfan⸗ 
des, den Tag, die Summe und die Dauer des Darlehens, die Befrhreibung 
und. die Tare des Pfandes, den Namen bed Tarators und ben Tag der: Aus⸗ 
fertigung enthält, Da: die Pfandfcheine au ‚porteur .auggeflellt werben, fo hat 
lein Berpfänder nöthig, feinen Namen anzugeben. 

F. 12. Die verfeßten- Pfänder müflen gegen Rüderftattung des darauf 
empfangenen Darlehens, gegen Erlegung der Zinfe und ‚gegen Rüdgabe des 
Pandfheines vor Ablauf der Verpfändungszeit ausgelöfet werben. Nach Ver⸗ 
lauf: dieſer Zeit oder; nach, Ablauf der durch die Kommilfion im Falle-des $. 9 
feſtgeſetzten Friſt hat das Leiphaus das Recht, die -Pfänder zu verfleigern ; doc) 
kann gegen Zahlung. bes doppelten Beirags der vom Tage der Berfallzeit ent⸗ 
ftandenen Zinfe die Auslöfung bie zum Abend des letzten Büreautags vor ber 
Berfleigerung noch flatt finden. | 

$, 13, Beim Eintritte der Berfallgeit kann jedoch das Anlehen auf weitere 
6 Monate ‚gegen Entrichtung der verfallenen Zinſe erneuert werben, voraus⸗ 
geſetzt, daß das Pfand:indeflen an feinem Werthe nichts verloren hat, ober 
durch weitere Aufbewahrung desſelben fein. Berluft. zu befürdten if, Bei 
diefer Erneuerung wird der Pfandſchein zurüdgegeben und ein neuer Pfandr 
ſchein, in welchem die Nummer des vorigen zugleich mit bemerkt wird, audr 
gefertigt. 

6, 14. Es if jedem. Berpfänder unbenommen , fein Pfand vor dem, Ein- 
tritte der in dem Pfandfchein feftgefeßten Zeit einzulöfen. 

$. 15. Am Ende jeder- Woche müflen die verfallenen Pfänder dem Re 
Rantenbuche eingeiragen, alle drei Monate, oder wie fih die Gegenſtände häufen, 
eine. Auctiondanzeige formirt und mit- dem öffentlichen Verkauf vorgefahren 
werden. Der lebererlös wird, mach, Abzug der Zinfe, dem: Inhaber, des 
Pfandfcheines auf Anmelden behaͤndiget. Nach Umlauf eines Jahrs von dem 
Zage der Berfallzeit ift der Pfandſchein ungiltig und das Unierpfand ober 
Uebererlös ald dem Leihhaus heimgefallen: zu betrachten. 

$. 16. Die zur Verfieigerung beſtimmten Pfänber follen nach dem Belange 
ber Darauf gelichenen Summe mit Belfchlagung der rückſtändigen Zinfe, aus⸗ 
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geboten, und bei erfolgenden ‚Mehrgeboten dem letztbietenden Steigerer zuge 
ſchlagen, ohne Mebergebot jedoch zurüdgezogen, um. bei einer fpätern Berfitiger- 
ung wieder borgenommen, ober nach Befinden bem Taxator überlaſſen zu⸗ wer⸗ 
den. Die Verfleigerung findet gegen baare Zahlung und mit Ausbedingung 
vor Ffr. per Gulden zur Beſtreitung der Strfeigerungstoften — auenſal 
ſige Koſtenüberſchüſſe fallen der Anſtalt heim. 

$. 17. Wenn ein Pfandſchein verloren geht, ſo wird das deihdare auf 
die ihm davon gemachte Anzeige den Pfandſchein vormerken, ſolchen, wenn er 
produzirt wird, einbehalten und den Inhaber von der Einſprache und den 
Anzeiger von dem Borfalle in Kenntniß ſetzen. Beiden “bleibt demnächſt 
überlaffen, ihre Sache auszutragen, ohne daß jedoch dardurch die Borfüg 
ungebefugniß der Dratdpauävertbalttng über den VE gehemmt 
werden Tann, 

6. 18. Wäre der Pfandſchein gänzlich zu Scunde genangen , beffen Eim 
lieferung ſonach gar nicht mehr möglich, fo Hat fih der. Berpfänder über: das 
Eigentum des Pfandes genügend auszuweiſen,, "worauf demfelben das Pfand 
ausgeliefert wird, fobald auf feine Koflen der verlorene Pfandfchein' mittel 
breimaliger Einrückung im Lofal-Wocenblatt als nichtig erklärt feyn wird, und 
zwar 4 Wochen nad) Ericheinen der letzten Bekanntmachung. 

$. 19. Berfällt der Eigentpümer eines Pfandfcheind in’ Konkurs , fo wird 
dad Wand nicht anderſt, als genen Rüderftattäng der darauf gelichenen Summe 
und ber Zinfe, dann gegen num des Pfandſcheines, der Kontursmaſ⸗e 
ausgeliefert. 

$. 20, Um zu verbindern, daß ——— Gegenflande als Pfänder an 
genommen werden, foll feinem Unmündigen und Teinem verdächtigen oder fol- 
then Perfonen, welde den Leihhausbeamten unbekannt ſind, ohne gehörige te 
gitimation Geld auf Pfänder gelieben werden, auch kann Jeder, dem etwas 
entwendet worden iſt, ein genaues Berzeichniß darüber aufflelen und dasſelbe 
nebft einer Einfhreibgebühr von 12 fr, dem Leihhauſe einreichen. Würden folde 
entwendete Sachen nachher im das Leihhaus verbracht, fo fol der Berpfändee 
angehalten und der Obrigkeit fogleich überliefert werden, 

$. 21. Für Unglüdsfälle und höhere Gewalt haftet das Leibhaus blos 
alsdann, wenn ihm dabei Schuldhaftigkeit erwiefen wird, und in biefem Falle 
nur für den Schägungspreis und ein Viertel mehr als Entfhädigung. 

$. 22. Zur Beforgung der bei dem’ Leihhauſe vorkommenden: Geſchäfte 
fol ein Kafſier, der zugleich Buchfüdrer iſt und nach feiner Wahl und unter 
Feiner’ Verantiwortlicteit einen Schreiber verwenden Tann, angeflellt, and dem⸗ 
felben ein verpflichteter Torator, welcher nach Umfländen zugleich Leihhausdiener 
ſeyn kann, beigegeben werben. Kaſſier und Tarator hoben eine angemeffene 
Kaution zu leiſten. Die des Letztern kann, wenn fie in baarem Geld’ defteht, 
gegen 5% indie Kaffe geſchoſſen werden. 

“6.23, Der Kaffier yat die Raffe unter feiner Berwaprung; er führt: 
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a) ein. Fournal oder Kaſſabuch über. bie tägliche Einnahme und Ausgabe; 

b) sein Hauptbuch, , in welchem Einnahme und RÄmanhen, nach ihren ver- 
ſchiedenen Rubriten nachgewieſen werben ; | 

c) am Enbe jeden Monats, hat er durch einen Auszug aus feinem Haupt. 
buche den Stand der Einnahme und: Ausgabe nad; ihren verſchiedenen Rubri⸗ 
ken der angeordneten Kommiffion vorzulegen;  _ 

d) mit dem Schluffe jeven Jahres an. biefelbe feine —— einzue 
zeichen, und-- F 
ey) den Verſteigerungen ——— und «fü ie mit Zuziehung eines — 
follirenden Notars oder Gerichtsboten zu leiten; 

f). er führt ein Pfandregiſter, in welchem die Zeit der Berpfänbung, bie 
Nummer, Befhreibung und Taxe des. Pfandes, der Name des Taxators, ber 
Betrag und die. Dauer des Darlehens, dann bie Zeit der Einlöfung, man 
tion oder Verfleigeruug bemerkt wird ; ferner 

g) ein Reftantenbuch, im welches; bie iverfallenen Pfander wochernlich ein⸗ 
getragen werden, und mwelceg; der Kommiſſion auf jedesmaliges Verlangen, in 
der Regel aber bei jeder Sitzung vorgelegt werden muß; endlich 

h) ein Notizbuch über die Verſteigerungsobjekte, Steigpreiſe und Steigerer 
bei der Verfleigerung ſelbſt, auf welches hin der, Kaſſier die Erhebung ber 
Steigaelder beiorat, nachdem deſſen Gleichlautigkeit mit dem Original · Protokoll 
von dem die — en Beamten am Schluffe der Berfeigerung 
tonftatirt if. ; > ©. al 

Sämmtlide Renifter, —* Vondideine find ſtempelfrei, und blos das 
durch den Notär oder. Gerichtsboten aufzunehmende Protokoll der Stempel- und 
Regifirirungsförmiichfeit unterworfen. y 

$. 24. Der Kaffier und der. Taxator ER u ben geriäifäenen Sqlof⸗ 
fern der Pfandlokalitäten verſchiedene Schlüſſel, fo daß einer ohne ben audern 
nicht eintreten kann. 

6. 25. Der ‚Zaratpr bat alle bei dem Leiphaufe eintommenden Pfänder 
mit ſteter Rückſicht auf den 6,7 abzuſchaͤtzen. Wenn daber durch feine Schuld 

dad Leibbaus veranlaßt worden wäre, auf ein Pfand eine Summe darzuleihen, 
welche bei: Verſteigerung desfelben nicht erreicht würde, fo hat der Tarator das 
Leihhaus für. den Mindererlög zu entſchädigen, oder das: Pfand gegen Bezaplung 
des darauf vorgefchoflenen Betrages und der Zinfen zu übernehmen. .u 

$. 26. Die Leitung biefer ganzen Anftalt it einer befondern Kommiſſion 
übertragen, welche aus dem Bürgermeißter „.einem, Stabirath „ einem- Mitglied 
des Armenpfleaihaftdraths,, einem, Mitglied,der Hofpitallommiffion und- einem 
andern. angefehenen Bürger der Stadt Landau beſteht. 

Sie flellt die Leihhausbeamten an und entläßt fie; Be beſtimmt deren gau⸗ 
tion nad Bedarf und zequlirt,deren Gehalt; fie führt über dieſelben bie. Auf⸗ 
fiht;. fie. unterſucht von Zeit zu Zeit die Pfänder, die Bücher und die 
Kaſſe; fie ſorgt für die Beiſchaffung ber dem Bl erforderlichen, Kapitalien 
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uud flellt die diesfallſigen Schuloſcheine aus; ſie iſt perſönlich dafür verant⸗ 
wortlich, daß alle von dem Leihhauſe aufgenommenen Kapitalien und alle dahin 
gehörigen Gelder zu feinem andern Zwecke als? zu Antelpen auf Pfänder und 
zur Beflreitung der zur Unterhaltung det Leihanſtalt erförderligen Koſten ver- 
wendet werden ; fie hört jährlich die Hauptrechriung ab, macht den dazu . bes 
flimmten Tag öffentlich befannt und Iegt die Rechnung den’ Inhabern ver 
Schuld ſcheine zur Einſicht vor; fie bekimmt die Verfleigerungen der zur Ber: 
fallgeit nicht eingelödten oder nicht erneuerten Pfänder und en. alles ’ das» 
- jenige, was zum Beflen der Anſtalt gereicht. 

$. 27. Der Gewinn der Anftalt'foll za %, dem —— und zu 
1/7, der Lokalarmenkaſſe jährlich nach aufgeſtelller und von den Adminiſtrativbe⸗ 
hörden geprüfter Rechnung zugewieſen werden. 

$. 28, Die Verpfänder haben iger — vo ” am: . 

1, Tarationsgebühren : | 

von einem Darlehen bis unter 10 n. — 2 u; MEET 
von 11 fl. bis 50 fi, —— "100% 
von 51 fl. bis 100 fl. — Ya’ %- 
von 108 fl. und. darüber" — ki * 

2. Einſchreibgebühren ebenſoviel. 

3. Für Prolongation des Scheins Beeiben Cinrgeeis- und Turatlonsge 
bühren. — 

Diefe Gebühren werden dem Leihhaus — weiqe⸗ bavon die firen 
Beſoldungen der Angeftellten zum: Theil zu beſtreiten ‚dat: ' 
78,29 Der Gehalt des’ Kafflers: und Buchführers wird vorderhand - auf 
350 fl., jener des Tarators auf 100 und des Leihhausdieners auf 200 fl. nebft 
freier Wohnung feftgefegt. Die Bürgſchaft des Kaſſiers fol ſich auf wenigftens 
3000 fl., jene des Tarators auf wenigſtens 500 fl. erfittden. 

Fünftes Capitel. 
Taubffumme und Bılitve 
4. Band, p. 344. 


$. 261. . Königliche Stiftungsurfunde für die DEU zu gründende 
Are dom 25: Mugu 1836, Amsbl. A a3, 
p- AT. = J a! I. 

ie, Bi | > 

Wir haben in’ Erwägung des traufigen Schiefals, schein De Blinden 
ſelbſt nach Vollendung ihres Unterrichtes, wegen Marigel eines: felbfifkindigen, 
ihre Supfiftenz fichernden Erwerbs; preisgegeben: find, beſchloſſen, der von Ins 
unterm 22. September‘ 18%6 gegründeten Blinden-Erpiehungsanftält durch Hin- 
zufügung einer Blinden + Beihäftigungsanftalt ’eine wohlthätigere Ausdehnung 
au geben, und bewilligen zur Begründung der lehleren Eidfiinderktaufend Buls 
den aus Unferer Kabinefstaffe unter nächſtehenden Beſtiumungen. 


Dritte Abteilung. — Armenweſen. 621 


1. Dieſe Summe von Einpundertlaufend Gulden, wovon bie eine Hälfte 
mit fünfzigtaufend Gulden noch in diefem Verwaltungsiahre auf einmal — die 
andere aber in der erfien Hälfte des nächſten Berwaltungsjahres in gleichen 
Monatsraten ausbezahlt werden, wird, foll als ewiges Stiftungsfapital der 
Blinden- Beihäftigungsanftalt gehören, und wir überweifen biemit diefe Ein« 
hunderttaufend Gulden ber — Anſtalt zum vollen Eigenthum nun 
und rechtsförmlich .. 

II. Mit dem Ertrage der Zinſen von dieſem Doietlonelapital und den 
anderen Einnahmen: der Blinden + Befhäftigungsanftalt, worunter auch ber 
Selbfterwerb derfelben zu begreifen, follen. die darin aufgenommenen dedivi⸗ 
duen freie Wohnung, Unterricht und Verpflegung erhalten. 

II. Den Ueberſchuß der Einnahmen über den nöthigen — werden 
Wir zur Dotation weiterer Freiplätze verwenden laſſen. 

IV. Die Zahl ſolcher Freipläße beflimmen Wir für Individuen beiderlei 
Geſchlechts vor der Hand auf vierzehn, 

V. ‚Inder Regel Haben nur Inländer, deren Armuth und Unterrichtes 
fähigkeit nachgewieſen ift, Ausficht auf dergleichen Freipläße, befonders die mit 
den erforberlihen Eigenfchaften verfehenen, aus ber —— TEIROUENE 
tretenden Zöglinge. 

Außerdem können auch vermögliche, ſowohl in⸗, als ausländiſche Blinde in 
dieſer Anſtalt unter noch näher bekannt zu machenden Bedingungen Aufnahme 
finden. 

VL NRebft diefen werden Wir ſowohl jene wohlgeſitteten, unverdorbenen 
und erwachſenen Blinden, welche den Trieb nach Tpätigkeit fühlen, ohne ihn 
befriedigen zu können, als aud jene Blinden, welche nad Erlernung eines 
Handwerks oder fonftigen Belhäftigung den Geſichteſinn ‚verloren haben, nad 
Umftänden und den Kräften der Anflalt berüdfichtigen laſſen. 

Die Aufnahme: diefer. Leßteren Hat jedoch jederzeit nur verfüchsweife zu ge⸗ 
fchehen.: 

VII. Der Unterricht erſtreckt fih auf Muſik, auf Erlernung einfacher, einen 
Erwerb sewährenden Handarbeiten, oder auf die Ausübung des vor der Er- 
bfindung betriebenen Handwerks mittel eigenthümlicher Hülfgmittel, 

Die Unterrichtszeit wird im Allgemeinen auf zwei Jahre feftgefeßt. 

VII. Nach Bollendung des Unterrichtes find die Zöglinge zu einer Er- 
werb begründenden Tpätigkeit anzuhalten, und ber aus den Erzeugnifien der 
erlernten Handarbgten, oder der Öffentlichen muſikaliſchen Leillungen, wovon 
auch Auffpielen bei Tanzluftbarkeiten nicht ausgefchloffen ift, erzielte Erlös if 
für die Anftalt zu erheben und ‘zu verrechnen. 

IX. Die Berleipung aller Pläße diefer Unferer Königlichen Stiftung 
hat von Uns und Unferen Regierungsnachfolgern auszugehen. 

Die gegenwärtigen Saßungen der von Uns gemachten Stiftung beflätigen 
und befräftigen Wir mit Unferer eigenhändigen Unterfchrift, mit Vorbehalt, 
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während Unſerer Lebenszeit noch daran ändern zu koͤnnen, und ve zur 
Beurkundung Unfer geheimes Karzleifiegel beidruden. 


Sechſtes Eapitel. 
Häͤrrlfskaſſen. 


F. 262. Ausſchreiben der Kreisregierung vom 25. November 
1833, Amtsbl. M 54, p. 522, die Snftruftion der Geſuche um Dar⸗ 
leihen aus den Kreishülfskaſſen betr. 

Da noch immer viele Geſuche um Darlehen aus der Kreiéhülfokaſſe ganz 
unvollſtändig Infiruirt bieber gelangen, fo hatıman um: unnörhige Schrei⸗ 
bereien, Hin» und Herfendungen und nnnöthigen Zeitverluft für die Hülfe- 
ſuchenden künftig zu vermeiden, die wefentlihfien Vorbedingungen, unter: wel- 
chen Darleihen aus der Kreishülfstafle erlangt werden fönnen, bienach kurz und 
faßlich gufammengeftellt; und es werden bie mit der Zuftruktion dieſer Geſuche 
befaßten Beamten hiemit angewiefen, in ihren Berichten ’oder Zeugmſſen ſich 
jedesmal (und zwar. unter Einhaltung ber aufgeftellten Reipenfolge) über jeden 
einzelnen Punkt mit Beſtimmtheit zu äußern. | 

Geſuche, welche nicht nach der Vorſchrift uud: unvollſtändig inftruirt hieher 
gelangen, werden ohne weiters zurüdgefenvet werben, 


Borbedingungen 
zur Erlangung eines Darleipend aus der Kreispülfstaffe 
I. Es muß ein Zeugniß oder ein amtlicher Bericht des. einfhlägigen Bür- 
germeifteramtes vorliegen, wodurd unter persönlicher Verantwortlichkeit der 
Wahrheit gemäß bezeugt wird: 
1. daß der Geſuchſteller im Kreiſe anfäßig iſt; 
VII der Stiſtungsurkunde. , 
2, daß derfelbe Landeigentbͤmer oder Gewerböbeftßer it; 
II. der Stiftungsurkunde. 


3. daß er ſich In einem unverfeuldeten Notpfalte befindet, welcher beflimmt 
angegeben ſeyn muß; 
II. der Stiftungeurkunde. 


4, baß er zur Erhaltung feines Vermögens einer Augpülfe bebarf;. | 
.$ 2. lit. b. ibid. | 


J daß er aus Mangel es hinreichenden Unterpfanbes für; eier Hppothef 
nicht im Stande iſt auf gewöhnlichem Wege ein Darleipen zu erhalten, und 
dag ihm auch feine andere Mittel feiner-Noth abzuhelfen zu Gebot: Ban 

8. 1. lit. d. ihid. 


6. daß er ohne ein Darleipen as ber —R fein Bermägen nicht 
oe kann; 
| H, ibid, © te he 
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7. daß ihm durch ein ourieher aus der BERELRN auch wirklich ‚ger 
deuen werden kann; 

J 8. 4. ibid. 

80 daß derſelbe in dem Rufe einst rechtlichen , fittlichen, — und 
thätigen Mannes! ſteht, und nie an — und geſetzwidrigen eig un 
theil genommen hat; 

VII. ibid, 

9. daß die von ihm angebotene Sihrrfeit — fr — wenn 
liegende Güter zur Sicherheit angeboten werden, dieſelben genau beſchrieben 
werben müflen, und: wenn.ein Bürge geftellt werben: will, auch hinſichtlich feiner 
die Dunlifitation wiesbieroben: sub 46.8 angegeben feyn muß; 

8. 4. ibid. 

"IE In den von den Königl. Landfommiffartaten über folche Sefusge zu er 
ſtattenden Berichten, muß ausdrücklich bemerkt werden, daß dieſelben genen bie 
durch das Bürgermeifteramt Tonftatirten Thatfahen Feine Erinnerungen: zu 
machen haben. 

8. 263. Ein Aufruf der ———— Behufs — 
der Kreiehülfskaſſe, ſiehe Amtsbl. Mi 44, vom Jahre 1834, p. 466. 


F. 264. Bekanntmachung der Kreisregierung vom-2. November 
1838, Amtöbl. MM, 88, p. 449, die Anlehen der Kreishülfskaſſe betr. 

Seine Majeftät der König baben durch allerhöchſte Entfchiießung vom 
6. September I. 3. zu genehmigen gerubt, daß in befonders dringenden Fällen 
aus den freiwilligen Beiträgen zur Kreisdülfstaffe Anleden unter 100 fl., und 
zwar zu 25, 50 und 75 fl. gegen einfahe Handſchriften, alfo mit Umgehung 
von Notariatsurfunden und mit unentgeldlidem Enrepiftrement gegeben wer— 
der dürfen, wobei jedoch die Befreiung von ben Einregifirirungsgebühren ſich 
auf die den Rent⸗und Hppothekenbeamten zuſftehenden Remiſen nicht zu er⸗ 
ſtrecken hätte. 

Es ſoll jedoch dieſe neue Einrichtung hinſichtlich der ns freiwillig 
gegebener Zuſchüſſe zur Kreishülfokaſſe der Pfalz öffentlich bekannt gemacht, 
und hiernach auf die nach diefer Befanntmahung eingehenden Zufchüfle under 
dingt, ‘auf die vorher negebenen freimilligen Beiträge aber ‚nur infofern ange» 
wendet. werden, als die Geber: folcher Zuſchüſſe mit diefer Berwendung 
ausprüdlich einverſtanden erklären, en 

Hinfichtlich der aus der Stiftung Seiner Majehät bes. Königs her⸗ 
rũhrenden Gelder hat es bei den. in der allerhöchſten Stiftungsurkunde enthal⸗ 
tenen Beſtimmungen ſein Verbleiben. 

Da hiedurch dem von mehren Seiten geäußerten Wunſche entf 
wird, daß durch Meinere Darleihen auch diejenige Klaffe der Bevölkerung un« 
tert werden möge, welche in Ermanglung von. Baarfhaft zur Erkaufung 
vom: Nußvieh in der Regel wucheriſchen Biepverpächtern in bie Hände‘ fallt, 
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und dadurch an den Rand des Verderbens gebracht wird, fo gibt man ſich der 
. Hoffnung hin, daß bie bemittelteren Bewohner der Pfalz und die mit Patri- 
monialvermögen verfehenen Gemeinden zur Erreichung -eines fo wohlipätigen 
Zwedes, das ift Aufreöhterhaltung und Verhütung der Berarmung der Beineren 
Outsbefiter, — ihre bereits mehrfah an den Tag gelegte Mildtpätigkeit neuer 
dings beweifen und fi zu freiwilligen Beiträgen nad Roopgebe ihrer Ber 
mögensverhältniffe herbeilaffen werben. 

Man dat daher den Königl. Rendanten der Kreiopilfstaffe beauftragt, bie 
Subferiptionen für ſolche Beiträge zu eröffnen und zu betreiben, wie auch von 
denjenigen, welde früher mildthätige Beiträge in die Kreishülfsfafle gemacht 
haben, die Erklärungen aufzunehmen, ob fie damit einverfanden find, daß ihre 
Beiträge zu Darleipen in dem oben entwidelten Sinne verwendet werben. 

Sobald ein namhafter Betrag an Beiträgen unterzeichnet ſeyn wirb, wird 
man zur Inſtruktion der Gefuche um ſolche Keine Darleipen die geeigneten 
Vorſchriften erlaflen, 


F. 265. Berfügung der Kreisregierung vom 13. März 1839, 
Amtsbl. M, 17, p. 165, die Form der für die Kreishülfsfaffe aus: 
- zuftellenden Schuldfcheine über Darleihen unter einhundert Gulden. 


Um zu verhindern, daß Schuldurkunden für die Kreishülfskaſſe über Dar- 
leipen unter einhundert Gulden nicht in ungeeigneter Form vorgelegt, und da 
durch Berichtigungen veranlaßt werben, die den Geſchäflsgang verzögern, wird 
hiemit die hliernachfiehende Form für diefe Urkunden vorgefchrieben, auf deren 
Einhaltung die Bürgermeifterämter und resp, die Königl, Landlommiffariate zu 
ſehen haben. 


Schuldſchein 
über : Buldem, 
Durq Beſchluß der Königl. — der ch vom ten 
18 , wurde de . . . 
wohnhaft in : - . : ‚ im Landlommiffariatsbezirke 
i . — ‚rauf. . Anſuchen zur Unterfäß- 


ung in . . dermaligen bedbrängten Tage ein Darleipen von 
. R Bulden aus der Kreispülfstaffe unter dem Beding bewilliget 
baß dasfelbe mit . .« Prozent verzindt, und in . Jahren 


in. ber Art — werden ſolle, daß an Kapital und Zinſen jedes Jaht 
i Gulden . \ Kreuzer in vim- 

teijäprigen Raten „ entrichten find. 
Diefes Darleihen von ; 3 er ; Gehe 
belenn . Er obengenannte . Schuldner in fonvention® 
mäßigen Münzforten empfangen zu haben, und verpfliähte * ſich hiermit, 
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dasfelbe ſammt den flipulitten Zinfen in ebenfolchen Münzforten und in den 
bewilligten Friſten unfehlbar wieder zurüd zu bezahlen. 

Zu mehrer. Sicherheit der Kreishülfokaſſe Rellt fich . . . 
von . a . . im Landkommiſſariatsbezirk ö > 

F für den genannte Schuldner als Bürge dar, und ver- 

pflichte ſich folivarifcp mit de . felben zur Erfüllung der von ip . über 
nommenen Berbinblichleiten. 

Zur Urkund deſſen wurbe ‚gegenwärtiger Schuld» und resp, Bürgfchafts- 
fchein ausgeftellt, und von den Berpflichteten unterzeichnet. 


So geſchehen zu am ten 18 

Das Bürgermeifteramt zu . . . . befcheiniget 
hiermit die Aechtheit der vorfiehenden Unterfchriften unter Beifügung feines 
Amisſiegels. 

‚ben ten 18 


$. 266. Ausſchreiben ber Königl, Regierung der Pfalz vom 
24. Februar 1841, Amtsbl. M 19, p- 171, die Errichtung von Lo- 


talhülfskaſſen betr. 

Die wohlthätigen Wirkungen, welche bie Lokalhülfskaſſen ſchon jegt in ben 
Gemeinden, in welchen fie ins Leben getreten find, zur Folge hatten, haben 
die Gemeinderäthe von Otterſtadt, Haßloch und Oberhochftabt beſtimmt, auch 
für ihre Gemeinden folche Hülfstaffen, und zwar zum Theil mit bebeutenden, 
den Veberfchüffen in ihren Gemeinden angemeflenen Fonds zu fliften. Der Ge- 
meinderath von Haßloch hat über biefed den Beſchluß gefaßt, zur Erhöhung der 
Wirkſamkeit der Lokalhülfskaſſe zugleih eine Sparkafle damit in Verbindung 
zu feßen, um fo durch die Einlagen in biefe den Fond für jene zu vergrößern, 

Bei diefem Anlaffe verdient zugleich bemerkt zu werden, daß der Gemeinde- 
rath von Kirchheimbolanden mit dem rühmlichen Beifpiele voranging, bie Spar« 
taffe in Kirchpeimbolanden für alle Bewohner dieſes Kantons zugänglich zu er⸗ 
Hären. — Durch folde Maaßregeln können, wenn es nicht an der nölpigen 
Aufmunterung zu Einlagen in bie Sparkaſſen fehlt, au ſelbſt folhe Gemein- 
den, welche keine Meberfchüfle in ihren Gemeindekaſſen haben, in den Stand 
geſetzt werden, das fo wohlthätige Infitut der Lokalhülfokaſſen für ihre Ge- 
meinden zu begründen, 

Durch ſolche Kantons-Sparkafien könnte felbft au die fegensreiche Wirk⸗ 
famteit der Hülfskaſſen über ganze Kantone verbreitet werden, wenn ſich ein» 
ſichtovolle und von Sinn für das gemeine Beßte beliebte Gemeinderäthe der 
Kantonspauptorte, ebenfo wie dies hinſichtlich der Kantond-Sparkaffe in Kirch⸗ 
peimbolanden ber Fall if, mit ber Führung ber Kantons-Hülfskaffen befaffen, 
und dazu qualifizieten Bewohnern ber Landgemeinden, wenn biefe für ihre Zapl- 


Br. Bichenpfeifes Pandbug der Berfafung x. 40 
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fähigkeit zu haften verſprochen, kleine Darleihen in der in ben: Statuten vor⸗ 
zuſehenden Weife machen wollten. 

Wenn die großen Vortheile, welche die Spar» und Hülfsfaffen gegen Ber- 
armung bes minder bemittelten Theiles gewähren, auch nicht fogleich allent- 
halben Anerkennung finden, fo fann man fich doch der Hoffnung hingeben, daß 
das Beifpiel, mit welchem einſichtsvolle Gemeinderäthe vorangehen, auch andere 
Har fehende Gemeindevorflände zur Nachahmung befiimmen wird, 

Die Königl. Landlommiflariate werben ihnen in iprem Vorhaben in biefer 
Beziehung jederzeit unterrichtend und zuvorkommend entgegen kommen, 


— Die Stempelfreipeit in Sachen der Lokalhülfskaſſen, fiehe 6 
Bud 8. 111. 


Neuntes Eapitel. 
Fremde Arme 
4. Band, p. 355. 


$. 267. Bekanntmachung des Minifteriumd des Aeußern vom 
3. Februar 1833, Amtsbl. M 13, p. 457, die Lebereinfunft mit 
Sachſen wegen gegenfeitiger Verpflegung erkrankter Staatsangehöriger 
betr. 

Die Königl. Staatsregierung iſt mit dem Königl. Sädfifchen Gouverne⸗ 
ment, in Anſehung der Heilung und Verpflegung der in den beiderſeitigen 
Staaten erkrankenden oder verunglückenden unbemiltelten Unterthanen über 
nachfolgende Beſtimmungen übereingekommen: 


1. Die Kur» und Verpflegungsokoſten von dergleichen erkrankten oder ver- 
unglüdten Angehörigen des einen oder des andern Staates werden im Allge 
meinen von den Stiftungs- oder Gemeindefoften derjenigen Orte, wo diefelben 
einen Unfall erleiden, beftritten, ohne daß deßhalb ein Erfab in — ge⸗ 
nommen werden kann. 

Auch wird jede Regierung die geeignete Vorkehrung treffen, daß bei ſolchen 
Fällen jedem Anſpruche der Menſchlichkeit Genüge gefhehe und keine Verfäum- 
niß eintreten möge. 

2. Da jedoch diefe Verbindlichkeit immer nur fubfidiarifch bleibt, infofern 
außer dem Falle wirklicher gänzlicher Bermögenglofigkeit häufig nur die Be 
dürfniffe des Augenblids die Mittel folcher Erkrankten oder Verunglüdten auf 
der Reife überfteigen, fo ift der verurfachte Aufwand in dem Falle nach billiger 
Berechnung zn erfeßen, wenn ber beireffende Reifende diefen Erfaß aus eigenen 
Mitteln zu leiften vermag, oder wenn bie nach privatrechtlichen Grundfäßen 
zu feiner Ernährung und Unterflüßung verpflichteten Perfonen, nämlich feine 
Ascendenten oder Descendenten oder ein Ehegatte dazu vermögend find, — 
was erforderlichen Falls durch amtliche Nachfragen bei der heimatplichen Be— 
börde zu erheben if. 
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Vorſtehenes Uehereinlommen wird demnach durch das Königl. Reeicrene⸗⸗ 
blatt zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 

$. 268. Bekanntmachung des König. Miniſteriums des — 
vom 17. October 1833, Amtsbl. M 50, p. 484, die Mebereinfunft 
mit Defterreich wegen gegenſeitiger Verpflegung erkrankter Stantsan- 
gehöriger beir. 

Die Königl. Bayerlſche und die K. K. Oeſterreichiſche Staaltreclerunß ſinb 
übereingekommen, ihren in den beiderſeiligen Staaten erktankenden oder ver— 
unglückenden unbemittelten Unterthanen gegenſeitig die benöthigte Heilung und 
Verpflegung angedeihen zu laſſen, und es iſt zu dem Ende dolgendes teßger 
fegt worden: 

1. Die Kur» und Berpflegungsfoften von dergleichen erkrankten oder ver- 
unglüdten Angehörigen des einen oder bed andern Staates werben im Allge⸗ 
meinen von den Stiftungs- oder Gemeindekaſſen derjenigan Orte, mo biefelben 
einen Unfall erleiden, beftritten, ohne daß deßhalb ein Erfaß in. Anſpruch ge⸗ 
nommen werben kann. Auch wird jede Regierung bie geeignete Vorkeprung 
treffen, daß bei folhen Sällen jedem Anſpruche der Menſchlichkeit Genüge ge» 
ſchehe, und kein Berfäumniß eintrete. 

2. Da jedoch diefe Berbindlichkeit immer nur ſubſidiariſch bleibt, fo ih der 
verurfahte Aufwand in dem Sale nah billiger Berechnung zu erfeßen, wenn 
entweder ber betreffende Reifende dieſen Erfab aus eigenen Mitteln zu Teiften 
vermag, oder wenn bie nach privatrechtlihen Grundfäßen zu feiner Ernährung 
und Unterlüßung verpflichteten Perfonen, nämlich feine Ascendenten und Ded« 
eenbenten, oder ein Ehegatte desſelben, dazu vermögend find, was erforber- 
lichen Falls durch amtliche Rachfragen bei der beimathlichen Behörde au er⸗ 
heben ift. 


Die Behandlung der fremden, mit der Kräße behafteten Hand- 
werfögefelfen, fiehe im 3. Buch 2. Abtheilung, 2. Capitel. 


§. 269. Regierungsbekannimachung vom 28. Juni 1834, Amtsbl. 
M. 36, p- 393, die Uebereinfunft mit Preußen wegen gegenfeitiger 
Verpflegung erfranfter Staatsangehörigen betr. 


Vermöge einer Eröffnung bed Königl. Staatsminifteriums des Inner 
vom 3. I. M. Hat die Königl. Preußifche Staatsregierung durch Minifterial- 
tefeript vom 20. April 1827 verfügt, daß ein Rückerſatz der Koſten für Ber 
pflegung. ber, in Preußen erkrankenden Angehörigen fremder Staaten bei pen 
beisefienden, außwärtinen Behöxden, ben: Fall einer Koftenerſtattung aus. dem 
Bermögen des Berpflegten oder feiner alimentationspflictigen Verwandten 
ausgenommen, in Feiner Weife in Antrag gebracht, dagegen aber au im Falle 
ber Erkrankung eines preußiſchen Untertpanen, in einem fremden Staate jeper 

40 * 
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Erſah der Verpflegungokoſten aus preußiſchen Staats- ober Kommunalfonden 
— werden ſoll. 

Welches den betreffenden Behörden zur Wiſſenſchaft und veeiprofen Nach⸗ 
—* hiemit mitgetheilt wird. 


F. 270. Uebereinkunft mit dem Diäten Heffen vom 
23. Juni 1834, wegen gegenfeitiger Verpflegung erfranfter Staate: 
angebörigen betr, Amtsbl. M- 43, vom Jahre 1834, p. 456. 

Die Großherzoglich Heffifhe und die Königl. Bayer. Staatsregierung find 
übereingelommen, ihren in ben beiderfeitigeu Staaten erkrankenden, ober ver- 
unglüdenden unbemittelten Untertpanen gegenfeitig die benöthigte Heilung und 
Verpflegung angedeihen zu laſſen, und es ift zu dem Ende Folgendes ſeſtgeleht 
worben : 

1, Die Kur- und Berpflegungstoften von dergleichen erkrankten oder ver- 
unglüdten Angehörigen des einen oder des andern Staates werden im Allges 
meinen von den GStiftungs- oder Gemeindefaffen derjenigen Orte, wo biefelben 
einen Unfall erleiden, beftritten, oßne daß deßhalb ein Erfaß in Anſpruch ge 
nommen werden fann. Auch wird jede Regierung die geeignete Borkehrung 
treffen, daß bei folchen Fällen jedem Anfpruche der Menfchlichkeit Genüge ge 
ſchehe, und fein Verfäumniß eintrete, 

2. Da jedoch diefe Berbindlichkeit immer nur fubfidiarifch bleibt, fo if der 
verurſachte Aufwand in dem Falle nach billiger Berechnung zu erſetzen, wenn 
entweder der betreffende Reiſende dieſen Erſatz aus eigenen Mitteln zu leiften 
vermag, oder wenn die nach privatrechtlichen Grundſätzen zu ſeiner Ernährung 
und Unterſtützung verpflichteten Perſonen, nämlich feine Ascendenten und Des—— 
cenbenten, oder ein Ehegatte desfelben bazu vermögenb find, was erforberlichen 
Falles durch amtliche Nachfragen bei der heimathlichen Behörde zu erheben ifl. 

$. 271. Befanntmahung der Kreisregierung vom 24, März 
1835, Amtsbl. M. 15, p. 173, Uebereinfunft mit Kurheſſen wegen 
gegenfeitiger Verpflegung erfrankter Staatsangehöriger betr. 

Zwifchen der Königl. Baperifihen und Kurfürſtlich Heffifhen Staatsregier- 
ung iſt über die gegenfeitige Verpflegung . erfrantter Staatsangehöriger ein 
Bertrag ganz desfelben Inhaltes, wie jener. zwiſchen der Königl. Bayerifchen 
und Großperzoglih Heffifcheu Staatsregierung (Amtobl. 1834, ©. 456) abge⸗ 
fiyloffen worden, was hiemit zur Nachachtung bekannt gemacht wird. 

F. 272. Berfügung der Kreiöregierung vom 17. Dezember 1835, 
Amtsbl. Mi. 62, p: 573, die Verpflegung mittellofer, außer ihrer Hei⸗ 
mathsgemeinde erfrankter Individuen und die dadurch erwachſenen 
Koften betr. 


NMehrere erhobene Anfragen veranlaſſen die unterfertigte Stelle, die be 
fiependen Normen über bie Verpflegung mittellofer Kranker überſichtlich befannt 
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zu machen, und mit nachfolgenden Erläuterungen und Borfchriften zu ; be- 
gleiten; 

$. 1, Nah einem unter dem 6. September 1826 an bie Königl, Land⸗ 
kommiſſariate ausgeſchriebenen Königl. Miniſterialreſeripte vom 21. Auguſt 1826, 
beſteht zwiſchen der Königl. Vayer. und Herzoglich Naffauifchen Staatsregier⸗ 
ung bie Uebereinkunft, daß die Verpflegung auf Reiſen erkranlter Hülfsbedürf— 
tiger in einem und dem anderen Gebiete ohne Auſpruch auf eine deßfallſige 
Vergütung, flatt finden folle. 2 

Die Königl. preußifche Regierung hat unterm 20, April 1827 verfügt, daß 
ein Rüderfag der Koften für Verpflegung der in Preußen erfrantenden Ange- 
börigen fremder Staaten bei den betreffenden auswärtigen Behörden, den Fall 
einer Koftenerflattung aus dem Bermögen des Berpflegten oder feiner alimen- 
tationspflichtigen Verwandten ausgenommen, in Feiner Weife in Antrag ge 
bracht, dagegen aber au im Falle der Erkrankung eined Königl. preußifchen 
Untertpand in einem fremden Staate jeder Erfaß der Berpflegsfoften aus 
preußifchen Staatd- und Kommunalfonden verweigert werben folle. 

Diefe Verfügung wurde in Folge Königl. Miniflerialreferiptes vom 3. 
uni 1834 den Königl. Landlommiflariaien unterm 14. deöfelben Monats zur 
Wiſſenſchaft und reciprofen Darnachachtung mitgetpeilt, 

Mit den Königl, würtembergifchen, großherzoglich babifchen, kalſerlich öſt⸗ 
reichiſchen, großherzoglich heſſiſchen und kurfürſtlich heſſiſchen Staatsreglerungen 
wurden von der Königl. Bayer. Staatsregierung Uebereinkünfte abgeſchloſſen, 
welche bereits durch das Amtsblatt des Rheinkreiſes befannt gemacht worden 
find, 

(vid. Umigbl. von 1827, A 8, Seite 251, 
Ibid. von 1829, 4 9, ww 144, 
Ibid. _ von 1833, A 50, „ 484, 
Ibid. von 1834, ME 43, » 456, 
Ibid. von 1835, A 15, .„ 173) 

Meber die Verpflegung der auf ihrer Wanderung mit ber Kräße befallenen 
Handwerksgeſellen insbefondere beſtehen zwiſchen ber Königl. Bayer. Staats. 
regierung einerfeit8 und Königl. würtembergifgen und großherzoglich badiſchen 
Staatsregierungen anderfeitd Hebereinkünfte, deren Inhalt. in dem Amtsblatte 
des NhHeinkreifes von 1834, AF 19, ©. 183, und in jenem von 1835, A243, 
S. 424, befannt gemacht worden if. 

Mit der Königl. franzöſiſchen Regierung beſteht in Beziehung auf wechfel- 
feitige Verpflegung von erkrankten Staatsangehörigen Fein Vertrag. — Dort 
wird aber nach Art. 18 des Gefehes vom 24, Vendemiaire IL, Jahres jeder 
von Unterhaltsmitteln entblößte Kranke, ev mag das Heimathorecht befißen, 
oder nicht, entweder an feinem faktifchen Wohnort (Aufenipalt), oder im näch⸗ 
Ben -Hofpital unterküßt, 

Der Grundfaß der Reciprocität gebietet daher, baß in dem Rheinkreiſe ein 


- 
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gleiches beobachtet wird. Es ſind demnach für die Verpflegung mittelloſer fran⸗ 
zöſiſcher Staatsangehöriger weder Entſchädigungsanſprüche an Königl. fran⸗ 
zöſiche Behörden, Gemeinden oder Stiftungen zu — ae — diesſelts 
verpflegte franzöfiſche Unterthanen zuzulaſſen. 

Auch mit den übrigen europäiſchen Staaten beflehen zur gen keine ähn⸗ 
lichen Staatsverträge. Da aber von denſelben, oder resp. ihren Gemeinden 
und Wopltpätigkeitöftiftungen bisher noch Feine Forderung für Berpflegung 
mittellofer erfrankter Angehöriger des Nheinkreifed gemacht worden find, fo 
muß auch Hinfichtfich ihrer die Neciprocität eintreten und dasjenige beachtet 
werben, was in Beziehung auf franzöſiſche Untertfanen angeordnet worden iſt. 

$. 2; In den ‘7 älteren Kreifen bed Königreiches Haben die Gemeinden 
nad dem Schlußfate des Art. 8 der Berordnung über das Armenweſen vom 
17. November 1816 die Verbindlichkeit, auch auswärtigen, d. h. folchen Per 
fonen, welche Feine Heimathsrechte in denfelben haben, im Falle eines wahr 
haften Bedürfniffes bie augenblidfich dringende Pflege und Unterflügung zu 
gewähren; — fie können daher Feine Entſchaͤdigung Sn von der Heimathe 
gemeinde des Verpflegten verlangen. 

"Der Art. 4 des höchſten Miniſterialbeſchluſſes vom 12. Februar 188, wel 
cher fagt, „was Hinfichtfich der Kräbe angeorbnet ift, findet auch in Beziehung 
auf andere Krankheiten analoge Anwendung,“ könnte zur Mißdeutung Anlaß 
‚geben, als ob au für Verpflegung in anderen Krankheiten Anſprüche an die 
Seimathsgemeinde der Verpflegten zuläſſig ſeyen. 
| Diefe Stelle bezieht fich aber nur auf den unmittelbar vorgehenden Art. 3 
des allegirten Befchluffes, welcher fagt, daß feine öffentliche Lokal- oder allge 
meine Kranfenanftalt den mit der Kräße befallenen Handwerksgeſellen die Auf 
nahme verfagen darf. Es können daher nach der, den Königl, Landkommiſſa⸗ 
riaten unterm 6. November 1828 zur Wiffenfchaft und Nachachtung mitgetpeil- 
ten höchften Miniſterialentſchließung vom 24. October 1828" von den Gemeinden 
der 7 älteren Kreife an die Gemeinden des Nheinkreifed nur Forderungen für 
'Berpflegung der in Folge der höchſten Ausſchreibungen vom 17, Jänner und 
‘20. März 1828 ifren Krankenanftalten zugewieſenen, mit der Kräße befallenen 
‚biegfelttgen Gemeinden angehörigen Handwerkögefellen geltend gemacht werben, 
* und dasſelbe gilt auch Hinfichtlich der Verpflegung, welche diesſeitige Gr 
'meinden und Sranfenanftalten den mit der Krätze befallenen Angehörigen der 
7 älteren Kreife angebeihen laffen, und zwar alles dieſes infofern nicht die Ber- 
pflegung, nach den befiehenden Gefeßen, dem Staate, dem Regierungsbezirk, 
der Diftriftdarnenpflege oder dritten Perfonen obliegt. 
$, 3. Im Rheinkreiſe if es Herfömmlich geworden, -daß die Heimathsge⸗ 
meinden für die Berpflegungsfoften Ihrer mittellofen 'Gemeindeangehörigen, 
welche in einer anderen Gemeinde des Rhelnkreiſes mit einer Krankheit befal 
fen werden, zu haften haben; wobei es denn bis auf weiteres auch fortan fein 
Verbleiben Hat, 
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Um jedoch die Heimathsgemeinden gegen alle (nur zu oft) überfpannte 
Sorberungen zu fihern, und anderfeits bie Dadurch veranlaßten vielen Schrei⸗ 
bereien zu verhüten, wird. hiemit fefigefeßt : 

1. für die Verpflegung eines unbemittelten Kranken (Koft, Logis, Holz, 
Licht und Reinigung des Leibweißzeuges mit einbegriffen) darf nicht mehr, als 
24 fr. per Tag gerechnet werben, Die Arzneien werben befonders, nad) den 
biefür beſtehenden Vorfchriften, und auf die von ben Königl. Kantonsärzten 
revidirten Rechnungen bezaplt. 

2, Für Wein oder andere geiftige Getränke wird nur dann elwas paſſirt, 
wenn ber einfchlägige Kantondarzt diefes fehriftlich angeorbnet, und die Rech» 
nung barüber für nicht überfeßt befcheiniget hat. 

3. Für einen Wärter oder für eine Wärterin können, wenn die Noipwen- 
bigfeit ber Aufſtellung folcher und die Dauer der Wartung durch ein fihrift- 
liches. Zeugniß des Kantonsarztes konſtatirt iſt, nicht mehr als 30 fr. per Tag 
und Nacht in Anrechnung kommen. 

4. Für bie chirurgiſche Hülfe, welche der Kantonsarzt bei Behandlung des 
Kranken nöthig haben könnte, find nur die Hälfte derjenigen Gebühren zu paf- 
firen, welche das Regulativ in Bezug auf die ärztliche debandiaug eines Be⸗ 
ſchaͤdigten feſtſetzt. 

(Siehe Amisbl. von 1821, 45 2, ©. 21 u. 22.) 

5. Wenn der in folhen Fällen fogleich zu berufende Kantonsarzt erkennt, 
daß die Krankpeit Tänger, als 8 Tage währen Tann, fo hat der Ortsvorftand 
fogleih in den erfien 3 Tagen der Krankpeit dem ihm vorgefeßten Königl. 
Landfommiflariate die Anzeige von dem Borfalle zu machen, damit biefes mit- 
teld des Landkommiffariats die Heimathsgemeinde davon in Kenntniß feßen 
und auffordern laſſe, das erkrankte Gcmeindeglied, wenn ed nach dem fihrift« 
li zu gebenden Gutachten des Arztes ohne Nachtheil für feinen Zuftand trans— 
portabel if, an Drt und Stelle abholen zu laffen, und fi fo die Koſten ber 
auswärtigen Verpflegung durch eigene Fürforge abzuwenden. 

$. 4. Auch für Verpflegung von fremden oder überhaupt dem Nheinkreife 
nicht angehörigen mittellofen Kranken follen die Gemeinden des Nheinkreifes 
in den Fällen, wo ein Erfaß verlangt werden kann, die Berpflegungstoften 
nicht höher, als nach ber im vorhergehenden $. gegebenen Norm und nicht 
- ohne die da vorgefchriebenen Belege machen, wogegen man fie unter Beziehung 
auf gegenwärtige Vorſchrift und das darauf gegründete diesfeitige Verfahren 
auf den Grund der Reeiprocität jederzeit ſoviel möglich gegen überfpannte 
Forderungen fihern wird, welche von auswärtigen Gemeinden und Anftalten 
an biesfeitige Erfaßpflichtige gemacht werden könnten. 

$. 5. Die außerhalb ihrer Heimathsgemeinde VBerpflegten und fubfibiarifch 
die zu ihrer Ernährung und Unterflüßung verpflichteten Afcendenten, Defcen» 
denten oder Ehegatten, wenn fie Bermögen dazu haben, find und bleiben in 
allen, in den vorhergehenden Paragraphen bezeichneten Fällen ben Gemeinden 
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oder Wohlthätigkeitsanſtalten, welche die Koſten der Verpflegung befiritten 
haben, zum Erſatz derſelben verbunden. Die Königl. Landkommiſſariate und 
Lokalbehörden haben daher den Gemeinden und öffentlichen Anſtalten, welche 
einen Erſatz von den Verpflegten ſelbſt, oder von den alimentationspflichtigen 
Verwandten derſelben zu reklamiren befugt find, allen Vorſchub zu leiſten, über 
die Bermögensperhältniffe der Erfaßpflichtigen die genauefte Auskunft zu erhe- 
ben, und im Falle der Mittellofigkeit verfelben einen Armuthoſchein von dem 
Armenpflegfchaftsratpe der Heimathsgemeinde zu erheben, und denfelben mit bem 
Bifa des Königl. Landkommiſſariats verfehen, der reflamirenden Gemeinde ober 
Anfalt zuzuſtellen. Im Kalle vermögende Erfagpflichtige die Zahlung vers 
weigern follten, und fonach gerichtliche Berfolgungen gegen diefelben eingeleitet 
werden müflen, fo haben die Königl. Landlommiſſariate den reflamirenden aue⸗ 
wärtigen Gemeinden und Anftalten einen Anwalt, der in ihrem Namen bie 
Sade betreiben kann, und das Gericht, an welchem die Klage angebracht wer» 
ben muß, zu bezeichnen. 

Man erwartet die genaue Befolgung diefer Vorfihriften und die amtliche 
Unterflüßung derjenigen Gemeinden und Anftalten, welche in Behandlung und 
Berpflegung der ihnen nicht angehörigen Verunglüdten ber Pflicht der Menfch- 
lichkeit Genüge geleiftet haben, um fo zuverfichtlicher, ald nur dadurch bie vie 
len Weitläufigfeiten, mit welchen bisher die Bermwaltungsbehörden in biefer 
Beziehung beläftiget waren, befeitiget und die Gemeinden und Stiftungen mit 
übertriebenen Forderungen verfchont bleiben können, 


$. 273. Unterm 12. Auguft 1836, Amtsbl, N 40, p. 455, 
erſchien nachftehende Erläuterung der vorhergehenden Verfügung. 

Zur Befeltigung der Anftände, welche fih über den $. 2 der Regierungs⸗ 
entfchließung vom 17. Dezember v. 3. (AmtsbI, 1835, p. 573), erhoben Haben, 
wird hiermit verfügt, daß die Worte diefes $. „In den 7 Altern Kreifen haben 
die Gemeinden, 2c., im Fall eines wahrhaften Bebürfniffes die augenblicklich 
dringende Pflege und Unterftüßuug zu gewähren, fie können daher feine Ent- 
fhädigung dafür von der Heimathsgemeinde verlangen,” in dem Sinne zu 
nehmen find, wie fich der $. 23, AS A der höchſten Minifterialinfiruftion über 
die Behandlung des Armenweſens im Rheinkreife, dd. 20. November 1834 
(Amisbl. v. 1835, AS 4), darüber ausfpricht. 

$. 274. Belanntmahung der Kreisregierung vom 18. Mai 
1837, Amtsbl. M 32, p. 253, neue VBerorbnung über die Kranfen- 
aufnahme in das allgemeine Krankenhaus zu Wien betr. 

Die k. k. niederöfterreihifche Yandesregierung hat fich durch Anftände, welde 
ih in der Anwendung der, über die Aufnahme in dem allgemeinen Kranken» 
baufe zu Wien, beſtehenden älteren Verfügungen häufig ergeben, veranlaßt gr- 
ſehen, unterm 30, März l. 3. deßfallſige erläuternde Beflimmungen gu veröffent⸗ 
lichen, 
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Da diefe in der Folge gelegentlich des Bollzugs der zwiſchen Bayern und 
Ofterreich, wegen Berpflegung der beiberfeitigen mittellofeu Staatsangehörigen, 
beftebende Uebereinkunft (Amts⸗ und Intelligenzbl. von 1833, 4 50, ©. 484) 
zur Sprade gebracht werden dürfte, fo werben bie betreffenden Beflimmungen 
biemit im Auszuge zur allgemeinen Kenntniß gebracht, 


$. 1. „Alle Perfonen ohne Unterfchied des Standes, welche fih um bie 
Aufnahme in das hiefige allgemeine Kranlenhaus bewerben, oder um deren 
Unterbringung daſelbſt eingefchritten wird, müffen mit einer fehriftlichen Urkunde 
verfehen fepyn, worin von einer Polizei», Ortd« oder Gerichtöbehörbe a) der 
Tauf-⸗ und Geſchlechtsname, und zwar bei verheiratheten weiblichen Individuen 
ſowohl der Familienname, als der Zuname des Gatten; b) das Alter; c) bie 
Religion; d) der Stand, der Charaktier oder die Beſchäftigung; e) der Ge— 
burtsort, mit Beifügung der Herrfihaft, Pfarre, des. Kreifes und des Landes; 
ferner f) der Aufenthaltsort oder Wohnort, fo wie hauptfächlich die ausdrück⸗ 
lihe Angabe, ob und wo der Aufzunehmende zulegt ununterbrochen durch zehn 
Sahre fih aufgehalten hat, und wohin er fomit zuftändig iſt; dann endlich 
g) ob und welche zahlungspflichtige Anverwandte er hat, genau und richtig au« 
gegeben find, 

F. 4. Es hat noch ferner bei der durch Cirkularverordnung vom 17. Dce 
tober 1821 erfolgten leßten Befimmung ber Berpflegsgebühren fein Berbleiben 
nach welcher der tägliche Berpflegsbetrag, wie bisher, auch in Zufunft a) für 
einen Kranken in der I. Klaffe mit 1 fl. 20 fr., b) in der IL. Klaffe mit S1 fr, 
ec) in ber IH. Kaffe mit 18 fr. für hieſige zahlungspflichtige Einwohner, und 
mit 32 fr. Konventiondmüngze für Auswärtige zu zahlen kommt. ; 

Zu den hiefigen Einwohnern werben jene gerechnet, welde entweder von 
Bien gebürtg find, und nirgends anderswo ſich ununterbrochen durch zehn 
Jahre aufgehalten, oder welche aus irgend einer andern Urfache die gefeßliche 
Zuftändigfeit nad Wien erlangt haben. Alle übrigen gehören zu den Auswär- 
tigen, und haben daher die höhere Gebühr der dritten Klaffe, das iſt täglich 
32 fr. Konventionsmünze zu bezahlen, 

$. 22. Die Begräbnißtaren für die in der Krankenanſtalt verftorbenen 
Perfonen, für welche Feine befonderen Leihenbegängniffe angeordnet werben, 
find wie bisher für Perfonen, die nach der I. Klaffe verpflegt wurden, auf Afl, 
für nad der 11. Klaſſe Berpflegte auf 2 fl. und für die nach der II. Klaſſe 
Berpflegten auf 1 fl. Konventionsmünze ſeſtgeſetzt.“ 

Die Ortspolizeibehörden haben fich daher überhaupt, und ingbefondere bei 
Ausftellung von Wanderbüchern und Päffen, hauptfächlich hinſichtlich der An« 
gabe der zaplungspflichtigen Anverivandten u. f. w. nad den obigen Beflim- 
mungen zu achten, - 


— Derfügungen der Kreisregierung, den Transport der Dlatter- 
franfen, ſiehe 3 Bud, 2, Abtheilung, 2. Capitel. 
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F. 275. Verfügung der Kreisregierung vom 18. September 
1837, Amtsbl. M. 54, p. 4133, die auf die Kur und Verpflegung 
erftanfter Angehöriger des Königreichs Hannover in Bayerifchen Kran⸗ 
fenanftalten erlaufenden Koften betr. 

Nach einem höchſten Minifterialreferipte vom 29, Juli 1, 3. befteht in dem 
Königreihe Hannover der Grundfaß: „daß eine Verbindlichkeit der Gemeinden 
zum Erfaß der Kur- und Berpflegungsfoften für unvermögende im Audlande 
wandernde Gefellen oder fonftige Reifende, die denfelben dur das Heimaths⸗ 
recht angehören, nicht flatt findet, fondern daß Anfprüche der Art nur gegen 
ben Erkrankten felbft, oder feinen gefeglichen Ernährer geltend gemacht werden 
können.“ 

In Folge der Reziprozität können demnach in ähnlichen Fällen auch von 
den Gemeinden des Königreiches Hannover keine ſolche Anſprüche an die Ge⸗ 
meinden des Rheinkreiſes gemacht werden. 

Indem man dieſes zur Nachachtung biemit bekannt macht, macht man bie 
Könige, Landkommiſſariate und die Bürgermeifterämter auf die Wichtigkeit der 
Handwerksgeſellen⸗Unterſtützungsvereine aufmerffam, welche in mehren größeren 
Gemeinden des Kreifes bereits beſtehen. 

Abgefehen davon, daß folche Vereine ſchon an und für fich einen fehr wohl⸗ 
thätigen und humanen Zwed für die Handwerkögefellen felbft haben, bieten fie 
auch den Gemeinden das Mittel dar, fich gegen oft fehr beträchtlich werdende 
Kur» und Berpflegungsfoften ausländifcher mittellofer Handwerksgeſellen zu 
fidern, indem diefe dann von den fraglichen Unterflüßungsvereinen übernommen 
werben, 

Die Königl. Landlommiffariate haben demnach den Bürgermeifterämtern 
und Armenpflegfchaftsräthen ihres Amtsbezirkes, in deren Gemeinden fich eine 
angemeffene Zahl Handwerksgeſellen befindet, Auftrag und Anleitung zur Zus 
Randbringung folder Bereine zn geben, und in Zeit von drei Monaten über 
den Erfolg zu berichten, 

Erforderlichen Falles können den Lofalbehörden Mufler oder Abfchriften 
folcper im Kreife bereits befiehenden Vereine von hieraus hinausgefchloffen 
werben. 

F. 276. Verfügung der SKreisregierung vom 23. April 1838, 
Amtsbl. M 25, p. 204, die Poftportoauslagen für Koftenerfagteifts 
ungen an das allgemeine Krankenhaus in München betr, 

Die Krankenanftalt der Haupt» und Reſidenzſtadt München hat bie be 
ſchwerende Anzeige gemacht, daß ihr öfters der Erfaß für Verpflegung , welde 
fie franfen Individuen aus der Pfalz geleiftet,, unfrantirt überfendet, und ihr 
dadurch bedeutende Poftporti verurſacht würben. 

Da die Privaten und Gemeinden, welden ver Erſatz für Berpflegunge: 
koften obliegt, auch die Koſſen der Verſendung berfelben-an Ort und Stelle zu 
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tragen verpflichtet find, fo werben bie Behörben der Pfalz hiemit angewieſen, 
ſolche Geldſendungen ſowohl an die Krantenanfalt in München, als auch an 
alle übrigen Kranlenanftalten und Gemeinden des Königreiches zu franfiren, 
wogegen ein gleiches Berfahren auch von den jenfeitigen Behörden zu gewär⸗ 
tigen ift. 

F. 277. Bekanntmachung der Regierung der Pfalz vom 9, Au⸗ 
guft 1839, Amtsbl, Ma Al, p. 349, MUebereinfunft mit dem Herzog- 
thume Naffau wegen gegenfeitiger Berpflegung erfranfender Staats- 
angeböriger betr, 

Ueber bie gegenfeltige Berpflegung erkrankter Staatsangehöriger iſt zwi— 
fhen der Königl. Bayeriſchen und Herzoglih Naffauifhen Staatsregierung 
ein Vertrag ganz desfelben Inhaltes abgefchloffen worden, wie jener, welchen 
die Königl. Bayerifhen und Großherzoglich Heffifhen Staatsregierungen in 
gleihem Betreffe mit einander abgefhloffen haben (vide Amtsbl. von 1834, 
Seite 456), (vide oben $. 270). 

Dies wird zur Nachachtung hiermit befannt gemacht, 


F. 278. Ausfchreiben der Regierung der Pfalz vom 26. No— 
vember 1842, Amtsbl. M. 76, p. 628. Die Uebereinfunft mit ber 
großherzoglih Dfvenburgifhen Regierung wegen gegenfeitiger Ber: 
pflegung erfranfter Unterthanen betr, 


In Gemäßpeit eines Reſcripis des Königl. Minifteriums des Innern vom 
13, d. I. Monats werben fämmtliche Königl. Landkommiſſariate, Polizeibehör- 
den und die Bürgermeiflerämter in Kenntniß gefegt, baß die Königl. Bayerifche 
und Großperzoglich Didenburgifche Regierungen dahin übereingefommen find, 
ihren in den beiderfeitigen Staaten erfrantenden oder verunglüdenden unbemit- 
telten Unterthanen gegenfeitig die benöthigte Heilung und. Verpflegung ange» 
deihen zu laſſen, zu welchem Behufe Folgendes feſtgeſetzt worden iſt: 

1. Die Kur- und Berpflegungstoflen von dergleichen erkrankten ober ver» 
unglüdten Angehörigen des einen ober des andern Staates werden im Allge- 
meinen von den Siftunge- oder Gemeindefaffen derjenigen Orte, wo biefelben 
einen Unfall erleiden, oder von ber fonft von der betreffenden Regierung hiezu 
beffimmten Kaffe beftritten, ohne daß deßhalb ein Erfaß in Anfpruch genommen 
werden kann. Auch wird jede Regierung die geeignete Vorkehrung treffen, daß 
bei folden Fällen jedem Anfpruche dee Menfchlichkeit Genüge gefchehe und Fein 
Berfäumniß eintrete, 

2. Da jedoch diefe Verbindlichkeit immer nur fubfidiär bleibt, fo ift ber 
verurfachte Aufwand in dem Falle nach billiger Berechnung zu erfeßen, wenn 
entweder der betreffende Reifende diefen Erfaß aus eigenen Mitteln zu Teiften 
vermag, oder wenn die nach privatrechtlichen Grundfäßen zu feiner Ernährung 
und Unterüßung vespflichteten Perfonen, nämlich feine Ascendenten und Des⸗ 
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cenbenten, oder ein Ehegatte besfelben dazu vermögend find, was erforderlichen 
Falls durch amtlihe Nachfragen bei der heimatplichen Behörde zu erheben if. 

Die fämmtlihen ‚Difirikts- und Lokalpolizeibehörden, fo wie bie Bürger 
meifterämter, Armenpflegichaftsrätpe u. f. w. haben ereignenden Falls hienach 
au handeln, ) 

Zehntes Eapitel. 
Theuerung und Mangel. 

4, Band, p. 350. 

— Verfügung ber Kreigregierung vom 24. Auguft 1835, Amtsbl, 
M. 41, p. 411, Exceffe im Wäffern der Wiefen und die dadurch be- 
wirfte Mehl» oder Brodnoth, fiehe oben 4. Bud, $. 152%. 

8.279. Beſchluß der Königl. Regierung der Pfalz vom 19, Dr 
tober 1838, Amtsbl. M 56, p- 441, die Theuerung des Brennholzes, 
insbefondere die Verwendung von Brennholzfurrogaten und Einführ- 
ung bolzerfparender Einrichtungen betr. 

Bei dem mit der Zunahme der Bevölkerung wachſenden Bebürfniffe an 
Brennholz und dem eingetretenen Mißverhältniffe zwiſchen der. verfügbaren 
Mafle des leiteren mit dem erhöhten Bedarfe, wodurd bie Holzpreife empor 
getrieben werden, ift es dringende Pflicht der Verwaltungsbehörden, dahin zu 
wirken, daß dem überflüffigen Holgverbraude theils durch Berwendung von 
Holjfurrogaten, namentlich des Torfes und der Steinfohlen, dort wo es bie 
Berpältniffe erlauben, theild durch Einführung holzerfparender Einrichtungen 
und Feuerungsapparate möglichft begegnet werde. 

Unter den Maafregeln zur Erreichung des befagten Zwedes verdient ind 
befondere eine möglichft allgemeine Einführung der Gemeindebadöfen um 
fo größere Aufmerffamfeit, als dadurch nicht nur beträchtliche Maſſen Brenn 
holzes, welche in einzelnen Badöfen nuglos dahin ſchwinden, erfpart, fondern 
auch noch andere Vortheile, ald: Erzielung wohlfellern und befferen Broded, 
Berminderung von Feuersgefahr, Erfparniß an Raum und Unterhaltungstoften 
für die Privatbadofenbefißer ꝛe. erreicht werden, und die in neuerer Zeit in 
einigen Nahbarländern gemachten Erfahrungen den Beweis liefern, daß folde 
Anftalten fih als höchſt nüßlich bewähren und in ben Gemeinden, wo fie br 
reits eingeführt find, allgemeine Anerkennung finden, 

Die unterfertigte Stelle findet fi) aus obigen Rüdfichten veranlaßt zu ver 
fügen, wie folgt: 

1, Um Brennholzerſparniß zu erzielen und zugleich zur Nahahmung ermun- 
ternde Beifpiele für die Gemeindebewohner aufzuftellen, haben die Königl. Yand- 
fommiflariate und ‚die Ortsvorflände die ſachgemäßen Einleitungen zu treffen, daß 
allentpalben, wo die Benüßung von Steinkohlen oder Torf als Brennmaterial nicht 
dur die Umfände erſchwert, oder mit größerem Aufwande, als der Brenn 
holzverbrauch verbunden if, bie erfiere Feuerungsart in den Ihrer Aufficht un 
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tergebenen Kommunal · und Stiftungsgebäuben eingeführt und für Anſchaffung 
der hiezu geeigneten Feuerungseinrichtungen oder zweckmäßige Abänderung der 
beſtehenden geforgt werde, fowie dort, wo von dem Gebrauche des Brennpolzes 
nad den Umftänden nicht abgegangen werden kann, möglihft darauf Bedacht 
zu nehmen iſt, Holgerfparende Defen und Heerde einzuführen und die als über- 
mäßig bolztonfumivend und ungwedmäßig befundenen zu entfernen ober abzu« 
ändern. 

2. In allen Gemeinden, wo das Brobbaden in Privatbadöfen üblich if, 
und die Einwohner nicht ihr Brod von patentifirten Bädern zu kaufen oder bei 
biefen baden zu laſſen pflegen, follen gemeinfchaftliche Badöfen auf Koften der 
betreffenden Gemeinden errichtet werben, beren Benüßungsweife: durch zweck⸗ 
mäßige Reglements der Lokalbepörden unter Leitung und mit Genehmigung 
bes Königl. Landkommiſſariats feſtzuſetzen tft. 


Die Königl. Landkommiſſariate find ermächtiget, für die Koſten der Errich⸗ 
tung ſolcher gemeinnützigen Anflalten in jenen Gemeinden, wo deren Einführ⸗ 
ung zweckmäßig erſcheint, und Feine Umlagen zur Beftreitung ber Gemeindebe- 
bürfniffe erhoben werben, ex officio die geeigneten Kredite in ben betreffenden 
Gemeindebüdgets zu eröffnen, und man erwartet von benfelben, fowie von den 
Ortsvorfländen, daß fie die zweckmäßigſte Organifirung folder, das gemeine 
Beßte bezweckenden Anftalten auf alle Weife zu fördern und, wo es nöthig ifl, 
beleprend auf die Gemteindeglieder einzuwirken bemüpt feyn werben. 


Anhang 


F. 280. Bekanntmachung, die INN beit, Ana 
M. 60 vom Jahre 1842, p. 497. 


Ihre Majeftät die höchſtſelige Königin Wittwe — hat vermöge Al⸗ 
lerhöchſft eigenhändig vollzogener Urkunde vom 6. November 1828, den Aller⸗ 
höchſtderſelben zur weiteren Verfügung und Gründung einer woplthätigen 
Stiftung übergebenen, die Summe von 5500 fl. betragenden Weberfchuß ber 
Subferiptionggelder für Errichtung bes Denkmals, welches dem Andenken 
weiland Seiner Maieflät des Königs Marimilian Zofeph im Wildbade Kreuth 
gewidmet worden if, zur Dotirung einer Freibadeftiftung daſelbſt, für arme 
Kranke beftimmt, und huldvollſt genehmigt, daß diefelbe den Namen „Karo⸗ 
linenſtiftung“ führe. 

Bermöge teflamentarifcher Beftimmung d. d. Bieberfiein den 17. Juni 
1839, hat die höchfifelige Königin 2000 fl. aus Allerhöchſt Ihrem Bermögen 
biefer Armenftiftung zu Freipläßen für wahrhaft bedürftige, moralifh und phy⸗ 
ſiſch Leidende ausgefegt, und diefe Summe denjenigen jährlihen Schenkungen 
beigefügt, welche fort zu entrichten Allerhöchſt ihre durchlauchtigſten Töchter 
leötwillig gebeten find, 
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Die durchlauchtigſten Erbinnen, bie gebornen König. Prinzeffinnen von 
Bayern: 

1. Shre Majefät die Königin Elifabethe Ludovike von Preußen; 

2. Ihre Königl, Hoheit die Frau Prinzeffin Amalie Augufle von Sachſen; 

3. Ihre Maieftät die Königin Marie Anna Leopoldine von Sachfen ; 

4. Ihre Kaiferliche Hoheit die Frau Erzherzogin Friederile Sophie Doro» 
tbee von Oeſterreich; 

5. Ihre Königl, Hoheit die Fran Herzogin Ludovile Wilpelmine in Bayern 
haben hienach erklären zu laſſen geruht, wie Höchſt Sie, um dem großmüthigen 
und woplthätigen Sinne der Allerhöchflen Erblafferin möglihft zu entſprechen 
bexeit feyen, die fraglichen 2000 fl., bezüglich deren es zweifelhaft fey, ob fie 
als Kapital oder als jährliche Reichniß Iegirt worden feyen, als eine jährlich 
fortlaufende Rente anzuerkennen, und beren alljährliche Zahlung in ber Weile 
zu übernehmen, daß foldhe von einer jeden der höchſten Erbiunen zum fünften 
Theile geleiftet werben. 

Seine Majeftät der König haben diefer Sreibadefiftung für arme Krank 
im Wildbade zu Kreuth, unter den von ber höchftfeligen Stifterin in der Stif- 
tungsurfunde vom 6. November 1828 niedergelegten näberen Befimmungen, 
vorbepaltlich der Unterfielung unter die gefegliche Kuratelauffiht die Allerhönk 
Iandesperrliche Beftätigung zu ertheilen,, dann ebenfo das für Freibäder im 
Kreuth beftimmte Vermächtniß von jährlich 2000 fl, Allerhöchſt zu genehmigen, 
und dabei Allerhöchſtdero Willen auszufprechen gerupt, daß biefe Stiftung 
„Karolinenfiftung“ Heiße, und mit Allerhöchſt ehrender Anerkennung der von 
der Allerhöchſten Gründerin bis zum letzten Athemzuge bewährten Mildtpätig- 
feit, dann der von den durchlauchtigſten Erbinnen im Bollzuge der Iegtwilligen 
Befimmungen ber hörhfifeligen Erblafferin an den Tag gelegten erhabenen 
Gefinnung fürftliher Großmutp und Menfhenfreundkichkeit durch das Regier- 
ungsblatt und Amts-Intelligenzblatt zur allgemeinen Kenntniß gebracht werde. 
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Zum erſten Eapitel. 
ueberhbdäupt 
4. Band, p. 376, 

$. 1. Ausfchreiben der SKreisregierung vom A. Juli 1836, 
Amtsbl. M 32, p. 378, die Benennung der Königl. Infanterie und 
Gavallerieregimenter nach den Namen der Regimentsinhaber betr. 

Seine Majeftät der König haben in dem nachfiehend im Auszuge 
abgedrudten Armerbefehle vom 28. October v. 3. Allerhöchſtihren Infanterie 
und Cavallerieregimentern Inhaber zu geben und zu verorbnen geruht, daß 
diefe Regimenter zwar ihre bisherigen Nummern der Reihe nach beizubehalten 
baben ; aber nicht mehr nad) diefen, fonbern ausfchließlich mit dem Namen ber 
Inhaber zu benennen feyen. 

Demgemäß werben ſämmiliche Behörden angewieſen, in ihren amltichen 
Verhandlungen, Berichten und Erlaſſen, die gedachten Regimenter jederzeit nach 
den Namen ihrer Regimentsinhaber zu bezeichnen. 

Auszug 
aus dem Armeebefehle vom 28. October 1835. 

Bir Haben befrhloffen, allen Unfern: Infanterie» und Eavallerieregimen- 
tern (mit Ausnahme des 6. Epevaurlegersregiments) Inhabern-zu geben, und 
ernennen bemnad : 

den Generallieutenant Earl v. Theobald zum Snpaber des 4, Linien⸗ 


Infanterieregiments; — 
dan Generallieutenant Carl Sraen v Yappenpeim zum Inhaber bed 
7. Zinien-Infanterieregiments; —-; ;; 


den General der Infanterie, Clemens v. Raglovich zum Senat des 
10. Linien-Infanterieregiments; — 
be. Gichenpfeifee Kanthud ver Berfaffung x. al 
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den Generallieutenant Peter — v. Lamotte zum Inhaber des 11, 
Linien⸗ Infanterieregiments; — 

den Generallieutenant Max Grafen J Seyffel d’Aix zum Inhaber des 
13. Linien» Infanteriereniments ; — 

den Generallieutenant Georg v. Weinrich zum Inhaber des 14. Linien- 
Snfanterieregiments; — 

den Generalmajor drang Breiperen v. pertling zum Inhaber des 15. 
Linien⸗Infanterieregiments; — 

Die Infanterie» und Cavallerieregimenter ‘haben zwar ihre bisherigen 
Nummern der Reihe nach beizubehalten, fie follen aber nicht mit diefen, fondern 
ausfchließlih nur mit den Namen der Inhaber, wie folgt, genannt werben: 

Linien Infanderieregtimenter, 

Leibregiment — _ R —_ 
.König u “In A a On: Eu 
. Kronprinz — 

. Prinz Karl — BE TEN 

. Theobald — L 

. Erbgroßpergog von Seffen 7. 

. Herzog Wilhelm — 

. Pappenbeim — 

. Herzog Pius — 
9, Wrede — 

10. Raglovid — 

11. Yamotte — 

12. König Dtto von Griedenfand — 

13. Seyſſel — 

14. Weinrich — 

15. Heriling. 


In Gm ww 


on 


ıE 


Küraffietregimenter, 

1. Prinz Karl — ⸗ | 

2. Prinz Johann von Sachſen. 

1. Kronprinz — | r ⸗ 

2; Thurn und Taxis Aemöpntiep dIo6 Tmie genannt) — 

3. Herzog Maximilian — 

4. König — 

3. Reiningen — 

6. vacant Feuchtenberg. 

Bon diefen Regimentern bepälten Ihren Namen Immer: 
LIE IR 

Leibregiment — Ä 
1. König — 
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2. Kronprinz — 
9, Wrede, 
Ehevaurlegersregimenter. 
2. Thurn und Taxis — 
4. König. 
Die Artillerieregimenter und die Zägerbataillons find bis auf Weiteres nur 
nah Nummern zu nennen, 


— Die bisherigen Veränderungen im Namen der Negimenter 
find, da ſolche fernerem Wechfel unterworfen find, im Staatshand- 
buche nachzuſehen. 

Zum zweiten Eapitel. 


Ergänzung des Heeres, 
4. Band, p. 377. 


$. 2. Bekanntmachung der Kreisregierung vom 22. Mir; 1833, 
Amtsbl. Ma 17, p. 198, die Behandlung der in den Liften weggelaffenen 
Konferibirten der Altern Geburtsffaffen betr. 

In Betreff der Behandlung der in den Liften weggelaffenen Konferibirten 
aus älteren Geburtsllaffen wurde durch eine König, Minifterialentfchliefung 
vom 5. Januar 1833 Folgendes verfügt: 

1. Gegen jedes, früher zu Feiner Konfcriptionsverhandlung erfchlenenes, 
und wegen feiner in dem Auslande erfolgten Geburt, oder aus fonfligem Ber- 
fehen in den Liſten übergangenes, erfi fpäter zur Kenniniß der einfchlägigen 
Ronferiptionsbehörde gelangendes, Individuum iſt vorerfi auf ven Grund ber 
65. 5, 21, 26, 68, 69 und 84 bed Heerergänzungsgefehes und $. 97 der Boll« 
ugsvorfchriften das geeignete Verfahren einzuleiten, und die Entfcheldung der 
Frage zu veranlaffen, ob und in wie fern felbes ald ungehorfam oder wider» 
ſpenftig zu betrachten fey ? 

2. Bird ein ſolches Individuum durch das zu fällende Erkenntniß weder 
als ungehorfam, noch als widerfpenflig erflärt, fo ift die Behandlung bed+ 
felben nach. $. 64 des Heerergänzungsgefeßes und nach $. 91, Ziffer 3, der 
Vollzugsvorfchriften zu demfelben zu bemeffen, und dieſemnach das Geeignete 
zu verfügen, 

$. 3. Ausſchreiben der Königl, Kreisregierung vom 27. Des 
zember 1836, Amtsbl. M 2 vom Jahre 1837, p. 19, die Eintrag: 
ung der gefällten Widerfpenftigfeitserflärung in den Ablieferungstiften 
im Bollguge des $. 99 der Vollzugsinftruftion zum Heerergãnzungs⸗ 
geſetze betr. 

In Erwägung, daß es den. Königl. Militärkommandos aus ——— 


Rüdfichten, und insbefondere auch wegen Würdigung der Urlaubsgeſuche daran 
41 * 
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gelegen feyn muß, von den gefällten Widerfpenftigkeitsuripeilen Kenntniß zu 
erhalten, werben die Königl, Landlommiffariate in Folge höchſten Reſeripis des 
Königl. Staatsminifteriums. des. Innern vom. 14. Ortober I. 3. beauftragt, in 
den vorfommenden Fällen jedesmal fogleich in den Ablieferungslifen den ge 
eigneten Vortrag wegen der Widerfpenftigfeit zu machen, und bierburd dem 
$. 99 zur Anwendung und Bollziehung. des Deerergaͤnrzungsgeſetzes vom 13. 
März 1830 zu genügen. 

Zugleich wird das hierauf bezügliche neuerliche Königl. Miniferiatrefeript 
vom 2.1. M. zur genauen Darnachachtung nachfolgend biemit — gemacht. 


Staatsminiſterium des Innern. J 

Die durch generaliſirte Entſchließung vom 11. October I. J. angeordneie 
Eintragung der gefällten Widerſpenſtigkeitserklärungen in ben Ablieferungsliſten 
hat eine Königl. Kreisrenierung zu der Anfrage veranlaßt: 

ob es nicht genüge, die Konferiptionsbehörde an das im $. 99 der Boll- 
sugsoorfchriften zum Heerergänzungsgeſetze vorgefchriebene Benehmen mit den 
Militärbepörden zu erinnern, weil bie Biderfpenftigfeitsertlärungen, bei nicht 
ſogleich zu erweifenden, einer Borunterfuchung bedürfenden Thalſachen meiſt erfi 
nach der fogleich mit der Einreihung gebotenen Abfendung ber Ablieferunge· 
liſten erfolgen können? 

Zur Beſcheidung dieſer Anfrage wird hiemit bemerkt, was folgt: 

1. Alle im geſetzlich beftimmten Zeitpunfte der Abfendung der Ablieferungd- 

liften bereits gefüllten Wiverfpenftigkeitserfenntniffe f nd fofort in die Abllefer⸗ 
ungsliſte ſelbſt einzutragen. 
2. Die ſpäter erſt erfolgenden Widerlpenſtigkeitserklärungen ſind in bie 
nach $. 74 des Heerergänzungsgeſetzes anzufertigende Lifte über die zum Erſaht 
der Widerfpenfligen zu leitenden Nachftellungen einzutragen, damit die für bie 
BWivderfpenftigen zur Einreifung Berufenen von dem ihrer im bemerkten Gr 
feßesparagraphen zugeflandenen Rechte Gebrauch mächen können, auf Rechnung 
der Widerfpenfligen Erfagmänner zu fiellen und bie hiefür übernommenen 
Laften aus deren Vermögen fi erfeßen zu laſſen. 

3. Das gemäß $. 99 ver Volzugsvorfcriften zum Deerergãnzungsgeſehe 
angeordnete Benehmen der Konferiptionsbepörden mit den Militärbehörden 
kann fodann füglih auf eine einfache Hinweifung auf die treffende Looonummer 
der Nachſtellungsliſte ſich beſchraͤnken. 


G. 4. Entſchließung der Kreisregierung v vom 31. März 1837, 
Amtsbl. Mi 23, p- 185, Erſatzmannſtellungen betr. | 


Zufolge des $. 40 bes Heerergänzungsgefeßes vom 15. Augufl 1828 find 
bie bei den alljährlich ſtatthabenden Armee-Ergänzungen nach ber Ordnung ber 
Loosnummern fowopl zum Kontingente, als zur Reſexve berufenen militärpflich- 
tigen Jünglinge verbunden, an den beflimmt werdenden Orten und Tagen fih 
vor dem Rekrutirungsrathe perföntich zu ſtellen, um durch ſolchen, gemäß dem 
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$. 42 dieſes Gefeßes, nach: ihrer körperlichen Beſchaffenheit und fonftigen Eigen- 
ſchaften unter die verſchiedenen Waffengattungen verteilt zu werben, wobei. von 
Seite des Rekrutirungsratpes nach den. $. 47 und 48 ver Vollzugsvorſchriften 
zum Heerergänzungsgefeße. bei der Auswahl für die Eavallerie vorzugsweiſe 
auf:die Jünglinge Rüdficht genommen werben foll, welche "die Größe von’ 5 
Fuß 9 Zoll erreicht haben, von ſchlankem Wuchſe find, bereits: mit Pferden 
umzugehen wiſſen, und von bemittelten Eltern abſtammen, ſohin eigenes Ber- 
mögen beſitzen oder zu hoffen haben. 

Wäbhrend der letzteren Jahre hat man indeſſen die mißfällige Bemerkung 
machen müſſen, daß jedesmal eine nicht unbeträchtliche Zahl gerade ſolcher 
Konſcribirter, welche bie vorerwaͤhnten Eigenſchaften zum Cavalleriedienſte in 
ſich vereinigen, obſchon dieſelben in ihrer Heimath anweſend ſind, gleichwohl 
gegen die ausdrücklichen Beſtimmungen des angeführten $. 40 des Heerergänz⸗ 
ungsgefeßes vor dem Refrutirungsrathe nicht perfönlich zu erſcheinen, fondern 
durch Benolimächtigte ſich vertzeten zu laſſen, und. fodann fpäterpin Erfaßleute 
zur Infanterie einzuftellen pflegt; durch welches geſetzwidrige Benehmen aber 
für den Rekrutirungsrath alljährlich nur Verlegenpeit wegen Mangels der er- 
forderlichen Mannfchaft zur! Aufbringung der mastpeitien Gavallerietontingente 
herbeigeführt und verurfacht wird, 

Die unterzeichnete. Stelle‘ fieht ſich — veranlaßt, ſämmtliche gMilitär- 
pflichtigen auf den. Grund‘ des ‘5. 40 des Heerergänzungsgefeßes an ihre Ber 
bindlichkeit zur perföntichen Erfcheinung vor dem Rekrutirungsrathe mit - dem 
Belſatze zu erinnern, wie bei fernerer Nichtbeachtung dieſer Gefehesftelle Bor- 
fehrung getroffen werben müßte, bamit von dem Tage anfangend, an welchem 
‚der Rekrutirungsrath feine öffentlichen Sigungen Behufs der Aushebung der 
zur Armee-Ergänzung berufenen Mannfchaft beginnen wird, für feine Konferi- 
birte, welche die in den erwähnten $$. 47 und 48 der Bollzugsvorfchriften bezeich⸗ 
nete Größe und fonflige Eigenfchaften zum Cavalleriedienſte befigen, künftig Er⸗ 
fogleute zu einer andern BWaffengattung, als zur Eavallerie angenommen würden. 


$. 5. Ausfchreibung der Kreisregierung vom 24. September 
1837, Amtsbl. M 54, p. 434, die Behandlung der in den Liſten 
weggelaſſenen Konferiptionspflichtigen aus Altern Geburtsklaſſen nad) 
Maafgabe der minifterielfen Entfhließung vom 5. Januar 1833 betr. 


Sinſichtlich ber Behandlung der in den Liſten weggelaffenen Mititärpflich- 
tigen aus älteren Geburtsflaffen ift nachſtehende weitere Königl. Minifterlal« 
Verfügung vom 29, v. M. erfolgt," welche mit Hinweifung auf die in bem 
Amtöblatte von Fahre 1833, Seite 198 , über vdenfelben - Betreff enthaltene 
Miniſterlalentſchließuug vom 5. Januar 1833. zur — bekannt ge» 
macht wird, 

„Der Königl. —— —— des Innern, wird in Erwiederung 
der. Berichte vom 8. Dezember v. und W. Apzil d. J., die Behandlung der in 
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den Liſten weggelaflenen Konferiptionspfliägtigen aus : älteren Geburisklafſen 
betr., Folgendes zur Entſchließung eröffnet : 

Nach $. 5, in Berbindung mit $. 21 und 6. 68 bes — 
ſetzes iſt jeder Bayer in jenem Jahre, während welchem er fein ein und zwau⸗ 
zigftes Lebensjahr zurüdlegt, kraft des Gefehes der Militärkonfeription : unter 
mworfen. Er tritt mit dem 1. Zanuar des darauf folgenden Jahres nad $. 6 
des Geſetzes und $. 5 der Bollzugsvorfchriften kraft des Geſetzes in die bie 
Armeepflicht umfaffende Milttärpflichtigkeitz der Abfchnitt V. bes Gefeßes aber 
ſpricht Iediglich von dem Aufhören der Armeepflichtigkeit bezüglich : 

a) der auf den Grund der beftehendeu Konfeription in die Armee Ein- 
nereipten und bie geſetzliche Dienflgeit von 6 Jahren in ber Armee zugebraht 
Habenden, 

b) der Erfaßmänner und 

c) der nicht eingrreihten Konferibirten. 

Bon einem ähnlichen Aufpören bezüglich. der gar nicht Konferibirten if 
weder hier noch an einer andern Stelle die Rebe, und es muß daher angenom- 
men werden, daß deren Armeepflichtigkeit erfi dann ende, wenn ihre Konferip- 
tion nachträglich vollzogen worden, und einer ber in $$. 61 — 63 bed Geſetzes 
‘ aufgeführten Entlaffungsgründe eingetreten if, 

Die Annahme einer Berfährung der Armeepflichtigkeit it dem Geſetze bireft 
zuwiderlaufend; — finden daher auch vermöge der in dem Rheinkreiſe beſtehenden 
‚Gefeßgebung bie in ben $$. 68 und 70 des Heerergänzungsgefebes ausgefpro- 
chenen Strafen des Ungehorfamd und der Widerfpenftigfeit nach Ablauf eines 
bretfährigen Zeitraumes Feine Anwendung, fo unterliegen jebenfalld bie von 
den Gerichten auf den Grund ber eingetretenen Berjährung oder ob anderer Ur⸗ 
ſachen von ber Strafe freigefprodenen Konferiptionspflichtigen der nachträglichen 
Erfüllung ihrer Konferiptionspflicht und der Beizäplung zu ber nächften Kom 
feription, während es fih von felbft verfieht, daß die Minifterialentfchliefung 
vom 5. Januar 1833 Zeinedivegs die Ertpeilung von Entlaffungsicheinen an 
Ungeborfame ober. wiberfpenflig Erflärte von jenen Borausfegungen befreien 
wollte, durch welche überhaupt die Ertheilung von Eutlaſſungeſcheinen geſetzlich 
bedingt iſt.“ 

F. 6. Entſchließung des Miniſteriums des Innern vom 7. April 
1838, Amtsbl. Ma 38, p. 304, die Aushebung der Altersklaſſe 1816, 
bier die Zutheilung der Abwefenden zur Cavallerie und Artillerie betr. 
* Miniſterium des Innern. 

Der Königl. Regierung von Oberbayern, Kammer des Innern, wird auf 
ben Bericht vom 18, Februar I. 3. in dem bemerkten Beireffe nach vorgäng- 
igem Benehmen mit dem Königl. Kriegsminifterium und unter Zußimmung 
besfelben hiemit Nachſtehendes eröffnet. 

In Betracht der Gefährben, die von den mit ben erforberlichen Eigenfchaf- 
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ten: für die Canaflerie und; Artillerie perſehenen Koufcribirten zur Erſchwerung 
der Ergänzung :biefer beiden Waffengattungen durch Unterlaflung der Stellung 
vor dem oberfien Refrutirungsratpe bei dem Bollguge der Aushebung und Zu» 
theilung beabfichtiget und vollbracht worden, find folche Ungehorfame außer der 
Berurtheilung in die gefeßliche Geld» oder Freiheitsſtrafe, bei ihrer nachfolgen- 
den Steluing, wenn fie zum Cavallerie- oder'Artilleriedienfie tauglich befunden 
werden, und bie übrigen vorfchriftsmäßigen Eigenfhaften befißen, der Artillerie 
oder Eavallerie, und zwar vorzugsweife zum effelliven Dienſt um ſo mehr noch 
zuzutheilen, als dieſe beiden. Waffen immer bie größten Schwierigfeiten in. der 
Ergänzung darbieten, und eine Ausgleihung der daraus etwa entſtehenden 
Veberzapl,in den Ergänzungsfoniingenten für die Cavallerie und Artillerie un⸗ 
ter den Militärbienfibehörben nach Exforberniß flatt finden kann. 

Was aber die Zutpeilung abwefender Ungehorfamer oder als wiberfpenftig 
verurtheilter Konſcribirter zur Kavallerſe ober. Artillerie vor ihrer Stellung be- 
trifft, fo kann eine ſolche nach deutlicher Beſtimmung des $, 48, Abf. 4 ber 
Vollzugsvoxſchriften zu bem Peerergänzungsgefeße nur. nach vorgängiger Ge- 
nehmigung bes Königl. Kriegeminifteriums. Plaß greifen. 

Die Königl. Regierung von Dberbayeın, Kammer bed Innern, hat fi 
hienach in allen vortommenden Fällen zu achten. 

$. 7. Geſetz vom 15. April 1840, Amtsbl. M. 23, p- 134, 
ben. freiwilligen Eintritt in bie Armee und die freie Wahl der Waf- 
fengattung betr. 

Ludwig, K. 

Wir haben in der Abficht,. das Recht ber Wahl der Waffengatiung bei 
dem freiwilligen Eintritte in das Heer jenen Beſchränkungen zu unterwerfen, 
welche nad den bisherigen Erfahrungen zur Erhaltung des waffendienſtfähigen 
Beſtandes aller einzelnen Theile des Heeres erforderlih find, nach Bernehm- 
ung Unferes Staatsrathes und mit Beirath und Zufimmung Unferer Lie 
ben und Getreuen, der Stände des Reiches, befchloffen und verordnen, was 
folgt: | RER | 

Art. 1. Bom Beginne des Looſungsalies an bis zum erfolgten Schlufie 
der Aushebung eines jeden Jahres, if feinem zur Ziehung eben dieſes Jahres 
gehörigen Militärpflisptigen geſtattet, bei freiwilligem Eintritte in das Heer bie 
Baffengattung. nach feinem Belieben zu wählen. 

Art. I. Unfer Miniflerium des Innern und Unfer Kriegsminiflerium 
find mit dem Bollzuge Be durch ‘das ————— bekannt zu machenden Ge⸗ 
ſetzes beauftragt. | 

$. 8. Die Kompetenz der Friedendrichter zum Viſiren der Zahl: 
befehle, Behufs Eintreibung der. Konferiptionsftempeltaxe, ſiehe Kaffa- 
tionsgexishisustheil Dom 12. Juli 1840, Amishl, Ma 47, P- 395. 
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9 Bemerkt wird hier noch, daß im’ Art! VI. Ziff, 6 des 
Ausſcheidungsgeſetzes vom 17. November 1837, 1. Buch, $. 139, die 
Militaͤr⸗Konſeriptionskoſten als Staatslaſten erklärt ſi nd. 


Zum dritten Capitel. 
Einſtellungen, Handgeld, Einſtandskapitalien. 
4. Band, p. 444. MR 

F. 10. Bekanntmachung der Königl. Regierung des Rheinkrei⸗ 
ſes, Kammer des Innern, vom 31. Januar 1833, Amtsbl. M 8, 
p. 53, die Legionspflichtigfeit der Einfteller ber. 

Auf die bei der allerhöchften Stelle eingefommene Anfrage: „ob die Ein- 
fleller, während ihre Erfabmänner Dienfle für fie elften, gleichwohl zu den 
Refervebataillong verpflichtet werden können ?* wurde durch eine Minifterialent- 
fchliegung vom 25. v. M. erwiebert, daß diefe Frage ihre Erledigung theils 
im $.57 des Heerergänzungsgefebes finde, wonach der Einfteller nur der Armee» 
pflichtigkeit entbunden wird, und theils im $. 64 deoſelben Geſetzes, wonad 
jeder aus der Armeepflichtigkeit Entlaffene außer den dafelbſt bezeichneten Fällen 
zu den Refervebataillong durch das Geſetz verbunden bieibt, ° 


$. 11. NAusfchreiben der Kreisregierung vom 31. Mai 1833, 
Amtsbl. M, 29, p. 278, das Kortrahiren von Schulden der Unter: 
Offiziere und Soldaten unter Berpfändung ihrer a eh 
betr. 

Bei mehren Gerichten haben ſich Anflände darüber ergeben, ob und im wie 
ferne Unteroffiziere und Soldaten, welche für andere im Dienfie eingeftanden 
find, ihre Einftandefapitalien zu verpfänden, ober überhaupt über ſolche zu 
bisponiren befugt fepen. 

Bon dem Königl. Staatsminifterlum der Zuftig wurde, im Einverfländnifſe 
mit den Königl, Staateminifterien des Innern und des Krieges, unterm 5. 
Sänner I. 3, hierüber Folgendes bemerkt: 

Nach den 69. 55 und 53 des Heerergängungsgefeßes vom 15. Augnft 1828 
bleiben die Einftandsfapitalien der Einfteher in jedem Falle während der Dienſt⸗ 
zeit ald Kaution deponirt, und diefe Einſtandskaution wirb erfi verabfolgt, 
wenn der Einfteher die übernommene Dienflzeit treu vollendet hat,. oder wäh. 
rend derfelben ohne fein Berfchulden bienfuntauglich wird, oder mit Tod ab» 
gebt. 

Die Entlaſſung des Erſatzmannes vor vollendeter Dienſtzeit zieht die Folge 
nach ſich, daß aus dem Einſtandskapitale und der allenfallſigen Kautionsergän⸗ 
zung vor Allem die dem Aerar hiedurch allenfalls zugehenden pekuntären Rad» 
tpeife erfeßt, und die Koften zur Einftlelung eines andern, für den Reſt der 
Dienftzeit zu verpflichtenden Erfabmannes gebedt werben müflen. 

Schon daraus ergibt fih, daß Unteroffiziere und Soldaten während ihrer 
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Einſtandsdienſtzeit ihre Einſtandskapitalien für Schulden, welche fie fontrahiren, 
zu verpfänden nicht befugt find, 

Veberbies ift in der allerhöchften. Berorbnung vom 13. März 1830, bie 
Borfchriften zur Anwendung und Vollziehung des Geſetzes über die Ergänzung 
bes ſtehenden Heeres betr., $. 80, Abfıhn. 2, beftimmt und deutlich verorbnet, 
ba von dem Einfteher über dasjenige Einftandstapital, welches für bie von 
ipm übernommene, jedoch noch nicht vollendete Dienfizeit feftgefeßt iſt, während 
biefer Dienfizeit zur Umgehung der Beſtimmungen des Gefebes überhaupt, und 
zur Entfernung ber Aerartalnachtheile.insbefondere, nicht rechtsgültig verfügt, 
und basfelbe nur in dem Falle, wenn damit zum Behufe der fünftigen Anfäßig- 
madhung die Erwerbung eines Grundeigenthums oder anderer Realitäten beab⸗ 
ſichtet iſt, hiefür vorbehaltlich der. Genehmigung. ber beizeffenden Konferiptiong- 
behörde und ber Rechte Dritter verpfändet, resp. verwendet werben darf, wo⸗ 
bei ſodann die. Kaution durch verhältnigmäßige Berpfändung der erworbenen 
Grundſtücke und Realitäten ‚geleiftet werben muß. , 

Durch die Geftattung der Berpfändung der Einftandslapitalien außer, dem 
angeführten Falle würde das leichtfinnige Schuldenmaden der Einfieher fehr 
erleichtert, und: auf folde Weife auf das moralifhe und dienſtliche Verhältniß 
derfelben, für ihre Dienfizeit ſowohl, als für die Zukunft höchſt nachtheilig ein- 
gewirkt, auf der andern Seite aber auch den Gläubigern in vielen Fällen be- 
deutender Schaden zugefügt werben, indem fiesmit ihren Forderungen jeden 
Falles fo lange zurückſtehen müßten, bis vor Allem die Erfableiftung ber dem 
Aerar von dem Einfteher verurfachten pekuniären Nachtheile erfolgt wäre. 

Es fann daher, nah den Haren Worten und nah der wohltpätigen Ab- 
fiht des Geſetzes und der Bollzugsverordnung, den Einflehern nicht geftattet 
werden, während ber Dienfizeit, den Fall ver Erwerbung eines Grundelgen- 
thums ausgenommen, über ihre Einſtandskapitalien zu verfügen, — hiemit 
zur allgemeinen Darnachachtung bekannt gemacht wird. 


F. 12. Ausſchreiben der Kreisregierung vom 20. Suli 1833, 
Amtsbl. M 39, p. 385, die wegen Einftellung von Erfatinännern 
nad) den $$. 13, 58, 66, 67, 70 und 83 des Heerergänzungsgefeßes 
erhobenen Anflände betr, 

Zur Befeltigung der Anflände,. welche bei der. auerhöchnen Stelle hinſicht⸗ 
lich des Vollzuges der $$. 13, .58, 06, 67, 70 und 83 des Heerergänzungsge⸗ 
ſetzes erhoben wurden, ſowie zur Erzielung. eines gleichförmigen Verfahrens, 
wurde durch eine Königl. Miniſterialentſchließung vom 5. Mai I. J. Folgendes 
verfügt : 

I. Zu F. 13 des ——— 

Die in Berehelichungsfällen nach 9. 18 des Heerergänzungsgeſetzes geſtat⸗ 
tete Kautionsleiſtung entbindet nicht von den Obliegenheiten ber Armeepflichtig ⸗ 
keit, vielmehr. hat der Kautionoſteller ſich bei dem Aufrufe ſeiner Alteröflaffe 
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na $. 9,' Abf. 3: der Bollzugsvorfchriften ven Konfeiptionsverhanbfangen 
ebenfalls zu unterziehen, 

Wird derfelbe Hiebei nicht: zur Einreihung beftimmt, fo erhält er den gan- 
zen Kautionsbetrag zurück; er maß aber dagegen einen Erfaßmann flellen und 
hiezu nöthigenfalls die Kaution aufbeffern, wenn er durch das Loos oder durch 
das nach $. 11 des Heerergänzungsgeſetzes flattfindende Aufgebot der ganzen 
AUltersfaffe ohne vorgängiges. Toofen zur Einreihung berufen wird. 

Bel Unzureichenheit des: Vermögens zu Stellung eines Erfabmannes kann 
der Kautiongfteller nach Anficht des Geſetzes .$, 55, letzter Abfchnitt, zur perfön- 
lichen Dienftleiftung ; nur alsdann angezogen werben, Wenn’ er. fi etwa noch 
im unverheiratheten Stande befindet, oder wenn er ausdrücklich es werlangt, 
biegegen 'weber von feiner Familie, noch von. der betreffenden: Gemeinde ‚Ein- 
wendungen gemacht werden, und das Kriegsminiſterlum nach $. 10 der Boll: 
zugsvorfchriften den Eintritt in die Armee bewilligt ; außerdem verbleibt das 
Kautionskapital, deffen Zinfen jedenfalls bis zur gänzlichen Tilgung ‚ber darauf 
baftenden Obliegenheiten admaffirt werden müflen, zunähft für die Ausmittel- 
ung eines Erſatzmannes vorbehalten. 

Auf den Grund der Kautionsleiſtung darf daher auch Fein förmlicher Ent- 
laſſungsſchein, fondern nur ein Zeugniß über die geſchehene Kautlonsleiſtung 
ausgeſtellt werden. 

Dagegen iſt es Pflicht der Ronferiptionsbehörben, die Kautionsſteller jeder: 
zeit auf den Vorbehalt bemerkter Obltegenpeiten aufmerkiam zu machen. 

Bor dem Eintritte in das Konſcriptionsalter iſt übrigens außer dem Falle 
der Berepelihung Feine Kautionsleiftung, fondern nur die Stellung eines Er- 
ſatzmannes geftattet, 

I. Zu h. 58 des Heerergänzungsgefeßes. 

Wird der Einſteher nach $. 58, Abſ. 2 des Heerergänzungsgeſetzes wegen 
Berfhulden entlaffen und iſt Die Einftandstaution. nach Abzug: der Aerarialbe- 
ſchädigung zur Eiuftellung eines Erfaßmannes für die noch übrige Dienftzeit 
nicht zureihend, fo darf eine verhältnigmäßige Abfürzung der Dienftzeit ein⸗ 
treten; hiebel if jedoch das im $. 16 des Peerergängungögefeßed vorgeſchrie · 
bene Minimum von 2 Jahren zu beachten. 

Wird der Einfteher während der Dienftzeit ohne fein Verſchulden untaug- 
Lich, fo iſt nach Abfag 1 5.58 im Gefege, zu verfahren. 

Da übrigens die Einſtandskaution ebenfo, wie das verabrebete Einftandd- 
Kapital für die ganze Dienflzeit: geleiftet wird, fo darf diefe Kaution nur nad 
treuer Vollendung der Dienflzeit dem Einfteller verabfolgt ‚werben, 

I. Zu $. 66 des Heerergänzungsgefebes. 

Die im $. 66 des Herrergänzungsgefeßes vorgefchriebenen Bedingungen ber 
Entlaffung von der Armeepflicht find nicht konjunktiv, fondern disjunktiv feflge- 
ſetzt. In einem ſolchen Falle ik demnach vorerſt die im Schlußfabe des $. 3 
ber Bollzugsvorfchriften zum Heerergänzungsgefeße vorgefihriebenen Bermögend- 
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reherchen zu pflegen, und wegen Audmittlung eines Erfagmannes mit den 
Militärbehörben ins Benehmen zu treten, welde für. dergleichen Fälle - bereits 
zur Mitwirkung angewiefen. find. 

Erft alsdann, wenn bie Stellung eines Erfabmannes für ben ganzen Reſt 
der Dienſtzeit des vom Militär Entlaſſenen nicht zu bewirken iſt, kommen bie 
Beſtimmungen des $. 45 des Geſetzes in Anwendung. 

IV. Zu 6. 67 des Heerergänzungsgeſetzes. 

Die Auswanderung darf nach $. 67 bes Heerergänzungsgeſetzes ben bereits 
in die Milttärpflichtigkeit eingetretenen Bienfttauglichen Sünglingen nur gegen 
Einftellung eines Erfaßmannes gefaitet werben; die Unzulänglichkeit geftellter 
Einfandsfautionen kann daher hiebei künftig nicht mehr in Frage fommen. 

Bon den Einftandsfautionen, welche nach der Verordnung vom 25. Jänner 
1814 die Reluition der Militärpflicht der mit ihren Eltern auszumandernden 
Knaben betr., deponirt und nicht zurüdgegeben find, haben bie Konſeriptions⸗ 
behörden im Benehmen mit den Militärfommandos die Einflellung von Erfaß- 
männern auf die ganze oder äußerſten Falles auf eine verhältnißmäßig abzu- 
fürgende Dienſtzeit zu bewirken. 

Die Einfendung bed in die früher beftaudene Konſeriptionskaſſe befiimmten 
Betrages biefer Reluitionsfumme hat für die Zufunft zu unterbleiben und aud 
der Konferiptionsftempel if erfi dann au berichtigen, wenn die Koften der Er» 
ſatzmannſtellung beftritten find. 

V. Zu $. 70 des Heerergänzungsgefces. 

IR das Bermögen eines Widerfpenfligen zur Einflelung eines Erfaßman- 
ned auf die volle Dienftzeit von 6 Jahren nicht zureichend und unterliegt ber 
als widerfpenfiig Erflärte ſonach der im $. 70 Abfap 3 des Herrergängungs- 
geſetzes angedropten Freipeitsfirafe, fo wird das vorhandene Vermögen nad 
$ 70 Abf. 3 des Gefeßes vorerſt zur Tilgung der Unterfuchungstoften und fo- 
dann zu Berichtigung der Geldftrafen verwendet. 

Eine Abkürzung der Dienfizeit findet in ſolchen Fällen nicht flatt. 

VL Zu $. 83 bes Heerergängungsgefeßes. 

Aus dem konfiszirten Vermögen eines Deferteurs haben bie Gemeinden 
nach $. 85 des Heszergängungsgefeßes die Koflen zu Einftellung eines Erfaß- 
manned, bie Unterfuhungstoften und den Betrag des ärarialifhen Schadens 
in fo weit zu beden, ald das Vermögen zureicht. 

Den Gemeinden ift daher in folhem Falle aufzugeben, binnen eines be- 
fimmten Zeitraumes einen annepmbaren Erfagmann zu fielen. Falls fie je- 
doch einen ſolchen nicht ermitteln: können, ift in analoger Anwendung des $. 83 
der Vollzugsvorſchriften bie Erfaßmannftelung durch die Konfcriptionsbehörbe 
im Benehmen mit ben Militärtommandos aus den ausdienenden IUnteroffizieren 
su bewirken. 

Reicht das Eonfiszirte Bermögen und das Einftanbsfapital nicht pin, um 
einen Erſatzmann für die ganze noch übrige Dienfizeit aufzufinden, ſo kann 
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dieſelbe, wenn ſie noch über zwei Jahre beträgt, auf dieſe Dauer abgekürzt 
werden, und erſt im Falle jede Erſatzmannſtellung unmöglich iſt, find die Un⸗ 
——— und ſodann der ärarialiſche Schaden zu deden.. 

: Zu Befeitigung der, Anftände; welche wegen ber Bertragsverbindlig- 
— F in dem letzten Jahre ihrer Dienſtzeit als Einftandsmänner angenom⸗ 
menen Unteroffiziere ſich ergeben, wird auf das Normativ vom 25. Mai 1627 
„das Einſtehen der Unteroffiziere mit Beibehaltung ihrer Charge vor beendig⸗ 
tee Dienftzelt betr.“ als noch fernerhin anwendbar mit dem Bemerken aufmerf- 
fam gemacht, daß eine Einmifhung in reine Bertragsverhältniffe nicht Rattfinde, 


— Die Stemmpelfreiheit der den Einſtehern auszuftellenden Depo— 
fitenfcheine, fiehe 6. Bud, $. 103, 


— Die Stempel von Einftandsverträgen nicht vollzogener Erſatz⸗ 
mannftellung, ſiehe 6. Buch, $. 128. 


F. 13. Kriegsminiſterialentſchließung vom 7. September 1835, 
Amtsbl, Ma 50, p. A78, den Vollzug des $. 54 im Heerergänzungss 
gefege bezüglich der Zulaffung affentirter, nicht montirter ſtändig Be— 
urlaubter nad ihrer ——— als Erſatzmaͤnner für eingereihte Sol: 
daten betr. 

Seiegsminiferium, 

Der $.54 im Heerergänzungsnefeße beftimmt ausdrücklich, daß ber Erfaß- 
mann für einen in ber Armee wirklich eingereihten Einfteller außer den im $. 
53 bemerkten Eigenfchaften, eine volle Dienflzeit von 6 Jahren in jener Waf—⸗ 
fengattung zugebracht haben müſſe, in welcher der Einfteller eingereiht if. 
Wenn nun gleichwohl ein ſtändig Beurlaubter nach zurückgelegten 6 Jah⸗ 
ren feiner Einreihung, feine Militärpflicht erfüllt, fo kann er deſſen ohngeachtet, 
weil er diefe 6 Jahre in Urlaub, nicht aber im Dienfte beim Regimente zuge 
bracht hat, die Fähigkeit zum Einftehen als Erfakmann für einen Soldaten 
nicht erwerben, mithin kann er auch der gefehlichen Erforderniß im obenermähn- 
ten 8. 54 nicht Genüge leiften, 


$. 14. Kriegsminifterialentfchließung vom 17. Juni 1836, Amts: 
blatt M 43, p. AS2, die Einftandsfapitalien der m Konfisfationg: 
ſtrafe wieder eingereihten Deſerteurs betr. 
Kriegsminiſterium. 
- Der Einfleher muß bie übernommene — treu, ſomit ohne Unter 
brechung durch Defertion, vollenden, 

Diefe Berbindlichkeit hat der ald Berurtpeilter Deferteur und ohne Konfi- 
kationsſtrafe wieder eingereihte Einſteher erft alddann erfüllt, wenn er feine 
erneuerte Dienftzeit treu vollendet. 

. Die deponirte Einſtandokaution darf Daher ne: dem erſten Abſatze vom 
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$. 58 des Heerergäͤnzungsgeſetzes erſt beim," Ablaufe. diefer neuen Dienſtzeit 
verabfolgt, und muß bis. dahin auf gleiche. Weiſe, wie vor der Defertion be» 
‘handelt werden. Hienach find bie Militärbehörben anzuweifen. 


$ 15. Ausſchreiben des Königl. General⸗-Staatsprokurators | 
vom 6. Januar 1837, Amtshl. M A, p. 31, bie Verbriefung ber 
Einftandeverträge bei der Konfeription betr. 


Der $. 55, Abfah 2 des Heerergaͤnzungsgefetzes vom 15, Auguft 1828 
(Amtsbl. p. 224) fchreibt vor, daß alles dasjenige, was im Einflandsvertrage 
über das Einſtandskapital beſonders ftipufirt ift, bei der Regimentskaſſe 
zur fucceffiven Verwendung für den Einſteher hinterlegt werben müfle, während 
nah Abſatz 1 das Einſtandokapital ſelbſt ald Kaution deponirt wird, Nach 
Abfab 3. ib. find Nebenverträge und geheime VBerabredungen verboten, und 
ziehen fowohl für die Einfieler als Einſteher eine Geldſtrafe nah fih, melde 
der geheim bedungenen Summe, fowie dem Geldwerthe der geheim bebungenen 
Gegenftände gleich kommen fol. 

Aus diefen Beflimmungen, in Verbindung mit $.80 der Bollzugsvorfhrife 

fen (Allerhöchſte Verordnung vor 13, März 1830, Amtebl. p. 124) geht die 
Abſicht des Gefeßes, zu verhindern, daß der Einſteher überhaupt über den el» 
gentlichen Einfandspreis ganz oder Hheilmeife, und eben fo wenig über geheime 
Geldmittel während der Einftandszeit opne Genehmigung ber Konſetiptionsbe⸗ 
hörde ſoll verfügen: können, klar hervor. 
Dirie Stlpulation, nah welcher außer dem bedungenen Einſtandslapital 
noch irgend eine Summe als Handgeld oder Trinkgeld unmittelbar an den 
Einſteher ſelbſt entrichtet werden fol, läuft demnach dem Geſetze zuwider, und 
iſt nach Art. 6 des Civilgeſetzbuches nicht rechteverbindlich. Der Notär aber, 
welcher eine folhe durch das Gefeß unterfagte Stipulation aufnimmt, ſetzt ſich 
einer Disziplinareinſchreitung aus. 

Die Königl. Notarien des Kreiſes werden hierauf aufmerkſam gemacht, da⸗ 
mit ſolche Stipulationen, welche bisher vielfach in den von ihnen aufgenom⸗ 
menen Notariatsakten vorkommen, für die Zukunft unterbleiben. 


— Die Anwendung des Stempels bei Abquittirung der an die 
Gemeinden herausgegebenen ERROR, fiche TR 6. 
Bud, 8. 130. 


F. 16. Verfügung der — vom 1a. November 1837; 
Amtsbl. M 67, p. 546, Erfagmannftellungen betr. 

Die unterzeichnete Stelle flept ſich veranlaßt, die Konferiptionsbehörben bes 
Rheinkreiſes aufmerfam zu machen, daß nach den Beſtimmungen der 65. 56 
und 60 des Heerergänzungsgeſetzes, ſowie der $$. Ti und 77 der Vollzugsvor⸗ 
ſchriften, die Militärbehörden nur über die allgemeine und befonbere Dienftes- 
fähigkeit der Erſatzmänner jener Konferibirten,, welche bereits in die Armee 
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eingetreten und wirklich eingereifte Soldaten find, zu erfenuen haben ; daß da- 
gegen aber hinfichtlich der Erfaßleute für noch nicht eingereipte Militärpflichtige 
die Prüfung und Entfcheldung über das Borhandenfeyn aller nah den Ber- 
fügungen bes $. 53 des erwähnten Gefeßes und ber $$. 69 und 70 der Voll⸗ 
zugsvorfchriften jedem Einſteher erforderlichen. Eigenfchaften ausfchließend den 
Konferiptionsbehärden obliege und zukomme. 

Die Königl. Landfommiffariate werben daher beauftragt, bie allgemeine 
Dienftesfäpigkeit dergleichen Erſatzmänner, deren perfönliche Verhältniſſe, uud 
befonders deren früßere Aufführung, bevor diefelben an das Militär zur Ein- 
reihung abgeneben werden, jedesmal um fo forgfanıer zu unterfüchen, als bei 
fpäterhin etwa entdedt werdender Dienſtunwürdigkelt und deßhalb erfolgen 
müffender Entlaffung folcher Einfteher die betreffenden Konferiptionsbehörben, 
gemäß dem $. 83 bes Heerergängungsgefeßes für allen durch deren Vernach⸗ 
läßigung erwarhfenen Schaden zu haften haben würden. 


Mit Hinweifung auf diefe letztere Gefepftele werben ferner auch bie Bürs 
germeifterämter erinnert, der Ausftellung der Aufführungs- und Leumunds⸗ 
zeugniffe, fowie der Wanderbücher, ſtets die Höchfte Sorgfalt und Aufmerkfam- 
keit zu widmen, indem nad $. 2 der Vollzugsvorſchriften die Ausfieller der 
gleihen Zeugniffe für deren Nichtigkeit verantwortlich find, und für allen da 
durch etwa veranlaßt werbenden Schaden ebenfalls zu haften haben. 


$. 17. Ausfchreiben der Kreisregierung vom 31. Dezember 
1841, Amtsbl. M 1 vom Jahre 1842, p. 1, Erfasmannftellungen 
zur Armee betr, 


Beranlaßt dur die Wahrnehmung, daß die bezüglich auf die Erſatzmann⸗ 
flellungen zur Armee beſtehenden gefeglichen Borfchriften nicht allwärts pünft- 
lich vollzogen und überwacht werben, hat das Königl. Minifterium des Innern 
Rachſtehendes erlaſſen: 

„Die Ergänzung bes flebenden Heeres gefchiept gemäß $. 1. des Heerer- 
gänzungsgeſetzes 

1. durch den freiwilligen Zugang und 

2. durch die allgemeine Militärkonſeription. 

Der freiwillige Eintritt in die Armee kann aber dem Workfaute nad 
fein anderer feyn, als der perfönlihe, d. h. jeder Bayer hat das Recht, Für 
feine Perfon, wenn er die zum Kriegsdienſte erforderlichen Eigenſchaften 
befigt, auch außer der Militärkonfeription in die Armee einzutreten⸗ 

Die Subfituirung eines andern Individnums (Einſtellung eines. Erſatz ⸗ 
mannes) kann daher nicht als freiwilliger, — Eintritt betrachtet 
werben. 

Hieraus folgt: von ſelbſt, daß bie in dem Heerergaͤnzungsgeſetze geftattete 
Einſtellung eines Erſatzmannes nur auf die zweite Art der Heerergärzung, 
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durch bie allgemeine Konfeription, ſich beziehen ‚und: dort zut — lom⸗ 
men könne. 

Dies ergibt ſich auch aus der — des = 52 bed. —— 
geſetzes, wo es heißt: 

„Jeder Bayer kann ſich in der Armee durch einen andern Mann erſetzen 
laſſen,“ 
indem hiedurch deutlich ausgedrückt iſt, daß derjenige, welcher ſich aſeten laſſen 
will, der Armee ſchon angehöre, d. h. entweder ſchon wirklich in dieſelbe eins 
gereiht (Soldat), oder doch hiezu bexuſen und pflichtig Clonferiptiongpflichtig) 
ſeyn müfle. — Ausnahmen hievon finden nad dem Heerergänzänzungsgefeße 
$. 13 und 67 nur bei Berehelichungen vor bem Eintritt in die Konſcriptions⸗ 
pflicht und bei Auswanderungen flatt, — ‚Außer diefen beiden Fällen wird in 
dem Heerergängungegefeße und in den Vollzugsvorſchriften zu demfelben nur 
von Erfagmannftelungen für Konferiptions» und Armeepflichtige ober für Kon- 
ſetibirte und für bereits Eingereipte Erwähnung gemacht. — Auch bei den Zu«- 
gutrechnungen, welche gemäß $. 13, 40, 41 und 67 des Heerergänzungsgefehed 
und nad: $. 105. der Vollzugsvorfchriften: ſtatt finden follen, werben andere 
Erfagmannfiellungen, als die eben erwähnten, nicht berührt. — Selbſt in den 
Motiven zum Bortrage über das Heerergängungsgefeg IV. Abfchnitt, wurde 
der Grundfag fehgehalten, daß biefe nur den bereits Konfcribirten und den 
fhon Eingereihten unter den nöthigen Rückſichinahmen auf das Intereſſe des 
Militärdienſtes und der Militärkaſſe, dann der übrigen PINNTIRRABGEN durch» 
aus.freigegeben werben könne. 

Aus diefem Allen geht unverkennbar Serder, daß die Einfellung von Er⸗ 
faßleuten in die Armee nur jenen Individuen zuſtehe, welche entweder 

a) ſchon felbft perfönlich der Armee eingereiht, oder 

b) der allgemeinen Militärkonfeription bereits unterworfen. find, 

Zu den Erfteren find auch die freiwillig Zugegangenen zu zählen, unter 
ben Letzteren aber können nur jene begriffen feyn, welche bereits in dem Alter 
der Konfcriptionspflict ftehen, und daher an die hierauf Bezug babenden Ver⸗ 
dandlungen gebunden find. 

Nur in diefem Sinne find bie über die Erfagmannftellungen erlaffenen 
gefeglichen Beſtimmungen und Vorfpriften genau und pünktlich zu vollziehen, 
daher auch nur in diefem Sinne alle früperen, in verfchiedenen Jahren erlaſſenen 
inftruftiven Beſtimmungen anzuwenden, weßhalb alle diejenigen, welche eine ent» 
gegengefegte Vorfprift enthalten, außer Kraft und Wirkung piemit gefeßt werben,“ 

Zudem diefe Höchfte Weifung ſämmtlichen Konferiptionsbehörden zur ger 
naueften Darnachachtung fund gegeben wird, wird zugleich in Folge höchften 
Auftrages in Erinnerung gebracht, „daß die Einftellungsgefuche der Konferibir- 
ten rechtzeitig in Gemäßpeit des $. 76 der Vollzugsvorfihriften zum Heerer⸗ 
gänzungsgefeße angebracht und verhandelt, dann daB hiebel die Vorfcpriften 
des $. 55 des Heerergärjungsgefebes genau ehigehalten , und die Beiheiligten 
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insbeſondere auf bie: dort feftgeſetzien Bedingungen und Strafen ausdrücklich 
aufmerkſam gemacht werden; — ferner daß der gute Leumund des Einſtehers 
auf die im.$. 2 und 70 der Bollzugsvorfchriften vorgezeichnete Weiſe erhoben 
und die Einftandsverträge felbft mit Entfernthaltung aller Mädler und Unter- 
händler nur von den Konferibirten oder ihren Eltern und Bormündern ober 
einem unbefcholtenen Beauftragten mit dem Einfteher abgefchloffen werden follen. 
In dieſer Beziehung wird. auf die Minifterialausfchreiben vom 8. Auguft 
1838 2 17002, vom 25. September 1838, vom 25. October 1839 As 17612, 
vom 25. Februar 4 4447 und vom 2. April 1840 As 6938 wiederholt hin- 
gewiefen.“ 
| Viertes Capitel. 
RinbtärpTligtigten der Auswandernbdben. 
4. Band, p. 44T. 


$. 18. NRefeript des Minifteriums bes Innern vom 13. Sep: 
tember. 1835, Amtsbl. M 53, p- 493, die Militärpflichtigfeit bei 
Auswanderungen im bie. Fürſtlich Reuß⸗Plauenſchen Lande betr. 


Staatsminifterium des Innern, 

Bon ber fürfilich Reuß⸗Plauen'ſchen Landesdirektion ift zur Erleichterung 
der gegenfeitigen Ein» nnd Auswanderungen In bie Königl. Bayerifchen und 
resp. fürftlih Reuß⸗Plauen'ſchen Lande die allgemeine Anordnung augefihert 
worden: 

„daß, mit Ausnahme der wirklich Eingereipten und durch den militärifchen 
Dienfteid Berpflichteten, weldhe bis zum zurüdgelegten 24ten Lebensjahre, oder 
in Kriegszeiten noch länger dienftpflichtig bleiben, jedem Unterthan, der das 19, 
Lebensjahr noch nicht angetreten, ober das 23. bereits zurücgelegt hat, die Aus 
wanderung In das Königreich Bayern, ohne Rüdficht auf das Militaͤrpflichtig⸗ 
keitsverhältniß, verſtattet werden ſoll.“ 

In Erwiederung dieſer Anordnung find daher die untergeordneten Poli⸗ 
zeibehörden zu ermächtigen, auf gleiche Weiſe, ſohin mit Ausnahme der bereils 
in die aktive Armee wirklich Eingereipten, denen bie Erledigung der für bie 
Friedens- fowie für die Kriegszeiten gefeßlich feftgefeßten Dienftzeit obliegt, 
jevem bayerifihen Unterthan, welder das 19. Lebensjahr noch nicht angetreten, 
oder das 23. ohne Verlegung der gefegmäßigen Verpflichtungen bereits zurüd- 
gelegt hat, bei Auswanderungen in die fürflich Neuß-Plauen’fchen Lande in 
Beziehung auf die Mititärpflicht Fein Hinderniß zu feßen. . 

Fünftes Capitel. 
Beurlaubte 
4, Band, p. 449, 


— Die Aufnahme. von Protofolfen über Verbrechen und Ver⸗ 
geben gegen beurlaubte Soldaten, ſiehe im 2. Buche, $. 70. 
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Siebentes Eapitel. 
Bermögen ber Soldaten. 
4. Band, p. 451. 
$. 19. Verfügung der Kreisregierung vom 11. Juli 1835 
Amtsbl. Mu, 30, p. 325, die Anlegung von Bormerkungsbüchern über 
Herarfchulden der Soldaten betr. 

Dur eine Königl. Minifterialverfügung vom 26. Jänner I. 3. wurde an- 
geordnet, daß über die Aerarfchulden der vom Militär entlaffenen oder defer- 
tirten Soldaten befondere Vormerkungsbücher, als eine rein abminifirative 
Maaßregel, eingeführt und in ſolche von den einfchlägigen Berwaltungsbeamten, 
auf vorgängige Notififation von Seite der Militärbehörden, alle Erfagfchuldig- 
feiten der Soldaten, welche nah der Entlaffung oder fonftigen Abführung 
eines Erfaßichuldigen aus den Liften noch unberichtiget geblieben, ober durch 
feine fpezielle Vormerkung gefihert find, zu dem Zwede eingetragen werben 
follen, damit hiedurch bei eintretendem Vermögenserwerbe die nachträgliche 
Erfagleiftung bewirkt, oder der betreffenden Militärbehörde der weiteren Ein- 
leitung wegen Nachricht gegeben, und überhaupt jeder noch nicht erlofchene Aug» 
fand, insbefondere gemäß Abfaß 5 der Berorbnung vom 16. September 1817 
(Regasbl. S. 1022) der Erfaß der Untrrfuhungstoften gehörig realifirt wer- 
den könne. 

Un bezüglich der Anlegung biefer Vormerkungsbücher ein gleichförmiges 
Berfahren zu erzielen, werden nachftehende Normen vorgezeichnet : 

1. Bei jedem Bürgermeifteramte ift fogleih ein Vormerkungsbuch nad 
dem beifolgenden Mufter anzulegen, worin nicht nur die von den Erſatzſchul⸗ 
digen zu leiftenden Beträge, fondern auch die Ergebniffe der einzuziehenden Er- 
fundigungen über das gegenwärtige und das zu erwartende künftige Vermögen 
dergleichen Individuen vorzumerfen find, 

2. Die Bürgermeifterämter haben am Schluffe jeden Verwaltungsjahres Aug: 
züge aus biefen Vormerkungsbüchern an die vorgefeßten Landkommiſſariate ein- 
zubefördern, welche diefelben zum erforderlihen Gebrauche in vorkommenden 
Zällen gehörig zu fammeln, und aus ſolchen den betreffenden Militärbepörden 
jenerzeit die geeignete Mittheilungen zu machen haben. 

3. Sollte einem Erfaßfehuldigen beim Ableben feiner Eltern oder auf fon» 
flige Weife in der Folge Vermögen zufallen, fo haben die betreffenden Bürger- 
meifterämtier den Landlommiffariaten unverzüglich die Anzeige Davon zu erflatten, 
damit von den Letztern, wegen des Vollzugs der im Eingange diefer Verfüg⸗ 
ung ausgefprochenen Zwede ber Bormerkungsbücer, das Erforderliche fogleich 
vorgelehrt und arigeorbnet werden könne. 


Bortfepung v 
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Bormertungdb ud. 





Des Erſatzſchuldigen Namen Vermögen, 
— Namen des 
J oder zu 
Tauf- und | Geburts: Konſcrip Dienſt⸗ Stand | gataill ond, Teiftenen | gegen: zu — 
Familien⸗ und tions⸗ Grab ber welches den * — hoffen 
Namen. | Wohnort. | Bezirk, "I Eltern. — rſatzes. | märtiged. habendes. 
anſpricht. 
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F. 20. Geſetz vom 15. April 1840, Amtsbl. Mi 23, p. 134, 
die Ausdehnung des Verbotes der Vermögensaushändigung an Unter: 
offtziere und Soldaten betr. 


Ludwig, 8 
Bir haben nach Bernefmung Unferes Staatsrathed und mit Beirath 
und Zufimmung Unferer Lieben und Getreuen, ber Stände des Neiches, in 
Bejiehung auf die Behandlung des Vermögens der Unteroffigiere und Solda- 
ten, befchloffen und verorbnen, was folgt: 


Art. I. Die Verordnung vom 21. Augufl 1807 — das Berbot der Ber- 
abfolgung des Vermögens der Unteroffiziere und Soldaten während ihrer 
Dienftzeit betr. (Reggsbl. 1807, ©. 1394 und 1395), — foll mit dem Zage 
ber Belanntmarhung des gegenwärtigen Geſetzes auch in allen jenen Gebietd- 
theifen , welche erſt nach dem 21. October 1813 mit dem Königreiche Bayern 
vereinigt worden find, in gefeglihe Kraft und Wirkfamfeit treten. 

Art. TI. Bon eben demfelben Tage an werben alle in den oben erwähn«- 
ten Gebietstpeilen noch beſtehenden befonderen Verordnungen über den näm« 
fihen Gegenfland außer Kraft und Gültigkeit gefebt. 

Die Minifterien der Zuftiz, des Innern und das Kriegsminifterium find 
mit dem Bollguge bes gegenwärtigen Gefeßes beauftragt. 


Königl. Verordnung vom 21. Auguft 1807. 


Marimilian Joſeph, Ke 

Wir find durch Unfern Kriegsökonomierath in Kenntniß geſetzt worden, 
daß dem ſchon längft beftehenden Berbote, keinem Soldaten während feines 
Militärftandes von feinem Bermögen außer den davon fälligen Zinfen und 
zwar bei Strafe des nochmaligen Erfaßes, das Geringfte opne Unfere hiezu 
ausdrüdlich ertheilte Erlaubniß zu verabfolgen, hin und ara noch immer 
entgegen gehandelt wird. 

Unfere General-Landestommififariate haben daher ſammtliche Landgerichte 
und Aemter von Neuem auf dieſes Verbot aufmerkſam und dasſelbe öffentlich 
bekannt zu machen, damit ſich Jedermann von der angedrohten Strafe des 
nochmaligen Erſatzes zu hüten wiſſe, die jeder Uebertretungsfall unnachſichtlich 
nach ſich ziehen wird. 

Achtes Capitel. 
Deſerteurs, Viderſpenſtige, Cartele. 
4. Band, p. 451. 


F. 21. Bekanntmachung der Kreisregierung vom 17. März 
1833, Amtsbl. Mi 16, p. 194, den Art. 12 des allgemeinen Bundes⸗ 
cartels betr. 

Durch eine Königl. Minifterialentfchließung vom 25. October v. J. wurde 
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beftimmt, daß nad Art. 12 des Bundescarteld und nad Art, 2 der Erläuter- 
ung des Cartels vom 7. März I. 3. die bedungene Amneftie auch den ausge ⸗ 
tretenen Militärpflichtigen in dem Maafe zu ftatten komme, daß das innerhalb 
der beſtimmten Friſt erflärte Verbleiben in andern Ländern, fie der Militär 
pflicht in ihrer Heimath entbindet. Welches hiemit zur allgemeinen Kenntniß 
gebracht wird. 

$. 22. Bekanntmachung der Königl. Regierung vom 10. Juni 
uni 1835, Amtsbl. Mi 25, p- 280, die Anwendung der Freiheits⸗ 
firafe auf Widerfpenftige nach rechtzeitiger Ermittlung der Unzuläng- 
lichkeit ihres Vermögens zur Erfagmannftellung betr. 


Dur eine Königl. Minifterialverfügung vom 24. April I. 3. wurde an- 
geordnet, daß in Zukunft die nach $. 70 des Heerergänzungsgefeßes und nad 
$. 108 der Bollzugsvorfhriften ftets nöthige Ermittlung des Vermögens gleich 
zeitig mit der Einleituug des Widerſpenſtigkeltsverfahrens flattfinde, damit 
gegebenen Falles die Anwendung der gefeßlichen Strafe alobald nad erfolgtem 
Widerfpenftigkeitserkenntniffe vollzogen werden könne; wonach fih daher die 
Konferiptionsbehörden des Rheinkreifes zu achten haben. 


$. 23. Minifterialrefeript vom 5. Januar 1838, Amtsbl. M 
32, p- 265, das Bermögen der Widerfpenftigen früherer Altersflafen 
und der ungehorfamen Stantoniften betr. 

Staatsminifterium ded Innern. 

Nachdem ſich rüdfichtlih der Anwendung der durch die Minifterialent- 
fopließung vom 10. Auguft 1832, As 15079, belannt gegebenen Beflimmungen 
über die Behandlung des Vermögens der Widerfpenfligen aus früheren Alterd- 
Haflen, und der ungehorfamen Kantoniflen einige Zweifel ergeben haben, fo 
wird im Einverfländniffe mit dem Königl, Kriegsminifterium zur Befeitigung 
derfelben nach eingeholter allerhöchfter Entfchliefung Seiner Mafeflät des 
Königs Folgendes zur Darnachanhtung eröffnet : 

I. Zu Ziff. 2 der Miniſterialentſchließung vom 10, Auguft 1832. 

Nach diefer Beſtimmung fallen die Renten des mit Befchlag belegten Ber: 
mögens der Widerfpenfigen früherer Altersflaflen nach Art. 104 des Konfprip 
tionsgefeßes vom Jahre 1812 bis 1. Mai 1829, dem Militärfiskus zu, von da 
an aber gebührt nach $. 81 des Heerergängungsgefeßes vom 15. Auguft 1828 
die Nußnießung, fowie die Berwaltung den Gemeinden, in welchen die Wider⸗ 
fpenftigen das Heimathsrecht befißen. 

Es hat fih nun die Frage ergeben, ob ber hierin erwähnte Zeitabfchnitt 
fih blos auf den Anfall der Bermögendrenten ohne Rückſicht auf den Zeitpunkt 
der erfolgten Berurtheilung beziehe, oder ob den Gemeinden nur die Nußgnieß- 
ung und Berwaltung des mit Beichlag belegten Bermögens jener Widerfpen- 
fligen früherer Altersklaffen zulomme, welche erft nach bem 1. Mai 1829 und 
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auf den Grund der Belimmungen des Heerergänzungsgefeged vom 15. Auguft 
1828 verurtpeilt wurden. 

Da der $. 81 des Heerergängungsgefebes vom 15. Auguft 1828, welcher 
‚den Gemeinden die ihnen früberhin nicht zugeftandene Nußniefung und Ber- 
waltung des Bermögens widerfpenfliger Konferibirter einräumt, eine rückwir⸗ 
fende Kraft nicht hat, fo kann den Gemeinden die Verwaltung und Nußnieß- 
ung des Bermögend nur folcher Widerfpenftiger früherer Altersklaſſen zukommen, 
welche auf dem Grunde bes Heerergängungsgeleßes vom 15. Auguſt 1828 ver- 
urtheilt wurden, wogegen bie Renten bes mit Beſchlag belegten Vermögens 
folder Widerfpenftiger, deren Berurtheilung auf den Grund des Konfcriptiond- 
geſetzes vom 29. März 1812 erfolgte, nad Art. 104 diefes Geſetzes dem Mili- 
tärfigfus zufallen. 


I. Zu Ziff. 3 der Minifterialentfhließung vom 10. Auguft 1832. 

Nach diefer Befimmung fol in Fällen, welche nicht nach dem Konſerlp⸗ 
tiondgefeße vom Jahre 1812, fondern nach früheren, oder in einzelnen Gebiets- 
theilen beftandenen Gefeßen zu beurtpeilen fommen, nach diefen verfahren, und 
wenn eine Ausnahme flatifinden foll, befonderer, diefe Ausnahme begründender. 
Bericht erfiattet werben. 

Der Bollzug diefer Beftimmung richtet fi nach folgenden näheren An⸗ 
baltspunften : 


1. In dem Kreife Pfalz und in jenen Gebietstheilen dieoſeits des Rheins, 
in welchen das Kantonsreglement vom 7. Jänner 1805 nicht eingeführt war, 
findet Hinfichtlich der vor Einführung des Konſcriptionsgeſetzes vom Jahre 1812 
fih ergeben habenden Berleßungen ber Konfceriptionspflicht eine Einfchreitung 
überhaupt, und demnach auch eine Bermögenstonfistation nicht ftatt. 


2. In den Gebietstheilen, in welchen das Kantonsreglement vom Zahre 
1805 eingeführt war, richtet ſich in den hiernach zu beurtheilenden Fällen der 
Konferiptiond- resp. Kantonspflihtverlegung die Behandlung des Vermögens 
des betreffenden Kantoniften nad den Befimmungen jener Berorbnung und der 
fpäter hiezu erfchienenen Vorſchrifteu, und es findet hienah eine Bermögend- 
fonfistation nur flatt, wenn der Kantonift 

a) zur Erfüllung feiner Konfcriptiond» resp. Kantonopflicht unter Androhung 
der Bermögenskonfisfation vorgeladen war, 

b) binnen der in dieſer Borladung beflimmten Friſt nicht zurückgehrt if. 

Die Konfistation if durch das Vorhandenſeyn biefer Momente verwirkt, 
und ein förmliches Konfiskationserkenntniß zufolge der hierin no anwendbaren 
vor dem Konferiptionsgefeße vom Jahre 1812 beftandenen Vorſchriften nicht 
erforderlich. ‚ 

3. Kann nachgewieſen oder wahrfcheinlich gemacht werben, daß der Kantoniſt 
nicht durch das Loos zum Eintritte in das Militär beftimmt worben, ober baß 
er zur Zeit der Öffentlichen Vorladung bereits dienftuntauglich gewefen fey, oder 
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ift derſelbe nach Ablauf der Borladungsfrit als verſchollen erflärt worden, 
oder flehen endlich feinem Ausbleiben befondere Entfhulbigungsgründe zur 
Seite, fo fol die Konfistation nicht unbedingt vollzogen, fondern jederzeit be 
fondere Entſchließung erholt werben. \ 


4. Eine Vermoͤgenskonfiskation findet in dem Falle nicht ſtatt, wenn ber 
Abwefende bereits vor der Vorladung geflorben war, oder fein Tod binnen ber 
in der Vorladung beftimmten Frift erfolgte, oder wenn derfelbe binnen biefer 
Friſt als verfchollen erklärt wurde. 


5. Die Bermögendtonfisfation erſtreckt fich 


a) auf das Vermögen, weldes der Kantonift zur Zeit feiner Vorladung 
befaß, oder weldes ihm damals bereits angefallen war, fo wie 

b) auf das ihm nach diefem Zeitpunfte wann immer angefallene, nad 
Maafgabe des Ediktes über die Konfistationen vom 29. Auguſt 1803 (Reggsbl. 
vom Zahre 1808, ©. 1937) zur Konfisfation geeignete Erbvermögen. 


6. Die Könige. Militärfondskommiſſion wird ſich in allen Gegenfländen, 
welche die Anwendung ber Konfistation des Vermögens ungehorfamer Kon- 
feriptiongpflichtiger betreffen, vorerft mit den einfchlägigen Konferiptionsbehör- 
den benehmen, und erſt in dem Zalle, daß ein gegenfeitiges Einverfländnif 
nicht erzielt werben follte, fih an bie betreffende Königl. Kreisregierung, Kam⸗ 
mer ded Innern, wenden; follten fich auch hiebei differente Anfichten ergeben, 
fo ift, wie auch in den zur Begnadigung geeignet erachteten Fällen, unter Bor 
lage der Alten Bericht zu erftatten. 


F. 24. Verfügung der Kreisregierung vom 4. Juli 1838, 
Amtsbl. Ma 37, p. 297, die Beichlagnahme des Vermögens der De 
ferteure betr. 


Nach eingetommener Anzeige foll von Selten einiger Landkommiſſariate 
und Vürgermeifterämter der Pfalz der $. 79 bes Heerergänzungsgefeßes ; — 
wonach eine unmittelbare Folge der Widerſpenſtigkeits⸗ oder Deſertionserklär⸗ 
ung die einftweilige Befchlagnahme des Bermögens der Widerfpenfligen oder 
Deferteure ift — bisher ganz unbeachtet gelaffen, uud diefe Beſchlagnahme erft 
nach) dem Empfange der den Konferiptionsbehörden nad $. 122 der Vollzugd 
vorfchriften zu dieſem Geſetze mitgetpeilt werdenden förmlichen Defertionder- 
fenntniffe angeorbnet worden ſeyn. 

Diefes Berfahren tft den Beftimmungen des Heerergänzungsgefeßes und 
der Vollzugsvorfchriften durchaus zumiderlaufend, indem 

a) gemäß dem $. 118 der gedachten Vollzugsvorſchriften zur Berfolgung 
der Deferteurs und zur vorläufigen Belchlagnahme ihres Vermögens die von 
der Militärbehörde vorſchriftsmäßig ausgefprochene und durch Abführung aus 
ven Liften fogleich vollgogene Defertionserflärung zureichend if, und 

b) zufolge des $. 80 bes Heerergänzungsgefehes, fowie der $$. 108 und 


Erfter Abfchnitt. — Stehendes Heer. 663 


109 der Bollgugsvorfchriften, die fofort auszumittelnden Schuldner und Inha- 
ber des dem Befchlage unterworfenen Bermögens auf deſſen verbotwidrige Aus» 
händigung zum Protokolle oder durch befondere Zufertigung und nah Umflän- 
den in einzelnen Fällen fogar durch Ausfchreiben in öffentlichen Blättern aufs 
merkſam gemacht werben follen, wo ſodann auf den Grund ber beffalls ge» 
fhehenen Infinuationen oder Ausfchreiben die betreffenden Individuen für jede 
auch theilweife Bermögensausfolglaffung verantwortlich und haftbar bleiben, 

In Gemäßpeit der vorerwähnten gefeßlichen Verfügungen werben baher 
fämmtliche Landkommiffariate beauftragt, die folden von den Militärbehörben 
zukommenden Defertionserklärungen den betreffenden Bürgermeifterämtern jebes- 
mal ohne Verzug zugufertigen, damit Letztere biedurh in den Stand gefeßt 
werben, nicht nur wegen Berfolgungen und Habhaftwerdbung der Deferteure 
das Geeignete ungefäumt anorbnen , fondern auch den von benfelben fogleich 
auszumittelnden Schuldnern und Inhabern des eiwa vorhandenen Deferteur- 
vermögens jede Zahlung und Aushändigung bei Selbfipaftung durch hierüber 
in Gegenwart beizuziehender Zeugen aufzunehmende Protofolle oder durch bes 
fondere Zufertigungen unterfagen, und überhaupt alle zur Wahrung der Aera- 
rial» und Gemeinde-Intereffen erforderlich fcheinenden Maafregeln bis zum 
Eintreffen der förmlihen Defertions- uud Bermögenstonfisfations-Erkenntniffe 
vorläufig fon ergreifen und vorfehren zu können, 


F. 25. Berfügung der Negierungs - Finanzfammer vom 4. Juli 
1839, Amtsbl, M 35, p. 304, den Bollzug der eventuell augge- 
fprochenen Gefängnißftrafe in Mititärkonferiptionsfachen betr. 

Auf Anregung des Königl. Generalfiaatsprofurators fieht man ſich veran- 
laßt, mit Beziehung auf $. 78 des Heerergänzungsgefeßes vom 15. Auguft 
1828, $. 130 der Bollzugsinftruftion vom 13. März 1830 und $. 1 ber Ber- 
ordnung vom 13. März 1830, bezüglihd des Vollzuges der eventuell ausge» 
fprochenen Gefängnißftrafen in Militärktonferiptionsfachen, Folgendes zu bes 
fimmen: 

1. Der Bollzug diefer eventuell ausgefprochenen Gefängnißftrafen kann nur 
von den Königl. Rentämtern, in keinem Falle aber von ben Königl. Landkom⸗ 
miffariaten, bei dem Königl. Staatsprofurator des einfchlägigen Bezirkögerichts 
provozirt werden, weil jene mit der Beitreibung und Berrechnung der Geld⸗ 
firafen in Konferiptionsfachen verorbnungsmäßig beauftragt find und die Um— 
wandlung biefer Geldfirafen in Gefängnißftrafen nur bei legal nachgewieſenem 
Zahlungsunvermögen gefehlih in Wirkſamkeit treten fol. 

2. Die Königl. Rentämter dürfen den Bollzug der Gefängnißfirafen bei 
der Königl. Staatsbehörbe nur auf den Grund der von unterfertigter Stelle 
genehmigten Riederſchlagung der betreffenden Geldſtrafen, bie Tediglich bei legal 
und vorſchrifismaͤßig nachgewieſener Zahlungsunfähigkeit des Berurtpeilten ein- 
treten Tann, provoziren. 


% 
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3. Diefe Provozirung gefchieht, indem die Königl. Rentämter die hierorts 
genehmigten Niederfchlagungsverzeichniffe der Staatsbehörde jedesmal ungefäumt 
mittheilen, und von biefer darauf die Ueberweifung der Beruriheilten zur Ab⸗ 
büßung ihrer Strafen durch perfönlihe Haft beflätigen laſſen. 


Dienach ift fih zur Jahresrechnung gehörig auszumelfen. 


Dritter Abſchnitt. 
Borfpann und Verpflegung. 


4. Band, p. 466. 


F. 26. Bekanntmachung der Regierung der Pfalz vom 28. Mai 
1838, Amtsbl. M 30, p. 249, die Bezahlung des an die Königl. 
Gendarmerie geleifteten Vorſpanns betr. 


Durch höchſte Minifterialentfhliefung vom 24. Februar 1838 ift verfügt 
worden: daß die Verordnung vom 26, Auguft 1816 (Amtsbl. As 13), melde 
die Geldbeträge regulirt ,. die für Borfpann bezahlt werden dürfen, aud auf 
das Königl. Gendarmerielorps, wriches einen Beſtandtheil des Heeres bildet, 
ihre volle Anwendung findet. Indem dies andurd zur Kenntniß der Königl. 
Landkommiſſariate und der Gemeindevorfände gebracht wird, wird zugleich be- 
merkt, daß die Behandlung diefes Gegenftandes in Bezug auf Liquidirung ıc. x. 
die bisherige bleibt. 





— —— — 


Vierter Abſchnitt. 
Feſtungen und Kriegspläße 


4. Band, p. 504. 


F. 27. Ausfchreiben der Kreisregierung vom 21. November 
1833, Amtsbl. M, 52, p. 508, die Befeftigung der Stadt Germers 
heim betr. 


Nachdem Seine Königlihe Maiefät unterm 14. d, M. zu verfügen 
gerupt haben, daß die Stabt Germerspeim in bie Zahl der fehlen Pläße des 
Königreichs aufgenommen werbe, fo wird das hierüber erfolgte allerhöchfte 
Refeript nachſtehend mit dem Bemerken öffentlich bekannt gemacht, daß nunmehr 
fämmtliche, binfichtlich der Kriegspläge, militärifche Poften und der Polizei der 
Feſtungen befiehende Geſetze, insbeiondere das Seſetz vom 8. Zuli 1791 und 
die kaiſerliche Dekrete vom 9. und 29, Dezember 1811, innerhalb des Feftunge- 
rayons von Germersheim ihre Anwendung finden. 
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Ludwig, K. 

Auf den Antrag Unferes Kriegsminifteriums, in Erwägung der Noth⸗ 
wenbigfeit der regelmäßigen Befefligung der Stadt Germersheim, haben Wir, 
nad Bernehmung Unferes Staatsminifteriums des Innern, befchloffen, und 
verfügen hiemit, was folgt: 

1, Die Stadt Germerspeim wird in die Zapl der feflen Plätze Unſers 
Reiches aufgenommen. 

2. Die Erwerbung ber zum Behufe der Befefligung biefes Plabes nötpigen 
Gebäude und Gründe wird demnach hiedurch angeorbnet. 

3. Unfere Regierung des Rheinkreifes ift ermächtigt im Benehmen mit 
den einfchlägigen Behörden die Gebäude und Gründe näher zu beflimmen, deren 
Eigentpum zum erfagten Zwede in der durch das Gefeh vom 8. März 1810 
vorgefchriebenen Weife von Privaten oder Körperfchaften an den Staat abzu- 
treten if. Hienach if fich zu achten. 

— Die Steuerfreiheit der Befefligungewerfe und militärifchen 
Gebäude der teutfchen Bundesfeftungen, fiebe 6. Buch, $. 63. 


Siehe auch den $. 13 des Ständeabſchiedes vom 25. Auguft 
1843, 1. Bud, $. 17. 


Fünfter Abſchnitt. 
Militärgerihtsbarkfeit. 


4. Band, p. 523. 


— Königl. Verordnung vom 24. Dezember 1833, Amtsbl. M 
ı vom Sabre 1834, p. 10, den Gerichtsftand der Gendarmerie im 
Rheinkreiſe in Straffachen beir., fiehe 2. Bud, $. 5. 

— Das Ausfchreiben des Generalftaatsprofuratordg vom 27. 
Februar 1838, Amtsbl. M 15, p. 98, die Anwendung des Geſetzes 
vom 15. Auguft 1828, über die Militärgerichtöbarfeit in bürgerlichen 
Rechtsfachen auf die Königl. Gendarmerie der Pfalz betr., fiehe im 2. 
Bud, $. 10. 


— Die Tare und Stempelfreiheit des Militärs in bürgerlichen- 
Rechtsangelegenheiten, vide 6. Buch, $. 134 b. 
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| Sechster Abſaqnitt. 
Militarpolizei. 
Zum zweiten Capitel. 


Pulver und Salpeter. 
4. Band, p. 524. 


$. 28. Verfügung der Kreisregierung vom 2. November 
1833, Amtsbl. M. 50, p. 485, die Aufbewahrung und den Verkauf 
von Schießpulver betr, 


Nachdem durch eine Entfchliegung des Königl. Staatsminifteriums des In⸗ 
nern vom 24, September I, 3. die Befugniffe der ehemaligen Administration 
nationale des poudres der unterzeichneten Kreisregterung übertragen mwurben, 
und da die Erfahrung gezeigt hat, daß die hinfihtlich des Pulverhandels ber 
ſtehenden Geſetze insbefondere die Vorſchriften des Geſetzes vom 13. Frructidor 
Sahr V. nicht firenge beobachtet werden, fo fieht man ſich veranlaßt, nicht blos 
deren genaue Beobadhtung für die Zukunft hiemit in Erinnerung zu bringen, 
fondern auch zur Sicherung des firengen Bollzugs Folgendes zu verfügen: 

1. Bom 1. Januar kommenden Jahres 1834 an wird der Verkauf des 
Schießpulvers nur denjenigen geftattet, welche hiezu von ber unterzeichneten 
Stelle die Befugniß erhalten haben. 


2. Die Erlaubniß muß bei dem betreffenden Landkommiſſariat nachgeſucht 
werben, welches nach vorhergängiger Vernehmung bed Bürgermeiſteramts das 
Geſuch mit Gutachten anher vorzulegen hat. 

3. Die Nachweiſung eines guten Leumunds und einer zur Aufbewahrung 
bes Pulvers in jeder Hinficht hinlängliche Sicherheit gewährenden Lokalität, 
gehört zu den erfien und unerläßlichen Borbedingungen zur Geftattung des 
Pulverhandels. 

4. Da das Geſetz vom 13. Fructidor Jahr V. Art. 24 jedem Bürger un 
terfagt, mehr als 5 Kilogramm Schießpulver in feiner Behaufung aufzube 
wahren, es fey denn, daß er zur Aufbewahrung eines größern Vorraths 
authorifirt ift, fo wirb verfügt, daß dieſe Authorifation auf diefelbe Weife 
nachgefucht werden muß, wie biefes in Anfehung des Pulverhandels vorge 
ſchrieben iſt. 

5. In dem Geſuche um dieſe Authoriſation muß bie Art des Gebrauchs 
bes Pulverd resp. der Zwei, wozu basfelbe verwendet werben foll, auf eine 
glaubpafte Weife nachgewielen werden. 

6. Das oben allegirte Gefetz unterfagt ferner im Art. 30 jedem Reifenden 
oder Kondukteur von Wagen mehr als 5 Kilogramm Schießpulver bei fih zu 
führen. Führt er größeren Vorrath mit fih, fo if deren Beſtimmung burd 
Brachtbriefe und andere ähnliche Urkunden nachzuweiſen. 
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In Ermanglung eines ſolchen Nachweiſes iſt gegen ihn nach den Beſtim⸗ 
mungen des allegirten Geſetzesartikels zu verfahren. 

7. Die Führer von Wägen, welche mit Pulver beladen ſind, ſind 
gehalten, ſich hinfichtlich der Aufſtellung und Aufbewahrung der Wägen in 
Orten, wo fie anhalten, den Berfügungen der Lokalpolizeibehörde zu unter- 
werfen. 


Die Lokalpolizeibeamten find angemwiefen, über den genauen Vollzug dieſer 
Berfügungen zu wachen, und gegen alle Kontraventionen Behufs deren Kon« 
flatirung fie berechtigt und nah Umſtänden verpflichtet find, in den Häufern 
Nachſuchungen zu halten, unnachfichtlich Protokolle zu errichten, und bei den 
Gerichten die Beftrafung zu provoziren. 


$. 29. Berfügung der Kreidregierung vom 16. Februar 1837, 
Amtsbl. M. 13, p. 94, die Aufbewahrung und den Berfauf von 
Schießpulver betr. 


In Erwägung, daß die Gefahr, welche mit dem Pulverhandel verbunden 
ift, ihren Grund hauptfächlich in den großen Quantitäten hat, welche die Han« 
beisleute zum Verkaufe beziehen, und deren Entzündung, bei nicht flattfinden- 
der Sfolirung, den Eigenthümern wie den Nachbarn verderblich werden Fönnte, 
und um in biefer Beziehung den nachtheiligen Folgen vorzubeugen, welche eine 
irtige Auslegung des $. 4 der Berorbnung vom 2, November 1833 (Amisbl. 
As 50) nad fich ziehen könnte, wird verfügt, wie folgt: 


$. 1. Durd die Bewilligung zum Berlaufe des Schießpulvers wird nicht 
zugleich die Konzeffion zur Aufbewahrung größerer Quantitäten ertheilt. 


$. 2. Die nah Art. 24 des Geſetzes vom 13. Fructidor, Jahrgang V., 
zur Aufbewahrung eines fünf Killogramm überfleigenden Duantums Pulver 
erforderliche Konzeſſion wird nur auf bie Nachwelfung eines guten Yeumunde 
und des Befißes einer außerhalb der DOrtfchaften und in unſchädlicher Entfern- 
ung von bewohnten Gebäuden gelegenen und hinlänglihe Sicherheit gewäh- 
renden Lokalität verliehen, welch Ießtere ald Magazin zu dienen hat. 


$. 3. Bel entflefendem Verdacht, daß fi größere Quantitäten Pulver, 
als die durch das Geſetz erlaubten, fey es zum Handverfauf oder zu irgend 
einem fonfligen Zwede, in anderen Gebäuden als diefen Magazinen befinden, 
haben die Lolalverwaltungs » und Poligeibehörben, gleichiwie bei unerlaubtem 
Pulververkaufe, augenblidiih nah Anleitung des kaiſerl. Dekrets vom 10. Sep- 
tember 1808 einzufchreiten, und das nach Befund der Sache zu errichtende 
Protokoll, der Königl. Staatsbehörbe bei dem einfchlägigen Bezirksgerichte zu 
übermacen, um die Anwendung der im Art, 28 des Gefehes vom 13, Fructi- 
dor V. vorgefehenen Strafen zu provoziren, 

6. 4. Außerdem haben die Königl. Landkommiſſariate, durch die genann⸗ 
ten Behörben wenigftens zweimal im Jahre bei den zum Pulververfaufe fon» 
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zeffionirten Individuen fowohl, ald auch in fonfligen Spezerei⸗ ıc. Läden, 
unter Anwendung der im vorigen Paragraph gegebenen Vorſchriften, Unter» 
fugung anftellen, und fich über das Ergebniß Bericht erftatten zu laſſen. 

$. 5. Das gegen ein zum Pulververfauf oder zur Pulverlagerung fon- 
zeffionirtes Individuum, wegen Zumwiderhanblung gegen bad mehrgedachte Ges 
feß erlaffene gerichtliche Urtheil if jedesmal durch das betreffende König, 
Landfommiffariat zur diesfeitigen Kenntniß zu bringen, um das Geeignete 
wegen Einziehung der dem Kontravenienten ertheilt ae Konzelfion ver» 
fügen zu können, 

Unter Beziehung anf $. 7 ber Verordnung vom 2. November 1832, 
welche durch gegenwärtige Berfügung nicht aufgehoben, fondern erläutert, 
resp. ergänzt wird, beauftragt man bie Polizeibehörden, darauf zu fehen, 
baß die zu Pulvertransporten dienenden Wagen, mit fhwarzen Fähnchen, 
den üblichen Warnungszeihen, verfehen feyen, daß die Führer nicht durch 
Tabakrauchen oder durch Stillpalten bei Wirtpepäufern oder fonfligen fre- 
quenien Drten die Gelegenheit zur Entzündung ihrer gefährlichen Fragt 
felbft herbeiführen, und daß die Transporte bei Nacht in gehöriger Entfernung 
von bewohnten Gebäuden aufgeftellt uud unter befondere Aufficht genommen 
werben. 


$- 30. Unterm 21. Februar 1842, Amtsbl, Mi 19, p. 181, 
wurden bie Polizeibehörden angewiefen, darauf zu wachen, daß Pul- 
verabgabe an Kinder nicht flatt finde, und den zum Verkaufe Berech— 
tigten anzubeuten, daß, wo folcher Fall zur Anzeige fommt, die Kon: 
zeſſion zum Pulververfaufe zurüdgezogen wird. 


Sichbenter Abſchnitt. 


Militärpenfioniften, Reformirte, 
Invaliden. 
4. Band, p. 526, 

$. 31. Berfügung der Sreisregierung vom 16. Auguft 1836, 
Amtsbl. M Al, p. 459, Veränderungen in den Perfonalverhäftniffen 
der Penfioniften betr. 

Durch allerhöchften Befehl vom 27. Zuli I. 3. wurde befchloffen : 

1. Penfionirte Militärindividuen dürfen bei Verluft ihrer Penfion nie ohne 
Borwiffen und Genehmigung der Militärbehörben ſich verheirathen ; died gilt 


auch noch fo Lange fie nicht definitiv im Civil angeſtellt find, und daper in die 
Kathegorie der Penfioniftien zurückkehren Können, 
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2. Temporär penflonirte Militärindividuen follen nicht zu einer Civilan⸗ 
ftellung in Vorſchlag gebracht werden, wenn nicht vorher deren bleibende Mi- 
litaͤruntauglichkeit ausgeſprochen if. 

Wenn demnach penfionirte Militärindividuen im Rheinkreiſe ſich zu ver⸗ 
helrathen wünfdhen, fo haben die einfchlägigen Bürgermeifterämter felbe mit 
ihren beßfallfigen Geſuchen an die Königl. Landkommiſſariate zur möglich“ 
fien Vorlage an die Militärfondstommiffion in München hinzuweiſen. Es 
verfieht fih daher von felbft, daß dies auch für die penfionirten Gendarmen 
gilt, und in diefer Hinficht, wenn ſolche und ihre Angehörigen Gefuche um Pen- 
fionsverlängerung, Unterflüßungen, Wittwenpenfionen anbringen, fo haben bie 
Bürgermeifterämter diefe an bie Königl. Yandfommiffariate zur weitern Behand» 
lung hinzuweiſen. 


Achter Abſchnitt. 


Militaͤriſche Auszeichnungen. 


F. 32. Kriegsminiſterialreſcript vom 29. April 1836, Amisbl. 
M. 31, p. 394, die Verleihung der Dienſtjahr-Auszeichnung an Un— 
teroffiziere und Soldaten betr., ftehe den Anhang zum 1. Bud, 
$. 252, 
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8 1 he. DurdEuloh: der Rreisregierung vom 4. Detober, sag, 
Amen NN 6a, PL, wurden die: Landkommiſſariate und For 
ämker angewieſen, "die ſtrengſte Aufſicht zu führen; daß keine —* 
Samenzapfen in den Waldungen en und verwendet werben." 
22.. ‚September. 1843, Anmnsbl. M », p--A10, die Aufnahne der 
Eichenholzvorrathe ‚in. den Königl. Staatsforſten ‚ver Pfalz, enthält all; 
gemeine Borfehriften für bie — Vanichoregelcur wa win 
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1833, Amtsbl. M 33, p. 399, die Aufgebote bei den Holzverfteiger: 
ungen in Staatswaldungen betr, 

Da die Erfahrung gemacht wurde, daß mitunter die gefeßlichen Behim- 
mungen binfichtlich der Aufgebote bei den Holzverfleigerungen außer Acht ge 
laffen wurden, fo wird den Königl. Forſt- und Rentämtern die Berorbuun 
vom 3. Januar 1818 (Intelligenzblatt AF 2) mit der Bemerkung erneuert, daf 
bei vorfommenden Fellen diẽe Beträge Aber zugelaflene geringere als die vor, 
ſchriftmäßigen Aufgebote, von den betheiligten Beamten erſetzt werden müßten, 

RL Berfügung der! Nehieräng des Rheinkreiſes vom de. Zuf 
1833, Amtsbl. M Al, p. 446, die Gebühren für Publikation der 
Holgverfteigerungen, in ‚ben, Staatswaldungen bettr. 

Es iſt in Zweifel geſtellt worden ‚ in wiefern bie Gemeindediener für die 
Publikation der Holzucfteigerähken din Nie Schellendie ortoublichen Gehif- 
ren zu beziehen haben 7 Nach der Berorbnung vom 10. Januar 1815 $. 3 il 
die Bekanntmachung ber WER Di ac Reh der Intelligenz» um 
Wochenblaͤtter oder vermittelfi befonderer gebrugter Anfchlagezettel und überdies 
durch Publifation in den Geineinden“ geſchehen. Die Koſten jeder Art dieker 
Belanntmadhungen wurden früher aus dem Zufchlage der zehn Prozent befrii: 
ten ($. 8 der allegirten Verotdnung und der Vollzugsinſtruktion von demfelbe 
Tage) find aber feit der Aufhebung der zehn Prozente auf das Aerar übe 
nommen, und da nur, in Anſehung der Einzüdung, der. Verfleigerung in das 
Ami⸗⸗ und Intelligenzblatt die Defimmung beſteht, daß dieſelbe umenigellid 
zu geſchehen habe (Berfügung vom 4. Juni 1818), fo verfleht es if) von felhe 
daß (owobl für die Aufnahme” in die Woͤdenblaͤtler, ſowie für die Walcle 
jetiet und die hefondere Publikation in den Gemeinden durch die See de 
Koften und Gebühren aus der Staatskaffe zu vergüten und’ in die orkhrif. 
mäßige Spezifitation einzubegreifen find. Eo!iſt Aber nicht erforderlich, dei 
daf alle Falle dert Berſteigetung/ eiie Jede kt der im 5 8 der Verordnung 
om 10. Yannanı 1815: vorgeſehenen Betountmacdhungierfiredt. wird fondten a 
dängt die Wahl von dem; Ermeflen des Königl. Forſtamts ad, wie bie Ber 
ſteigerung bie erfolgreichſte Publigität erlangt... — 

Der bloſe Anſchlag gedruckter Verſteigerungsanzeigen in den Gemeinde 
muß. als Offigialfache von dem Bürgermelfteramte gratis beforgt werben, am 
die Pudlitation durch die Schelle iſt nur dann dem Gemeindediener za derzh 
ten’, als hieza don der Forftamt die ausdrückliche Requifitton geflelll werder 
er, VUeber dieſe letztere Att der Belaunimach ung map Daher die Kofteutpaik 
kation 1. mit der Requiſition des Forſtamtes und 2. mit der Beſcheinigueg dei 
Dürgermeifteramts, am Fuße des Anfchlagzettels, daß die Publikation durd Dt 
ge wirklich ſtatigefunden hat, und über den ortsüblichen Betrag der & 
büpr bes Gemeindedieners belegt werben. 

Bei dieſem Anlaſſe werden die Königf, Sorflämtet angewieſen, bie Bein 


ih 
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bung gebrudier oder gefhriebener Berfieigerungsangeigen und Anfchlagzettel, 
durch befondere Boten, möglihft zu vermeiden, diefe Anzeigen hingegen fo vor- 
zubereiten, daß fie durch Bermittlung der aufgeftellten Kantonsboten rechtzeitig 
und wenigfiens vierzehn. Tage vor der Berfieigerung, den Bürgermeifterämtern 
zulomme. Die Königl. Landkommiſſariate werden den Bürgermeiſterämtern 
empfehlen, eben fo rechtzeitig den Königl. Korkämtern die Beideinigungen 
über die Anheftung der Anfchlagzettel und die Publikation durch die Schelle 
zuzuſtellen. 

F. 5. Verfügung der Königl. Regierungs⸗ Finanztammer vom 
6. November 1837, Amtsbl. My 67, p. 546, Einregiſtrirgebühren bei 
Akten von Holztransportvergebungen, resp. — betr., 
ſiehe unten 8. 109. 

$. 6. Verfügung der Kreisregierung vom 14. Juli 1835, Amts⸗ 
blatt A 30, p. 327, den Holzverkauf in den Holzhöfen betr. 


Da der Zwed der ärarialifchen Hölghöfe kein anderer if, ald während ber 
firengern Jahreszeit Holgvorräthe in Bereitfchaft zu haben, aus denen biejenigen 
Untertpanen , welche ihren Holzbedarf in größern Duantitäten bei öffentlichen 
Derfteigerungen oder auf fonflige Weiſe fich nicht verfehaffen können, befonbers- 
aber die ärmere Klaffe der Einwohner mit dem für den. eigentlidhen Hausbebarf 
benöthigten Brennmaterial, und bie Handwerker der Mittelllaffe mit Nutzhöl⸗ 
gern verſehen werben ſollen; bisher aber mehrfache Mißbräuche beobachtet. wur⸗ 
den, welche jenen Zweck ‚der Holzhöfe vereiteln, fo hat man für nothwendig er⸗ 
achtet, Manfiregeln zu treffen, um jenen Mißbräuchen zu begegnen, - Zu dem 
Ende werben folgende beveitd früher erlaſſene Verfügungen in Erinnerung 
gebracht, und beren flrenger — den Königl. Rent⸗ und Forſtämtern ein⸗ 
geſchaͤrft: 

1. Ausländer fu und- bleiben von Dom Ankauf der Hölzer in ben Königl. 
Holzhöfen gänzlich ausgeſchloſſen. 

2. An Inländer Tönmen in der Regel die Brandſcheithölzer, dann bie 
Buchenprügel und Eichenknorrenhölzer nur in Duantitäten von einem Klafter 
auf einmal an ein und denfelben Abnehmer und mit Rüdfiht auf ihren eigent⸗ 
chen Hausbebasf abgegeben werben. 

3. Die gemifcpten und Rrappenprügel follen für die ärmern Bewohner re- 
ervitt bleiben und vor dem 15. November keine Abgaben dieſer Sortimente 
tatt haben, weßhalb ver Verkauf derfelben gletih bei Empfang des Gegenwär- 
igen zu ſiſtiren und die Vorräthe oder Zufuhren abzufchließen und zur Anzeige 
u bringen find. Während der firengern Jahreszeit foll ‚von dieſen Holz- 
attungen nur in. geringen Klaftertheilen und zwar bis zu einem Biertel und 
öchſtens eimem halben Klafter auf einmal um bie . Paeiie ver⸗ 
bfolgt werden. 
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Diejenigen, welde von diefen Holzgattungen für andere abnehmen, davon 
verkaufen oder an andere überlaflen, find von jedem fernern Holgbezug aus den 
Königl. Holzhöfen auszufchliegen. | 

4. Ebenfo fol all denjenigen, welche Holz ins Ausland verkaufen ober 
verbringen, ober auf irgend eine Welfe das aus dem Königl. Holzhofe bezogene 
Holz anders als für den eigenen Bedarf verwenden, jede weitere Holzabgabe 
verweigert werben. 

5. Die Eichennußfcheitbölzer follen nicht in größern Parthieen als einer 
Rlafter je nach der Zeit, und nur für ben eigenen oͤlonomiſchen oder Gewerbs⸗ 
bedarf abgegeben werden. 

6. Die betreffenden Rentämter haben die genaue Führnug der alphabetiſchen 
Regiſter über die Holzabnehmer und über die von jebem bejogenen Duantitäs 
ten durch die Holghofverwalter fireng zu handhaben und von Zeit zu Zeit Ein 
ſicht davon zu nehmen, um durch biefes Kontrollmittel in den Stand gefeßt zu 
werben, bie vorlommenden Misbräude zu. entdecken und nach den obigen Bor: 
ſchriften gegen diefelbe einzufchreiten. 

7. Die Lokalpolizeibehörden werben aufgefordert, zur Handhabung gegen- 
wärtiger Berfügung thätig mitzuwirken, 

$. 7. Berfügung der Königl, Regierung der Pfalz vom 18. 
Dctober 1841, Amtsbl. M 70, p- 557, die Holzverfteigerungsfoften 
betr. 

Mit Zugrundlegung der in ben Hedfeitipen genteralifirten Verfügungen, in 
rubrizirtem Betreffe vom 21. November 1822 46 2726 P., und vom 10. April 
1823 #2 9105 P., gegebenen Beſtimmungen, werben die Gebühren für Aus 
zufen bet Berfleigerungen von Hölzern * Rebennutzungen aus Staatsforſten 
folgendermaßen feſtgeſtellt: 

für einen ganzen Tag 5 — Gulden), 
für einen halben Tag 30 fr. (dreißig Kreuzer), 
für einen vierteld Tag 15 kr. (fünfzehn Kreuzer). 
Bet Auffiellung der rubrizirten Koßenverzeichniffe iſt ki hiernach zu achten. 
Sag db — 
5. Band, p. 54. 


$. 8. Verfügung der Kreisregierung vom 31. Dezember 1838, 
Amtsbl. M, 1 vom Jahre 1835, p. 7, den Schluß der Jagd betr. 

Unter Bezugnahme auf die Berorbnung vom 21. September 1815, und bie 
Berfügung vom 25. Januar 1830, wird ber Schluß der Jagden für das gr 
genwärtige Jahr, und für bie Zukunft, in fo Jange nicht eine abändernde 
Beſtimmung für nothwendig erachtet wird, auf:den 31. Januar dergeftalt fe 


geſetzt, daß diefer der letzte Jagdtag feyn nnd Die Hegezeit mit vom 1. Februat 
ihren Anfang nehmen foll. 
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Die ſaͤmmtlichen Behörden, Insbefondere die Königl. Gendarmerie, die 
Fotſt und Polizeibeamten, die Wald⸗, Jagd⸗ und Feldfhügen, haben jeder, 
in fo weit es ihn betrifft, nach der Berorbnung vom 22. Auguft 1816 (Amts 
blatt AE 16) die genaue Befolgung diefes Beichluffes zu überwachen. 


— Das Berbot der Treibjagden an Sonn⸗ und gefeglichen Feier- 
tagen, ſiehe 1. Bud, $. 191. 

$. 9. Verfügung der Kreisregierung vom 16. Mai 1838, Amts⸗ 
blatt M 19, p. 242, die Waffenfcheine zum Behufe der Ausübung 
der Jagd betr. 

Es iſt zur Kenntniß der unterfertigten Stelle gelangt, daß die Beftim- 
mungen, welche es jedem Jagenden zur Pflicht machen, ſich mit einem Gewehr. 
paſſe zu verfehen, Häufig und namentlich von folhen Perfonen umgangen wer: 
ben, bie, ohne felbft Jagbpäditer zu ſeyn, jeweilig * Jagen beigezogen oder 
eingeladen werden. 

Indem man untenſtehend die Beflinmungen des Dekreis vom 4. Mat 
1812 zur allgemeinen Kenntniß und Darnachachtung in Erinnerung bringt, 
werben fämmtliche Pollzeibeamten des Regierungsbezirkes, namentlich die Forſt⸗ 
beamten, die Königl. Gendarmerie, die Wald-, Feld» und Jagdhüter zur pünft« 
lihen und unnachſichtlichen Bollztefung und insbefondere dahin angemwiefen, fich 
jederzeit von den Perfonen , welche fie jagend betreffen, die Gewehrpäfle vor» 
zeigen zu laſſen, und im ‚Falle der. lebertretung des Geſetzes, gegen biefelbe 
zu protofolliren, wobei bemerkt: wird, daß narh einer allerhörhften Entfchließung 
vom 13. Zuli 1822 (Intelligenzblatt AG 135, p. 566) nur diejenigen in der 
Pfalz garnifonirenden Königl, Dffiziere, welche von den Pächtern zur Jagd 
eingeladen und mitgenommen werden, von dem Beſitze eines Waffenfcheines 
befreit wurden, nicht aber diejenigen, welche ſelbſt Jagdpächter oder Theilhaber 
an Zagden find. 

Auszug aus dem Dekrete vom 4, Mai 1812, 

Art. 1. Ber irgend betroffen wird und fich nicht mit einem in Gemäß: 
heit des Defrets vom 11. Juli 1810 ertheilten Jagdgewehrpaſſe ausmweifen 
fann, wird vor das Zuchtpolizeigericht geftellt und mit einer Geldbuße be- 
fraft, welche nicht unter dreißig Franken feyn und ſechzig Frauken nicht über- 
Reigen kann. 

Art. 2, Im Wiederholungsfalle ift die Geldbuße mindeftens 61 und Höch- 
ſtens 200 Franken. Das Gericht kann außerdem auf Gefängnißfirafe von fechs 
Tagen bis zu einem Monat erkennen, 

Art: 3. In allen Fällen tritt die Konfistation. der Gewehre ein, und 
wenn fie nicht in Beſchlag genommen wurden, fo wirb ber Uebertreter verur⸗ 
teilt, fie auf der Gerichtstanglei zu hinterlegen oder deren Werth zu bezahlen, 
der durch das Urtheil beflimmt wird, weiche Werihbeſtimmung indeflen nicht 
unter 50 Franlen feyn darf. 
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8. 10. Berfügung der Kreisregierung vom 20. Augufl 1838, 
Amtsbl. Mi 43, p. 349, die Waffenfcheine zum Behufe der Ausübung 
der Jagd betr. 

Gelegentlich der Wiedereröffnung der Jagd werben fämmtlihe Diftrifis- 
und Lokalpolizeibehörden der Pfalz und insbefondere die Königl. Forfibeamten, 
die Königl. Gendarmerie, die Wald», Feld» und Jagdhüter wiederholt auf die 
ſtrengſte und unnachſichtliche Vollziehung der beflehenden gefeßlihen Beſtim⸗ 
mungen, hinſichtlich der Gewehrpaͤſſe zum Behufe der Ausübung ber Jagd, an 
gewieſen, wonach Jeder, der jagend betroffen wird, zur Vorzeigung des Waffen⸗ 
ſcheines anzuhalten iſt. Kann ein ſolcher nicht vorgezeigt werden, fo iſt Protokoll 
zu errichten und dasſelbe mit dem zu konfiszirenden Gewehre zur geeigneten 
Einſchreitung an die Königl. Gerichte einzubefördern. Jede Vernachläßigung 
fol gegen die betreffenden Polizeiagenten firengftens und nach Befund der Um⸗ 
fände felbft mit Entlaffung vom Dienfte geahndet werben. 


$. 11. Ein Kafjationsurtheil vom 23. Juni 4844, bezüglich des 
Jagens mit Piftolen, fiehe Amtsbl. M 3 vom Jahre 1883, p. 19. 


Zum 9X. Forſtfrevel. 
5. Band, p. 83, 


g. 12. Verfügung ber Königl, Kreisregierung, . Kammer ber 
Binanzen, vom 21. Dezember 1832, Amtsbl. Mi S1,,P. 703, bie Ge⸗ 
bühren der Gerichtsfchreiber in Forſtſachen betr. 

Zur Befeltigung der Anflände, welche fich ſeither hinſichtlich ber Vereh⸗ 
nung der Gerichtſchreibereigebühren von Forſtſtrafurtheilen ergeben haben, und 
um etwaigen Tarüberfchreitungen, wie’ fie hie und ba bereits vorgefommen 
find, ein Biel zu feßen, findet fich die unterzeichnete König. Regierung veran⸗ 
laßt, in Mebereinfiimmung mit dem Königl. Generalftaatsprofurator bei dem 
Appellationsgerichte des Rheinfreifes den betreffenden Behörden bie Grundfäße, 
nad welchen die Berechnung jener Gerichifehreibereigebühren zu gefchepen hat 
und zu beurtheilen if, nachſtehend zur Wiffenfhaft und’ pünkllichen Befolgung 
mitzutheilen : 

1. Die Gerichtföhreiber haben für alle Schreibereien a Forfigerichte eine 
Gebühr von 10 fr. zu beziehen, und zwar für jeden Artikel der Aburtheilung 
(fey e8 durch wirkliche Verurtheilung oder Freifprehung) I. Art. 1. Abf. 1 und 
2 der Beilagen zum Forfiftrafgeleße. 

2. Rüdfihtlid der in dem betreffenden Artikel der Aburtheilung vorkom⸗ 
menden Ditfehuldigen, verantwortlichen: Perfonen und Zeugen, ſo begründet 
diefer Umſtand keine erhöhte Gebühr nach der Zahl der Perfonen, fondern der 
Gerichtfihreiber Hat fih mit der einfachen Gebühr von 10 fr, zu begnügen. 
(1. Art. 1. Abſ. 3 der Beilagen zum Forfiftrafgefete.) 

Als Mitfhuldige werden nur diejenigen Individuen betrachtet, welche an 
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dem vom Pauplurheber begangemen Frevel, in einer der in den Ark 59-162 
bes Straßgeſetzbuches vorgeſehenen Weife, Thell nehmen und nach Art. 5% des⸗ 
felben Geſetzbuches und Art. 156 des: Tarifdekrets vom 18. Sum 1814: mit 
einander. ia Gelbfirafe, Erfaß, und, Roften, aber nach ber Mobifitation isn Art. 
9 des Borfitrafgefepes, ur ‚au ‚den lebtern Pecunialleiſtungen ſolidariſch ver⸗ 
urtbelit werden. 

3. Für mehrere tn einer und derſelben Gerichtsſt hung gegen ein und das⸗ 
ſelbe Individuum (mit oder ohne Konkurrenz. von Mitſchuldigen, veraniwori⸗ 
lichen Perfonen,ober Zeugen) abgeurtheilte Frevel fol nad. der Beſtimmung 
des Art. Bı des Forfifirafgefeßes nun ein Urtheil abgefaßt werben, dieſes Urtheil 
zählt alsdann für, einem Artikel, gleichviel welches bie Zabl der: Frevel und ber 
ern Aubiniduen betragen möge, and, erwirbt: deu ee nur 

bie einfache, Gebühr von 10 Fu ::. 

‚Damit ‚aber: das, biesfeitige — — 4 Stand vo” 
teirb, ‚ie Aufäbe. beurtpeilen zu können, iſt es nothwendig, den Koftenverzeich- 
niſſen der Gerishifchreiber eine zmedmäßigene Form zu geben, und zwar in der 
Arch und: Weiſe, daß das Verzeichniß Artikel für Artilel dem Strafurtheilspro⸗ 
totoſl folat. Das Verzeichnißũ Ba Re folgende, Rubriten — ⸗ 

‚4. Dotum der, Sitzung.. | 

: 2: Nummer bed Strafurtbeits, we 
=. Namen. und Wohnort der abgeurtheilten- Snbivipuen,, mit Unteeföelvung 
der Frevler, Mitfhuldigen und verantwortlichen — 

4. Gebühren des Gerichtſchreibers. 

Dag Finanz ⸗ Rechnungakommiſſariat wird PEST jedes sin. in vor⸗ 
Rebender, Form aufgekellie ‚Gebührennerzeihniß ohne Mandatirung: zurück zuſen⸗ 
den, fowie auch alle den obigen — nicht iprederde — dem 
— — au unterwerfen. X 

IB Verfügung der’ Königl. Reeiskenierung vom 22, 5. Bebrnor 
1833, Amtsbl. M 13, p. 159, bie Vollziehung der — 
— Forſtfrevler betr. | 


» Durch, den Art. 78: de8 Sorffirafgefehes für den m Rheintreis, won; 28, De 
1834 it den Friedensrichtern aufgegeben, den alsbaldigen Vollzug: aller 
in Forfffreyelſachen ergangenen Straferkenntniſſe erfier oder zweiter Zuſtanz, 
nach eiugeireiener Rechtakraft derſelben, in Bezug auf auegeſprochene Gefäng⸗ 
nißßrafen au: veranlaſſen, unmittelbare Aufſicht darüber ‚au. Dahl und m vor 
den geeigneten Behörden deßfalls gehörig auszuweiſen. 

Damit num die. Königl. Friedensrichter jederzeit beurtheilen tunen, — 
4 ſolches Exteuntniß in Gemaͤßheit des Axt: 72. deo Forfigeſetzes in Rechts⸗ 
xrxuft übergegangen: ſey, fo ‚Haben die Gemeinde⸗Einnehmer, welchen nach Art. 
Et.deaftiben Seſches die Betreibung der Signiſilation obliegt, in den ‚fünf 
erſten Tagen tiues jeden Monate ‚den: beireffenden Königl. Friedenogerichten ein 


\ 
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Verzeichniß auzußellen, welches alle im vorhergehenden Monate 'fignifizirte.Stons 
tumaztaluripeile, ins welchen Geſaͤngnißſtrafen ausgeſprochen ſind, mit genauer 
Inaıdr bes: EgeR der Signifitatien;. zu enthalten hat .. .. 


8.114. Verfügung der Königl. Regierungs⸗ Finanztammet · som 
2. November 1833, Amtsbl. M 50, p. 486, die Auszahlung und 
Berrerhnung der, Gebühren für, die Zuftellung. ber. = Beamte 
deruugn an Forſtſtrafdebenten vbetr..522 dee 


Durch den $. 60 der Voltzugeinſtruttion zum BER iR Her bie 
8 ausgeſprochen, den Forſtgerichlsboten den vollen Beirag ihrer Gebühren 
für die Zuſtellung der Urtheilsextrakte mit Zahlbefehl zw vergüten, es wurde 
aber vorbehalten, nur die Ausfälle/ d. h. die nicht: wieder eingebrachten Gebüh⸗ 
ren auf den Forſtſtraffond zu übernehmen und zur Zahlung anweiſen zu Taffen, 
in Folge weicher Beſtimmung die eingehenden Zuſtellgebühren der Prlvatver⸗ 
rechnung zwiſchen dem Einnehmerꝰ und dem Forſtgerichtsboten überlaſſen find. 
Da jedoch dieſe Reifnungsmanipulatton einige Jnkonvenienzen mit ſich führt, und 
dergleichen Gebühren, nachdem fie bereus aus dern Straffond'bezahll find,’ fpär 
ter noch erhobennwerden können, ino welchem Falle für’ die Verrechnung zum 
Vortheile des Straffonds feine Vorſehung getroffen iſt, auch eine forklaufende 
Separatvormerkung dem Einnehmer größere Beſchwerlichkeit verurſacht, fo fin⸗ 
det ſich die unter zeichaete — — zu nachtdenden Anorbuanger 
veranlaßt: ax an 1 u 73 

1. Bom laufenden Reipmungsiapre an haben die Köntit. Sihiereinneimer 
faͤmmtliche Gebühren der Korfigerichtöboten für die Zunelfung der Urtheilsex⸗ 
tralte: mit Zahlbefehl für den Forſiſtraffond in rer — zu 
nehmen; zu dieſem Ende werben dlefelben0 

2. Am Schluſſe jeden Quartals auf den Grund der Formular IV. 
zum Forſtſtrafgeſetze gefertigten Zufellungsyerzeichniffe, welche die Borfigerichte> 
boten.n Ra ergangener Zahlungsaufforberung, au, dem Steueramte zurüchu⸗ 
—8 haben, bie den Korfigerichtaboien zulomenden "Gebühren durch fie 
ſelbſt liquidiren laſſen, die Liquidation nebft den Zuftellungsverzeichniffen den 
Königl. Landkommiſſariaten Zur Zahlungsanweifung übermachen, 'fofort nad 
erhaltener Anweiſung den Betrag berichtigen und in wirkliche Ausgabe ſiellen 
Da die Gebühren von’ den Schuldnern zurückzuerſetzen ſind, fo: bilden fie, 
wie die übrigen Koſten, einen Gegenſtand der Soll« und Effektlveilnnahme. 
Die angewieſenen Liquidationen werden die Belege zur Solleinnahme abgeben, 
für die wirklichen Erhebungen if eine Rubrit im Kaſſejournal anzulegen! 

4. Für den: Vortrag ‚der Einnahme in der Rechnung, ı weiche unmittelbar 
nach den: Nüderfäßen für, den: Vollzug der Leibeshaft zu ſehen kommt, iſt bie 
Rüubrik 13 zu beſtimmen, für: die Ausgabe iſt hereits unter Abtheilung IM. 
Kap. 83, $i 1. bad: Erforderliche vörgefehen ; nur muß der Satz: „welche von 
„ven Schuldnern nichl wieder eingebracht werben: fonnten“ geſtrichen „werben, 
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da die Rubrik nunmehr. alle! Koſten der Zuftelung der Zahlungsaufforberungen 
begreift, ohne Ruͤckſicht, ob ſie wieder: erhoben werben, oder nicht. . 
5. Die uneinbeinglichemZuftelgebühren haben unter den Niederfchlägen zu 
figwiten, und. bie, Ausfände am Schlufle des Jahres find gehörig nachzuwei⸗ 
fen, wie bies alles für die anderen Perceptionsgegenftände deſtimmt iſt. a 
Hienach — fih die — Landkommiſſariate und Steuerãmier zu 
achten, 


$- 15. Entfistiegung der Königl. Regierung vom 2. November 
1833, Amtsbl. Na 50, p. 487, die Gebühren der —— — 
betr. 

Es haben fi, Dina der Gebüßren ber Foru gerichtobo en ſclan⸗ Bra 

gen ergeben:- 

y du. welche Gebügren Hat, ‚ber Borfgerichtäbote zu Eulen, wenn er 2* 
ad) Behufs einer, anzulegenden Pfändung, und 
— b) aum Zweck der Verſteigerung gepfändeter Gegenfände,. nr 
hei, einem dorſiſtrafdebenten einfindet, dieſer aber nachweist, ——— feine 
Schuldigkeit entrichtet zu haben, oder fich bereit erklärt, dieſelbe gleich entrich⸗ 
ten zu wollen? 

2, Welpe Gebühren Reben dem Forfigerichtöboten ‚für die vortattene⸗s des 
Mangels pfaͤndbarer Gegen ſtande (acte de. earenee) zu? | 
—— Wenn ein und dasſelbe Individuum durch mehrere Erfenntniffe zu For 
ſtrafen verurtheilt wurde, kann fid ber Forſtgerichtobote bie im Abſchn. U. Ziff. 
2 des Koftenregufativs beftimmte. Gebühr ebenfo vielmal-anrerpnen, als Straf- 
ertenntniſſe beftepen, oder iſt nur. ſteis die einfache Gebũhr pon 6 fr. auläffig.? 


Zur erſten Frage: ...! 

Bei dem — J9 zum Forſtſtrafgeſetze vom 28. — sat 
find in Beziehung auf die Forſtgerichtsboten ‚borzüglid diejenigen Gebüprenan- 
fäge berückſichtigt worden, welche nach Maaßgabe der inſtruktiven Verordnung 
‚vom Jahre 1818 über Steuererhebung und, des. allerhöchſten Reſcriptes vom 
19.. ‚April 1827 -(AmtebL.. von, 1827, 4 4) den. Steuerboten bewilligt; find ; in 
Ermanglung einer pofitinen Beſtimmung im Koftenregulativ müſſen daher jeue 
Vexrordnungen analoge Anwendung finden, und nachdem bereits in äͤhnlichem, 
wie unter Ziff. 1 vorgeſehenen Falle durch, eine Verfügung vom 23. Juni 1622 
(Intellgzbl. 1822, 100. Stüd) ‚als Ergänzung zur inſtruktiven Verordnung vom 
Jahre 1818 den Steiterboten eine Gebühr voh 36 fr. außerhalb und von 24 fr, 
innerhalb Ihres Wohnſitzes angewieſen iſt, fd Haben auch die Forkigerichteboten 
für bloße Pfändungs- und Berfleigerungsverfuche in ben unter Ziff. 1 behinm⸗ 
ten: Fällen die Gebühr von 36 und resp. 24 kr. zu beziehen. 

Wenn jedoch die Forſtgerichisboten gleichzeitig: | mehrere Pfandungen oder 
Verſteigerungen in einer und derſelben Gemeinde zu: vollziehen beauftragt find, 
fo tritt für alle Faälle, wo es lediglich bei den: Verſuchen bleibt, die Minderge⸗ 


[4 
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bühr von: 10 resp. 20 kr. ein, wie unten Abi. Nil» O tb 2, und Zif. 
7, Anfat 2 des. Koſtenregulativs zum Forſiſtrafgeſetz beſtimmt iſt. Außer diefen 
Gebühren dürfen die Forfigerichtoboten nur die geſeylichen Publikationsgebühren 
für. die Verſteigerung, ſonſt aber keine Schreib⸗ und Zeugengebühren in Anrech⸗ 
nung bringen. Den Forfigerichtsboten iſt aber xückſichtlich des int Art. Eb, 
Abſatz 2 des. Forfiftrafgefeßes ausgedrückten Verbotes nur dann erlaubt, ibre 

Gebühren direkt von den Forfifirafpebenten einzuziehen, als diefelben die Zapr 
lung der Strafen und Acceſſorien an ben Einnehmen dur Quittung nachwei⸗ 
fen; im Falle die Debenten aber bie ‚Zahlung der Strafe leiſten zu wollen er⸗ 
HMären, um der Pfändung oder Berftelgerung zu entgehen/ ſo werden ihnen die 
Forſtgerichtoboten eine Berechnung der Geſammiſchuldigkeit einſchließlich der 
Berfolgungskoſten aufflellen und fie anweiſen, dert Betrag ſogleich an ven Ein⸗ 
nehmer abzuführen, fofort die Quittung vorzuzeigen. Für dieſe Borzeigung HR 
ein Termin zu ſetzen, mit der Verwarnung, daß im Unterlaffungsfalle ver Ges 
richtsbote fih abermals in die Gemeinde begeben werde, um bie Erefutioh vor» 
zunehmen, und: daß alddann der Schuldner doppelte Erekutionsgebühren ent⸗ 
richten müſſe. Im diefem letztern Kalle ‚bezieht der — feine —* 
büpren bei dem Einnehmer. 

Zur zweiten Frage. — 

Indem Vortrag des Berichterftatters der Kammer der Abgeordneten über 
das Koftenregulativ if das allerhächfle Hefckipt vom 19, April 1827 ald Grund⸗ 
lage zw den Gerbühretranfäßen für die Sorftgerichtehoten ausdrücklich angeführt, 
und da jene allerhöchſte Verordnung den Steuerboten für das Zaflungsun. 
fähigtelte- Protokoll, d. h. für dem Akt, welcher den Mangel pfandbarer Gegen 
flände (acte de'carence) Tonftatirt, nur ſechs Kreuzer bewilligt, ſo können auch 
die PRATER keinen höhern Anſatz in Auſpruch — 


Zur dritten Frage 

Das Koftenregulativ hat unter Abſchn. IT. Ziff. 2, ven Forſtgerichksboten 
für die Zuftellung des Urtheilsauozuges mit Zahlbefehl aicht für jeden Urtheils⸗ 
extrakt, ſondern für jedes Individuum die Gebirge von 6 fr. beroiniät, fotglich 
Tönnen ſich die Fotſtgerichtoboten auch nur ſo vlelmal den Betrag bon 6 Mr. 
anrechnen, als Individuen in dem nach Formular TV.’ von beim Einnehmer zu 
‚fertigenden Verzeichniffe dere Debenten begriffen ſind wenn an ein’ and bat. 
Teile Individuum mehrere Strafertenntniffe gegen ſich hat. 


.$. 16. Verfügung der Konigl. Regierungs⸗ Finanzkammer vom 
18. März 1834, Amiebl. M 19, p. AB} bi umiürefpriheile« rin 
beir. 

Um bie Gewißpeit zu — daß »ie Rönigt. Frieden ogerichtſchteiber 
dem Art. 81des Forſtſirafgeſetzes vom 28. Dezemher 1831 gemäß, die Forſt⸗ 
‚Arafuriheitdauszüge in der dorgeſchriebenen Frift den Steuer ⸗ und Gemeinde⸗ 
Einmehittern gehörig zuſtellen, wird hiemit verfügt, daß die Einnehmer von jetzt 
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an über den Zag jener. Zufellung kurze Empfangsbeicheinigungen augzuſtellen 
baben, und daß diefe Befcheinigungen den Gebüprenverzeichniffen der Gerichte 
ſchreiber beigefügt werben müflen. 

In Ermangelung der Beſchelnigungen kann bie Anwelfung. der Gebühren 
nicht ertheilt werben, wie denn auch bie Gerichtfchreiber den Abfirich gewärtigen 
müffen, wenn bie Urtheilgextralte außer. ber geſetzlichen Friſt übergeben worden 
find. 


$. 17. Verfügung der. Regierungs » Finanzlammer vom 9. Juni 
1834, Amtsbl, M 30, p. 321, ‚die Anwendung ber Leibeshaft im 
forftpolizeilichen Intereſſe beit. 


Durd den $. 45 der Inſtruktion zum Vollzuge des. neuen Forſtſtrafgeſetzes 
wurde hinfichtlich der Verrechnungsweiſe der. Verhafts« und. Gefängnißkofter, 
welche, gemäß des lebten Abſatzes des Art. 85 des Gefeßes, für den Fall der 
Leibeshaft im forfipoligeiligen — aus der Staatskaſſe zu bezah⸗ 
len ſind, verfügt: 

„Die Gefängniß⸗ und Berhaftgtoften — far dieſen Fall aus der Rent⸗ 
amtskaſſe bezahlt, weßhalb die Gefängnißwärter und Gendarmen ihre Koflenr 
verzeichniſſe bei dem Rentamte zu übergeben haben. Das Rentamt verrechnet 
die Koſten in Ausgabe unter der Rubrik Progeß- und Exekutionskoſten.“ 

Nachdem jedoch durch das Finanzgefeß für die III. Finanzperiode die Ge» 
fängnißfoften auf die Staatsfond überwiefen worden find, fo hat man befchlofe 
fen, daß vom laufenden II. Quartale an die. Gefängnißfoften nicht mehr, wie 
es durch den 6. 45 ber Bollzugsinfirultion vorgeſchrieben wurde, nefondert, 
fondern in den gewöhnlichen vierteljährigen Koſtenverzeichniſſ⸗ en ber Gefängniß⸗ 
wärter unter der befondern Abtpeilung : | 

„Forſtſträflinge, welche gemäß Art, 85 lebten Ablahzes des Geſetzes, und $.42 

der Vollzugsinſtruktion im forſtpolizeilichen Intereſſe inhaftirt worden find,“ 
aufgerechnet, uud gleich den übrigen, dem Finanzärar zur Laſt fallenden Koſten 
zur Zahlung auf die Königl. Rheinkreistaffe angewiefen werden follen. 


Hienach find die Gefängnißwärter und die Bürgermeiflerämter durch die 
Königl. Landlommiffariate zu verfländigen, und es ift Darauf. zu wachen, daß 
in den von ihnen zu prüfenden und ander zur Anweifung  einzufendenden Kos 
ftenverzeichniffen genau nur .bie Berpflegungstoften von ſolchen Zorfifträflingen 
als der Staatslaffe zur Laſt aufgerechnet werben, welche gemäß ber ange» 
führten Geſetzes- und Vollzugsbeftiimmung Tediglic im Interefie der Forfipo- 
lizei auf Betreiben der — Königl. Forſt- und Rentämter zur In⸗ 
haftirung kommen. 

Was die Verhaftskoſten u dieſem Falle beirifft,, fo haben die Gendarmen 
ihre mit den vorgeſchriebenen Beſcheinigungen verſehenen Koſtenverzeichniſſe 
gleich jenen in einfachen Polizeiſachen vierieljährlich an die einſchläglichen Kö— 
nigl. Briedensgerichte zu übergeben, welche dieſelben auf dem gewöhnlichen 
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Wege zur Vorlage zu bringen haben. Diefe Koftenverzeichniffe werden wie 
die übrigen Kriminalgerichtstoften zur Zahlung auf das betreffende Königl. 
Rentamt angewiefen und unter der Rubrik „Kriminalgerichtstoften" verrechnet. 

Der Bollzug vorflehender Anorbnungen iſt von allen, die es angeht, zu 
überwachen. 


$. 18. Die Entfhließung der Kreisregierung, Kammer der Fi- 
nanzen, vom 14. Januar 1835, Amtsbl. M 5, p- 87, die Augzah- 
Yung und Verrechnung der Gebühren für die Zuftellung der Zahfungs- 
aufforderungen an Forfiftrafdebenten betr., fiehe unten $. 123 b. 

— Die Abgabe der Ueberfchüffe der SERIMAIE an die Armen⸗ 
fonds, fiehe 4. Bud, $. 244. 

— Die durd ©emeinderäthe verübten Forffrevel, ſiehe im 1. 
Buch, 8. 179. 


$. 19. Berfügung ber Königl. Regierungs⸗ Finanztammer vom 
14. April 1835, Amtsbl. N& 18, p. 198, den Vollzug der Forſtſtraf⸗ 
urtheile gegen zahlungsunfähige Forftftrafdebenten betr. 

Mm bie Königl. Forflämter in Stand zu feßen, die Anträge auf Leibespaft 
gegen die, wegen Forfifrevel verurtpeilten Individuen nad Vorſchrift zu flellen, 
find die Verzeichniffe,, welche die Steuereinnehmer zu diefem Behufe an jene 
Aemter abzugeben haben ($. 42 der Inſtruktion vom 13. Zunt 1832), folgen» 
dermaßen einzurichten, wie dies fchon in der unterm 26. April v. 3. As 6000 
an die Königl. Yandfommiffariate ergangenen Verfügung vorgefehen ifl, nämlich: 
Kolonne 1. Orbnungsnummer, 
„» 2. Bor- und Zunamen und Gemwerb: 
a) der prinzipaliter verurtheilten Frevler, 
b) der Civilverantwortlihen, gegen welche bie Leibeshaft im 
Urtpeil ausgeſprochen iſt. 
3. Deren Wohnort. 
4. Datum eines jeden einzelnen Straferkenniniſſes. 
„5. Schuldigkeit nach jedem einzelnen: Straferkenntniſſe: 
a) an Geldſtrafe, 
b) an Entſchädigung und Koſten, 
c) zuſammen. 
„6. Bemerkungen, 

In der — 6 iſt haupfſächlich anyageben: 

1. welche von den in der Kolonne 2 sub litt. a. benannten Individuen, 
das 16. Lebensjahr noch nicht erreicht haben. -Snfofern biefer Umfland weder 
im Urtheilsauszug erwähnt, noch dem Königl. Steuereinnehmer perfönlich be« 
lannt iſt, fo. hat basfelbe bei dem Bürgermeiftetamte verläßige Erkundigung ein- 
zugiehen; indem die Bormerkung nicht umgangen werden kann. 
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2. Ob, wenn in der Kolonne 2 sub litt; a. mehrere Individuen nach einem 
und demſelben Urtheile vorgetragen werben, dieſes Urtheil die. Solidarität: jener 
Individuen ausſpricht. 

Die Königl, Eriedensgerichtfchreiber werden darauf Bedacht nehmen, daß 
‚bie Urtheilsaus zůge hinführo -alle die Momente begreifen, welde den Steuer- 
ämtern zur Herßellang der Verzeichniſſe zu wiflen nothwendig find. 

Hienach if ih allgemein zu. achten, ‚und die unterzeichnete. Stelle erwartet 
von fämmilihen mit dem Bollzuge der Strafurtheile beauftragten Behörben, 
Daß fie denfelben mit allem Ernſte und Nachdruck bethätigen werden, 


F. 20. Ausfchreiben der Kreisregierung vom 25. September 
1835, Amtsbl. M 47, p. A149, die Koften der Leibeshaft unzahlfaͤh⸗ 
iger Forſtfrevler betr. 

Es haben ſich Zweifel über die Frage erhoben, wer bie Koflen ber Leibes⸗ 
haft unzaplfähiger Zorfifrevler zu tragen habe, wenn ber Bollzug durch den 
Einnehmer betrieben werbe. | 

Zur Befeitigung biefer Anftände wird, auf ben Grund der Art. 4 und 85 
des Forfifirafgefeßes und ber $$. 34, 38, 39, 47 — 51 der Inftruftion vom 13. 
Juni 1832, Folgendes verfügt. 

Die uneinbringlichen Koften ber Leibeshaft unzahlfähiger Forſtfrevler fallen 

1. dem Kantonal-Dispofitionsfond zur Laſt, wenn dieſe Verfolgungsart 
durch das Königl. Landkommiſſariat authorifirt wurde; F 

2. der zunächſt betheiligten Gemeinde, wenn von ihrem Vorſtande allein 
bie Authorifation ausging; _ —— | 

3. dem Einnehmer, wenn biefer ohne Autporifation handelte, 


$. 21. Bekanntmachung der Kreisregierung vom 31. October 
1835, Amtsbl. M 53, p- 494, den Bollzug der Forſtſtrafurtheile, 
welche. Gefängnißftrafe ausfprechen, betr. . 

Den Königl. Friedensrichtern wird hiemit eröffnet, daß die Regiſter über 
die, wegen Forfifrevel verurtpeilten Individuen, und jene der Gefängnißwärter 
über den Bollzug der Gefängnißfirafe, ſowie ber Leibeshaft gegen Forfifträf- 
linge, für die Folge unmittelbar bei dem Stempelamte  abzuverlangen find, 
Das Stempelamt wird die Regifler unter die Impreflen für die Forſtſtrafper⸗ 


zeption aufnehmen, und die Koften durch die Kantonseinnehmer züdvergüten 
laffen. 


Die Rentämter haben’ die bei ihnen beruhenden Bormulare fener Beat 
alsbald an das Stempelamt zurückzugeben. 

$. 22. Verfügung der Regierungs-Finanzfammer vom 14. De— 
zember 1835, Amtsbl. Mi 60, p. 564, die Zuftellung der Forſtge⸗ 
richtsurtheile an die Verurtheilten und die RT der ”Eerhaniii- 
boten betr. 
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Es iſt zur Kenniniß der unterfertigten Stelle gefommen, daß Steuerein- 
nehmer die Kontumazialurtheile, worin Forſtfrevler und bürgerlich Berantwort- 
liche — überhaupt mehrere Individuen — verurtheilt wurden, ben Verurtheilten 
nur durch einen Urtheilextrakt mit Zahlbefehl zuftellen Heßen. 

Nach einem allgemeinen, in der Natur der Sache begründeten, Grundfaße 
ber Prozedur, erlangt ein Kontumazialurtpeil Feine Rechtskraft, und kann micht 
gegen'den Verurtheilten vollzogen werben, wenn es demfelben nicht zugeftellt 
worden iſt. 

In diefem Sinne geftattet der Art. 73 des Forſtſtrafgeſetzes jedem in Con- 
tumaciam Beruripeilten das Rechtsmittel ber Oppofition, und ber vorzubringen⸗ 
den Vertpeidigung, während einer Friſt von 5 Tagen nad Signifikation 
des Urtheils. 

Da hieraus zur Genüge erbellet, daß die Kontumazialuriheile jedem ber 
Verurtheilten zugeftellt werden müſſen, fo werden die Königl. Steuereinnehmer, 
die bisher ein anderes Verfahren beobachtet Haben, angemiefen, fi in Zufunft 
firenge nach dieſen Vorfchriften zu richten. | 

Was die Gebühren der Gerichtsboten für diefe Signifitationen betrifft, fo 
fann darüber Fein Zweifel obwalten, da nach dem Koftenregulative Sect. IL $. 
1 und 2 mehrere Mitglieder einer und derfelben Familie, denen ein und bad 
felbe Kontumazialurtpeil fignifizirt wird, nur für ein Individuum zählen. 

Der Stun biefer gefeßlichen Verfügung iR übrigend auf deren buchſtäb⸗ 
lichen Inhalt zu beſchränken, wonach der Herr und die Dienfiboten oder Tehr- 
Unge, nicht als Glieder einer Familie anzuſehen find, weßhalb in folgen 
Fällen den Forfigerichtsboten die Vorladungs » resp. Zuflelungsgebühr eines 
—— mit BANNER ung jede Perfon eo zu — ge⸗ 
Matter ff. 1 ran pen 

F. 23. Das Kaſſationsgerichtsurtheil vom 18. Mit 1836, die 
Strafbarfeit des Verkaufes yon Gabholz oder Streuwerk aus Ges 
meindewaldungen durch Gemeindeglieder, ſiehe Amtsbl. M 31, p. 372. 

— Die Verfügung der Königl, Kreisregiernng vom 14, Augufl 
1836, Amtsbl, M 40, p. 452, bie Vertheilung der Meberfchüffe der 
Forſtſtraffonds betr., fiehe oben im a. Buch, 8. 246. 


$. 24. Entſchließung der Kreisregierung vom 8. November 
1836, Amtsbl, M 58, p. 632, den Bollzug des Art, 54 bes neuen 
Forſtſtrafgeſetzes betr. 

Was man heute an das Königl. Forſtamt Waldfiſchbach erlaffen hat, wird 
zur Wiffenfhaft und Nachachtung den Königl. Forſtaͤmtern und Königl. Land⸗ 
kommiſſarlaten hiedurch eröffnet. 

„Auf die Anfrage des Königl, Forſtamts vom 1. März 1.3, wirb Folgen⸗ 
des zur Entſchließung eröffnet : 
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4. Jaſofern Für gefreveltes Holz oder andere aus dem Walde entwendrie 
Vrodulle/ ebenſo für erweielich derkaufte Berechtigungspälzer die Sequeſtration 
eintritt, und bis zum erfolgten Straferkenntniſſe ein Hüter beſtellt werden muß, 
wird die Hütergebüpr nach Maußgade der allgemeinen Berfügung -vom 14, 
Digember’1835, A 2079: 85, auf den Grund und nach erfolgtem Endurtpeile, 
durch den- —. ” * enpuceccev vie Sequeſtration - 
gefunden Hat, ausbe zahlt. 

Der Slteuereinnebmer Yeti diefe: Zahlung unter Abth. HIN Cap. V. der 
* ausgablich zu verrechnen, ſodann den Betrag von dem Verur⸗ 
thefften,' vorausgeſeht, daB’ der Rückerſatz gerichtlich ausgeſprochen iſt, zu erhe⸗ 
ben, und unter Abth. I. Cap. 5 der Rechnung in Rückeinnahme zu bringen, 

2. Im Falle der abfoluten Zahlungsunfäpigkeit des Berurtheilten bleiben 
bie Hutgebäßren dem Forſtſtraffonde zur wi und werden: in ber ——— 
als Niederſchläge behandelt. We 

3. Deßgleichen ‚hat der Forſtſiraffond die Hutgebäzen — zu übernehmen, 
wenn ber Angeſchuldigte feet —XX wird, indem der Waldeigenthũmer zu 
den Progedurtoßen. überhaupt einen Beitrag zu leiften hat, und das entweidete 
Korflproduft. oder das widerrechtlich benufte dorſtrechtbolʒ — im vollen 
Werihe erfetz Herden muß." 

4. Zur Verminderung der Hutgebühren werden jedoch die abnigl. For 
beamten, dahin trachten, ‚big, ſequeſtrirten Forſtprodulte in der Art ſicher unter⸗ 
anbringen, daß der Hüter ganz umgangen werden fann, oder wo dies unver⸗ 

meidlich it, mit demſeiben Über eine Maximalſumme übereinzulommen, was 
befonders in dem alle erforderlich iſt, wo die Aburtpellung der Sache durch 
Berufung und vuich den Rekurs ‚zur Kaffationsinflarzg verzögert Wird." 

8 Nachdem vurch rechtotraftiges Straferkenntniß die Sequeſtration beftd⸗ 
tiget iM, Hat das Koͤnlgl. dorſtamt die Forfiprodufte vor dem Ortobürgermeiſter 
öffentlich zu verfteigern , "und ben Ertös, nach Abzug der Verkaufskoften, dem 
Walbdelgenthumer! Jar Erhrbung zus Aberweifen, — AR dei Staat der Wald⸗ 
elgenthumer/ wird’ das Verkaufsprotokoll unmittelbar nad); ber — 
burch das dorſtam ver vmietzeichneirn Stelle eingeſendet. 

"Schtießuiih wird bemerkt, bag lowobl die allgemeine Vetfügung vom 14, 
Dezember 1835, wie gegentdärtige Zufatzbeſtimmungen, blos den Fall der Ser 
queſtrativn von Waldprodukten im Auge haben, nicht aber bie Sequeſtration 
des Viehes und der Werkzeuge zum Frevel. In diefer letzteren Beziehung if 
u Au 255 use Bottzupsinfiinttion vorn 13. Suni 1832 au richten.“ 

$. 25. Verfügung ber Kreisregierung vom 25. October 1997, 
Amtshl. ‚N 73, p. 503, bie Supaftirung der Forfifträffinge in forft> 
polizeilichen. Intereſſe berm . 

Um: den’ Sieneränitern vie Vormerkung ber Aerkfcäflinge im mehrfachen 

Wie derholungefalle, gegen weiche bei Nichtentrichtung der Pelunialverurtheilung 
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die Leibeshaft im forſtpolizeilichen Intereſſe zu veraulaflen iſt, zu erleichtern, 
wurden eigene Liſten — und dem —— uw — — in Ber 
lag: gegeben 1... 

Eine ſolche ‚Bormertangslife fol für: Pr Gemeinde — — * 
bald ſich in derſelben Forſtfrevler befinden, welche in die Kathegorie von ‚Ger 
wohnheitsfrevlern zu reihen. find. Einem jeden Individuum iſt eine Abiheilung 
zu beſtimmen, mit dem erforderlichen Raume, um auf wehrere Jabrr ‚alle ner 
gen diefes Individuum erfolgenden Forſtſtraferkenntniſſe kurz anführen zu fön« 
nen, ſo daß das Steueramt jeden Augenblid eine vollſtändige Ueberficht der 
Gewohnheitsfrevler erlangen, und bei / dem einſchlãgigen Forſtamte die Leibes 
haft, mit Beobachtung der x aienſekuaca Beten vom 6. * 1837 Mae 
gen kann. 

Die jedem. Steneramte: erforderlichen. — der. Bermetunglie find 
bei dem Stempelamte unmittelbar zu verlangen. 

F. 26. "Die Verfügung der Königl. Regierung des Rheinlreiſe⸗ 
vom 6. November 1837, Amtsbl. M. 66, p. 526," die Vertheilung 
der. Sorfiftrafgelber, resp. die aus denſelben zu beſtreitenden Kofien 
betr, ceſſirt durch die unten $. 82 vorlommende ctetzane Ert 
ſchließung vom 31. März 1839. ) 

F. 27. Verfügung der Königl. — — vom 
14. März 1838, Amtsbl. M 18, p. 122, bie Lelbeshaft in forſtpoli⸗ 
zeilichem Intereſſe betr. 

Um dem Forſtſtrafgeſetze bezüglich der Anwendung ve torperlichen Haft 
im forſtpolizeilichen Intereſſe einen ‚gleichen Vollzug au ſichern, wird im Ein⸗ 
verftändniffe mit. der Königl. Generalfiantsprofuratur dolgendes zur genauen 
Beobachtung durch die einſchlägigen Behörden verfügt. 

4. Da nad. Art. 18 des Geſetzes die Berjährung ‚ber ausgeſprochenen 
Strafen und Koften binnen zwei Jahren. vom Tage der in; letzter Zuſtanz ge⸗ 
fprochenen Urtheile, oder der erlangten: Rechtskraft der Urtheile erſter Juſtanz 
erfolgt, und zwar ohne Rüdficht auf Rattgehabte Berfolgungen, fo kann die im 
forſtpolizeilichen Intereffe gemäß Art. 85, al. ult. zu requiritende Leibes haft für 
Geldbußen und Gerichtskoſten nad Atlan dieſer aweijährigen Friſt era 
nicht mehr eintreien. 

2. Die wegen Forſtfrevels —— Eeiapleifungen — unterliegen 
nach Art. 18. zwar. der, clvilgeſetzlichen Veriabrung von — Jahren, und 
zufolge Art. 82 tkann auch deßhalb in dem Balle die Reib Befondete ein. 
treten, wenn bie Entfhädigung, welche aber von mehreren uͤrthei en nicht zu⸗ 
ſammengerechnet werden darf, wenigſtens einen Gulden überfleigt ;- alfein eine 
iſolirie Anwendung der körperlichen Haft im forſwolizellichen Suterefle. für bie 

Entfehävigung allein liegt nicht in dem @eifte bes: Geſetzes — Art: 84 und 85 
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vielmehr ift fie immer für Geldfirafe, Koſten umd Entfchädigung zugleich, 
innerhalb der zweijährigen Frift, geltend zu machen. 

Die Königl. Forflämter und Einnehmer werden demnach angewiefen, fh 
fünftighin genau nach diefen Beſtimmungen zu richten ; erflere werben auch in 
den anzufertigenden Namensverzeichnifien derjenigen Forſtfrebler, gegen welche 
die Leibeshaft im forfipolizeilichen Intereffe angeorbnet werben fol, Erwäh⸗ 
nung maden, ob es ſich von einem kontradiktoriſchen oder einem Kontumazlal · 
urtheile handle, und von welchem Zage es fey. 


$. 28. Erlaß der Regierungs- Finanzfammer vom 14. Juli 1838, 
Amtsbl. M 38, p. 308, die Werthanfäge für die Forftfrevelgegen- 
ftände betr. 

In Beirat der aus den Lokal⸗ und Abfaßverpältniffen hervortretenden 
bedeutenden Verſchiedenheit der Forfiprodufte aus den im Kanton Dahn gele- 
genen Baldungen, und ber hienach fih regulirenden Werthsanfäge für Forſt⸗ 
frevelgegenftlände hat man beſchloſſen, was folgt: 

I. Für die Werthanfäße von Forfifrevelgegenfländen werben für ben Kan 
ton Dahn zwei Abfaglagen gebildet. 

u. Die erfte Abfaglage umfaßt alle im Forftamtsbezirfe von Annweiler 
gelegenen WBaldtheile des Kantons Dahn, und find für diefelbe die im Amts⸗ 
und Yntelligenzblatt Aa 22 vom laufenden Jahre publizirten Preife, wie fie 
für den Kanton Annweiler feftgefeßt find, in Anwendung zu bringen. Die 


1! zweıte Abfaglage begreift alle übrigen, zum Kantone Dahn gehörigen Theile, 


Y 


für welche die Werthsanfäge des Kantons Dahn gelten. 
II. Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem erflen des künftigen Monats 


Auguſt in Bollzug. 


$. 29. Ein Urtheil des Kaffationshofes vom 17. Mai 1838, 
binfichtlich der Entfchädigungsanfprüde des Waldeigenthümers an den 
Bauholzberechtigten, wenn biefer das bezogene Bauholz nicht zum 
Bauen, fondern anders wohin, namentlich als Nutzholz zum Verkaufe 
verwendet, fiehe Amtsbl, M 44 vom Jahre 1838, p. 359. 

F. 30. Inſtruktion der Kreisregierung vom 21. September 1838, 


‚ Amtsbl. M, 49, p. 394, über den Vollzug der Leibeshaft gegen Forft- 


frevler. 

Im Einverſtaͤndniſſe mit dem Königl. Generalſtaatsprokurator der Pfalz 
wurden über bie Anwendung ber Leibeshaft als Exekutionomittel und im forfl- 
polizeiliden Intereſſe, gegen Forfifrevler folgende Befimmungen exlaffen : 

1. Die Kumulirung mehrerer Urtheile zur Erreichung des im Art. 82 des 
Forſtſtrafgeſetzes feftgefeßten Normalbetrages von einem Gulden foll, wie in 


„ der biesfeitigen Verfügung vom 6. April 1837 an die Königl. Forſtämter be- 


reits deſtimmt nicht ſtaitfinden. 
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2, Wenn gegen einen Forſtfrevler im Erelutionswege die Lelbespaft ange- 
wendet-worben iſt, und berfelbe während ihrer Dauer wenigflens die Hälfte 
der fehuldigen Strafe nebft Accefforien bezahlt, zugleich auch die friftenweife 
Berichtigung der zweiten Hälfte in den nächſtfolgenden ſechs Monaten verſpricht; 
darf derfelbe wieder in Freiheit gefeßt werden, vorausgefeßt, daß durch dieſe 
Friſtenbewilligung nicht die im Art. 18 des Geſetzes vorgefehene Berjährung 
herbeigeführt wird. Hält derfelbe aber die verfprodene Friſtenzahlung nicht 
ein, dann fol nach Maaßgabe des Art. 82 et 83 und des Art. 469 des Straf- 
gefeßbuches gegen ihn 8 Tage nach Berfall der Frift die Leibeshaft wieder be- 
trieben und bis zur völligen Zahlung feiner Schuldigfeit fortgefegt werben, 
Hiebei verfteht fih von felbft, daß gegen einen Frevler, fey es, daß er im Wege 
der Erefution oder im forfipolizeilichen Intereſſe inhaftirt it, welcher während 
der Yeibeshaft vollftändig bezahlt, dieſe nicht weiter fortgefeßt werben dürfe; 
die betreibenden Einnehmer und Gläubiger find vielmehr verbunden, unmittel- 
bar nach der Zahlung die Freilaflung des Debenten beim einfchlägigen Königl. 
Sriedensrichter zu erwirken. 


3. Wenn bie körperliche Haft zur Beitreibung ber Pecunialverurtpeilungen 
angewendet worden if, und ein nach Borfchrift des Art. 84 des Forfiftrafgefe 
bes audgeftelltes Zeugniß über das Zahlungsunvermögen bes inhaftirten De- 
benten beigebracht wird, fo hat der betreffende Einnehmer dasſelbe alsbald dem 
Königl. Friedengrichter mit der darauf zu feßenden Requifition zu überfenden, 
daß die Saft für das nach Art. 84 zuläßige Marimum fortgefeßt werde. Die 
im Art. 84 des Geſetzes beflimmten Marima der Haft find auch in dem Falle 
anwendbar und zu erfiehen, wo nach Art. 85 die Leibeshaſt im forftpolizeilichen 
Intereſſe betrieben wird, vorausgefeßt, daß die unterferfertigte Stelle aus be+ 
fondern Gründen feine Minderung der Haftzeit ausdbrüdlich anordnet. 


4. In dem Debentenverzeihniffe, auf welches hin die körperliche Haft be, 
trieben wird, iſt fünftighin genau anzugeben: 

ob das Urtheil fontradiktorifcy oder in contumaciam bezüglich aller Berur- 
tdeilten erlaffen worden fey, und zwar unter Angabe des Datum der Signifi⸗ 
fation, resp. bed Zahlbefehls. 

5. Unter Bezugnahme auf das Ausfchreiben vom 13. März 1838 Art. 2 
wird hinfichtlich der Beitreibung der Schabenerfäße beftimmt, daß die Leibed- 
haft als Erefutiongmittel gleichfalls nicht ifolirt von der Geldfirafe und Acceſ⸗ 
forien betrieben und angewendet werden foll. 


6. Wenn ein auf den Grund des Art. 53 des Forfiftrafgefeßes verhafteter 
und als Forſtfrevler verurtpeilter Ausländer nicht fogleich bezahlen, auf 
feinen folventen Bürgen flellen fann, bat das einfchlägigige Königl. Forſtamt 
zeitig Bericht an die Königl. Regierungs-Binanzlammer zu erflatten, und wegen 
ver Foriſetzung oder Aufpebung der Haft befondere Entfchliefung zu erwirken. 

7. Die Einnehmer werben bei diefer Gelegenheit mit Deziefung auf bie 
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geltenden allgemeinen geſetzlichen Beffimmungen angewieſen, die Zahlungen ber 
Horftfrevler und bürgerlich Berantwortlicden in folgender Ordnung zu imputiren: 

1. Die Koften des Vollzugs der Leibeshaft und resp. die Gefängnißkoften ; 

2. die Gerichtskoſten; 

3. die Schadenerfäße ; 

4, bie Geldſtrafe. 

8. Gegen jene Einnehmer, welche fih im Bollguge ber Forffirafurtheile 
eine Bernachläßigung zu Schulden kommen laffen, wirb der Erfaß der zu Ber» 
luſt gehenden Beträge neben der Disziplinirung unnachfichtlich eintreten. Na- 
mentlich wird die genauefle Einhaltung der Art. 81 et 82 bes Forfifirafgefehes 
vorgefchriebenen Zeit für bie Beitreibung erwartet, 


9. Da die Erfahrung zeigt, daß bei Anwendung ber Leibespaft als Exe⸗ 
futionsmittel nicht immer mit der nöthigen Umficht verfahren wird, fo ift deß⸗ 
halb Fünftig gehörig zu berüdfichtigen, daß 

a) feine momentane Weberfüllung ber Rantondgefängniffe eintrete, 

b) den Debenten, welche fih zur Zahlung ihrer Schuldigfeit erfären, bis 
vier Quartalsfriften, vom Tage der Rechtskraft des Urtheils angerechnet, füglich 
zugeflanden werden können und follen, um bie körperliche Haft zu vermeiden. 

Die Königl. Landkommiſſariate Sorkämter und Einnehmer haben fich hier- 
nach genaueft zu achten. 


F. 31. Bezüglich des Beichluffes der Königl, Regierungs-Finanz- 
fammer vom 24. Februar 1839, Amtsbl. M& 13, p. 113, den Voll⸗ 
zug des Forfiftrafgefeges betr., fiehe unten p. 698 im Abfag ad 8. 28 
und p. 695 im legten Abſatz. 


$. 32. Bekanntmachung der Königl, Kreisregierung vom 185. 
April 1839, Amtsbl. M 20, p. 185, die Vertheilung der Forfiftraf- 
gelver in der Pfalz, resp. die aus denſelben zu beftreitenden Koften betr, 

Seine Majeftät der König haben unterm 31. v. DM. allergnädigft zu 
verorbnen gerupt, daß aus den in einem Kanton erhobenen Gelbfirafen für 
verübie Forfifrevel, vor Allem nur bie Vollzugskoſten der in diefem Kanton 
gegen Forfifrevel ausgefprochenen Gefängnißftrafen befiritten werben, und da⸗ 
‚gegen ber ſich nad Abzug diefer Koſten entziffernde Ueberſchuß oder Reinertrag 
ungelhwälert den fämmtlichen Gemeinden diefes Kantons zu dem im dritten 
Abſatze des Art, 4 des Forfiftrafgefeßes vom 28. Dezember 1831 beftimmten 
Zwede, und zwar namentlich auch dann zugewendet werde, wenn etwa in an» 
deren Kantonen die Bollzugstoften der zuerfannten Gefängnißfirafen durch den 
Ertrag ber Geldfirafen nicht gededt werden, wo fobann in biefen Kantonen 
der Minderbetrag vorfohriftmäßig auf die Pofition des Kreisetats für Gefäng- 
nißkoſten zu übernehmen if. 

Diefer allerhöchſten Berorbnung zu Folge werben bie Borfchüffe, welche 

44 * 
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von einzelnen —— an andere gemacht wurden, jenen dem⸗ 
nächſt erſetzt werden. 

— Die geſetzliche Aſſiſtenz der Ortspolizeibehörde bei Hausſuch— 
ungen des Forſtperſonals betr., ſiehe 1. Buch, $. 169. 

F. 33. Verfügung der Königl, Kreisregierung vom 4. April 
1840, Amtsbl. Ma 19, p. 98, den Bollzug der Leibeshaft als Exe— 
futionsmittel gegen Forſtfrevler betr. 

Es iſt vorgelommen, daß Einnehmer die Abführung von Forfifreviern resp. 
Debenten, welche entweder bei ihrer Berbaftung durch die Königl. Gendarmerie 
oder unmittelbar darauf bezablen, in das Kantonggefängniß fordern, um bie 
durch den $. 31 der Bollzugsinftrultion vom 13. Zunt 1832 vorgefchriebene 
Beftätigung des Königl. Friedensrichters bezüglich der liquidirten Verhaftsge⸗ 
büpren zu erhalten. Diefes Verfahren fann nicht gebilligt werben, widerſtrei⸗ 
tet auch dem Geifte des Forfiftrafgefeßes und den Vollzugsbeſtimmungen hier 
über, namentlich jener vom 21. September 1833, Amtsbl. S. 394. Dasfelbe 
wird daher für die Zufunft abgeftellt; zugleich werben deßhalb folgende Beftim- 
mungen getroffen: 

1. Wenn auch gegen einen Forfifirafpebenten nach Art. 82 des Forftfiraf- 
gefebes die Körperliche Haft als Exekutionsmittel ergriffen und ihm der vom 
Königl. Friedensrichter exekutoriſch erklärte Haftsbefehl von der Königl. Gen- 
darmerie zugeftellt worben ift, fo kann derſelbe gleihwohl ber Verhaftung und 
Abführung in das Gefängniß entweder durch Zahlung feiner Schuldigkeit, ein- 
fchlüffig der Verhaftsgebühr, oder durch Stellung einer annehmbaren Bürgſchaft 
biefür, entgehen. 

2. Zahlung oder Bürgfhaft kann auch durch Dritte gefchehen; weist fih 
ber zu verhaftende Debent hierüber bei der Gendarmerie durch die Befcheinig- 
ung des Einnehmers ſchriftlich aus, fo foll feine — von derſelben un- 
terlaffen werben. 

3. Berlangt der verbaftete Debent feine Saridigreit vor der Abführung 
ind Kantondgefängniß zu berichtigen, fo ift er von der Gendarmerie blos dem 
Einnehmer vorzuführen, welcher ohne Zögerung bie Zahlung anzunehmen und 
den Debenten wieder frei zu geben hat. 

4. In allen dieſen Fällen hat der Einnehmer bie gefeßlichen Berbaftsge 
bühren der Königl. Genbarmerie fogleich mitzuerheben, oder mitverbürgen zu 
lofien. Die Hinauszahlung diefer Gebühren darf ohne friedensrichterliche Be 
Rätigung gefchehen, ift jedoch auf den Haftbefehlen von den Empfängern be 
foheinigen zu laffen und zur Rechnung gehörig nachzuweiſen. 


— Stempel: und Einregiftrirfreiheit der Forftftrafurtheils-Ertrafte, 
welche zu Arreftanlegungen gebraucht werden, Amtsbl. M 19 vom 
Jahre 1840, p. 98, ſiehe Stempel und Einregiftrirung, $. 110. 
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$. 34. Ein Kaffationsurtheil vom 15. Januar 1810 bezüglich 
ber Anwendung des Art, 38 dee Forſtſtrafgeſetzes, ſiehe Amtsbl. M 
24 vom Jahre 1840, p. 142. 


F. 35. Verfügung der Königl. Kreisregierung vom 3. Dezem: 
ber 1840, Amtsbl. M 73, p. 462, die Forſtſtrafrechnungen betr., 
ceffirt fiehe unten p. 696 im Abfchnitt ad $. 61. 

— Die Gebühren der Ortsvorflände für die Affiftenzleiftungen 
bei Hausjuhungen zu Entdeckung der Forfifrevel, fiche 1. Buch, $. 170. 

— Befanntmahung der Königl. Kreisregierung vom 3. Januar 
1841, Amtsbl. M 2, p. 13, die Behandlung der Strafnachlaßgeſuche 
in Forſtſtrafſachen betr., ſiehe 2. Buch, $. 68. 


F. 36. Berfügung der Königl. Kreisregierung vom 8. Zuli 
ısaı, Amtöbl. M 46, p. 378, die GSignifizirung der Kontumazial: 
urtheile in Forfiftraffachen betr. — 

Im Benehmen mit dem Königl, Generalflaatsprofurator wird bezüglich 
der Signifizirung der Kontumaztalurtpeile — vid. Art. 81 des Forfiftrafgefeßes 
vom 28. Dezember 1831 und $. 25 der Inftruftion vom 13. Juni 1832 — 
zur künftigen Darnachachtung von Seite der mit der Forſtſtrafenperzeption be⸗ 
auftragten Organe Folgendes bekannt gemacht: 

1. Die Signifizirung der Kontumazialurtheile, welche in Forſtfrevelſachen 
Gefängnißſtrafen verhängen, werden in Gemäßheit höchſter Minifterialentfchließ- 
ung vom 22. September 1840 nunmehr auf Betreiben der Königl. Friedens⸗ 
richter ſowohl wegen dieſer Gefängnißftrafen, als der damit erfolgten Pekunial- 
verurtheilungen durch die Forfigerichtsboteu fignifizirt, um den Bollzug zu be 
fpleunigen. Die Gerichtsſchrelber haben au dad Datum diefer Stgnifizirung 
in den den Einnehmern Behufs der Perzeption zuguftellenden Urtheilsextrakten 
anzugeben, ohne jedoch hiedurd den 14tägigen Termin, innerhalb welchem dieſe 
dem Einnehmer zukommen müffen, überfchreiten zu dürfen. 

2. Die Kontumazialurtpeile, in welchen nur Pefunialverurtheilungen an 
Strafen, Berthserfäßen und Gerichtskoſten ꝛc. ausgeſprochen find, bedürfen der 
förmlichen Signifizirung dagegen gar nicht, weil diefe nach Artikel 72 und 81 
bes allegirten Forfifirafgefeßes durch die vom Forfigerichtsboten — in Folge der 
Zuftelung des Zahlbefehls — ftatt findende Benachrichtigung der Kontumazial- 
verurtheilung erfeßt wird. Die Einnehmer haben demnach die durch $. 25, 
AS 2 der angezogenen Inftruftion angeordnete Signifizirung EN au unter- 
laffen. 

$. 37. Verfügung der Königl, Kreisregierung vom 16. Sep- 


tember 1842, Amtsbl. M 61, p. 501, den Bollzug des Forfiftrafge- 
ſetzes betr. 
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Durch höchſte Entfchließung vom 2,9. Zuli I. 3. wurde bezüglich ver 
Forfifirafen und Accefforien die Verrechnung den Königl. Rentämtern übertragen, 
die Hebgebühr der Einnehmer erhöht, und die Mitwirkung der Armenpflegichaite- 
räthe bei Ausftellung der Armuthszeugniffe Behufs der Niederſchlagung anges 
oronet. Hienach werden die Königl. Landeommiffariate der in den Wirkungstreis 
der Königl. Regierungs-Finanzkammer zurüdfehrenden Auffiht und Leitung 
der Forfiftrafen-Perzeption und Verrechnung enthoben, und es treten mit 1. Dftober 
1842 folgende Modifikationen an der Bollzugs-Inftruftion vom 13. Juni 1832, 
Amtsblatt AS 40, ein. 

Ad $$. 22 et 25. 

Die Urtheilsauszüge, in denen künftig die Gerichtsfchreiber bei der Rubrit 
4 die Eigenfchaft des Forfifrevels mit anzugeben haben, find von venfelben ven 
Königl. Rentämtern unmittelbar zuzuftellen. Diefe tragen dad Summarium 
eines jeden Auszuges auf die Strafen- Soll» Zufammenftellung in der Art über, 
daß unter einer befonbern Abtheilung jedem Einnehmer ein Konto eröffnet wird, 
und fenden ihn, verfehen mit der rentamtlichen Beftätigung der Soll « Bormerkung, 
dem betreffenden Gemeinde» Einnehmer ohne Berzug zur Erhebung zu. 

ad $. 23. 

Die Einfendung eines Urtheild- Auszuges an die Königl. Regierungs-Finany- 
Kammer über die Werthe- und Schavenserfäte des Aerars, dann Gerichtsfoften 
findet nicht mehr ſtatt. Hienach ceffirt auch die Anorbnung vom 24. Februar 
1839, Amtsblatt A6 13. 

ad $$. 27, 38, 29, 30, 31 et 32. 

Die aus dem Forfiftraffonde vorzulegenden Gefängnißkoften werben von ber 
Königl. Regierung, Kammer des Innern, regulirt, in gefonderten, nach Ein 
nahmsbezirken in duplo angefertigten Berzeichniffen wie die übrigen Kantonal- 
Gefängnißkoſten Tiquidirt, von den Königl. Landkommiſſariaten beftätigt, ven 
Königl. Rentämtern übergeben und SKönigl. Regierungs- Finanzlammer zur 
Prüfung und Mandatirung durch die Königl. Rentämter quartaliter vorgelegt. 
Die Auszahlung und Verrechnung dieſer Koſten fowohl ald der Berhafte- und 
Geleitgebühren der Königl. Gendarmerie gefchieht nach Umfluß eines jeden Mo- 
nats von den Königl. Rentämtern, die Rücderhebung von den Sträflingen aber 
durch die betreffenden Gemeinde. Einnehmer. Die Königl. Nentämter haben fomt 
die individuellen Koftenverzeichniffe im Solle vorzumerfen und ven Einnehmern 
zur Rüderhebung zuzuftellen. 

ad $$. 34, 36, 37 et 38, 

Die Anwendung der körperlichen Haft als Erekutiongmittel ift unter Beob⸗ 
achtung der inftruftiven Borfchriften vom 21. September 1838, Amtsblatt 6 49, 
22. November 1839, A6 4962 Z. und 4. April 1840, Amtsblatt as 19, von 
ven Königl, Rentämtern innerhalb. ver. gefeßlichen Grenzen zu provoziren; dir 
Ermächtigung der Königl. Landtommiffariate dazu wird demnach nicht mehr 
erfordert. 
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Das Nämlihe gilt hinſichtlich der Mobiliar -Erekution, welche übrigens nur 
da angewendet werben fol, wo fie voraugfichilich Erfolg hat, und bezüglich 
der dur die Inftruftion vom 21. September 1838, Amtsblatt Ar 49, ger 
gebenen Befugniß zur Friftenbemwilligung. 

ad $$. 39, 40, 41 et 65. 

Neben der Befheinigung der Ortsbehörden zu den Nieverfchlagungstiften 
zahlungsunfähiger Forftftrafvebenten muß vom Cinnehmer auch jene des Lofal- 
armenpflegfchaftsrathes erholt werden. Sind unter den niederzuſchlagenden Be- 
trägen Werths⸗ und Schavenserfäße von Gemeinden und Stiftungen begriffen, 
dann hat deshalb auch das Königl. Landkommiſſariat dazu feine Erinnerung ab- 
zugeben. Die alfo beftätigten Nieverfehlagungstiften hat der Gemeinde-Einnehmer 
dem Königl. Rentamte zuzuftellen, um die Genehmigung der Königl. Regierungs- 
Finanzkammer dafür zu erwirfen und bie Rechnung damit zu belegen. 

Es wird ausbrüdlich beftimmt, daß die Nieverfehlagung ver Geloftrafen und 
Accefforien von Debenten, welche nicht zu ven Nothfrevlern zu zählen find, nur 
dann beantragt umd genehmigt werben folle, wenn fich der Einnehmer zur Nie- 
derſchlagungsliſte über die rechtzeitige Durchführung ver Erefution ausgewiefen 
bat. In diefer Lifte, und zwar bei der Rubrik „Datum ver Urtheile“ fol darum 
auch nah Inhalt des Urtheils⸗Auszuges die Eigenſchaſt der beftraften Frevel 
eingeführt werben. 

ad $$. 46, 47, 48, 49, 50, 51, 52, 57, 58. 

Die von den Gemeinde - Einnehmern erhobenen Forfiftrafen und Accefforien 
find mit Ausnahme der Schadens» und Wertberfäße der Gemeinden, Stiftungen 
und Privaten, und ver zurüderhobenen Exekutionskoſten, an die einfchlägigen 
Königl. Rentämter nach Abzug ihrer Remiſen abzuliefern. Diefe Ablieferung 
hat unter Beobachtung der Vorſchrift vom 3. Dezember 1840, Amtsblatt Seite 
462, von tenienigen Einnehmern, welche zugleich Steuer-Einnehmer find over am 
Sitze des Rentamtes wohnen, mit Ablauf eines jeden Monats, von ven übrigen 
aber quartaliter zu gefchehen, und muß mit einem fummarifchen Ausweife 
des Perceptionsfiandes des Journalabſchluſſes, des abauliefernden Betrages 
und der Münzforten begleitet werben. Auch find damit bie Quittungen 
über die von den Einnehmern unmittelbar hinausbezahlten Schadens» und 
Werthserfäße der Gemeinden, Stiftungen und Privaten und über die zurüds» 
erhobenen Exekutionskoſten Behufs der Rechnungspurdhführung den Königl. 
Rentämtern auszuhändigen. 

Bon drei zu drei Monaten, und auferbem fo oft es verlangt wird, müflen 
die Einnehmer ihre Driginalerhebungsbofumente den Königl. Rentämtern vor« 
legen, bamit diefe von dem Gange und Stande der Perception genaue Einficht 
nehmen, und, zur Befeitigung eigener Berantwortlichleit, gegebenen Falles durch 
geeignetes Einfchreiten nachtfeilige Verzögerungen zeitig entfernen. Durch diefe 
Beſtimmungen find jene vom 24. Februar 1829 — Art. 4, 5, 6 und 7 — 
(Amtobl. A 13) außer Wirkfamfeit gefegt. 
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Die Königl. Rentämter vereinnahmen die an fie abgelieferten Beträge im 
Spezialjournale für die Strafen und Accefforien unter einer befonbern Ab» 
teilung, und befireiten daraus die auf dem Forſtſtraffonde haftenden Ausgaben. 

ad $$. 53, 54 et 55. 

Die Verwendung der Kantonalüberfhüfle an Forfifirafen nach Art. 4 des 
Sorfiftrafgebes vom 31. Dezember 1831 und der Bollzugsbefiimmungen hiezu 
vom 12. u. 28. Februar 1835 — Amtsbl. ©. 125 u. 154, 14. Auguft 1836 — 
YAmtsbl. S. 452 — und 31. März 1839 — Amtsbl. S. 185 — bleibt in der 
Kompetenz der Königl. Landlommiffariate ; die Königl. Rentämter haben deren 
‚Anwelfungen innerhalb der rechnungsmäßigen Ueberfchüffe des verfloffenen Rech⸗ 
nungsjahres zu bonoriren, denſelben auch unmittelbar nach der Rechnungd- 
aufftelung den Stand der zur Berwendung verbleibenden Ueberſchüſſe fchrift- 
lich mitzutheilen. 

ad $. 60. 

Die dem Forfifiraffond zur Laſt bleibenden Exekutionskoſten find der Prüf 
ung und Anweifung Königl. Regierungs⸗Finanzkammer gleichfalls unterworfen. 
ad $, 61. 

Die Remifen der Einnehmer für die Elementarperception der Forfifirafen 
und Accefforien find feſtgeſetzt: auf fünf Prozente vom erfien Viertel ihrer Ge- 
fammtjahreseinnapme, auf ſechs Prozente vom zweiten und auf act Prozente 
vom dritten und letzten. Bon den Werth» und Schadenderfäßen der Gemein- 
den, Stiftungen und Privaten, welche zu diefer Gefammtjahreseinnahme night 
zu rechnen find, beiragen die beider Hinauszahlung abzuziehenden Remifen 
fünf Prozente. 

Die Königl, Rentbeamten und Domäneninfpeltoren haben von der red 
nungsmäßigen Einnahme, jedoch nach Abzug der Durchführungspoſten an Re- 
mifen der Einnepmer, zurüderhobenen Eretutionstoften und Werths⸗ und Scha⸗ 
denserſätzen der Gemeinden, Stiftungen und Privaten, ihre regulativmäßigen 
Remifen zu Itquidiren und zu verausgaben. 

ad $$. 64, 67 et 68, 

Die Einnefmer find von der Stellung ber Jahresrechnungen über bie 
Forfiftrafen und Accefforien entbunden und die Königl. Rentämter damit be 
auftragt, jedoch mit der Mopifitation, daß künftig nunmehr für einen jeden 
Kanton eine Forfifirafenrehnung geftellt wird. 

Zu bdiefer Rechnung find, bis der gebrudte Borrath erfchöpft feyn wird, 
die bisherigen Formulare der Spezial» und KRantonalrehnung zu gebrauchen, 
wornach alfo die rentamtliche Kantonalrechnung in zwei Hauptipeile zerfällt. 

Die Königl, Rentämter haben in ihrem Hauptbuche für die Einnahmen 
und Ausgaben der Forfifiraffonds bie betreffenden Konti zu eröffnen und bezüg⸗ 
lich der Verbuchung wie bei den attribuirten Strafen zu verfahren. 

ad $$. 65 et 70, 
Die Urtpellseinweifungen und die Solleinnapmen zu den rentamtlichen 
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Forſtſtrafrechnungen werden von den König. Domäneninfpeltoren auf biefelbe 
Weiſe verifiyirt und konſtatirt, wie bei den übrigen Polizeiſtrafen. Nach 
beendigter Perception find die Urtheilsauszüge von den Einnehmern ben Königl. 
Rentämtern zur Aufbewahrung auszuhändigen. 

Die jährlihen Nachweife der Ausflände an Forfifirafen und Acceflorien, in 
denen bei der Rubrik für Bemerkungen die Perceptionsfchritte und die Urſachen 
der Ausftände individuell anzugeben find, haben fernerhin die Einnehmer an- 
- zufertigen und mit der Ablieferung pro September eines jeden Jahres den 
Königl. Rentämtern zur Benüßung bei der Nechnungsftellung nnd Belegung 
zu übergeben. 

ad $$. 66, 68 et 69, 

Die rentamtlihen Kantonal⸗Forſtſtrafrechnungen werden gleichzeitig mit ben 
übrigen Zahresrechnungen der Königl. Rentämter zur Prüfung und Befcheidung 
an die Königl. Regierungs-Finanzfammer in duplo eingefendet. 

Schlußbeſtimmung. 

a) Die Einnehmer haben den Königl. Rentämtern bis 1. November 1842 
die von den Königl. Yandlommiffariaten geprüften und genehmigten Aus— 
flandsverzeichniffe an Forſtſtrafen und Accefiorien zur Sollvormerkung vor⸗ 
zulegen und bis dahin ihre Forfiſtrafrechnungen pro 18*1/,, dem Königl. Lande 
tommifiarlate zur Prüfung und Abfchliefung, welche bis Ende Dezember 1842 
vollzogen feyn follen, zu übergeben. Auch die Kantonal-Forfiftrafrechner follen 
bis dahin ihr Rechnungswelen fehließen und die Altivbeſtände an die Königl, 
Rentämter abliefern. 

b) Die abgefgloffenen Rechnungen pro 18%1/,, find den Königl, Rentäm- 
tern zur Benüßung bei der Rechnungsftellung feiner Zeit zu übergeben. 

c) Die Juftruktion vom 13. Juni 1832 mit ihren Nachträgen ift ferner 
fomweit maaßgebend, als fie durch vorflehende Befimmungen nicht modifizirt 
wurde. Die Königl. Landkommiſſariate haben darum den Königl. Rentämtern 
die durch das Amtsblatt nicht ausgefchriebenen generellen Verfügungen über 
die Forfiftrafperception und Berrechnung zu extradiren. 


$. 38. Berfügung der Königl. Regierungs - Finanzfammer vom 
19. Dezember 1812, Amtsbl. M 82, p. 684, die Drudformularien 
und Regifter für den Dienft der Forfifirafperception betr. 


Nachdem die Forfiftrafperception mit 182243 den Königl. Rentämtern durch 
die Bollzugsorbnung vom 16. September I. 3. übertragen worden ifl, fo wird 
binfichtlich der Drudformularien für den Dienft des Forfiftrafiwelens überhaupt 
befimmt , daß diefelben Fünftig nunmehr von den Königl. Rentämtern beim 
Königl. Stempelamte unmittelbar beflellt und bezogen werden follen. Die mit 
dem Bollzuge des Forfifirafgefehes beauftragten Organe haben demnach mit 
alleiniger Ausnahme der Königl. Borflämier, welche auch fernerpin jene Drud- 
fachen mit den übrigen ihres Dienfles vom Königl. Stempelamte unmittelbar 
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beziehen tönnen, die benötpigten Drudformularien lediglich von den Königl. 
Rentämtern ihrer Bezirke zu verlangen und zu erhalten. 

Die Beftellungen der Druckſachen find übrigens fo einzurichten, daß dadurch 
der Bedarf wenigſtens auf ein Jahr vom Königl. Stempelamte auf einmal 
gedruckt und die Berfendung zwedmäßig vereinfacht wird, 


— Raffationsurtheil vom 17. Auguft 1842, bezüglich der Forft- 
frevel in einem gemeinfchaftlihen Walde, durd) einen Miteigentpümer 
verübt, fiehe 2. Buch, $. 39. 

$. 39. Kaffationsgerichtsurtheil vom 17. Auguft 1843, die Straf: 
barfeit des Streurechens in nicht geöffneten Diftriften, fiehe Amtsbl. 
M 53 vom Jahre 1843, p. 486. 


$. 40. Am Schluſſe diefes Titeld wird noch der Verfügung der 
Negierungs » Finanzfammer vom 30. Januar 1840, Amtsbl, Mr 8, 
p. 43, erwähnt, woburd die Forftämter angewiefen wurden, allen 
Holzkäufern aus Staatsforften bei den BVerfleigerungen und fonftigen 
Abgaben regelmäßig die Bedingung zu flellen, daß dieſelben fi) zur 
Bezeichnung ihrer aus Staatöforften zu erwerbenden Hölzer, eines 
Waldeiſens nicht bedienen dürfen, welches mit einem Rande verfehen 
ift, bei Strafe von fünfzehn Gulden für den Zuwiderhandlungsfall. 


Zum vierten Titel, 
Torfftedereien 
5. Dand, p. 139, 


$. 41. Verfügung der Königl. Kreisregierung vom 5. März 
1841, Amtsbl. M 20, p. 176, die Torfftechereien betr, 

In Anbetracht der Anftände, welche fi über den Bollzug bes Art. 85 des 
Gefeßes vom 21. April 1810 und der allgemeinen Ausfchreibung vom 19. Oc- 
tober 1838 (Amtsbl, As 56) ergeben haben, und in ber Abflcht, fowohl bie 
Anordnung der dem gefeßlichen Zwecke entfprechenden Maafregeln bezüglich der 
Behandlung der Torffliche zu fichern, als auch den im allgemeinen Intereſſe fo 
wichtigen Betrieb des Torffiiches möglich zu befördern, hat fi die unterfer- 
tigte Stelle veranlaßt gefunden zu verfügen, was folgt: 

1. Die Berwaltung fämmtliher Zorfflechereien in der Pfalz bleibt, wie 
bereit8 von der ehemaligen gemeinfhaftlichen Landesabminiftration durch Ent- 
ſchließung vom 18. April 1816 verfügt worben if, der Königl. Forfiverwaltung 
übertragen. 

2. Die gefeglich vorgefchriebenen Deklarationen der Gemeinden und Pri- 
daten, welche ihr Eigentpum zum Zorfflihe au benügen beabfidhtigen, müffen 
möglihft genaue Angaben enthalten: 

a) über den Ort und Difteift, woſelbſt der Torf geflochen werden foll, 
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b) den Inhalt der Oberfläche in Hectaren und Aren, 

c) über die Qualität und Mächtigkeit der Zorfbänte, 

d) über den beabfichtigten Zwed der Torfausbeutung, und 

e) über. die Art und Weife des beabfichtigten Betriebes, d. h. den Ber 
triebsplan, 

3. Die Königl. Landlommiffariate haben die obige Angaden enthaltenden 
Deklarationen dem einfhlägigen Königl, Forſtamte zur Prüfung und Begut- 
achtung zuguftellen, ob: 

1. nach der Beſchaffenheit des betreffenden Torfftichbetriebes überhaupt pin- 
reichende Urfache vorhanden ſey, für denfelben in Anwendung bes angeführten 
Gefeßes reglementäre Borfchriften zu ertheilen, oder ob vielmehr auf bie ge- 
machten Angaben hin der Torfſtich unbedenklich geftattet werben könne; 

2. ob es nicht zweckmäßig fey, für die im Zufammenpange flehenden, oder 
in gleicher Lage befindlichen Torfſtiche der Deklaranten gemeinfame Borfhriften 
über die Anlage und Behanblungsweife derfelben zu ermitteln und feſtzuſetzen; 

3. welche allgemeine oder fpezielle Vorfchriften zur Erreichung des geſetz⸗ 
lichen Zwedes notpwendig oder ſachdienlich erachtet werben. . 

4. Bezüglich der fanitätspolizeilichen Rüdfichten und der hiedurch gebo- 
tenen Maaßregeln ift auch mit den betreffenden Kantonsphyfifaten geeignetes 
Benehmen zu pflegen. 

5. Auf diefe Gutachten hin haben die Königl. Landkommiſſariate die nad» 
gefuchten Authorifationen kompetenzmäßig entweder ohne Weiters zu ertheilen, 
oder Berwaltungsreglements zu erlaffen, nach welchen ſich die Betpeiligten bei 
dem Betriebe ihrer Torfflihe unter Vermeidung der im Geſetze angedrohten 
Einfchreitung zu achten haben. 

Wenn es fih von der Benüßung von Torflagern handelt, weiche ſich zu— 
fammenhängend über mehrere Landkommiſſariats⸗- oder Forflamtsbezirke er- 
fireden, fo if geeignetes Benehmen zwifchen den betreffenden Behörden zu pfle- 
gen und die Genehmigung der unterfertigten Stelle für die feflzufeßenden Ne- 
glements durch gutachtlihe Borlage zu veranlaflen. 


6. Wird in einer Gemeinde der Torfflih von mehreren Privaten beirieben 
und erfcheint demgemäß die Ausführung gemeinfchaftlicder Arbeiten, wie Anleg- 
ung von Hauptabzugsgräben, notpwendig, fo werben bie Koflen nah Maaf- 
gabe des Art. VI. des Umlagengefehes vom 17. November 1837 von den Be- 
theifigten gemeinfchaftlich getragen, und es können, gleihwie bei den Wieſen⸗ 
wäfferungen, befondere Individuen beſtellt werben, welche über die Herfiellung 
und Unterhaltung der Behufs der Torfftihe notwendigen gemeinfamen Arbei- 
ten zu wachen haben. 


F. 42. Inſtruktion der Regierungs-Finanzfammer vom 15. April 
1842, Amtsbl. M 38,‘ p. 281, für die Auffeher und Arbeiter in Torf: 
gebrüchen betr. 
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I. Allgemeine Beſtimmungen. 

$. 1. Die Zorfarbeiter und Torfauffeher fliehen unter ber unmittelbaren 
- Aufficht und“ Leitung des Lokalforfiperfonals und haben den Anordnungen des⸗ 
felben in Allem, was bie Ausführung der Zorfftecherelen betrifft, firenge Folge 
zu leiften. 

Da die Torfauffeher in dem Auftrage des NRevierförfters, oder des denſel⸗ 
ben erfeßenden Forfiwärters oder Forfigehülfen handeln und ihnen in Abwefen- 
beit des Forfiperfonals die Aufficht übertragen ift; fo haben die ZTorfarbeiter 
id genen ihre Unterweifungen und Anordnungen nicht minder folgfam zu be» 
zeigen. Wegen allenfalls erfahrenen Unrechtes oder Kränkung haben fich bie 
Zorfarbeiter an bie beireffenden Königl. NRevierförfter oder unmittelbar an bas 
Königl. Forftamt zu wenden, | 

$. 2. Zorfarbeiter, welche weder Arbeitsgefhid noch Folgſamkeit an den 
Zag geben, oder fich fonft gegen das Auffichtsperfonal ungebührlich betragen, 
follen fogleih aus der Arbeit gemwiefen werden, und iſt fofort diefe auf ihre 
Koften vollführen zu laſſen. Die Ausweifung fleht dem Königl. Forftamte zu, 
in Fällen wo jedoch Gefahr auf dem Verzuge haftet, kann dies auch durch ben 
Königl. Revierförfter gefchehen, vorbehaltlich darüber dem Königl. Forflamte 
fogleich eine Anzeige zu erflatten. 

UI. Annahme der Zorfarbeiter. 

Jede in der Zorfftecherei erfahrene oder dazu befähigte und Lörperlich hin- 
länglih Fräftige Mannsperfon wird zu den Zorfarbeiten zugelaffen. Im 
Reichswaldgebrüche bei Kaiferslautern ift den Einwohnern der zur NReichewald- 
genoffenfchaft gehörigen Gemeinden dabei in fofern der Vorzug eingeräumt, 
als ſich mehr als die erforderliche Anzahl melden follte. 

Ausgefchloffen können aber von diefen Arbeiten alle Jene bleiben, welche 
wegen ungebüdrliden Benehmens gegen die Auffihtsbeamten, wegen Unfolg- 
famfeit und gefliffentlicher Verlegung ihrer Obliggenbeiten bereits ſchon einmal 
ausgewielen wurden, oder von der Arbeit, ohne diefelbe zu beendigen , ſchon 
einmal audgeftanden waren. 

Die Annahme von Weibsperfonen ald Torfarbeiter fann nur in einzelnen 
von dem Königl. Forftamte zu bezeichnenden Fällen flattfinden. Dagegen if 
geftattet, daß Weiber, Kinder und Gefinde den einentlihen ZTorfarbeitern bei 
bem Rüden des Torfes, bei dem ZTrodnen und Auffeßen, ſowie bei andern 
vortommenden Nebenarbeiten an die Dand gehen; jedoch immer nur in Gegen 
wart der eigentlichen Arbeiter. Die Torfarbeiter find für diefe ifre Angehörigen 
und ihr Betragen nah Maafgabe des Art. 14 des Forfiftrafgefeßes civilver⸗ 
antwortlich. 

$. 3. Wer als Torfarbeiter angeftellt werden will, muß fi vor bem 
jährlichen Beginnen der Arbeiten anmelden. Nachher kann das Königl. Forft- 
amt, resp. der einſchlägige Königl. Revierförfter jedes Anerbieten abweifen. 

Ale von dem Kömigl. Forflamte angenommenen Arbeiter haben ihren 
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Beitritt zu dem alljährlich abzuhaltenden Arbeitd-Bergebungsprotofoll zu er⸗ 
Hären und dasfelbe zu unterfchreiben. 

Gegenwärtige Inftruftion, welche ſämmtlichen Arbeitern vor der Verakkor⸗ 
dirung vorzulefen ift, gilt allzeit ald ein ergängender Theil des Bergebungs» 
protofolls ; fo daß ſich die Arbeiter dur ihre Beitrittserflärung zu jenem Pro 
tofoll allen in diefer Infiruftioy enthaltenen Vorſchriften und Strafbeftiimmungen 
als Folge eines eingegangenen Vertrages unterziehen, unbefchadet der Befim- 
mungen bed Art. 35 des Forfiftrafgefeßes, welche auf die Torfarbeiter immer- 
bin Anwendung finden, 

Uebrigens find jene Arbeiter, welde in einem Stiche zufammen arbeiten 
(ein Torfſtück gemeinfchaftlih abſtechen, eine Rotte bilden) in Kontraventiong- 
fällen unter ſich folidarifch verantwortlich und haftbar, wenn der Thäter nicht 
follte fpeziell ausgemittelt werben können, 

IH. Anordnung und Berthpeilung der Arbeiten. 

$. 4. Kein Zorfarbeiter darf fih nad eigenem Gutbefinden in die Torf- 
arbeit einftellen; feine Arbeit würde als nicht geſchehen betrachtet und nicht 
ausgelöbnt, und je nach Umfländen au der Art. 39 des Forſtſtrafgeſetzes gegen 
benfelben angewendet werben, 

-Der Königl. Revierförfer oder der von ihm hiezu Beauftragte ſteckt die in 
jedem Zorffelde abzubauende Strede in möglihft langen geraden Linien recht⸗ 
winklicht ab, gibt ihr eine bleibende, volllommen kenntliche Gränzbezeichnung 
durch Pfähle oder Gräben, und vertpeilt diefelbe in die einzelnen Torfftüde, 
welche an die Arbeiter fodann Durch das 2008 vertheilt werben, 

Dem Königl, Forſtamte, resp. dem Königl. Revierförfter ſteht es zu, das 
Torffeld zu beflimmen, in welchem die Arbeiter verwendet werden follen. Neben 
den Rüdfihten auf den Stechereibetrieb felbft, iſt bei diefer Beſtimmung noch 
auf den Wohnort der Arbeiter alle thunliche und billige Nüdficht zu nehmen, 
Ueberſchreitungen des ZTorfflüdes, welches den Arbeitern durch das Loos zuge⸗ 
fallen iſt, ſind bei Verluſt des dadurch gemachten Arbeitsverdienſtes verboten. 

$. 5. In der Regel follen 3 Arbeiter in einem Torftheile zuſammen ars 
beiten, und dieſe Arbeitsrotten follen fchon vor der Berloofung gebildet, und 
wie dies geſchehen, dem Zorfauffeher resp. dem Revierförſter zur Anzeige ge- 
bracht werben, damit die Berloofung hienach eingeleitet werden kann. 

Nur mit ausdrüdliher Bewilligung des betreffenden Königl. Revierförfters 
resp. bed Forftamtes dürfen blos zwei Mann eine Rotte bilden; in feinem 
Balle darf jedoch dadurch die Arbeit verzögert werden, 

$. 6. Das König. Forftamt, resp. der Königl. Revierförfter wird die 
Beftimmung treffen, ob der Abraum als Streumaterial benüßt, oder in ven 
Untergrund bes Zorffeldes geworfen werden ſoll. In beiden Fällen darf brauch- 
barer Zorf, wenn auch nur von geringer Qualität, nicht verborben werben. 
In Zorffeldern, wo alte Torflöcher oder fonflige, dem Rüden und Trocknen 
des Torfes hinderlihe Unebenheiten vortommen, müſſen biefe, wenn es nicht 
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fhon vorher durch die Streuempfänger gefrhehen wäre, von ben Rotten in ben 
ihren Zorftheilen entfprechenden Lagen fo weit eingeebnet und gereinigt wer⸗ 
den, als zunächſt Land zum Trodnen bes Torfes erforderlich if. 

$. 7. In Feldern, wo ber Torf hoch anfteht, und wo die Arbeiten mit 
größerer Befchwerlichkeit verbunden find, wird der König. Revierförfter beftim- 
men, ob nicht die Torfftüde in doppelten Abbau abzuflechen feyen. 

$. 8. Die Arbeiter find gehalten, fih mit ſtarken fcharfen Werkzeugen, 
namentlich mit guten Stech⸗ und Auflegeifen, dann mit einem Stechbrett und 
Auflegbreit zu verfehen. 

$. 9. Der Zorfftich fol jährlid am 15. April, bei ganz ſchlechtem Wet 
ter längftens bis 1. Mai beginnen und muß längftens bis zum 15. Juli been⸗ 
diget feyn. Die vollyähligen Rotten müflen am Tage des Beginnens an bie 
Arbeit treten und biefelbe ununterbrochen fortfeßen. 

Statt derjenigen, welche in der beften Stichzeit, d. h. in den Monaten 
April und Mat mit iprer Arbeit zurüdbleiben, welche überhaupt dann nicht fer- 
tig werben können, oder welche gar längere Zeit von der Arbeit aushleiben, 
können und follen vom Königl. Revierförfter andere Arbeiter angeſtellt, und 
diefe, foweit e8 erforderlich, auf Koflen der Säumigen bezahlt werben, 

Ausgemwiefenen Arbeitern wird für die von denfelben nachher noch zu fr 
ende Torfmaſſe kein Lohn ausbezaplt. " 
$. 10. Da wo den Theerofenpächtern geftattet iſt fih die in ben Zorfla- 

gern ausgefiochenen Kienſtöcke auszuſuchen und zuzurichten, dürfen dieſelben 
jedoch den Torfſtechereibetrieb auf feine Weife flören, oder gar die Torfbänke 
durch Ausgraben ber Stöde befichädigen, und dadurch den Torf verderben. 
IV. Obliegenpeiten der Torfarbeiter. — 
$. 11. Die Größe der Torfkaͤſe bleibt, bis nicht Anderes beſtimmt wird, 
auf 10 bayerifche Dezimalzolle Länge und 5 Zoll Dide und Breite fefgefeßt. 
Die Torfarbeiter find verbunden, bei dem Stechen fich möglich genau an bie 
fes Maaß zu Halten und die Torfläfe regelmäßig vierfantig und unzerbrochen 
aus der Bank zu bringen. 

Für Torffäfe, welche zu Hein und zu unregelmäßig geftochen , ohne Roth 
und zur Ungebühr zerbrochen wären, wird Bein Lohn verabreicht. 

$. 12. Der Brodeltorf und derjenige, welcher den Stich nicht aushält, 
fol, wenn das Königl. Forſtamt es beftimmt, im YUntergrunde auf eigene Hau 
fen geichafft werben, um ihm eine entfprechende Bearbeitung und Verwendung 
zu geben, worüber befondere Borfchriften erfolgen, 

$. 13. Die Torfarbeiter find firenge gehalten, den Torf bis auf bie 
Sohle auszuftehen ; wenn der Torf unter Wafler anfteht, und deßhalb nid 
vollends ausgeftochen werden könnte, fo haben die Arbeiter davon fogleih An 
zeige zu erflatten, damit wo möglich die nöthigen Anftalten zur Entwäflerung 
ſogleich getroffen werden können. Dasfelbe hat zu gefchehen, wenn bie unteren 
Torflager zu breiig find und den Stich nicht mehr halten, ober wenn bafür 
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gehalten wird, es feyen zu viele erbige Theile unter dem Torf, und diefe daher 
des Abbaues nicht mehr werth. Der Untergrund muß nach beendigtem ZTorf- 
ſtich nach Anleitung des Königl. Revierförfters geebnet werben. 

$. 14. Die frifh geflodenen Zorfläfe dürfen, wenn biefelben fehr weich 
und zerbrechlich find, nicht fogleich auf die Trodanftalt gerücdt werben, fondern 
fie follen vorerſt etwas abtrodnen. Bei dem Rüden, Umſetzen und ber ganzen 
weiteren Behandlung iſt das Zerbrödeln derfelben forgfältigft gu vermeiden. 

$. 15. Mebrigens aber foll das Trodnen des Torfes möglihft befchleunigt 
werden. Aller Zorf muß zuerfi auf Häuſchen von 5 — 6 Stüd auf die foge- 
nannte Spreit gelegt und dort einmal gewendet, dann aber bald auf gut 
angelegte Windhaufen gefeßt und dort fo lange ftehen gelaflen werben, big 
derfelbe vollfommen kerntrocken if. Bei dem Wenden und Umſetzen ift 
darauf zu ſehen, daß die zuunterfi auf der Erde gelegenen Käfe in die Höhe 
fommen, daß die Haufen feſt gefeßt, gleichwohl Hinlängliche Zwifchenräume zum 
Zuftzug behalten. 

In's Taufend darf nur volltlommener ferntrodener Torf und nur 
nach eingebolter Zufimmung des Torfaufſehers und des Forfiperfonals geſetzt 
werden. Die äußeren Lagen follen regelmäßig, wie gemauert, gefeßt und da⸗ 
durch die Taufendhaufen gegen das Einftürzen und das Eindringen des Regens 
gefichert, au follen die oberfien Lagen auf dem Haufen zu gleichem Zwede 
möglihft regelmäßig und dicht angelegt werben, Eingeflürzte Taufendhaufen 
müffen die Arbeiter fogleich wieder regelmäßig auffeßen, widrigenfalls das auf 
ihre Koſten durch Andere zu bewerkfielligen if. 

$. 16. Die Taufendhaufen find in geraden doppelten ober einfachen 
Reihen und zwar fo aufzufeßen, daß man mit. Fuhrwerk bequem zu denfelben 
anfahren fann. Die Arbeiter haben bie ihnen von ben Auffehern hiefür er- 
theilten Anleitungen genau zu vollziehen. Vorſchriftswidrige Haufen werden 
eingeworfen. 

$. 17. Arbeiter, welche in den Tauſendhaufen nicht die gebörige Anzahl 
Torfkäſe einſetzen, follen im erſten Falle mit Geldftrafe belegt, im Wiederhol- 
ungsfalle aber von ber Arbeit ausgewielen werben. 

$. 18. Das Anfchüren von Feuer oder das Rauchen während ber Arbeit 
ift den Arbeitern mit Beziehung auf ben Art. 40 des Forfifirafgefeßes fireng 
verboten. Für den Erfaß des Schadens, welcher aus ber Vebertretung dieſes 
Berbotes hervorgehen könnte, haben fämmtliche in dem Torffelde, in beflen 
Umfange oder in deflen Nähe das Feuer ausgelommen, befchäftigten Arbeiter 
ſolidariſch zu haften. Uebrigens find die Zorfarbeiter verpflichtet, auch überall 
anderswohin, wenn es im Gebrüce brennt, zum Löſchen herbeizueilen. Wer 
diefes zu thun unterläßt kann von der Behörde ausgewiefen werden. 

$. 19. Das Nachhaufefchleppen von fabrizirtem Torf durch die Arbeiter 
und ihre Angehörigen ift fireng verboten, und wird auch nach den dafür bes 
ftebenden Geſetzen befiraft werben. 
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V. Auslöhnung der Torfarbeiter, 

$. 20. Die Auslöhnung erfolgt abfchlagsweife alle 14 Tage nad Maaf- 
gabe der geleifteten Arbeit. Die gänzliche Auszahlung wird nach dem Scluſſe 
bergeftalt geleitet, daß bei Ausfellung des Ießten oder definitiven Lohnzettels 
diejenigen Abzüge, in welchen ein Zorfarbeiter nach den vorausgehenden Bes 
flimmungen etwa verfallen feyn könnte, von dem noch ausftehenden Lohne ab» 
nerechnet und nur der Reſt zur Zahlung bei dem Königl, Rentamte angemwie- 
fen wird, 

$. 21. Zum Empfang bed Geldes erwählen die Torfarbeiter aus ihrer 
Mitte einen NRottenführer, deffen Entfhädigung ihnen gänzlich überlaflen bleibt. 
Diefer Rottenführer darf in feinem Falle ein Auffeher ſeyn. In der Regel foll 
die Bezeichnung des Rottenführers bei Abfchließung der Akkorde gefchehen. 
Jedoch fteht den Arbeitern frei, auch noch nachher eine andere Wahl zu treffen. 


$. 22. Zur Sicerfiellung der Torfarbeiter haben die Rottenführer unter 
Anleitung und Aufficht der Revierförfter, ein Büchlein zu führen, in welchem 
für jede Rotte ein befonderes Blatt zu beſtimmen ift, um bie an jedem Zafl- 
tage an biefelben ausbezaplten Beträge vorzumerfen und quittiren zu Jaffen. 
Das Forfiperfonal Hat fih mit ben Auszahlungen direkt nicht zu befaflen, wohl 
aber darüber zu wachen, daß die Arbeiter in ihrem verbienten Lohne auf feine 
Weife verkürzt werben, 


VI Berridtungen und Öbliegenheiten der Torfauffeper. 


$. 23. Die Torfauffeher, zu welchen das Königl. Forftamt nur fähige, 
mit dem Torfftechereibetriebe vollkommen vertraute und verläffige Leute beftim- 
men wird, können zugleich als Torfpüter verwendet werben. Diefelben werben 
verwendet und bezahlt vom Tage, an welchem der Zorfftich beginnt, bis 14 
Tage nach der’ Abzahlung des lebten Materialanfalles. 

Die Torfauffeher find im Allgemeinen verpflichtet, den Königl. Revier 
förftern oder den in ihrem Auftrage handelnden Forſtwärtern oder Gehülfen im 
Bollzuge aller im Zorfgebrüche vorfommenden Arbeiten, namentlich im Torf 
flechereibetriebe, an die Hand zu gehen, fowie überhaupt alle Arbeiter und fon 
im Gebrüche befchäftigten Menfchen zu überwachen und alle ungeeigneten, un 
zuläffigen, gegen die beftehenden Vorſchriften und Inſtruktionen anfloßenden, 
frevelhaften oder fonft nachiheiligen Handlungen abzuwenden oder zur Anzeige 
zu bringen. 

$. 24. Insbeſondere aber Liegt ihnen ob: 

1. Die fpezielle Auffiht über ſämmtliche Torfarbeiter und deren praktifde 
Belehrung und Anleitung zur vortheilhaften Behandlung des Torfftechens, 
Trodnens und Auffeßens, nach Maaßgabe ver dafür beftehenden Borfchriften. 

2. Zu überwachen, daß nutzbar und die Käfe genau nach dem vorgeſchrie⸗ 
benen Maaße geftochen, und nicht mehr Brodeltorf ald ganz unvermeidlich, ge 
macht werde; daß diefer, im Falle dies vom König. Forftamte angeorbnei 
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worben, ebenfo wie jener, welcher den Stich nicht hält, im Untergrunde auf 
befondere Haufen aufgelegt werde. 

3. Daß fowie.bie Sterherei, fo auch das Trodnen bed Torfes ununter« 
brochen betrieben, befchleunigt und mit aller Sorgfalt behandelt werde; dann 
daß Torf in Taufendpaufen zu ſetzen, niemals früher erlaubt werde, als bis er 
volltommen ferntroden if. 

4. Die Abzählung des Torfes auf den. Spreiten in der Art zu bewirken, 
daß nachgefehen werbe, ob jedesmal 200 oder 167 Häufchen a 5 oder 6 Stüd 
für jedes einzelne Taufend auf der Spreit aufgeftellt find, Um biefes zu kön- 
nen, ift jedesmal zwifchen 200 bis 167 folher Häufchen eine Gaffe von 2 — 3 
Schuhen offen zu Iaflen. 

5. Endlich Tiegt dem Auffeher ob, die Tauſende, fo lange biefelben auf 
der Spreit liegen und dann, wenn biefelben in Haufen aufgeftellt find, abzu⸗ 
zählen und dem Königl. Revierförfter den Beſtand jedesmal und fo oft als 
erforderlich in der Art anzugeben, baß er bemfelben fein über dieſe Abzählungen 
zu führendes Vormerkungsbuch vorlegt. Auf den Grund diefer Bormerkungen, 
welche der Königl. Revierförfter ſelbſt im Gebrüche zu verifiziren hat, werben 
die Lohnzettel für die abfehläglichen Zahlungen angefertigt und dem Rotten- 
führer zugeftellt. 

$. 25. Die Torfauffeher find für diefe Funktionen bei dem Königl. Frie- 
bensgerichte beeidigen zu laſſen, und bürfen nur nach ber N in den 
Dienft eingewielen werben. 

$. 26. Die Auffeher haben ſowohl den vorläufigen, ai den Schlußab- 
zählungen des Materials beizumohnen und den Königl. Forfibeamten die Torf. 
baufen vorzumeifen, 

$. 27. Rachläßige und ungetreue Auffeher werben ausgewiefen und nad 
Geſtalt der Sache gerichtlich verfolgt. 


$. 43. NRegierungsverfügung vom 28. Min 1843, Amtsbl. 
N. 17, p. 122, die Torfftechereien betr. 


Es wurde im Hinblide auf die Art. 3 der am 5. März 1841 im obenbe- 
merkten Betreffe erlaffenen Verfügung für angemeflen erachtet, den Königl. 
SKreisforfiinfpeftor Martin zu beauftragen, die wichtigſten Torflager der Pfalz 
zu bereifen, um auf ben Grund der näheren Kenntniß berfelben die Ertheilung 
infiruktiver Normen an die Königl, Forftämter zu veranlaffen, nah Maaßgabe 
deren bei Prüfung der Zorfftechereigefuhe und bei Aufftelung der vorſchrifts— 
mäßigen Reglements das Berfahren zu bemeffen ſeyn würde; dann aber aud 
um zu erheben, welche allgemeine Maaßregeln im öffentlichen Intereffe vorzu- 
fehreiben und in Anwendung zu bringen feyn möchten, um eine zweckmäßige 
Behandlung der Torfflechereien zu bewirken, Mißbräuchen und Nachtheilen, wo 
Diefelben zu befürchten fländen, vorzubeugen, 

Der gedachte Königl. Regierungstommiffär entledigte fich dieſes Auftrages 
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mittelft Berichts vom 14. Juni 1842. Nach erſtattetem Vortrage wurde be— 
ſchloſſen, dieſen Bericht den Königl. Landkommiſſariaten, Forſtämtern und Kan⸗ 
tonsphyſikaten auszüglich mitzutheilen (vide die Beilage), um daraus nicht nur 
zu entnehmen, welche große Bedeutſamkeit ein, planmäßige Torfgewinnung und 
Kultur der dermaligen Zorfländereien — gleihmäßig und entſprechend — ber 
rüdfichtigender Zorfflechereibetrieb für die Pfalz habe, fondern auch um jene 
Hauptgrundfäße und Maafregeln wahrzunehmen, nach welchen der Auftich und 
Abbau der Torflager und die Aptirung der abgetorften Flächen zu andern 
Zweden zu leiten und anzuordnen fey, 

Rachdem nun, wie aus den Auseinanderfegungen des fraglichen Berichtes 
hervorgeht, der Abbau und die zufünftige Benugung der der dermaligen Torf 
ländereien in der Pfalz in den meiften Fällen nur mittelft gemeinfamer Unter⸗ 
nehmungen und nach befimmten, aus den Dertlichkeiten fließenden, Vorſchrif⸗ 
ten mit demjenigen Erfolge zu betreiben find, welchen das öffentliche Intereſſe 
erbeifcht, fo werben bie Königl, Landfommiffariate und Forſtämter, unter Be 
zugnahme auf die Art. 3, 4, 5 der Verfügung vom 5. März 1841 ertheilten 
Beſtimmungen biemit angemlefen, für den Zorfftechereibetrieb nicht ſowohl ber 
einzelnen Stechereien als der ganzen Torflager,, infoferne diefelben ſchon im 
Abbaue flehen, oder angegriffen werden wollen, bie erforderlichen Reglements 
unter Beachtung der in bem mitgeteilten Berichtsauszuge angedeuteten ver» 
fchtedenen- Beziehungen fobald als thunlich und erforderlich herzuftellen. 

Für jene Torflager, deren Entwäfferung größere weitverbreitete Anftalten 
und Borkehrungen erfordert, und deren Ausführung von einer vorgängigen 
Unterfuhung der Sachverhältniffe, von der Aufftellung umfaflender Entwäfler 
ungspläne, fowie von der Befeitigung änßerer Hinderniffe und Einfprüde ab» 
hängt, find, in Uebereinſtimmung mit der im letzten Abfage Art. 5 der mehr- 
fach angezogenen Berfügung vom 5. März 1841, gehörig entwidelte, einleitende 
Anträge bieder zu ftellen, wobei, wie Art, 6 derfelben Berfügung bereits ange 
ordnet, umfländlih in Erwägung zu ziehen feyn wirb, welche Betheiligten 
etwa auch außer den eigentlichen Torfflechereibetreibenden geſetzlich zu den Koflen 
folcher gemeinſchaftlichen Arbeiten beizuziehen feyn Dürfen, 

Bon dem Zuſtandekommen der Reglements, fowie von ber dabei bethätig- 
ten fördernden Theilnahme der Ortsvorflände und der betheiligten Privaten if 
jedesmal die Anzeige hieher zu erflatten. 

Yuszug 
aus dem Protokolle des König. Forſtinſpektors Martin. 

Zunächft erlaube ich mir, auf bie hier angebogene überfichtliche Zufammen- 
ftellung der befannt gewordenen Zorflager der Pfalz ehrerbietigft aufmerkſam 
zu machen. Diefelbe läßt das Erforderliche in topographifcher und flatiftifcher 
Beziehung erfennen, deren vorläufige Einficht dürfte die Verſtändlichung bes 
folgenden Bortrages wefentlich erleichtern. 

Aus biefer Zufammenftellung, welche fich auf fpezielle, zu dieſem Zwed im 
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Yahre 1839 bewirkte Recherhen der ſämmtlichen Königl. Forſtämter gründet, 
und welche bei den Finanzkammerakten Fasc. 309 liegen; geht herbor, daß 
die gefammte Torffläche in der Pfalz beirage 6379 Tagm. 
baß daran bereits abgebaut feyen SA 
daß daher noch unangebaut anflehen 3 
und daß in diefen voranfhläglich vorhanden ſeyn mögen an flechbarem Torf 
bayerifche Kubikfuße 1156,251000, 


Ueber Abzug von 25 pC. Verluft bei vem Stechen wurben fomit 867,188250 
Kubikfuß ausgebeutet, und aus dieſen (per Kubiffuß 4 Stüd Torfläfe & 10 
Dezimalzoll Tang und 5 dergleichen ‚breit und die) 3,468783 Haufen zu 1000 
Stück aufgeftellt werden können, 


Durchſchnittlich 4 Haufen einer Klafter buchen gefchnilten Scheitholz gleich 
geachtet, vermag fomit der in der Pfalz vorhandene und beziehbare Torf 867188 
Klafter dergleichen Hölzer zu erfeßen. Da nun eine ſolche Klafter Buchenpolz 
dermalen durchfchnittlich etwa mit 17 fl. bezahlt wird, fo Könnte der Torfvor- 
rath mit einem Geldwerthe von 14,742196 fl. veranfchlagt werben. 

Dies wäre nun das Objekt, um welches es fich hier haudelt. 

Um dasfelbe feiner Natur nach näher zu unterfuchen, läßt fih eine Aus- 

ſcheidung desſelben Hinfichtlih der Dertlichkeit des Vorkommeng der Torfger 
brüche, welche zugleich auch die Art derfelben bedingt, nicht füglich umgehen. 
Es zerfallen nämlich die Torfmoore der Pfalz bezüglich ihrer Entſtehung 
und Bildung und daher au hinfichtlich ihres Beftehens und ihrer Verwend⸗ 
barkeit, in zwei wefentlich verfchiedene Hauptarten, nämlich in die, in der Torf- 
technik ſogenannten Hochmoore, und dann in bie Wieſenmoore. 
Die erftere Art tritt in der Pfalz im Hochebenen, wie befonders im Reichs- 
walde, überhaupt in den oberen Theilen der Fluß» und Bachgebiete in den 
Quellenregionen auf, die andere gehört dem Aluvionsgebiete, vor 
Allem jenem des Rheins, oder jenem Theile des Bächelaufes an, welcher 
ftagnirende Waſſer erzeugt und erhält, oder doch früher erzeugt und erhalten 
hatte, wie 3. B. jene Thäler, welche vom Rheine gegen das Haarbigebirge 
ziehen. 

Zu den Hohmooren möchten zunächſt zu zählen ſeyn: 

Flächeninhalt REN 
Tagw. Kubikfuß. 
Die Torfmoore im Forſtamte Kaiſerslautern, | 





Revier Jagdhaus | 925 183,600000 

| „  Ramftein | 2260 572,037000 
Langenberg, in der Gemeinde Herrheim 78 8,160000 
Homburg, im Revier Jagersburg 800 73,080000 
. In Summa 4063.  836,877000 


Der ganze aubere Sei ber Toxfmoore ber Pfalz; mit 2316 -319,374000 
45 * 
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gehört in ber Sauptſache der Wieſenmoorbildung an; wenn gleich zugegeben 
werben mag, baß in ben letzten Entflehungsperioden bie Wiefenmoore fich hier 
und bort auch nach Hochmoorart vollends ausgebildet haben. 


Die Hochmoore entfiehen nämlich wie befannt in naffen Stellen mit 
Hülfe der Torfvegetation dadurch, daß ein Pflanzengefchlecht aus und auf ben 
anderen herborwächst, und daß auf diefem Wege die Torflager ſich immer 
mehr erhöhen, und felbft über die umgebende Gelände ſich fehr fühlbar erheben. 

Die Wiefenmoore dagegen entſtehen im Wafler durch die Erzeugniſſe 
zahlreicher Wafferpflanzen, welche allmählig die Waflerbehälter bis zum Niveau 
des Waflerftandes ausfüllen, dann aber, wenn fie diefe Höhe erreicht haben, 
durch die Ueberſchwemmungen mit einer mehr oder minder ſtarken Erdſchichte 
überdedt und nur in feltenen Fällen, im Wege der Hochmoorbildung, in mep- 
reren Fällen dur Holzerzeugung, als Erlen» und Weidengebrüche fortgebildet 
werben. 

Wenn auch wie 4. B. in dem Reichswaldgebrüche die natürlichen Grund- 
bedingungen zur Hochmoorbildung noch immer fortbeftehen, fo haben die Be 
völferungsverhältniffe, die zunehmende allgemeine Entwaldung, die Fortichritte 
der Entwäfferung im Intereffe der Landeskultur überhaupt Äußere Umflände, 
das Gefammtverhältniß fo verändert, daß an ein Fortwachfen, oder gar an ein 
Wiedererzeugen der Zorfmoore nicht mehr gedamht werben barf. Der Wieder- 
zeugung der Hochmoore fellen ſich insbefondere gefundpeitspolizeilihe Rückſich⸗ 
ten, vorzüglich aber jene Intereſſen entgegen, welche die Vortheile der land⸗ 
wirthichaftlihen Benüßung der abgebauten Torfmoore nicht entbehren wollen. 

Sn allen diefen Beziehungen habe ih mich in meinem Bortrage über das 
Reichowalder Torfgebrüche d. d. 21, October 1841 umfländlich verbreitet, weß⸗ 
halb ich mich, da hier auf Spezielle Entwidlungen nicht einzugehen if, ehrerbie- 
tigft Darauf beziehe. 

Die Wiefenmoore fliegen wie bereits oben bemerkt, ihre Fortbildung ab, 
fobald das Niveau des Waflerfpiegels desjenigen flehenden Waſſers erreicht if, 
unter welchem biefelbe erwuchſen; umfomehr, wenn Ablagerungen von Erd 
ſchichten auf diefen Wiefenmooren, wie gewöhnlich gefchieht, flattgefunden haben. 
Wiedererzeugt könnten abgebaute Moore der Art wohl werben, wenn nidt 
die Torfgruben troden gelegt oder ausgefüllt, und fo für den Landbau gemwon- 
nen würden ; neben deſſen jäprlihen Erträgniffen, die in ganz unbeflimmbarer 
Entfernung hinausgefhobene Nußung am wiebererzeugten Torf gar nicht auf 
zufommen vermag. 

Auch neuerzeugt könnten Torflager biefer Art unter Umſtäuden werben, 
wo wie 3. B. am Rheine neue Altwaffer entfliehen, welche nicht troden zu Ie- 
gen find; und wo bie Torfmoorbildung fogleich beginnt, wenn einmal die Alt 
wafler vom hohen Rheine gänzlich getrennt, d. h. an beiden Enden des Bo» 
gend gänzlich gefihlofien find. Berfolgt man nämlich die Torflager im Alu- 
viondgebiete des Rheines, fo findet man biefelbe nie im angeſchwemmien 
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Lande, fondern fletd in foldhen Stellen, welche früher Flußbeit dann Altwaffer 
waren; und zwar immer auf der Höhe des Bogens viefer Altwaffer, an deſſen 
beiven Hörnern Berlandungen ohne Torfbilbung ſtattfanden. 

In welchem Zeitraume übrigens ein ſolches Altwaffer mit Torflager ausge- 
füllt und der Torf brauchbar werden fann? darüber gibt die bisherige Zufammen- 
ftellung gefchichtlicher Umftände und Thatfachen, wie viele Mühe und Scharffinn 
in ber Zorfbetriebslitteratur auch darauf fehon verwendet wurbe, feine genügende 
Auffehlüffe. Am Rheine, z. B. bei Oggersheim. und Maudach, an ver Rehmühle, 
bei Zodgrim und Wörth, findet man die Torflager unmittelbar. am. hohen Rech 
(Rain, Ufer), d. h. auf folden Stellen, wo die Gefchichte fich nicht mehr erin- 
nert den Rhein gefehen zu haben. 

Auf, ein NRahmwarfen over auf ein neues Heranwachſen ver Zorflager 
wird fomit, und zwar namentlich in ver Pfalz, keine Rechnung zu machen feyn, 
vielmehr muß der dermalen vorhandene Vorrath als eine abgefchloffene Größe 
angefehen werben, die nur noch durch zu entdeckende neue Lager vergrößert wer- 
den könnte. 

Diefe zu machenden Entvedfungen werben mit Heinen Lagern noch vielfältig 
vorkommen, in der Hauptfache aber ſcheint die Pfalz ziemlich durchforfcht ; fo 
zwar, daß der etwaige Zugang im Bergleich zu dem ſchon befannten Vorrathe 
nicht beträchtlih und für die Gefammtbeit ver Konfumenten ohne erheblichen 
Einfluß feyn dürfte. 

Aus diefer Anficht der Dinge aufgefaßt, ift daher ver erfle Hauptgrundſatz 
für den Betrieb ver Torfftecherei: Repartition des vorhandenen Torfoorrathes 
zum Abbau auf eiuen beftimmten Zeitraum. 

Diefer Zeitraum wird fich je nach der Größe des Vorrathes, nach dem Be- 
dürfniffe ver Befißer, und je nach ven Nüdfichten, welche viefelbe auf möglichft 
langes Anhalten diefer Borräthe zu nehmen haben, fehr verfchieven geftalten. 

Derfelbe wird ferner auch noch dadurch modifizirt werden, daß ber Abbau 
in ein richtiges Verhältnig mit dem Aufwande gefeßt werde, welchen berfelbe 
bedingt, indem das abzubauende Materialquantum dieſen deden und lohnen muß. 

Bon befonderer Erheblichkeit wird dieſe Nutungsrepartition der Torfoorräthe 
für ſolche Befiter und in folhen Landſchaften, welche Waldungen zu ihrer 
Dispofition haben. Den in den Waldungen wird man. in benfelben Berhält- 
niffen als man die Torflager ausbeutet möglichft reichliche Holzvorräthe zur 
Waldbeftandsmaffe heranwachfen laſſen follen, um einen neuen Angrifi an ben» 
ſelben zu haben, wenn vie Torfoorräthe dereinft fonfumirt ſeyn werben. 

Der. zweite Hauptbetriebsgrundfaß fließt aus der Annahme, daß auf ein 
Fort: und Nachwachfen ver Torflager Rechnung nicht gemacht werden könne, und 
daß daher auch: vem Torffterhereiberrieb die Richtung daraufhin in ver Regel 
nicht gegeben iſt. 

Zunädft find es die Entwäfferungsanftalten, welche ſich dadurch ganz andere 
als bei dem auf Torfnachzucht gerichteten Betriebe geftalten. Diefelben werben 
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auf möglichft volllommene, höchſtens nur anf die Konfervation des Zorfes bis 
zum Abbau Rüdficht nehmende Entwäflerungsanftalten bemeffen und veßhalb in 
weit vollfommener Webereinftimmung mit den allgemeinen: Entwäfferungsanftal- 
ten der Landfchaft zu feben feyn, als unter ver Borausfegung der Torf 
nachzucht und der Nothwendigkeit einen verfelben entfprechenden Waſſerſtand 
zu erhalten. 

Die Entwäfferung der Torfmoore wird fogar in der Regel eine höchſt wich- 
tige Ergänzung und Bersollftändigung der. allgemeinen Entwäflerungsanftalten 
begreifen, indem die Zorflager einen großen Theil der Bewäfferungsmittel ver 
Landſchaft, der fie angehören, Tiefern. 

Bon der vollkommenen Entwäflerung der Torflager ift häufig auch vie beffere 
Kulturbenügung großer, im ihrer Nachbarfihaft gelegener, bisher nur in gerin- 
gerem Maaße benußbarer Ländereien abhängig : fo zwar daB ber indirekte Iand- 
wirthfchaftliche Vortheil aus der Entwäfferung der Torflager größer feyn kann, 
als der Gewinn aus der Torfftecherei felbft. 


Aus diefem Grunde fünnen die Torfentwäfferungen eine große Landſchaft be- 
theiligen und die resp. Befißer verfelben verpflichten, für dieſelben durch entſpre⸗ 
chende Beiträge mitzuwirken. 


Solche Entwäſſerungen ſind — welche im Hinblick auf die Gemein- 
nüßigfeit und vielfache Zuträglichkeit für das öffentlihe Wohl ganzer Gemeinden 
und Landfhaften die Aufmerkfamfeit und ausdauerndſte Verwendung der König. 
Regierung in Anfpruch nehmen. Als Beifpiel will ich nicht das Reichswaldgebrüch 
und was damit in Berbindung fleht anführen, denn biefe unterliegen ohnehin 
der fpeziellen Aufficht Hoher Königl, Regierung , wohl aber die Torfgebrüche von 
Billigheim, Wörth, Jockgrim, Rheinzabern, Kuhhardt, Leimersheim, Hörbt, 
Neuhofen, Maudach und Oggerspeim. Durch die Entwäfferung dieſer ZTorflager 
werben bie Bortheile der Tieferlegung des Rheines, vermittels der Durchftiche, 
für das Land erft volllommen gewonnen werben. Um jedoch dahin zu gelangen, 
möchte diefelbe von Sachverftändigen einzuleiten, und inmitten ver Einſprüche, 
welche Unfenntniß, Borurtheile oder böfer Wille ihr entgegen iegen werben, von 
der Königl. Regierung burchzuführen feyn. 


Der Abſtich der Torflager felbft beruht wefentlich auf dem Maaße, in 
welchem die Entwäfferung gelungen if. Ohne daß diefe tief genug gegriffen und 
volltändigen Erfolg gehabt hat, bleiben anfehnliche , oft die werthvollſten Theilt 
der Torflager unbenüßt. Dies ift um fo. bevenkficher je fehneller die Landwirth⸗ 
ſchaft vem Abbau folgt und die Gruben ſolcher unbenüßten Torfrefte für allezeit 
verfchüttet. Jeder Betrieb, der einen fo unvollländigen Abftich zur Folge haben 
würde, müßte daher, namentlich in flaatswirthfchaftlicher Beziehung , beanftanvet 
werben. und es taucht die Frage auf, ob in Fällen, wo ein folder fattfindet, die 
Regierung nicht berechtigt und verpflichtet wäre, auf Unterſuchungen, über die 
Möglichkeit genügender Wafferleitungen zu dringen, und fobald biefe konſtatirt 
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wäre, die vollftändige Entwäflerung und ven vollfländigen Abftich ves Torfes 
von den Zorfbefigern zu fordern. 

Wenn der Torfſtich blos auf ven Abbau und nicht auf Wievererzeugung ge- 
richtet ift, erlangt man dabei eine weit größere Ungebunvenpeit und behält bie 
Freiheit auf die volllommene Entwäflerung,, die größere Zugängigfeit der Ge— 
brüche und die fihnellere, mit geringeren Koften zu bewerffielligende Aptirung 
berfelben zu Sandwirthfrhaftlichen Zwecken alle erforverlihe Rüdfiht zu nehmen. 
Die Art des Abftiches erlangt noch. eine befondere Wirhtigleit dadurch, ob. bie- 
felbe mit ven oben angeveuteten Rüdfichten in großartiger Planmäßigfeit, wie 
3. B. bei ven Staatd- und einigen Gemeindegebrüchen, oder in planlofen Eingel- 
ftechereien durch Privatbefißer wie 3. B. in Maudach und Oggeräheim, oder 
durch vie Gemeinvdemitgliever in vertheilten Torfftüden, wie 3. B. in Billig- 
heim betrieben wird. | 

Diefe Einzefftechereien ſtellen fih für die Entwäflerung,, den vollfommenen 
und zwedmäßigen Abftich, fowie für die Aptirung der abgebauten Ländereien als 
gleich nachtheilig dar. Man vergleihe, was in dieſer Hinficht in den anliegen- 
ven fpeziellen Bemerkungen hinfichtlich der Torfgebrüche in Maudach gefagt wor⸗ 
den. Inſofern jedoch das Befisverhältniß nicht zu ändern ift, wird deſto mehr 
auf eine zweckmäßige gemeinfchaftliche Entwäfferung und auf eine Art bed Ab- 
ſtiches zu halten ſeyn, welcher den vollfommenen Abbau und zugleih die Zurich» 
tung ver abgebauten Ländereien für die Landwirthſchaft erleichtert. Die Ab- 
theilung der Torfgebrüche unter die Gemeindemitgliever, wie 3. B. in Billigheim 
follte nirgendwo zugelaffen, und wo biefelbe befteht, gänzlich befeitigt, dagegen 
aber der gemeinfchaftliche Abbau eingeführt werben. 

Der dritte Hauptgrundfaß wird darin zu beftehen haben, daß die abge- 
bauten Moorflähen für landwirthſchaftliche Zwede hergerichtet, oder doch 
in einen pon Gefundheitspolizei wegen beanftandungslofen Zuftand verſetzt 
werben. 

Da wo die Entwäflerung tief genug greift und ſelbſt die Torffohle troden 
legt, bieten Ag nur geringe Schwierigkeiten dar und die Einebnung der Torf- 
broden, Brermen derfelben oder Leichtes Neberführen mit Grund reicht gewöhnlich 
hin. PManmäßige, vom Rheine ausgehende, mit Schleußenwerten verficherte 
Entmwäflerungsanftalten werden in einem großen Theile der in den Niederungen 
diefes Stromes Tiegenden Gebrüde einen folhen Zuftand herbeiführen, daß bie 
abgebauten Gelände mit geringer oder doch weit geringerer Nachhülfe, vermittels 
Grundaufführen hergerichtet werden können, als ohne eine burchgreifende Ent- 
wäflerung nur mit allzugroßem Aufwand oder gar nicht gefhehen könnte. Die 
Nähe des hohen RhHeinreches und die Leichtigkeit port Grund zu gewinnen und in die 
gewöhnlich'ganz nahen Torfgruben zu bringen, erleichtert das Ausfüllen in ver Regel 
ſehr. Dies würbe um fo mehr der Fall feyn, wenn zugleih mit dem Abftich 
für Das Ausfüllen Borfehung getroffen und nad einem beftimmten Plane ent- 
fprecheude Anftalten vorgetehrt würden, Man könnte die Gemeinden anhalten, 
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Grundſtücke für den Zweck der Ausfüllung zum Abgraben zu befiimmen? ober 
gar zu erwerben ; ſelbſt den Privaten könnte unter gewiſſen Umftänden als 
Bedingung bes Torfftechereibetriebes, die Ausfülluug der ausgeftochenen Gruben 
aufgegeben werben. Mande Gebrüche haben den Bortpeil, daß mittels. ent 
fprechenden Vorrichtungen und Anordnungen bed Torffliches ber Sand aus 
dem Bache in die Torfgruben gejagt und dort abgefeßt werben kann. 

Der Anficht, daß der Torfflih da ganz zu unterfagen fey, wo bie ZTorf- 
gruben nicht entwäflert oder landwirthſchaftlich benügt werben können, vermag 
ich nicht beizutreten. Denn wenn ber Torfftich regelmäßig und tlef flattgefun- 
den und die Gruben fich tief mit Waſſer ausfüllen, fo ift wie.mir fcheint für 
die Geſundheit weniger zu befürchten, als von einem unabgebauten Torfmoor. 
Zudem aber liefern folche unter Waſſer lebende Torfgruben an Streuwerk und 
Fiſchen bedeutende Nußungen, wie man fi in Maudach überzeugen mag, um 
welche die Eigentpümer eben fo wenig gebracht werben dürfen, als um ben 
Abbau des Torfes felbft. 

ALS vierter Hauptgrundfaß ergibt fih, wenn auf Wieberzeugung bes Tor- 
fes verzichtet werben muß, bie Räthlichkelt und Zuläffigkeit den Zorfabraum 
und die Zorfbroden als Streufurrogat und resp. Düngmaterial thunlichſt zu 
benutzen. 


Die böchſt vortheilhafte Verwendbarkeit des gedachten Materials für 
jenen Zweck, iſt vollkommen außer Zweifel geſetzt, und es wird nur darauf 
ankommen, daß man durch Belehrungen, Beiſpiel und Anordnung der An 
wendung desſelben Eingang verſchafft; zugleich aber auch bei der Torf— 
ſtecherei Anſtalten trifft, vermittels derer für bie zweckmäßige Gewinnung und 
Aufbereitung dieſes Abfalls, fowie für deſſen NRepartition oder Veräußerung 
gehörig geforgt wird, 


Hebereinflimmend mit den fo eben aufgeftellten und entwidelten Grundfä- 
Ben, dürften daher folgende Maafregeln für die Regulirung und Berbefferung 
des Zorfflechereibetriebes zu ergreifen ſeyn. 


1. Nämlich wird anzuordnen feyn, daß für jedes — welches 
im Abbau ſteht oder angeſtochen werden will, von Sachverſtändigen eine um⸗ 
faſſende Nivellirung aufgeſtellt und von Seiten hoher Königl. Regierung 
dahin gewirkt werde, alle der Entwäſſerung entgegenflehende Hinderniſſe zu 
beſeitigen. 

2. Wird übereinſtimmend mit dem Generale vom 5. März 1841 As 791 
U. ad 2 c. zu verlangen feyn, daß der Betriebsplan bezüglich auf die Zei- 
ten, innerhalb deren man mit den Zorfoorräthen auskommen will, gehörig 
entwidelt, daß auseinander gefeßt werbe, ob und in. welder Art, während 
ded Torfabbaues in den Waldungen weniger Holz geſchlagen und bort ad⸗ 
maffirt werben könne, fowie daß die Art des Abftiches vollfommen auseinander 
geſetzt und auch bildlich dargeftellt werde, Dies wird mit befonderer Sorg⸗ 
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falt da zu gefchehen Haben, wo bie Stechereien nicht gemeinfchaftlich , fondern 
durch viele einzelne betrieben werben. Diefem Betriebsplan werben Deflim- 
mungen über die Stechzeit und das Maaß der grünen Torfläfe, über bie 
Berlaufsmäffereien, über bie Sicherungsanflalten bed Torfs gegen Froft und 
Negen zu verbinden feyn. 

3. Der Betriebsplan wird die Anorbnung für bie Gewinnung und Aufbe- 
reitung des Torfabfalles zur Benüßung als Streuwerk und Dünger zu ent» 
halten haben. 

4. Werden Plan und Borfchriften für die Aptirung der abgebauten Torf» 
gebrüche zur landwirthfchaftlichen Benügung oder wenn die Entwäfferung un« 
thunlich, zur Fiſchwirthſchaft aufzuftellen und erforderlichen Falls ſelbſt verbindlich 
zu erklären feyn, 

Diefe Maafregeln dürfen ſich zum Theil oder Alle bei jedem der verſchie⸗ 
denen Zorfgebrüche als nüglih und nothwendig darftellen,, in der Anivendung 
werden fich diefelben jedoch höchſt mannichfaltig modifiziren, aber eben in diefen 
Spezialitäten entfcheidend feyn für den mehr oder minder vortheilhaften Abbau 
des Torfgebrüches. 
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Zum zweiten Eapitel, 
Berg- und Hüttenwefen. 
5. Band, p. 146. 


$. 44. Königl. allerhöchfte Verordnung vom 3. November 1839, 
Amtsbl. Mu 63, p- 569, die Prüfung für die Staatsdienfadfpiranten 
bes Berg⸗, Hütten« und Salinendienftes betr. 


Ludwig, K. 

Wir finden Uns bewogen, in Anſehung des Studienplanes und der Konr 
turöprüfungen derjenigen Kandidaten, welche fich um technifhe Dienftesftellen 
im Berg-, Hütten- und Salinenwefen zu bewerben beabſichtigen, Nachfiehen- 
bes — auf fo Tange Wir nicht anders verfügen — anzuordnen : 


I. Gleichwie bisher, fol auch fortan die Borlage befriedigender Zeugnifle 
über Gpmnaſialſtudien ald Bedingnig der Zulaffung zu dem bezeichneten Kon» 
tursprüfungen beſtehen; um jedoch die für den erwähnten dienſtlichen Beruf 
vorzugsweife erforderliche Ausbildung der Kompetenten zu befördern, foll von 
nun denjenigen Gymnafialſchülern ber dritten Klaffe, welche die fpezielle Wid- 
mung für diefe Dienfleszweige erklären, und ihrem allgemeinen Fortgange ge 
mäß die Erlaubniß zum Auffteigen in die vierte Gymnaſialklaſſe unbedingt 
erlangt haben, dieſe letzte Klaffe unter der Berpflihtung erlaffen werden, zu 
nächſt einen dreijährigen Kurfus in den technifchen Hülfswiffenfchaften an einer 
der polptechnifchen Schulen zu erſtehen. — 

II. Denjenigen Kandidaten für Berg-, Hütten: und Salinenwefen, melde 
folchergeftalt den dreijährigen polptechnifchen Lehrkurſus unter Erwerbung ent 
fprechender Zeugniffe zurüdgelegt haben, foll der Uebertritt an eine Landesuni⸗ 
verfität geftattet werden, um während eines Bienniums ihren Studienplan in 
der Weife fortzufeßen und zu beendigen, wie folcher durch die unter Ziff. IH. 
benannten Prüfungsfädher näher bezeichnet if. 

Sowohl die Vorftände der polytechnifchen Schulen, als die Reftorate Un- 
ferer Univerfitäten werden über die Studienordnung ber betreffenden Kandi- 
daten befonders infiruirt werben. — | 

II. Die Konkursprüfungen der Staatsdienftadfpiranten für das Berg«, 
Hütten» und Saltnenwefen haben über nacpgenannte Fächer ſich zu erfireden: 

1. reine Mathematik in vollem Umfange; mit Inbegriff der höheren Ana 
Ivfis und deferiptiven Geometrie; 

2. angewandte Mathematik, Mechanik und Hydraulik; 

3, praftifhe Geometrie, nebft den Grundbegriffen der Markfcheidetunf ; 

4, Oryktognoſie und Geognoſie; 

3. Poyfit; 

6. allgemeine und analytifche Chemie ; 

7. Pan» und Mafchinenzeichnen ; 
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8. Civilbaukunde, dann die erfien Lehren der Straßen, Wafler- und Brüs 
denbaufunbe; 

9, Bergbaufunde; 

10. Infitutionen des römifchen Rechtes; 

11. Bergreht5; 

12. Nationalötonomie und Finanzwiffenfchaft. — Ä 

IV. Die periodifhen Konfursprüfungen für Aufnahme zur Praris follen 
nad vorgängiger angemeffener Publitation des Termines dahier dur eine aus 
Profefforen Unferer Univerfität und der bahiefigen polytechnifchen Schule 
sufammengefeßte Prüfungstommiffion,, unter Leitung eines der Borflände ober 
Kollegialräthe der General-Bergwerks- und Salinenadminifiration ſtatt finden, 
nad deren Ergebuiß die Aufnahme der für den laufenden Dienſt jeweil erfor» 
derlichen Praktitanten zu erfolgen. hat. — In den Prüfungszeugniffen und 
resp. Klaffitfationen find die nämlichen Noten zu gebrauchen, wie folche bei 
den Konkursprüfungen für den richterlichen und Adminiftrativdienft vorgeſchrie⸗ 
ben find, — 

V. Im alle ſolche Individuen, welche fich nicht dem Staatsdienfte in den 
bezeichneten Fächern, fondern der ausübenden Zenit als Mechaniker, Epemi- 
ker, Werkführer von Fabriken und Manufakturen u. ſ. w. zu widmen beabfich« 
tigen, dieſe Konkursprüfungen der techniſchen Staatsdienſtadſpiranten, ſey es 
in dem vorgeſchriebenen vollen Umfange oder in einzelnen Fächern derſelben 
zu erſtehen wünſchen, um Prüfungszeugniſſe ihrer erwieſenen Fähigkeiten und 
Kenntniſſe hiedurch zu erwerben, fo find dieſelben auf befonders an die Prüfs 
ungsfommiffion zu richtendes Anſuchen und unter Borlage ihrer Studien- und 
Sittenzeugniffe gleichfalls zuzulaffen, und mit angemeffenen Zeugniffen über 
bie erflandene Prüfung zu verfehen. 


Unfere Minifierien des Innern uud der Öinanzen find mit dem Bollzuge 
beauftragt, 


$- 45. Unterm 27. März 1841, Amtsbl. Mi 25, p. 205, wurde 
befannt gemacht, daß durch Königl. allerhöchfte Entſchließung vom 15, 
März 1841 das Bergamt ver Pfalz von nun an | 

1. aus einem Bergmeiſter, | 

2. aus einem Obereinfahrer, als zweiten tecpnifchen Beamten, 

3. aus einem Markfcheider, 

4. aus einem in widerruflicher Eigenfchaft aufgunepmenden dunftionär, für 

die Aktuarliats⸗ und Kanzleigefchäfte 

beſtehen fol, 


Zum vierten Eapitel, 
Staatslapitalien 
5. Band, p. 196, 


$. 46. Verfügung der Königl, Regierungs-Finanzfammer vom 
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16. Juli 1832, Amtsbl. MA9, p. 457, die Liquidation über die heim⸗ 
bezahlten Staate-Aftivfapitalien und über die Güterfteigfchillinge betr. 
Nachdem in den Nebenrechnungen über die Staats-Ghterveräußerung und 
die heimgezahlten Aktivfapitalien bereits jene Kontrole befteht, welche nach dem 
Komptabilitätsfpfiem von dem Zahr 1819 in Beziehung auf die Kauffchillinge 
und Kapitalien für nothwendig erachtet worben if, fo fieht fich die unterfertigte 
Stelle zur Bereinfahung des Geſchäftoganges veranlaßt, hiemit zu verfügen : 

1. Die dur das Generale vom 6. Yuli 1819 über die Behandlung der 
Beräußerungen von Staatsgütern d. d, 24, Februar 1818 $. Al — Amtsbl. 
de ao. 1818 St. VIII. — angeordnete Aufflelung rentämtlider Liquida— 
tionen über heimbezahlte Aktivfapitalien und volftändig berichtigte Güter» 
feigfehillinge werden den Königl. Rentämtern erlaffen, 

2. Die Mortifitationsfcheine über die Aftivfapitalien, für welche Feine 
Schuldurkunden vorhanden find, und bie definitiven Abrechnungen und Ent- 
ladungen der Käufer von Staatsgütern (Abfolutorien) follen aber fernerhin 
noch zur biesfeitigen Genehmigung und Fertigung vorgelegt werden, und zwar 
in der Art, daß die Königl. Rentämter alle Rubriken derfelben künſtighin aus» 
zufüllen und die Königl, Domäneninfpektionen die Richtigkeit hievon auf ben 
Grund der rentämtlihen Bücher und Rechnungen zu beflätigen haben. 

Bei jenen Attiofapitalien, worüber die Schuldurkunden vorliegen, folglid 
feine Mortifitationsfcheine ausgefertigt werden, haben die Königl. Rentämter 
lediglich in ihren Berichten die Kapitaldträger, die urfprünglichen Kapitals- 
größen und Schuldurfunden genau zu bezeichnen und babei auf dad nad ber 
leßtrevidirten Rechnung, welche jedesmal zu allegiren ift, verbliebene Soll an» 
zubinden. 

3. Die Liquidationen und Mortifikationsſcheine über abgelöste Grundren⸗ 
ten find, wie bisher, auch in Zukunft noch zur Vorlage zu bringen. 


Zum fünften Eapitel, 
Salıregtite 
5. Band, p. 199, 

$. 47. Bekanntmachung der Königl. Kreisregierung vom 15. 
November 1832, Amtsbl. Mi 72, p- 645, die Regulirung des Sal;- 
preijes betr. 

Durch ein König. Dinifterialrefeript vom 26. v. M. if für den Rhein- 
reis der Preis des Salzes, welcher durch Verfügung vom 25. September 
1821 auf 7 fl. 30 Er, für den bayerifchen Zentner fefigefeßt war, auf ſechs 
Gulden vierzig Kreuzer herabgefegt worden, und es ift von der Königl. Ge- 
neral-Salinenadminiftration bereits die Anorbnung getroffen, daß vom Tage 
der Bekanntmachung des Gegenwärtigen beim Verkauf im Kleinen ber Kilo- 
gramm um acht Kreuzer oder das leichte Pfund C', Kilogr.) um vier Kreuzer 
verkauft werben muß, 
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Die Königl. Polizeibepörden im allgemeinen und die Königl. Gendarmerie 
insbefondere haben daher darauf zu wachen, daß die von der Königl. General- 
Salinenabminiftration mit dem: Berlauf des Salzes im Kleinen kommittirten 
Faktoreien und Krämer biefe Taxe nicht überfchreiten und im Falle ein oder der 
andere das Publikum übernehmen follte, denfelben den Gerichten zu denunziren 
und auf Beftrafung nach Art. 174 des Strafgefeßbuches anzutragen. 


$. 48. Bekanntmachung der Königl, Regierung des Rheinfrei- 
fe8 vom 12. September 1836, Amtsbl, M 45, p- 496, die Filial« 
Salzniederlagen im Rheinkreiſe betr, 

Nahdem von Königl. General» Salinenabminifiration in neuerer Zeit i 
mehreren Kantonen bes Kreifes Filial-Salzniederlagen errichtet, und die Nie 
derlagenführer, laut ihren Kontrakten, ausfchließlih auf ihren Kanton angewie 
fen wurden, fo wird in Gemäßpeit Anfinnens ber König. Generaladminiſtra 
tion hiemit befannt gemacht, daß bie Kantonsbewohner zur Abnahme ihres 
Salzbedarfes bei der Filial-Salzniederlage ihres Kantons, wo eine folde ber 


ſteht, verbunden find, und daß bie Filialniederlagen an feinen Einwohner eines 
andern Kantones Salz abgeben dürfen. 


$. 49. Ausfchreiben der Genefal-Salinenadminiftration vom 17. 
Januar 1838, Amtsbl. M, 11, p. 83, die Salzaufladegebühr bei den 
Filial⸗Salzniederlagen betr. 

Da zur Anzeige gelommen ifl, daß bei einigen Filial» Salgniederlagen im 
Kreife Pfalz von den Salzkäufern willführlihe Bezaplungen für das Aufladen 
der Säde gefordert werden, fo ſieht fich die Königl. General Bergwerks- und 
Salinenadminiftration zur Vermeidung dem Publikume nachtheiliger Uebergriffe 
veranlaßt, hiemit zu beflimmen: 

1. Daß jedem Käufer unbenommen bleiben müffe, die von ihm erfauften 
Salzfäde felbh aus dem Magazin zu bringen und aufzuladen, daher auch jede 
diesfallfige Aufladegebühr zurüdzumeifen. 

2. Bill oder kann jedoch ein Käufer die erfauften Säde nicht ſelbſt auf- 
laden, fo foll er nicht mehr ald einen Kreuzer für den Sad anbas Per- 
fonal der Filialniederlage hiefür zu bezahlen fehuldig feyn. 


3. Allenfallfige Meberfchreitungen diefer Anordnungen find zur geeigneteu 
Maafnafme anzuzeigen. 


$. 50. Unterm 15. Juni 1839, Amisbl. M, 31, p- 283, wurde 
die Cbereits im 5. Theile des Siebpf. Handb., p. 203, enthaltene) Be: 
flimmung der Verordnung vom 26. April 1826 wiederholt mit dem 
Bemerken publizirt, daß aud alle Salzämter, Faktorieen und $ilial- 
Salzniederlagen bereitd angewieſen find, jedem Salzabnehmer eine 
Salzabnahmspolette zuzuftellen. | 
Ur, Gihenpfilen —X der Berfofung . 46 
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Zum. fechsten Eapitel, 
totteritien 
5. Band, p. 205. 


$. 51. Berfügung der Königl. Kreisregierung vom 16. Auguf 
1836, Amtsbl. Ma 40, p. 155, das Verbot der Teilnahme an aus⸗ 
wärtigen Lotterien betr. 


Bezüglich der Handhabung des Berbotes der Theilnahme an auswärtigen 
Lotterien, ift auf Befehl des Königl. Staatsminifteriumd des Innern die Ber- 
fügung getroffen worden: 

1. Daß alle von den Kolfefteurs des Auslandes an Privaten in Bayern 
gefendeten unfrantirten Briefe mit Lottoloofen wiederum, und zwar auf Koflen 
des aufgebenden Kollekteurs, zurüdgefendet werben, wenn fie der Poſtbehörde 
uneröffnet zurüdgegeben werben. 

Da nun gewöhnlich Schon die Außenfeite zeigt, daß ber Brief ſolche Looſe 
enthalte, fo werben fich die Empfänger fehr Leicht in den Fall gefegt fehen, jede 
ihnen ungebührend zugemuthete Portvauslage für derlei Looſe zu vermeiden, 
"Denn fie das Schreiben dem Poftamte ofne Verzögerung zurüdgeben. 

2, Da zufolge Anzeige fehr häufig Totterieloofe von dem Auslande auf 
verſchiedenen Schleihwegen nah Bayern eingebracht werden, fo werden bie 
Polizeibehörden noch befonders auf diefe Umtriebe aufmerkfam gemacht, und 
felbe zur pertodifchen Bifltation der Boten, Fuhrleute, Eolporteurs u. dgl. an⸗ 
gewieſen. 


F. 52. Wegen Ausgabe von Promeſſen auf — Staats⸗ 
lotterien, ſiehe oben A. Buch, $. 242. 


F. 53. Bekanntmachung, die Einrichtung des Lottoweſ ens betr., 
Amtsbl. M 53 vom Jahre 1843, p. 485. | 

Seine Majefät der König haben unterm 12. September 1.93. Sic 
allergnädigft bewogen gefunden, folgende Beftimmungen vom 1. October dieſes 
Jahres angefangen in Wirkung treten zu laſſen: 

1. die Lottodireklion in Würzburg, die Fllial⸗Lotloadminiftration in Rürn⸗ 
berg, und die Lottodirektion in Regensburg als ſolche aufzuheben und zukünf— 
tig bei unverändert gleichen Kompetengverpältniffen als Lotto-Oberämter 
au beflellen: RR 

- 2 die Lotfodireftion in Paſſau gleichfalls als ſolche aufzupeben, im ein 
Lotto⸗Reviſionsamt umzuwandeln, dem Lotto-Öberamte in’ Regensburg 
unterguordnen, und. ben in Paſſau bereits befindlichen beiden Lotto⸗Reviſoren 
bie Revifionsgefchäfte zu übertragen ; 

3. bie bisperigen Receveursftellen in Bayreuth und Straubing völlig auf- 
aubeben ; 

4. die Lotto-Oberbeamien« und Kaffieröfliele in Würzburg dem Pfarr- 
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fondefaffier zu Aſchaffenburg, Steppan Kaden, in proviforifcher Eigenfchaft 
zu verleihen ; 

5. bie Eotto-Oberbeamtenftelle in Regensburg dem dermaligen: Borftande 
der dortigen Tottobürenu- Direktion, Zofepp Kern, iu proviforifcher Eigenfchaft 
zu übertragen ; 

6. den Kaftelletiften und Kaffetontroleur in Regensburg, Michael Zunge 
nitius, vom bemerkten Tage angefangen, proviforifh zum Rechnungskom⸗ 
miffär und Kaffetontroleur in Regensburg zu ernennen 5 

7. den Lotto-Revifor in Münden, Valentin Kolb, in gleicher Eigenfchaft 
zu dem Yotto-Dberamte in Regensburg zu verfeßen ; 

8. den bisherigen Amtsvorftand und Kaffier in Paffau, Konrad Wagner, 
zum Haupikaſſier der General⸗Lottoadminiſtration, in proviſoriſcher Eigenſchaft 
zu ernennen, und 

9, die erledigte erſte Lotto⸗Reviſorsſtelle in Speyer, dem dermaligen Af- 
tuar und Rechnungsgepülfen bei der Filtal-Yottoadminiftration in Nürnberg, 
Johann Baptiſt Leber wurſt, in proviforifcher Eigenfchaft allergnädigft zu 
übertragen, 


Zweiter Abſchnitt. 
Steuern und Abgaben, 


Erfte Unterabtheilung. 
Behörden und Gefhäftsgang. 
5. Band, p. 220. 
$. 54. Berfügung der Königl, Negierungs-Finanzlammer vom 
10. Februar 1836, Amtsbl. M 11, p- 78, die Ausübung des Steuer: 
botendienftes betr. 


Die unterzeichnete Stelle findet fich zur fihern Handhabung der über die 
Beitreibung der Steuergefälle beftehenden Borfchriften veranlaßt, nachſtehende 
Weiſungen zu erlaflen. 

1. Nah $. 107 der inftruftiven Berorbnung von 1818 ift ber Steuerbote 
verbunden, die Mahnzettel und Zaplbefehle den betheiligten Debenten felbft 
zuzuſtellen. Sämmiliche Steuerboten werden auf die genaue Befolgung biefer 
Anordnung wiederholt aufmerkfam gemacht; bie Ortsvorftände aber zufolge ber 
ihnen nach $..209 obiger Verordnung obliegenden Kontrole angewielen, ihre 
befondere Aufmerkfamteit auf die Einhaltung dieſer Vorfchrift zu richten und 
alle zu ihrer Kenntniß gelangenden Zuwiderhandlungen dem Königl. Land⸗ 
kommiſſariat und Steuerfontrolamte anzuzeigen. 

2. Da ſich öfter der Fall ereignet hat, daß die bei Pfändungen und Ber 
täufen beigezogenen Zeugen ihre Gebühren nicht erhielten ober hierauf verzich- 
teten, fo haben die Ortsvorſtände auch hierauf ihre Wachſamkeit zu richten, fo» 
bin von Zeit zu Zeit bei adpibirten Zeugen Erktundigungen über * verlangte 

46 
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und richtig geleiftete Zahlung der Zeugengebühren einzuziehen, inſofern letziere 
nicht von den Intereffenten in den Akten felbft erklärt worden if. 


$. 55. Verfügung der Königl, Regierung der Pfalz, Kammer 
der Finanzen, vom 14. Auguft 1838, Amtebl. Mi 43, p. 350, die 
Erhebung der direkten Steuern und die gegen die Beauffihtigung der 
Einnehmer beftehenden Hinderniffe betr. 

Zur Befeltigung entflandener Zweifel wird ſämmtlichen Steuerämtern zur 
genauefien Darnachachtung biedurch bemerkt, daß fie, fowie die frühere Bezirks⸗ 
kaſſe, auch dem einfhlägigen Rentamte, nach vorheriger Aufforderung, ihre 
Steuerrollen und Einnahmsjournale, nach Maafgabe des $. 43 der inftruftiven 
Berordnung üher das direkte Steuerweſen, vorzulegen verpflitet find, und 
daß diefe Vorlage von Seiten des Rentamts gelegenpeitlih der Ablieferung 
verlangt werben könne. 


— Die Verfügung der Königl. Regierung der Pfalz vom 27. 
Auguft 1836, Amtsbl. M 43, p. 481, die Nummern der Häufer in 
den Seftionsbüchern, fiehe unten $. 83. 

$. 56. Verfügung der Königl. Regierung der Pfalz, Kammer 
der Finanzen, vom 18, Januar 1841, Amtsbl. M 6, p- 49, die Er: 
neuerung der Befteuerungsdofumente, in specie bie Beeidbigung ber 
Spezialfommiffäre betr. | 

Die Erneuerung ber Befteuerungsdofumente, welche gegenwärtig von vie- 
len Gemeinden als ein dringendes Bedürfniß anerfannt und mit fehr vielem 
Eifer betrieben wird, iſt nicht nur in Bezug auf gleicpheitliche Steuerverthei- 
lung, fondern insbefondere auch wegen richtiger Konflatirung des Beſitzſtandes 
und wegen des damit in Verbindung flehenden Kredites von fehr großer Wich— 
tigfeit und Bedeutung. 

Es wird daher den Behörden, welche bie Epezialtommiffäre zu Erneuerung 
der Seltionsbücher und Mutterrollen in Vorſchlag zu bringen haben, nachdrüd⸗ 
lichſt empfohlen, bei ihren Wahlen auf volle Befähigung und moralifche Tüd- 
tigkeit diefer Spezialtommifläre flets pflihtmäßige Rüdficht zu nehmen und zu 
gleih verfügt, daß jeder Spezialtommiffär vor dem Antritte feines Geſchäftes 
bei dem betreffenden Friedensgerichte ſich eidlich verpflichten zu laſſen habe. 

Diefe Beeidigung unterliegt der einfachen Regiftrirungsgebühr von art 
und zwanzig Kreuzer. 

‚Bei wiederholter Verwendung eines Spezialtommiffärs if eine erneuerie 
Beeidigung desfelben nicht erforderlich, fondern es genügt, wenn berfelbe in 
dem ihm eripeilt werdenden Kommifforium ausdrücklich auf den bereits abgel- 
egten Eid aufmerffam gemacht wird. 

Bezüglich der bereits mit Erneuerungen von Sektionsbüchern befchäftigten 
Individuen ift diefe Verpflichtung nachzuholen. 
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Die Königl. Landkommiſſariate und Steuerkontrofämter find beauftragt, 
den Bollzug dieſer Anorbnung zu überwachen. 


$. 57. Beſchluß der Regierungs-Finanzfammer vom 2. Novem- 
ber 1841, Amtsbl. M 72, p. 581, die Umfchreibung der Güter: 


wechfel betr. 

Es iſt zur Anzeige gekommen, daß Güterwechfel durch Erbfolge, auf bloße 
Erkiärung einzelner Erben, zu Gunften diefer, in den Güterwechfelbüchern um⸗ 
geſchrieben werden. Diefes Berfahren if unregelmäßig und flörend für bie 
glaubhafte Feſthaltung des Grunpbefipftandes, und die unterzeichnete Stelle 
findet fi veranlaßt zu verfügen, was folgt: j 

Art. 1. Immobilien jeder Art, welche durch Erbfolge übergehen, können 
nur auf den Grund: 1. öffentlicher oder gehörig regiftrirter Privat-Tpeilungs- 
urtunden, und 2, fhriftlicher, entweder dem Süterwechfelbuche beizuheftender, 
oder bemfelben einzuverleibender Erklärung, auf den Namen ber Erben einge- 
fprieben werben. 

Art. 2 In dem Falle, wo keine Theilungdurfunde vorgezeigt werben 
kann, müffen fämmtliche Erben, unter Nachweifung ihrer Zahl und Eigenfchaft, 
die Erflärung ausfiellen, beziefungswelfe unterzeichnen, und es barf unter 
feiner Borausfeßgung dem Berlangen einzelner Erben, ihre angeblihe Erbpor- 
tion an Grundgütern auf ihre Namen umzufchreiben, Statt gegeben werben. 

Art. 3, Den zur Führung der Güterwechfelbücher berufenen Bürgermei- 
flerämtern wird ausprüdlich unterfagt, ohne die Erfüllung obiger Erforderniffe 
eine Aufnahme folcher Güterwechfel zu bewerkfielligen, und die Königl. Steuer- 
Fontrolämter werben angewiefen, jede, den gegenwärtigen Vorſchriften zuwider 
Laufende Bormerkung von Befigwechfel durch Erbfolge, bei Vermeidung firenger 
Einfcreitung, in dem Güterwechſelbuch zu löſchen und ihr keine Folge zu 
geben. 

Art. 4 Die Königl. Nentämter und Domäneninfpektionen haben bei ber 
Prüfung der Güterwechfelbücher auf den Gegenftand die firengfle Achtfamkeit 

zu verwenden, und wenn fie eine mangelhafte Umfhreibung wahrnehmen, fo» 
gleich eine befondere Anzeige ander zu erftatten. 


Erſtes Eapitel, 
Grundlage und Bertheilung. 
1. Titel. Grund- und Häuferfteuer, 

5. Band, p. 260. 
$. 58. Gefes vom 25. Auguft 1831, Amtsbl. M, 20 vom Jahre 
1834, p. 189, einige Abänderungen im Orundfteuergefege vom 15. 

Auguft 1828 betr, 
Ludwig, 8 

Wir Haben Uns von ber Notpwenbigkeit überzeugt, bie $$. 61, 64 und 


726 Sechstes Buch. — Staatswirthſchaft. 


97 des Grundfleuergefeßes vom 15. Auguft 1828, theils näher zu beflimmen, 
tHeils abzuändern, und verorbnen in diefer Beziehung nach Bernefmung Un» 
feres Staatsraths, unter dem Beirathe und mit der Zuflimmung Unferer 
Lieben und Getreuen, ber Stände des Reichs, wie folgt: 

1. Jedes nach den $$. Gl und 64 des Grunpdfteuergefeßes als betheiligt 
bezeichnetes Individuum ift gehalten, in Folge der von bem Liquidationskom⸗ 
miffär erlaffenen Aufforderung bei den Liquidationsverbandlungen perſönlich 
oder durch legal Bevollmächtigte zu erfcheinen und bei feinem Erfcheinen alle 
jene Dokumente vorzulegen, welche nad) $. 61 und 65 des Geſetzes vom 15. 
Auguft 1828 zur Nachweiſung bes in dem Zeitpunkte der Liquidation vorwal⸗ 
tenden Beſitzſtandes nöthig find. 

Die Aufforderung des Liquidationskommiſſärs hat nicht nur den Zap des 
Erfcheinens , fondern auch die mit dem Nichterfcheinen verbundenen gefeßlichen 
Präjudizien, und im Allgemeinen diejenigen Dokumente zu bezeichnen , welde 
den Beſitzſtand nachzumeifen vermögen, Sie ift binnen eines angemeflenen 
Zeitraumes vor dem anberaumten Liquidationdtage dem Bethelligten in Tegaler 
Form zu infinuiren, und die Infinuationsdofumente find zu den Kommiffiond» 
aften zu bringen. 

Genügt ein Vorgeladener diefen Anforderungen nicht an dem zur Liquida⸗ 
tion fehgefeßten Tage, fo ift innerhalb eines kurzen Termined ein anderer 
Kommiffiondstag anzuberaumen,, und zwar auf Koften des Säumigen, wenn 
derfelbe wegen feines früheren Ausbleiben nicht hinreichend fich zu rechtfertigen 
vermag. 

Nach vergeblihem Ablaufe diefes Termins tritt ſodann das Ungehorfams- 
verfahren in folgender Weife ein: 

1. ZA das zur Liquidation berufene Individuum ein Nuflitalbefiger, fo tft 
in Bezug auf den betreffenden Gteuergegenftand ausfchließend mit dem hierauf 
berechtigten Dominifal-Nentenbefiger zu liquidiren: die mit diefem abgefchlof- 
fenen Liquidationsprotofolle find fodann dem ungehorfam ausgebllebenen Rus 
Rifalbefiger unter Anberaumung eines Termins von vier Wochen zur Aner⸗ 
lennung oder Erinnerung mitzutheifen. 

2. Gehört der ungehorfam Ausgebliebene zur Klaffe der Dominifal-Ren« 
tenbefiger, fo iſt ausfchließend mit dem betreffenden Ruftitalbefiger zu liquidiren, 
und das mit biefem aufgenommene Liquidationsprotofoll dem ungehorfam Aus» 
gebliebenen unter einem gleihen Termine von vier Wochen zur Anerkennung 
oder Erinnerung zugufchließen. 

3. Rach fruchtlofem Berfluffe diefer Termine find in dem einen wie in 
dem anderen Falle die Katafter auf den Grund der Liquidationsprototolle abzu⸗ 
fipließen uud nach $. 114 des Grundſteuergeſetzes die definitive Stewerpercep- 
tion anzuordnen und zu promulgiren, worauf fodann die Befimmungen der 
65. 93 und 95 des erwähnten Geſetzes mit ben hierin fefigefegten Terminen 
und Präfudizien ihre volle Anwendung finden, 
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4. Erſcheint für den betreffenden. Steuergegenfland: weder. der Ruſtikalbe⸗ 
figer no der. Dominikalrentenbefiger :bei der. Liquidationsverfandlung, fo: if 
die Parzelle nach dem aus den rentamtlichen Steuer» und Heberegiftern und 
den nach $. 66 des Gefeßes vom 15: Auguft: 18284 zu ı verfafienden Befisliften 
und aus den Amisalten hervorgehenden Beſitzſtande, und foferne alle: diefe 
Momente keinen Anhaltspunkt darbieten, nach der bann hervortretenden Prä- 
fumtion des freien unbelafteten Eigentums in das.Katafler einzutragen, und 
das Katafter zum Abfchluffe zu bringen, worauf fodann auch in dieſem Falfe 
die Beflimmungen des erwähnten $. 95 des Grundfleuergefeges vom 15. Auguft 
1828 in Anwendung fommen, 

5. Im den Kataftern iſt jederzeit zu-bemerken, daß und in welcher Weiſe 
das Ungehorfamsverfahren fatigefunden hat. 

6, Alle durch Ungehorfam veranlaßten Koften- und: Schaͤden haben: bie 
Veranlaſſer zu tragen. 

Die Entfcheidung: hierüber ſteht der Katafterftelle zu, von welcher: der Be- 
thelligte in jedem Falle die Berufung an das Staatsminifterium der Finanzen 
und im abweifenden. Kalle an ben. Königl, Staatsrath ergreifen kaum, 1 i, 

U. Der tm $. 97 des Orundfeuergefeßes vom 15. Auguf 1828 fire. die 
bereits definitiv befteuerten Landestheile nach $; 95 diefes Geſetzes beſtimmie 
Drakfufionstermin fängt erſt vom dem Tage zu Iaufen an, an welchem die in 
einem Liquibirungsbezirfe. nad $. 119 des eek er — — 
Kataſterberichtigung als vollendet proklamirt wird. 

UL, Gegenwartiges Geſetz tritt vom Tage feiner: — — in Wirk⸗ 
ſamleit. 

AUnſer Staatsminiſterium der Finanzen iſt mit dem Vollzuge ae 
beauftragt. 

$. 59. Gefeg vom 28. Dezember 1831, Amtshl, M 20 vom 
Jahre 1833, p. 194, den 8. 5 des Hausfteuergefeges vom 15. Auguft 
1828 betr. 

Ludwig, 8 | 
Wir haben zur Durchführung des Hausfleuergefeßes vom 15. Auguf 1828 
nach Vernehmung Unſeres Staatsrathes, unter Beirathung und Zuſtimmung 
Unferer Lieben und Getreuen, der — des Reiches, zu verordnen — 
ſen, wie folgt: 

— Der $. 5 des — vom 15. Auguſt 1828 — auge 
hoben, 

$. 2. Der geringfte Sat für die Beflenerung der: Gebäude nach Mieten 
wird ſowohl für. Haupt». ald Nebengebäude in dem unter a des 9,4 en 
Geſetzes gedachten Falle. auf fünf Gulden feſtgeſetzt. ar 

$. 3. Für den in eben jenem $. des Hausfteuergefeßed vom 15, Pen 
1823 unter » erwähnten Tal wird als Minimum der ſteuerbaren, überbauten 
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und zu Hofräumen verwendeten Fläche !/,ütel: eines. bayeriſchen Tagwerks zu 
40,000 Quabratfuß, und als Marimum diefer Fläche "tel eines Tagwerks 
feftgefet. 

6. 4. Unfer Staatsminifterium der Finanzen ii mit dem Vollzuge bie» 
ſes Gefebes beauftragt, welches durch das Geſetzblatt des Reiches verlündet 
werben foll. 


$. 60. Gefeg vom 1. Juli 1834, Amtsbl. M, 38, p. 409, die 
Abänderung des $. 114 des Grundſteuergeſetzes betr. 


Ludwig, 8 


Bir Haben nah Bernefmung Unferes Staatsraths und mit Beirath 
und Zufimmung Unferer Leben und Getreuen, der. Stände des Reiches, im 
Beziehung auf die Abänderung des $. 114 des Grundfleuergefeßes befchloffen 
und verorbnen hiemit wie folgt: 

$. 1. Die Beftimmung des $. 114 des Grundflenergefeßes vom 15. Aus 
guſt 1828: 

daß die definitive Steuer, fo wie in einem Poltgei » oder Liquidationsbezirke 
das Brunbfteuerkatafter gefchloffen ift, foglelch in Verception gefett werben fol, 
unterliegt folgenden Modifikationen. 

$. 2. Die Einführung der definitiven Steuer in ben neu Tataflrirten Be- 
zirken, foll erfi dann erfolgen, wenn das Grundfieuerlatafter in einem ganzen 
Kreife vollendet iſt. 

Diefem ſchließt ſich der nächfivollendete Kreis an. Sind zwei Kreife nad 
den Normen bes Geſetzes vom 15. Auguft 1828 vollendet, fo werden periodiſch 
von 3 zu 3 Jahren alle übrigen Bezirke, in denen das definitive Katafler an⸗ 
gefertigt if, der definitiven Grund», Dominikal⸗ und Häuferbefleuerung mit der 
5. 7 bezeichneten Ausnahme unterzogen. 

$. 3, Ergibt fih hiebei eine bedeutende Erhöhung oder Verminderung 
in dem Ruftitalfteuerfimplum eines Kreifes, oder in der Summe ber Ruftifal« 
ſteuerſimplen mehrerer nach dem Geſetze vom 15. Auguft 1828 vollendeter Kreife 
und Bezirfe, welde für diefe Berechnung immer ein Ganzes zu bilden haben, 
in der Art, daß jene Differenz wenigflens fünf Prozent des proviforifhen Ru 
ſtikalſteuerſimplums beträgt, fo if die Staatsregierung ermächtigt, in dem felt 
dem Jahre 1828 neu Fataftrirten Gefammtbezirke jene Zahl von Ruftifalfktener- 
fimplen erheben, und zwiſchen den Staatd- und Kreisfonds nach dem beflehen- 
den Berhältniffe tpeilen zu laffen, welche demnach dem proviſoriſchen Ruftilal» 
fteuerfuße auffommenden Jahresbetrage dieſer Steuergattung nach der Beftim- 
mung des Finanzgefeßes entſpricht. 

Doc follen Feine Heineren Brüche von Simplen als oder 1/,, angenommen 
und hienach Toll die dem bemerkten Zahresbeirag zunächft kommende Anzahl 
fefgefeßt werden, 

6.4 Dem Rezattreife kommt bis zur Einführung der definitiven Steuer 
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auf Adrehnung. ein jährlicher Rachlaß von 100,000 fl. an ber Ruſtikalſteuer 
zu Gute, h 

So lange bie definitive Steuer nah dem Geſetze vom 15. Auguft 1828 
allein im Rezatkreife beftehen wird, fol, in fo fern das Simplum ber definiti⸗ 
ven Ruſtikalſteuer den Betrag des proviforiihen, nah Minderung des leßtern, 
um 25.000 fl. noch überfleigt, zum Zwede der im vorfiehenden $. 3 bemerften 
Berechnung der Zahl der zu erhebenden Ruſtikalſteuerſimplen, die proviforifche 
jährliche Ruftikalfteuerfchuldigfeit um 100,000 fl. auf Abrechnung gekürzt 
werden. 

6.5. Die Ausantwortung der Steuerkatafter fammt Duplifaten, Plänen 
und Auszügen gefchieht fogleih nach deren vollendeter Herflellung in den ein- 
seinen Yolizeibezixten, durch die Steuerfatafterlommiffion an die oberfie Kreig- 
verwaltungsftelle, 

Letztere bat fofort für die Umfchreibung ber Befißveränderungen in den 
Umſchreibkataſtern der definitiven Steuern neben der Fortführung der provi⸗ 
forifhen Steuerfhuldigkeitsbeträge bis zum Eintritt der Perception der neuen 
Steuer Sorge zu tragen. 

Die $$. 69 und 70 des Grundfieuergefeßes, fowie deſſen Belimmungen 
über Umfchreibung (Ti — 82) kommen daher fogleih nach erfolgtem Abfchlufle 
und Ertrabition der Ratafler des einzelnen Amtöbezirkes zum Bollzug. 

$. 6. Nach Auspändigung der Kataflerauszüge an die Steuerpflictigen 
it in jeder Gemeinde der Anfang des auf ein Zahr drei Monate für die Grund» 
fteuer fefigefeßten präffufiven Termines zur Anbringung der Rellamationen 
förmlih proffamiren, und hierüber ein Protokoll aufnehmen zu laſſen; und es 
Läuft fomit von diefem Zeitpuntte an der im $. 93 des Grundfleuergefebes für 
die Nellamationen feſtgeſetzte Termin. 

$. 7. Im Rheinfreife werden nach vollendetem Abfchluffe der Katafler 
eines Kantons diefelben an die Behörden und Gemeinden nicht blos zur Um- 
fchreibung der Befißveränderungen und Einleitung des Rellamationsverfahrens 
nach den Borfchriften des Grundfteuergefeßes extradirt, fondern fie dienen zu- 
glei in Verbindung mit den Häuferfleuerfataftern, um das bisherige Grund- 
fieuertontingent der neu Fataflrirten Kantone unter fich, des Kantons unter bie 
Gemeinden, und der Gemeinden unter die Steuerpflictigen zu repartiren. 

Diefe Zahreöfteuer, nad dem definitiven Katafter, gibt die Grundlage bie- 
fer Repartition. 


5. 8. Die Abgaben von Bergwerken find durch bie definitive Grundfleuer 
nicht aufgehoben, 

$. 9. Die Beflimmungen des gegenwärtigen Geſetzes find vom Jahre 
1833/;, einfchließlih an wirkſam. 

$. 10. Unfer Staatsminifterium der Finanzen it mit dem Vollzuge des⸗ 
felben beauftragt, welches durch das Gefehblatt zu verkünden if. 
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8. 61. Beihluß der Könige. Steuerfatafter-Kommiffion vom 16. 
Detober 1839, Amtsbl. M:9 vom Jahre 1841, p. 76, die Unverän- 
derlichfeit der Grundfteuer nach S. 3 des Grundfteuergefeges betr. 

Nachdem im $. 3 des Grundſteuergeſetzes im Allgemeinen ausgefprochen 
ift, daß „die einmal ausgemittelte einfache Grundſteuer unverändert bleibe, fo 
lange der Befleuerungsgegenfland dauert, und nachdem anderfeits in der Um» 
fchreibinftruftion für den Rheinkrels vom 1. Februar 1834 als jüngfle Norm, 
$, 15, der obige $. 3 des Geſetzes ausdrücklich dahin erläutert if, daß eine 
bloße Aenderung in der Kulturart eined Grundflüdes feine Steuerumſchreibung 
(Mehrung resp. Minderung) begründe, fo wird auf die verſchiedenen Anfragen 
in diefer Beziehung befchloffen, was folgt: 

a) Aeder, Wiefen, Weinberge, Raldungen, Debungen, Baupläße, Gärten 
ꝛc. behalten nad befwiedenen Nellamationen ihre urfprüngliche Bonitätgklaffe 
unverändert, auch bei jedem alenfallfigen fpätern Wechfel ihrer Kulturart bei. 

b) Grunditüde, welche fpäter überbaut werben, behalten ebenfo unverän» 
dert ihre urfprüngliche Bonität bei, und 

c) das Gleiche wie bei b) gilt für den Fall, daß überbaute Flächen wieder 
in unüberbaute zurüdtreten. 


$. 62. Entjchließung der Königl Regierungs- Finanzlammer vom 
28. Januar 1831, Amtsbl. AM 12, p. 89, die Einführung des Steuer: 
befinitioums in der Pfalz betr. 

Der $. 114 des allgemeinen Grundfleuergefetes vom 15, Auguft 1828 
(Amisbl. p. 288 und 259) fpricht unbedingt aus, daß die definitive Steuer fo» 
gleich .in Perzeption zu feßen fey, wenn das Grundſteuerkataſter in einem Li» 
quidirungsbezirte nefchloffen if, und daß von diefem Zeitpunkte an die bisher- 
igen Gefeße über die Beftenerung der Grundflüde 20. ıc. bezüglich dieſes Be⸗ 
zirks außer Wirkung treten, 

Diefer $.:114 des allegirten Geſetzes hat zwar durd die Geſetzesnovelle 
vom 1. Zufi 1834 (Amtsbl. p. 409 und 410) einige: Abändberungen‘ erlitten; 
allein die. $$. 2 — 6 diefer Novelle haben Lediglich auf die: fieben älteren Kreife 
bes Königreichs Bezug, und die in $. 7 enthaltene Mopifitation,: welche allein 
die Pfalz berührt, ändert nur die Art der kantonsweiſen Benützung ber defini- 
tiven Grundfleuerfatafter, ohne den: Zermin der Kataflereinführung und fomit 
des Erlöfchens der älteren Steuergefeße zu verrüden, 

Auf die Häuferfteuer, welche uach dem befondern Geſetze vom 15. Auguſt 
1828 (Amtsbl. p. 293) regulirt wird, hat die ebenerwähnte Geſetzesnovelle 
ohnehin gar keinen Bezug und die Beflimmungen der $$. 33 bis 39 jenes Gr 
feßes treten demnach fogleich mit dem Grundfieuerfatafter in Wirkfamteit. 

Aus allem diefem folgt, daß in den definitiv Tataftrirten Kantonen an bie 
"Stelle aller früheren, auf Grundflüde und Gebäude bezüglichen Steuern, die 
definitiven Steuern geireten find,’ daß demnach in diefen Kantonen von Grund» 
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Rüden, Fiſchwaſſern, Jagden und Häufern Feine anderen, als die definitiven 
Grund», Fifhwafler-, Jagd⸗- und Hausfleuern mehr erhoben werben können, 
und daß demnach mit der Einführung der Katafler die Thür- und Fenfterfleuer 
ceffirt. 

Nah dem allegirten Geſetze vom 1. Zuli 1834 und nach dem’ füngften 
Einanzgefebe muß jedoch das bisherige Kontingent der berührten Steuern uns» 
verändert forterhoben werben, 

In denjenigen Kantonen der Pfalz, in welchen das Kataſter vollendet und 
die Einführung desfelben proffamirt ift, traten demnach bezüglich der Steuer- 
umlegung folgende Mobifitationen ein: 

1. Die Thür⸗ und Fenflerfieuer Hört als ſolche gänzlih anf; dagegen wird 

2. die Hausfteuer mit drei Simpeln der definitiven Katafter erhoben ; 

3. Die Summe des Jahresbetrages diefer Hausfteuer wirb von der Summe 
des bisherigen Grundfteuerfontingents und der Thür- und Fenſterſteuer abge» 
zogen und der Ref im Sinne des $. 7 des Geſetzes vom 1. Zuli 1834 nad 
dem Berhältniffe der kataſtrirten Grund», Fiſchwaſſer und Yagdfleder repartirt. 

Sn Gemäßpeit höchſten Finanzminifterialreferipts vom 12. Januar d. J. 
wird im ben bereits definitiv fataftrirten Kantonen Katferslautern, Diterberg, 
Winnweiler, Neuftapt, Dürkheim, Landau und Edenkoben von 18*1/, anfangend 
hienach verfahren werben. 

Zugleich wird bemerkt, daß vermöge eben allegirten höchſten Reſcriptes die 
Prüfung und Entſcheidung der Beſchwerden gegen bie Hebrollenanſätze in den 
definitiv kataſtrirten Kantonen als gefeßlich zum ausſchließenden Wirfungstreife 
ber Sinanzlammer gehörend erklärt und hierinfals der $. 106, pag. XLIII. 
der infiruftiven Berorbnung vom 28, Juli 1818 abgeändert worden if, 

$. 63. Zufolge Gefeg vom 11. April 1843, Amtsbl. M 50, 
p- 439, fteht den Befeftigungswerfen und militärifchen Gebäuden der 
auf Bayerifchem Gebiete mit Zuftimmung des Königs errichteten und 
errichtet werdenden teutfchen Bunbesfeftungen die Steuerfreiheit a. 

4, Titel, Gewerbfieuer. 
5. Band, P. 310. 

F. 64. Verfügung der Königl. Kreisregierung vom 11. Februar 
1832, Amtsbl. Mu 10, p. 158, bie Beſteuerung auswärtiger Gewerbe 
im Rheinkreiſe betr. 

Der $. 18 der Gemwerbfleuerverorbnung vom 14. April 1820 unterwirft 
jeden Ausländer, welcher im Rheinkreiſe auch nur augenblicklich ein Gewerbe 
ausübt, der Gewerbfleuer für dus Taufende und die folgenden Quartale des 
Sieuerjahrs. 

Aus der Faſſung obiger Verfügung hat man die irrige Folgerung ziehen 
wollen, daß in der Regel jedem Ausländer gegen Entrichtung der Patentgebühr 
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das Recht zuflehe, in jeder beliebigen Gemeinde des Rheinkreiſes, ohne als 
Bürger aufgenommen zu fepn, fich nieberzulaffen und fein Gewerbe dafelbft fo 
lange auszuüben, als biefes ihm zuträglich ſcheine. 

Um diefer zu großen Mißbräuchen führenden Auslegung des $. 18 der 
Gewerbfleuerverorbnung zu begegnen und die Nachiheile, welche daraus den 
inländtfhen Gewerbireibenden erwachfen, zu befeitigen, werben hiemit alle mit 
dem Bollzuge des Gewerbfteuergefebes beauftragte Behörden dapin belehrt, daß 
der Natur der Sache nad jener Artifel nur für jene Fälle feine Anwendung 
finden könne, wo Ausländer zu öffentlichen Bauten, zu Unternehmungen, Lie 
ferungen oder zufolge befonderer Bewilligungen zum Haufiren zugelaflen wer- 
den, — ferner wenn Ausländer nad dem $. 11 der allegirten Berorbnung in 
Folge der Reziprozität für den Bezug der Märkte, oder endlich Reifende für 
ausländifche Handlungshäufer und Fabriken, welche Baarenbeflellungen machen, 
zur Zahlung der Patente anzupalten find. 

Die Anfäßigmahung von Ausländern ober ihre Nieberlaflung in einer 
Gemeinde hängt lediglich von der Bewilligung der fompetenten Polizeibehörde ab 
und feineswegs von der Ausfertigung eines Patents zum Betriebe ihrer Gewerbe. 

Den Königl. Steuerfontrolämtern wirb demnach hiemit ausdrücklich unter- 
fagt, ſolchen ausländifhen Gewerbtreibenden, welche ihre Anſäßigmachung in 
einer Gemeinde des Rheinkreifes auf die Bezahlung eines Patents begründen 
wollen, diefes fo lange zu verweigern, bis fie die Bewilligung zu ihrer Nieder- 
laffung oder Anſäßigmachung in einer Gemeinde don. ber deffallfigen Polizel- 
behörde beibringen. 


$. 65. Verfügung der Königl. Kreisregierung, Kammer der Fi: 
nanzen, vom 5. November 1832, Amtsbl. M 7I, p. 636, die Pa- 
tentformularien. betr. | 


Auf die amtliche Anzeige, daß mehreren in auswärtigen Gemeinden ihr 
Gewerb betreibenden Individuen deßwegen Hinderniffe in ihrem Gefchäftsbetriebe 
in den Weg gelegt werben, weil diefelben noch keine Patente in Händen haben, 
werben die mit der Auffiht über den Bollzug der Gewerbfieuerverordnnng be» 
auftragten Polizeibeamten darauf aufmerkſam gemacht, daß die Patente erft 
nach der Anfertigung und Publifation der Gewerbfieuerhebrolfen ben Gewerb- 
treibenden zugeſtellt werden können, biefe aber nichts deſto weniger befugt find, 
gleih mit dem Anfange des Etatsjahres, ihre Gewerbe zu betreiben, fobald fie 
über den Betrieb derfelben ihre Dellarationen bei ihren Ortsvorfländen ge» 
macht haben. R 

Die Polizeibehörden werden daher angewieſen, jenen Gewerbtreibenden 
welden aus dem angegebenen Grunde noch Fein Patent zugeftellt werben konnte, 
die fich aber dur ein legales Zeugniß ihrer Ortsvorflände über die zum Be- 
triebe ihrer Gewerbe abgegebenen Dellarationen ausweifen, Leine Hinderniffe 
in der Ausübung berfelben in den Weg zu legen. 
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$. 66. Die Verfügung der Königl. Regierung der Pfalz, Kammer 
der Finanzen, vom 24, Januar 1834, Amtsbl. Mr 8, p. 95, die Auf⸗ 
ficht auf die ©ewerbfcheine betr., bringt nur die Beflimmungen der 
Art. 33, 34 und 39 der allerhöcften Verordnung vom 14. April 


1820, Amtsblatt M V. p. 52, zur genauen Beobachtung in Erin- 
nerung. ' 


$. 67. Berfügung der Königl. Kreisregierung vom 14. Dezem⸗ 
ber 1838, Amtöbl. Mi 65, p. 613, die Befteuerung der Gewerbsge⸗ 
bülfen betr. 


Zur Herbeiführung der verhältnigmäßig gleichen Befleuerung der Gewerb- 
treibenden einer und derfelben Gattung beftimmt der $.5 des allerhöchſten Pa- 
tentediftes vom 14, April 1820, daß jeder Gewerbtreibende, welcher nicht ſchon 
nach der Anzahl feiner Gewerbmaſchinen oder Induftriewerkjeuge verhältniß- 
mäßig in dem Tarif As IL. befleuert wird, außer der in den Tarifen feflgefeß- 
ten Gebüpr, noch die weitere Gebühr eines Biertels für jeden Gefchäftsgehülfen 
zu entrichten babe. 

Um in diefer Beziehung den Königl. Steuerfontrollämtern einen verläßigen 
Anhaltspunkt bei der Aufnahme der befraglichen Gewerbsgebülfen an Handen 
zu geben, ſieht man fi veranlaßt Folgendes zu verfügen : 

1. Die Bürgermeifter oder Polizeibeamten der Kantonsorte und Gemein- 
den über 1500 Seelen, haben ein Regifter über alle Gewerbtreibende ihrer &e- 
meinde, welche Gefhäftsgehülfen verwenden, nad dem beifolgenden Formulare 
zu eröffnen, darin die Ab» und Zugänge Monat für Monat pünktlich vorzu⸗ 
merken, und einen beglaubigten Auszug besfelben am 1. October eines jeden 
Jahres dem einfhlägigen Königl. Steuerfontrollamte zuguftellen. 


2. Vesteres hat fodann die Reviſion ihres Inhaltes mit der bereits in ber 
primitiven und den drei erfien Quartalsnadhtragsrollen befteuerten Gehülfen- 
zahl vorzunehmen und nad dem Refultate derfelben die geeigneten Berichtig- 
ungen resp. Ergänzungen in der Mutterlifte für das leßte Quartal zu veran- 
laffen, wobei jedoch für jeden Gewerbtreibenden die mittlere Anzahl der während 
des Zahres in Arbeit geftandenen Gehülfen zum Grunde gelegt werden muß. 
Eben fo if bei Maurern, Zimmerleuten, Tünchern, Baumeiftern ıc., deren ta» 
rifmäßige Gewerbfieueranfäge fon unter Berüdfihtigung der gefchäftslofen 
Wintermonate moderirt find, die mittlere Anzahl der Gehülfen nah dem Ber» 
bältniffe der gewöhnlichen Arbeitdmonate vorderfamft ausyumitieln. 

3. Bei vortommenden Zweifeln oder Anfländen haben ſich die Ortevorflände 
an die betreffenden Königl. Steuerfontrollämter zu wenden, welche fich beeilen 
werben, ihnen die zum genauern Bollzuge biefer Verordnung erforderlichen 
Auffchlüffe und Anleitungen, nötpigenfalls im Einvernehmen mit dem Königl. 
Landkommiſſariate zu ertheilen, 


.“ 
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Durch gegenwärtige Anordnung ſoll jedoch hinſichtlich der Gewerbireiber 
ben, welche die vorgeſchriebenen Erklärungen über die Anzahl ihrer Gehälter 
au machen unterlaffen, oder durch gefliffentlid ungetreue Angabe zu Unrigtig 
keiten in der Führung der obenerwähnten Negifter Beranlaffung geben, ven 
Strafbefimmungen der $$. 37 und 38 des allerhöchften Patentedikts Leine Berie 
trächtigung geſcheben, fondern es wird vielmehr den betreffenden Polizeibeamten, 
ſowie den Königl. Steuerfontrolämtern hiemit wiederholt zur Pflicht gemast, 
alle dergleichen Zumiderhandlungen fireng zu beauffihtigen, und die geſetzliche 
Verfolgungen gegen die Straffälligen vorſchriftsmäßig einzuleiten. 


735 
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$. 68. Berfügung der Kreisregierung vom 6. April 1835, den 
Bollzug des Art. 18 des Zollvereinigungsvertrags binfichtlich der Han: 
belsreifenden Cinsbefondere die Gewerbfteuer verfelben), Amtsbl. M 
18, p. 197. 


Zufolge der Verordnung unterferiigter Stelle vom 15. September 1825 
(Amtobl. 1825 47 VL) follen Reifende ausländifcher Handlungshäufer und 
Sabrifanten, welche im Rheinkreiſe Mufter und Waaren auf Beflellungen an 
bieten, glei den Inländern zur Gewerbfleuer angezogen werben. 

Nah Art. 18 des Zollvereinigungsvertrags vom 22. März 1833 (Amisbl. 
A 56) follen jedoch ſolche Handelsreifende aus den Bereinsftaaten, welche nicht 
Baaren felbft, fondern nur Mufter derfelben bei fih führen, um Beftellungen 
zu fuhen, wenn fie die Berechtigung zu biefem Gewerbsbetriebe in dem Ber- 
einsftaate, in welchem fie ihren Wohnfig haben, durch Entrichtung der geſetzli⸗ 
chen Abgaben erworben haben, oder im Dienfte folcher inländifhen Gewerbtrei⸗ 
benden oder Kaufleute fliehen, in ben anderen Staaten Feine weitere Abgabe 
hiefür zu entrichten verpflichtet ſeyn. 

Da diefe ausnahmsweife Begünftigung ber Gewerb⸗ und Handeltreibenden 
der Bereinsländer ausbrüdlich von dem Rachweiſe der Berechtigung zum Ge 
werböbetriebe in den Staaten, welchen fie angehören, abhängig gemacht if, fo 
werden die Polizeibehörben hierauf mit der Welfung aufmerkfam gemacht, ſich 
in vorfommenden Fällen durch Einfiht und Prüfung ber Gewerbslegitimationen 
folcher NReifenden über die Erfüllung obiger Borbedingung zu verläßigen, und 
bei der erſten Bifirung nach Betretung des biesfeitigen Gebietes auf dem Pafle 
der Reifenden hievon zum Behufe der ungehinderten und abgabenfreien Aus 
übung ihrer Gefchäfte geeignete Bormerkung) zu. machen. 

Zugleich werden auch die Gewerb⸗ und Handeltreibenden des Kreifes an 
durch von obigen Vorfihriften in Kenntniß gefeßt, damit fie, im Galle fie in 
anderen Staaten des Bereindgebietes Beftellungen ſuchen oder Ankäufe machen 
wollen, nicht unterlaffen, fi mit ipren Gewerbspatenten zu verfehen, um fih 
damit hei den betreffenden auswärtigen Poltzeibehörben Tegitimiren und bie 
gleichmäßige Begünftigung der Freiheit von weitern Abgaben bei Ausübung 
ihrer Gefchäfte genießen zu können. 

$. 69. Beſchluß der Königl. Regierungs-Finanzlammer vom 4. 
uni 1835, Amtsbl, M 26, p. 285, die Ausftelung von Gewerbe 
certififaten und Patenten betr. 

Da fih in Bezug auf die Ausfertigung der nach der allerhöchſten Berord- 
nung vom 14. April 1820 den Gemwerbfleuerpflichtigen bis zur Auspändigung 
des Patentes zuzuftellenden Gewerbscertififate — fowie in Bezug auf die Zühr- 
ung ber Gewerbe. Deflarationdregifter — Anftände ergeben haben, fo findet ſich 
die unterzeichnete Stelle zu nachflependen Weifungen veranlaßt : 
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1. In den nach 5. 21 der allegirten Verordnung au führenden Regiftern 
über die Gewerbsdeklarationen ift von den betzeffenden Ortsvorſtaäͤnden bei der 
Aufnapme der Deklaration jedesmal das Datum, unter welhem ber: Eintrag 
exfolgte,. und zwar in ber für, die Unterfoprift angewiefenen Spalte, ‚und un. 
mittelbar vor der Unterfchrift beizufügen. 

2. Bei den Zeugniffen, welche die Ortövorflände bis. zur Einhändigung 
des Gewerbspatentes fiber die erfolgte Deklaration des Gewerböbetriebes auszu⸗ 
ftellen haben, iſt ſich auf das betreffende Deklarationsregifler zu —— und 
daher am Schluſſe genanntem Certifikate beizufügen : 

„und iſt diefe Erklärung in dem Deklarationsregifter unter M'. . 
„eingetragen.“ 

Die fämmtlihen Stenereinnehmer und Ortovorſtände werden übrigens auf 
die im Betreff der Ausfülung und Einhändigung der Gewerbspatente erlaffenen 
Verfügungen vom 1. Auguft 1822 (Intgzbl. ©. 545), und vom 3. Geptem- 
ber 1827 (Intgzbl. ©. 407), aufmerlfam gemacht, und zu deren genauen 
Beobachtung angewieſen. 


— Die Gewerbſteuer der Agenten auswärtiger Brandaffefuran- 
zen, fiehe im 3. Buche unter Brandaffefuranz, $. 63. 


$. 7% Beſchluß der Königl. Regierung der Pfalz; Kammer ver 
Finanzen, vom 30. März 1840, Amtshl. Ma 18, p. 93, die Ausfer- 
tigung der Gewerbspatente betr, 


Es iſt mehrfältig bemerkt worden, daß die Gewerbspatente unausgefertigt 
bei den Steuereinnehmern liegen bleiben, und ben Gewerbtreibenden nur auf 
ihr befonderes Berlangen zugeſtellt werden, 

Hiedurch wird aber der Zweck diefer Patente, insbefondere die: Kontrolle 
gegen die Öewerbtreibenden und bie Aufjücht über die Beobachtung der gewerbs⸗ 
gefeglichen Befimmungen gänzlich vereitelt, und dem Gewerbömanne, welder 
den beftehenden Vorſchriften Genüge geleiftet hat, der Nachweis hierüber, wofür 
er ben Stempelbetrag entrichten muß, vorenthalten. 

Um dieſe Mißſtände zu befeitigen, wird biemit in Konformität mit dem 
$. 30 der Gewerbfieuerverorbnung vom 14. April 1820 (Amtsbl. p. 37 2c.) und 
mit der bdiesfälligen Berfügung vom 1. Auguf 1822 (Intelligenzbl. p. 545) 
verfügt, was folgt: 


1. Der Steuereinnehmer hat, fobald ihm vom Königl. Rentamte die Ge- 
werbspatentformulare zugefommen find, für jeden in der Hebrolle vorkommen⸗ 
sen Gewerbtreibenden das ihm beflimmte Formular durch Eintragung feines 
Namens, Wohnortes und Gewerbes, des Artikels der Hebrolle, und der hienah 
Quldigen Gewerbſteuer auszufüllen, und die fonach ergänzten Formulare bin« 
sen vierzehn Tagen, a dato des Empfangs der Formulare, den betreffenden 
Bürgermeifterämtern zuzuſtellen. 


fi 
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2. Die Bürgermeifterämter haben hierauf jedes diefer Formulare von dem 
betreffenden Gewerbstreibenden unterfchreiben zu laſſen, mit dem Datum , mit 
ihrer Unterfehrift und dem Auisſiegel zu verfefen, und die fo ausgefertigten 
Patente vierzehn Tage nach deren Empfang an den Steuereinnehmer zurüdzu- 
ſtellen. 

3. Bei der erſten, hierauf erfolgenden Steuererhebung hat der Einnehmer 
jedem Gewerbſteuerpflichtigen fein Patent zuzuſtellen, und hiefür den Betrag bes 
Stempels zu erheben, und dies bei Bermeidung einer Orbnungsfirafe. 

4, Die Königl. Steuerlontrollämter haben bet jeder Gelegenheit von dem 
pünktlichen Bollzuge diefer Anordnungen fich zu überzeugen, und jede Zuwider- 
bandlung der unterfertigten Stelle anzuzeigen. 


$. 71. Beſchluß der Regierungs -» Finanzfammer vom 5. Sep⸗ 
tember 1840, Amtsbl. M 52, p. 327, die Verrechnung der Patents 
Stempelgebühren betr. 


Zur Befeitigung der VBerfchiebenpeit des Verfahrens der Rentämter in ru- 
brizirtem Betreffe werden, unter Bezugnahme auf den Erlaß vom 16. Februar 
1833 (Art. 3) im Amtsblatt ©. 139 und jenen vom 30, März 1840, Amtsblatt 
5.9 —, die Befimmungen einer bereits beflebenden Snflrultion vom 20. 
Auguft 1818 mitgetheilt und resp. erneuert: 


1. Die Berfendung der geftempelten und gebrudten Patentblätier gefchieht, 
auf jedesmalige biesfeitige Weifung, durch das Königl. Stempelamt an bie 
Rentämter, welche die empfangene Quantität, glei dem übrigen Stempelpa- 
pier, in Materialeinnahme zu flellen haben. 


U. Die Königl. NRentämter vertheilen bie Patentblätter fogleih an bie 
betreffenden Steuereinnehmer gegen baare Zahlung bes Beitrags. Die Zapl 
der abzugebenden Blätter wird nad den jährlichen Haupt» und Nachtragsrollen 
bemefien und dem Königl. Stempelamte jebesmal befonders angezeigt. 


2. Diejenigen Patentblätter, von welchen, wegen irriger Befteuerung 
ober wegen Zahlungsunfähigkeit der Debenten, fein Gebrauch gemacht worden 
ift, Fönnen von ben Steuereinnehmern den Königl. Rentämtern unter genauer 
Angabe des erfolgten Steuerentladungsbeichluffes und gegen Rüdvergütung 
des Stempelbeirags wieder zurüdgegeben werben, 


IV. Das Rentamt fendet diefe, durch einen Duerfirich zu kaſſirende, Pa- 
tentblätter mit einer fummarifchen Konfignation an das Königl. Stempelamt 
zurüd, und erhält von diefem einen Empfangsfchein, auf deffen Borlage pin 
die quittirten Blätter in der Quartaldftempelrehnung iu Abzug gebracht werben, 

In den Formularien der Stempelrechnungen ift das biesfalls Erforderlihe 
handſchriftlich beizufügen. 

V. Bei dem Siempelamte werden die unverwendet gebliebenen Blätter in 
Rückeinnahme geflellt, am Ende des Zahrs, narh vorheriger Prüfung durch bie 
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aufgeflellten Kontroleurs zernichtet, und bei ber —— in Ausgabe 
abgeſchrieben. 


VI. Ausfertigungen von Duplikaten werden nicht auf — Blätter, 
fondern auf gewöhnliches Stempelpapier ertheilt. 
Dienach iſt fih in der Folge genau zu achten. 


Zweites Eapitel. 
Erhebung der Steuern. 
5. Band, p. 340, 


$. 72. Berfügung der Königl. Kreisregierung vom 16. Februar 
1833, Amtsbl. M 12, p. 139, bie Verzeichniffe ungiebiger Steuer: 
quoten betr. . 


Zur Defeitigung mannichfaltiger Mißverfländniffe und in der Abficht, den 
Verfügungen bes Kapitel IL. der infirultiven Verordnung vom 28. Juli 1818 
binfihtlih der Inſtruirung ungiebiger Steuerquoten einen vollfändigen und 
gleihförmigen Vollzug zu fihern, ſieht man fich veranlaßt, folgende erläuternde 
Beſtimmungen zu erlaflen, 


Art. 1. In dem Gutachten der Steuervertheiler über ungiebige Grund 
und Fenflerfleuerquoten wird häufig unterlaffen, von dem Umflande Meldung 
zu thun, daß die befraglichen Quoten auf dem vom Debenten felbf und allein 
bewohnten Haufe haften; fo zwar, daß es zweifelhaft bleibt, ob dasſelbe nicht 
an andere Perfonen vermlethet fey, und ob in diefem Falle der in Beichlag zu 
nehmende Miethzins Feine Mittel zur Dedung der Steuern dbarbiete, 

Zumellen befchränfen ſich auch die GSteuerverideiler auf bie Erklärung, 
„daß die Grundfleuerquote auf unbebautem Felde ruhe," ohne daß gleichzeitig, 
in Gemäßpeit des $. 167, 6 3 der inftrultiven Verordnung, der Beweis über 
die fruchtlos verſuchte Verpachtung der betreffenden Grundflüde geliefert wird. 

Zur Unterflügung der Perfonalfteuer- Nachlaßgefuhe wegen ftattgehabter 
Auswanderung wird öfters nur die Angabe des Einnehmers, dag der ausge» 
wanderte Steuerpflichtige weder Mobiliar», noch Immobiliarvermögen hinter 
laffen, beflätiget, ohne von dem wefentlihen Umſtande Erwähnung zu machen, 
baß der Debent auch ſchon vor der Auswanderung feine Zahlungsmittel befaß. 

Ebenfo vermißt man in vielen Gutachten der Lokal» Steuerbehörben die 
beflimmte Angabe des Datums ber ftattgehabten Auswanderungen oder Todes⸗ 
fälle, was jedoch der entfcheidenden Stelle zu wiffen unumgänglich nothwendig 
if, um die geeignete Imputation des Fonds, welchem die zu ertheilenden Per- 
fonal» oder Gewerbfteuer-Entladungen zur Laft fallen, fachgemäß verfügen zu 
fönnen. Iſt nämlich der betreffende Perfonalkteuerpflichtige ſchon vor Auffiel- 
Jung ber fummarifchen Mutterrolle und der Gewerbfieuerbebent vor Anfang 
bes Etatsiahres verfiorben oder ausgewandert, fo tritt im erfteren Falle wegen 
irriger Befteuerung die Wiederauflage und im zweiten die Abfepreibung ber 
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Prinzipalfumme an der Staats-Solleinnabme wegen Nichtbeirieb- des befteuer: 
ten Gewerbes ein. Es wäre übrigens geeigneter und dem $. 170 der infruf 
tiven Verordnung entfprechend, daß die Einnehmer in den beiden hier eben ger 
gebenen Fällen wegen irriger Befleuerung während der erfien drei Monate 
nach der Publikation der Hebrollen eine Reklamation ex officio anbrärhten. 

Den mit der Inftruirung der Nachlaßgefuche beauftragten Steuerfontrol« 
ämtern wird es zur Pflicht gemacht, die Reklamationsalten, denen die oben 
berührten Erforderniffe abgeben, gehörig ergänzen zu laffen, ehe fie der unter 
zeichneten Stelle zur Amtshandlung vorgelegt werten. Auch foll es bei Anfer- 
tigung der fummarifchen Mutterrolen fiets ein Gegenftand ihrer Aufmerkfam- 
fett bleiben, daß in dieſelben ſolche Individuen als perfonalfteuerpflichtig nicht 
mehr aufgenommen werben, welche bereits in den vorhergehenden Jahren auf 
den Verzeichniffen der Unzaplfähigen erfiheinen ; es fey denn, daß fich ihre Ver⸗ 
mögendumftände in der Zwifchenzeit dermaaßen verbeffert hätten, daß die Ein« 
bringung der ihnen auferlegten Beitragsquoten, wo nicht mit voller Gewiß- 
heit, doch mit der größten Wahrfcheinlichkeit erwartet werben bürfte, 

Art. 2. Mehrere Zahlungsunfähigkeits- Protokolle pro 18°1,,, waren mit 
folhen Formalitätsmängeln behaftet, daß fie die Nullität des Altes und fomit 
die Abweifung des Nachlaßgeſuches nad fich zogen. Es ift daher für die be» 
treffenden Einnehmer von Wichtigkeit, darauf zu fehen, daß die Steuerboten 
bei Errichtung der erwähnten Carrenzakten fih firenge an die Borfchrift der 
$$. 176 — 183, 190 — 192 der inftruftiven Verordnung, fowie der diesfeitigen 
Berfügung vom 27. Februar 1823, Sntgzbl. As 64, halten, und fih nament- 
lid von der Beobachtung folgender Formalitäten verfihern, nämlid : 

a) Daß das Zahlunggunfäptgkeits » Protofoll innerhalb 30 Tagen a dato 
bes Zahlbefehls, und daß Tetterer gleich nach Verfluß des erfien Terming, 
worauf feine Zahlung erfolgt ift, audgefertiget werde, 

b) Daß das befragliche Protofoll in der Wohnung des Debenten felbfl 
errichtet werde. Nur dadurch wird es dem Steuerboten möglich, dem $. 181 
zu genügen und die vorräthigen Effekten der Schuldner, file mögen der Pfän- 
bung geſetzlich unterworfen feyn oder nicht, namentlich aufzuzählen. Die häufig 
in ben Protofollen vorgelommene Meldung, daß „Nichts oder nur ödes Land“ 
vorgefunden worben, liefert den Beweis der größten Oberflächlichkeit und gibt 
zu erfennen, daß der Steuerbote fich nicht vorfchriftsmäßig in die Wohnung 
bes Debenten begeben habe. 

ce) Daß feine Gebühren für Zahlbefehle in Fällen der vor Anfang des be 
treffenden Steuerjahres flattgehabten Auswanderungen oder des Abfterbens In 
Aufrehnung fommen, indem diefe ald ganz überflüffig gemachten Koften ge 
firihen werden müſſen. Bei den Ausgewanderten if ſich überhaupt nicht des 
für die gewöhnlichen Zahlungsunfäpigfeits-Protofolle anwendbaren Formulars 
A X. der infiruftiven Berorbnung zu bedienen, fondern es if ein Abwelen- 
peitsprototoll nach Vorſchrift des $. 190 zu errichten. 
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| d) Daß die Zeugen die verrechneten Aſſiſtenzgebühren auch wirklich 
angelprochen und empfangen haben, und daß zufolge der biesfeitigen Ver⸗ 
fügung vom 21. Juli 1826, Intelligzbl. A 98, Feine dergleichen bei den 
Pfändungen von Früchten auf dem Halme, am Stode oder auf den Bäumen 
verrechnet werben. 


e) Daß für die zur gleichzeitigen Dedung von Steuern», Gemeindes 
und Kriegsgeldern gemachten Erefutionstoflen nur die einfache Gebühr in 
Anrechnung gebracht, und dabei überhaupt rüdfichtlih der Regulierung und 
Bertpeilung diefer Koſten die Behimmungen der biesfeitigen Befchlüffe vom 
25. Juni 1822, Intelligzbl. As 100, und 25. November 1824, Intelligzbl. As 
327, beachtet werden. 


Bon dem firengen Vollzuge diefer ſowle der vorfiehenden Verfügung haben 
ſich die Königl. Steuerkontrolämter bei Gelegenheit ihrer Amtoreiſen und der 
periodifhen Kaflenverififationen perfönlih zu überzeugen und die entdedten 
Zuwiderhandlungen anher zur Anzeige zu bringen, 


Art. 3. Bon mehreren Einnehmern find in den ungiebigen Gewerb- 
ſteuerverzeichniſſen die Patentftempelgebühren unter den zu -vergütenden Rüds 
fländen aufgenommen, und darin entweder befonders ausgeworfen oder was 
noch fehlerhafter if, in dem Anſatze der Gewerbfleuerquoten begriffen. Diefes 
Verfahren führt auf die Meberzeugung, daß bie betreffenden Kaffenbeamten fich 
mit den beftehenden Borfchriften über die Berrechnungsweife der befraglidhen 
Gebüpren nicht genug vertraut gemacht haben, Man will daher diefelben auf 
bie Befimmungen des Art. 6 der Infiruftion vom 20. Auguft 1818 ad Nrm. 
10244 Fi. hiemit wiederholt aufmerkſam machen, benen gemäß die noch nicht 
beſchriebenen Patentblätter, von welchen wegen irriger Befleuerung ober 
wegen ber Inzaplfähigfelt der Debenten noch kein Gebrauh gemadht worden 
if, den Königl, Nentämtern unter Angabe bes erfolgten Steuerentlad- 
ungsbeichluffes und gegen Rüdvergütung des Betrags wieber gurüdgegeben 
werben fönnen. 


F. 73. Berfügung der Königl. Kreisregierung vom 29. April 
1836, Amtsbl, Mi, 33, p. 236, die Gebühren der Steuerboten betr. 


Da fi über die Anwendung ber Entfliefung vom 1. März 1827 (Ine 
telligenzblatt ©. 243) und resp. vom 25. April 1822 (Intelligenzbl. ©. 417), 
in Betreff der von den Steurrboten zu beziehenden Gebühren bei angefeßten 
aber nicht volljogenen Pfändbungen Anflände und Zweifel ergeben haben, 
fo fieht fid die unterzeichnete Stelle veranlaßt, hierüber Nachſtehendes zu be» 
fimmen : 

Sn allen Fällen, wo der Steuerbote fich zu einem Debenten außerhalb 
feines Bopnfiges begibt, um eine Pfändung vorzunehmen, letztere aber aus dem 
Grunde unterlaffen muß, weil die Bezahlung des Rückſtandes vor befien Ein» 
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treffen geleitet worben if, Hat der Sieuerbote ald Entfchäbigung für die vorge 
nommene Reife, zwanzig Kreuzer zu beziehen. 


Diefe Bergütnng kann jedoch nicht in Anfpruch genommen werben, wenn 
die Bezahlung ſchon drei Tage vor dem Eintreffen des Steuerboten geleiftet 
worden ift, ober wenn ber Debent den Steuerboten noch vor dem Tage ber 
Ankunft desfelben, von der gefchehenen Bezahlung, unter Borzeigung der Duit- 
tung, in Kenntniß- gefeßt hat, was von dem Sieuerboten unter Bemerkung 
des Tages auf der Quittung, zu beflätigen iſt. 


$. 74. Verfügung der Königl. Regierung des Rheinkreiſes vom 
25. Juli 1836, Amtsbl. M 36, p. 412, die Zuftellung der Mahn: 
zettel und Zahlbefehle von Seiten der Steuerboten betr. 


Die Zußellung der Mahnzettel und Zahlbefehle an die Steuer» und Ger 
meinde-Debenten hat gemäß $. 107 der Verordnung vom 28, Zult 1818 und 
$. 123 der Inftruftion vom 17T. November 1826 — durch die Steuerboten 
felbR und zwar bei Strafe der Entlaffung zu gefchehen. — Iſt jeboch die 
perfönliche Zuftellung an den Debenten wegen Abwefenpeit des Ießtern oder 
feiner Familienglieder unmöglich, fo wird genehmigt, daß die Mahnzettel und 
Zablbefehle in einem ſolchen Falle ausnahmsweiſe dem Ortsvorflande oder in 
defien Abwefenpeit dem Adjunkten übergeben werden, um deren Zuftellung 
durch einen Gemeindediener bei der Rückkehr der Debenten zu befeplen. 


Auf den Zwangsakten ift die Meberlieferung an den Ortsvorſtand zu be 
merken, und bie Gteuerboten werben beauftragt, diefe Akten in eim befonderes 
fortlaufendes Regifter einzutragen, welches 

a) die Ratur des Altes, 

b) das Datum desfelben, 

c) den Namen des Debenten, 

d) defien Wohnort, 

e) die Gattung und den Betrag des NRüdftandes, und 

f) die Befätigung bes Ortsvorſtandes oder deſſen Adjunkten enthält, — 
daß der Steuerbote die perfönliche Zuflellung ber vorbezeichneten Zwangsakten 
wegen Abweſenheit der Debenten nicht habe bewerkftelligen fönnen, und diefel- 
ben dem Ausfteller der Befcheinigung übergeben haben. 


$. 75. Berfügung der Königl. Kreidregierung vom 26. Juli 
1836, Amtshl, M 38, p. A35, die Verrechnung ber Erefutiongfoften 
bei Steuer» und Gemeindegefällen betr. 

Um fowopl die Meberficht der auf bie Beitreibung der Steuer» und Ge- 
meinbegefälle erlaufenden Koſten zu erleichtern, als auch die Abrechnung mit 
den Steuerboten über bie ihnen zuflehenden Gebühren zu beſchleunigen, findet 
ſich die unterzeichnete Stelle veranlaßt, Nachfiehendes zu verfügen : 
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1. Bom nächſten Rechnungsjahre anfangend find die auf bie-Beitreibung 
ber Steuer» oder Gemeindegefälle erlaufenden Koflen und Gebühren in dem 
Steuer⸗ und Gemeinde-Einnapmsjournale bei dem veranlaffenden Einnahms⸗ 
artikel einzutragen, und es ift zu dieſem Behufe in den genannten Journalen 
eine befondere Rubrik beizufügen (wie dieſes bei einigen Einnehmereien bereits 
flattgefunden hat). 

2. Am. Schluffe jeden Monats ober — alle drei Monate iſt mit dem 
Steuerboten über die erhobenen Gebühren vollſtändige Abrechnung zu pflegen, 
und von letzterem der empfangene Beirag zu quittiren. 

3. Die nach 5. 206 und 207 der inſtruktiven Verordnung über das Sieuer⸗ 
wefen von 1818 von ben Steuereinnehmern zu führenden Erelutionskoften-Re- 
gifter und Nachweife find vom künftigen Etatsjahre anfangend nad dem beige- 
fügten Formulare anzulegen, wobei genehmigt wirb, daß nicht bios bei den 
Mahnzetteln, fondern auch bei ven Zahlbefeplen die namentliche Einſchreibung 
unterbleibe und diefelben Tebiglich fummarifch am Schluffe des Monats in das 
Erekutionsregifter eingetragen werben. 
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$. 76. Erlaß der Regierungs - Finanzfammer vom 22. Novems 
ber 1837, Amtsbl. Mi 69, p. 562, die Verrechnung der Erefutiond- 
foften für die Steuer- und die ®emeindegefälle betr. 


Durch mehrere Befchwerben der Steuerboten und durch amtliche Berichte 
iſt man zur Kenntniß gelangt, daß der $. 2 des Ausfhreibens vom 26. Juli 
v. 3. (Amtebl. S. 435) von vielen Steuer- und Gemeindeeinnehmern entwe⸗ 
der gar nicht, oder nicht in der vorgefchriebenen Weife vollzogen worden if. 
Man fieht ſich hiedurch veranlaßt, den Vollzug. jener Verfügung den Steuer 
und Gemeindeeinnehmern von Neuem nachdrücklichſt einzufhärfen, und bie 
Königl. Steuertontrollämter mit der befondern Aufficht darüber zu beauftragen. 
Zu dem Ende werden letztere angewieſen, bei ihren Bifitationen jedesmal von 
dem Stande der zwifchen den Einnehmern und Steuerboten gepflogenen Ab- 
rechnungen genaue Einfiht zu nehmen, und die Nefultate berfelben in ihre 
Kaffenverififationsprotofolle mit den allenfalls nöthig ſcheinenden Bemerkungen 
nieberzulegen, unter Angabe bes von einer Abrechnung zur andern verfloffenen 
Zeitraumes der den Steuerboten gefchuldeten, der an fie bejaplten und ber 
noch rüdftändigen Gebühren, dann der Mrfachen diefer Rüdflände, um darnach 
die gegen den fäumig befundenen Theil zu ergreifenden Maaßregeln bemeffen 
zu können, 


$. 77. Beſchluß der Königl. Regierungs- Finanzlammer vom 
28. April 1838, Amtsbl. Ma 25, p. 208, die Nachweifung ber Exe⸗ 
futionsfoften bei Steuer- und Gemeindegefällen betr. 


Aus den eingelommenen vierteljährigen Exelutionsfoften-Nachweifen ber 
Steuer» und Gemeindeeinnehmer und aus den begleitenden Berichten mehrerer 
Königl. Rentämter, hat man fich überzeugt, daß die $$. 206 und 207 ber 
inftruftiven Berorbnung vom 28. Zult 1818, und das Ausfchreiben vom 26. 
Zuli 1836 (Kreisamts⸗ und Inteligengblatt S. 435), von vielen Einnehmern 
unrichtig aufgefaßt und vollzogen werden, und darum ber Zwed jener Bor 
ſchriften unerreicht bleibt. 

Um biefem Uebelſtande zu begegnen wirb verfügt: 

1. Da das durch 5. 206 der infirultinen Berorbnung--vorgefchriebene Re- 
giſter über fämmtliche Exekutionskoſten geführt werben foll, fo find in das 
felbe nicht blos diejenigen, welche durch die Beitreibung der Steuern, fondern 
auch jene, welche burch die Beitreibung der Gemeindegefälle veranlaßt werben, 
einzutragen. 

2. Der zufolge $. 207 der inſtruktiven Verordnung nach dem Regiſter zu 
fertigende Quartalnachweis hat ebenfalls die durch die Beitreibung der Steuern 
ſowohl als der Gemeindegefälle erwachlenen Koſten zu enthalten. 

3. Statt der Formulare XII. und XIV. der inſtruktiven Berorbnung find 
die durch Ausfcpreiben vom 26. Zuli 1836 mobifizirten Formulare für das Exe⸗ 
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futionstofen-Regifler und für den Ouartalsnachweis zu befolgen ; zu Letzterem 
if ein halber Bogen in gewöhnlidem Aftenformat zu verwenden, 


4, Die fummarifche Ueberſicht über den Stand der Steuererfebung (For⸗ 
mular XV. der inftruftiven Berorbnung), woburd der Gteuereinnehmer ber 
ihm vorgefeßten Kaffe perlodifch Rechenfchaft über feine Amtsthätigkeit in Bezug 
auf die direften Steuern resp. Staatögefälle abzulegen und die Ausftände zu 
rechtfertigen hat, ift nah wie vor an dieſe Kaffe (Bezirkskaſſe resp. Rentamt) 
einzufenden. 


— Die Berfügung der Königl. Regierung der Pfalz, Kammer 
des Innern und der Finanzen, vom 5. Mai 1840, Amtsbl. M 28, 
p. 177, die Kaſſa- und Buchführung der Steuer- und Gemeinde⸗Ein⸗ 
nehmer, ſiehe 1. Buch, $. 214. 


$. 78. Verfügung der König. Regierungs » Finanzfammer vom 
13. October 1840, Amtsbl. Ma 62, p. 380, die Zuftellung der Mahn⸗ 
zettel und Zahlbefehle an rüdfländige Debenten, welche außer bem 
Kantone ihrer Befteuerung wohnen. 


Die unterfertigte Stelle fieht ſich veranlaßt, die Ausfchreibung vom 1. Aus 
guſt 1826 (Intelligzbl. p. 485) dahin zu erläutern, daß durchgehende derjenige 
Steuerbote, welcher Mahnzeitel und Zahlvefehle zuftellt, diefe Zwangsakten 
ſelbſt gefertigt haben muß, daß fonach, wenn der Steuerbote des einen Kantone 
jenen eines andern Kantons requirirt, den im letzteren Kantone wohnenden 
Reftanten zu verfolgen, nicht der requirirende, fondern der requirirte Steuerbote 
die Mahnungen und Zahlbefehle auszuftellen habe. 

Hiebei darf jedoch die Beflimmung des $. IH, p. LXXI. ber inflruftiven 
Berordnung nicht aus dem Auge nelaffen werben, wonach der Einnehmer in 
folchen Fällen aus der nad $. 92 ibid. gefertigten Ausſtandoliſte einen Auszug 
machen und dieſen von dem Ortsvorftande feines Wohnortes befcpeinigten Aus- 
* zug dem ihm zugetheilten Steuerboten einzupändigen hat, welder letztere dieſen 
Auszug feiner Requifition an den Gteuerboten des Wohnorts des Reftanten 
beifügen muß. Ohne dieſen, von dem Ortsvorfiande des Wohnorts bes De- 
benten vifirten Auszug darf ber‘ requirirte Steuerbote Feine Berfolgung vor⸗ 
nehmen. 

Die Königl. Rentämter werben hiermit angewieſen, den Steuerboten ihrer 
Amtobezirke über gegenwärtige Verfügung umftändlihe Belehrung zu eriheilen 
und mit den Gteuerlontrolämtern deren pünktliche Befolgung zu überwachen. 


$. 79. Verfügung der Königl. Regierung, Kammer der Finan⸗ 
gen, vom 27. Auguft 1832, Amtsbl, M 57, p. 475, die Steuerer- 
hebung betr. 


Nah $. A3 und 48 p. LAU. und LXIII. der infirulliiven Steuerverord⸗ 
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nung vom 16. Zuli 1818 if der Steuereinnehmer verpflichtet, dem Königl. 
Rentamte feine Hebrolle vorzulegen, fo oft er hiezu aufgefordert wird, 

Zur Vermeidung von Anfländen, und indbefondere um den gehörigen 
Sortgaug ber Perception nicht zn flören, wird hiemit nachträglich augeorbnet, 
baß die Rüdgabe diefer Rollen, wenn fie ausnahmoweiſe nicht fogleich mög⸗ 
lich if, jedenfalls längftens binnen zweimal vier und zwanzig Stunden flatt- 
finden müffe. — Hienach haben ſich die Königl, Rentämter genaueft zu achten. 

Drittes Eapitel. 
Steuerbefdwerden 
5. Band, p. 398. 

— Die Verfügung der Königl. Regierung des Nheinfreifes, Ram: 
mer ber Finanzen, vom 29. Juli 1835, Amtsbl, M 35, P- 363, die 
Behandlung der Steuernadhläffe, fiehe unten, $. 150. 


Zweiter Abſchnitt. 


Zweite Unterabtheilung. 


Biertes Eapitel, 
Kata fe € 
5. Band, p. 428, 
$. 80. Königl. Verordnung vom 1. Februar 1834, Amisbl. 
N. 29, p. 305, das Berfahren bei den Steuerumfchreibungen im 
Rheinkreiſe betr. 
Ludwig, 8 
Wir haben zum Vollzuge der Befimmungen des $. 98 der Inſtruktion 
vom 19. Jauuar 1830 über Liquidirung, Kataflrirung und Umfchreibung ber 
definitiven Grundfteuer, auf den Antrag Unferes Staatsminifters der Finan- 
zen, und nach Vernehmung Unferes Staatsraths, der nachſtehenden Inſtrul⸗ 
tion über das Verfahren bei den Steuerumfcpreibungen im Rpeinkreife Unfere 
allerhöchſte Genehmigung ertpeilt, und befehlen, daß folhe durch das Amtsblatt 
des Rheinkreiſes öffentlich bekannt gemacht werde, 


Suaffrufttion 
für die Umfepreibung der definitiven Grund» und Häuferfleuer im Rheinkreiſe. 


Art. 1. Die Umfchreibungen des Katafters haben die jährlich in bem Gü—⸗ 
terbeſitzſtande vorgegangenen Veränderungen zum Gegenſtande, und bezweden 
bie immermwäphrende materielle und formelle Fortführung und Evidenthaltung 
des Kataſters für jeden gültigen Beränderungsfall, welcher fih vom- Tage des 
Abſchluſſes und der völligen Richtigſtellung des Katafters anfangend auf was 
immer für eine Art und Weife hinfichtlih der werhfelnden Beſitzer, des Um⸗ 
fanges des Befiftandes und der befondern Eigenthümlichkeit der Steuerobjelte 
in der Zeitfolge ergibt; dergefialt, daß das Urkatafter die erſie Gegenwart, das 
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Umſchreibkataſter das gefchichtliche Ergebniß der Aenderungen , beide zufammen 
aber demnad den Stand der jedesmaligen Ießten Gegenwart im Ganzen und 
in den Theilen Har und anfhaulich darftellen. 

Art. 2. Umfchreibungen find vorzunehmen bei allen Beränderungen, 
welche fich entweder mit den Perfonen der Befißer oder in der Art und 
Weife des Befites, oder mit den Fataftrirten Befigungen wirklich ereignen, 
es möge folches nefchehen durch freiwillige Abtretung, Schenkung, Tauſch, Kauf, 
Erbfhaft, in Folge gerichtlicher Urtheile und Ztmwangsveräußerungen, durd Ele⸗ 
mentarereigniffe oder fonflige Zufälle; ed möge hiedurch eine bleibende Steuer» 
mehrung oder Minderung entweder abfolut oder blos in Bezug auf die Zahl- 
ungspflicptigen veranlaßt werben. 

Art, 3. Aus dem (Art, 1 und 2) vorangefhicdten Begriff der Umfihreib- 
ungen und ber Bezeichnung ihrer Objekte geht hervor, daß 

a) bie Umfchreibungen (das Ab- und Zufchreiben) in eigens zu führenden 
Nmfchreiblataftern behandelt werden müffen, und 

b) nur ausnahmeweife Umfchreibungen von gemwiffer Art im Urfatafter 
felbh vorgenommen werben fönnen. 

Zu diefen Teßteren gehören die Berichtigungen der urfprünglichen Steuer⸗ 
anſatze in Folge von Reklamationsentſcheidungen; indem das Urkataſter nur 
dann als völlig abgefchloffen zu betrachten if, wenn über die in dem geſetzlich 
feſtgeſetzten Termin erhobenen Beſchwerden definitiv erkannt ſeyn wird. 

Dieſe im Reklamationswege herbeigeführten Berichtigungen ſollen nur von 


der Königl. Steuerkataſterkommifſſion oder in ſpezlellem Auftrage derſelben durch 


das betreffende Königl. Steuerkontrollamt mit rother Tinte vorgenommeu, und 
fodann unter Anführung des erlaffenen Reklamationsbeſchluffes als richtig be⸗ 
ſcheiniget werden. 


Art. 4. Die Grundlage der Umſchreibungen bildet das Gülerwechſelbuch. 
Letzteres if befimmt alle in dem Art. 2 erwähnten Befißveränderungen aufjus 
nehmen, welche fih während dem Laufe des Jahres fowohl hinfichtlich ber 
Feldgüter als der Häufer ergeber, 

Art. 5. Ein folhes von dem Ortovorſtande Dlatt für Blatt numerirtes 
unb paraphirtes Güterwechfelbuch wird in jeder Steuergemeinde aufgelegt, und 
von dem Ortsvorſtande nach dem unter As 1 beigefügten Muſter geführt, wel⸗ 
cher auf dem Titelbogen desfelben das Datum feiner Eröffnung oder Auflage 
zu befcheinigen hat. 

Das Güterwechſelbuch fol alle Zahre neu angeleat, und ihm daher für 
jeden Jahrgang nur eine folhe Anzahl von Bogen gewidmet werden, ald nach 
bisheriger Erfahrung zum Bortrage ber in der betreffenden Gemeinde im Laufe 
eines Zahres wahrſcheinlich erfolgenden Grundeigenthumswechfel für ausreichend 
zu erachten find. Den Ortsvorftänden wird zur Pflicht gemacht, bie in dem 
Mufter A 1 — EHEN Nubrifen mit der größten Pünktlichkeit auszu⸗ 
füllen. 


\ 
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Art.:6, Die Einfhreibungen ber betreffenden Befigftandswechfel gefchepen 
auf Betreiben der Intereffenten und auf den Grund einer von leßteren unter 
fpriebenen Deklaration, worin das ber Veränderung unterworfene Grundftüd 
‚genau mit allen im Katafter enthaltenen Bezeichnungen befchrieben, und der 
Name und Wohnort des neuen Eigenthümers angegeben feyn muß. 

Diefe Deklaration fol zugleich die Natur und das Datum des Aftes, auf 
welchen fich der Befigwerhfel gründet, enthalten, und durch das Original oder 
eine vidimirte Abfchrift, oder einen vidimirten Auszug des Aktes belegt feyn, 
damit fi) der Ortovorſtand von ber Richtigkeit des Beſitzwechſels überzeugen 
fönne, 

Im Falle die Intereffenten feinen Erwerbstitel aufzuweifen vermögen, 
bürfen deffen ohngeachtet bie Bormerkungen der flattgefundenen Güterwechfel 
nicht verweigert werben, wenn beide Partpeien, nämlich jene, von welcher und 
jene, an welche das Eigenthum übergeht, erfcheinen und eigenhändig ihre De- 
Haration in dem Güterwechfelbuche unterzeichnen. Damit jedoch ſolche Dekla⸗ 
zanten aus Mißverkändniß oder Unfenntniß der betreffenden Geſetze nicht zu 
Schaden fommen, find fie dur ben Ortsvorfland auf die Borfchrift des Art. 4 
des Geſetzes vom 27. Ventose IX. aufmerffam zu machen, vermöge deſſen alle 
derlei Mutationen auch bei dem einfchlägigen Rentamte erklärt und die ent 
fprechende Einregifirirungsgebüpr innerhalb dreier Monate, vom Tage bed Be 
fitantrittes gerechnet, entrichtet werden muß, wibrigenfals fie fi der Strafe 
der doppelten Gebühr ausfegen. 

Art. 7. So lange die Befißhandsveränderung nicht im Gütermechfelbude 
vorgemerkt ifi, wird der frühere Eigenthümer in ber Hebrolle für das beiref- 
fende Grundſtück als fteuerpflictig fortgeführt, und er oder feine Erben können 
durh Zwangsmittel zur Entrichtung der darauf haftenden Steuern angehalten 
werden, vorbehaltlich jedoch ihres Rüdgriffes an den neuen Eigenthümer. 

Vernachläßigen die Partpeien ipre Erklärungen über die dem Ortevorftande 
zur Kenntniß gefommenen Befisftandsveränderungen zu machen, fo find diefel- 
ben von leßterm amtlich dazu aufjufordern. 

Art. 8. Die Einfpreibungen müſſen regelmäßig und in chronologifcer 
Neidenfolge, fowie die Veränderungsfäle zur Anmeldung kommen, vollzogen, 
und dürfen unter feinem Borwande bis zum Ende des Jahres verfhoben wer- 
ben. Damit die Königl. Steuertontrolämter in ber rechtzeiligen Auffiellung 
der fummarifhen Mutterrollen kein Hinderniß erfahren, follen die befraglidhen 
Güterwerhfelbücher jedes Jahr zu der hieſür fefinefeht werdenden Zeit von dem 
Drtsvorfiand und den Steuervertheilern abgeſchloſſen, und diefer Abfchluß von 
benfelben unterzeichnet werben. 

Art. 9. Ueber die Form und den Rubrilenbau des — 
kataſters gibt das angeſchloſſene Muſter As 2 den gehörigen Aufſchluß. 

Damit dasfelbe zum mehriährigen Gebrauche dienen könne, iſt es nöthig, 
daß bei jedem Eigentpümer nah dem Umfange feines Befistpumes und den 
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muthmaßlich darin Rattfindenden Mutationen hinlänglich freier Raum für bie 
deßfallſigen Vorträge gelaſſen werde. Eben fo ift eine nach Bedeutenheit ber 
betreffenden Gemeinde größere oder geringere Anzahl von Blättern am Ende 
des letzten Bandes für den Eintrag neuer Oüterbefiber frei zu laflen, und dann 
das Regifter mit einem alphabetifhen Ramensverzeichniffe fämmtlicher darin 
enthaltenen Gteuerpflichtigen unter Hinweiſung auf die betreffenden Folten zu 
ſchließen. 

Art, 10. Die Umſchreibungen zerfallen hinſichtlich ihrer ſpeziellen Vor⸗ 
tragsbehandlung im Umfchreiblatafter fo verfchieden auch die einzelnen Fälle 
fepn mögen in drei Hauptabtheilungen, nämlid : 

a) Zugänge neuen Befigthums, 

b) Abgänge vom vorigen Befigflande, 

c) Aenderung in der Eigenſchaft des kataſtrirten Beſitzes. 

Art. 11. Die von den Grund» oder Hauseigentpümern zu tragenden 
Steuerquoten werben jedes Jahr nach dem neueſten Befigfaude regulirt, folg- 
Lich nad) der durch das Urkatafter feſtgeſetzten Bafis, jedoch unter Abzug der 
inzwifhen flattgehabten Güterabiretungen und mit Binzurechnung der neu 
arquirirten Eigenthumsartikel. 

Da nun nad der Regel ($ 77 des Grundfieuergefeßes) in ben definitiv 
abgefchlofienen Urkataſtern außer der Hinweifung auf die Folien der Umſchreib⸗ 
Zatafter und den befonders geftatteten Fällen Feine weitern Vormerkungen und 
Berträge mehr gemacht werben dürfen, fo wird es zur Haren Darfliellung bes 
Mutationsgegenftandes nöthig, daß zunörberft in ben Umfchreiblataftern der in 
dem Urkataſter aufgeführte Beſitzſtand jedoh nur ſummariſch, d. h. im Endre⸗ 
fultate Hinfichtlich des Flächengehaltes, der Verhältnißzahl des fieuerbaren Er- 
trags und der einfachen Grundfteuer übertragen wurde, 

Art. 12. Ale Zugänge d. h. Befigerwerbungen werben fodann genau in 
berfelben Form und Inhaltsvolländigkeit wie in dem urfprünglichen Katafter 
dem mit feinem Hausnummer im Umfchreibregifter aufgeführten Eigentpume 
unmittelbar unter dem Zolal bes vorjährigen Beſitzſtandes zugefchrieben, ihre 
Flächengehalt, Berbältnißzabl und einfache Steuer zu jenen des vorigen Beſitz⸗ 
flandes addirt, und ſolcher Geflalt die Größe der Beitragspflichtigkeit für das 
betreffende Steuerjapr fehgefellt. 


Art. 13. Haben im Laufe des Jahres auch Abgänge flattgefunden, fo 
werben bie abgetretenen Parzellen auf gleiche Weife und eben fo vollftändig 
unter dem im vorfiepenben Artifel erwähnten Aktivbeſitzſtande vorgetragen, und 
ifr Total, wie das Formular AS 2 zeigt, an dem Gefammtbetrage des leßteren 
in Abzug gebracht, fo daß der betreffende Steuerpflichtige jedesmal nur nad 
feinem wirklich verbleibenden Befigfande angezogen wird. 

Auf gleihe Weife wirb verfahren, wenn der Mutationsgegenfland nur 
Theile einer Parzelle ausmacht; im dieſem Falle muß jedoch vorberfamft bie 
Steuerbafis der bezüglichen Theile nach ihrem Flächengehalte ausgemittelt 
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werben. Dieſe Ausmittlung iſt um fo weniger Schwierigkeiten unterworfen, 
als zu Folge des $. 31 des Grundſteuergeſetzes große Grundſtücke nur bei 
durchaus gleihförmiger Güte und Lage in ein und biefelbe Klafle geſetzt wer- 
den. Wenn inzwifchen bei Heineren Parzellen, beſonders bei folchen, welche ſich 
längs der Abhänge von Bergen hinziehen, die obige gefehlihe Befimmung 
nicht in Anwendung gebracht werden konnte, fo foll bei flatigefundenen Theil⸗ 
ungen nach verſchiedenen Bonitätsabftufungen die Bertheilung der Steuer, aud 
‚unter Berüdfihtigung biefer leßteren gefcheben. Zm Falle ein Steuerpflichtiger 
feine fämmtlichen Grundflüde veräußert, wird fein ganzer. Beſitzſtandspofien 
durchſtrichen und die Beftanbtheile desfelben den verfchiedenen neuen Erwerbern 
zugefchrieben. Geht der ganze Beſitzſtand an einen einzigen neuen Erwerber 
über, fo tritt eine blofe Namensumfchreibung in ber Art ein, daß im Urkatafter 
und Umfchreibfatafter der Name des frühern Beſitzers durchſtrichen, mit rother 
Zinte „ab“ dazu bemerkt, im Umfchreiblatafter aber in die Rubrik: Vortrag 
der Ab- und Zugänge: der Rame des neuen Erwerbers nebfi dem Titel x. 
eingetragen wird. 

Art. 14. Betrifft. die Umſchreibung blos eine veränderte Eigenfchaft des 
kataſtrirten Befibes, fo wird die Parzelle, bei welcher eine Veränderung vor 
gegangen tfl, mit allen ihren im Urkatafter euthaltenen Bezeihnungen iu dem 
Umfchreiblatafler bei dem betreffenden Eigenthümer vorgetragen und in ber 
dafür befimmten Kolumne die Natur und die Motive der flatt gefundenen 
Beränderung ſpezifiſch auseinander geſetzt. Handelt es fih von einer foldhen 
Mutation, die eine Steuermehrung nad ſich ziehet, fo wird diefelbe als Zu- 
gang nach Art. 12 behandelt. 

Tritt im Gegentpeile eine Steuerminderung ein, fo findet für biefen Ab» 
gang die Borfchrift des Art. 13 ihre Anwendung. 

Art. 15. Solde Steuermehrungen ergeben fih, wenn 3. B. Aerarial- 
waldparzellen veräußert werden, oder wenn der Belisftand eines Steuerpflich⸗ 
tigen durch Allupionen einen neuen Zuwachs von nicht befteuerten Gründen 
erhält, oder wenn urfprünglid ſteuerfreie und mit feiner Bonitätsflaffe ver 
fehene Grundftüde, wie 3. B. Straßen, Wege, öffentliche Pläße, Kirchhöfe, Table 
Belfen, und durch Naturereigniffe überkieste oder verfchüttete Plätze, unausge 
trodnete Sümpfe, in fo ferne fie feinen Ertrag an Weide und Streu gewäh- 
ren ꝛc. ꝛc. in nußbares und fleuerbares Eigentpum übergehen; wo fie dann 
nad $$.33 und 34 des Grundfteuergefeßes in die geeignete Klaffe der Ortaflur 
au fegen, und ipnen die entſprechende Berpältnißzapl fammt Steuerbelegung aus 
zuwerfen if. ($. 76 bes Grundfteuergefehes.) 

Dadurch find übrigens für ſolche unfleuerbare Objefte, wenn fie fünftig 
zur Kultur gebracht werden, bie bermalen gefeßlich beftehenden und durch Be 
obachtung vorgefchriebener Förmlichkeiten bedingten Grundſteuerfreijahre zur 
Ermunterung der Kultur nicht aufgehoben. (Gefeb vom 3, Frimaire 7, Art. 
111—114, Art, 117, 118.) 
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Durch die entfprechenden Bormertungen im Umfchreibfatafter if der Boll- 
zug diefer Beftimmungen zu fichern. 

Bei Grundftüden aber, die ſchon zur Zeit ber Katafteraufnahme als fleuer- 
bar erlannt werden, bleibt bie bei dem Eintritt in bie befinitive Befleuerung 
feſtzuſtellende Verhaältnißzahl nach abgelaufenem Rellamationstermine und. bee 
ſchiedenen Reklamationen unverändert, auch wenn fpäter eine Berminderung 
oder Erhöhung der Kultur oder auch eine Veränderung der Kulturart eintritt; 
($. 3 des Grundfteuergefeßes) jedoch unbefchadet des Kortgenufles der den 
Steuerpfliptigen allenfalls bereits zugeflandenen Gteuerfreijapre, bis zum Ab⸗ 
Laufe der gefeßlichen Fri; zu welchem Behufe die geeigneten Bormerkungen 
in den Umfchreiblataftern durch das Königl. Steuerlontrollamt zu machen find, 

Art. 16. Steuerminderungen wegen veränderter Eigenfchaft des ka⸗ 
tafirirten Beſitzes haben flatt, wenn ein fleuerbarer Grund in einen fleuerfreien 
übertritt, 3. B. ein Ader, welcher zu einer neuen Straßenanlage gezogen wird, 
oder welcher in Folge einer bleibenden Slußrektififation, oder durch Naturereig- 
niffe gänzlich oder zum Theil aus der Kathegorie des nußbaren Eigenthums 
verſchwindet. 

Art. 17. Wenn die Umſchreibungen vorläufige Vermeſſungen d. h. die 
Nachtragung der Veränderungen in den Figuren der Grundftücke erfordern, fo 
können diefe nur von dem für biefen Zwed geprüften und recipirten Geometer 
jedoch nah Wahl der Befißer, welche auch die Koften zu tragen haben, vor⸗ 
genommen werden (Geſetz $. 81). Die Steuerfontrollämter haben darauf zu 
wachen, daß Hinfichtlih der Koftenberechnung kein Uebermaaß zum Nachtheil 
der Partheien flatt finde, und baß die Wahl fiets gehörig qualifizirte Geometer 
treffe, damit nur brauchbare Plan» und Zlächenberechnungsarbeiten geliefert 
werben. Diefe Arbeiten müflen am Ende bes Jahres der Königl, Steuerka- 
taftertommiffion Behufs der Nachträge und Mutationen. der Rataflerpläne zur 
techniſchen Prüfung und Genehmigung vorgelegt werben, bamit auf den Stein- 
platten, worauf die Katafterpläne lithographirt find, für alle Zukunft die ſich 
ergebenden Figurenveränderungen der Bermeflungsobielte nachgetragen und 
biedurch die lithographirten Steuerpläne flets der Gegenwart treu erhalten 
werden. 

Art. 18, Bei ben oben erwähnten Ab⸗ und Zugängen muß jedesmal 
in ber betreffenden Kolumne bes Umfchreiblatafters das Folium angegeben 
werden, auf welchem die Acquirenten oder die Eigentpümer der abgetretenen 
Parzellen erfcheinen; eben fo find die Nummern bdiefer Folien auch im Urka- 
tafler vorzumerfen. 

Um nad mehrjährigem Ab- und Zufchreiben den ſchnellen Heberblid über 
bie jederzeit verbleibenden Beftandtheile des Befikaktivflatus zu erhalten, und 
Die Ertpeilung deffallfiger Auszüge zu erleichtern, haben die mit dem Umſchrei⸗ 
begefhäfte beauftragten Stenerfontrollämter im Irfatafter die jebesmaligen 
Abgänge durch das Wörtchen ab mit rother Tinte zu bezeichnen. 

De. Sicemtilen le der Berfaffung x. 48 
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Art, 19. Für die Häuferftener werben, gleichwie für die Grundfleuer be 
fondere Umfchreiblatafter auf den Grund der beffallfigen Urkataſter angelegt. 
Die Behandlung des Ab- und Zufchreibens gefchieht auf die in dem Art. 11— 
13 angeorbnete Weife. Bei neu erbauten oder abgeriffenen Häufern kommen 
die nämlichen Bollgugsvorfchriften wie bei ben sub Art. 14, 15 und 16 aufge 
führten Fällen in Anwendung. Nur ift gehörig darauf zu wachen, daß bie 
ben Eigenthümern neuer Gebäude durch den $. 37 des Häuferfieuergefeßes be» 
willigte Anzahl von Freijahren nicht überfchritien werde, weßwegen der Zeit 
punkt, in weldhem der Dachſtuhl aufgerichtet worden, ſowie jener, an welchem 
die Steuerbefreiung zu Ende gehet; genau in dem Umfchreibfatafter vorzumer⸗ 
ten if. 

Art. 20. Die Form des Häuferfteuerumfihreibfatafters if jener des Ka 
tafters ſelbſt gleich, und die Behandlungsweife aus dem unter as 3 beiliegen« 
den Formulare zu entnehmen. Die Hausfteverumfihreiblatafter können zwar 
in eigenen Bänden angelegt, aber auch den Hausfleuerkataftern felbft in einer 
ermeflenen Bogenzahl beigebunden und follivt werden. In letzterem Falle 
brauden nur jene Befiter eingetragen zu werben, mit deren Häufern, und in 
der chronologiſchen Ordnung, im welcher ſich piebet Umfchreibveränderungen 
ergeben. 

Bei blofen Namensveränderungen der Hausbefiger gefchieht die Umſchreib⸗ 
ung ausnahmsweife im Urkatafler felbft, fo enge biefür in der Kolumne; „Ber 
merkungen“ Raum if. 

Art. 21. Da bie Hausnummern data wefentlihen Anhaltspunkt bei den 
Bezeichnungen fowohl auf dem Kataflerplan als in den GSteuerfataflern und 
Umſchreibbüchern bilden, und mithin eine wilführliche Veränderung diefer Hause 
nummern große Inkonvenienzen auf das Befteuerungsgefchäft nach fich ziehen 
müßte, fo foll feine neue Numerirung der Hänfer oder eine Abänderung der 
in den definitiv Fataftrirten Gemeinden bereits beftehenden ohne Genehmigung 
Unferer Kreisregierung ftatt finden dürfen. Leßtere kann nur dann ertpeilt 
werben, wenn bie Nothwendigkeit einer folchen Renovation genügend — 
ſeyn wird. 

Art. 22. Sind ſämmiliche während des Laufes des ea ah» 
red ftattgefundene Gütermutationen in dem Umfchreibfatafter vorgetragen und 
ift fomit die Steuerfpuldigkeit oder das Soll der einzelnen Steuerpflichtigen 
ausgemittelt, fo wird durch das Königl. Steuerkontrollamt zur Aufftellung der 
fogenannten fummarifgen Mutterollen (Formular HF 4) als Grundlage ber 
Steuerhebrolle für das laufende Jahr gefchritten. In diefer nad alphabetifcher 
Ordnung ber Befiger und in duplo anzufertigenden Mutterrolle ift die Steuer- 
anlagebafis eines Jeden nicht allein für die Grund» und Häuferfteuer, fondern 
auch wie zeither für bie Perfonal» und Mobiliarfteuer auszumwerfen, und am 
Ende der Gefammtbetrag mittelft einer Zufammenftellung der Seitenbeträge 
feſtzuſtellen. Eine Ausfertigung der ſummariſchen Mutterrolfe wird fodann 
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nach erhaltener Prüfung und Mitunterfertigung von Seite des Ortsvorflandes - 
und ber Steuervertheiler in dem hiezu beſtimmt werdenvden Termine der Königl. 
Kreisregierung zugelendet. Das Duplitat, deſſen Anfertigung dem Bürger» 
meiftereifchreiber obliegt, bleibt bei dem Ortsvorſtande deponirt, damit im Falle 
von Steuerrellamationen die nöthigen Erholungen daraus gefchöpft werben 
fönnen, 

Art. 23. Gleich nach beendigtem Geſchäfte des Ab» und Zufchreibens in 
dem Umfcpreibfatafter, welches nah Wahl der Königl. Steuerkontrolämter ent⸗ 
weder in den betreffenden Gemeinden oder unter gehöriger Obforge gegen Ber- 
Iufigefahr der einzufendenden Güterwechfelbücher an ihrem Wohnfige zu volls 
sieben if, foll auch von diefen Beamten der unentgeldliche Nachtrag hinfichtlich 
der jährlih flattgefundenen Güterwechfel in den Auszügen (Partialkatafter) 
ber Betpeiligten gemacht werben ($. 70 des Geſetzes) zu welchem Behufe dieſe 
Aktenſtücke durch die DOrtsvorflände einzufammeln und tem Königl. Steuer⸗ 
Iontrolamt gegen Empfangsbefcheinigung zuzuftellen find. Die Gemeinden 
können auf ihre Koften fid Duplikate der Umſchreibkataſter herſtellen und fort- 
führen laffen. 

Art. 24. Der Königt. Kreisregierung wird zur Pflicht gemacht, über die 
Fortführung und Epidentpaltung des Kataflers firenge zu wachen. Der Königl, 
Steuerinfpektor if angewiefen, bei feinen jährlichen Nundreifen der Unterſuch⸗ 
ung des Katafterumfchreibgefchäftes die größte Aufmerkfamfeit zu widmen und 
- jede entdeckte Zuwiderhandlung gegen die befiehenden Vorſchriflen zur Anzeige 
der Königl, Kreisregierung zu bringen. 


Muſter Mr 1. 
Rheinkreis ——Kanton 


Güterwechſelbuch 
der 
Gemeinde MN 


Gegenwäaͤrtiges Regiſter, enthaltend Bögen, wurde von dem unter⸗ 
zeichneten Königl. Landkommiſſariat Blatt für Blatt numerirt und paraphirt. 


Die Erbffnung des gegenwärtigen Regiſters hat dem ꝛc. 
ftattgefunden, 


Das Bürgermeifteramt, 
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Bezeichnung der im Sigenthume wechſelnden Güter. 
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Namen, 
Gewerb und 
Wohnort 
des 
neuen Eigen⸗ 
thümers. 


Haus⸗ 


oder Beſitz 





M. 


„I Titel desſel⸗ 
ben, ob 
Kauf, Tauſch 
Schenkung, 
Erbſchaft. 





Datum 
des 
Akts. 


Bezeichnung des Eigenthumswechſels. 


durch wen 
verfaßt, 
ob 
durch Notar 
oder unter 
Privat: 
unterfchrift. 


Unterfchrift 
des 
Deklaranten. 


Rentauiliche Einregiſtrirung. 


Namen 
des 
Rentamtes, 
bei 
welchem. 


Datum 
des⸗ 
ſelben. 





Allegirung 
der 
rentamt⸗ 
lichen 
Regiſter. 
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Summa ded Abgangs 
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Rheinkreis. 
N — — — 


Landkommiſſariat N. 


Ordnungénummer. 


Grund-, Häufer., 
Kanton N 


Gemeinde N. 
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und 


Gewerbe der Steuerbaren. 


der 
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für das Jahr 18 


Wohnort. 
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Miethzindwerth 


Ginfahe | Einfache ber 
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|Grundfteuer. |Häuferfteuer.| Perfonal: und Mobiliar 


Steuerbaren. 
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$. 81. Entſchließung der Königl. Regierungs-Finanzlammer vom 
3. Dezember 1835, Amtsbl. M 58, p. 547, den definitiven Grund- 
und Hausfteuerfatafter im Kantone Winnweiler betr. 


Die definitiven Grund» und Hausfteuerkatafler des Kantons Winnweiler 
find nunmehr vollendet, und werben nach erfolgter Nachholung der feit dem 
Abſchluſſe derfelben flattgehabten Aenderungen und Befigwechfel, demnächſt an 
bie betreffenden Behörden und Gemeinden nah $. 7 des Gefehes vom 1. Zult 
1834 ertrabirt werben. 

Die Bürgermeifterämter und die fämmtlichen Grund» und Hausbefiger des 
Kantons Winnweiler werben daher auf die in der allerhöchft genehmigten In⸗ 
firultion vom 1. Februar 1834 zur materiellen und formellen Fortführung 
und Evidenthaltung des definitiven Kataſters vorgefchriebenen Anordnungen 
(Amtsbl, von 1834, ©. 304 — 317) aufmerkffam gemacht, und zu deren ge» 
nauen Beobachtung angemwiefen. 

In Bezug auf die Ausführung dieſer Inftruftion werden nachflehende fpe- 
zielle Weiſungen beigefügt: 


1. Bei Befigveränderungen, welde eine Thellung der bisherigen Parzellen 
oder eine Veränderung in der bisherigen Figur derfelben zur Folge haben, find 
Behufs der Umfchreibung diefer Mutationen vorläufig Bermeflungen vorzuneh- 
men. Diefe Bermeflungen können nad Art. 17 der Inftrultion vom 1. Februar 
1834 nur durch geprüfte und rezipirte Geometer, jedoch nach der Wahl der Be- 
fißer, welche auch die Koften zu tragen haben, beforgt werden. Da zur Zeit 
noch Feine befondere Bezirkögeometer aufgeftellt find, fo wird genehmigt, daß 
vorläufig und bis auf weitere Berfügung bie beiden Geometer Franz und Yo» 
fepp Etienne zu Kaiferslautern zur Bornahme folder Umfchreibmeffungen ver- 
wendet werden. 

2. Damit durch Unterlaffung der erforderlichen Meffungen keine Berzöger- 
ung im Abfchluffe des Güterwechſelbuches herbeigeführt werde, haben bie 
Bürgermeifterämter am Schluſſe eines jeden halben Jahres die durch die Führ⸗ 
ung der Güterwechſelbücher au ihrer Kenntniß gelangenden Beränderungen, 
welde eine vorläufige Umfchreibsmeflung notpwendig madhen, dem Königl. 
Steuerfontrollamte anzuzeigen, um den Bollzug dieſer Beflimmungen fort» 
während zu überwachen, 

3. In Erwägung, daß dur die legale Führung der Steuerumfchreibfatafter 
und durch die Nachtragung der Beränderungen in den Auszügen der Steuer- 
pflichtigen den Steuerlontrolämtern eine Arbeitömehrung erwädhst, den Bür- 
germeifterämtern dagegen dur die vollfändigen und Maren Kataflerertralte 
die Führung der Güterwechfelbücher wefentlich erleichtert iſt, wurde durch höchfle 
Entſchließung des Königl. Staatsminifteriums der Finanzen vom 1. Juli 1834 
genehmigt, daß die in der Regierungsausfchreibung vom 14. Mai 1823 (In⸗ 
teligengblatt von 1823 ©. 1175) den Gemeindefpreibern für die Eintragung 
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eines Güterwechfeld in die Mutationdregifter ausgefprochene Gebühr von vier 
Kreuzer von jedem Artikel zwifchen den König. Steuerkontroleurs und Gemein- 
defchreibern getheilt werde, Die dem Steuerkontrolamte zugehörige Hälfte 
diefer Gebühren ift daher von den Bürgermeifterämtern zurüdzubehalten und 
vierteljährig an die betreffenden Steuereinnehmer abzuliefern,, bei welchen das 
Königl. Steuerkontrollamt diefelben zu beziehen hat. 

4. Für die Ausfertigung neuer Auszüge aus den Kataflern oder von Du⸗ 
plifaten diefer Auszüge, wenn folche hin und wieder, indbefondere beim Ber- 
luſte der erflern unentgeldlich ausgefertigten Extrakte von ben Grund» ober 
Hausbefigern verlangt werben, find in das Königl. Steuerfontrollamt, welches 
die Ausfertigung bdiefer Auszüge zu beforgen hat, ſechs Kreuzer, und bei zwei 
oder mehr Bögen, neun Kreuzer, überhaupt, dann ein halber Kreuzer für 
jede Parzelle von den Sntereffenten zu vergüten, woran die Hälfte der 
Staatstaffe für die Auslagen auf Papier und Drud ꝛc. zu verrechnen kömmt. 

$. 82. Verfügung der Königl. Regierung des Rheinkreiſes vom 
29. Februar 1836, Amtsbl. M 13, p. 92, die Numerirung der Häu- 
fer zum Behufe der Grundfteuerfatafter betr. 

Nah den, wegen der Katafleroperationen gegebeneh Beftimmungen follen 
die Hausnummern zugleich die Befiinummern für die betreffenden Hauseigen⸗ 
thümer in Bezug Ihres übrigen Grundeigenthums abgeben, 

Hienach wurde in allen bereits fataftrirten Gemeinden verfahren, nachdem 
eine neue fortlaufende Nummerirung ber Häufer einer jeden Gemeinde — 
gegangen war. 

Hieraus folgt nun, zur Beſeitigung möglicher Verwirrungen, die Nothwen⸗ 
digkeit, daß, nachdem die Grundeigenthümer einer Gemeinde unter ihrem 
Hausnummer, und in der Reihenfolge der Zahlenordnung auf den Grund» 
fteuerkatafterplänen vorgetragen find, die diefer Operation zu Grund gelegte 
Häufernummerirung auch in der Folge unverändert beibehalten werden muß. 

Da jedoch zur Anzeige gelommen ift, daß bei der im vorigen Jahre flaft- 
nehabten Erneuerung der Brandaffefuranzfatafter eine neue, von ber frühern 
abweichenden Häufernummerirung vorgenommen wurde, welche wegen der, in 
letzterer Zeit errichteten Neubauten als nothwendig erachtet wurde, fo fieht ſich 
bie unterzeichnete Landesſtelle veranlaßt zu verfügen: daß die in dem Tatafizir- 
ten Gemeinden bis jebt beftandene Häufernummerirung in allen Fällen ungeän- 
dert beibehalten, und bie bisherigen und künftigen Neubauten nur mit Bei— 
feßung der Hausnummer und eines Buchſtabens zu bezeichnen feyen, 

Ueber den Vollzug biefer Berfügung haben die Königl. Landkommiſſariatt 
zu wachen. 

$. 83. Verfügung der SKreisregierung vom 27. Auguft 1836, 
Amtsbl. M 43, p. 481, die Numerirung der Häufer zum Behufe ber 
®rundfteuerfatafter betr. 
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Nachdem in ben Gemeinden, in benen die neuen Katafterarbeiten vollzogen 
find, eine Abänderung ber beftependen Häufernummern nicht mehr flatt finden 
faun, fo werben mit Beziehung auf die Verfügung vom 29, Februar 1836 
(Amts⸗ und Intelligenzblait AS 13) die Königl, Landkommiſſariate und Lokal⸗ 
polizeibebörden beauftragt, In allen noch nicht kataſtrirten Gemeinden , in wel- 
chen dermalen eine unregelmäßige oder unvollländige Numerirung der Häufer 
beftehet, eine neue regelmäßige Hausnummerirung herftellen zu laſſen. 

Damit jedoch hieraus weder im Hypothekenweſen, noch bei der Brandver⸗ 
fiherungsanftalt Irrungen entftehen, wird weiter verfügt, wie folgt: 


1, In den Sektionsregiſtern dürfen die gegenwärtig darin angegebenen 
Hausnummern nicht gelöfcht werden, fondern es find die neuen Nummern mit 
rother Dinte unter die alten einzufchreiben. Bei Auszügen iſt zwar die neue 
Nummer zuerft zu feßen, berfelben aber beizufügen „prius A... * 

2. In den Kataflern der Brandverficherung find ebenfalls die neuen Num⸗ 
mern mit rotber Dinte den bisherigen beizufeßen, 

‚3. Zur Berichtigung der bei unterzeichneter Stelle deponirten Grundbuchs⸗ 
exemplare find Berzeichniffe anher vorzulegen, nah Ordnung der Katafter mit 
Angabe der verficherten Gebäude, der alten und neuen Nummern, den Namen 
der Eigenthümer und des Totalanſchlags jeder Einfchreibung. 


$-. 84. Die Ausfhreibung vom 7. April 1840, Amtsbl. M, 19, 


p- 99, erinnert Vedigli an die Befolgung der beiden vorhergehenden 
Entſchließungen. 


F. 85 a. Entſchließung der Kreisregierung vom 13. September 
1836, Amtsbl. M 48, p. 519, Spezialbevollmäcdtigung zur Liquidas 
tion der fteuerbaren Objekte des Kreid- und Kantonalvermögens betr. 


In Gemäßpeit des $. 6 der allerhöchſten Inftruftion für die Liquidirung 
der definitiven Grundfleuer (Amtsbl. As IX. von 1830), haben alle Betpeitigie 
bei den Tiquidationsverhandlungen perfönlich oder durch legale Bevollmärhtigte 
zu ericheinen, und hiebei zugleih alle jene Dokumente und fonftige Bebelfe 
mitzubringen und vorzulegen, welche zur Begründung des liquiden Grundbefi« 
bes ſowohl, als der Dominial» und Reallaſten nothwendig und förderlich find, 

Diefe Beftimmung findet auf auf das Grundeigentpum und bie Realrechte 
der Kreis» und Kantonsanftalten Anwendung, und es haben daher die Bor» 
flände der Kreisanftalten die Verpflichtung, bei den befraglichen Liquidationen 
zu erſcheinen und in obiger Beziehung das Intereffe der ihrer Berwaltung an» 
vertrauten Inftitute zu wahren. Hinfihtlich der dem Kreisfond angehörigen 
Gerichts⸗, Gendarmerie- und Gefängnißgebäude werden bie betreffenden Königl. 
Rentbeamten, und in Bezug auf die Kantondarreft- und Friedensgerichtögebäude 
die Bürgermeifter der Kantonshauptorte zur Liquidation der erwähnten Steuer» 
objelte hiedurch ſpeziell bevollmächtiget, mit der Welfung, den Vorſchriften des 
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Grundfleuergefeßes vom 15. Auguft 1828 und der obigen allerhöchſten Inſtruk⸗ 
tion, insbefondere jener bes $. 38, nenau nachzukommen. 

$. 85 b. Verfügung der Kreisregierung vom 7. September 1837, 
Amtsbl. M. 52, p. 422, die Erhaltung und Fortführung der Katafter 
betr. | 

Der $. 96 des Gefebes vom 15. Auguft 1828, die allgemeine Grundfteuer 
betr., bezeichnet genau den Fall und den Zeitpunkt, warn bei vorkommenden 
Reklamationen, bezüglich der Steuerlatafter, Berichtigungen oder Bormerkungen 
in den definitiv abgefchloffenen Kataftern vorgenommen werben bürfen. 

Um vorzubeugen, baß die Beweistraft der Katafter nicht gefährdet werde, 
wenn in diefelbe von kurzer Hand Berichtigungen und Bemerkungen eingefchal- 
tet werden, welche von dem Geſetze nicht authorifirt find, werben fämmtlicde 
Behörden, die es beirifft, hiemit firengftens angewiefen, ſich jeder Berunftaltung 
der Katafler durch Randbemerkungen zu enthalten, und dem $. 96 des Gefehes 
nicht vorzugreifen. 


$. 86. Eine Verfügung der Kreisregierung vom 17. Februar 
1838, Amtsbl, M 15, p- 96, ſchreibt vor, daß bei Liquidation ber 
Renten der Gemeinden und Stiftungen die Duotitäten bei ber Steuer- 
Liquidationsfommiffton im metrifchen, zugleich aber auch in den. alten 
Landesmaaßen anzugeben find, 

$. 87. Erlaß der Regierungs-Finanzlammer vom 5. September 
1838, Amtsbl, M A6, p. 369, die Neubauten und Veränderungen 
an beftehenden Gebäuden, vielmehr die Katafterumfchreibungen betr. 

Es wurde die Bemerkung gemadt, daß an Gebäuden folder Orte, welde 
in Bearbeitung des Definitiv » Steuerfatafterd das Stadium der Fiquidation 
überfchritten haben, vielfache Veränderungen vorgegangen find, ohne daß die 
“ jenigen Behörden, welche mit der Fortführung des Kataſters beauftragt find, 
bievon Kenntniß erhalten haben. 

Wenn nun zwar folhe Veränderungen auf die Grund» und Arealdausfteuer 
nur theilweifen Einfluß haben, fo ift doch diefer Einfluß bedeutender bei ber 
Miethſteuer (lit. a. $. 4 des Hausfleuergefeßes), indem durch einen Bau, 5.8. 
Auffeßung eines 2. oder 3. Stodwerkes, durch Neubauten, fo andere Gebäude» 
Umänderungen die Miethertragsfähigkeit, und fohin die Hausfleuerverpältnißzabl 
ſich ändern und bedeutend erhöhen kann. Auch die Steuerpläne werben bei 
unangezeigt bleibenden neuen oder veränderten Bauten nicht evident erhalten 
werben können, 

Zwar fönnen nicht alle Heinen Aenderungen auf dem Steine einzeln nad» 
gelragen werben, indem die vielfältigen einzelnen Korreltionen dem Planfteine 
nachtpeilig werden müßten; indeffen müflen doch alle dergleichen Aenderungen 
bei den, die Katafterumfchreibungen beforgenden Aemtern in Bormerlung fom- 
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men, damit feiner Zeit die Umgrabirung gefchehen, und inzwifchen jene Bau⸗ 
änderungen, weldhe eine Haus» oder Grundfleuer mehr oder minder im Gefolge 
haben, weiters geeignet behandelt werben können. 

Um nun diesfalls ein geregelted Berfahren zu bemenffeigen, wird hiemit 
angeordnet: 

a) daß bie Königl. Landfommifiariate da, wo die Vorarbeiten zur Ein« 
führung des Steuerbefinitivums bis zur Anfertigung der Katafler gebiehen find, 
alle Bauänderungen den Königl. Steuerfontrollämtern in vierteljährigen Kon» 
fpetten zur Kenntniß zu bringen, und 

b) daraufhin die Febteren das weiter Geeignete nah Maafgabe der Um⸗ 
ſchreibinſtruktion zu bewerkftellinen, fofort mit der nach Art. 22 diefer Inſtruk⸗ 
tion dvorzulegenden Mutterrolle fich hierüber auszuweifen haben, ä 

$. 88. Ausſchreiben Königl. Steuerfatafter- Kommiffion vom 24. 
November 1837, Amtsbl. M, 46 vom Jahre 1838, p. 370, die Er- 
haltung der Pläne, insbefondere der Korrektionsblätter betr. 

Mehrfache Vorlagen haben gezeigt, daß auf die Erhaltung der Pläne und 
insbefondere der Korrektionsblätter nicht jene Sorgfalt verwendet wird, welde 
erforderlich if, um ſowohl bei der Anfertigung der Kataſter anflandelos ver- 
fahren, als auch vorzüglich die Korrektionen auf den Planfteinen mit Sicherheit 
vornehmen zu Fönnen, 

Deppalb wird verfügt: 

{. Alle Pläne und Korreftionsblätter müffen in eigenen Plantafchen auf— 
bewahrt und vor Näffe gefhüßt werben, 

2. Bei Berfendungen dürfen die Korreftionsblätter nicht zufammengelegt, 
fondern müffen, in fo ferne fie auf Pappendedel gebrudt find, im Kiſtchen, 
auferdeffen aber in Rollen gepadt werden. | 

Hienach ift fi genau zu achten, wobei bemerkt wird, daß die Bereinigung 
von Anſtänden, welche ſich durch Faprläßigkeit in Erhaltung der Pläne und 
Korreltioneblätter ergeben, auf Koften des fehlenden Individuums vorgenom« 
men werden wird. 

F. 89. Unterm 21. März 1839, Amtell. M 18, p. 172, wurde 
von der Königl. Negierungs-Finanzfammer, die Bezirfsgeometer betr., 


Nachftehendes verfügt: 

Zugleich wird auf den Art. 17 der allerhöchft genehmigten Umſchreibin⸗ 
firuftion vom 1. Februar 1834 (Amtsbl. p. 304 2c.) aufmerkfam gemacht, wo⸗ 
nach die Meflungen, welche in Folge von Zerflüdelung der Grundflüde 2c. zum 
Behufe der Umfchreibung nothwendig find, lediglich von dieſen Bezirksgeome⸗ 
tern vorgenommen werben bürfen, und fomit derjenige, welcher dergleichen — 
amtlichen Glaubens bedürfende — Meffungen dur andere Geometer vorneb⸗ 
men laflen wollte, fich doppelte Koften verurſachen würde, 

_— eines künftigen Zarifs wurde in der den Bezirksgeometern 
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erthellten allgemeinen Inſtruktion vom 15. April 1834 beſtimmt, daß die den⸗ 
ſelben zu leiſtende Vergütung entweder nach Taggebühren, ober — was beſon⸗ 
vers bei geometrifchen Arbeiten von großem Umfange gefhehen Tann, nach ber 
freien Webereintunft mit den Betheiligten bemefien werben fol. Die Tagge- 
bühren dürfen bei wirklichen Meflungen den Betrag von drei Gulden, nebfl 
der Reifeloften-Entfhädigung zu 15 fr. per Stunde, und bei den Ausarbeit- 
ungen zu Haufe einen Gulden dreißig Kreuzer für jeden Tag nicht überfleigen. 
Die Auslagen für Katafterpläne und Gepülfen kommen befonders in Aufrechnung. 
Die Bezirksgeometer find gehalten, über ihre Arbeiten und Aufrechnungen ein 
fortlaufendes Tagebuch zu führen, und dasfelbe vierteljährlich zur Prüfung dem 
betreffenden Königl. Steuerfontrollamte vorzulegen, an welches fi, bei dies⸗ 
fallfigen Anftänden, oder wenn ſich die Bezirksgeometer im Bollzuge der von 
ihnen geforderten Meffungen fäumig bezeigen follten, zu wenden ift. 


$. 90. Bekanntmachung der Regierungs-Finanzlammer vom 25, 
uni 1839, Amtsbl. M, 34, p. 296, den Debit der Detailvermef- 
fungsblätter betr, 


Es liegt offenbar im Intereffe vieler Grundgüterbefißer, verläßige Meſſungs⸗ 
pläne zu erhalten, auf welchen ihre Befigungen an Gebäuden und Gründen, 
mit deren Umfang und Begrenzung erfehen werben können; nur die bebeutens 
den Koften, welche mit der Bermeflung und Aufnahme einzelner Befigobjelte 
verbunden find, flanden bisher der Anfhaffung im Wege. Diefes Hinderniß ift 
nunmehr durch die von der Königl. Bayer. Steuerkatafter-Rommiffion geleitete 
Detailvermeflung, infoweit diefe Operation bereits vorgefichritten ift, befeitigt; 
jeder Betheiligte fann biefenigen lithographirten Blätter, auf welchen füch feine 
Gebäude, Felder, Wiefen, Waldungen 2c. befinden, ohne großen Koflenaufivand 
erwerben. Ein Detailblatt, welches 1600 Tagwerke im 5000thelligen Maaß⸗ 
ftabe enthält, folet nur fünfzehn Kreuzer; eine — den ganzen Kanton umfaf 
fende Heberfihtsfarte, ein Stadt» oder Ortsplan dreißig Kreuzer, und um bie 
fen Preis find die Blätter ohne alle Nebenkoften bei dem Königl. Rentamte 
des beireffenden Kantons zu beziehen. 

Ber die nähere Bezeichnung feiner Grundflüde auf dem Detailblatte, mit oder 
ohne Zufammentrag feiner Befißungen und deren Flächeninhalt wünfcht, hat einen 
für diefe Arbeit nah Maaß der zu begrenzenden Blätter, Parzellenzabl, Flächen⸗ 
inhalt und Zeitaufwand billig berechnet werdenden Koftenbetrag zu vergüten. 

Hiemit erhält derfelbe nicht nur die verläßigfien Meffungsrefultate, ſondern 
auch den fihherfien Nachweis feines Eigenthums, der in Berbindung mit dem 
Rataflerauszug, welchen jeder Steuerpflichtige unentgelvlich entpfängt, bei Käu⸗ 
fen und Berkäufen, bei Berpfändungen, Grenzſtreitigkeiten, Reklamationen x. 
bie beſten Anpaltspuntte bietet. 

Die Beränderungen, welche fih durch Zeriheilung von Grundſtücken, durch 
Errisptung neuer Wege, Alluvionen, Abriffe ꝛc. ergeben, werden von Jahr zu 
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Jahr auf den GSteinplatten nachgelragen, und fo ſtets neue, ber Gegenwart 
entfprechende Abdrücke geliefert. 

Bei jedem NRentamte, für deflen Umfang bie Planarbeiten bereits vollen⸗ 
det find, wird ein vollſtaͤndiges Exemplar aller zum Amtebezirke gehörigen Der 
tailblätter mit einer Ueberſichtokarte aufgelegt, wovon jeder Intereffent Einficht 
nehmen kann ; diefes Eremplar dient zugleich zur nähern Bezeichnung derjenigen 
Blätter, welche von der Königl. Steuerfatafter- Rommiffion befchrieben werben 
follen, und baber dem Königl. Rentamte genau bezeichnet werben müffen. 

Dermalen find einftweilen für die Pfalz die Königl. Nentämter 

Kaiferslautern, Winnweiler, Neuftabt und Dürkheim 
im Befite folcher Mufterblätter; mehre andere Rentämter werden bald einen 
ähnlichen Verlag erhalten, und es wird biefes gehörig befannt gemacht werden, 


— Entihliefung der Regierungs-Finanzlammer vom 8. Januar 
1841, Amtsbl. Mi 3, p. 26, die Beeivigung der bei den Verhand⸗ 
lungen zur Einführung des neuen Grund» und Häuferfteuergefeges 
aufgeftellten Taratoren betr., fiehe unten $. 115. 

.$. A. Belanntmahung der Kreisregierung, Kammer der Fis 
nanzen, vom 5. Februar 1841, Amtsbl. M, 13, p. 95, die Namen 
liften der Umfchreibfatafter betr. 

Im Schlußſatze des Art. 9 der Inſtruktlon für die Umfchreibung der defi⸗ 
nitiven Grund» und Häuferfteuer (Amtsbl. vom Jahre 1834, p. 306) iſt vor⸗ 
geſchrieben, daß das Imfchreiblatafter mit einem Namensregifier zu verfehen 
fey; nachdem jedoch bergleihen Regifter auch zu den Urkataflern angefertigt 
werben, bierin für die Fortführung der Befitveränderungen und für bie Namens 
umfchreibungen gehörige Vorſorge getroffen ift, und die Königl, Steuerfatafler- 
tommiffion die Anorbnung getroffen hat, daß biefe Namensliften von nun an, 
getrennt vom Katafler, in einem eigenen Hefte gebunden werben, fo wird hie- 
mit den Königl, Steuerfontrollämtern bie Anfertigung befonderer Namensre- 
gifter zu den Umfchreiblataktern für die Zufunft gänzlich erlaffen. — Es wird 
Dagegen firenge darauf gefeben werben, daß die von der Königl. Steuerkataſter⸗ 
Kommiffion angefertigten Namensliften der Katafter pünktlich fortgeführt werben. 

$. 92. Eine Verfügung der Binanzfammer vom 11. März 1841, 
Amtshl. M, 21, p. 183, fchärft den Diftrifts = Polizeibehörben die 
Beobachtung der 88. 98 und 99 des Grundfteuergefeßes vom 15. Aus 
guft 1828 mit dem Bemerken ein, daß feine fehriftliche Reklamation 
gegen den Definitiv-Steuerfatafter anzunehmen, fondern Protofolle zu 
fertigen find, und die aus der Nichtbeobachtung des Geſetzes entſtehen⸗ 
den nachtheiligen Folgen den —— Beamten zur Laſt gelegt wer⸗ 
den müßten, 

49 * 
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8.9. Verfügung der Kreisregierung v. 27. Aug. 1841, Amisbl. 


M 58, p- 471, die Aufbewahrung der Befteuerungspofumente betr. 

Es ift jüngfihin der Fall vorgefommen, daß ein Katafterplan in Folge der 
ungeeigneten Aufbewahrung an einem feuchten Orte des Gemeindearchivs in 
ber Art verdorben wurde, daß derfelbe mit bedeutenden Kofen durch einen 
neuen Plan erfetst werden mußte. — Man fieht fi daher veranlaft, fümmt- 
lide Bürgermeifterämter zur forgfältigen Aufbewahrung und Erhaltung der 
Katafterpläne und überhaupt aller Befteuerungsdofumente mit dem Bemerken 
aufzufordern , daß die Koften, welche aus einer dicsfallfigen Berfäumniß ber- 
vorgeben, dem betreffenden Bürgermeifler perfönlich zur Yaft gelegt würden. 

Die Königl. Landtommiffariate und Steuerkontrollämter werden zugleich 
hiermit aufgefordert, bei jeder Gelegenheit von der zweckmäßigen Aufbewahrung 
der in den Gemeinden hinterlegten Befleuerungsdofumente fi zu überzeugen 
und nötpigenfalls auf alsbalvige Befeitigung diesfalls befiepender Miffände 
hinzuwirken. 


— Die genaue Bezeichnung der Grundbefigobjefte in den Erwerbs⸗ 
urfunden, Amtsbl. M 77 v. Jahre 1841, p. 609, |. 2. Bud, $. 85. 


$. 9. Inſtruktion der Finanzfammer vom 5. Februar 1843, 
Amtsbl. M 12, p. 113, Reklamation gegen zu bohe Klaffififatien 
der Staatswaldungen betr, 

Nach den höchſten Nefcripten des Königl. Finanzminifleriums vom 8. Mai 
1837 AE 6166 und vom 12. Juli 1839 As 5124, welche die Königl. Sieuer- 
Katafterfommiffion jüngſthin anher mitnetheilt bat, find die Königl. Forſtämter 
berechtigt und verpflichtet, bezüglich derjenigen Staatswaldungen, welche bei der 
Kataftrirung zu hoch Haffifigirt worden, mit Genehmigung ber vorgefeßten 
Stelle, die jedem Steuerpflichtigen gefeglich zuftehende Rellamationsbefugnis 
auszuüben ; die auf Unterfuhung der ungegründet befundenen Reklamationen 
erlaufenen Koften müffen jedoch hienach auf den Forfletat übernommen werden. 

Unter Bezugnahme auf die Beflimmungen im Gap. III. $$. 21 bis 46, 
dann im VII. Eap. $$. 85 big 111 des allgemeinen Grundfteuergefeßes vom 
15. Auguft 188 — auf das Einführungsgefeg vom 1. Zuli 1834 und auf 
das diesfeitge Ausfchreiben vom 28. Januar 1841 6 4224 V. (Amtobl. p. 59 
und 90) erhalten demnach die Königl. Forſtämter nachflehende Beifungen : 

1. Sobald das Königl. Forfiamt von der nad $. 25 Abfaß 2 des Geſetzes 
vom 15. Auguft 1828 flatifindenden Publikation der Muflergründe eines Boni- 
tirungsbezirfd, in welchem feiner Reſpizienz unterflellte Staatswaldungen lie 
gen, Kenntniß erlangt, und von deren Befchreibung, fo weit nöthig, fih Ab» 
fchrift verichafft hat, if dasfelbe verbunden, unverzüglich einen Zufammentritt 
mit den einfchlägigen NRevierförftern zu veranftalten, um gasmeinfhaftli mit 
benfelben zu berathen, ob und in wie fern gegen die vorliegenden Baldmufter- 
gründe Einwendungen zu erheben feyen oder nicht. Der Beurtfeilung dieſer 
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Frage find die Beftimmungen im $. 26 des allgemeinen Geſetzes zu Grund zu 
legen, und ed muß biebei vorausgefeßt werben, daß die Mehrzapl des — die 
ſes Berathungstomitt bildenden Forftperfonals die Ertragsfähigkeit der ale 
Muftergründe aufgeftellten Baldungen genau kenne, und die Frage: weiche 
Quantität Holzes auf dem Stamme in öfonomifher Nußbeziehung mit Rüd« 
fiht auf die Preife des Orts, wo das Holz ſteht, einem Achtel Schäffel Korn 
gleich zu achten fey ? mit Sachkenntniß zu beantworten wiſſe. 

Zur nähern Information find die $$. 18, dann 32 bis 35 der unterm 19, 
Januar 1830 (Amtsbl. AG VII. p. 235 2c.) ausgefchriebenen Bonitirungs-In- 
ſtruktion nachzulefen. 

Diefe Unterfuchung iſt von der höchſten Wichtigkeit, denn das rechte Maaß 
ber Befteuerung hängt hauptſächlich von der Richtigkeit der Muftergründe ab, 
und ein hiebei etwa eingefchlichener Fehler kann fpäter, felbft wenn der Miß- 
griff bis zur Evidenz erwiefen wäre, nicht mehr gut gemacht werden, da nad 
Berlauf eines peremptorifchen Termind von fehs Wochen a die publicationis 
eine Einwendungen gegen die Mufltergründe mehr flattfinden, genen die fomit 
ex zeptionsfrei geftellten Muftergründe feine Reklamation/geftattet if/ und jede 
Reklamation gegen unrichtige Klaffifizirung auf eine Vergleichung mit den 
Muftergründen geflüßt werden muß. 

Man erwartet daher, daß die Königl. Forſtämter diefem Hauptmomente ber 
Kataſtrirung die vorzüglichfte Aufmerkfamkeit widmen, und die vorſtehend ange» 
ordnete Unterfuchung der Muftergründe mit vollefter Umficht betätigen, 

Ueber diefe Berhandlung if ein — von Objekt zu Objekt fortzuführenbes, 
umſtändlich zu motivirendes Protofoll zu errichten, und in fo fern hieraus bie 
Notpwendigkeit zu Erinnerungen gegen die Muftergründe hervorgeht, Abfchrift 
oder Auszug hievon inner dem gefeglihen Termin an die Diſtriktopoli— 
zeibehörde (das Landtommiffsriat) mit Antrag auf nähere Unterfuhung nad 
$. 25 des Geſetzes abzugeben. Gleichzeitig iſt diefes ‘Protokoll in originali zur 
Einficht anher vorzulegen. 

2. Das zweite Stadium der forfiamtlichen Thätigkeit in Bezug auf die 
Einführung des Katafters beginnt mit dem Momente, in welchen vemfelben die 
Katafterauszüge zugeftellt werden, und die Einführung des Kataflers im Kan- 
tone mit Befimmung der Reklamationstermine proflamirt wird. Nunmehr 
muß bei jedem einzelnen , in diefen Auszügen vorgetragenen Objekt forgfältig 
geprüft werden, ob etwa eine der vier Urſachen obwalte, aus welchen nad) $. 
85 des Geſetzes vom 15. Auguft 1828 reflamirt werden Faun. Diefe Unter 
fuchung hat bei einer abermaligen Berfammlung fämmtlicher betreffenden Re— 
vierförfler am Site des Forſtamis flatt zu finden, und das hierüber aufge» 
nommene Protololl muß längſtens innerhalb drei Monaten vom Tage der Ka 
tafter » Einführungsproffamation mit den Katafterauszügen und Befchreibungen 
der WBaldmufergründe zur weiteren Berfügung an,die unterfertigte Stelle vor» 
gelegt werben, 
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Fehler in der Meſſung oder Berechnung, oder im Vortrage der Kataſter⸗ 
fäße können zw jeder Zeit angebracht werben; fie find mittel Auszugs aus 
dem vorerwähnten Protokoll vor deſſen Vorlage an die Königl. Regierung 
dem Königl. Steuerkontrollamte befannt zu geben, welches nach gepflogener 
Unterfuchung dergleichen Irrungen auf dem Wege der Umſchreibung befei- 
tigen wird, Ä 

Eben fo müflen nad $. 95 bes citirten Geſetzes vom 15. Auguft 1828 die 
Srrtpümer in der Liquidirung beim Königl. Steuerkontrollamte angemeldet 
werben; es ift jedoch hiezu ein Termin von drei Jahren, von dem Tage des 
ausgefloffenen eigentlihen Rellamationdtermines, von welchem nachftehend sub 
3 die Rede if, angerechnet , anberaumt, und daher zureichende Zeit gegönnt, 
um bie KRataftervorträge bezüglich der auf den ärarialifchen Befigungen ruhen- 
den Rechte und Laften forgfältig zu prüfen, und zweifelhafte Punkte mittelft 
Recherchen, Berichterflattungen, Bereinbarungen mit ben beiheiligten Privaten 
20. ins Reine zu fielen. Es genügt daher, wenn im Falle: diesfallfiger Difs 
ferenzen zwifchen den forfkamtlichen Urkunden und ben Kataftern vorläufig blos 
geeignete Bemerkung in obenerwähntes Unterſuchungsprotokoll niebergelegt, 
und bie nähere Recherche fih vorbehalten wird, 

In deu Kataflerauszügen fommen öfters auch Objekte vor, welche nit 
der unmittelbaren Reſpizienz des Königl, Forſtamts unterfellt find, insbefondere 
ift diefes bezüglich der Triftwafler : und Anftalten der Fall. Solche Kataſter⸗ 
auszüge bat das Königl. Forflamt baldmöglichſt an das betreffende Amt abzu- 
geben, damit basfelbe bezüglid der — feinem Reffort angehörigen Objekte 
gleihfalls im Sinne gegenwärtigen Ausfchreibens verfahre, 


3. Der vierte Grund, aus welchem nach $. 85 lit. b. des Geſetzes Rekla⸗ 
mationen gegen das Katafter geftattet find, beſteht in einer unrichtigen Klaſſi⸗ 
fitation einzelner Grundflüde im Gegenpalt zu den Muftergründen. Der $. 90 
ibidem feßt die Bälle feh, in welchen die Klaffifitation als unrichtig erkannt 
wird, und $. 45 bis 68 der oben allegirten Bonitirungd» und Klaſſifikations⸗ 
Inſtruktion geben die näheren Anhaltspunkte an Handen, nach welchen bie 
Nichtigkeit diefer Operation zu prüfen if. 

Der $. 93 des Geſetzes feht den Termin zur Anbringung biefer eigentlichen 
Steuerreffamationen auf ein Jahr und drei Monate feft, und nach $. 8 
ibidem ift beflimmt, daß derartige Rellamationen bei den einſchlägigen Diſtrikts⸗ 
polizeibehörden angebracht werben müflen, was unter Beachtung der in biefem 
Paragraph weiters vorgefchriebenen Bormalitäten füglich mittelft Auszugs aus 
dem sub 2 vorſtehend angeorbneten Beratpungsprototoll geſchehen Tann. 

Diefe Mittheilung an das Königl. Landkommiſſariat hat jedoch erſt dann 
und nur in fo weit flatt zu finden, als die Königl, Regierung die beantragte 
Reklamation für zureihend begründet erachtet, und zur Anmeldung berfelben 
das Königl. Forſtamt fpeziel authorifirt hat, weßhalb die oben angeordnete 
Borlage innerhalb des dreimonatlihen Termins jedenfalls, und auch in dem 
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dalle, daß das Königl. Forſtamt die Einlegung einer Neflamation nicht für 
nöthig. erachten follte, flatt zu finden hat. 

Man erwartet, daß die angeorbneten Unterfuchungen mit Gründlichfeit und 
genauer Beachtung der in Bezug auf die Einführung des Kataſters beſtehenden 
gefeßlihen und inftruftiven Beftimmungen gepflogen, und bie fefigefeßten Zer- 
mine pünktlich eingehalten werben, 

F. 95. Berfügung der Königl. Regierung, Kammer des Innern, 
vom 9, März 1842, Amtsbl. Mi 22, p. 202, die Reklamation gegen 
zu hohe Klaffififation der Waldungen betr., fiche 1. Buch, $. 184. 

F. 96. Inftruftion für den technifhen Funktionär im Steuer: 
büreau der Königl. Regierung, Kammer der Finanzen, vom 5. Sep- 
tember 1842, Amtsbl. M 59, p. 489. 

Um die Arbeiten der burch ‚bie pöcfte Entfhließung des Königl, Finanz» 
mintfteriums vom 17, October 1832 aufgeftellten Land⸗ oder Bezirksgeometer 
fortlaufend zu prüfen, und ihre Dienflesobliegenpeiten in jeder Beziehung zu 
; Überwachen, — dann um von ber richtigen Fortführung der definitiven Steuer: 
fatafter durch die Königl. Steuerkontrolämter ſtets die nöthige Meberzeugung 
zu erholen, wurde durch die höchſte Finanz -» Minifterialentfchließung vom 17, 
Dezember 1832 und 19, Detober 1833 der unterzeichneten Stelle ein technifcher 
Funktionär beigegeben, welchem hiemit folgende Dienftesinftruftion ertheilt wird 


L Aufgabe des techniſchen Funkltionärs im Allgemeinen. 

$. 1. Die Beihäftigungen des technifchen Funktionärs bei der Königl. 
Regierungs-Finanzlammer theilen fich : 

a) in die Revifion und Ueberwachung ber Befißveränderungs-Ummeflungen 
ber Landgeometer; 

b) in die Revifion und Ueberwachung ber Beſitzveränderungs⸗NUmſchreib⸗ 
ungen durd die Königl. Steuerkfontrolämter, 
und beftehen daher theils in Büreauarbeiten am Sitze der Königl. ia 
theils in äußern Verrichtungen. 

I. Bon den Arbeiten im Steuerbüreau, 

$. 2. Unter ſtetem Rückblick auf die für die Land- (Bezirks⸗) geometer 
beſtehende Inſtruktion vom 15. April 1834 if das Augenmerk des technifchen 
Funktionärs befonders darauf zu richten: 

a) daß die Flächen richtig aus den Kataflern extrapirt, der Anfaß der ur- 
fprünglichen Fläche mit den betreffenden Katafterauszügen verglichen, und Ab» 
weichungen gehörig berichtiget werben ; 

b) daß die Keitenmaaße richtig berechnet und ohne bedeutende Abweich⸗ 
ungen in die Atlasblätter und Umfchreibpläne übergetragen werden. 

Hinſichtlich vorlommender Differenzen können folche nur dann nachgefehen 
werben, wenn ber Flaächenkalkul auf das Genauefte nach den befannten plani« 
meirifchen Sägen unter fleter Beachtung zweckmäßiger Figureneintheilung, ſchar⸗ 
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fer Maafabnahme und größter Genauigkeit und Feinheit der gezogenen Ein- 
thellungslinien nad einem gleichförmig vorgefchriebenen Rehnungsmanuale ge 
fchieht, und biefelbe das nad dem $. 72 der Meflungs - Hauptinfiruftion vom 
19. Januar 1830 (Amtsbl. 1830, p. 235, resp. 87) außer Anfaß bleibende 
Sehler- Marimum von 1 %, bei %/s000 =. und 1, %, bei Yasoo nn. 
Plänen nicht überfchreiten. 

(Snfruftion ber — $. 14 und 22.) 

c) Daß nicht Fälle vorlommen, wo die Abtheilungsgrängen in ein unred- 
tes (nicht in das beireffende, fondern in ein in der Nähe Liegendes) Grundſtück 
eingetragen werden, 

Diefer Punkt fordert die forgfältigfte Beachtung, da eine diesfallfige Un- 
zichtigkeit auf die Steinkorrektur übergehen würde, und hiedurch die Beflimmung 
des $. 82 des Geſetzes vom 15. Auguft 1828 geführdet würde. 

d) Dad die Grängen nicht von einem Plan auf den andern, fondern im- 
mer nach den wirklich gemeflenen Maaßen übergetragen werben. 

e) Daß die Ummeffungstabellen nicht abweichend von der urfprünglicden 
Steuergröße zur Borlage gebracht werden. Die urſprüngliche Steuergröße, 
welche nach $.3 des Grundfleuergefeßes — fo lange ber Befteuerungsgegenfland 
beſteht — unverändert verbleiben muß — wird und muß fich bei der Beriheil- 
ung wieder herausfiellen. 

(Ausfchreiben vom 26. Januar 1841, Amtsbl. p. 76.) 

Ausgenommen find jedoch hievon jene Fälle, wo fich eine Beränderung der 
orfprünglichen Flächengröße 

©) durch Ab» oder Zugänge von unfleuerbaren Gegenfländen, 3. B. durch 
Wege, Waſſer u. dgl.; dann 

3) durch urfpränglie Berecinungsfepler, und endlich 

7) dur urfprüngliche Meſſungsfehler ergibt. 

Da in diefen Fällen ohnehin eine Steuer » Minderung oder Mehrung ent- 
fiebt, fohin au eine neue Steuereinweifung flattfinden muß, (Umfchreibinfiruf- 
tion für die Pfalz vom 1. Februar 1834, Art. 15 und 16), fo müflen die Ber- 
bältnißzahlen, die fich durch die neue Berechnung ergeben, mit der Bemerkung 
eingefiellt werden, aus welcher bie Urfache der Veränderung zu entnehmen if. 

$. 3. Iſt befonders barauf zu achten, ob bei Thellungen von Güterflüden 
feine Verwechslungen flatt gefunden daben, und ob jedem Eigentpümer der 
zichtige, bei der Zheilung ihm wirklich zugekommene Theil zugefchrieben und 
augemeflen wurde, damit keine, die Ordnung der Sache und bie Interefien der 
Partheien gefährbende Befißverfchiebungen flatt finden. 

$. 4, Die Gütervertheilungen, insbefonderd aber die Waldvertheilungen 
follen mit der größten Genauigkeit geprüft werden, damit nicht allenfalls über 
mäßige Differenzen fogar der Einzeichnung auf die Steinplatte hinderlih wer» 
ben ; denn es If nicht zu vermuthen, daß ſolche Differenzen von ber Kataſtral⸗ 
meflung, wo ber Geometer eine große Anzahl von Anpaltspunkten zur Kon- 
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trole hat, herrüßren, fondern es darf beinahe mit Grwißpeit angenommen wer- 
den, daß diefe in Folge der zuleßt zum Behufe ber Bertpeilung unrichtig vor- 
genommenen Peripherialmeſſung — oder unrichtigen Vermarkung entflanden 
find. 

Diefe Differenzen können fi nur dann ergeben, wenn der Geometer mit 
jenen Methoden, die ihn zu einem genauen Peripherialfpluß führen, nicht pin- 
laͤnglich vertraut if. 

Sollte fih erweifen, daß Lediglich hiedurch die Differenzen eniftanden find, 
fo bat der technifche Funktionär zur Zurechtweifung und geeigneten Belehrung 
des betreffenden Geometers mittelft Erinnerung den Antrag zu Aellen, 

$. 5. Hiebei iſt auch der im Art. 13 der allegirten Umſchreibinſtruktion 
vom 1. Februar 1834 vorgefehene Fall zu berüdfichtigen, daß bei der urfprüng- 
lichen Klaſſifikation ein Grundflüd, obgleich von verſchiedener Bonität zufam- 
mengefeßt, nach einer (Durchſchnitis⸗) Kaffe tarirt worden if, und dieſes 
Grundſtück in der Art getheilt wird, daß dem neuen Erwerber vorzugsweiſe der 
beſſere, den andern der weniger ertragsfähige Theil hievon zufällt, was öfters 
bei Bergbängen vorkommen Tann. 

In diefen Fällen if e8 die Aufgabe bed Bezirksgeometers, das Steuerkon⸗ 
trolamt durch eigene Vormerkung hierauf aufmerkſam zu machen, damit bad» 
felbe mit Zugiefung der Zaratoren die, jeden Theil treffende Bonitätsllafie, 
welche im Ganzen die bisherige Steuerquote wieder geben muß, ausmittle, 

5.6. Es iſt genau nachzufehen, ob die ungemeflenen Parzellen in allen 
Begränzungen im Entgegenhalt des Steuerplans richtig ſtehen und einpaflen. 


$. 7. Deßgleichen ob die Flächenberechnung genau, rein, in reinem beut- 
lichen Zuftande, und ob die Umrechnungsmanualien und Ummeffungstabellen 
in allen ihren Theilen entfprechend bergeftellt find, 


$. 8. Ummeffungen dagegen, bie bedeutende Bedenken und Zweifel er» 
regen, fowie andere Anflände, die fih im Büreau nicht berichtigen und beur- 
tbeilen laſſen, ſind für die Unterſuchung an Ort und Stelle vorzumerken. 


$. 9. Die ſchon aus der Beurtheilung im Büreau als fepleht oder gar 
als unbrauchbar ſich darſtellenden Ummeffungen und treffende Elaborate, als: 
Brouillons, Umrehnungsmanualien und Ummeffungstabellen find entweder zur 
BVerbefferung oder zur gänzlichen Umarbeitung dem Landgeometer durch das 
Königl. Kontrolamt zurüdgeben zu laſſen. 


$. 10. Mit Hülfe des Gefchäftsiournals kann bei der Revifion im Büreau 
erieben werben, ob nad $. 25 und 26 ber Inftruftion für bie Landgeometer 
der vorfhriftemäßige Turnus der Ummeffung eingehalten worden ift, oder nicht; 
und ob außer dem Turnus vorgenommene Meflungen wirklich auf auodrückliches 
Berlangen der Partheien vorgenommen worden find. 

$. 11. 1. Es ift nachzuſehen, ob nad der an die Königl. Steuerfontrol« 
ämter ergangenen Eniſchließung vom 19. April 1834 größere Bertpeilungen in 
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2500tHeiligen Maaßſtabe und auf eigenen — überſpannten Blättern gemeſſen 
worden ſind, oder nicht. 

2. Ob ſämmtliche Neubauten mit Angabe der Zeit der Dachſtuhlerrichtung 
in den Ummeſſungstabellen genau bezeichnet, ob die Theilungslinien richtig ein⸗ 
gezogen worden, und dieſes namentlich bei Objelten, welche in mehrere Blätter 
fallen, auf jedem Blatt Rattgefunden habe; ferner ob biefe Einzeichnung 3. B. 
bei Oriſchaften, welde in vergrößertem Maaßſtabe öfters: eigens lithographirt 
find, auf leßteren vorgenommen worben ifl. 

3. Ob fämmtliche Mutationen auf dem Rande der Korreltionsblätter vor⸗ 
gemerkt worben find. 

4. Ob in den Brouillons bie einzelnen Gemäße bei Kettienmeffungen, 
welche hauptfächlich anzuwenden find, eingezeichnet wurden, bamit entiveder durch 
Rachrechnung oder mittelt Revifion durch das Schätzquadrat die Meffungsfeh- 
ler entdeckt werben, 

$. 12. Den monatlich einlaufenden Gefchäftstagebüchern nebf Koftenbe- 
rechnungen ift die größte Aufmerkfamkeit zu widmen uud fich zu verfichern, daß 
in den erftern diejenigen Parzellen, welde einer Meffung oder Berechnung un- 
terlagen, mit Bezeichnung ihrer Plannummern eingetragen find; dann ob bie 
Zeld- und Hausarbeiten gehörig ausgeſchieden, ber Zeitaufwand und die Ge 
hülfenverwendung nah Maaß der Arbeit richtig angefebtz; ferner ob die Ge- 
fchäftsreifen des Landgeometers nebft deren Entfernungen und Anfchluß eben fo 
richtig bemeflen find. Endlich Hat der technifche Funktionär die von den Steuer- 
kontrolämtern gefertigten Hebliften genau zu prüfen und fich zu verläßigen, daß 
bie Parzellenzapl mit ber in den Tagebüchern angegebenen übereinfimmt, ob 
der Kalkul und der Bertheilungsfuß auf die einzelne Parzelle richtig ift, damit 
folge alsdann erefutorifch erklärt werben können. 

II. Bon den äußern Dienfiverrichtungen. 
A. In Bezug auf den Bezirksgeometer. 

$. 13. Zur Beurtfeilung der Wirkfamfeit der Landgeometer überhaupt, 
und insbefondere zur Löfung der im $. 8 erwähnten Ummeflungsanftände wird 
der technifche Funktionär nach Zeit und Umſtänden in die Dienfibezirke der 
Landgeometer abgeorbnet, wobei er zunächft über den Stand der Befißverän- 
berungen und über bie etwa beſtehenden Rüdflände Unterfuchung zu pflegen 
und das Geeignete vorzufehren hat. 

$. 14. Um dieſes zu bewerffielligen hat ber technifche Revifor 

a) dad Repertorium, welches den vorzüglichften Leitfaden bei der Prüfung 
des Umſchreibweſens bildet, mit den Umfchreibkataftern zu vergleichen, dann 

b) mit Zubandnahme dieſes Repertoriums. auf den Tontrolamtlichen Atlas 
alle Veränderungen zu durchſuchen und die Abweichungen zu bemerken. 

$. 15. Bei diefen Bergleichungen müflen ſich alle Ummeffungs- und Um⸗ 
fopreiblüden entbeden, indem die Umfchreibfatafter die Repertorien, und ber 
Umfopreibatlas die Repertorien und Katafler gegenfeitig kontroliren. 
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6, 16. Alle Umfchreibpläne find alddann mit dem Repertorium zu 
vergleichen, und es ift ftreng darauf zu fehen, daß der Geometer mit den Ber- 
änderungseinträgen nit im Rüdftand bleibe; kommen unzeine Zeichnungen 
oder fonft undeutliche Gegenflände vor, fo find diefe nicht nur zur Rüge aufs 
zufchreiben, fondern fogleich verbeffern oder nöthigenfals mit Einfegung eines 
neuen Detailblatted ganz umarbeiten zu laſſen. 


$. 17. Es iſt genaue zu unterfuchen, ob alle im größeren Maaßſtabe aufs 
genommenen Driginalvertheilungspläne als Beilagen den heireffenden Atlas- 
blättern. beigefügt, und ob die Punkte, von welchen ausgegangen worden iſt, 
zweckmäßig gewählt worden find. Insbeſondere aber find die Waldvertpeil- 
ungspläne genau zu prüfen, ob durch das angemwendete Berfahren der zu einer 
Tpeilung unbedingt notpwendige Schluß der Peripherie, ohne welde eine rich« 
tige Vertheilung nicht möglich if, flatt gefunden habe oder nicht. 


6. 18, Der technifche Funktionär wirb beachten, ob ber Landgeomeier bie 
Neubauten, welche er nicht nur durch. Meffungsoperationen, fondern überhaupt 
auf feiner Durchreife in den Gemeinden feines Bezirts wahrnimmt, dem 
Steuerkontrolamt anzeigt, und daß er darüber ein. Notizenbuch fortlaufend führt. 


$. 19. Zur Kontrolirung der Arbeiten des Bezirfögeometers ift es noth- 
wendig, einige Meffungen an Ort und Stelle in verfchiedenen Gemeinden und 
Kantonen durch Nachmeffungen zu prüfen, wobei der Yandgeometer gegenwärtig 
ſeyn fol, jedoch darf Eine ſolcher Meflungen nicht über einen Tag in Anſpruch 
nehmen. Entdecken fich bei diefen Probemeffungen Fehler, und flimmen die in 
den Brouillons angegebenen Kettengemäße nicht überein, fo hat der technifche 
Funktionär ein befondered, von dem Bezirksgeometer mit zu unterfchreibendes 
Prototoll aufzunehmen, und Königl. Regierungs-Finanzlammer mit in Vorlage 
zu bringen, damit die Berichtigung in dem Umfchreibfatafter verfügt, und be⸗ 
züglich der Koften, welche in diefen Fällen der Regel nach dem Bezirksgeometer 
zur Laſt fallen müßten, Beſchluß gefaßt werden kann. 

Zeigen fih fonftige Heine Abweidhungen, Fehler in der. Manipulation, 
Fahrläßigkelten, fo iſt der betreffende Geometer hierüber infiruftionsgemäß zu 
belehren. 

Bei Fällen aber, wo fih der Bezirksgeomeier mit den Anfichten des tech- 
nifhen Funktionärs nicht vereinigen kann, ift die Entſcheidung ber Königl. Re- 
gterung zu provpziren. 


$. 20. Bei Gelegenheit der Nachmeffungen iſt fich zugleich. zu überzeugen, 
ob der Geometer fich des nach $. 51 der Meflungsinfirultion vom Jahre 1830 
vorgefchriebenen tüchtigen Meflungsapparates und der gehörig rektifizirten In⸗ 
firumente bediene. 

:$. 21. Sagen und Befchwerben ſowohl gegen die bdienftliche Wirkfamteit 
als die fonftige Aufführung und Lebenswanbel des Landgeometers, bat ber 
technifche Revifor mit dem Steuerkontrolamt zu erheben, darüber den Landgeo⸗ 
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meter zur Berantwortung aufzufordern, und das Geeignete in feinem Geſchaͤfte⸗ 
protofoll zu erörtern, 

6. 22. In dem Gefchäftsprotofoll, welches der technifche Funktionär auf 
feinen Umreifen Tag vor Tag zu führen hat, find von demfelben die Gemein- 
den, deren Umfchreibfatafter neprüft worben find, mit den Folien und Jahr» 
gängen, auf welche fi diefe Prüfung erfiredte, genau anzugeben. 

B. In Bezug auf das Steuerkontrolamt, 

$. 23. Damit die gemäß Art. 24 der Umſchreibinſtruktion angeorbnete 
fharfe und befländige Kontrole über die Führung der Gteuerumfchreibungen 
bei den äußeren Behörden beabfichtigten Erfolge entipreche, iſt es unerläßlid, 
daß öftere und unvermuthete Refpiztrungen und Prüfung des Umfchreibver- 
fahrens am Site der Königl. Steuerfontrolämter eintreten. 

Der technifche Funktionär wird fich daher in Folge erhaltenen Kommittoriums 
an den Sit der hierin bezeichneten Steuerkontrolämter verfügen, und bıe 
Umfchreibungen auf das Genauefte in allen Einzelnheiten durchgehen, Gebrechen 
und Unregelmäßigkeiten, fo wie überhaupt jede unrichtige Behandlung konſta⸗ 
tiren und im Benehmen mit dem betreffenden Steuerfontrolamt fogleich abftellen. 

Ergibt ſich hiebei eine Verſchiedenheit der Anficht, worüber feine Bereinig- 
ung flattfindet, fo hat der technifche Revifor die Widerſprüche zu Protokoll zu 
nehmen, und die Sache der Königl. Regierungs-Finanzlammer zur Entfcheid- 
ung vorzulegen. 

$. 24. Bei Gelegenheit diefer äußern Inſpizirungen hat der technifche 
Revident zugleich auf die Individualitäten und Fähigkeiten der von dem Kon» 
troleuren für die Führung des Kataftlerumfchreibwefens beftimmten Subjelie 
ein wachſames Auge zu haben, und erforderlichen Falles zu veranlaflen, daß 
“hierin die nöthige Abhülfe eintrete, 


$. 25. Es ift nacdhzuforfchen, ob das Amt die, von der Königl. Regierung 
und der Königl. Steuerkatafter-Rommiffion erfolgten, auf das Steuerdeſiniti⸗ 
vum bezügliden allgemeinen SInfruftionen und Ausfchreiben nah chronolo- 
giſcher und fachgemäßer Ordnung in den entfprechenden Aktenbänden zufam- 
menhalte (vide Ausfchreiben vom 3. October 1841 As 7822 V. die Amisregi⸗ 
firatur betr.). 

Da aber au bie in dem Amtslatte erfcheinenden einfchlägigen allgemeinen 
Ausfchreiben einen wefentlichen Beflandtheil der Generalalten eines Amtes 
bilden, fo wird es entfprechend fepn, wenn das Amt auf den Umfchlagebonen 
iebes betreffenden Generalienattes die bezüglichen Ausfchreibeu mit Angabe des 
Jahrgangs und Seite des Amtsblattes und mit kurzer Bezeichnung des befon- 
bern Betreffs vormerft. 

Nebfibei kann es nur erwünfcht feyn, wenn das Gteuerlontrolamt über 
generelle Entfcheivungen und Ausfchreiben ein in foflematifcher Form angelegies 
Bormerkungobuch führt; der technifche Bunktionär wird hievon Einſicht nehmen, 
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fid hierüber mit dem Beamten befprechen und feine diesfälligen Bemerkungen 
und Anträge in das Protokoll niederlegen. 

6. 26. Nach Art. 4 der Umfchreibinfteuftion für bie Pfalz bildet das Gü⸗ 
terwechfelbuch die Grundlage der Umſchreibungen. Einzelne dieſer Güterwech⸗ 
felbücher find von dem technifchen Funktionär an Ort und Stelle zu unterfuchen, 
um fich zu überzeugen, daß die Art. 5, 6, 7 und 8 bei Führung diefer Bücher 
pünktlich befolgt werben, Aus dem Stande diefer Bücher ift ſich geeignete Vor⸗ 
merfung zu maden, um die Bergleihung mit den Repertorien nnd Umfchreib- 
fataftern veranflalten zu können. 

$. 27. Beſonders ift darauf Rüdficht zu nehmen, daß Feine Umfchreibrüd- 
fände ſich einſchleichen. Sollten fich dergleihen Rückſtände ergeben, fo ift hier- 
über ein Berzeichniß anzufertigen , dasfelbe dem Königl. Steuerfontrolamt zu 
feiner Bemerkung vorzulegen, und fodann dem Bifitationsprotofoll beizulegen. 

Ein befonderes Augenmerk if auf die Erforfchung jener Umſchreibrückſtände 
zu richten, welche fih von der Zeit des Abfchluffes eines Urkataſters bis zur 
Anlegung des neuen Umfchreibfatafters allenfalls ergeben haben, Die Mittel 
folhen Rüdftänden auf die Spur zu fommen, liegen in ber forgfältigen Ber- 
gleichung des Güterwechfelbuches, deſſen richtige Führung das Steuerkontrolamt 
zu überwachen hat, mit dem Repertorium ; dann wieder mit der Bergleichung 
diefer letztern mit den Umfchreiblataftern und Auszügen, und endlich mit den 
Ummeflungstabellen, 

$. 283. Ob und in wie weit Mın dem Inhalt der erwähnten Umfchreibin« 
firuftion für die Pfalz und den fonfligen Anordnungen in formeller und ma- 
terieller Beziehung der Umfchreibkatafter entfprochen worden if, wird der Kom⸗ 
miffär bei näherer Prüfung der von dem Kontrolamte inzwifchen behandelten 
Umfchreibfälle gewahr werden können. 

$. 29. Die Definitivumſchreibung erftredt fid aber nicht allein auf die 
Umfchreibnng im Umfchreibkatafter, fondern auch auf 

) die zum Urkatafter gehörige Ramenlifte; 

2) auf das Repertorium der Plans, Haus und Befignummern, dann 
Bas Flächenregifter ; 

y) auf die Ruſtikalauszüge ber Steuerbaren, und mo Steuerveränder- 
ungen oder auch wirkliche Steuermehrungen oder Minderungen nad Geſtalt 
des Umfchreibfalles vorkommen ; 

ö) auf dte Steuerausweife; 

£) auf die Steuer-Zufammenftellungen ; 

E) auf den ſtatiſtiſchen Zufammentrag, foweit nur allenfallfige, burd ur⸗ 
fprüngliche oder Berehnungsfehler entftandene Flächenkorreltionen und keines⸗ 
wegs Rulturderänderungen eine Umſchreibung bierin überhaupt nöthig machen. 

Die forgfältige Unterſuchung wird den kommittirten Revidenten in den 
Stand feßen, das Amt auf die eiwa noch befiehenden Lüden im Umfchreibge- 
fchäfte aufmerkſam zu machen, und wo ed ohne befondern Aufenthalt geſchehen 
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kann, fogleich die Ergänzung zu veranfaflen, ober bei Gegenfländen bedeulenden 
Umfangs die nöthigen Bormerktungen im Protokoll zu machen, 

Den Umfchreibungen und den etwaigen Umfchreibrüdftänden bezüglich auf 
die Haus⸗, Fifchwafler- und Jagdſteuerkataſter ift von dem "tepmiipen ag 
gleichmäßige Aufmerkfamleit zu widmen. 


$. 30. Jedem Kontrofamte ift durch befondere Entſchließungen das effel- 
tive Soll der definitiven Steuern auf den Grund der von ber Königl. Steuer- 
tatafler- Rommiffion vorgenommenen Abſchlüſſe der Urkatafter von der unterfer- 
tigten Stelle eingewielen worden. 

Es verdient jedoch noch befonders erforfcht zu werden, ob vom Schluſſe 
der Steuerliquidirung an bis zur Katafterertradbition auch wirklich alle und 
jede in diefer Zwifchengeit vorgefallenen Steuerveränderungen, dann Mehrungen 
und Minderungen der definitiven Steuer richtig vorgemerkt worben find. 


Behufs diefer Erforſchung wird der Revident von bem ebengebadten Zeit: 
punkte an, in welchem die Steuer» Liquidationstommiffion ihr Geſchäft vollen- 
det hat, die Rapulare der Kontrolämter, welche fie aus den Güterwechſelbüchern 
entworfen, ober leßtere felbfk zur Hand nehmen, und ſodann wieder mit dem 
Nepertorium, Umfchreibkataftern und Ummeffungstabellen bes Landgeometers in 
forgfältigen Vergleich bringen, 

Diefe Manipulation oder die Bergleichung der individuellen Borträge in 
erfiern mit den betreffenden Vorträgen in ben Ur⸗ und Umfchreibfataftern muß 
den abgeorbneten Revidenten gewahr werben laffen, in wie fern gleich bei ber 
Urkataſtrirung die vorgefallenen Steuerveränderungen, dann Meprungen und 
Minderungen berüdfichtiget, oder ob fie jedenfalls im Umfchreiblatafter behandelt 
worden ſeyen. 


$. 31. Diefe Unterfuhung, fowie bie jeboch nur auf bie Umſchreibkataſter 
bezugsweife Bergleihung, da die Kontrolämter Feine Aenderungen nach Art. 11 
der Umfihreibinftruftion für die Pfalz, als diefenigen, welche ber Art. 13 diefer 
Inſtruktion näher bezeichnet, in die Urkatafter eintragen dürfen, ift von dem 
technifchen Funktionär von ber Zeit der abgefchloffenen -Urkatafter der Königl. 
Steuerkatafter - KRommiffion, dann ber abgefhloffenen Umfchreibkatafter bis zum 
Tage feiner Ankunft beim Kontrolamte fortzuführen, und diefe Materialien bie- 
nen ihm zum Bergleiche der dem Amte von ber unterfertigten Stelle zugelom- 
menen einzelnen Einweifungsbelreturen, welche ohnebies von dem Kontrolamte 
eigens zu verwahren find. Alle bei diefer Unterfuhung und Vergleichung wahr- 
genommenen einzelnen Bemängelungen find umfändlih in das Kommiffiond- 
protofoll aufzunehmen, 


$. 32. Es iſt genau zu erforfchen, ob bie hie und da vorgelommenen 
effeltiven Steuerab- und Zugänge, welche durch Ummeffungen oder Meffungd- 
berichtigungen, 3. B. durch Uebertritt ſteuerfreier Objekte in den Stand ber 
Steuerpflichtigkeit, oder umgefehrt durch Ablauf der Reubautenfreiiahre entfliehen 


Erſte Hauptabtheilung. — Einnahmen. ur 183 


müffen, befonders in einem nach Gemeinden ausgeſchiedenen Berzeichniffe ſämmt⸗ 
ih aufgenommen find, ferner 

$. 33. Ob in dem, von dem Königl. Steuerkontrolamte angelegten Vor⸗ 
merkungsbuche über temporär fleuerfreie Befigungen alle von den Bürgermeifter- 
ämtern und dem Bezirksgeometer angezeigten Neubauten enthalten find, 

6. 34. Die Abfchlüffe der nach Gemeinden individuell geführten Umſchreib⸗ 
fatafter find nebſt der hierüber entworfenen Zufammenftellung, worin die effek⸗ 
tiven Ab» und Zugänge wieder ausgemwiefen werden müflen, forgfam zu prüfen. 
Aus diefer Prüfung muß hervorgehen, ob ber lleberirag biefer gemeinblichen 
Abſchlüſſe in das fummarifhe Steuerregifter fih auf Richtigkeit ſtützt. 


$. 35. Der technifche Resident hat befonders bei feinen Unterfuchungen 
feine Aufmerkfamkeit dahin zu richten und ſich zu überzeugen, ob bas Gteuer- 
fontrolamt durch richtige Fortführung der Katafter mittelft fleißiger und pünkt⸗ 
licher Umfchreibung erfannt hat, daß das mit bedeutendem Koftenaufwande her 
geftellte Katafter nicht blos bezüglich der Steuern, fondern hauptſächlich auch 
bezüglich des richtigen Nachweifes des Beſitzſtandes, fomit für ben öffentlichen 
Kredit und Berkehr nach $. 95 des Grundſteuergeſetzes entfprechen ſou. 


$. 36. Endlich Hat ſich der techniſche Reviſor noch die Ueberzeugung zu 
verfchaffen, ob eine forgfältige Aufbewahrung ber Katafterpläne und fonftig 
biezu gehörigen Elaborate ſowohl bei dem Kontrolamte, als bei den Gemeinden 
ftatt findet. 

$. 37. Der technifche Funktionär wirb ſich befireben, daß burch Behändig⸗ 
feit, fachgemäße Tpätigfeit und Umſicht die ihm gegebenen Borfchriften erfüllt, 
und in der möglichft kürzeſten Zeit fämmtlich vorftehende Unterſuchungspunkte 
erlebiget werben. | 

Sollte derfelbe durch außerordentliche Berhältniffe vermüßiget feyn, bei 
feiner Bifitation einen außergewöhnlichen Zeitaufwand durch Saumfeligfeit der 
Steuerfontrolämter oder Bezirksgeometer zu machen, fo ift folches in einem be⸗ 
fonderen Berichte, unter Vorlage der bisperigen Leiſtungen des Kommiffärs, in 
dem Geſchäftstagbuche zu motiviren. | 

Die unterzeichnete Stelle vertraut, daß ber technifche Funktionär die Wich⸗ 
tigkeit feines Berufs im innern und äußern Dienfle nach allen feinen Rich⸗ 
tungen erfaffen wird, indem eine geregelte Fortführung des Steuerdefinitivums 
fih nur dann hoffen läßt, wenn durch eine pünktliche technifche Reviffon im ins» 
nern Dienfle, dann durch ſachgemäße Unterfuhung und mündliche Unterweiſ⸗ 
ungen ber Kontrolämter und der Bezirkögeometer allen möglichen Fehlern vor» 
gebeugt wird, 


F. 97. Berfügung der Königl, Kreisregierung vom 22. März 
1843, Amishl. M, 16, p. 113, die Bermarfung der Grundparzellen 
betr, 

Um den Bermeffungen von Grundflüden, welche nach Art, 17 ber aller» 
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döchſt ſanktionirien Umſchreibinſtruktion vom 1. Februar 1834 (Amisbl. p. 308) 
in allen Faͤllen, wo theilweiſe Beſitzveränderungen ſtatt finden, durch die auf- 
geftellten Yandgeometer auf Kofleu der Betheiligten bewerffielligt werben müf- 
fen, einen bleibenden Werth zu verfchaffen, und fomit die Gränzlinien der 
Grundfläde im Intereſſe der Befiger und zur richtigen Fortführung der Ka» 
tafter-Gemeindebücher gehörig fiher zu flellen, iſt es unumgänglich notpiwenbig, 
daß die neu gezogenen Gränzen orbnungsmäßig verfteint werben, 

Die Gränzfleinfeßung, welde nach Art. 646 des Eivilgefeßbuches jeder 
Grundbeſitzer auf gemeinfchaftlihe Koſten mit feinem Nachbar verlangen Tann, 
ift bisher wohl hauptfächlich nur wegen der großen Koften unterblieben, welche 
durch befondere Bermarkungstommiffion veranlaßt wurden. Diefer Grund fällt 
aber nunmehr hinweg, da die Betheiligten bei der Vermeſſung der zu verthei⸗ 
lenden Grundflüde durch den Landgeometer gegenwärtig feyn müflen, und bem- 
nad die Steinfeßung fogleich bei diefer Theilung ohne große Koften fait fin- 
den kann. 

Es ift hiebei nur erforderlich, daß die nöthigen Markfteine in jeder Ge- 
meinde ſtets vorrätpig gehalten werben, und bei dergleichen Anfchaffungen in 
größeren Quantitäten wird der Preis diefer Steine, befonders wenn bie Lie- 
ferung im Submiffionswege vergeben wird, von geringem Belange feyn. Um 
aber bie Betheiligten gegen willführliche Anforderungen zu ſchützen, Faun biefer 
Koftenbetrag den Meſſungskoſten beigefegt, mit diefen erhoben und durch den 
Einnehmer an die Gemeindelaffe oder den Submittenden vergütet werben. 

Die Königl. Landfommiffariate und Steuerkontrolämter werben daher an⸗ 
durch aufgefordert, bei jeder Gelegenheit dahin zu wirken, daß dieſe Vermar⸗ 
fung der Grundſtücke mehr und mehr wieder eingeführt werde, und insbeſon⸗ 
dere haben. die Königl. Landlommiffariate zu veranlaflen, daß in jeder Ge- 
meinde auf Rechnung derfelben, oder — wo ſolches aus Abgang von Gemeinde- 
mitteln unthunlich ift — durch beflimmte Lieferanten eine bemeflene Anzahl von 
Markfteinen parat gehalten werden, um gegen firirte Preife abgegeben werden 
zu können. 

Die Landgeomeier find angemwiefen, nicht nur den Bollgug der biesfälligen 
Anordnungen der Königl. Landkommiſſariate zu überwachen, fondern auch in 
jeder betreffenden Gemeinde eine fpezififche Vormerkung über die verwendeten 
Steine anzulegen und fortzuführen, welche ald Grundlage der jährlichen Ber- 
rechnung dient. 

Es verſteht fih von felbft, daß jedes Mitglied der Gemeinde, welche aud 
ohne befondere Beranlaffung auf den Grund des allegirten Art. 646 des Eivil- 
gefeßbuches die Vermarkung feiner Befigungen in Anfprucp nimmt, die hiezu 
erforderlichen Steine aus dem gemeindlichen Borrathe um die fefgefeßten Preife 
in Empfang nehmen kann, und daß der Landgeowmeter verpflichtet if, unter 
Beiziehung der Betheiligten und Urkundsperfonen ſolche Steinfeßung vorzuneh- 
men. Derfelbe wird die Koften, infofern kein befonderes Nebereintommen ge 
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troffen iſt/ nach Verhaͤltniß feines: Zeitaufwandes und die Auslage befonders 
berechnen, damit der Betrag zug — Juſtiſikation in die becu⸗ auf⸗ 
genommen werben kann. 

8. 98. Beſchluß der Königl. Regierungs⸗Finanzkammer vom 17. 
Juni 1843, Amtsbl. M 30, p. 242, das Verfahren bei Reklama⸗ 
tionen gegen bie regulirte Werthbeſtimmung von Neubauten betr. 

Um vorgelommenen Anfragen und Zweifeln zu begegnen, wird hiermit in 
Gemaßheit höchſten Finanz-Minifterialreferipts vom 29, v. Mid. zur allge 
meinen Kenntniß gebracht, daß bei Reklamationen wider die regulirte Mietp- 
feuer von Neubauten diefelben Grundfäße zu beobachten find, welche das all« 
gemeine Häuferfteuergefeg vom 15. Augufi 1823 im Cap, VL. $. 24 big incl. 
ı 32 für bie Behandlung der Rellamationen wider die urfprüngliche Häuferfteuer- 

regulirung vorfchreibt, 
Wenn der Befißer eines neuen Haufes in Mietporten, deſſen Beſteuerung 
durch das Königl. Sieuerkontrolamt veranlaßt worden iſt, ſich für überbürdet 
erachtet, muß. derſelbe demnach 


1. ſeine Reklamation auf eine Vergleichung mit den befannten Nafterhäu- 
fern richten, und das Maaß ber — N angeben: ($- * 

des allegirten Geſetzes). 

2. Zur Anbringung ſolcher Reklamationen iſt ein halbjähriger, präklufiver 

Termin anberaumt ($. 29 ibid.). Das Königl. Steuerkontrolamt hat jede 
neue Einſteuerung, wie im Umſchreibkataſter, ebenſo gleichzeitig in dem Kala⸗ 
ſterauszug des Beſitzers vorzutragen, und hiebei den Zeitpunkt, mit welchem 
der Reflamationstermin beginnt, vorzumerken. Diefe Vormerkung vertritt bie 
Stelle der Proflamation der neuen Häuferfieuer. 

3. Die Reklamationen find nad $. 30 des zitirten Häuferfleuergefehes 
fchriftlich bei dem einfhlägigen Königl. Landkommiſſariate anzubringen, welches 
dem Reklamanten einen Anmeldfchein anszuftellen und die erhobenen Befchwer- 
den nah Umfluß des Termins an die unterfertigte Stelle vorzulegen hat, dar 
mit fonad die erforderlichen Anorbuungen zur Erledigung berfelben getroffen 
werden fönnen, 7 


4. Die Unterſuchung und Beſcheidung der Reklamationen wird einem Kom⸗ 
promißgerichte von einem Sachverſtändigen übertragen, deſſen Leitung‘ in ber 
Regel dem Königl. Landkommiffarlate zufteht, wozu jedoch ‚bei befondern Ber- 
anlaffungen und Umftänden von der Königl. Regierung ein. beſonderer Kommiſ⸗ 
fär abgeordnet werben. lann ($. 31 .u. 32 des Häufer- und $. 104 bes Grund- 
fieuergeiches).: 

Diefes Kompromißgericht, durch — — — uni $: 106 
des Grunpfeuergefees der fewerbare. Miiberiras definitiv, — wird, 
bildet ſich 


ur, Eichenofeifen —231 der Berfaffung ' . 50 
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45) aus einem Obertarator,, wozu in ber Hegel ber rn Rentbeamt: 
beſtimmt werden wird, Ä 

b) aus zwei Taratoren, deren einen der Reflamant , der andere aber das 
Königl. Steuerlontrolamt, welches die Mietpregulirung geleitet hat, aus ber 
Zahl der hiebei verwendeten Taxatoren in Vorſchlag bringt. 

5. Gegen den Obertarator und die Taratoren finden diefelben Eimmwen- 
dungen, wie gegen Zeugen flatt, und Teßtere find von dem ordentlichen Richter 
zu beeidigen ($. 102 und 104 des allgemeinen Grundſteuergeſetzes). 

6, Der Obertarator ift verpflichtet, die Einhaltung der gefeßlihen Behiim- 
mungen zu überwachen und die Taratoren anf deren Beachtung aufmerfam 
ju machen. 

7. Ergibt fi, daß ein Haus, gegen deffen Einwerthung reflamirt morben 
iR, von dem Kompromißgericht höher eingefhäßt worden if, fo tritt dieſer I» 
bere Mietpertrag an die Stelle der urfprünglid Iotafiritten Befteuerungsbeiis 
($. 103 1. e.). 

8. Die Koften auf Reflamationen und deren Berbefcheldung werden auf Dir 
fämmtlichen zur Reflamation gebrachten Häufer nach ihrer Anzapl ausgeſchle 
gen. Die Befiger jener Häufer, deren Rellamation als ungegründet verie- 
ſchieden wird, tragen den fie treffenden Koftenantheil, die übrigen Koften falım 
der Staatsfaffe zur Laſt ($. 111 ibidem), 

Nach diefen gefeßlichen Beftimmungen iſt bei vorfommenben Reklamationen 
gegen Häuferfleuer von Neubauten zu verfahren, und es wird gewärtiget, bai 
‚indbefondere die Königl. Renibeamten, welche biebei zur Funktion als Ober 
‚taratoren berufen werden, ſich durch genaue Einfihtnahme der — bei den A 
nigl. Landkommiſſariaten hinterliegenden Befchreibungen ber Mufterhäufer, uns 
der von ben Königl. Steuerfontrolämiern aufgenommenen Berhandlungen äbe 
die Einfteuerung von Neubauten genügend infiruiren werden, um ihrer biesiäß- 
gen Aufgabe mit voller Sachkenntniß zu genügen. 

Dritte Unterabtheilung. 
Indirefte Steuern und Abgaben. 
Erſtes Eapitel. 
Enregiffrement. 
5. Band, p. 430. 

F. 9. Auszug aus dem Gefege vom 22. November 1831, 
Amtsbl. M Al, p- 320, die proviſoriſche Erhebung der Steuern ik 
dag Fahr 18°1/,, betr. 

6. 3. Außer Perception follen vorläufig gefeßt werben ber gchmpregentig: 
Beifchlag zu den Einregiftrirungs-, Hppotheken⸗, Gerichifhreiberei- und Sim 
‚pelgebühren, dann Strafen. im Rheinkreiſe. 
dDie Einregiſtrirfreiheit der Ladungen und Protofolle in Pub 
zeiftraffadhen, fiehe 2. Buch 8. 2. 
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— Die: Einregiftriefreipeit in Sachen ber Hagelverſicherungsver⸗ 
eine, ſiehe 4. Buch, 8. 202. 

— Die Einregiſtrirung der Beeidigungsakten des Forfiſchuhper⸗ 
ſonals, ſiehe im 1. Bud, $. 73. 


$. 100. Entichließung des Finanzminifteriumd vom 22, Dezem- 
ber 1832, Amtsbl, Mi 2 vom Jahre 1833, p. 13, bie Einregiftrir- 
ung und Stempelgebühren in Zollftraffachen betr, 


Sitaatsminiſterium der Finanzen. 

Der $. 111 des Zollgeſetzes vom 15. Auguft 1828 beflimmt, daß das 
gerichtliche Berfahren bei Unterfuhung der Straffälle ſummariſch, und von 
Amtswegen nad den für die Behandlung der Poltzeiftraffälle beflehenden 
Beftimmungen zu führen, in Verbrechend- und Bergehendfällen jedoch nach ben 
Beftimmungen bed Strafgeſetzbuches zu regeln fey. 

- Da nun unterm 28. Dezember 1831 ein Geſetz über die Protokollierung 
und Borladung In gemeinen Straffachen ber einfachen Polizei für den Rhein» 
freis erfchienen if, fo unterliegt e8 feinem Anftande, daß dieſes Geſetz vorzüg⸗ 
ich in Bezug auf Einregifirirungs- und Stempelgebühren auch für die Zoll- 
firaffälle nach obiger Befimmung in volle Anwendung trete. 


F. 101. Zufolge Belanntmadhung der König. Regierungs-Fis 
nanzfammer vom 9, Mai 1833, Amtsbl, M 26, p. 254, find bie 
Inſinuationen von Urkunden ausländifcher Gerichte an Bayer. Unter 
thanen tax=, ſtempel⸗ und portofrei. 


$. 102. Entfhliegung der Königl. Regierungs » Finanzfammer 
vom 17. Juni 1834, Amtsbl, M 32, p. 338, die Stemyel- und Ein- 
regiftrirförmlichkeit resp. Abgabe in Sachen der einfachen Polizei betr. 

Die unterfertigte Stelle hat unterm 19, April 1832 (Amts- und Sntelli« 
genzblatt AF 23) im Sinne bes Art. 1 des Geſetzes vom 28. Dezember 1831 
entſchieden: daß alle Protokolle über einfache Polizeifrevel jeder Art, gleich« 
viel ob fie auf Anſtehen und im Intereffe eines Privaten oder im öffentlichen 
Sntereffe errichtet worden find, flempel- und regifirirungdfrei zu laſſen, 
und daß die veßfallfigen Ladungen ebenfalls flempelfrei und gratis zu rer 
giftriren find. 

Um in leßterer Hinficht jedem Zweifel zu begegnen, wird hiemit erläutert: 
daß unter deßfallſigen Ladungen alle Ladungen an das einfache Polizeigericht 
verftanden find; gleichviel ob denfelben ein Protokoll zu Grunde liegt oder nicht, 
und ob fie auf Anftehen des öffentlichen Minifteriums oder der betheifigten 
Privatperfon gegeben werben. 

Es find außerdem noch folgende Anfragen gefellt worden, nämlich: 

1. Frage: Sind. die Borlagen in einer Entfhädigungsflage, welche die 
50 * 
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Privatperſon, deren Intereffe durch Polizeilontravention verlegt worden if, 
direft anftellt, ebenfalls fiempelfrei zu belaffen und gratis zu regifirixen ? 

Die Entſchädigungeklage hängt mit der Polizeitontraventionsanklage zu⸗ 
fammen ; fie it Folge, Accefiorium oder auch Beranlaflung diefer Anklage, und 
bleibt Folge, Accefiorium derfelben , felbfi wenn fie nach der Aburtheilung der 
Kontravention angefellt wird (Art. 3 u. 161 ber Kriminalprogeßorbnung). Die 
Natur einer einfachen Polizeifahe fann ihr demnach nicht abgefprochen werden, 
in fo fern fie bei dem einfahen Polizeigerihte anpängig gemadt 
wird, und die Borladungen find in diefem Fale von der Steuerförmlichkeit 
und Regifrirungsabgabe befreit, weil diefe Befreiung im Art, 1 des Geſetzes 
vom 28. Dezember 1831 für alle einfachen Polizeifachen, ohne Reſtriktur und 
Ausnahme ausgefprochen if, 

Hiebei ift jedoch zu bemerken, daß eine Entſchädigungoklage (namentlich 
wegen Berbalinfurien, rüdfihtlich welcher die polizeiliche Verfolgung nicht noth⸗ 
wendig eintreten muß), dadurch zur Eipilfache gemacht werden kann, baß fie 
nicht an das Poltzeie, fondern an das Eivilgericht gebracht. In folchen Fällen 
nun (wo die Ladungen auf das Eivilgeriht lauten) if das Geſetz vom 28. 
Dezember 1831 nit anwendbar, vielmehr find die Borladungen der Stempel- 
und Regiftrirungsförmlichkeit und Abgabe, wie die Borladungen in andern 
Eivilfachen unterworfen. 

2. Frage: Sind, wenn bie befchuldigten Entlaftungszeugen vor das ein» 
fache Polizeigericht Iaden Laffen, auch diefe Borladungen von dem Stempel und 
der Regiftrirungsabgabe befreit? 

Diefe Frage wird bejabend entfchieden, indem das Geſetz vom 28. Dezem- 
ber 1831 das Berfahren in einfadhen Polizeifachen (welches notpwendigerweife 
die Vertheidigung des Beſchuldigten in fich begreift) zu erleichtern bezwedt, und 
der Art. 1 diefes Gefeßes von den Ladungen wegen einfacher Polizeifrevel, im 
Allgemeinen ſpricht, opne zwifchen den Ladungen bie der Kläger und den Lab» 
ungen bie der Befchuldigte veranlaßt, zu unterfcheiden, 


$. 103. Die von den Konferiptionsbehörbden den Einftehern 
nah $. 79 der Inftruftion zum Heerergänzungsgefege von 1828 
auszuftellenden Depofitenfcheine find, als reine Offizialſache, ftempel- 
und einregiftrirfrei. Siehe Regierungsbefanntmadhung vom 1. Juli 
1834, Amtsbl. M 36, p. 395. 

$. 104 Entſchließung der Regierungs - Finanzfammer vom 18. 
Zuli 1834, Amtsbl. M 38, p- Al3, die Eintegifrirungegebüpren ber 
Ceſſionen von Brandverfiherungsgeldern betr, 


Es Hat fih fhon mehrmalen der Zweifel ergeben, ob die Eeflion von Ent⸗ 
fhädigungsanfpräden an die Brandverficherungsanftalt ale Erwerb einer Geld⸗ 
forderung zu ein Prozent oder als Acquifition von Immobiliarrechten mit vier 
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Vrozent zu befleuern fey? Die unterzeichnete Stelle hat eniſchieden, daß nur 
bie Beſteuerung mit ein Progent eintreten könne, aus folgenden Gründen : Ob⸗ 
gleich jene Anfprüde dem Fundus inpäriren, daher nur von dem Eigenthümer 
des Grund und Bodens geltend gemacht werden können , fo wirb jedoch durch 
die Ceſſion die Natur des Berkaufgegenftandes weſentlich nicht geändert, indem 
es fi field nur von einer Beldfumme handelt, welche nach den befondern Ge» 
feßen der Brandverficherungsanftalt, denen fir die Kontrahenten unterwerfen 
müſſen, eine eigene ausfchließlihe Behimmung gegeben wird, Durch die Eefr 
ſion der Entfhäbigungsanfprüche erwirbt der Eeffionär fein Recht zur Wieder- 
« aufführung der Gebäulichkeiten, denn dieſes befigt er fchon als Eigentümer 
* des Grund und: Bodens, fondern er erwirbt eine Berbindlichkeit. In der Ent 
ſchädigung findet derfelbe nur die Mittel zur Erfüllung der Verbindlichkeit, zum 
Wiederaufbaue, und bie Geldfumme repräfentirt eines Theils die zum Bau er- 
« forderlichen Materialien, andern Zpeils die dabei nöthige Handarbeit. Nun 
‚ erklärt der Art, 518 des bürgerlihen Gefegbuches nur den Grund. und Boden 
und die darauf errichteten Gebäude (superficies) ihrer Natur nad, zum unbe- 
weglihen Gute, dagegen beflimmt der Art. 532 die von ber Nieberreißung 
: eined. Gebäudes herrührenden Materialien, fo wie jene, welche zur Wiederauf⸗ 
richtung bes. Gebäudes beflimmt find, als bewenlihes Gut, und zwar fo 
lange als fie nicht von dem Werkarbeiter in einen neuen Bau verwendet find, 
‚ bie Entfhädigung, als Gegenfland des Berkaufes begreift alfo ein Mobiliargut, 
‚ nämlich das Yequinalent der Materialien und der Handarbeit zum Wieder⸗ 
aufbau. 
i Die weltere Frage, ob das Aequivalent mit zwei Prozent zu befleuern fey, 
‚ da basfelbe ein bewegliches Gut repräfentirt, deſſen Wechſel im Beſitz und Ei⸗ 
genthum mit jener Gebühr belegt it? ift nach dem Grundfaße: daß bei jeder 
Begebung von Bauten, wofür die Lieferung der Materialien mit der Handar⸗ 
beit (main d’oeuvre) vereinigt ift, nur mit ein Prozent befleuert werden Tann, 
welche hier analoge Anwendung findet, gleichfalls verneinend entſchieden worden. 
Hienach haben fich die Rentämter und Domäneninfpektionen zu achten. 


$. 105. Entſchließung der Regierungs » Sinanzlammer vom 26, 
Februar 1835, Amtsbl. M 12, p. 155, die Einregiftrirgebühr von 
Perſonalbürgſchaften der interimiftifch funktionirenden Rechnungs = und 
Kaffebeamten betr, 

Der Art. 69, $. 1. Ziff. 8 des Geſetzes vom 22, Frimaire 7 untertoirft 
Die Bürgfhaftsatten der Einregifirirgebühr von einem halben Prozent, mit ber 
Modifikatlon, daß Bürgichaften der verrechnenden Beamten des Staatsärars 
Ccomptables envers V’etat) nur ein Viertel vom Hundert des Bürgſchaftokapi⸗ 


tals entrichten follen. 
Es haben ſich ſchon öfters Zweifel erhoben, ob biefe Beſtimmung aud auf 


bloße Perſonalbürgſchaften der interimiftifch aufgeftellten Rechner des Staates, 


- .. ._ — — .. 


- 
» 


t 
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der Gemeinden und Stiftungen anwendbar fey? Die unterzeichnete Stelle hat 
diefe Frage flets bejahend entfchleden, aus nachſtehenden Gründen : 

Der Gefeßgeber belegt ganz allgemein die Bürgſchaftsalten rehnungs- 
pflichtiger Beamten mit der verhältnißmäßigen Einregifirirgebüpr, ohne auf die 
Dauer der Funktion oder auf die Eigenfchaft des Beamten Rüdfiht zu neh 
men; es ift alfo eine Unterfpeidung zwifchen proviforifchen und definitiven 
Rechnern, zwifchen Perfonal» und Realfaution nit zuläßig. Eine folge Un- 
terſcheldung wäre auch der Abficht des Geſetzes offenbar entgegen; bemn es 
tömmt hier wefentlich darauf an, ob die Garantie zum Boripeil des Staatet 
oder der Gemeinden, nach rechtlichem Begriffe, vorhanden iſt, um ben Gebäh- 
renanfaß zu begründen, gleichvlel ob dieſe Garantie auf eine beſtimmte Im 
befchränkt iſt, oder nicht, und die Bürgſchaft des interimiſtiſch funftionireude 
Kaſſebeamten hat gleiche Beflimmung und gleichen Zwed, und bringt in rest 
licher Hinficht dieſelbe Wirkung hervor, wie jene des in definitiver Eigenſche 
Angeftellten ; beide müffen daher in Abſicht auf die Einregifrirungsgebühr mas 
gleichen Grundfäßen beurtheilt werben. 

Die Königl. Rentämter Haben nach diefer Entfcheidung zu verfahren, Fels 
lich auch von den Perfonalbürgfchaften interimiſtiſch funktiontrender Reden 
des Staates, der Gemeinden und Stiftungen, die enifprechende verhältnis 
mäßige Einregifirirungsgebühr zu beziepen, und für den Ball als die Au 
tionsfapitalien im Akt nicht angegeben find, nad Anleitung des Art. 16 ai 
Frimaire-Gefeßes die erforderliche Erklärung. zu verlangen. 


$. 106. Regierungsverfügung vom 8. Auguft 1835, Almtetl 
N 37, p. 380, die Regiftrirung der Akten, insbefondere deren Pa 
ginirung und die Vormerfung der darauf befindlichen Renvois betr. 


Die unterzeichnete Stelle findet fih bewogen, den Rönigl. Rentämtern he 
mit anzuempfehlen: bei der Einregifttirung der Alten jede Seite des betrefes 


den Attes oder Berizages mit dem Namendzjuge bes Rentbeamten zu veriehn 


und bei der Einregifirirungsbefcheinigung die Zahl ber Nachträge am Ras 
bes Altes Crenvois) genau zu bemerken, 

— lieber das Berfahren bei Einregiftrementd-Defraudationen be 
unbefugten Mobiliarverfteigerungen, fiehe 2. Buch, $. 82. 

$. 107. Verfügung der Regierungs- Finanzfammer vom 3. Di 
zember 1835, Amtsbl. M, 57, p. 536, bie Minderverfieigerung ve 
Forſt⸗ und Triftbauten betr. mi 

Zur Erzielung eines nleichheitlichen Berfahrend wird hiemit verfügt: m 
fünftig in analoger Anwendung ber in ben General» Inftruftionen 186 = 
286 audgefprochenen Grundfäge, die Minderverfleigerungen von Borfi- zur 
Zriftbauten, welche im Interefie des Königl. Aerars abgeſchloſſen werben, = 
gegen die fire Gebühr von 28 fr. für eben Unternehmer oder Gieigerer, == 
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gegen gleiche Gebühr für jeden Bürgen zu regiſtriren ſind, wenn die durch den 
Art. 69, 5. 2,0 3des Geſetzes vom 22. Frimaire 7 ſeſtgeſetzte Gebühr von 
einem halben: Prozent mehr betragen ſollte. HM 

Hienach haben ſich die Rentämter and. Domäneninfpefiionen au achten, nl 


— Die. Verfügung. vom 10. Januar 1837, Amtsbl. M. 6, p. 
48, die Zumiderhandlung der Bürgermeifter gegen bie Einregiftrieger 
jege, fiebe 1. Bud, $. 164. 

$. 108. Entſchließung der Regierungs » Finanzfanmer vom 2 
November 1837, Amtsbl. M 63, p. soa, bie Anſchlagzettel bei 
Zwangsveräußerungen betr. 

Die Anwendung der Verfügung der unierzeichneten Rreiöregierung vom 
20. November 1826 (Intgzbl, Stüd 112) hat die Anfrage hervorgerufen, ob 
in der erflärten Befreiung der Publifationswege bei Zwangsveräußerungen von 
dem Stempel und der Regiftrirung auch der im Art. 6 des Gefeßes vom 1, 
Juni 1822 vorgeſchriebene Drigtnal-Anfchlagzettel verfianden fey. 

Nachdem der Art. 32 des Geſetzes vom 11. September 1825, in Berbin« 
dung mit Art. 23, den Art. 11 deöfelben Geſetzes über die Befreiung der Pu- 
blitationdbelege von der Zarpflichtigfeit auf alle Beräußerungen, welche nicht 
aus freier Hand gefhehen, fondern öffentlich an ben Letzt- und Meifibietenden 
ftattfinden müffen, folglih auch auf die Zwangsveräußerungen anwendbar er⸗ 
Härt, und der angeführte Art. 11 ganz allgemein gefaßt if, ohne zwiſchen Ori⸗ 


ginalien und Abfopriften, oder dem erfien und ben folgenden Eremplaren. des 


Anſchlagzelels zu unterfcheiden; ſo iſt eine Beſchränkung der Tarpflichtigkeit 


“ auf einzelne oder gewiſſe Publikationsbelege unzuläffig,ı und es folgt hieraus, 


2 


Daß auch. der vom Notär gefertigte erſte Anfchlaggettel, welchem immer die Nas 
tur des Publikationsbeleges beigelegt werden muß, in ber durch die Berfügung 
vom 20. November 1826 beftimmten Befreiung einbegriffen if. 

Wenn gleichwohl einige Königl. Notarien für nothwendig finden, ben erften 


; oder Original-Anfchlagzettel der Regiftrirung zu unterwerfen, um dadurch nach⸗ 


zuweifen, daß die Fertigung innerhalb der Friſt von drei Tagen geſchehen ift, 
bat es feinen Anftand, daß von Seiten der Königl. Rentämter dem deßfall⸗ 
figen Begehren: durch Eintrag in das Regifter der Privatalten eniſprochen wird, 
F. 109. Berfügung der Königl. Kreisregierung, Kammer ber 
Finanzen, vom 6. November 1837, Amtsbl. Aß 67, p. 546, die Ein- 
regiftrirgebühren hei Akten von Holztransportvergebungen betr. 
Um bie Begebung des Landtransports der Trifthölzer ‚zu erleichtern und 
das Rechnungsweſen au vereinfachen, wird hiemit beſtimmt, daß die gedachte 


Begebung, ‚bezüglich der Einregiſtrirgebühr, nach der Verfügung vom 3. Der 


zember 1835 (Amisbl. 1835, Seite 536) behandelt, dagegen aber der Trans⸗ 


. portübernehmer. mit ben, geringen Koflen der Berfleigerung, welde ihm von 
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dem Ausgebote nach ‚dem Progeniverhältniffe belannt zu machen find, befafet 
werden fol, Es dürfen demnach bergleihen Kofen dem Aerar nicht ferner 
aufgerechnet werden, gleichwohl if ihr Betrag und ihre Bertpeilung unter die 
Unternepmer am Rande des Berfleigerumgsprototolls vorzumerlen. 

— Siehe au den Art: XXI. des Gefepes vom 17. November 
1837, Amtsbl. M 71, p. 576, oben p. 154. 

— Die Einvegifkeirfribeit bei Darleihen unter 100-fl. aus ber 
Kreishülfskaffe, ſiehe a. Bud, $. 264. 


$: 110. Regierungsverfügung vom 6. April 1830, Amtebl. M 
19, p. 98, die Urtheilsausfertigungen zum Zwede der Arreftanlegung 
bei Dritteren in Forfiftraffachen betr. 

E8 hat fih Zweifel erhoben, ob die nach Art, 557 und 559 des Eivilpro- 
jerurgefeges bei Arreftanlegung, welde nad der diesfeitigen Berfügung vom 
18, November 1836 1 1854 X. zum Bolljuge forfigerichtliher Urtheile nur 
burd die gewöhnlichen Gerichtsboten geſchehen fann, nothwendige Urtheilsans- 
fertigung dem Stempel und der Einregifirirung unterliege ? Da die Arrefian- 
legung bei Dritten zur Vollziehung der Korfigerichtsurtpeile noch zu zählen if, 
fo find die dem Gerichtsboten vom Einnehmer zu Üübergebenden Urtpeilsausier- 
tigungen nad der Befimmung des Art. 63 des Forfgefehes vom 23. Dezem ⸗ 
ber 1831, woburd die möglichfie Verminderung ber Erefutionsloften beabfigtigt 
wird, flempel- und einregiftrirunggfref, 

$. 111. Zufolge Bekanntmachung der Regierungs⸗Finanzlammer 
vom 15. April. 1840, Amtsbl, M 22, p. 123, find die Beſtimmungen 
bezüglich der Zar» und Stempelgebühren, Intellgzbl. vom Jahre 1829, 
MR. 1, audy auf die Lofalhülfsfaffen anwendbar. 

$. 112. Entſchließung der Regierungs » Finanzfammer vom 29. 
Juli 1840, Amtsbl. M 44, p. 233, bie Beicheinigung über dem ge 
leifteten Stantöbürgereid, in specie die Einregifirirung und Stem⸗ 
pelpflichtigfeit derſelben betr. 

Es Haben ſich Über den Art. 3 der Berfügung vom 11. Februar 1839 — 
Amishl. S. 85 — den Staatsbürgereid betr., Anflände erhoben, zu deren Be- 
feitigung Folgendes befimmt wird: 

1. Das Protofoll, weldes über die Leitung des Gtaatsbürgereides errid- 
tet wird, iſt ein politifher Akt der allgemeinen, öffentlichen Berwaltung um» 
als folder von der Einregifirirung und dem Stempel befreit. 

Seſetze vom 22. Frimaire VIE. Art. 70 $. IM. A# 2 und vom 13. Bre- 
maire VIE. Art. XVE Ac 1, dann Generalinfirultion vom 3. Fructider XII 
ME 200, $. 56, 

2. Auch die von dem Eivilſtandobeamien dem Traunngsalte beigufügende 
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Beicheinigung über diefe Eidesleiftung genießt gleiche Befreiung, infoferne darin 
der: Zwei, dem fie dienen fol, ausdrücklich angegeben und diefelbe dem 
Beeidigten niht ausgehändigt, fondern vom Eivilftandsbeamten dem * 
treffenden Civilſtandsakte ſelbſt beigelegt wird. 

3. In dem Falle, wo die Beeidigung und der Civilſtandsakt nicht im einer 
und derfelben Gemeinde vor ſich gebet, unterliegt die dem Betpeiligten auszu⸗ 
bändigende Befcheinigung über die Eidesleiftung dem Stempel, vorausgeſetzt 
jedoch, daß biefelbe nicht in der Form einer NRotifitation des einen Bürgermei- 
fleramtes an das andere eribeilt: wird, und baburch-wieder in die Kathegorie 
der tax und flempelfreien Amtslorrefpondenz: tritt. 

4, Die Königl. Domäneninfpektionen find angewiefen, dei: ber Attenverifi⸗ 
kation darauf zu ſehen, daB künftig nach vorſtehenden Beſtimmungen genau 
verfahren werde. Für die Bergangenpeit darf von allenfallſigen Zumwiderhand« 
lungen wegen Inbedeutenpeit des Gebührenbetrages und des über bie Gebüp- 
renpflichtigkeit beftandenen- Zweifeld Umgang genommen werden. 


$. 113. Regierungs » Entjhliegung vom 18. Auguft 1840, 
Amtshl. M 48, p. 313, die Stempel» und Einregiſtrirpflichtigkeit 
von Belegen zu den Civilftandsaften betr. 


Es Haben fi über die Stempel- und Einregifirirungspflichtigleit von Bes 
legen zu den Civilſtandsakten Zweifel erhoben, worüber unter Hinweifung auf 
die Erläuterungen vom 8. October und 12, Dezember 1822 — Intelligenzblatt 
©. 753 u. 949. — dann vom 22. März 1825 — Intelligenzblatt S. 377 — 
und 20. November. 1837 — Amtsblatt S. 548. — Folgendes befiimmt wird: 


1. Die von. den :Ronferiptionsbehörben zu ertheilenden Zeugniffe über Die 
von Militärpflichtigen nach $. 13 des Prerergänzungsgefeßes vom 15. Auguſt 
1828 vor der Berehelihung geſtellte Caution, wegen Stellung eines Erſatz⸗ 
mannes, vertreten. bei Errichtung des Civilſtandsaltes die Stelle der Militär- 
entlaffungsfcheine nicht, weil dieſe auch im erwähnten Falle:fpäter wirklich noch 
ausgefertigt werben. Jene Zeugnifle, auf die Einftellung ſich beziehend, unter- 
liegen daher nah $. 90 des benannten Gelehes und nah Art.:12 7 1 des 
Stempel», dann nach Art. 68:$.:1 „17 des Einregifirirungsgefeßes dem 
Stempel und der Einregifirirung. 

2. Die Eertifitate der Eiviltandsbeamten, wodurch beflätigt —* daß ein 
Clvilſtandeakt in den Regiſtern hierüber nicht eingetragen: ſey, und bie darauf 
bin errichteten Notorietätsakten: find “gleichfalls dem Stempel und der Einre- 
giſtrirung unterworfen. 

3. Ebenfo find ftempel- und regiſttirplichtig die Beſcheinigungen vor Heis 
mathsbehörden über die Zuläßigkeit der Verehelichung. 

4. Die in den jenfeitigen Kreifen des. Königreiches in autentifcher Form 
auf geſetzliches Siegelpapier gefertigten Akten unterliegen nur bann der Einre⸗ 
giſtrirung, wenn ſolche Akten ihrer Natur: nach durch die diesſeitigen Geſetze 
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derſelben auodrücklich unlerworfen find; Hieraus folgt, daß z. B. Auszüge 
aus den jenſeitigen Geburts⸗, Heiratha⸗ und Sterbregiflern ber Einregiſtrir⸗ 
ung nicht. unterliegen, wohl aber Alten über Einwilligungen der Aeltern :c. 
zur Berehelihung, und die oben sub M Ir 2 und 3: — bezeichneten 
Dokumente, 

5. Die Domäneninfpettionen werben — über ben Bollzug vor 
ftehender Beflimmungen nehörig zu wachen, : Für die Vergangenheit darf in 
jenen Fällen, wo die Einregiftrirpflichtigkeit zweifelhaft war und erft in Folge 
obiger Erläuterungen in's Klare geflellt wurde, von:Strafanfäßen Umgang 
genommen werden, dagegen iſt auf nachträgliche Berichtigung der Einregifirir- 
gebühren durch: bie Partheien zu beſtehen. 


8. 114. Berfügung der Regierungs-Finanzfammer vom 19. De: 
zember 1840, Amtsbl. M 77, p- 477, die Rüdgabe der von den 
Königl. Nentämtern regiftrirten Aften an. die Parthien betr, 


Die unterfertigte ‚Stelle fieht fi veranlaßt, im rubrizirten — Fol⸗ 
gendes zu verfügen: 

1. Die Königl. Rentämter werden unter Bezugnahme auf die ‚allgemeine 
Dienflesorbnung wiederholt angemwiefen, die Einregiftrirung der Alten jedesmal 
ungefäumt vorzunehmen — fohin unter Feinerlei Borwand zu verſchieben, wenn 
die im Art. 56 des Gefeßes vom 22, Frimaire 7. ERIDAIANEN Borausfeßungen 
nicht beſtehen. — 

2. Dagegen haben aber au die Notäre, Gerichtöfchreiber und Gerichtsbo- 
ten, dann die König, Landtommiffariate und Bürgermeifterämter Sorge zu 
tragen, daß fie bie. der Einvegiftrirung. 'gefeßlich unterworfenen Alten - nicht 
immer erft am letzten Tage der ihnen mach Ark; 20: des benannten Geſetzes 
eingeräumten Friften ben Königl, Rentämtern übergeben, fondern in der Regel 
unmittelbar nach der Errichtung der Alten, damit auf diefe Weife die Arbeit 
getheilt werde und nicht zu. viele Alten zu gleicher Zeit zur Regiſtrirung ge= 
augen und die oben Ziff. 1 gegebene Auflage von den Köntgl. Rentämiern 
auch erfüllt werben könne. — Diefe Forderung. iſt um fo billiger, als die den 
Beamten für die Gebühren zugeſtandene Kreditbewilligung: für die Reutämter 
nit opne Mühe if. 

3. Wenn die Einregiftrirung der Akten von den Königl. Rentämtern wegen 
Geſchäftsdrang oder anderer Urſachen halber nicht ſoglelch vorgenommen wer« 
ben Fann, {ft den Ziff. 2 benannten Beamten ſowohl, als deu Privaten freige- 
ſtellt, eine Befcpeinigung über die Hinterlegung der Alten, behufs der Einre- 
aiſtrirung von. dem einfchlägigen Königl. Rentamte-zu verlangen. 

4. Diefe Befcheinigung iR von: dem Requirenten ſelbſt auf freies: Papier 
au entwerfen, foll ben Akt kurz bezeichnen, gegebenen: Falls den Repertoriume- 
nummer und ben bezahlten Gebührenbetrag ausbrüden, auf das beireffende 
Königl. Rentami lauten und bei: dieſem unentgeldlich mit der -beflätigenden 


Erfte Hauptabtheilung. — Einnahmen, 795 


Namensunterfhrift des Königl. Rentbeamten oder feines Delegirten verſehen 
werben. 

5. Sobald der einregifirirte Akt beim Königl. Rentamte abgelangt wird, 
fol die Ziff. 4 erwähnte Befcheinigung von demfelben zurüdgezogen werben, 
um fich zu entlaſten. — Sollte eine ſolche Befcheinigung verloren gegangen 
feyn, ift das Königl. Rentamt befugt, von demjenigen, weichem biefelbe aus⸗ 
geftellt war, einen Gegenfchein auf freies Papier zu verlangen. — 

6. Diefe zurückgezogenen Befcheinigungen und Gegenfcheine follen von den 

König. Rentämtern nur bis zum nächſten Repertoriumsabfchluffe des verfloſ⸗ 
fenen Quartals aufbewahrt — ſodann aber vernichtet werden. — Rellama- 
tionen wegen Alten, welche nicht abverlangt worden ſeyn follen, find darum 
auch nur mehr bis zur Mebergabe ber NRepertorien zum Ourau bei 
den Königl. Rentämtern zuläßig. — 

7. Die Königl. Domäneninſpektoren haben bie Beachtung dieſer Vorlchrif⸗ 
ten zu überwachen. 


F. 115. Verfügung der Regierungs-Finanzkammer vom 8. Ja— 
nuar 1841, Amtsbl. Mi 3, p. 26, die Beeidigung der bei den Ber: 
bandlungen zur Einführung des neuen Grund- und Hauſerſteuerge 
ſetzes aufgeſtellten Taxatoren betr. 


Unter Bezugnahme auf die Verfügung vom 15. Juli 1829, Intelligenzbl. 
S. 191, wird den Königl. Rentämtern eröffnet, daß von den Beeidigungskoſten 
der zur Einführung des Steuerdefinitivums⸗Grund⸗ und Häuſerſteuer aufgeſtell⸗ 
ten Taratoren überhaupt diejenigen, welche zur Staatslaffe fließen, nicht zu 
erheben feyen, weil jene Einführung aus allgemeinen Staatsfonds flattfindet. — 
Hieraus folgt auch die Befreiung der Urſchriflen und Ausfertigungen der frag» 
lihen Beeidigungsalten von den Einregiftrir- und Stempelgebüpren, 

Die Formalität der Einregifirirung und Stempelvifirung iſt demnach gra⸗ 
tis zu ertheilen, bei leßterer aber die Beſtimmung bes Papiers ausdrücklich an- 
zugeben, 

Bon Konftatirung der Kontraventionen wegen Nichtgebrauches geftempelten 
Papiers fol für die Bergangenpeit Umgang genommen werden. 


$. 116. Regierungsverfügung vom 21. April 1841, Amisbl; 
M, 32, p. 242, die Bormerkung der Einregiftrirgebühren in den Gü- 
terwechfelbüchern betr. 


Die Infiruftion vom 1. Februar 1834 (Amtsblatt S. 301) hat in dem 
Formulare AS 1 die Allegirung ber rentamtlichen Einregifirirung, hauptfählich 
der Gebüprentontrole wegen, vorgefehen. — Um aber diefe Konirole vollkän- 
dig zu erreichen, iſt es nothwendig, auch den bezahlten Gebüphrenbetrag 
in der Ießten Kolumne des Güterwechſelbuches — für die Allegirung ber 
rentamtlichen Regiſter beſtimmt — durch Zaplen. mit auzugeben,; wie dieſes 
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bereits: in: mehreren Gemeinden geſchleht. — Sollte die Umſchreibung nach Ab⸗ 
fat 3 des Art. 6 benannter Inftruftion auf einfache Deklaration der Partheien 
und ohne einen Akt vorzeigen zu können, im Güterwechſelbuche flatt gefunden 
haben, dann find die Königl. Rentämter verpflichtet, die nachher erhobenen 
Gebühren von folhen Gütermutationen bei der jährlichen Bergleihung in ven 
betreffenden Güterwechſelbüchern ſelbſt beizufeßen. 

Die Königl. Domäneninfpektoren haben auf die Erfüllung biefer Vorſchrift 
genau zu fehen, die von Privatakten nah Ausweis der Büterwerhfelbücher 
entrichteten Einregifirirgebühren aber jedesmal mit der rentamtlihen Berred- 
nung einzeln zu kontroliren und zwar unmittelbar nad) ber von ben Königl. 
Kentämtern beendbigten jährlichen Bergleichung fraglicher Bücher, fodann pier- 
über befondere Erwähnung in ihrem Gefchäftstanebuch nieberzulegen. Webri- 
gens werben bie mit der Führung der Güterwechſelbücher beauftragten Dris- 
vorflände die Partheien, welche die vor fih gegangene Mutation auf nod nicht 
einregiftrirte Privatalten hin deklariren, jedesmal auch fpeziel auf den Art. 
1328 des Civilgeſetzbuches aufmerffam machen, wonach Urkunden unter Privat» 
unterfohrift durch die Einregiftrirungsförmlichkeit gegen dritte Perfonen ein ge- 
wiſſes Datum und hiemit mehr Rechtsficherpeit im Beſitze erlangen. 

$. 117. Die Belanntmahung der Königl. Regierung der Pfalz, 
Kammer der Finanzen, vom 24. Februar 1812, Amtsbl. M 19, p- 
181, die Tar- und Stempelfreipeit der Angehörigen des Militärs in 
bürgerlichen Rechtsangelegenheiten betr., fiehe unten $. 134 b. 

Zweites Eapitel, 
oe tiemyYp el 
5. Band, pag. 471. 

— Die Stempelfreipeit der Protokolle in Polizei- Straffachen, 
fiebe 2. Bud, $. 2. 

— Die Stempelfreiheit der Hagelverficherungs = Vereine, fiehe 4. 
Bud, $. 202, 

6. 118. Zufolge Bekanntmachung der Regierungs-Finanzfammer 
vom 17. November 1832, Amtsbl. Mi 95, p. 668, find. in Gemäß: 
heit Minifterial-Entfchließung vom 31. Detober 1832, die Zeugniffe, 
welche Polizeibehörden zum Zwede der Zollbehandlung außftellen, tar- 
und ftempelfrei. 

— Den Stempel für die Beeidigungsaften des Forfichußperfo- 
nalg, fiehe 1. Buch unter Forfibehörben, $. 73. 


$. 119. Zufolge Regierungsentfchliefung vom 26. März ı833, 
Amtsbl. Mr 19, p. 210, find die Urfprungszeugniffe von Waaren, 
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welche aus der Pfalz in das würtembergifche Zollvereindgebiet vers 
führt werden, ſtempelfrei. 


— Die Verfügung der Regierungs-Finanzfammer vom 2. Sep⸗ 
tember 1833, Amtsbl. NM, Ad, p. 426, die Zahlungsmandate betr., 
fiehe unten $. 149. 


— Die Stempelfreiheit von Infinuationen yon Urfunden aus⸗ 
ländiſcher Gerichte, ſiehe oben $. 101. 


F. 120. Entſchließung der Königl. Regierungs-Finanzkammer 
vom 10. April 1834, Amtsbl. M 23, p. 243, die Stempelpflichtig- 
feit der Civilftandsregifter, insbefondere die alphabetiichen Tabellen 
betr. 

Durch Faiferlihes Dekret vom.20. Zuli 1807 wurde befiimmt, daß über 
alle Akten des bürgerliden Standes der Perfonen alphabetiihe Zahrestabelfen 
den betreffenden Eivilfiandsregiftern angefügt, und daß alle zehn Jahre Ger 
neraltabellen (tables decennales), beide auf Stempelpapier, angefertigt werben 
follen. Eine allerhöchfte Berorbnung vom 31. Auguft 1823 (Amtsbl. Seite 8) 
hat die zehnjährigen Tabellen abgeflellt und dagegen fortlaufende Regifter über 
die Civilſtandsalten auf ungeftemipelt Papier vorgefchrieben. Nebſt dem fort« 
laufenden Regifter müflen auch die Zahrestabellen zur Erleichterung des Ueber⸗ 
trages fortgeführt werden, und es ift die Frage erhoben worden, ob für bie 
Zahrestabellen die Stempelpflichtigfeit fortbefiehe, ob alfo. in dem Falle, als 
die am Zahresfchluffe verbleibenden freien Blätter zur Aufſtellung der Tabelle 
nicht hinreichen und einige weitere Bogen angehängt werben, aud die ange⸗ 
fügten Bogen geftempelt ſeyn müflen ? 

Die Stempelpflichtigkeit der Tabellen beruht nicht pofitiv auf dem Siem. 
pelnefeße, nachdem die Tabellen keine eigentlihen, mit den Civilſtandsakten 
ſelbſt gleich bedeutende Urkunden find, fondern auf dem Dekreie von 1807. 

Da nun die allerhöchfte Berorbnung vom 31. Auguf 1823 das befagte 
Dekret in der Weſenheit aufpebt und die fortlaufenden Regifter, welche an die 
Stelle der zehnjährigen Tabelle getreten find, vom Stempel befreit erflärt, fo 
erfiredt fich diefe Befreiung auch auf die Zahrestabellen, indem. biefe nur als 
Behelf zur Auffiellung der fortlaufenden Regifter und als mit diefen zuſammen⸗ 
bängend betradhtet werden können, Es unterliegt bemnac keinem Bedenken, 
Behufs der Auffiellung der Zahrestabellen den betreffenden Eivliftanderegiftern 
bie erforberlihen Bogen ungeftempelt anzuhängen. 

Dies wird den Eivilftandsbeamten, Rentämtern und Domäneninfpektionen 
zur Wiffenfchaft eröffnet. 


— Die Stempel- und Einregiſtrirfoörmlichkeit, resp. Absabe in 
Sachen der m Polizei, ſiehe oben $. 102. 
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8. 121. Berfügung der Königl. Regierungs- Finanzfammer vom 
17. Juli 1834, Amtsbl. M 38, p. 413, die Stempelpflichtigfeit ber 
Berfiherungsverträge mit auswärtigen Brandverfiherungs: Gefellihaf- 
ten betr. 

Es ift die Anfrage geflellt worden, ob und in wiefern die bei den Königl. 
Landlommiffariaten, gemäß allerhöchfter Verordnung vom 30. November 1833 
vorgulegenden Berfiherungsverträge auswärtiger Brandverfiherungsgefellfchaf- 
ten, fowie die Heberfichten diefer Verträge für die Bergangenpeit, dem Stem- 
pel unterliegen? Hierauf wird den Königl. Landlommiflariaten, Rentämtern 
und Domäneninfpektionen folgende Entfchliefung eröffnet : 

Nachdem die allerhöchfte Verordnung vom 26. November 1817 auf aud- 
ländifhe Brandverfiherungsgefellfihaften keine Anwendung findet, und bie von 
denfelben mit biesfeitigen Untertpanen abgefchlofienen Berfiherungsverträge 
(polices d’assurance) wechfelfeitige Rechte und Berbindlichkeiten feftfegen, alfo 
im Sinne des Art. 12 des Stempelgeiees vom 13. Brumaire 7, einen Zitel 
gewähren, fo ifi darauf zu fehen, daß die Original» Berfiherungsurkunde, welde 
in den Händen des Berficherten verbleibt, und nach der allerhöchſten Berorb- 
nung vom 30, November v. 3. mit einem Duplifat vorgelegt werden muß, 
auf biesfeitigem Stempel verabfaßt, und nur in dieſer Vorausſetzung bei ben 
Königl. Landtommiffariaten zur Borlage geeignet befunden und angenommen 
wird, wie dies auch dem Art. 24 des allegirten Stempelgefeßes vom 13. Bru- 
maire 7, und den Beflimmungen des kaiſerlichen Dekrels vom 3. Januar 1809 
(Sefeßbulletin 222, As 4066) konform if. 

Bingegen if das bei dem Landkommiſſariate zu binterlegende Duplikat 
des Berfiherungsvertrages, fowie die durch die allerhächfle Verorbnung vom 
30. November 1833 für die Bergangenheit vorgefihriebene Heberficht, melde 
Aktenftüde Tediglich dem allgemeinen Intereffe wegen, Behufs einer polizeilichen 
Kontrole angeordnet find, von dem Stempel befreit und ohne dieſe Förmlich- 
keit anzunehmen. 

— Die Stempelfreiheit der Scheine über deponirte Einftandefa- 
pitalien, fiehe Einregiftrirung $. 103. 

$..122. Entfchliefung der Königl. Regierungs - Finanzfammer 
vom 1. Auguft 1834, Amtsbl. M 43, p. 457, die auswärtigen Brand- 
verſicherungs⸗Geſellſchaften (Stempel der Verficherungsurfunden) betr. 

Auf gefhehene Anfrage wird mit Beziehung auf diesſeitige Entſchließung 
vom 17. Juli Tegtpin den Rentämtern zur Darnachachtuug eröffnet, daß die in 
Händen der Agenten ausländiſcher Brandverficherungsanflalten befindlichen 
Drudformularien zu Berfiherungsurfunden nicht für Stempel vifirt, fondern 
bei dem piefigen  Stempelamte den Stempelabdrude unterworfen werben müf- 
fen. Die Rentämter haben’ demnach die Drudformularien von ben Agenten in 
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Empfang zu nehmen und am bie unterfentigte Stelle einzufenden, wonächſt fie 
mit: dem Stempelabbrud: verfehen, gleich: dem gewöhnlichen Stempelpapier rech⸗ 
nungsmäßig. eingewiefen. werben. - Die bereits beſtehenden deraerucgerrie⸗ 
den können gleichwohl für Stempel viſirt werden. 


F. 123 a. Bekanntmachung der Regierungs- Finanzfammer vom 


11. November. 1833, Amtsbl. M 61, p- 607, den Einftandsvertrag- 
Stempel betr. 


Durch Höchfte Minifteriafentfhliegung vom 20. October I. 3. wurde ent⸗ 
fohieden, daß in den Fällen, wo Erfaßmänner, nad geſchloſſenem Einflands- 
vertrage und von dem Einfteller dazu erhobenen Stempel, von den Militärbe- 
hörden wegen Untauglichkeit nicht angenommen werben, der zum Bertrage ver- 
wendete. Stempel von 12 fl, entweder ausgetauſcht oder baar rüdvergütet wer⸗ 
ben barf, wogegen ber neue Einftandsvertrag bes 'nämlicdhen Konſeriptions⸗ 
pfligtigen mit dem erwähnten Stempel verfehen fepyn muß. Die Königl. Rent» 
ämter haben demnach auf Uebergabe der mit dem Konfcriptionsflempel von 
12 fl. verfehenen Ausfertigung des Einftandesvertrages und einer Beflätigung 
der beireffenden Militärbepörde der Nichtannapme des Einfleers, dem Einflel- 
lex entweder. einen andern Stempelbogen ‚zur Ausfertigung des neuen Ein- 
ſtandsvertrages zu verabfolgen, oder die Rüdvergütung der bezahlten Steni- 
peltare zu leiften, ſodann die indebite —— Stempeltaxe in ihrer Rechnung 
gehörig abzuſchreiben. 


— Den Stempel von Ysglgen aud den Gioitfanderegiflern, 
ſiehe Givilftand tm 2. Buch, $. 75. 


$. 123 b. Entſchließung der Kreisregierung, Kammer der Fi⸗ 
nanzen, vom 14. Jänner 1835, Amtsbl. M 5, p. 87, die Stempel- 
pflichtigfeit der Verzeichniſſe der Forfigerichtsboten über die Koften ber 
Zuftellung von Zahlungsaufforderungen an Forftfrevier betr, 

Es if die Anfrage geflelt worden, ob die Berzeichniffe der Forfigerichts- 
boten über die Koften der Zuftelung von Zaflungsaufforberungen an Forfl- 
frevler, wenn fie den Betrag von 4 fl. 40 kr. überfleigen, dem Stempel unter: 
liegen, und in wiefern die Quittungen der Empfänger barauf gefebt werben 
fönnen. 

Der Regel nah foll dem Forfigerichtsboten eine jede zum Steueramt zu- 
rückgebrachle Zahlungsaufforberung nach dem Eingange der Summe, baar bes 
zahlt werden, in welchem Kalle niemals eine Stempelpflichtigteit Platz greifen 
würbe, und indem ausnahmsweiſe ohne Nüdficht, ob die Strafe von den De» 
benten erhoben wirb oder nicht, dem Gerichisboten die Zuftellgebühren gleich 
daar entrichtet werben, und zu dieſem Behufe eine viertelläprige Zufammen« 
ftellung resp. Liquidation aller diefer Gebühren angeordnet wurde, hatte man 
nur das Iutereffe der Kompfabintät im Auge, wie dies auch aus ber Verfüg⸗ 
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ung vom 2, November 1833 hervorgeht. Die Zufammenflellung der Gebühren 
(das Berzeichniß)-ift alfo ein Akt innerer Ordnung, welcher von dem Stempel 
befreit it, und eben fo ift es der: Akt, welcher ‚bie‘ Gebühren der Forſtgerichts⸗ 
boten begründet (die Zahlungsanfforderung). Die Gerihtsboten dürfen dem⸗ 
nach ohne. Anfand die durch die Verordnung: vom 2, November 1833 vorge⸗ 
fehriebene Liquidation auf freies Papier verfaffen. 

Aus derſelben Rückſicht kann auch die Quittung der Forfigerichtsboten auf 
das Berzeichniß geſetzt WAR: ohne daß es ber Anwendung des Stempels 
bedarf. 

$. 124. Zufolge Regierungsbefanntmahung vom 15. Januar 
1835, Amtsbl. M, 7, p. 113, haben die Armenfiftungen bei Zurück⸗ 
ziebung ihrer, bei der. Staatsjchulden-Tilgungsanftalt: anliegenden Ka- 
pitalien, oder Mobilifirung —— Darlehensurkunden, die Stempel- 
freiheit zu genießen. 

$. 125. Verfügung der Negierungs-Finanzfammer vom 4. Mai 
1835, Amtsbl. Mi 20, p. 235, den Stempel der Frachtbriefe betr. 

Nachdem ſeit einiger Zeit mehrmalen ver Fall vorgelommen if, daß 
Srachtbriefe bei Berfendung von Waaren ꝛc., auf ungeflempelt Papier ausge 
Felt wurden, und die Berfender deßhalb in Strafe verfallen find ; fo fieht fid 
die unterzeichnete Stelle veranlaßt, hiemit in Erinnerung zu bringen, daß je 
ber Srachibrief nach den Gefeßen vom 6. Vendemiaire 6, und 13. Brumaire 7. 
fo wie nad dem Kaiferlihen Dekret vom 3. Januar 1609, dem Dimenfiond 
fiempel unterworfen und daß die Zuwiderhandlung mit einer Geldfirafe von 
14 fl. belegt if. 

$. 126. Die Entfchliegung der Regierungs - Finanzfammer vom 
31. October 1835, Amtsbl. M 54, p. 498, die Anwendung bes 
Stempelgefeßed auf die Rechnungsbelege über Grundentfchädigungen 
betr., ceffirt, fiehe Art. XXI. des Geſetzes vom 17. November 1837, 
oben p. 154. 


— Die unbefugte Abhaltung von Mobiliarverfteigerungen, resp. 
die dadurch veranlaßte Stempeldefraudation, fiehe 2. Buch, $. 82. 


$. 127. Berfügung der Kreisregierung vom 16. Dezember 1835, 
Amtsbl. Mi 61, p. 569, die Erhebung der Gemeindegefälle betr. 

Die Berfügung der unterzeichneten Stelle. vom 11. September d. J. in 
Beireff der Erhebung der Gemeindegefälle (Amts⸗ und Intelligengblatt As 45), 
welche haupffächlich bezwedte, den Gemeindebebenten am Anfange des; Jahre 
eine möglichſt vollftäändige Ueberſicht iprer Schuldigkeit an Lolalumlagen- 20; ır. 
au geben, hat an einigen Orten zu der irrigen Meinung Beranlaflung gegeben, 
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als feyen dadurch bie gefeßlichen Beftimmungen über die dem Stempel unter- 
worfenen Quittungen der Gemeinde-Einnehmer aufgehoben worben, 

Zu Befeitigung dieſes Mißverkändniffes wird daher der Art. 2 der ange» 
führten Berfügung vom 11. September.d. 3. dahin modifizirt, daß auf das 
Schuldverzeihniß nur jene Zahlungen des Schuldners zu quitticen find, für 
welche die Quittung. des Einnehmers, nah $. 85 der Inſtruktion über das 
Gemeinderecpnungswefen vom 17. November 1826, dem Stempel nicht unter» 
worfen if. 

Die Zahlungen, für welche die Duittungen nur auf Stempelpapier erteilt 
werben dürfen, werden auf bem Schuldverzeichniß nicht vorgemerkt. 


$. 123. Eniſchließung der Königl, Regierungs + Finanzkammer 
vom 7. Januar 1836, Amtsbl. Mu 10, p. 70, die Gemeinderechnungen 
(Stempelpflichtigkeit der Abſchlüſſe) betr. 


Zur nähern Erläuterung des $. 270 der Inſtruktion über das Gemeinde⸗ 
Rechnungswefen, und bes $. 89 der Inſtruktion über die Anwendung der Ein« 
regifirirungs = und Stempelgefeße auf die Apminifirativakten ꝛc. vom 17. No» 
vember 1826 (Amtsbl. 1827, Stüd 1), wird hiemit beftimmt, daß die Abfchlüffe 
der Gemeinderehnungen, welche dem beireffenden Einnehmer von Amtswegen 
als Belege zur nächftjährigen Rechnung zugeftellt werden, auf flempelfreies 
Papier ausgefertigt werben dürfen, daß aber in allen Fällen, wo die Ausfer- 
tigung des Abfchluffes oder der Rechnung von dem Gemeinde-Einnehmer ver- 
langt werde, diefe nur auf Stempelpapier ertheilt werden könne. 

Es wurde einem Gemeinde-Einnehmer vorgefhrieben, ben Empfang ber 
Zuftellung des Rechnungsabſchluſſes auf geftempelt Papier zu befcheinigen ; 
diefe Vorſchrift ift unbegründet, indem für die von Amtswegen notifizirten Rech⸗ 
nungsabfchlüffe lediglich eine Mittheilung zwifchen Behörden, im Sinne des 
Art. 16 des Stempelgefehes vom 13. Brumaire 7 flatt findet, wo die Stem- 
pelpflichtigleit außer Anwendung bleibt. 

Hienad if ſich zu achten. 

$. 129. Entfchliefung der Königl. Kreisregierung vom 7, Des 
tober 1836, Amtsbl. M. 51, p. 540, den Stempel der Gehaltsquit⸗ 
tungen der Schulfehrer betr. 

Auf die Anfrage, ob die Duittungen der Schullehrer Über befondere Re- 
munerationen für das Aufziepen der Thurmuhren und für fonftige mit dem 
Schullehrerdienſt verknüpfte Verrichtungen, flempelpflihtig find? wird ben ber 
treffenden Behörden zur Entfchließung eröffnet, daß, nachdem alle Bezüge, welche 
dem Schullehrer von Dienftgründen, befonderen Stiftungen, oder von andern, _ 
mit dem Schullehrerbienft verträglihen Nebenverbienfien anerfallen und in bie 
Faſſion aufgenommen find, dem Schullehrergepalte affimilirt werden (Berflg- 
ung vom 20. Auguf 1817, Umtsbl. A 9, S. 365), und die Gehaltsquittung 
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eines Schullehrers, nach $. 82 der Inflruftion vom 17. November 1826 (In⸗ 
tellgzbi. 1827, AF 123) nur infofern dem Stempel unterworfen if, als der 
Zahresbetrag die Summe von 140 fl. überſteigt, alle Haupt- und Nebenbezüge 
des Schulleprers flets aufammen zu rechnen, und wenn der Gefammt-Zahres- 
beitrag unter 140 fl. ftept, die Duittungen von den Stempeln frei zu laſſen 
find. Im entgegengefeßten alle, wenn uämlich der Jahresbeitrag der Haupt- 
und Nebenbezüge bie Summe von 140 fl. überfleigt, tritt die Stempelpflichtig- 
feit in Anwenbung, ebenfo in allen Fällen, wo namentlih das Aufziehen ber 
Thurmuhr und Ähnliche Verrichtungen einem andern Individuum übertragen 
find, und die deßfallſige Remuneration den Betrag von 4 fl, 40 Er, überſteigt. 

Hiebei wird: jedoch noch bemerkt, daß, wo ein Schullehrer zugleich als 
Bürgermeiftereifchreiber verwendet wird, der Gehalt für diefe Funktion nicht als 
Nebenverdienf in obigem Sinne zu betrachten, vielmehr die Quittung in Ab» 
fiht auf die Stempelpflichtigfeit für fich zu behandeln if, wonach diefelbe dem 
Stempel unterliegt, oder nicht, je nachdem der Gehalt über oder unter 140 fl. 
ſteht. 

F. 130. Eniſchließung der Königl. Kreisregierung vom 11. Aus 
guſt 1837, Amtsbl. M 46, p. 382, die Anwendung des Stempels 
bei Abquittirung der an die Gemeinde herausgegebenen Einſtandska⸗ 
pitalien entwichener Einfteher betr. 

Durch höchſtes Refcript des Könige. Staatsminifteriums des Innern vom 
27. Zuli d. 3. wurde, im Einverfländniffe mit dem Königl, Staatsminifterium 
der Finanzen, auf eine von unterfertigter Stelle im rubrizirten Betreffe ge 
ſtellte Anfrage zur Entſchließung erwiedert, daß bei Abquittirung der nah 
Maaßgabe des $. 83 des Heerergänzungsgefeßes vom 15. Auguf 1828 an die 
Gemeinden pinausgegebenen Einftandsfapitalien entwichener Einfteher von ber 
- Anwendung bed Stempeld n ht Umgang genommen werben könne, da biefe 
Abquittirung im Hinblide auf $. 84, Abſatz 3 der Bollzugsvorfchriften vom 
13. März 1830, nach den befiedenden Borfchriften zu gefchehen habe, die An- 
wendung des Stempels hiebei aber durch die im Rheinkreiſe bezüglich des 
Stempelweſens befiebenden gefeßlichen Beſtimmungen geboten erfcheine. 

Hienach Haben ſich die Königl. Landfommiffariate und bie Gemeinbevor- 
fände in vorkommenden Fällen zu arten. 


— Die Stempelfreiheit bei Zwangsveräußerungen bes öffentlichen 
Nutzens wegen, fiehe Art. XXI. des Gefeges vom 17. November 
1837, oben p. 160. 

— Den Stempel für Anſchlagzettel bei Zwangsveräußerungen, 
ſiehe oben $. 108. 


$. 131. Zufolge Entfchliegung der Regierungs = Finanzkammer 


— 
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vom 20, November 1837, Amtsbl. M 68, p. 548, unterliegen die 
Heimatbhicheine dem Stempel. 


$. 132. Die Belanntmahung der Negierungs - Finanzfammer 
vom 29. Dezember 1837, Amtsbl. vom Jahre 1838, M 1, p. 2, 
enthält die Beflätigung des oben unter $. 130 aufgeftellten Grund- 
ſatzes. 

— Entſchließung der Regierungs⸗-Finanzkammer vom 12. Mai 
1838, Amtsbl. M 26, p. 211, die Anwendung des Stempelpapiers 
zur Abquittirung der in Afforben feftgefeßten Beträge, fiehe 1. Buch, 
$. 210. 

— Die Stempelfreiheit der Ausfertigung forftgerichtlicher Urtheile, 
welche Behufs Arreftanlegungen bei Dritteren ertheilt werben, fiehe 
oben $. 110. 

— Die Stempelpflichtigfeit in Sachen der Lokalhülfskaſſe, ſiehe 
oben $. 111. 

— Die Stempelpflidtigfeit ber Befcheinigungen über ben ges 
leifteten Staatsbürgereid, ferner der Belege zu den Givilftandsaften, 
fiehe oben $. 112 u. 113. 


— Die Stempelpflichtigfeit der Aften über die Beeidigung ber 
Taratoren für die Grund» und Häuferfteuer, fiehe oben $. 115. 


$. 133. Befanntmahung ber Regierung vom 26. März 1811, 
Amtshl. M 25, p- 205, die Stempelfreipeit der Wohlthätigfeitsftif- 
tungen in der Pfalz betr. 

Die durch allerhöchſtes Refeript vom >. — 1826, Intelligenzblait 
S. 233, ausgeſprochene Stempelfreiheit, wurde gemäß höchſten Finanzminiſte⸗ 
rialreſeripts vom 13. d. M. auf ſämmiliche inzwiſchen errichtete und künftig 
noch errichtet werdende Woblthätigkeitsanſtalten ber Pfalz ausgedehnt, was hie⸗ 
mit öffentlich bekannt gemacht wird, 

— Die VBerififation der Gemeinde -Rechnungsbelege durch die 
Domäneninfpeftoren, Behufs Konftatirung der Stempelfontraventionen, 
fiehe oben im 1. Buch unter Domänenbehörde, $. 72. 

$. 134 a. Beſchluß der Königl. Regierung der Pfalz, Kammer 
der Finanzen, vom 1. Februar 1842, Amtsbl. M 13, p. 126, die 
Ertraftemplung von Papieren und Pergamenten betr. 


Ueber die Art und Welſe, wie die in den Art. 7, 18 und 19 des Stem⸗ 
pelgeſethes vom 13. Brumaire VII. begründete und nah dem Eirculär A 1517 
51* 
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auf ven Dimenſionsſtempel beſchtaͤnkle Extraſtfemplung von Papleren und Per 
gamenten künftig bewirkt werden fol, wird Nachſtehendes verfügt: 

$. 1. Diejenigen Papiere und Pergamente, welche der gefeßlich zuläßigen 
Ertraftemplung unterfiellt werden wollen, müflen bei irgend einem Königl. 
Rentämte der Pfalz gegen Befcheinigung übergeben werden. 

$. 2. Das Königl. Rentamt hat die zur Eriraftemplung befiimmten und 
geeigneten Papiere und Pergamente fogleich zur unterfertigten Stelle berichtlich 
einzufenden, von wo aus biefelben nach genommener Kontrolvormerkung an 
das Königl. Stempelamt gelangen. | 

$. 3. Nah vollgogener Exrtraftemplung, die übrigens in feinem Falle 
aufgehalten werden darf, find die betreffenden Papiere und Pergamente durch 
das Königl. Stempelamt dem einfchlägigen Königl. Rentamte als Stempel- 
papier zur Erhebung und Verrechnung der gefehlichen Stempelgebühren und 
zur Auspändigung an die Parthei zugufenden, 


$. 134 b. Bekanntmachung Königl. Regierungs - Finanzfammer 
vom 24. Februar 1842, Amtsbl. M. 19, p. 181, die Tar- und Stems 
pelfreiheit der Angehörigen des Militärs in bürgerlichen Rechteange: 
Vegenheiten betr, 


Durch höchſte Entfchliefung vom 3. d. M. würde ausgeſprochen, daß bie 
im $. 6 des Gefeßes vom 15. Auguft 1828 über die Militärgerichtsbarkeit in 
bürgerlihen Rechtsſachen begründete, und in ber allerhöchften Berorbnung vom 
17. Zunt 1829, Amtshl. ©. 40, auf die Pfalz fpeziell augewendete Tar- und 
Stempelfreipelt auch den Frauen und den unter väterlider Gewalt noch ſteh⸗ 
enden unverforgten Kindern derjenigen Militärperfonen, welchen dieſe Freiheit 
eingeräumt ift, zuſtehe. 

$. 135. Beſchluß der Königl. Negierung der Pfalz vom 3. Juli 
1842, Amtsbl. M 47, p. 417, die Stempelpflichtigfeit der Octrois 
regifter und Duittungen betr. | 


Auf den Grund ber Gefeße vom 11. Frimaire VIL, it. V., und 27. 
Frimaire VIII., dann der minifterielen Entſcheidung vom 18, Pluviose X, 
welche in Folge der Aufhebung ber vereinigten Gebüpren für bie. Erhebung ber 
Gemeinde » Octrois wieder verbindend find, und in Gemäßheit höchſter Ent- 
ſchließungen der Königl, Minifterien des Innern und ber Finanzen vom 31. 
Zänner 1828, 30. Mai und 8, Yunt 1842, wird Folgendes verordnet: 

$. 1. Bei einer jeden Gemeinde - Drtroi» Einnehnterei follen zwei gelon- 
berte Perzeptionsregifter, worin Zag für Zag und Artikel für Artikel opne 
leeren Zwifhenraum alle Einnahmen fogleich bei der Entrichtung vorgelragen 
werden müflen, in der Art auf Dimenfionsftempel geführt werden, daß bad 
eine Regifter lediglich für die Perzeptionsartitel bis 4 fl. 40 Fr. inel. das an 
dere aber für jene über diefen Betrag beftimmt if. 


\ 
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6. 2. Das Perzeptionsregifter für die Artifel über 4 fl, 40 fr. muß zu⸗ 
gleich auf beiden Seiten eines jeden halben Bogens die Stammabfchnitte für 
die mit dem 7 fr. Stempel zu verfehenden Ouittungen enthalten, fo daß in die 
Mitte der beiden Selten des halben Bogens der für den Regiftereintrag be- 
ſtimmte, dem Dimenſionsſtempel nach $. 1 unterliegende Raum fällt, 

S. 3. Für bie Perzeptionsartitel bis zu 4 fl. 40 fr. incl. follen die vom 
Stempel gefeßlich befreiten Quittungen mit dem Regifter in der Form von 
Stammabſchnitten nicht verbunden, fondern eigens gebrudt werben. 

$. 4. Nur das Perzeptionsregifter mit den ftempelpflichtigen Qulttungen — 
Stammabfchnitten —, wozu ſich eines beliebigen Formats bedient werben 
fann, ift nah Maaßgabe der Berorbnung vom 4. Februar 1842 — Amtobt. 
©. 126 — vor dem Einbande und Gebrauche der Extrafiemplung zu unter 
fielen. 

$.5. Da jebe Octroigebühr bem Pflichtigen befcheinigt werben muß, fo 
bat ber Einnehmer mit derfelben den 7 Er. Stempel für die Quitung über 4 fl. 
40 fr. jedesmal in Anſatz zu bringen und zu erheben, gleichviel ob der Pflih- 
tige die Quittung in Empfang nehmen will oder nicht. Hieraus folgt, daß 
bie Duittungsabfepnitte nut für bie ihnen im Regifter korrefpondirende Perzep- 
tionsartitel befimmt find und verwendet werden bürfen, 

$. 6. Die Königl, Domäneninfpeftoren und Rentämter find fpeziell be- 
auftragt, über den Vollzug diefer Befimmungen firenge zu wachen, fofort von 
Zeit zu Zeit und wenigſtens alle 6 Monate von den fraglichen Dctroire- 
giftern Einfiht zu nehmen, die Zumiderhandlungen zu konſtatiren und geeig- 
net zu verfolgen. 

5 7. Gegenwärtige Berorbnung tritt mit dem 1. September 1842 in 
Bollzug. 


$. 136. Beſchluß der Königl. Regierung der Pfalz vom 14. 
Juli 1843, Amtsbl, M, 40, p. 343, die Formulare zu den Perzep- 
tionsregiftern der Dctroiverwaltungen und ber von denſelben zu erhes 
bende Stempel betr, 


Man dat wahrgenommen, daß die Perzepiionsregifter, deren Führung bei 
den Dectroiverwaltungen durch die Verordnung vom 3, Juli v. 3. vorgefchries 
ben worden ift, nicht nur fehr verſchledenartig und ohne Rüdficht auf die dabei 
fih ergebenden Stempelkoſten angelegt feyen, ſondern auch, daß bei Berechnung 
des in den Regiftern nach Abzug der Duittungsabfepnitte verbleibenden Rau« 
mes behufs der Stempelgebühren-Erhebung nicht gleihmäßig und nicht im 
Sinne der Befimmung des $. 2 der obenerwähnten Berorbnung verſahren 
werde. 

Um nunmehr hierin eine Gleichförmigkeit zu erzielen, wird Folgendes zur 
Darnachachtung ſowohl der Octroiverwaltungen als auch der Königl. Rentäm- 
ter hiedurch verfügt: 
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Das Perzeptionsregifter für die Beträge bis zu A fl. 40 Fr. incl. iſt nad 
dem nachflehenden Formular AS I. oder IL, je nachdem es den Berpältniffen 
für angemeffen erachtet wird, anzulegen, und es {fl dabei nur ein ſolches Pa- 
pierformat zu verwenden, welches entweder dem Stempelbogen zu 28 r. oder 
jenem zu 21 Er. entſpricht. 

2. Das Perzeptiondregifter für die Beträge über 4 fl. 40 fr. ift nach dem 
nachſtehenden Formular AE III. anzulegen, und dazu fein anderes Papierfor- 
mat zu verwenden, als foldhes, welches dem Stempelbogen zu 3 fr. entſpricht. 

3. Da bei Ießterem Regifter die befonders geftempelt werdenden Duittungs- 
abfchnitte über die Hälfte des Bogens wegnehmen, kann aud der im Regifter 
verbleibende, zu den Eintragungen beftimmte Bogenraum nur als Stempel- 
papier zu 14 fr. geflempelt und dieſe Gebühr von ben Königl. Rentämtern 
erhoben werben. 

4. Die bei einigen Ortroivertwaltungen beftandene Einrichtung für jeden 
oetroipflichtigen Gegenfland eine befondere Rubrik in den Perzeptiongregiftern 
au beftimmen, ift nicht nur als fehr koffpielig in Bezug auf Stempelverbraug, 
fondern auch als ganz überflüffig erlannt mworbemyı indem dieſe Spezifitation 
füglich dadurch erfeßt werben Tann, daß bie verjoliten verfchiebenartigen Ge⸗ 
genflände nach Quantität und Gelvertrag jeden Monat aus dem Perzeptiond- 
regifter durch den Octroikontroleur herausgezogen und in einer Nachweife zu- 
fammengeflellt werben, welche Nachweife fodann dem Gemeinde-Einnehmer 
auzuftellen ift, um ihm als Rechnungsbeleg zu dienen, 

5. In Bezug auf die erforderliche Ertraftempelung der zu den beiden Per- 
zeptionsregiftern beſtimmten gebrudten oder lithographirten Papiere wird auf 
die Verordnung vom 4. Februar v. 3. und den $. A der Berorbnung vom 3. 
Zuli v. 3. (Amts und Intelligenzblatt S. 126 und 417) zur Befolgung der 
darin enthaltenen Beſtimmungen hingewieſen. 

6. Die dermalen noch im Gebraud ſich befindenden bereits geflempelten 
Perzeptionsregifter fönnen, und zwar wie ſchon früher eröffnet worden ifl, 
ohne Rüdficht auf das Rechnungsjahr vollſtändig ausgebraudt werben, bei 
Anlegung erforberlicher neuer Regifter müflen dagegen die Befimmungen ge 
genwärtiger Berorbnung genau beobachtet, und babei auf den muthmaßlichen 
Papierbedarf für ein Rechnungsjahr Rüdfiht genommen werden, damit bie 
Denüßung des Regiſters nicht allzumeit in das darauf folgende Rechnungsjahr 
binübergreife, weil fonft bie Perzeptionsregifter der Jahresrechnung nit ale 
Belege beigefügt werden könnten. ' 


807 


Erſte Hauptabtheilung. — Ginnahmen. 





Formular MI. 


Namen Gegenftanp, Bemerkungen. 
des woyon die Octroigebühr 
3ahlers. entrichtet wurde. Platz für Stempel. 
28 
Kreutzer. 


Platz für Stempel. 
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Da der Stempelbogen zu 28 fr, eine größere Breite, als eigentlich erfor- 
derlich if, hat, fo kann fih auch, wenn es für vortheilhafter befunden werben 
follte, des Stempelbogend zu 21 Er, bedient, ober auch bei erflerem jede Seite 
in zwei Hälften getpeilt, und zu einer doppelten Reihe von @intragungen be- 
nüßt werben; in Ießterem Galle könnte die Kolonne „Bemerkungen“ ceffiren, 
und die beiben Kolonnen As 3 und 4 in eine vereiniget werben, wie z. B.: 
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end 


— ——— ———— - ——————— 


Namen des Zählers 


$ Namen ded Zählerd 
| *ag unb Betrag z Tag uns Betrag 
= der (Platz für den Stempel.) der S der (Platz für den Stempel.) der 
2 Zahlung. Gegenftand, wovon die Octroigebühr Zahlung. ẽ Zahlung. Gegenftand, wovon die Octroigebühr Zahlung. | 
Q entrichtet wird. Q) entrichtet wird. 

A_%& ß a 
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Zweite Hauptabtheilung. 
Ausgaben 


Erfter Abſchnitt. 
VUeberhbaupt. 
5. Band, p. 516, 

— Für die Beantwortung der Trage, was Staats» und was 
Kreislaften find, bildet das Gefeg vom 17. November 1837, Amtsbl. 
M 74, p. 595, welches bereits im 1. Buch, 8. 139, aufgenommen 
iſt, die gegenwärtig gültige Norm, fteht aber deßfalls ein neues Ge: 


feg in Ausſicht. 





, Zweiter Abſchnitt. 
Staatd» und Tandesfhulden 
5. Band, p. 518. 

$. 137. Bekanntmachung der Königl. Regierungs-Finanzlammer 
vom 9. Februar 1833, Amtsbl. M 9, p- 58, die Mobilifirung ber 
Staatsfchuld, resp. die Bezahlung der Zinfen von ben & prozent. 
Mobitifirungs-Dbligationen betr. 

Da die Beobachtung gemacht wurbe, daß die Staatsgläubiger von ben 
Vortheilen, welche die Mobilifirung der ältern Schuldurfunden gewährt, nicht 
gehörig unterrichtet find, fo wird mit Hinweiſung auf das Publikandum vom 
23. Januar 1830 (Kreis-Intelligenzblatt von 1830 ©. 83) hlenächſt auch 
der $. 5 der Ausfchreibung der Königl. Bayer. Staatsfehuldentilgungs- Kom» 
miffion vom 14. Januar 1830 (Regierungsblatt S.21) zur allgemeinen Kennt» 
niß gebracht. 

$.5. „Um den Inhabern der vierprozentigen mobillſirten Obligationen 
in Erpebung ihrer Zinfen alle mögliche Erleichterung zu verfchaffen, find ſaͤmmt⸗ 
liche Oberauffchlag ⸗ und Rentämter aller 8 Kreife, zufolge einer befondern 
Berfügung des Königl. Staatsminifteriums der Finanzen, ermädtigt und bes 
auftragt worben, die im Laufe des Jahres verfallenen Koupons der mobilifirten 
Papiere nicht nur in allen Zahlungen flatt baaren Geldes anzunehmen, fon» 
dern auch, fo wie fle präfentirt werben, zur Verfallzeit fogleich baar zu bezah⸗ 
len. Die Staatsgläubiger, welche ihre Zinfen nicht bei der betreffenden Spe- 
ztal-Schuldentilgungstaffe in Empfang nehmen wollen, werben für das erfiemal 
das Amt, bei welchem fie die Zinfen zu erheben gedenken, vierzehn Tage vor 
der Berfallzeit in Kenntniß feben, damit wegen der erforderlichen Geldmittel 
Borfehung getroffen werben könne, 

In gleicher Art werben auch die an ben auswärtigen Plätzen beflellten 
Kommiffionärs mit der Zahlung der Koupons von benjenigen Aprogentigen 
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mobiliſirten Obligationen beauftragt werben, welche bei benfelben eingewerhfelt 
werben.” 





Dritte Sauptabtheilung. 
Staatsbüdget und Rechnungsweſen. 


Erfter Abſchnitt. 
Staatsbüdget. 
5. Dand, p. 534. 


$. 138. Finanzgefeg vom 17. November 1837, Amtsbl. M 73, 
p: 587. | 
Ludwig, 8 

Wir haben auf den Antrag Unferes Staatsminifteriums ber Finanzen, 
nah Bernehfmung Unferes Staatsrathes mit dem Beirathe, und fo viel die 
Erhebung der direkten und die Veränderung der indirekten Steuern, dann bie 
Ausfheidung der Staats» und Kreislaften betrifft, mit Zuftimmung Unferer 
Lieben und Getreuen, der Stände des Reiches, über die Staatseinnahmen und 
Ausgaben für die ſechs nächften Verwaltungsjahre vom 1. Detober 1837 bis 
lebten September 1843 befchlofien und verordnen, wie folgt: 

Tit. L Beſtand der Borjabre, 

$. 1. Die Einnahmen und Ausgaben der erflen Finanzperiode find in 
den Rechnungen ‚mit den Einnahmen und Ausgaben ber IL. Finanzperiode zu 
vereinigen, dagegen follen bie fo. vereinigten Einnahmen und Ausgaben ber 
gedachten Finanzperioden, fowie die Einnapmen und Ausgaben der IIL. Finanz- 
periode, gefondert, jedoch ohne Ausſcheidung der einzelnen Jahrgänge vorge⸗ 
tragen werben, 

$. 2. Die Summe von 300,000 fl., welche in Folge des Finanggefeßes vom 
28. Dezember 1831 der UI. Zinanzperiode zur Dedung des — in dem erſten Jahre 
— ſich ergebenden Entgangs an Ausftänden zugemwiefen worden if, geht zu gleichem 
Behufe auf die IV. Finanzperiode über, wogegen am Schluſſe diefer Periode ein 
gleicher Betrag für den Dienft der V. Finanzperiode verfügbar zu fiellen if. 

Tit. I. Feſtſetzung der Staatsausgaben. 

6.3, Die fämmtlihen Staatdausgaben für den laufenden Dienft find auf die 
jährlihe Durchſchnittsſumme von 29,983,827 fl, feſtgeſetzt. Borgriffe auf biefe 
Durchſchnitisſumme für Rechnung nachfolgender Jahre können nicht fattfinden. 

$. 4. Die befondere Bervendung und bie für bie einzelnen Minifierien 
und Staatsanftalten beſtimmten Etatsfummen, enthält die Beilage I. A. 

$. 5. Zur Deckung des. Bedarfes der Stantsfrhulden-Tilgungsanflalt wer⸗ 
den. beſtimmt, und zwar: 

a) für die Zinskaſſe der ſchon von jeher diefer Anfalt überlaflene Malzauf- 
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ſchlag in dem für die IV. Finanzperiode Im Durchfehnitte berechneten Bebarfe 
biefer Kaffe zu 4,366,293 fl. 40%, Er. mit dem Borbehalte der Ergänzung im 
Falle einer durch unvorhergeſehene Ergebniffe allenfalls notpwendigeu Meprung 
des Zinfenbebarfeg ; 

b) für die Tilgungstaffe ein befimmter Tilgungsfond von 2/; Progent der 
geſammlen Staatsſchuld im einer Averfalfumme von 880,000 fl., welcher — in 
fo weit er nicht aus dem Weberfchuffe der Zinskaſſe gededt ift — aus den im 
Geſetze vom 11. September 1825 und 28. Dezember 1831 ſchon — beſtimm⸗ 
ten Staatsgefällen beigeſchoſſen werden ſoll; 

c) für die Penſions⸗Amortiſationokaſſe die in obigen Gefeben vom 28. De- 
zember 1831 und 11. September 1825 hiezu befimmte Summe von 2,700,000 
fl., welche aus den dortfelbft genannten Gtaatsgefällen erhoben, der allenfalls 
mögliche Ausfall aber von der Central-Gtaatskaffe unter Hinfiht auf. den — 
dur das Geſetz vom 1. Zuli 1834 über die Koflen zur Wiederherfiellung der 
Feſtung Ingolſtadt — aufgehobenen $. A des Geſttzes über das Staatsfchul« 
denwefen vom 28. Dezember 1831, verabfolgt wird; 

a) für die Feftungsbau-Dotationglaffe die Summe von 800,000 fl. aus den 
im Art. TIL. M 2 des Geſetzes vom 1. Juli 1834 hiezu angewiefenen Einnah⸗ 
men; zufammen 8,746,293 fl. 40%, Tr. (in runder Summe 8,746,294 fl.). 

$. 6, Die nachftependen im Büdget felbft nicht aufgenommenen Ausgaben 
werden aus den Erübrigungen der II, Finanzperiode beflritten : 

a) der Zufhuß zur Gründung des Reichsrefervefonds der IV. Finanz- 
periode bis zum jährlichen Betrage von 500,000 fl. 5 

b) 674,145 fl. für den volltändigen Ausbau der Pinakothek; 

c) 400,000 fl. für die Korreition und Reinigung des Mainfluffes ; 

a) 150,000 fl, für Korrektion und Reinigung der Donau; 

e) 200,000 fl. für den Ankauf und r&sp. Ablöfung der Gebäude ver Uni« 
verfität Münden, in Yanbeput ; 

ft) 72,000 fl. zur Emporbringung infänbifcher Heilbäder ; 

g) 100,000 fl. für die Herftelung der Bauten im Peltbade Kiffingen ; 

h) 25,396 fl. für den Kurfaal in Brüdenau; 

i) 40,000 fl. für die Berbefferung des Zuflandes des Städichens Orb; 

k) 133,345 fl. für die Herſtellung der Geftelle und Innern Einrichtung im 
neuen Bibliothefgebäube ; 

1) 250,000 fl. zur Ausbefferung bes baulichen — von Staatsge- 
bäuden; 

m) 150,000 fl. für außerordentlihe Gefängnißbauten ; 

n) 50,000 fl. für den Bau eines Dutterhaufes der barmperzigen Schweflern 
In München ; außerbem für den Fall, daß basfelbe die benötpigte Zahl der Mit- 
alleder für die Beduͤrfniſſe der Silialanftalten im Königreiche wirklich erhalten folte: 

0) 60,000 fl. als Averfalfumme in jährlichen Raten per 10,000 fl., während 
der IV. Finanzperiode; 
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p) 500,000 fl. außerordentlicher Zuſchuß für die Verbeſſerung der Land⸗ 

firaßen. 
zit. II, Bon den Staatseinnahmen, 

$. 7. Zur Beftreitung der im Zit. II. beſtimmten Staaldausgabeu find 
dem Finanzminifterium die in der Beilage l. B. voranfchlägig feſtgeſetzten Ein- 
nahmen zugewiefen mit 30,012,473 fl. 

$. 8. An direkten Steuern find für jedes der ſechs Jahre vom 1. October 
1837 bis Jeßten September 1843 zu erheben: 

a) In denjenigen Gebietstheilen, wo das Steuerpronifo- 
rium nod Gültigkeit hat, mit Einfhluß des Iſarkreiſes: 

vier Simpla der Grundſteuer; 

drei Simpla der Hausfleuer ; 

. vier Simpla der Dominitalfteuer ; 

die ganze Gewerbfleuer nach den biesfalls beſtehenden gefeßlichen Beftim- 
mungen; 

die Samilienfteuer der erſten ſechs Klaffen nach dem Geſetze vom 10, De- 
zember 1814, dann diefelbe zu zehn Prozent aus den Gewerbfieueranlagen 
von 9 fl. und darunter, und von zwanzig Prozent aus ben a 
lagen über 9 fi. 

b) Im Untermainfreife: 

77 (fieben und fiebenzig) Prozent der Grunbfteuer ; 

100 (einhundert) Prozent der Hausfteuer ; 

80 (achtzig) Prozent der Dominitalfteuer ; 

die Familien» und Gewerbfleuer nad dem’ biöherigen * 

e) im Rheinkreiſe: 

73 (drei und fiebenzig) Prozent der Grundſteuer; 

60%/, (fechzig und ein halb) Prozent der Gewerbfieuer ; 

88 (acht und achtzig) Prozent der Perfonal- und Mobiliarfieuer ; 

die ganze Thür- und Fenfterfleuer; 

d) In denjenigen Gebietstheilen, wo die definitive Grund» 
und Häuferfieuer eingeführt it, oder während ber IV. Finanz- 
periode eingeführt werden wird — richtet fih die Erhebung ber 
Grundfteuer nach den Belimmungen des Gefeßes vom 1. Zuli 1834, die 
Abänderung des $. 114 des Grundfteuergefebes betreffend. — Die befinitive 
Häuferfteuer wird in jenen Webietstheilen mit drei Simpla, die befinitive 
Dominitalfteuer, mit vier Simpla, die Gewerb- und Familienfteuer wie sub 
lit. a. erhoben, 

e) In fämmtlidhen Kreifen: 

Die den Staatsdienern und andern Angeftellten, dann den Quieszenten 
und Penfloniften nad der Verordnung vom 8. Zunius 1807 obliegenden Witt. 
wen- und Waifenfondsbeiträge von ihren, aus den Staatslaflen fließenden Be⸗ 
zügen. Endlich kommen noch: 


De. Giebenpfeifees Handbuch der Merfaffung x. 52 
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) für die Jahre 18°7;,;, 183%; und 183%,, gemäß dem Landraihsge⸗ 
feße vom 15. Auguf 1828 $. 2 46 2 — zur Erhebung : die zur Dedung der 
nothwendigen, während ber III. Finanzperiode auf die Kreife hingemiefenen 
Ausgaben erforderlichen vier und ein ſechstel Progent der Steuerprinzipalfumme 
oder zwei und ein halber Kreuzer vom Steuergulden in den fieben Kreifen dies⸗ 
feit8 des Rheins, und fünfzig zwei und ein halb Prozent der Steuerprinzipal- 
fumme im Rheinkreife. 

$. 9. Die Zollgefälle werben nach dem beſtehenden Bereinszolltarif mit 
Rückſicht auf die dießfallfigen vertragsmäßigen und gefeßlichen Befimmungen 
und Vorbehalte erhoben. Die Erhebung ber übrigen indirekten Abgaben hat 
nach den bisherigen Normen zu geſchehen. 

$. 10. Die nach dem Ausfcheidungsgefeße den Kreifen zugemwiefenen Laften 
und Fonds enthält II. A. B. 

Die Bertheilung des Gefammt-Rreishedarfes unter bie einzelnen Kreife if 
jedoch nur vorläufig im Sinne des Ausfcheidungsgefeßes und des Büdgets vor 
genommen ; die General-leberficht mit der Zabelle über die Bertheilung unter 
die einzelnen Kreife, wird der nähften Ständeverfammlung Behufs der defini- 
tiven Fefilelung als Beilage IL. A. B. des Finanzgefeßes der IV. Finanz 
periode nachträglich zur Prüfung und Beiſtimmung vorgelegt werben, 

« Das unüberfchreitbare Marimum der Kreisumlagen zu fakultativen Zweden 
für die nächften drei Jahre 1897/;5, 183%/,4, 183%,, wird nach dem bisherigen 
Sate auf Ein und zwei Drittheil-Prozent der Steuerprinzipalfumme, ober 
einen Kreuzer vom Steuergulden feftgefeßt, 

Tit. IV. Befondere Beflimmungen. 

6, 11, Dem Etat für die aktive Armee werden die Bübgelanfäße ber 
Naturalien, welche darunter mit 36,799 Schäffel, 2%, Metzen Roggen und 
94,808 Schäffel 41, Meben Haber, im Geldanfchlag von 655,230 fl. 56%, fr 
begriffen find, in der bisherigen Art garantirt, wonach geringere Preife dem 
Reichsrefervefonde zu gut, und höhere Preife demfelben zur Laſt gefchrieben 
werben follen, 

$. 12. Dem Staatsminifterlum ber Juftiz werben zur Beftreitung außer 
ordentlicher und unvorhergefehener Ausgaben für die Gefeßgebung jährlid 
fehstaufend Gulden aus dem Reichsrefervefonde zur Dispofition geftellt. 

$. 13, Es bleibt vorbehalten, den Weinbergsbefigern im Untermainfreife 
alljäprlih und in fo lange, als das Steuerdefinitivum in jenem Kreife nidt 
eingeführt ſeyn wird, außerordentliche Steuernadläffe zu bewilligen, wozu bie 
erforderlichen Mittel bis zu einem jährlichen Marimalbeirage von 30,000 fl. 
aus dem Reichsrefervefonde zu fchöpfen find. 

$. 14. Das Staatsminifterium der Finanzen ift mit der Vollziehung bie- 
fes Gefeßes im Allgemeinen , indbefondere mit der Ueberweifung ber fefgefeh- 
ten Fonds an die betreffenden Kaflen und DMinifterien beauftragt. 

Jeder Minifter ift verantwortlich, die für feinen @efchäftstreis feſtgeſehien 
Summen zu den beflimmien Zwecken zu verwenden, 
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$. 139. Geſetz vom 25. Auguft 1843, Amtsbl. M 50, p- 
443, die Erhebung der direften Steuern für die V. Finanzperiode 
18*3/,9 betr, 

Ludwig, 

Wir haben hHinfichtlih der Erhebung der direkten Steuern für die ſechs 
nädften Berwaltungsjahre, vom 1. October 1843 bis legten September 1849, 
auf den Antrag des Finanzminifteriums, nach Bernehmung des Staatsraths, 
mit dem Beirathe und der Zufimmung der Lieben und Getreuen, der Stände 
des Reichs, befchloffen und verordnen, wie folgt: 


$.1. An direkten Steuern find für jedes der ſechs Jahre vom 1. Octo⸗ 
ber 1843 bis letzten September 1849 zu erheben. 


a) In denjenigen Gebietstheilen, wo das Steuerproviſo— 
rium noch Gültigkeit hat, mit Einfhluß des Regierungsbezirks 
von Oberbayern: 

vier Simpla der Grundfieuer, 

drei Simpla ber Hausfleuer, 

vier Simpla der Dominifalfteuer, 

bie ganze Gewerbſteuer nad den diesfalls befiehenden geſetzlichen De- 
fimmungen, 

die Familienſteuer der erfien fechs Klaffen nach dem Gefeße vom 10, De» 
zember 1814, dann diefelbe zu zehn Prozent aus ben Gewerbfteueranlagen von 
9 fl. und darunter, und von zwanzig Prozent aus den Gewerbfieueranlagen 
über 9 fl. 


vb) Im Regierungsbezirk der Pfalz: 

73 (rei und fiebenzig) Prozent der Grundfleuer ; 

60%, (ſechzig ein halb) Prozent der Gewerbfieuer; 

88 (acht und achtzig) Prozent der Perfonal- und Mobiliarfteuer ; 
die ganze Tpür- und Fenfterfleuer. 


e) Im Regierungsbezirk von Unterfranfen und Aldafien- 
burg: 

77 (fieben und fiebenzig) Prozent der Grundfleuer ; 

100 (einhundert) Prozent der Hausfteuer; 

80 (Cachtzig) Prozent der Dominikalfteuer ; 

die Familien» und Gewerbfteuer nach dem bisherigen Buße mit Rückſicht 
auf das hierüber erlaffene befondere Geſetz. 


d) In denjenigen Gebietstheilen, wo die definitive Grund» 
und Häuferfleuer eingeführt if, oder während ber V. Finanz» 
periode eingeführt wird, richtet fi die Erhebung ber Grundfleuer nad 
den Beflimmungen des Gefeßes vom 1. Juli 1834, die Abänderung des $. 114 
des Grundfleuergefeßes betr. Die definitive Häuferfleuer wird in jenen ®e- 
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bietstpeilen mit drei Simpla, bie definitive Dominitalfteuer mit vier Gtmpla, 
bie Gewerb- und Bamilienftener wie sub lit. a) erhoben. 

e) In fämmtliden Regierungsbezirten: 

Die den Staatsdienern und anderen Angeflellten, dann den Quieszenten 
und Penfioniften nah der Verordnung vom 8. Juni 1807 obliegenden Bitt- 
wen- und Waifenfondsbeiträge von ihren aus den Staatokaſſen fließenden Br 
zügen. 

$. 2. Es bleibt vorbehalten, den Weinbergsbefigern in denjenigen Difttit 
ten von Unterfranfen und Afhaffenburg, in welden das Steuerbefini- 
tivum zur Zeit noch nicht eingeführt if, alljährlich und fo lange, als dieſes 
nicht der Fall feyn wird, außerordentliche Steuernachläffe zu bewilligen , woga 
bie erforderlichen Mittel bis zu einem jährlihen Marimalbetrage von 20,000 #. 
fortan aus dem Reichörefervefonde geſchöpft werben. 

$. 3. Das Finanzminiſterium if mit der Vollziehung diefes Griches be» 
auftragt. 

$. 139 b. Gefeg vom 25. Auguſt 1843, die Erhebung der Zoll: 
gefälle in der V. Finanzperiode betr., Amtsbl. Aß 50, p. a13. 

Tudwig, K. 

Wir Haben nach Vernehmung Unferes Staatsrathes, mit Beirath umb 
Zufimmung Unferer Lieben und Gelreuen, der Stände des Reiches, be» 
ſchloſſen und verorbnen, wie folgt: 

Art. J. Die Zoligefälle werden nach dem beflehenden Bereindzolltarif mi 
Rückſicht auf die diesfalfigen vertragsmäßigen und geſetzlichen Beflimmungen 
und Vorbehalte erhoben, 

Unfer Binangminifterium it mit dem Vollzuge beauftragt. 


$- 140. Generalslieberfiht des voranſchlägigen Betrages des 
Staatöbedarfes für ein Jahr der V. Finanzperiode 18%%,, à Conte 
des Gentralfonde, Amtsbl. M, 50 vom Jahre 1843, p. 449, 
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$. 40. Nachtrag zu dem Büdget für ein Jahr der V. Finanze 


periode 18*%,,, Amtsbl. M 50, p. 451. 




















| 62L.099€ z vusuiqhvuui 299 aummmizummvlag | 
6220998 = | k | 

61.1.0995 . + aquvllo ↄapqqu⸗aiaꝛa ↄagaojaꝛd:uvuig "A a4 an) 

uꝛahvlaog; uaq onv wBunfgtgnig usa uoa agomadlunug "AT 22Q 

Alnjꝙpõ mo arg byajaq CI W) Bunupaug usppaumnugv 239 gyuo 

4 f “ıgol2o 220 ↄaaquv.o; na ſnv wngvung *g | 
— — — — — — — — — — — — nn nn 
oz | omg | 
"sgonadiuong "A 24 am u3ug5vuu}9:970079 $| *aug | 
bojpuvaog | 
——— —— a ni. 
611.099 . . ’ wgußang 299 amunljmuvla@ | 
6LLOCH | 
6LLOCH E : 4 . uonvqquvg qun ⸗allvg; “wong an | 
mp nogauug wa qun wappyunzjpug In x 
| 
ooooo III Boy; my | 
0U00001} wugugualig) 
0000177 AX | 
000027 II Boy nv miahgasmng Hunyag a9 ganngeny ga wog | 
DH) AU RG UX | 
y ⸗ 
m | oma | 
| gapadtunıng "A ag an) w3gvBgny-9300ı9Q | dog | 
byjpuvaog | 


53 


von 


ort 
Ur. —— — ber Verfaſſung ic. 


834 Schöted Bud. — Staatswirthfchaft. 


Zweiter Abſchnitt. 
Rechnungsweſen. 
Erſtes Capitel. 
ueberhaupi. 

5. Band, p. 580. 

F. 142. Ausſchreiben der Regierungs-Finanzkammer vom 8. Dc- 
tober 1833, Amtsbl. Mi 48, p. 461, die Anerkennung der Definitiv⸗ 
beſchlüſſe über die Finanzrechnung betr. 

Unter Bezugnahme auf $. 5 der inſtruktiven Weiſung vom 30. Auguſt 
1832, das Finanzrechnungswefen betr. , werden bie Königl. Finanzämter und 
Kaflen hiedurch wiederholt angemwiefen, in den Empfangsbelenntniflen und An» 
erfennungen der Rechnungsbefchlüffe, die Reihnungsrefultate mit ihren Größen 
einzuführen, die Punkte, gegen welche Rekurs eingelegt werben will, genau zu 
bezeichnen und mit denfelben Feine NRefervatenerledigung mehr zu verbinden, 
weil diefe nach der Erlaffung der Rechnungsbeſchlüſſe einen Gegenſtand der 
Revifion der nächſten Jahresrechnung bildet, folglich auch gefondert zu behan⸗ 
deln if. Da von der Anerfennung und Abrechnungspflege mit der Königl. 
Kreistaffe die Ausfertigung des Abfolutoriums abhängt, fo find diefelben jedes 
mal zu befchleunigen. 

Vebrigens wird bei biefer Gelegenheit auch auf die genaue Einhaltung 
der feftgefebten Termine zur Beantwortung ber Reviflonserinnerungen aufmerk- 
fam gemacht. 

$. 143. Berfügung des Königl. Minifteriums des Innern vom 
9. Juni 1838, Amtsbl. M 32, p. 268, die Zahlungsbefugniffe nad 
ben genehmigten Erigenzetats. 

Staatsminifterium bes Innern. 

Obgleich die Vorfchrift befieht, daß die Perfonalbezüge in die jährlich zu 
fertigenden Exigenzetats nur nach derjenigen Quantität und Qualität aufge 
nommen werben follen, wie fie in den Bewilligungsdelreten enthalten find, fo 
hat doch die Erfahrung gezeigt, daß in den Etats einzelne abweichende Anfäße 
Rattfinden, und daß hieraus Folgerungen gezogen werben wollen, wonad ent⸗ 
weber bie-Öffentlihen Kaflen , oder die beireffenden Perfonen einen widerrecht> 
lihen Nachtpeil oder einen gebührlichen Vorteil zu gewärtigen hätten. 

In der Abſicht, folde Folgerungen abzuwenden, ift in der allgemeinen Ins 
firuftion über die Zaplungsbefugnifle der Königl. Kaflen und Aemter vom 2. 
März 1814 (Gereis Sammlung von Berorbnungen, Inftrultione® und Ror 
men, Dd. 4, ©. 247) der Grundſatz ausgefproden , daß der genehmigle Etat 
für ſich allein feine vollgültige Zahlungebefugniffe gewähre. 

Die Anwendung diefes Grundfaßes auf die Erigenzetats der allgemeinen 
Stiftungen und öffentlichen Anftalten, welche den Königl. Regierungen unmit- 
telbar untergeben, und theils mit eigenen Fonds verfehen, theils aus Kreisfonds 
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dotirt find, iſt durch das Intereſſe diefer Stiftungen und Anftalten und durch 
die Pflihten der vorgefeßten Kuratel geboten. 
Es wirb demnach hiemit erflärt: 

„daß die von der kompetenten Stelle jährlich genehmigten und ausgefertig« 
ten Erigenzetats ber allgemeinen Stiftungen und öffentlichen Anſtalten, welche 
den Königl. Regierungen unmittelbar untergeben find, und wozu namentlich die 
Schulleprerfeminarien , Iateinifhen Vorbereitungsfchulen, Gymnaſien, Lyceen 
und techniſchen Schulen gehören, zwar die Hauptgrundlage zur Anweiſung der 
hierin vorgetragenen Ausgaben bilden, für ſich allein aber keine vollgültige 
Befugniß zur Zahlung und Berrechnung derfelben gewähren, fondern daß jede 
neue Anftellung und Beförderung, fo wie jede Bermehrung eines fländigen Ge 
haltes in Geld, eines Natural-Nebenbezuges In Getreide oder Holz, einer Funk 
tionsremuneration u, f. w., dann die Größe ver Regiefonds in befonderen, von 
den Königl. tompetenten Stellen ausgefertigten Entfchließungeu,, ausgefprochen 
fepn, und in ber Rechnung nachgewieſen werben müſſen, folglich ber geneh« 
migte Erigenzetat nur als eine tollektive Ueberſicht der einzelnen Poften ber 
Ausgaben zu betrachten fey, woraus ein Rechtanſpruch in keiner Beziehung 
abgeleitet werben kann.“ 

Die Königl. Regierung, Kammer des Innern, hat ſich hienach zu achten, 
und hievon die Pfleger oder Apminiftraioren der Fonds allgemeiner Stiftungen 
ſowohl als die Borflände der betreffenden Anftalten, dann die Kaffe und Rech⸗ 
nungsführer derfelben mit dem Beifage in Kenntniß zu feßen, daß fie für jede 
Ueberfihreitung der Gränze ihrer Befugniffe verantwortlich bleiben. 

- — Die Zahlung und Verrechnung der Gefängniß- und Verhafts⸗ 
foften der Forſtfrevler, fiehen oben $. 17. 

— Die Berfügung der Königl. Regierung vom 16. September 
1842, Amtsbl. M. 61, p- 501, die Forfiftrafperzeption betr., fiche 
oben $. 37. 

Zweites Eapitel. 
Zahlungsanweifungen und Quittungen. 
5. Band, p. 580. | 

— Die Verfügung der Regierungs-Finanzfammer vom 21. Der 
zember 1832, die Gebühren der Gerichtfchreiber in Forſtſachen betr, 
fiehe oben 6. Buch, $. 12. 

$. 144. Ausſchreiben der Finanzkammer vom 22. Februar 1833, 
Amtsbl. M. 12, p. 155, Vorfihtsmaaßregeln bei Ausftellung und 
Annahme von Kaffaquittungen betr. 

Die unterfertigte Stelle hat die Neberzeugung gewonnen, daß bie Köntgl. 
Finanzämter der Vorſchrift vom 30. April 1823 (Kreisintelliggbl. S. 707) ente 
gegen, zu den Kaflequittungen über Geldempfänge das Amtsfiegel F Drucker⸗ 
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ſchwärze nicht anwenden. Wenn gleich dieſes Verfahren bei mehreren Perzep⸗ 
tionsobjekten, wie bei den Einregiftrirungs- und Stempelviſagebühren, ſtändigen 
Einnahmen, die jährlich wiederfehren und daher aufammenhängend befcheinigt 
werden, der befiebenden Befimmungen und des großen Details wegen gerecht. 
fertigt if, fo fol do zu deu übrigen Quittungen, welche befonders ertpeilt werben, 
namentlich zu jenen über beveuiendere Empfänge und über die Ablieferungen 
der Steuereinnehmer, das Amisfiegel mit Druderfhwärze künftigpin genau in 
Anwendung fommen, — Hienach ift ſich zu achten, 

$. 145. Verfügung der Regierungs - Finanzfammer vom 13. 
März 1833, Amtsbl. M 16, p. 194, die zur Reviſion gelangenden 
Koftenverzeichniffe betr. 

Zur Vermeidung von Reviſionsanſtänden fieht fich die unterfertigte Sielle 
veranlaßt zu verfügen, daß für die Zukunft in den zur Reviſion gelangenden 
Koſtenverzeichniſſen diejenigen Regulative genau zu bezeichnen feyen, auf welche 
fi die einzelnen Anſätze gründen, 

Diefe Anordnung kann um fo weniger ein Hinderniß finden, als fie bei 
den bedeutenden Strafgerichtskoſten ſchon Tängf mit gutem Erfolg eingeführt 
if, und wie ſich übrigens von Een verfieht, nur u regulativmäßige Anfähe 


Bezug nimmt. 


F. 146. Berfügung der Negierung, Kammer ber Finanzen, vom 
13. Juni 1833, Amtsbl. M, 33, p. 314, die Quittungen über öffent- 
liche Gelder betr. 

Da in jeder Quittung über öffeniliche Gelder die Kaffe bezeichnet werben 
fol, für deren Rechnung die Zahlung flattgefunden hat, fo werden ſämmtliche 
Königl. Aerarialkaſſen und Perzepturen angewiefen, künftighin nur ſolche 
Quittungen zu honoriren, welche jene Benennung auch wirklich enthalten. 


$. 147. Berfügung der Regierungs - Finanzfammer vom 20. 
Juni 1833, Amtsbl, M 33, p. 314, die Nachweiſung über die Un- 
terhaltung der vorfchriftsmäßigen Dienftpferde betr. 

Um den Anforderungen der Komptabilität zu genügen, wird hiemit bes 
ſtimmt, daß alle diejenigen Beamten, welche jährliche Pferdgeldaverfa beziehen, 
ohne Rüdfiht, ob dieſe aus den GStaatd- oder Kreisfonds beftritten werben, 
der Zahresquittung ein, vom einfchlägigen Landtommiffariate audgefertigtes 
Arte beizufügen haben, welches die Unterhaltung der vorfchriftmäßigen Dienft- 
pferde im abgelaufenen Etatsjahre befätigt. Die verrechnende Kafle ift ange- 
wieſen, diefes Atteft der beireffenden Rechnung gehörig zu abnumeriren, 


F. 148. Berfügung der -Königl. Negierung, Kammer der Fi- 
nanzen, vom 20. Juni 1833, Amtsbl. M, 34, p. 317, die Beftätig- 
ung der Inventariſation ber Amtsinventarftüde betr, 
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Um fid nach den geltenden Grundfäßen bei der Rechnungsrenifion von 
der richtigen Bormerkung der angeſchafften neuen Amtsinventarflüde überzeugen 
gu können, wird hiemit angeordnet, daß auf jenen Ausgabsbelegen, welche die 
Anfchaffung eines neuen Inventarfiüdes entpalten, gleichviel ob die Zahlung 
aus den Staatd- oder Kreisfonds gefchehen iſt, der betreffende Vorſtand oder 
Beamte, unter Angabe der Inventarsnummer, bie Inventarifation jener In» 
ventarftüde zu beftätigen habe, 


$. 149. Beſchluß der Königl. Regierungs » Finanzfammer vom 
2. September 1833, Amtsbl. M 44, p. 426, die Zahlungsmandate 
betr. 

Um die Ausftellung der Zahlungsmandate mit dem gegenwärtigen Rech» 
nungswefen und dem Stempelgefeße. in Einklang zu bringen, fieht fid vie 
unterzeichnete Stelle veranlaßt Folgendes zu verfügen : 

1. Ueber alle Zahlungen, welche mit beftimmten Größen in Refcripten 
und gehörig genehmigten Alkorden ausgeſprochen find, follen in Zukunft feine 
befondere Liquidationen von den Äußeren Aemtern mehr aufgeflellt und zur 
Mandatirung vorgelegt werben ; find aber die Forderungsgrößen erft fpeziell zu 
ermitteln, dann bleibt es, wie.bisher, bei der Aufftelung und Einfendung ber 
betreffenden Liquidationen zum Behufe der Prüfung und Mandatirung. 

2. Die einzufendenden Liquidationen dürfen, da fie Tediglid zum Zwede 
der Komptabilität beftimmt find, auf freies Papier aufgeftellt werden. 

3. Wenn die Befcheinigungen der in den mandatirten Liquidationen: ange» 
wiefenen Beträge dem Stempel gefeglich unterliegen, fo find fie auf letztere 
nicht mehr zu feßen, fondern gefondert auf Stempelpapier auszuſtellen, jedoch 
in der Art, daß diejenigen Beträge, welche fih auf ein und denſelben Aftorb 
Füßen, ohne Rüdfiht auf die Zahl der Empfänger in einer RN be» 
‚fcheinigt werden können. 

Wird der Alkord auf einmal vollzogen, d. h. äußert ſich feine Wirkung 
nicht auf mehrere Zahre mit wiederfehrender Zahlungsverbindlichkeit, dann 
dürfen die Befcheinigungen nach dem Stempelgefeß vom 13. Brumaire VII. 
Art. XXI fogleih auf denfelben geſetzt werden. 


— Die Regierungsverfügung vom 2. November 1833 wegen 
Auszahlung und Verrechnung der Gebühren für die Zuftellung ber 
Zahlungsaufforderung an Forſtſtrafdebenten, fowie die Verfügung vom 
18. März 1834, Amtsbl. M, 19, p. 182, Zuftellung der Forſtſtraf⸗ 
Urtheilsauszüge an die Einnehmer, fiehe oben 6.Buch, $. 14, $. 15 
und 16. 

$. 150. Verfügung der Regierungs- Finanzfammer vom 29. 
Juli 1835, Amtsbl. Mi 35, p- 363, die Behandlung der Steuernach⸗ 
aſſe betr. 
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Die 65. 134 — 136, der infirultiven Berorbnungen vom 28. Juli 1818 
beftimmen das Berfahren, welches bei der Behandlung von Steuernachlaßſcheinen 
zu beobachten ift, deren Abquittirung weder durch die Bethelligten noch durch 
Bevollmachtigte berfelben erfolgen kann, 

Unter Bezugnahme auf diefe Befimmungen werben bie fämmilichen Steuer- 
einnepmer beauftragt, zur Vermeidung von Revifionsanftänden in ſolchen Fäl- 
len jedesmal auf dem Nachlaßſcheine die Urfache der unterlaflenen Abquittirung 
zu bemerken, deren Richtigkeit durch die Orisvorſtände bei der ihnen nach $. 
136 zuſtehenden Bifirung der Nachlaßſcheine zu beflätigen if. 

Die Königl. Steuerkontrolämter werben angewielen, bei Berifizirung der 
unabquittirten Nachläffe über die Einhaltung vorſtehender Borfchrift zu wachen, 
indem Steuernachlaßfcheine, welche nicht abquittirt, noch mit der Bemerkung 
der Urfache ihrer Nichtabqulitirung verfehen find, Fünftig nicht mehr in Auf- 
rechnung angenommen werben bürfen, fondern den betreffenden Einnehmern zur 
Ergänzung des Behlenden zurüdgefendet werben. 


— Die NRegierungsverfügung vom 31. October 1835 wegen An⸗ 
wendung des Stempels auf die Rechnungsbelege bei Grundentſchä— 
digungen, fiehe oben bei Stempel, $. 126. 


$. 151. Berfügung der Königl. Regierungs-Finanzlammer vom 
7. Dezember 1835, Amtsbl. M, 57, p. 537, die Diftanzzeugniffe bei 
Umzugsfoften, Vergütungen im Rheinkreiſe betr. 

Da durch 5. 12 der allerhöchſten Berorbnung vom 16. Auguft 1817, bie 
Umzugsgebühren ber Staatsdiener beir., ausdrücklich vorgefchrieben if, daß bie 
Königl, Seneral-Zolladminifiration in zweifelhaften Sälen die Entfernungen 
au attefliren habe, fo wird in Folge höchſter Entfchliefung des Königl. Staats 
minifteriums der Finanzen vom 30. November I. 3. allen denen, bie es angeht, 
hiemit eröffnet, daß die Königl, General-Zolladminiftration die Königl. Ober- 
Zollinfpektionen im Rheinkreiſe ermächtigen werbe, alle Entfernungsattefte bes 
hufs der Umzugsgebühren in ihrem Namen auszuflellen, und daß Feine andere 
als die Zeugnifie diefer Behörden bei Umgugstoften- Bergütungen angenommen 
werden. 


$. 152 a. Ausfchreiben der Königl, Regierung der Pfalz, Kam⸗ 
mer der Finanzen, vom 28. Januar 1839, Amtsbl. Mu 8, p- 81, die 
Regitimationsurfunden zu ben Quittungen über Zahlungen aus den 
Königl. Kaffen betr, 

Unter‘ Bezugnahme auf die Ausichreibung vom 30. Auguſt 1832 (Amisbl. 
S. 508), die Duittungen über Zahlungen aus den Finanzlaffen beir., werben 
biemit jene Legitimationsurfunden näher bezeichnet, welche bei Empfangnahme 
von Zahlungen aus den Königl. Kaffen durch die Relikten ‚- Erben ober andere 
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Nechtsinhaber der urſprunglichen Prätendenten zu den Quittungen beizubringen, 
und womit die betreffenden Rechnungen gehörig zu belegen find. 

1. Bei Zahlung von Beſoldungs⸗, Penſions⸗ und Alimentationsraten für 
ben Sterbemonat und Nachmonat an die hinterlaffene Wittwe, oder wenn eine 
folde nicht vorhanden if, an den Bormund minderjähriger Kinder, ein Tegaler 
Auszug des Sterbealtes, in welchem bie Wittiwe, oder ihr früher erfolgtes Ab⸗ 
leben angegeben feyn muß. Iſt bei Auszahlung diefer Raten die Penfion und 
resp. Alimentation ber Wittwe, ober minderjährigen Kinder, bereits refeript- 
mäßig regulirt, bebarf es der befondern Beibringung jenes Auszuges nicht mehr, 
fondern es genügt bie einfache Beziehung auf das Refcript. 

Der Bormund muß fih durch ein friebensgerichtliched Zeugniß bei ber er⸗ 
ften Zalung über feine Eigenfchaft Iegitimiren 5 gu den folgenden Quittungen und 
Rechnungen it aber dasfelbe nicht mehr nothwendig, mithin nur zu allegiren. 

2. Bei allen übrigen Zahlungen find in analoger Anwendung bes Dekre⸗ 
tes vom 18, September 1806 (Bulletin des lois 44 122), folgende Legitima- 
tionsurfunden beizubringen : 

a) Bon Erben, Schenk und Bermächtnignehmern,, Gläubigern oder Eef» 
fionären ein Eertifitat desienigen Notärs, welcher die Urfchrift von einem In⸗ 
ventar, einer Theilung, einer freiwilligen Uebereinkunft, oder eines Teftaments 
in Händen hat. 

b) Bon Erben, welche ſich dur Feine folhe Urkunden ausweifen können, 
eine Rotorietätsurfunde, errichtet vom Friebensrichter bes Wohnortes des Ber- 
florbenen, auf bie Befcheinigung von zwei Zeugen. 

6) Bon gerichtlich beftellten Kuratoxen, Spudiken, Depofitarien und von 
allen andern Rechtsinhabern zum Empfang bereihtigende Eigenfchaft aus einem 
Urtpeile refultirt, ein Eertifilat des Gerichtöfchreibers des einſchlägigen Berichtes. 


3. Diefe Eertifitate der NRotäre und Gerichtsfchreiber bedürfen der Beftätig- 
ung bes einfchlägigen Bezirkögerichts-Präfidenten ; if aber das Urtheil von 
einem höhern Gerichte ausgegangen, jener des Präfidenten dieſes Berichtes, 
Bei friedensgerichtlichen Urtheilen genügt das Certifikat des Gerichtöfchreibers, 
die Beflätigung des Friebensrichtere. 

4. Die bezeichneten Legitimationsurkunden find auf Stempelpapier auszu⸗ 
fertigen, und mit Ausnahme bes Auszuges aus dem Sterbealt, um bie fire 
Gebühr von 28 fr, einzuregiſtriren. 

5. Rur diejenigen, welche nad den angegebenen Urkunden die Zahlung in 
Empfang nehmen können, dürfen andere hiezu bevollmädhtigen,, bie Vollmacht 
muß in Urs oder autpentifcher Abfchrift der Quittung beigefügt werben. 


$. 152 b. Die Entichließung der Regierungs » Finanzlammer 
vom 24, Februar 1839, Amtsbl. Mi 13, p. 113, den Vollzug des 
Forfiftrafgefees betr., ift zurüdgenommen, fiehe Amtsbl. M 61 vom 
Jahre 1842, p. 501, Abſatz 3, 
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$. 153. Unterm 25. Februar 1839, Amtsbl. M 12, p. 109, 
wurde ferner verfügt, daß bei Zahlungen aus Königl. Kaſſen die Le— 
galifation der Gertififate zu den Duittungen der Notäre und Gericht 
fchreiber durch die Gerichtspräfidenten nicht erforderlich, dagegen aber 
diefen Gertififaten das Notariats- oder Gerichtsſiegel beizubrüden ſep. 

$. 154. Verfügung der Königl. Regierung der Pfalg, Kammer 
der Finanzen, vom 18. Dezember 1841, Amtsbl. Ma 83, p. 653, bie 
Geldfendungen an öffentliche Kaffen betr. 

Es iſt kürzlich mehrmalen der Fall vorgefommen, daß Aerarialbebenten 
zur Abtragung ihrer Schuldigkeit eine gerollie oder verpadte Geldſumme bem 
einfhlägigen Königl. Rentamte dur die PoR zugefendet haben. 

Diefes Berfahren if durchaus unzuläffig. — Ein jeder Aerarialihuldmer 
hat die Berbindlichkeit, den Betrag der Schuldforderung des Rentamtes, dem» 
felben entweder felbi oder durch eine brittere Verfon in guten gangbaren 
Münzforten baar vorzuzählen. Das Rentamt kann demnach jede andere Zahl. 
ungeart unbedingt zurüdweifen. — Wenn auch, — was dem Rentamte nit 
zugemuthet werben darf, — dasfelbe folche Sendungen dur die Por annehmen 
wollte, fo ift hiermit doch die Inkonvenienz verknüpft, daß dad Rentamt der 
Poftverwaltung den Empfang einer Geldfumme befcpeinigen, alfo baburd bie 
Entladung des Berfenders ausiprechen muß, ohne fih von ber ———— 
insbefondere von der Kursfähigkeit der Münzforten verſichert zu haben, mas 
mit der Berantwortlichkeit des Amtes unverträglic if. — 

Die unterzeichnete Kreisregierung macht bierauf aufmerffam, damit ib 
kein Aerarialſchuldner den Nachtpeilen und Koſten ausfeßen möge, weide rine 
von dem Rentamte mit Grund verweigerte Annahme folder Geldfenbungen 
durch die Poſt für ipn zur Folge haben könnte. 


— Beihluß der Königl, Kreisregierung vom 9. October 1883, 
Amtsbl. MM 55, p. 501, die Bertheilung der Befoldungs» und Pen— 
fionsbeiträge für den Gemeinde» und Stiftungsforftdienft betr., ſiche 
1. Bud, $. 197. 


Anhang. 


Anhaug. 


Die Gründe, welche Siebenpfeiffer beſtimmt Haben, ben Text der das 
Zollwefen betreffenden Verordnungen ıc. megzulafien, finden auch auf bie 
' gegenwärtigen Supplemente ihre Anwendung. — Sollte ſich ein Verlangen 
nah dem Tert allgemein fund geben, fo kann demſelben durch einen bes 
fondern Nachtrag entfprochen werben. 


Zoll⸗, Mauth- und Hanvelöverträge, 


Handbuch 4. Theil, p. 312, 





Siehe 4. Bud, zweite Abtheilung, erfter Abfchnitt, 17. Eapitel. 
Erfter Abſchnikt. 
Vertraͤge über den Beitritt zum Zolvereine. 


$. 1. Vertrag vom 25. Auguft 1831 zwifchen Preußen und 
dem Großherzogthume Heſſen einerfeits und dem Kurfürftenthume 
‚Heffen anderfeits, Amtsbl. M, 58 vom Jahre 1832, p. 509, die 
Bildung eined gemeinfchaftlichen Zollvereines unter dieſen Staaten 
betr. | 

$. 2. Vertrag vom 22. März 1833, Amtebl, Na 56, p. 533, 
woburd die beiden, bisher in Teutſchland beftandenen Zollvereine, 
nämlich der bayerifche, würtembergifche und der durch den obigen Ver⸗ 
trag zwifchen Preußen, Kurhefien und dem Großberzogthume Heffen 
gebildete, in einen vereinigt wurden. 

$. 3. Der Bertrag vom 30. März 1833, wodurch das König- 
reih Sachſen dem durch obigen Vertrag gebildeten Zolfvereine beitritt, 
Amtsbl. M. 2 vom Jahre 1833, p. 17. Diefer Vertrag iſt dem vor» 
hergehenden vom 22. März; 1833 wörtlich gleichlautend, mit Auss 
nahme einiger, durch den Beitritt Sachſens in der Faſſung nöthigen 
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Abänderungen und eines Zufages im Art. 15, den Berfehr auf der 
Eibe betr. 

$. 4. Vertrag vom 31. Detober 1833, Amtsbl. M 58, p- 553, 
Zufagartifel zum vorhergehenden Bertrage, woburd die Zollordnung 
und der Zolltarif mit verbindlicher Kraft angenommen und feſtgeſetzt 
wurde, Diefe Zollordnung ift zugleich in der Beilage publizirt und 
der Tarif in M 60, werden bier aber nur erwähnt, ba fie durch 
fpätere erfegt wurden, 

$. 5. Bertrag vom 11. Mai 1833 Cfiehe Amtsbl. M 3 vom 
Jahre 1834, p. 33), wodurd die Staaten, welche bis dahin den 
Thpüringifchen Zoll- und Handelöverein bildeten, den Berträgen vom 
22. und 30. März 1833 beitraten. 

Diefe Staaten find außer Preußen und Kurheſſen: 

Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach. 

Sachſen⸗Meiningen. 

Sachſen⸗Altenburg. 

Sachſen⸗Coburg⸗ Gotha. 

Schwarzburg-Sondershaufen. 

Schwarzburg⸗Rudolſtadt. 

Reuß⸗Schleitz und Reuß⸗Greitz. 

Reuß⸗Lobenſtein und Ebersdorf. 

Die Beſtimmungen dieſes Vertrags find jenen vom 22. März 
1833 mit wenigen Mobififationen, namentlich im Art, 18 wegen ber 
Elbeſchifffahrt wörtlich gleichlautend. 

— Die Feffegung einer gemeinfchaftlichen Einheit für das Zoll: 
gewicht, der Großperzoglich Hefjifche Zentner (50 Kilogramm), kommt 
bier zum erftenmale vor. 

$. 6. Bertrag vom 12. Mai 1835, Amtsbl. Añ 40, p. 39, 
den Beitritt des Großherzogthums Baden zum Zollvereine betr. 

$. 7. DBertrag vom 10. Dezember 1835, Amtsbl. M 15 vom 
Jahre 1836, p. 146, den Beitritt des Herzogtums Naffau zum Zell: 
vereine betr. 

$. 8. Bekanntmachung der Königl. General» Zolladminiftratien 
vom 24. Dezember 1835, Amtsbl, M, 8 vom Jahre 1836, p. 5% 
den Anfchluß des Herzogthums Naffau an den großen Zollverein betr, 

$. 9. Bertrag vom 2. Januar 1836, Amtsbl. M 17, p. 169, 
den Beitritt der freiem Stadt Franffurt zum Zollvereine betr. 
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$. 10. Vertrag vom 8. Mai 1841, Amtsbl. M 56, p. 41, 
wodnrch der Zoll- und Handelsverein unter den angegebenen teutſchen 
Staaten auf weitere 12 Jahre bis 31. Dezember 1853 verlängert 
und mehrere Modififationen der frühern Verträge angeorbnet wurden. 


$. 11. Vertrag vom 18. October 1841, Amtsbl. M 5 vom 
Sabre 1842, p. 37, den Beitritt des Fürſtenthums Lippe zum Zoll⸗ 
vereine betr. 

F. 12. Vertrag vom 19. October 1841, Amtsbl. Aß 6 vom 
Sahre 1842, p- AS, woburd das a Braunſchweig dem 
Zollvereine beitritt, 

$. 13. Vertrag vom 13. November 1841, Amtsbl, M S vom 
Jahre 1842, p. 69, woburd bie zum Kurfürſtenthume Heflen ger 
hörende Grafihaft Schaumburg dem Zoflvereine einverleibt wurde. 

$. 14. Vertrag vom 11. Dezember 1841, Amtsbl. MM. 13 vom 
Jahre 1812, p. 121, zwiſchen den Zollvereinsflaaten und dem Fü: 
ſtenthume Walde über die Einverleibung des Fürftenthums Pyrmont 
in den Zollverein, 

$. 15. Vertrag vom S. Februar 1842, Amtsbl. M 30, p. 249, 
zwifchen dem Zollvereine und dem Könige der Niederlande über bie 
Einverleibung des Großherzogthums Luxemburg in den Zollverein 
betr. 

F. 16. Vertrag vom 17. Dezember 1841, Amtsbl. M. AL vom 
Jahre 1812, p. 366, zwifchen dem Zolfvereine nebft Braunfchweig 
einerfeitd und Hannover anderfeits, den Anſchluß der Grafſchaft Hohen— 
ftein und des Amtes Elbingerode an den Zollverein betr, | 


$- 17. Die unter demfelben Tage und von benfelben Staaten 
wegen Anſchluß des ſüdlichen Theiles des Amtes Fallersleben an den 
Zollverein getroffene Uebereinfunft, Amtsbl, M 41 vom Jahre 1842, 
p- 367. 

$. 18. Belanntmadhung des Minifteriumd des Aeußern vom 
92, October 1838, Amtsbl. M 58, p- 448, ben Beitritt des Für— 
ſtenthums Schaumburg-Fippe zu dem Steuerverbande von Hannover, 
Oldenburg und Braunfchweig betr. 


F. 19. Bekanntmachung des Minifteriums des Aeußern vom 17. 
Juli 1843, Amtsbl. M, 42, p. 358, Vertrag zwiſchen Bayern und 
dem Großherzogthume Sachfen» Weimar wegen der Zoll- und Han- 
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belöverhältniffe, begleichen der Beſteuerung der innern Erzeugnifie im 
Großperzoglichen Bordergeriht Oſtheim betr. 

$. 20. Zur Teichteren Ueberfiht der Territorialverhältniffe der 
Zollvereinsglieder find auch die Berzeichniffe der dem Zollvereine zwis 
fchen Preußen, Bayern, Würtemberg,, Heflen und Kurheſſen beigetres 
tenen Staaten nicht zu überfehen, welde im Amtsbl. vom Jahre 1838, 
M 6, p. 80, und im Amtsbl. vom Jahre 1836, M 21, p. 213 
aufgenommen find. 





weiter Abſaqhnitt. 


Berträge des Zollvereind mit andern, dem 
Zollvereine nicht beigetretenen deutfchen Staas 
ten, binfichtlich des gegenfeitigen 
Handelsverkehrs. 


F. 21. Bekannmmachung des Miniſteriums des Aeußern vom 
31. März 1834, Amtsbl, M 22, p. 241, den Beitritt der Anhalt⸗ 
Bernburg'ſchen Regierung für ihr gefammtes Land, der Landgräflid- 
Hefien-Homburg’ihen Regierung für das Oberamt Meifenheim und 
ber Großperzoglih Oldenburg'ſchen Regierung für das Fürſtenthum 
Dirfenfeld zum Zollvereinsfartel. 

$. 22. Belanntmachung desfelben vom 2, April 1831, Amtébl. 
M 2}, p. 251, wodurch der Beitritt nachfolgender Staaten zum Zoll: 
vereindfartel befannt gemacht wird: 

Anhalt: Deffau, Anhalt Köthen, Sadfen-Coburg-Gotha wegen des 
Fürftentpums Lichtenberg und der Fürſtlich Waldeck'ſchen Regierung. 

$. 23. Befanntmahung des Minifteriums des Könige. Hauſes 
und ded Aeußern vom 19. April 1834, Amtebl. Aa 27, p. 275, den 
Beitritt der Großherzoglih Mecklenburg⸗Schwerin'ſchen und ver Fürf- 
lich Lippe'ſchen Regierungen zum Bereind-Zollfartel betr. 

F. 24. Vertrag zwiichen dem Zollverein und Hannover, Olden⸗ 
burg und Braunſchweig anderfeits vom 1. November 1837, UAmtebl. 
M. 9 vom Jahre 1838, p. 49, wegen Beförderung ber gegenfeitigen 
Berfehröverhältnifie betr. 

$. 25. Belanntmachung des Minifteriums des Aeußern vom 22. 
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April 1840, Amtöbl, M 27, p. 169, die Uebereinkunft mit der freien 
Hanfeftadt Hamburg wegen gegenfeitiger Berfehrserleichterungen betr, 
8.26. Vertrag zwifchen dem Zollvereine und der freien Stadt 
Bremen vom 31. Juli 1840, Amtsbl. M, 47, p. 303, wegen gegen 
feitiger Berfehrserleichterung. 

$. 27. Bekanntmachung der Königl. General-Zolladminiftration 
som 16. September 1840, Amtöbl. M 37, p. 355, den Vollzug der 


Uebereinfunft mit Bremen wegen gegenfeitiger Berfehrserleichter ⸗ 2 


ung betr. 
$. 28. Vertrag zwifchen Preußen für fi und in Vertretung der FF 


übrigen Mitglieder des Zollvereind und Braunſchweig einerfeits, dann F 


Hannover und Oldenburg anderfeits, vom 16. Dezember 1841, Amtsbl. 


N. 39 vom Jahre 1842, p. 321, die Belaffung einiger Braunfchweig’ 4 * 
ſchen Landestheile in dem Hannover⸗Braunſchweig'ſchen Steuervereiene. 


F. 29. Vertrag zwiſchen Hannover und Oldenburg dd. 14. Des 
zember 1821, Amtsbl. M 39 vom Jahre 1842, p. 324, die Forts 
dauer des unter ihnen burch den Vertrag vom 7. Mai 1836 errichtes 
ten Steuervereing betr. 

F. 30. Bertrag zwifchen Preußen für fih und in Bertretung 
der fämmtlichen übrigen Mitglieder des Zoll» und Handelsvereins und 
Hannover, Divenburg und Braunfchweig anderfeitd dd. 17. Dezems 
ber 1841, Amtsbl. vom Jahre 1842, M Al, p. 362, die Erneuers 
ung des unterm 1. November 1837 abgefchloffenen Vertrags wegen 
Beförderung der gegenfeitigen Berfehröverhältniffe betr. 

$. 31. Bekanntmachung des Minifteriums des Aeufern vom 1. 
Sänner 1843, Amtsbl. M 5, p. 29, den vorhergehenden Vertrag 
vom 16. und 17. Dezember 1841, die fteuerlichen Verhäftniffe ver- 
fchiedener Herzogl. Braunfchweigifcher Landestheile und die Verkehrs⸗ 
verhältniffe mit Hannover, Oldenburg und Braunfdhweig betr. 





Dritter Abſchnitt. 


Sollverhältniffe mit und in andern einzelnen 
Bereinsflaaten. 


$. 32. Großherzoglich Badifche Verordnung vom 28. Septem- 
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ber 1835, Amtsbl. Mi AS, p. 468, die Erweiterung bes freien Ver⸗ 
fehres mit den übrigen Vereinsſtaaten beir., hat aufgehört. 

$. 33. Großherzoglich Badiſche Verordnung vom 17. Novem- 
ber 1835, Amtsbl. vom Jahre 1836, M 1, p. I, über die bei den 
Waarenfendungen in bie zollvereinten Staaten zu beachtenden nähern 
Deftimmungen betr, 

F. 34. Großherzoglich Badiſche Verordnung vom 26. November 
1835, Amtsbl, M, 2 vom Jahre 1836, p. 10, den Bollzug des Art. 
18 des Zollvereinigungsvertrage vom 12, Mai d. J., insbefondere 
die Handelsreifenden betr. 

$. 35. Bekanntmachung des Finanzminifteriums vom 24. De- 
zember 1835, Amtebl. Mi 3 vom Jahre 1836, daß der freie Verkehr 
mit Baden vom 1. Januar 1836 an beginne, 

F. 36. Belanntmahung der Königl. Kreisregierung vom 6. 
Januar 1836, Amtsbl. M. 4, p. 25, die Kontrolirung der nach Ba- 
den beftimmten Weine und Brandweine betr, 

$. 37. Ausfchreiben der Königl, General-Zolladminiſtration vom 5. 
Sanuar 1837, Amtsbl. M 8, p- 59, die Kontrolirung der nad) Wür- 
temberg und Baden beftimmten Weine betr, 

$. 38. Bekanntmachung der Königl, Kreisregierung vom 26. 
Januar 1841, Amtsbl, M 7, p. 54, die Großherzoglid Badiſchen 
Beſtimmungen über die Kontrolirung der zur Ein-, Aus und Durch⸗ 
fuhr beſtimmten Weintransporte betr, 

$. 39. Belanntmahung der Königl. Kreisregierung vom 23. 
Tebruar 1841, Amtsbl. M 17, p. 137, die im Großberzogthume 
Baden angeordnete Weintransport:Slontrole betr. 


$. 40. Bekanntmachung der Kreisregierung vom 9, November 
1842, Amtsbl, NM. 72, p. 570, ben Uebergangsverfehr mit Bier 
zwifchen Bayern und Baden betr. 


$. 41. Die Königl. Verordnung vom 9. Juni 1836, Amtsbl. Mi, 
30, p- 361, den Bollzug des Zollfarteld vom 11. Mai 1833 aud) in Be- 
zug auf das Großherzogthum Baden, Herzogthum Naffau und die freie 
Stadt Frankfurt betr., fiehe unten allgemeine organifche Verfügungen. 

$. 42. Bekanntmachung des Minifteriums des Innern vom 27. 
April 1836, Amtsbl. M 25, p. 307, das Einbringen fremder Hand- 
werfsarbeiten in die freie Stadt Frankfurt betr, 
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$. 43. Bekanntmachung des Finanzminifteriumd. vom 22. Ja⸗ 
nuar 1838, Amtsbl. M 11, p. 81, den Uebergang ausgleishungs- 
‚ abgabepflichtiger Gegenftände aus und nad. den dem. Zollvereine ein« 
verleibten Königl, Hannöverifhen und Herzoglich Braunſchweigiſchen 
Gebietötheilen betr. 

F. 44. Entfhliefung des Könige. Würtembergifchen Steuerkol⸗ 
legiums vom 26. Juli 1837, Amtsbl. M. 9 vom Jahre 1841, p. 
73, die Verführung des Weins aus Bayern nad Würtemberg betr. 

F. 45. Bekanntmachung des Finanzminifteriums vom 18. Fe⸗ 
bruar 1842, Amtsbl. Mu 21, p- 193, den eingetreienen , freien. Verkehr 
mit mehreren dem Zollvereine neuerdings beigetretenen Rändern und 
Landestheilen betr. 





Vierter Abſchnitt. 
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. F. 46 a. Belanntmahung der Königl. Kreisregierung vom 20. 
März 1834, Amtsbl. Aß 19, p. 181, den Einfuhrzoll auf Bayeriſche 
Waaren im Königreiche Sicilien betr. 

F. 46 b. Bekanntmachung der Königl. Kreisregierung vom 26. 
Januar 1836, Amtsbl. M, 7, p. 46, die Zollbegünſtigungen im Ver⸗ 
fehr mit der Schweiz betr. 

$. 47. Bekanntmachung der Königl. Kreisregierung vom 28, 
April 1837, Amtsbl. Na 28, p. 223, die neueften Anorbnungen der 
Königl. Portugiefiihen Regierung in Zollſachen betr, 

F. 48. Hanbelsvertrag des: Zollvereines mit. dem Königreiche 
der Niederfande vom 21. Januar. 1839, Amtsbl. M 23, p. 201. 

$. 49. Bekanntmachung der Königl. Regierung der Pfalz vom 
8. Mai 1839, Amtsbl, Mu 25, p- 229, die durch den Hanbelsvertrag 
mit den Niederlanden eintretende Ermäßigung des Zolles vom Lum⸗ 
penzuder, dann bie Urfprungszeugniffe für die in das Königreiche ber 
Niederlande ausgehenden vereinsländiihen Zabrifate bei, -— 

...$. 50. Miniflerialvefeript vom 20. April 1840, Amtsbl. A. 
22, P. 128, den Vollzug. des Handelsvertrags mit Holland, resp. 
die Eingangsabgabe von, Faßdauben in Holland, betr. | 
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— Die Zollverhältniffe mit der Schweiz, fiehe $. a6 b. $. 98 u. 99. 

$. 51. Handelövertrag zwifchen den Staaten bed teutfchen Zoll- 
yereing und der Ottomaniſchen Pforte vom 1%2a Detober 1840, 
Amtsbl. M, 68 vom Jahre 1841, P. 529. 

— Nachtrag zu obigem, vide Amtsbl. M. 71 vom Jahre 1841, 
p. 562, enthaltend den türfifchen Zolltarif. 


— — — 
Fünfter Abſchnitt. 
Zollbehörden und Stellen. 





Erſte Abtheilung. | 
Stand der Behörden 

g. 52. Der Beitritt mehrerer Staaten zum Zollvereine hat einen 
manichfachen Wechfel in den Stellen und Behörden herbeigeführt. 

— Das allgemeine Verzeichniß der nad der Bildung des großen 
Zollvereind an der Gränze und im Innern fortbeftehenden Zollbehör- 
den für das ganze Königreich findet fi im Negierungsblatte vom 
Jahre 1836 auf p. 969 U. f.; und jene der Pfalz im Amtsbl. vom 
Jahre 1837, Amisl. Mr 1, p- 3. U. f. 

— Die ſeit dieſer Zeit ſich ergebenen Aenderungen ſind zu finden 
im Amtsbl. vom Jahre 1837, M 12, P. 86; vom Sabre 1842, im 
Amtsbl. M 15, p- 153, M Al, p- 3915 vom Jahre 1843, Amtobl. 
M 14, p- 97. 


Zweite Abtheilung. 
Amtsbefugniffe der Zollbehörden. 


S. 58. Außer den Beſtimmungen bes Zollkartels, des Zollge⸗ 
ſetzes, Zollſtrafgeſetzes und der Zollordnung, welche unten im folgen⸗ 
den Capitel vorkamen, iſt Nachfolgendes erſchienen: 

— Die Bekanntmachung der Kreisregierung vom 26. September 
1833, Amtsbl. M, 46, p. AA, die Mitwirfung der Gränz- Zollbehoͤr⸗ 
den bei der Fremdenpolizei betr., fiehe im 3. Bud, $. 34. 

— Bekanntmachung der Königl. Regierungs: Finanzlammer vom 
7. Dezember 1835, Amtsbl. M 57, p- 537, die Zeugniffe bei Um⸗ 
zugfoften Vergütungen im Rheinkreiſe betr., fiehe im 6. Bud, $. 151. 
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$. 54. Bekanntmachung der Könige. Zollabminifiration vom 
31. Dezember 1836, Amtsbl. M. 13, p. 93, die Kompetenz berfelben 
zur Geftattung der zolffreien Einfuhr von Effeften in Ausftattungs- 
fällen betr. 

— Kaffationsurtheil vom 1. Juni 1838, Amtsbl. Mi 44, p. 
355, die zwangsweiſe Cintreibung der Zolfgefälle betr., ſiehe im 
2. Bud. 

$. 55 a. Belanntmahung der Könige. Regierung der Pfalz 


vom 17. Dezember 1838, Amtsbl. Ma 65, p. 519, die Zollabfertig- 


ungs-Befugniffe der Königl. Bayerischen Zollerhebungsbehörde betr. 


Sechster Abſchnitt. 


Organiſche und andere allgemeine das Zollweſen 
betreffende Verfuͤgungen. 


$. 55 b. Ausſchreiben des Königl. General⸗Staatsprokurators 
am k. Appellationsgericht der Pfalz vom 24. Dezember 1832, die 
Gebühren der Bifitatorinnen in Zollfachen betr., fiehe Amtsbl. vom 
‘jahre 1832, p. 705. 

$. 56. Die Vereingzollorbnung vom Jahre 1833, ſiehe Amtsbl. 
NM. 58 vom Jahre 1833, p. 555, ift durdy die neue vom Sahre 1837 
erſetzt, ſiehe Ständeabfchied vom Jahre 1837, Amtsbl. M:67 vom 
Jahre 1837, p. 538. 

$. 57. Bereingzollfartel vom 11. Mai 1833, Amtsbl. M. & 
vom Jahre 1834, p. 49. 

S. 53 Das Zollftrafgefeg vom ı. Juli 1834, Amtsbl. M, 40, 
p. A31, ift durch das Gefeb vom 17. November 1837, Amtsbl. M 
76, p- 615, aufgehoben. 

— Belanntmahung des Finanzminifteriumd vom 17. Juni 1834, 
Amtsbl. Mi 33, p. 344, die Annahme auswärtiger Münzen bei Ent- 
richtung der Vereinszölle betr., ſiehe a. Buch, $. 181. 

— Die Gebühren der Gerichtsboten in Zoll-Defraudationsfachen ; 
ſiehe Gerichtsfoften im 2. Buch, 8. 89. 

$. 59. Ueber den Antheil der Zollbeamten an den Z0ll-Straf- 
heträgen, wovon die Bekanntmachung der Königl, Generalproluratur 
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vom 21. März 1835, Amisbl. M 15, p. 176 handelt, enthält der 
$. a0 des Zollſtrafgeſetzes vom 17. November 1837, ſiehe unten $. 
64, die nunmehr geltenden Beftimmungen, 

F. 60. Belanntmahung bes Finanzminifteriumd vom 29, Der 
jember 1836, Amtöbl, M, 6 vom Jahre 1837, p. 41, die Gränz- 
wache betr. 

F. 61. Königl. allerhöchſte Verordnung vom 9. Juni 1836, 
Amtsbl. M, 30, p. 361, den Bollzug des Zolltarteld vom 11, Mai 
1833, auch in Bezug auf das Großherzogtum Baden, Herzogthum 
Baden, Herzogtfum Naffau und die freie ‚Stadt Frankfurt betr. 

— Hierher gehört auch Litt. L. des Abfages I. des Ständeab⸗ 
fchiedes vom 17. November 1837, Amtsbl. Mı 67, p. 538. 

F. 62. Zollgefes vom 17. November 1837, Amtsbl. Mr 75, 


$. 63. Zollſtrafgeſetz vom 17. November 1837, Amtebl. Añ 
F. 64. Zollerdnung vom 17. November 1837, Amtsbl. Ma 77, 


F. 65. Plenarbefhluß des König. Ober - Appellationggerichte 
vom 19. Dezember 1839, Amtsbl, M 4 vom Jahre 1840, p. 21, 
dag das Königl. Appellationsgeriht von Oberbayern auf eine perfün- 
liche Klage gegen den Fiskus in Zollſachen ald Gericht erſter Inftanz 
ausschließlich kompetent ſey. 

F. 66. Bekanntmachung des Finanzminiſteriums vom 5. Juni 
1840, Amtsbl. Mu 35, p. 215, die künftige Nichtannahme der Sächſ. 
Sechstel- und Zwölf Thalerſtücke bei Zahlungen an Zollvereind-®e- 
fällen betr. 

$. 67. Königl. Berorbnung vom 16. Dezember 1841, Amtsbl. 
N 85, p. 669, den Bollzug der Art. 2 und 3 dee Vertrags über 
die Fortbauer des Zoll- und Handelövereins vom 8, Mai ı841 beır. 


S. 68. Bekanntmachung des Finanzminifteriums vom 10. April 
1843, Amtsbl. Mu 22, p. 161, den $. 93 der Zollorbnung vom 17. 
November 1837 betr. 

— Hierber gehört auch der $. 12 des Ständeabfchiebes vom 25. 
Auguft 1843, Amtsbl. Mu 40, p. 419, und das Gefeg vom 25. Au⸗ 
guft 1843, Amtsbl. Mi 50, p. 443, die Erhebung der Zollgefälle in 
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der V. Finanzperiode betr., ſiehe 1. Buch, $. 17, :und 6. Bud; 
$. 139 b. | ' 

— Die Einregiftrirungs- und Stempelgebühren in Zolfftraffachen, 
Amtsbl.: M 2 vom Jahre 1833, p. 13, fiehe Einregiftrirung, 6. B., 
$. 189. 


Siebenter Abſchnitt. 


Kontrolmanagregeln und Behandlung der 
Warren. 


Erfte Abtheilung. 
Ueberhbaupt. 

$. 69. Die vier nadftehenden Verfügungen und Befanntmad)- 
ungen "haben theils ihre Geltung durch die veränderten Zolfverhäftniffe 
verloren, theils find ſolche förmlich aufgehoben, 

— Die Befanntmadhung der Königl. General-Zolladminiftration 
vom 6. Juli 1831, Amtsbl. M 28, p. 227, den Marktverfehr im 
Grängbezirke mit dem Preußiſch-Heſſiſchen Zollvereine betr, 

— Die Königl. Verordnung vom 8. März 1834, Amtsbl. M 
18, p. 161, den Vollzug des Art. 8 der Zollvereinigungs - Verträge, 
ift. aufgehoben, ſiehe Amtsbl. Mu 85 vom Sabre 1841, p. 669. 

— Die Entfehliegung der Königl. Zolladminiftration vom 8, No- 
vember 1834, Amtsbl. Ma 66, p. 648, enthält manche Beftimmungen, 
welche durch die fpätern Tarife, namentlich durch den im Amtsblatte 
M. 74 vom Jahre 1842 abgeändert find, 

— Die Befanntmadhung vom 20. Auguft 1835, Amtsbl. M, 40, 
p. 410, Zollverhältniffe mit Baden betr, 

$. 70. Außer den in dem Zollgefege und der Jollordnung vom 
17. November 1837 enthaltenen Borfchriften find noch nachftehende, 
vor Veßterer erfehienenen Verordnungen ꝛe. vorhanden, | 

a) Verfügung der Kreisregierung vom 24. April 1833, Amisbl. 
NM 24, p- 2412, die Ausftellung der Urfprungszeugniffe in blanco 


betr. | 
b) Königl. Verordnung vom 16. Januar 1834, Amtsbl. M 10, 
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p- 105, das Regulativ über bie Behandlung der mit den Staats- 
FSahrpoften eins, durch- und ausgehenden Waaren betr. 

c) Ausfchreiben der Königl. Kreisregierung vom 236. Juni 1834, 
Amisbl. M 33, p. 345, die Berfendung von Spielfarten durch einen 
Bereinsftaat in das Ausland betr. 

d) Die Beftimmungen der Bekanntmachung der Kammer des 
Innern vom 6. November ı834, Amtsbl. Mi 60, p. 599, die Ein- 
führung der Buch- und Sicgelfontrole betr., find dur die fpätern 
im $. 35 des Zollgefeges und $. 88 u. ff. der Zollordnung vom 
Jahre 1837 erfebt. | 

$. 71. Anweifung zum Bollzuge der zollorbnungsmäßigen Be- 
flimmungen über die Kontrole im Binnenlande, Amtsbl. M 7 vom 
Jahre 1839, p. 61. 

$. 72. Bekanntmachung des Sinanzminifteriums vom 15. Juni 
1840, Amtsbl. M 37, p- 231, das bei der Ausfertigung und Erle- 
digung der Begleitfheine zu beobachtende Verfahren betr. 

$. 73. Bereinbarung wegen Behandlung des Gütertransports 
und der Waarenabfertigung auf dem innerhalb des Zollvereinggebietes 
gelegenen Theile des Rheins und der konventionellen Nebenflüffe des⸗ 
felben, d. d. 23. Dezember 1841, Amtshl, M, 3 vom Jahre 1842, 
p- 17. 

— Hinfihilih der Deflarationen für Waarenfendnngen auf dem 
Poftwagen, fiehe oben Befanntmahung der Königl. General Poftad- 
minifiration vom 10. Jänner 1842 im 4. Bud, $. 174. 

— Bekanntmachung der Königl. Kreisregierung vom 9, Novems 
ber 1842, Amtsbl. Mi 72, p. 570, den Uebergangsverfehr mit Bier 
zwifchen Bayern und Baden betr., fiehe oben $. 40 (Zollverhältniſſe 
mit Bereingftaaten). 

— Die Belanntmahung vom 10. April 1843, den $. 93 ber 
Zollordnung vom Jahre 1837 betr., fiehe oben $. 68. 


Zweite Abtheilung. 
Niederlagen, Landungspläße, Frei- 
| bäfen. 


S. 74. Belanntmahung der Königl. Kreisregierung vom 11. 
September 1833, Amtsbl. M 45, p. 429, die Beftimmung der Rhein— 
ſchanze bei Mannheim zu einem Randungsplage betr. 
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$. 74 b. Neue Vollzugsvorfchriften hinſichtlich des Reglemente 
vom 11. Auguft 1833 über den Landungsplag in der Rheinſchanze, 
nun Ludwigshafen, fiehe Amtsbl. Mi 19 vom Jahre 1837, p. 189. 

$. 75. Das Amtsblatt M 6 vom Jahre 1835 enthält auf p. 
94 ein Verzeichniß der zu den Bayer. Zollbehörden führenden Zoll 
ftraßen und Landungspläge, welche feither mannichfache Aenderungen 
erlitten haben. 

$. 76. Reglement für den Freihafen zu Speyer, Amtsbl. M 56 
vom Jahre 1837, p. 447. 

$. 77. Berfügung der General-Zolladminiftration vom 10. Oe⸗ 
tober 1837, Amtsbl. M 63, p. 501, Anordnungen zur Zollſicherheit 
bei dem Freihafen zu Speyer. 

$. 78. Vorſchriften zur Handhabung der Ordnung und Zoll 
fiherheit in dem begünftigten Landungsplatze Rheinfchanze bei Mann- 
heim betr., Amtsbl. Ma 18 vom Jahre 1838, p. 120. 

$. 79. Allgemeines Niederlage - Regulativ vom 13. November 
1811, Amtsbl. M Si, p. 657. 

$. 80. Niederlage-Regulativ für die Königl. Hauptzollämter am 
Rhein und Main bezüglich der Vereinbarung wegen Behandlung des 
Gütertransports und der Waarenabfertigung auf dem innerhalb des 
Zollvereindgebieted gelegenen Theile des Rheins und der Fonven- 
tionellen Nebenflüffe desfelben betr., Amtsbl. NM. 10 vom Jahre 1842, 
p- 99. 

$. 81. Bekanntmachung der Königl. Regierung ber Pfalz vom 
12, Dectober 1842, Amtsbl. M 66, Beilage, die Errichtung eines 
Freihafend in der Rheinſchanze bei Mannheim nebft Hafen und Zoll: 
hofsordnung. 

F. 81 b. Bekanntmachung der Königl. Kreisregierung vom 2. 
Mai 1843, Amtsbl. M 23, p. 172, die Verhältniſſe der Rhein⸗ 
ſchanze, nunmehr Ludwigshafen betr. | 


Dritte Abtheilung. 


Gränz-Kontrolbezirk, Binnen- 
Kontrolle 
$. 82 a. Königl. Verordnung vom 29. November 1833, Amts⸗ 


blatt M 53, p. 513, die Bildung des Gränz > Kontrolbezirkes zur 
Berftärfung der Zollaufficht beir. 
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$. 82 b. Die Negierungsverfügung vom 11. Dezember 1833, 
Amtsbl. Mi 55, p- 529, vom 24. Dezember 1833, Amtsbl. Mi 39, 
p. 593, vom 3. Februar 1834, Amtsbl. M 9, p- 101, vom 17. 
Februar 1834, Amtsbl. M. 12, p- 121, ſämmilich die Bildung dee 
Granz⸗Kontrolbezirks zur Verftärfung der Zollaufjiht betr., find durch 
die Verfügung vom 9. Juni 1834, Amtsbl. M 28, p. 295, gänzlich 
außer Wirkfamfeit gefebt. 

G. 8. Bekanntmachung ber Königl. Regierung vom 12. Februar 
1834, Amtsbl. M 12, p. 121, die Einverleibung der Gemeinde Min- 
feld in den Gränz-Kontrolbezirk betr. 

$. 84. Königl, Verordnung vom 4. März 1834, Amtsbl. Mi 
15, p- 137, den Gränzbezirk im Königreidhe Bayern betr., enthält die 
damalige Binnenzolltinie, welche für den Theil gegen Franfreid noch 
gilt. 

F. 85. Die Bekanntmachung der Königl. Kreisregierung vom 
9. Juni 1833, Amtsbl. M 28, p. 295, die Kontrolmaafregeln bin- 
fichtlih des Waarentransportes im Grängbezirfe und die Zollerleich— 
terungen des Verkehrs in dem angränzenden Auslande betr., ift durch 
die Zollorbnuung vom 17. November 1837 eriegt. 

$. 86. SKönigl. Verorbnung vom 1. Juli 1834, Amtsbl. Mi 
20, p. 437, Beftimmungen über eine Binnenfontrole im Inlande berr., 
fiebe $. 92 der Zollorbnung von 1837. 

S. 57. Belanntmahung der Königl, Kreidregierung vom 26, 
Zuli 1834, Amtsbl. M 42, p. A551, die bejondern Vorſchriften im 
Gränz:Kontrolbezirfe des Zollvereins über Gewerbsbetrieb betr. 


$. 88. Bekanntmachung der Königl. Kreisregierung vom 8. 
März 1835, Amtsbl. M 13, p. 161, die Einverleibung von Et. 
Ingbert in den Gränzbezirk betr. 

$. 89. Belanntmahung der Königl. Negierung vom 20. Mir; 
1835, Amtsblatt AG 14, p. 167, die formation des Gränzbezirfe 
betr. 

F. W. Befanntmahung der Königl. Kreisregierung vom 6. 
Mai 1835, Amtöbl. M 21, p. 242, die Binnenlinie im Königreidx 
Bayern, in specie im Nheinfreife betr. 

8. 9. Königl. allerhöchfte Verordnung vom 8. Degember 1837, 
Amtsbl. M 76, p. 625, die Fortdauer der Binnenfontrole betr. 
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F. 92. Bekanntmachung der Königl. Regierung: der Pfalz, Kam— 
mer des Innern, vom 8. Auguſt 1838, Amtsbl. M 41, p. 327, den 
Zug der Binnenlinie beir. 

$- 93. Befanntmahung der Königl. Kreisregierung vom: 27, 
Februar 1836, Amtsbl. Ma 13, p- 92, die Gebühren für: ige 
von Berfendungsfcheinen im Gränz-Kontrolbezirke betr, 

F. 94. Bekanntmachung der Königl. Regierung ber Pfalz vom 
28, Dezember 1838, Amtebl. Aß 1 vom Jahre 1839, p. 3, die 
Binnen-Kontrolbezirke und die Binnen-Kontrolbehörden im Rönigreiche 
Bayern betr, 

— Den Haufirhandel im Gränzbezirke fiehe a. Bud, $ . 46, 

— Die Anweifung zum Bollzuge der sollorbnungsmäßigen Be⸗ 
ſſimmungen über die Kontrole im Binnenlande, Amtsbl. Aß 7 vom 
Jahre 1829, p. 64, ſteht oben $. 71. 





Achter Abſchnitt. 


Zolltarif und Verzollung der Handels⸗ 
gegenſtaͤnde. 


g. 95. Bekanntmachung der Königl. General-Zolladminiftration 
vom 6. Dezember 1834, Amtsbl. M 61, p. 635, bie Verzollung ber 
nicht deffarirten Poſtſtücke betr. 

$ %. Der durh allerhöchſte Entſchließung vom 31. Or 
tober 1842 für die Tarifeperiode vom 1. Jänner 1843 bis dahin 
1845 fanctionirte Zolltarif fleht im Amtsblatte M 74 vom Jahre 
1842, p. 579, und Berichtigungen desfelben in M 82 vom Sabre 
1812, p. 686. 

89. Befanntmahung der Königl. Regierung vom 3. Mai 
1835, Amtsbl. M 21, p. 241, die Ausfuhr der Lumpen betr. ., fiehe 
4 Buch, $. 198, 

F. 98. Königl. Berorbnung vom 18. November 1835, Amtshl. 
NM. 61, p: 565, Zollbegünftigungen im Verkehre mit der Schweiz betr. 

$. 9. Königl. Verordnung vom 17. Januar 1838, Amisbl. 
M, 8, p- al, die Erweiterung der Zolfbegünftigungen für. bie Schweiz 
betr. BE RR ‚rl. " a —— 5 


858 Zoll:, Mauth: und KHandelöverträge. 


$. 100. Belanntmahung des Binanzminifteriumd vom 27. Des 
zember ı841, Amtsbl. M 4, p. 35, die Anwendung des Zolltarite 
beim Eintritte einer neuen Tarifsperiode ober bei erfolgender Abän- 
derung einzelner Tariffäge betr. 

F. 101. SKönigl. Verordnung vom 31. Detober 1842, Amtebl. 
M. 74, p- 578, die befondere lebereinfunft wegen einftweiliger Ein- 
gangserhöhung für gewifie Gegenftände betr. 

F. 102. Belanntmahung des Finanzminifteriums vom 12. De» 
zember 1842, Amtsbl. Mi 82, p. 679, die Erleichterung der Waaren- 
durchfuhr betr. 





Neunter Abfgnite 
Ausgleichungs» und Lebergangsabgaben. 


F. 103. Königl. allerhöchfte Verordnung vom 27. Dezember 
1833, Amtsbl. M 6 vom Jahre 1834, p. 77, die Lebergangsabga- 
ben betr. mit Ueberſicht der zu erhebenden Beträge. 


$. 104. Bekanntmachung des Finanzminiftleriumd vom 24. De- 
zember 1835, Amtsbl, M 3 vom Jahre 1836, p. 19, die Ausgleich⸗ 


ungsabgaben zwilhen dem Königreihe Bayern und dem Großherzog: 
thume Baden betr, 


$. 105. Bekanntmachung des Finanzminifteriums vom 29. Juni 
1836, Amtebl. Mi 33, p. 386, die Ausgleihungsabgaben zwiſchen 
dem Königreihe Bayern, dem Herzogthum Naffau und der freien 
Stadt Frankfurt betr. 


$. 106. Die Bekanntmachung der Königl. Regierung ded Rhein: 


freifes vom 17. September 1837, Amtsbl. M 53, p. 422, ift wört- 
lich in der Folgenden enthalten, 


$. 107. Bekanntmachung des Finanzminifteriumsd vom 18. Sep 
tember 1837, Amtsbl. M 55, p. 441, die Ausgleihungsabgaben vom 
geihrotenen Malz, Bier und Brandwein zwifchen dem Königreiche 
Bayern und Würtemberg betr, 


$. 108. Regulativ des Finanzminifieriums vom 23. Dezember 
1841, Amtsbl. M, 2 vom Jahre 1842, p. 9, wegen Erhebung umb 
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Kontrolirung der Uebergangsabgaben von Brandwein, Bier, Malz, 
Wein, Traubenmoft, Tabakblättern und Fabrifaten betr, 

$. 109. Bekanntmachung der General-Zollabminiftration vom 
- 24. Januar 1842, Amtsbl. M. 17, p- 165, den Uebergangsverfehr 
mit dem Großherzogthum Heſſen betr. 

$. 110. Belanntmahung der Königl. Kreisregierung vom 8. 
April 1842, Amtsbl. M 39, p. 241, den Uebergangsverfehr mit dem 
Großherzogthum Heſſen betr. 

$. 111. Bekanntmachung des Finanzminifteriums vom 13. Nor 
vember 1842, Amtsbl. M, 76, p. 626, die Erhebung einer Leber: 
gangsabgabe von dem aus andern Bereindländern übergehenden Brand⸗ 
wein im Großherzogthum Heflen betr. 





Zgehnter Abſchnitt. 
Runkelrübenzucker. 


F. 112. Uebereinkunft unter den Staaten des Zollvereins vom 
8. Mai 1841, Amtsbl. M 56, p. 449, wegen Beſteuerung des Run⸗ 
kelrübenzuckers betr. 

F. 113. Königl. Verordnung vom 19. Auguſt 1841, Amtsbl. 
M 58, p. 465, die Erhebung einer Steuer von den zur Zuckerbereit⸗ 
ung zu verwendenden Nunfelrüben betr. | 


CShauffeegeld 
Siehe Weggeld im a. Bude. 


Rheins, Main» und Nedarzölle 
Siehe Rheinoctroi im 4. Bude. 


ee 6 6 — — 


'BIB 


ZREGTA 


ACENSIS. 
A 








Ä ‚ooglc | 


Digitized by Google 


we‘ 


Digitized by — 








